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VORWORT 


„Die Gegenwart, jüngstgeborene Tochter 
der Ewigkeit, Mutter der Zukunft.“ 

Thomas Carlyle. 


Es bedarf wohl kaum einer langen Rechtfertigung für den Versuch, 
ein großes deutsches Dokumentenwerk zu schaffen, das ein dokumentari¬ 
sches Bild der Weltgeschichte unserer Zeit vermitteln will. Große Doku¬ 
mentensammlungen sind in der heutigen Zeit wohl die wichtigste Be¬ 
mühung der Nationen, das politische Weltbild der Gegenwart — als der 
Mutter der Zukunft, die sie erstreben — zu sehen und das vorliegende 
Werk will ein deutscher Versuch in dieser Richtung sein. 

Über die Anlage des Werks müssen einige Worte gesagt werden. 
Es ist mit dem Aufbau dieses Dokumentenwerks ein neuer Weg beschrit¬ 
ten worden. Das Werk möchte nicht nur ein Hilfs- und Nachschlage¬ 
werk für die publizistische Arbeit und die zeitgeschichtliche Forschung 
sein. Es bemüht sich, darüber hinaus die Geschichte der Gegen¬ 
wart durch Dokumente zu „erzählen“. Die Dokumente sind 
nach Sachgebieten geordnet worden, so daß die Anordnung zusammen 
mit den verbindenden Zwischentexten den historisch-politischen Zu¬ 
sammenhang des Geschehens deutlich macht. Zvvischentext und 
Dokument zusammen sollen ein Bild der fortlaufenden Handlung 
der Gegenwaxtsgeschichte ergeben. Mit den Dokumenten kommen zumeist 
die „Parteien“ des geschichtlichen Streites zum Wort. Die verbindenden 
Linien mußten daher im Zwischentext oft kräftig nachgezeichnet werden, 
um den Zusammenhang des politischen Geschehens deutlich zu machen; 
denn der Streit der Stunde verbirgt allzuleicht die große Dramatik 
der Zeitgeschichte. 

Wollte man ein „Lesen“ in dem Buche möglich machen, war die 
Aufteilung des Stoffes nach Sach- und Problemgruppen nahezu unver¬ 
meidlich. Der Streit darüber wird zwar nie verstummen, wie man die 
Gesamtgeschichte einer Zeit am besten aufteilt, ob sachlich, ob chrono¬ 
logisch, ob regional. Das geschichtliche Leben ist zeitlich und räumlich 
kontinuierlicher Zusammenhang und kennt die säuberlichen Rubriken 
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nicht. Jede Aufteilung zerreißt daher Zusammenhänge und hat ihre 
Nachteile. Die chronologische Anordnung reiht sehr leicht nach dem Zu¬ 
fall des Kalenders Dinge ohne engeren Zusammenhang aneinander und 
läßt etwa Geschehnisse aus dem Chaco-Konflikt auf ein Ereignis des 
Saarkampfes folgen. Die Aufteilung des Stoffes nach Nationen anderer¬ 
seits zerstört den „Prozeß“ der Geschichte, der sich in Rede und Gegen¬ 
rede vollzieht, und reißt Aktion und Gegenaktion der Mächte ausein¬ 
ander. Wollte man also den Stoff nicht bloß darbieten, sondern auch 
formen, blieb kein anderer Weg für die Anordnung übrig. Den berech¬ 
tigten Gesichtspunkten anderer Anordnungsweisen soll dabei soweit als 
möglich Rechnung getragen werden. Wo Ereignisse aus dem einen Pro¬ 
blembereich in den anderen hinüberspielen, ist das im Zwischentext dar¬ 
gelegt und Verweise im Text und in der beigegebenen quellenkundlichen 
Chronologie machen es leicht, ergänzend das eine oder andere Dokument 
aus einem anderen Abschnitt heranzuziehen. Die Dokumente werden in 
jedem Jahrgange noch gesondert chronologisch zusammengestellt. Im 
zweiten Teil des Jahrganges wird ein nach Nationen geordneter Überblick 
über das gesamte Material des Jahrganges gebracht werden. Wem daher 
an dem chronologischen Zusammenhang der Geschehnisse überhaupt oder 
an der Außenpolitik eines bestimmten Staates in ihrer staatlich-nationalen 
Bedingtheit liegt, der kann sich leicht den Stoff, den das Dokumenten- 
werk erschließt, nach seinen Gesichtspunkten neu zusammenstellen. 

Fließend ist auch die Grenzlinie zwischen den beiden Teilen, in die 
jeder Jahrgang des Werkes zerfällt. Der erste Teil ist der eigentlichen 
internationalen Politik gewidmet; der zweite Teil behandelt — unter welt¬ 
politischen Gesichtspunkten — das Ringen der Nationen um die Formen 
ihres Daseins, um Wirtschaftsordnung, Staatsform und völkisches Le¬ 
ben. Nun trägt alles politische Geschehen ein doppeltes Gesicht und hat 
außenpolitische und innenpolitische Bedeutung zugleich. Die allgemeine 
Regel bei der Grenzziehung zwischen den beiden Bänden war, daß Fra¬ 
gen in den zweiten Teil hinübergenommen wurden, bei denen es um die 
Gestaltung des nationalen Lebens eines Volkes geht. Die indische Frage 
etwa ist eine Frage von höchstem außenpolitischem Interesse; aber in 
dem Kampf um sie wird die innere Ordnung oder Unordnung eines Vol¬ 
kes geschaffen. Der Leser möge also zu dem Panorama der internatio¬ 
nalen Politik, das der erste Teil entrollt, noch einzelne Probleme des 
Teiles 2 hinzufügen. Eine Gesamtübersicht über die Probleme der inter¬ 
nationalen Politik, deren Darstellung in den Dokumenten versucht wird, 
wird am Schlüsse dieses Vorwortes gegeben werden. 

Äußerliche Vollständigkeit ist nicht erstrebt worden und 
scheint auch kaum erstrebenswert. Nicht jede Frage wird Jahr für Jahr 
behandelt werden können. Es ist daher für zweckmäßig erachtet worden, 
einzelne Fragen nach Jahren zusammenzufassen, um dadurch die große 
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Linie ihrer Entwicklung veranschaulichen zu können, anstatt sie alle zu¬ 
sammen in jedem Jahr jeweils mit ein paar Seiten zu bedenken und 
ihnen die verzerrte Gestalt zu lassen, die das spärliche, unzureichende 
und zufällige dokumentarische Material eines Jahres ihnen häufig geben 
müßte. Auch die zeitliche Vollständigkeit ist nicht pedantisch eingehal¬ 
ten worden. In aller Regel erfährt eine Frage geschlossene Darstellung 
von Frühjahr zu Frühjahr (i. April bis 3 i. März). Aber die Geschichte 
respektiert den Kalender so wenig wie die säuberlichen Abgrenzungen der 
Schemata. Die zeitliche Abgrenzung hat uns nicht gehindert, am Schluß 
über den 3 i. März hinauszugehen und am Beginn vor dem i. April zu 
beginnen, wenn immer es um der Geschlossenheit des geschichtlichen 
Bildes willen geboten war. Wenn es not tut, wird auch einmal nach dem 
i. April begonnen werden, wenn der trennende Einschnitt in der Ent¬ 
wicklung einer Frage später liegt. 

Es besteht wahrscheinlich die Verlockung zu einem grundsätzlichen 
Einwand gegen den Versuch, Gegenwartsgeschichte durch ,,Dokumente“ 
darzustellen. Sind die im Jahre des Geschehens oder kurz nachher zu¬ 
gänglichen „Dokumente“ — mag mancher versucht sein zu fragen — 
wirkliche Quellen für die Zeitgeschichte oder sind sie nicht vielmehr 
Kulissen, die die handelnden Mächte vor ihrem entscheidenden Tun auf¬ 
richten? Es ist wahr, daß in dem Werke eine der wichtigen historischen 
Quellen, nämlich das diplomatische Aktenstück, ziemlich spärlich vertre¬ 
ten ist. Das paradiesische Zeitalter ohne „Geheimdiplomatie“ läßt noch 
auf sich warten, und das diplomatische Aktenstück als Quelle unserer 
Zeit wird in breiterem Umfang erst kommenden Generationen erschlos¬ 
sen sein. Was uns als Dokument der Gegenwartsgeschichte zugänglich 
ist, hat natürlich schwankenden Erkenntniswert und mag in einzelnen 
Fällen die ganze Skala der Mischungen von Wahrheit und Täuschung 
durchlaufen, die unter Menschen möglich sind. Verabredete öffentliche 
Verlautbarungen, Reden, vor der Öffentlichkeit abgeschlossene und be¬ 
gründete Verträge sind eben vor allem Mittel der Politik. Aber es ist 
bei alledem ein Irrtum, zu meinen, diese Zeugnisse der Gegen¬ 
wartsgeschichte (wenn wir Dokument so übersetzen dürfen) reichten nicht 
aus, das Bild der Zeit in ihrer weltpolitischen und weltgeschichtlichen 
Entfaltung zu zeichnen. Die Entwicklung der Vorkriegszeit ist in den 
wesentlichen Zügen von den Historikern lange vor den großen 
Aktenpublikationen richtig gesehen worden. Ob Geheimdiplomatie oder 
nicht, die große Politik vollzieht sich heute mehr als früher in der brei¬ 
ten Öffentlichkeit. Wäre es ebenso richtig, wie es falsch ist, daß die 
öffentliche politische Kundgebung nur Täuschung ist, dann wäre 
es noch immer wichtig zu wissen, mit welcher Täuschung man die 
Welt zu bewegen hofft. Die veröffentlichten Verträge, die Rede des 
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Staatsmannes, die Kundgebung der Regierungen, der Beschluß der Parla¬ 
mente lassen die Entwicklung der weltpolitischen Dinge in den großen 
Linien erkennen, so wenig man damit eine eigentliche diplomatische Ge¬ 
schichte der Zeit zu schreiben vermöchte. 

Der Begriff des Dokuments ist daher auch nicht eng und 
formal gefaßt. Nicht einmal die Beschränkung auf die amtliche Per¬ 
sönlichkeit und die Kundgebung an amtlichem Ort konnte ein¬ 
gehalten werden. Meinungen und Ideen aller Männer und aller Mächte, 
die Geschichte zu machen vermögen, erschienen uns als nicht weniger 
wichtig. Denn es galt ja nicht nur das Gewordene darzustellen (wie 
könnte man das auch mitten im Augenblick, der noch ganz Werden ist), 
sondern auch ein Bild der ringenden geistigen und politischen Mächte 
der Welt zu vermitteln und das weltgeschichtliche Werden zu zeigen. 

Über die Auswahl der Dokumente mag kurz gesagt sein, daß 
sie das politisch Bedeutsame herausgreifen. Die bedeutsamen 
völkerrechtlichen Dokumente wird man in der Sammlung finden; aber 
die Dokumente sind nicht unter dem beherrschenden völkerrechtlichen 
Gesichtspunkt ausgewählt worden. 

Das Werk kann, schon um der großen Linie des Geschehens willen, 
nur die Dokumente von wirklichem Gewicht bringen und muß aus der 
Fülle des Stoffes auswählen. Als Anhang soll daher eine so weit als mög¬ 
lich vollständige Übersicht über die Geschehnisse und Do¬ 
kumente eines Jahres geschaffen werden. Die Übersicht ist ein¬ 
geteilt wie der Hauptteil des Werkes: für jeden Problembereich wird 
eine Chronologie und ein historischer Kalender der politisch bedeutsamen 
Geschehnisse gegeben. Zu der Chronologie und dem Geschichtskalender 
tritt aber ein Nachweis der Quellen für all jene Ereignisse, die in Doku¬ 
menten Ausdruck gefunden haben 1 ). (Dabei wird nicht nur eine Quelle 
nachgewiesen, sondern die meisten Druckorte, wo immer man diese 
Quelle wiederabgedruckt finden kann.) In diese Chronologie und diesen 
Geschichtskalender ist also ein Register der Quellen und Do¬ 
kumente unserer Zeit hineingearbeitet (gleichsam in weiterem Sinne 
Regesten der Gegenwartsgeschichte). Vielleicht ist es keine übertriebene 
Hoffnung, daß mit diesem dokumentär-bibliographischen 
Geschichtskalender ein neues Instrument der politischen und ge¬ 
genwartsgeschichtlichen Forschung entstehen wird. 

Über die Quellen selbst wäre eine lange Abhandlung zu schreiben, 
um festzulegen, welche Quelle im einzelnen Fall den höchsten Rang 
einnimmt. Wie schwierig die Frage ist, mag man daraus ersehen, daß 
große wissenschaftliche Publikationen, Standardwerke ihrer Art, in den 
zitierten Quellen weit auseinandergehen und sogar recht häufig sekun- 


!) Wird insgesamt dem Teile 2 beigegeben. 
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däre Quellen wie die großen internationalen Zeitungen benützen. Die all¬ 
gemeine Skala des Quellenwertes versteht sich von selbst: Regierungs¬ 
gesetzblatt, Regierungsfarbbuch, offizielles Parlamentsprotokoll, Völker¬ 
bunddokument, Regierungscommunique, die offiziöse Zeitung, die „große 
Zeitung“, die großen Standardwerke für die Veröffentlichung von Ver¬ 
trägen und Gesetzen, wie etwa Martens, die wissenschaftlichen Periodika 
mit Dokumentenpublikationen 1 ). Es ist angestrebt worden, jeweils die 
Quelle mit dem höchsten Rang zu benützen. Über die zum Teil recht 
erheblichen praktischen Schwierigkeiten zur Beschaffung der Quellen 
braucht hier nicht viel gesagt werden. Es ist meistens sehr viel leichter, 
in den Bibliotheken abgelegene Werke über politische Fragen zu finden, 
als die elementarsten Quellen für sie, zumal wenn es um etwas abgele¬ 
genere Gebiete handelt. So mußte das Material (insbesondere natürlich 
auch für den dokumentär-bibliographischen Geschichtskalender) müh¬ 
sam zusammengetragen werden. Allen Instituten und Bibliotheken, die 
dabei wertvolle Unterstützungen liehen, sei dafür auf das wärmste 
gedankt. 

Der wesentlichste Inhalt der Geschichte des Jahres 1934/35 war 
— wenn ein rasches Überfliegen der weltpolitischen Probleme ver¬ 
sucht werden darf, die der vorliegende Band darzustellen unternimmt — 
die Wie d e r e rs t e h u n g Deutschlands als europäischer 
Großmacht. Am 17. April 1934 lehnt Frankreich in einer Note die 
Abrüstung endgültig ab, und am 17. April 1935 führt der Völkerbund 
durch seine Resolution gegen „einseitige Vertragsverletzung“ Prozeß ge¬ 
gen die schon vollzogene Tatsache der deutschen Wehrfreiheit, Prozeß 
gegen etwas, was im Begriffe war, in die Geschichte einzugehen. 
Zwischen dem Frühjahr 1934 und dem Frühjahr 1935 liegt eine 
Revolution der europäischen Dinge. Sie mußte das Hauptthema des vor¬ 
liegenden Bandes sein. Die Frage der Kollektivsicherheit, der Sanktionen, 
des Kollektivfriedens und des — Kollektivkrieges war in diesem ganzen 
Jahre gestellt und man muß den geistigen und politischen Kampf um 
diese Fragen kennen, um die Auseinandersetzung zu verstehen, die um 
dieselben Fragen auf einer anderen weltpolitischen Front im italienisch- 
abessinischen Konflikt ausgefochten wurden und werden. Die i t a - 
lienisch-abessinische Frage war in den letzten Monaten des 
Berichtsjahres erst im Anlaufen; sie wird im ganzen zum nächsten Jahre 
genommen, da der Bericht über die ersten Monate des Konfliktes allein 
ein falsches Bild ergeben hätte. Der außenpolitische Kampf des Jah¬ 
res 1934/35 wirft ohnehin genügendes Licht auf die weltpolitischen 
Spannungen, die mit dem italienisch-abessinischen Konflikt aufgebro¬ 
chen sind. 

*) Einiges über diese quellenkritischen Fragen wird noch in dem Vorwort zu der 
Übersicht über die Ereignisse und Dokumente gesagt werden. 
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Ein Vorgang von gewaltiger und verhängnisvoller Bedeutung, der 
noch heute umkämpft wird, war die Einbeziehung der Sowjet¬ 
union in das System der französischen Sicherheits¬ 
politik, die auf dem Wege über die Anerkennung der Sowjetunion 
durch die Kleine Entente, die Ostpaktpläne und die Aufnahme Sowjets 
rußlands in den Völkerbund in den französisch-sowjetrussischen Bei¬ 
standspakt vom 2. Mai 1935, d. h. in die Wiederbelebung des Block¬ 
systems der Vorkriegszeit mündete. Diese (nach Mussolini) „Verschie¬ 
bung des europäischen Gleichgewichts“ mußte das zweite Hauptthema 
des vorliegenden Bandes bilden. Die Geschichte dieser Verbindung ist bis 
zum französisch-sowjetrussischen Pakt vom 2. 5 . 1935 dargestellt Das 
Ringen um diesen Pakt und seine weltgeschichtlichen Auswirkungen wer¬ 
den im nächsten Jahresband behandelt werden. Einen politisch-welt¬ 
anschaulichen Hintergrund des Vorganges — nämlich die kommunisti¬ 
sche Bewegung in der Welt — wird der zweite Teil darzustellen haben. 
Einzelfragen der Ostpolitik, die Danziger Frage und das Pro¬ 
blem des Memelgebietes, das ig 35 wieder in ein entscheiden¬ 
des Stadium trat, sollen später (wahrscheinlich im nächsten Bande) zu¬ 
sammengefaßt werden. 

Im Jahre 19 34/35 hat sowohl die österreichische Frage 
wie die Frage der Revision des Friedens von Trianon, 
die beide aus den Friedensverträgen des Jahres 1919 entsprungen sind, 
zu schweren Erschütterungen geführt. Die österreichischen Ereignisse 
vom Juli 1934 und das Attentat von Marseille bilden daher in 
ihrem außenpolitischen Gehalt und ihrer außenpolitischen Wirkung den 
Gegenstand weiterer Kapitel. Durch den Balkanpakt vom Februar 
1934, der im November ig 34 seine organisatorische Verankerung fand, 
erfuhr der politische Kampf im Donauraum seine Verlängerung über 
den Balkan hinweg. 

Tief aufgewühlt wurde Europa im Jahre 1934/35 durch die Saar¬ 
frage. Am i 3 . Januar ig 35 wurde sie durch die überwältigende Wil¬ 
lenskundgebung des Saarvolkes schlicht und einfach gelöst und aus der 
Reihe der europäischen Fragen überhaupt gestrichen. In den großen Zü¬ 
gen ihrer Entwicklung mußte die Saarfrage noch einmal dargestellt wer¬ 
den; eine Veranlassung zu einer breiten Behandlung bestand nicht. Alle 
anderen Fragen, die in dem vorliegenden Band Darstellung finden, be¬ 
stehen als weltpolitische Fragen weiter. Die Saarfrage ist heute nur mehr 
geschichtliches Beispiel und eine geschichtliche Lehre. 

Der Kampf um die deutsche Wiederaufrichtung und die deutsche 
Rüstung vollzog sich auf dem Hintergrund und als Konsequenz einer 
fieberhaft betriebenen Weltrüstung und einer wehrpoliti¬ 
schen Revolution auf dem ganzen Erdball. Als das eng¬ 
lische Weißbuch vom 1. März 1935 englische Rüstungsmaßnahmen 
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mit der deutschen Aufrüstung begründete, schrieben die Times, daß 
das Argument für die britischen Rüstungsmaßnahmen „objektiver 
hätte vorgetragen werden können“. Aus der verschlungenen Kette von 
Rüstung und Gegenrüstung hatte man ein einziges Glied herausge¬ 
griffen. Dies objektivere und vollständigere Bild der Weltrüstung ver¬ 
sucht ein großer Abschnitt des vorliegenden Bandes zu zeichnen. Dabei 
kommt es uns wesentlich auf die innere Struktur des Wehrorganismus 
der einzelnen Nationen an. Wie die Nationen sich im ganzen Umfang 
ihres Daseins (des wirtschaftlichen, sozialen, staatlichen und politischen 
Daseins) für den Kampf um das Bestehen „rüsten“, ist Thema dieses 
Abschnitts. 

Das Jahr 1935/36, das auf das in diesem Band behandelte Jahr 
folgte, schob, wie gesagt, die weltpolitischen Dinge gegenüber dem 
Kampf um die europäische Ordnung stärker in den Vordergrund. Der 
italienisch-abessinische Konflikt wirft die ganze Frage des kolonialen 
Raums und das ganze Problem Afrika auf. Die großen Probleme 
des britischen Weltreichs in Afrika und im Vorderen 
Orient (Ägypten, Palästina, Irak), ebenso wie die des fran¬ 
zösischen Kolonialreiches (Syrien) wurden dadurch mit be¬ 
sonderer Schärfe aufgeworfen. Sie werden in Teil 2 behandelt werden. 
Der Vordere Orient trat in das Jahr ig 34/35 (unserer Zeitein¬ 
teilung) mit einem kriegerischen Konflikt zwischen dem Nejschd und 
Yemen ein, der im Juni durch den Frieden von Taif beendet wurde. 
Von den inneren Erschütterungen Syriens, des Iraks und Palästinas, die 
alle im Bereich der groß arabischen Bewegung liegen, ist schon gespro¬ 
chen worden. Ein Block zwischen der Türkei, dem Iran und Afghanistan 
nahm deutlichere Umrisse an. All das wird dargestellt werden, wenn diese 
Fragen sich unter dem Einfluß der großen Auseinandersetzungen der 
Welt zu weltpolitischer Bedeutung erheben. 

Im Fernen Osten vollzieht sich ein Kampf von furchtbaren Aus¬ 
maßen, bei dem es um Weltreiche geht. Werden sich die Hunderte von 
Millionen Menschen Indiens und Chinas zu Staaten und Machtgebilden 
formen? Wer wird sie in Bewegung setzen? Wird Japan diese Hunderte 
von Millionen unter seiner Führung vereinigen und so eine Weltmacht 
von überwältigender Gewalt werden oder werden die angelsächsischen 
Mächte China unter ihren Schutz nehmen und so selbst auf die Bahn der 
Weltreichsbildung getrieben werden? Wird die Konkurrenz der fernöst¬ 
lichen Industrie das Wirtschaftssystem der alten Weltmächte zu unter- 
hohlen vermögen? Wird Japan imstande sein, sich die Flottenparität zu 
erobern und damit unangreifbar im Fernen Osten werden? Das sind die 
Fragen, die sich durch das Kapitel III des vorliegenden Bandes hin¬ 
durchziehen. (Die indische Frage erfährt im Teil 2 dieses Jahr¬ 
gangs ihre Darstellung.) 
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Auf dem amerikanischen Kontinent wütete im Jahr 1 934/35 noch 
immer der Krieg im Chaco. Der Chacokonflikt hat viel Noten und 
Dokumente im Jahr 1934/35 her vor gebracht; aber seine Hauptzeugnisse 
waren doch Gewehrkugeln, Seuchen und Hungersnot. Im Juni ig 35 erst 
wurde der Waffenstillstand geschlossen. An diesem Zeitpunkt wollen wir 
im nächsten Band den Dokumenten wieder das Wort geben. Die Ver¬ 
einigten Staaten haben 1 934/35 eine tiefgreifende Umgestaltung ihrer 
Beziehungen zu den Philippinen, Haiti und Cuba durchgeführt. 
Was das für die Vereinigten Staaten, ihre pazifische Politik und das 
innere Werden dieser Gemeinschaften zu bedeuten hat, soll im zweiten 
Teil dargestellt werden. Die Europa- und Neutralitätspoli¬ 
tik der Vereinigten Staaten andererseits erreicht mit dem Neu- 
tralitätsgesetz des Jahres 1935 einen Höhepunkt und soll auf diesem 
Höhepunkt in ihrem großen Zusammenhang dargestellt werden. 

Das ist ein großer Überblick über die weltpolitischen Probleme der 
Welt im Jahre 193 4 / 35 . Sie werden im vorhegenden Bande behandelt, 
wenn sie im Jahre 1934/35 „ihre Stunde“ hatten, oder im zweiten Teil 
dieses Jahrgangs, wenn mit ihnen wichtige Probleme der inneren Gestal¬ 
tung von Völkern verknüpft sind. 

Der Herausgeber hat Fräulein Dr. Wegener-Hamburg für eine sach¬ 
kundige und wertvolle Mitarbeit zu danken. 

Wenn das Werk vielleicht seine weitergesteckten Ziele erfüllen kann, 
so ist das nicht zuletzt der Mitarbeit von Dr. Werner Frauendienst vom 
Auswärtigen Amt zu danken, der das Werk durchgesehen und dem Her¬ 
ausgeber durch seine Beratung geholfen hat. 


Der Herausgeber. 
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A. DIE WIEDERERSTEHUNG 
DEUTSCHLANDS ALS GROSSMACHT 


VORSPIEL 

Inhalt der europäischen Geschichte vom Frühjahr ig 34 bis zum Früh¬ 
jahr 1935 ist die Wiedererstehung Deutschlands als europäischer Großmacht. 
Der Vorgang war eine europäische Umwälzung; er wirkte in der europäi¬ 
schen Staatenwelt als ein gewaltiger Anstoß, der sich durch die ganze euro¬ 
päische Staatsordnung hindurch fortpflanzte. Er zerstörte ein falsches, trü¬ 
gerisches Bild der europäischen Ordnung, das Bild einer europäischen Ord¬ 
nung nämlich, die auf der Illusion aufgebaut war, ein Volk wie das deut- 
sehe im Herzen der europäischen Staatenwelt, ein Volk von ungebrochener 
Volks- und Wirtschaftskraft lasse sich auf die Dauer im Zustand der Ohn¬ 
macht erhalten und gleichsam aus dem großen Kampf der Welt ausscheiden. 

Drei Dokumente muß man stets vor sich haben, wenn man den Kampf 
um die Wiederaufrichtung Deutschlands als europäischer Großmacht vom 
Frühjahr 193/4 bis zum Frühjahr 1935 verfolgen will. Auf sie wird ständig 
verwiesen. Um ihre Beseitigung oder Verwirklichung geht es. Es ist einmal 
Teil V des Versailler Vertrages, der Deutschland ein Heer gab, 
das nur für die „Erhaltung der Ordnung innerhalb des deutschen Gebietes 
und zur Grenzpolizei bestimmt“ sein sollte, und damit Deutschland zu einem 
Objekt internationaler Fürsorge und Behütung machte. Lange Jahre ging es 
allein um die Abrüstungsverpflichtung der anderen, die in den einleitenden 
Worten des Abschnittes V des Versailler Vertrages enthalten ist („Um die 
Einleitung einer allgemeinen Abrüstungsbeschränkung aller Nationen zu er¬ 
möglichen“), dann um die Ersetzung des Teiles V des Versailler Vertrages 
durch ein neues Abkommen (das war mit der Note Frankreichs vom 17. 4 - 
1934 zu Ende), dann nur mehr um die einfache Beseitigung des Teiles V 
des Versailler Vertrages. 

Das zweite Dokument ist die Erklärung der Mächte vom 11. 12. 
1932, die nach dem ersten Austritt Deutschlands aus der Abrüstungskon¬ 
ferenz als Ziel der Abrüstungskonferenz die „Gleichberechtigung in einem 
System, das allen Nationen Sicherheit bietet“, verkündete. Das Versprechen 
der „Gleichberechtigung in einem System der Sicherheit“ hat den politischen 
und geistigen Kampf der darauffolgenden Zeit bestimmt. Als in den Ab¬ 
rüstungsplänen des Herbstes 1933 dann vor die Verwirklichung dieses Ver- 
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Sprechens eine Probezeit ' 4 für Deutschland eingeschoben werden sollte, trat 
am i 4 . io. 1933 Deutschland aus dem Völkerbund aus. 

Der Aufruf Adolf Hitlers und der R e i c h s r e g i e r u n g 
vom 1 4 - 10. 1933 bildet das dritte grundlegende Dokument, das wir der 
Geschichte des Kampfes um die deutsche Gleichberechtigung im Jahre 1934 
und 1935 voranstellen. Durch eine unwiderrufliche Tatsache war mit dem 
Austritt Deutschlands der Weg zu trügerischen Kompromissen und Schein¬ 
lösungen versperrt. Der Weg der Dinge war in den wesenhaften Linien vor¬ 
gezeichnet. 

r 

Die Entwaffnung Deutschlands 

Teil V des Versailler Vertrages vom 28. 6. 1919 

Um die Einleitung einer allgemeinen Rüstungsbeschränkung aller 
Nationen zu ermöglichen, verpflichtet sich Deutschland, die im folgen¬ 
den niedergelegten Bestimmungen über das Landheer, die Seemacht und 
die Luftfahrt genau innezuhalten. 


Abschnitt I. 

Bestimmungen über das Landheer 

Kapitel I. Starke und Einteilung des deutschen Heeres 
Artikel iög. 

Die deutschen Streitkräfte werden gemäß nachstehenden Bedingun¬ 
gen demobilgemacht und herabgesetzt. 

Artikel 160. 

1. Spätestens am 3 1. März 1920 darf das deutsche Heer nicht mehr 
als sieben Infanterie- und drei Kavallerie-Divisionen umfassen. 

Von diesem Zeitpunkt ab darf die gesamte Iststärke des Heeres der 
sämtlichen deutschen Einzelstaaten nicht mehr als einhunderttausend 
Mann, einschließlich der Offiziere und der Depots, betragen. Das Heer 
ist nur für die Erhaltung der Ordnung innerhalb des deutschen Gebie¬ 
tes und zur Grenzpolizei bestimmt. 

Die Gesamtstärke an Offizieren, einschließlich der Stäbe, ohne 
Rücksicht auf deren Zusammensetzung, darf die Zahl viertausend nicht 
übersteigen. 

2. Die Divisionen und die Stäbe der Generalkommandos sind nach 
der diesem Abschnitt angefügten Übersicht I zu bilden. 

Die Zahl und die Stärke der Einheiten an Infanterie, Artillerie, 
Pionieren, technischen Dienstzweigen und Truppen, welche die erwähnte 
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Übersicht vorsieht, bedeuten Höchststärken, die nicht überschritten wer¬ 
den dürfen. Folgende Einheiten dürfen ein eigenes Depot besitzen: 

Das Infanterie-Regiment, 
das Kavallerie-Regiment, 
das Feldartillerie-Regiment, 
das Pionier-Bataillon. 

3 . Die Divisionen dürfen nur unter zwei Generalkommandos zusam¬ 
mengefaßt werden. 

Die Unterhaltung oder Bildung anderswie zusammengefaßter For¬ 
mationen oder anderer Kommandobehörden oder Behörden für Kriegs¬ 
vorbereitung ist verboten. 

Der deutsche Große Generalstab und alle anderen ähnlichen For¬ 
mationen werden aufgelöst und dürfen unter keiner Gestalt neu gebil¬ 
det werden. An Offizieren und ihnen Gleich gestellten dürfen die Kriegs¬ 
ministerien der deutschen Einzelstaaten und die ihnen angegliederten Be¬ 
hörden nicht mehr als dreihundert zählen, die auf die Höchststärke von 
viertausend nach Nummer x, Absatz 3 dieses Artikels anzurechnen sind. 

Artikel 161. 

Alle Gattungen des Zivilpersonals der Verwaltungsbehörden des 
Heeres, das nicht in den durch die gegenwärtigen Bestimmungen vor¬ 
gesehenen Höchststärken enthalten ist, werden auf ein Zehntel der durch 
den Heereshaushalt für 1913 festgesetzten Stärke herabgesetzt. 

Artikel 162. 

Die Zahl der im Zollwächterdienst, im Forst- und Küstenschutz 
verwendeten Angestellten und Beamten der deutschen Staaten darf nicht 
die der im Jahre 1913 diesen Dienst versehenden Angestellten und Be¬ 
amten übersteigen. 

Die Zahl der Gendarmen sowie der Angestellten und Beamten der 
Polizeiverwaltungen für einzelne Bezirke oder Gemeinden darf nur im 
Verhältnis der seit 19 1 3 in den betreffenden Bezirken oder Gemeinden 
eingetretenen Bevölkerungszunahme vermehrt werden. 

Diese Angestellten und Beamten dürfen nicht zu militärischen 
Übungen zusammengezogen werden. 

Artikel i 63 . 

Die im Artikel 160 vorgeschriebene Herabsetzung der Streitkräfte 
Deutschlands kann schrittweise in der folgenden Art durchgeführt 
werden. 

Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
ist die gesamte Iststärke auf zweihunderttausend Mann zurückzuführen; 
die Zahl der Einheiten darf das Doppelte der im Artikel 160 vorge¬ 
sehenen Zahl nicht überschreiten. 

Nach Ablauf dieser Frist und am Schlüsse jedes folgenden Viertel- 
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jahrs setzt ein Ausschuß von Heeressachverständigen der alliierten und 
assoziierten Hauptmächte die für das nächste Vierteljahr durchzufüh¬ 
renden Herabsetzungen fest, und zwar in der Weise, daß spätestens am 
3 i. März 1920 die gesamte Iststärke der deutschen Streitkräfte die im 
Artikel 160 vorgesehene Höchstziffer von einhunderttausend Mann nicht 
überschreitet. Bei dieser schrittweisen Herabsetzung bleibt das Verhält¬ 
nis zwischen Mannschaften und Offizieren und ferner das Verhältnis 
zwischen den verschiedenen Einheiten, so wie es in dem bezeichneten 
Artikel vorgesehen ist, gewahrt. 

Kapitel II. Bewaffnung, Munition, Material 

Artikel 16 4 * 

Bis zu dem Zeitpunkt, an dem Deutschland als Mitglied in den 
Völkerbund eintreten darf, darf das deutsche Heer an Bewaffnung nicht 
mehr besitzen, als in der diesem Abschnitt beigefügten Übersicht II fest¬ 
gesetzt ist, abgesehen von einem freigestellten Zuschlag von höchstens 
einem Fünfundzwanzigstel an Handfeuerwaffen und einem Fünfzigstel 
an Geschützen, der lediglich als Ersatz für Ausfälle bestimmt ist. 

Deutschland sagt für den Zeitpunkt, zu dem ihm der Eintritt als 
Mitglied in den Völkerbund gestattet wird, jetzt bereits zu, daß die in 
der angezogenen Übersicht festgesetzte Bewaffnung nicht überschritten 
werden wird und daß es dem Rat des Völkerbunds zustehen soll, sie 
anderweit zu regeln; es verpflichtet sich, die von dem Rat des Völker¬ 
bunds in dieser Richtung getroffenen Entscheidungen genau zu befolgen. 

Artikel 16 5 . 

Die Höchstziffer von Geschützen, Maschinengewehren, Minenwer¬ 
fern und Gewehren, sowie die Vorräte von Munition und Ausrüstung, 
welche Deutschland während der im Artikel 160 erwähnten Zeit zwi¬ 
schen Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags und dem 3 i. März 1920 
halten darf, haben zu den zulässigen Höchstziffern der diesem Abschnitt 
beigefügten Übersicht III in demselben Verhältnis zu stehen, in dem die 
deutschen Streitkräfte je nach dem Fortschreiten der im Artikel i 63 
vorgesehenen Herabsetzung zu den nach Artikel 160 zulässigen Höchst¬ 
stärken stehen. 

Artikel 166. 

Am 3 i. März 1920 dürfen die für das deutsche Heer verfügbaren 
Munitionsvorräte nicht höher sein, als die in der diesem Abschnitt an¬ 
gefügten Übersicht III niedergelegten Zahlen ergeben. 

Binnen der gleichen Frist muß die deutsche Regierung die Stapel¬ 
plätze dieser Vorräte den Regierungen der alliierten und assoziierten 
Hauptmächte kundgeben. Es ist ihr verboten, irgendwelche andere Be¬ 
stände, Niederlagen oder Vorräte an Munition anzulegen. 
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Artikel 167. 

Die Zahl und das Kaliber der Geschütze, die bei Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrags die Bestückung der Festungswerke, Festungen 
und festen Plätze, sei es im Lande, sei es an der Küste, bilden, welche 
Deutschland beibehalten darf, sind sofort durch die deutsche Regierung 
den Regierungen der alliierten und assoziierten Hauptmächte kundzuge¬ 
ben. Sie stellen Höchstzahlen dar, die nicht überschritten werden dürfen. 

Binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver¬ 
trags wird die Ausstattung dieser Geschütze mit Munition auf höchstens 
i 5 oo Schuß je Geschütz von Kaliber io ,5 cm und darunter und 5 oo 
Schuß je Geschütz für die größeren Kaliber gleichmäßig zurückgeführt 
und auf diesem Satz erhalten. 

Artikel 168. 

Die Anfertigung von Waffen, Munition und Kriegsgerät aller Art 
darf nur in Werkstätten und Fabriken stattfinden, deren Lage den Re¬ 
gierungen der alliierten und assoziierten Hauptmächte zur Kenntnis¬ 
nahme mitgeteilt und von ihnen genehmigt worden ist. Diese Regierun¬ 
gen behalten sich vor, die Zahl der Werkstätten und Fabriken zu be¬ 
schränken. 

Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
werden alle anderen Anlagen, die der Anfertigung, Herrichtung, Lage¬ 
rung von Waffen, Munition und Kriegsgerät aller Art oder der Her¬ 
stellung von entsprechenden Entwürfen dienen, geschlossen. Dasselbe gilt 
für alle Zeughäuser außer denen, die zur Lagerung des zugelassenen 
Munitionsvorrates dienen. Binnen der gleichen Frist wird das Personal 
dieser Zeughäuser entlassen. 

Artikel 169. 

Binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver¬ 
trags sind die deutschen Waffen, Munitionsvorräte und das Kriegsgerät 
einschließlich jeden Flugabwehrgerätes, die in Deutschland über die zu¬ 
gelassenen Mengen hinaus vorhanden sind, den Regierungen der alliier¬ 
ten und assoziierten Hauptmächte zur Zerstörung oder Unbrauchbar¬ 
machung auszuliefem. Dasselbe gilt für alle für die Anfertigung von 
Kriegsgerät bestimmten Werkzeuge und Maschinen, abgesehen von dem, 
was als notwendig für die Bewaffnung und Ausrüstung der zugelassenen 
deutschen Streitkräfte anzuerkennen ist. 

Die Auslieferung erfolgt auf deutschem Gebiet; den Ort im ein¬ 
zelnen bestimmen die genannten Regierungen. 

Binnen der gleichen Frist wird den genannten Regierungen, was 
an Waffen, Munition und Kriegsgerät einschließlich des Flugabwehr¬ 
gerätes aus dem Ausland stammt, ohne Rücksicht auf seinen Zustand, 
ausgeliefert. Die Regierungen entscheiden über die weitere Bestimmung. 
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Bestände an Waffen, Munition und Gerät, die infolge der schritt¬ 
weisen Herabsetzung der deutschen Streitkräfte über die nach den Über¬ 
sichten II und III der Anlage dieses Abschnitts zulässigen Mengen hin¬ 
ausgehen, sind, wie vorstehend angegeben, auszuliefern, und zwar in den 
Fristen, die von den im Artikel i 63 vorgesehenen Ausschüssen von 
Heeressachverständigen bestimmt werden. 

Artikel 170. 

Die Einfuhr von Waffen, Munition und Kriegsgerät jeder Art nach 
Deutschland ist ausdrücklich verboten. 

Dasselbe gilt für Anfertigung und Ausfuhr von Waffen, Munition 
und Kriegsgerät jeder Art für fremde Länder. 

Artikel 171. 

Mit Rücksicht darauf, daß der Gebrauch von erstickenden, giftigen 
oder ähnlichen Gasen, sowie von allen derartigen Flüssigkeiten, Stoffen 
oder Verfahrensarten verboten ist, wird ihre Herstellung in Deutschland 
und ihre Einfuhr streng untersagt. 

Dasselbe gilt für alles Material, das eigens für die Herstellung, die 
Aufbewahrung oder den Gebrauch der genannten Erzeugnisse oder Ver¬ 
fahrensarten bestimmt ist. 

Desgleichen ist die Herstellung von Panzerwagen, Tanks oder ir¬ 
gendwelchen anderen ähnlichen Vorrichtungen, die Kriegszwecken die¬ 
nen können, in Deutschland verboten, ebenso deren Einfuhr nach 
Deutschland. 

Artikel 172. 

Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags 
hat die deutsche Regierung den alliierten und assoziierten Hauptmäch¬ 
ten Beschaffenheit und Herstellungsart aller Spreng- und Giftstoffe oder 
anderen chemischen Präparate, die von ihr im Laufe des Krieges ange¬ 
wendet oder zu dieser Anwendung vorbereitet worden sind, mitzuteilen. 


Kapitel III. Heeresergänzung und militärische Ausbildung 
Artikel 173. 

Die allgemeine Wehrpflicht wird in Deutschland abgeschafft. Das 
deutsche Heer darf nur im Wege freiwilliger Verpflichtung aufgestellt 
und ergänzt werden. 

Artikel 17 4 » 

Unteroffiziere und Gemeine verpflichten sich für eine ununter¬ 
brochene Dauer von zwölf Jahren. 

Der Satz der Mannschaften, die aus irgendeinem Grunde vor Ab¬ 
lauf der Verpflichtungszeit aus dem Dienste ausscheiden, darf im Jahre 
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fünf v. H. von der gesamten durch den gegenwärtigen Vertrag (Artikel 
160, Nummer i, Absatz 2) festgelegten Iststärke nicht überschreiten. 

Artikel 175. 

Die Offiziere, die in der Armee bleiben, müssen sich verpflichten, 
wenigstens bis zum Alter von fünfundvierzig Jahren zu dienen. 

Die Offiziere, die neu ernannt werden, müssen sich verpflichten, 
wenigstens fünfundzwanzig Jahre hintereinander wirklich Dienst zu tun. 

Die Offiziere, die früher irgendwelchen Heeresformationen ange¬ 
hört haben und die nicht in den Einheiten untergebracht werden kön¬ 
nen, deren Bestehenbleiben zugelassen ist, dürfen an keiner theoreti¬ 
schen oder praktischen militärischen Übung teilnehmen und sind kei¬ 
nerlei militärischer Dienstpflicht unterworfen. 

Der Satz an Offizieren, die aus irgendeinem Grunde vor Ablauf der 
Verpflichtungszeit aus dem Dienst ausscheiden, darf im Jahre fünf v. H. 
der gesamten durch den gegenwärtigen Vertrag (Artikel 160, Nummer 1, 
Absatz 3 ) festgelegten Iststärke nicht überschreiten. 

Artikel 176. 

Nach Ablauf von zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärti¬ 
gen Vertrags darf in Deutschland nur noch die Zahl von militärischen 
Schulen bestehen, die für den Offizierersatz der zugelassenen Einheiten 
unumgänglich nötig ist. Diese Schulen sind ausschließlich für die Heran¬ 
bildung der Offiziere der einzelnen Waffen bestimmt, derart, daß jede 
Waffengattung eine Schule hat. 

Die Zahl der Schüler, die zum Lehrgang der genannten Schulen 
zugelassen werden, muß genau der Zahl der zu besetzenden Stellen in 
den Offizierskorps entsprechen. Die Schüler und die Stämme der Schu¬ 
len zählen bei Berechnung der durch den gegenwärtigen Vertrag (Ar¬ 
tikel 160, Nummer 1, Absatz 2 und 3 ) festgelegten Stärken mit. 

Infolgedessen werden in der oben festgelegten Frist alle Kriegs¬ 
akademien oder ähnlichen deutschen Einrichtungen, ebenso wie die ver¬ 
schiedenen Militärschulen für Offiziere, Offiziersaspiranten, Kadetten, 
Unteroffiziere oder Unteroffizierschüler, abgesehen von den obenerwähn¬ 
ten Schulen, aufgehoben. 

Artikel 177. 

Unterrichtsanstalten, Hochschulen, Kriegervereine, Schützengilden, 
Sport- oder Wandervereine, überhaupt Vereinigungen jeder Art, ohne 
Rücksicht auf das Alter ihrer Mitglieder, dürfen sich nicht mit militäri¬ 
schen Dingen befassen. 

Es ist ihnen namentlich untersagt, ihre Mitglieder im Waffenhand¬ 
werk oder im Gebrauch von Kriegswaffen auszubilden oder zu üben oder 
ausbilden oder üben zu lassen. 

Diese Vereine, Gesellschaften, Unterrichtsanstalten und Hochschu- 
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len dürfen in keinerlei Verbindung mit dem Kriegsministerium oder 
irgendeiner anderen militärischen Behörde stehen. 

Artikel 178. 

Alle Mobilmachungsmaßnahmen oder solche, die auf eine Mobil¬ 
machung hinzielen, sind untersagt. 

In keinem Falle dürfen bei Truppenteilen, Behörden oder Staben 
Stämme für Ergänzungsformationen vorhanden sein. 

Artikel 179. 

Deutschland verpflichtet sich, vom Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags an in keinem fremden Lande irgendeine Mission des Land¬ 
heeres, der Seemacht oder der Luftstreitkräfte zu beglaubigen, keine sol¬ 
che Mission dorthin zu senden oder abreisen zu lassen; es verpflichtet 
sich außerdem, durch geeignete Maßnahmen zu verhindern, daß Reichs¬ 
deutsche sein Gebiet verlassen, um in das Heer, die Flotte oder den 
Luftdienst irgendeiner fremden Macht einzutreten oder in ein Zuge¬ 
hörigkeitsverhältnis zu ihr zu treten zu dem Zwecke, die Ausbildung 
zu fördern oder überhaupt in einem fremden Lande beim Unterricht 
im Heer-, Marine- oder Luftwesen mitzuwirken. 

Die alliierten und assoziierten Mächte vereinbaren ihrerseits, von In¬ 
krafttreten des gegenwärtigen Vertrags an keinen Reichsdeutschen in ihr 
Heer, ihre Flotte oder ihre Luftstreitkräfte einzureihen oder zur För¬ 
derung der militärischen Ausbildung in ein Zugehörigkeitsverhältnis zu 
ihnen treten zu lassen, überhaupt keinen Reichsdeutschen als Lehrer im 
Heer-, Marine- oder Luftfahrwesen anzustellen. 

Von dieser Bestimmung bleibt jedoch das Recht Frankreichs, die 
Mannschaft seiner Fremdenlegion gemäß den französischen militärischen 
Gesetzen und Vorschriften zu ergänzen, unberührt. 


Kapitel IV. Befestigungen 
Artikel 180. 

Alle befestigten Anlagen, Festungen und festen Plätze zu Lande, 
die auf deutschem Gebiet westlich einer Linie in 5 o km Abstand öst¬ 
lich des Rheins liegen, werden abgerüstet und geschleift. 

Soweit die befestigten Anlagen, Festungen und festen Plätze zu 
Lande in dem von den alliierten und assoziierten Truppen nicht besetz¬ 
ten Gebiete liegen, sind sie binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrags abzurüsten und binnen einer weiteren Frist von 
vier Monaten zu schleifen. Soweit sie in dem von den alliierten und 
assoziierten Truppen besetzten Gebiet liegen, setzt die alliierte Oberste 
Heeresleitung die Frist für die Abrüstung und Schleifung fest. 



Vorspiel 


I I 

Die Anlage jeder neuen Befestigung, gleichviel welcher Art und 
Wichtigkeit, ist in der im ersten Absatz dieses Artikels bezeichneten Zone 
verboten. 

Das System der befestigten Werke an der Süd- und Ostgrenze 
Deutschlands verbleibt im gegenwärtigen Zustande. 


Abschnitt II. 

Bestimmungen über die Seestreitkräfte 

Artikel 181. 

Nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten von Inkrafttreten des ge¬ 
genwärtigen Vertrages an dürfen die deutschen im Dienst befindlichen 
Seestreitkräfte nicht mehr betragen als: 

Sechs Linienschiffe der Deutschland- oder Lothringenklasse, sechs 
kleine Kreuzer, zwölf Zerstörer, zwölf Torpedoboote oder eine gleiche 
Zahl von Schiffen, die zu ihrem Ersatz gebaut wird, wird in Artikel 190 
vorgesehen. 

Artikel i 85 . 

Innerhalb zweier Monate nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrages werden die nachstehend aufgeführten deutschen Oberwasser- 
Kriegsschiffe den Regierungen der alliierten und assoziierten Haupt¬ 
mächte in den Häfen ausgeliefert, welche die Mächte bestimmen. 

Diese Kriegsschiffe müssen sich im Zustand der Abrüstung befin¬ 
den, wie in Artikel XXIII des Waffenstillstandsvertrages vom n. No¬ 
vember 1918 vorgesehen ist. Doch müssen alle Geschütze an Bord sein. 

Linienschiffe: 

Oldenburg, Ostfriesland, Posen, Rheinland, Thüringen, Helgoland, 
Westfalen, Nassau. 

Kleine Kreuzer: 

Stettin, München, Stralsund, Kolberg, Danzig, Lübeck, Augsburg, 
Stuttgart. 

Artikel 188. 

Mit Ablauf eines Monats nach dem Inkrafttreten dieses Vertrages 
müssen alle deutschen Unterseeboote, U-Bootshebeschiffe und U-Boots- 
docks, einschließlich des Druckdocks den alliierten und assoziierten 
Hauptmächten übergeben sein. 

Artikel 191. 

Der Bau und Erwerb irgendeines Unterseeboots, auch für Handels¬ 
zwecke, ist Deutschland verboten. 
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Abschnitt III. 

Bestimmungen über die L u f t st re i t k r ä f t e 
Artikel 198. 

Die bewaffnete Macht Deutschlands darf keine Land- oder Marine- 
Luftstreitkräfte umfassen. 

Kein Lenkluftschiff darf unterhalten werden. 


„Gleichberechtigung in einem System der Sicherheit 64 

Das Fünfmächteabkommen vom 11. 12. 1982 über die Verwirklichung 
der deutschen Gleichberechtigung 

1. Die Regierungen des Vereinigten Königreiches, Frankreichs und 
Italiens haben erklärt, daß einer der Grundsätze, die die Konferenz lei¬ 
ten sollen, darin bestehen muß, Deutschland und den anderen durch 
Vertrag abgerüsteten Staaten die Gleichberechtigung zu gewähren, in 
einem System, das allen Nationen Sicherheit bietet, und daß dieser 
Grundsatz in dem Abkommen, das die Beschlüsse der Konferenz zur 
Herabsetzung und Begrenzung der Rüstungen enthält, verkörpert wer¬ 
den soll. 

Diese Erklärung schließt in sich, daß die Rüstungsbeschränkungen 
für alle Staaten in dem in Aussicht genommenen Abrüstungsabkommen 
enthalten sein müssen. Es besteht Einigkeit darüber, daß die Art und 
Weise der Anwendung dieser Gleichberechtigung auf der Konferenz er¬ 
örtert werden soll. 

2. Auf der Grundlage dieser Erklärung hat Deutschland seine Be¬ 
reitwilligkeit ausgesprochen, an der Konferenz zur Herabsetzung und 
Begrenzung der Rüstungen wieder teilzunehmen. 

3 . Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, Frankreichs, 
Deutschlands und Italiens sind bereit, gemeinsam mit allen andern euro¬ 
päischen Staaten feierlich noch einmal zu bestätigen, daß sie unter kei¬ 
nen Umständen versuchen werden, gegenwärtige oder künftige Streit¬ 
fragen zwischen den Unterzeichnern mit Gewalt zu lösen. Dies soll einer 
näheren Erörterung der Frage der Sicherheit nicht vorgreifen. 

4 . Die fünf Regierungen der Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
des Vereinigten Königreichs, Frankreichs, Deutschlands und Italiens er¬ 
klären, daß sie entschlossen sind, auf der Konferenz gemeinsam mit den 
andern dort vertretenen Staaten darauf hinzuwirken, daß unverzüglich 
ein Abkommen ausgearbeitet wird, das eine wesentliche Herabsetzung 
und eine Begrenzung der Rüstungen herbeiführt und gleichzeitig eine 
künftige Revision zum Zwecke der weiteren Herabsetzung vorsieht. 
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Deutschland tritt aus dem Völkerbund aus 
Aufruf Adolf Hitlers vom i 4 . io. ig 33 
An das deutsche Volk! 

Erfüllt von dem aufrichtigen Wunsche, das Werk des friedlichen 
inneren Wiederaufbaues unseres Volkes, seines politischen und wirt¬ 
schaftlichen Lebens durchzuführen, haben sich ehemals deutsche Regie¬ 
rungen im Vertrauen auf die Zubilligung einer würdigen Gleichberech¬ 
tigung bereit erklärt, in den Völkerbund einzutreten und an der Ab¬ 
rüstungskonferenz teilzunehmen. 

Deutschland wurde dabei bitter enttäuscht. 

Trotz unserer Bereitwilligkeit, die schon vollzogene deutsche Ab¬ 
rüstung, wenn nötig, jederzeit bis zur letzten Konsequenz fortzuführen, 
konnten sich andere Regierungen nicht zur Einlösung der von ihnen im 
Friedensvertrag unterschriebenen Zusicherungen entschließen. 

Durch die bewußte Verweigerung einer wirklichen moralischen und 
sachlichen Gleichberechtigung Deutschlands wurden das deutsche Volk 
und seine Regierungen immer wieder auf das schwerste gedemütigt. 

Nachdem sich die Reichsregierung nach der am n. Dezember ig 3 a 
ausdrücklich festgelegten deutschen Gleichberechtigung neuerdings be¬ 
reit erklärt hatte, an den Verhandlungen der Abrüstungskonferenz wieder 
teilzunehmen, wurde nunmehr durch die offiziellen Vertreter der an¬ 
deren Staaten in öffentlichen Reden und direkten Erklärungen an den 
Reichsaußenminister und unsere Delegierten mitgeteilt, daß dem der¬ 
zeitigen Deutschland diese Gleichberechtigung zur Zeit nicht mehr zu¬ 
gebilligt werden könnte. 

Da die Deutsche Reichsregierung in diesem Vorgehen eine ebenso 
ungerechte wie entwürdigende Diskriminierung des deutschen Volkes er¬ 
blickt, sieht sie sich außerstande, unter solchen Umständen als recht¬ 
lose und zweitklassige Nation noch weiterhin an den Verhandlungen teil¬ 
zunehmen, die damit nur zu neuen Diktaten führen könnten. 

Indem die Deutsche Reichsregierung daher erneut ihren unerschüt¬ 
terlichen Friedenswillen bekundet, erklärt sie angesichts dieser demüti¬ 
genden und entehrenden Zumutungen zu ihrem tiefsten Bedauern, die 
Abrüstungskonferenz verlassen zu müssen. Sie muß deshalb auch ihren 
Austritt aus dem Völkerbund anmelden. 

Sie legt diese ihre Entscheidung, verbunden mit einem neuen Be¬ 
kenntnis für eine Politik aufrichtiger Friedensliebe und Verständigungs¬ 
bereitschaft, dem deutschen Volke zur Stellungnahme vor und erwartet 
von ihm eine Bekundung gleicher Friedenshebe und Friedensbereitschaft, 
aber auch gleicher Ehrauffassung und gleicher Entschlossenheit. 

Ich habe daher als Kanzler des Deutschen Reiches dem Herrn 
Reichspräsidenten vorgeschlagen, zum sichtbaren Ausdruck des einmüti- 
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gen Willens von Regierung und Volk diese Politik der Reichsregierung 
der Nation zur Volksabstimmung vorzulegen, den Deutschen Reichstag 
aufzulösen, um dem deutschen Volk damit die Gelegenheit zu bieten, 
jene Abgeordneten zu wählen, die als geschworene Repräsentanten dieser 
Politik des Friedens und der Ehrenhaftigkeit dem Volke die Garantie 
einer unentwegten Vertretung seiner Interessen in diesem Sinne zu ge¬ 
ben vermögen. 

Als Kanzler des deutschen Volkes und Führer der nationalsozialisti¬ 
schen Bewegung bin ich überzeugt, daß die ganze Nation geschlossen 
wie ein Mann hinter ein Bekenntnis und einen Entschluß tritt, die eben¬ 
sosehr der Liebe zu unserem Volke und der Achtung vor seiner Ehre 
entspringen, wie auch der Überzeugung, daß die für alle so notwendige 
endliche Weltbefriedung nur erreicht werden kann, wenn die Begriffe 
Sieger und Besiegte abgelöst werden von der edleren Auffassung der 
gleichen Lebensrechte aller. 


Aufruf der Reichsregierung an das deutsche Volk vom i 4 . io. ig 33 

Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk sind sich einig 
in dem Willen, eine Politik des Friedens, der Versöhnung und der Ver¬ 
ständigung zu betreiben als Grundlage aller Entschlüsse und jeden 
Handelns. 

Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk lehnen daher 
die Gewalt als ein untaugliches Mittel zur Behebung bestehender Dif¬ 
ferenzen innerhalb der bestehenden Staatengemeinschaft ab. 

Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk erneuern das 
Bekenntnis, jeder tatsächlichen Abrüstung der Welt freudig zuzustim¬ 
men, mit der Versicherung der Bereitwilligkeit, auch das letzte deutsche 
Maschinengewehr zu zerstören und den letzten Mann aus dem Heere zu 
entlassen, insofern sich die anderen Völker zu gleichem entschließen. 

Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk verbinden sich 
in dem aufrichtigen Wunsch, mit den anderen Nationen einschließlich 
aller unserer früheren Gegner im Sinne der Überwindung der Kriegs¬ 
psychose und zur endlichen Wiederherstellung eines aufrichtigen Ver¬ 
hältnisses untereinander alle vorliegenden Fragen leidenschaftslos auf 
dem Wege von Verhandlungen prüfen und lösen zu wollen. 

Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk erklären sich 
daher auch jederzeit bereit, durch den Abschluß kontinentaler Nicht¬ 
angriffspakte auf längste Sicht den Frieden Europas sicherzustellen, sei¬ 
ner wirtschaftlichen Wohlfahrt zu dienen und am allgemeinen kulturel¬ 
len Neuaufbau teilzunehmen. 
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Di« Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk sind erfüllt 
von der gleichen Ehrauffassung, daß die Zubilligung der Gleichberech¬ 
tigung Deutschlands die unumgängliche, moralische und sachliche Vor¬ 
aussetzung für jede Teilnahme unseres Volkes und seiner Regierung an 
internationalen Einrichtungen und Verträgen ist. 

Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk sind daher 
eins in dem Beschluß, die Abrüstungskonferenz zu verlassen und aus 
dem Völkerbund auszuscheiden, bis diese wirkliche Gleichberechtigung 
unserem Volke nicht mehr vorenthalten wird. 

Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk sind entschlos¬ 
sen, lieber jede Not, jede Verfolgung und jegliche Drangsal auf sich zu 
nehmen, als künftighin Verträge zu unterzeichnen, die für jeden Ehren¬ 
mann und für jedes ehrliebende Volk unannehmbar sein müssen, in 
ihren Folgen aber nur zu einer Verewigung der Not und des Elends des 
Versailler Vertragszustandes und damit zum Zusammenbruch der zivili¬ 
sierten Staatengemeinschaft führen würden. 

Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk haben nicht 
den Willen, an irgendeinem Rüstungswettlauf anderer Nationen teilzu¬ 
nehmen, sie fordern nur jenes Maß an Sicherheit, das der Nation die 
Ruhe und Freiheit der friedlichen Arbeit garantiert. Die Deutsche Reichs¬ 
regierung und das deutsche Volk sind gewillt, diese berechtigten For¬ 
derungen der deutschen Nation auf dem Wege von Verhandlungen und 
durch Verträge sicherzustellen. 

Die Reichsregierung richtet an das deutsche Volk die Frage: 

Billigt das deutsche Volk die ihm hier vorgelegte Politik seiner 
Reichsregierung und ist es bereit, diese als den Ausdruck seiner eigenen 
Auffassung und seines eigenen Willens zu erklären und sich feierlich zu 
ihr zu bekennen? 

Diese Frage beantworteten am 12. 11. 1933 

4 o ,6 Millionen ( 4 o 632 628) mit Ja, 

2,1 Millionen ( 2 101 191) mit Nein. 

Das deutsche Volk halte mit überwältigender Mehrheit den Austritt Deutschlands 
aus der Abrüstungskonferenz und dem Völkerbund bestätigt. 


Der Notenkampf der Jahreswende 1933/34 

Seit dem Austritt Deutschlands führte die Abrüstungskonferenz ein 
Scheindasein. Solange man die „Begrenzung der Rüstungen durch Vertrag“ 
wollte — das blieb die eigentliche Formel aller Bemühungen um das 
Rüstungsproblem —, mußte man mit Deutschland „sprechen“. Nun, da 
es nicht mehr in Genf war, wurden die Verhandlungen und Besprechun¬ 
gen außerhalb Genfs verlegt. Bis zum 17. l\. 1934, da Frankreichs 
„Nein" alle Verhandlungsfäden zerriß, hat ein reger Austausch von Me- 




l6 Die Wiedererstehung Deutschlands als Großmacht 

moranden und diplomatischen Noten stattgefunden. Die Möglichkeit einer 
„Begrenzung der nationalen Rüstungen durch internationalen Vertrag“ schien 
noch gegeben. Nach den Vorschlägen Deutschlands und Großbritanniens zeich¬ 
neten sich die Umrisse einer Rüstungsvereinbarung ab. Aber jetzt konnte 
es sich nur mehr um konkrete, begrenzte Pläne handeln, die eine sofortige 
Verwirklichung versprachen. War die Angleichung der Rüstungen nicht 
durch eine Senkung der Rüstung der hochgerüsteten Staaten zu erreichen, 
mußte sie durch eine Erhöhung des deutschen Rüstungsstandes durchgeführt 
werden. Die Vertröstung Deutschlands auf eine hypothetische Weltabrüstung 
oder eine zukünftige „Organisation der Sicherheit“, mit der man bisher 
Deutschland zur weiteren Duldung seiner Ohnmacht überredet hatte, war 
aus dem Bereich der Möglichkeiten getilgt. Es handelte sich jetzt um ein 
europäisches „Sofortprogramm“. 

Der Gang der Verhandlungen muß hier in großen Zügen wiedergegeben 
werden, weil er den Auftakt für die entscheidenden Ereignisse des April 
1934 darstellt und zu deren Verständnis unentbehrlich ist. 

Das deutsche Memorandum vom 18 . Dezember 1933 stellt vor allem 
fest, daß niemand mehr an die allgemeine Abrüstung glaube. Die deutsche 
Regierung, sagt die Note, meint „nicht länger einer Illusion nachhängen 
zu können, die geeignet ist, die Beziehungen der Völker untereinander eher 
noch mehr zu verwirren als zu verbessern“. Die deutsche Regierung schlägt 
darum in dem Memorandum als Grundlage der Verständigung einen Rü¬ 
stungsstillstand der hochgerüsteten Nationen und eine deutsche Rüstungsver¬ 
stärkung (ein 3 oo ooo-Mann-Heer unter Umwandlung der Reichswehr in 
eine Armee mit kurzer Dienstzeit, Ausrüstung des neuen Heeres mit Ver¬ 
teidigungswaffen gleichen Schrittes mit dieser Umbildung) vor. 

Das französische Aide Memoire vom 1 . Januar 1934 wiederholt als 
Antwort das französische außenpolitische Programm in harter logischer Un¬ 
bedingtheit. Was Barthou am 3 o. 5 . 1934 in Genf sagen sollte, daß für 
Frankreich die alles, aber auch alles beherrschende Idee die der Sicherheit 
sei, bildet auch die Grundnote dieses Aide Memoire — die Sicherheit, so 
wie sie Frankreich verstand, der internationale Mechanismus, begabt mit 
furchtbarer vernichtender Gewalt gegen die Verletzer der „Verträge“, die 
zusammengeballte internationale Macht, das „bestehende Recht“ mit dem Po¬ 
lizisten und den Kanonen dahinter. So schlägt das französische Aide Me¬ 
moire eine internationale Luftflotte vor, und die Rückkehr Deutschlands in 
den Völkerbund ist für die französische Note nicht Krönung und Abschluß, 
sondern Anfang und Voraussetzung der Verständigung über die Rüstungen. 
Die deutsche Forderung wird als „Aufrüstung“ abgelehnt, die Namen und 
Ziel der Abrüstungskonferenz widerspreche. Die Polizeistreitkräfle und die 
„militärähnlichen Verbände“ sieht die französische Note als eine weitere Ver¬ 
stärkung der deutschen Wehrkraft über die 3 oo 000 Mann Reichswehr hin¬ 
aus an. Die Note schlägt zwei Etappen der Neuordnung der europäischen 
RüstungsYerhältnisse vor: In der ersten Etappe sollen das französische und 
deutsche Heer in eine Armee von gleichem Typus, d. h. ein Verteidigungs¬ 
heer mit kurzer Dienstzeit umgewandelt und die Parität der für die Ver¬ 
teidigung des Mutterlandes bestimmten Streitkräfte verwirklicht werden. Die 
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Kolonialstreitkräfte — eine wesentliche und entscheidende Reserve Frank¬ 
reichs — waren dabei außer acht gelassen. Nach der Durchführung dieser 
Umbildung und nach der Errichtung eines wirksamen Kontrollsystems sollte 
in der zweiten Etappe die Angleichung des Bestandes an Rüstungsmaterial 
erfolgen. 

Die italienische Denkschrift vom 4 . Januar 1934 dagegen leistete dem 
deutschen Standpunkt Sekundantendienste. Sie erkannte die deutsche mili¬ 
tärische Erstarkung als eine Tatsache an, die — mit oder ohne Vertrag — 
im Begriffe sei, unwiderruflich und unangreifbar zu werden. Sie bezeugte 
der deutschen Forderung auf Erhöhung des Rüstungsstandes ihre „unbestreit¬ 
bare juristisch-moralische Kraft“. Das 3 oo ooo-Mann-Heer Deutschlands, 
wurde ausgeführt, bringe in die europäischen Rüstungsverhältnisse keine 
anderen Proportionen als der MacDonald-Plan, der 200000 Mann vorsah; 
denn der deutsche Plan setze unveränderte Rüstungen der anderen Staaten, 
der MacDonald-Plan dagegen herabgesetzte Rüstungen voraus. Die „Aufrecht¬ 
erhaltung der Gesamtrüstung Frankreichs“ wie die Rückkehr Deutschlands 
in den Völkerbund werden in der Tat von der italienischen Note als Gegen¬ 
wert für Deutschlands Rüstungsverstärkung bezeichnet. 

Das deutsche Memorandum vom 19 . 1 . 1934 umriß Deutschlands 
Haltung zu dem französischen Aide Memoire vom 1. 1. 1934. Es cntwik- 
kelte, was in der französischen Denkschrift vom 1. 1. 1934 Deutschland 
die Zustimmung unmöglich mache. Auf dem Gebiet des Kriegsmaterials 
schiebe die französische Note die Verwirklichung der Gleichberechtigung um 
Jahre hinaus, da Deutschlands Heer erst nach dem Umbau die gleichen Ver¬ 
teidigungswaffen wie die anderen Heere bekommen solle. Auch die Parität 
zwischen dem deutschen und französischen Rüstungsstande sei trügerisch, da 
Frankreich das Potentiell der Truppen behalte, die in den Kolonien statio¬ 
niert sind und mit Tüchtigkeit in den Kämpfen des Mutterlandes einge¬ 
setzt werden können, ebenso wie das Potentiell der ausgebildeten Reserven, 
die durch die allgemeine Wehrpflicht Frankreichs geschaffen wurden (als 
sie Deutschland verboten war). Die deutsche Note sieht in der Abrüstungs¬ 
frage die vordringliche Frage, deren Lösung erst den Weg für die Lösung 
der anderen Fragen zu ebnen habe. 

Das englische Memorandum vom 29 . 1 . 1934 suchte zwischen dem 
deutschen und dem französischen Standpunkt Brücken zu bauen. Es suchte 
auch die Mitte zwischen der alten englischen These der „Sicherheit durch 
Abrüstung“ und der französischen These „Abrüstung durch Sicherheit“ zu 
halten. „Den Zusammenhang zwischen Gleichberechtigung und Sicherheit“ 
erkennt die Note ausdrücklich an. Das Ziel der Rüstungsherabsetzung möchte 
England noch nicht preisgeben; die englische Regierung ist aber resigniert 
genug zu erkennen, daß die Herabsetzung der Rüstungen der hochbewaffne¬ 
ten Staaten kaum groß genug sein kann, um die deutsche Forderung einer 
Erhöhung des deutschen Rüstungsstandes in ihrer Berechtigung zu treffen. 
Die Note erkennt an, daß man dem einen Staat die Waffen nicht verbieten 
könne, die dem anderen nicht verboten sind. Als deutsche Rüstungsziffer 
würde das englische Memorandum am liebsten eine Ziffer zwischen dem 
englischen Vorschlag von 200 000 Mann und dem deutschen Vorschlag von 
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3 oo ooo Mann sehen. Wesentlicher aber als diese Ziffern erscheint der eng¬ 
lischen Regierung der Grundsatz der Parität zwischen den Heeren Frank¬ 
reichs, Italiens, Deutschlands und Polens. Die englische Regierung möchte 
diese Heere zu Armeen von einheitlichem Charakter (mit kurzer Dienstzeit) 
gestaltet sehen. Für das Rüstungsmaterial enthält die englische Note Vor¬ 
schläge über eine allgemeine Beschränkung gewisser Typen und für Deutsch¬ 
land das Angebot von Kampfwagen unter sechs Tonnen. Für die Luftfahrt 
läßt die Note noch eine Frist von zwei Jahren für die Abschaffung von 
Militärflugzeugen. Erst wenn die Frist ungenützt verstrichen sei, solle auch 
Deutschland das Recht auf eine militärische Luftflotte erhalten. 

Die französische Antwort vom 14 . 2 . 1934 verringerte, während 
England eine Brücke bauen wollte, den Abstand kaum, der das Ende der 
Brücke noch vom Ufer trennte. Was Frankreich von der deutschen Auf¬ 
fassung trennte, wurde mit scharfer und unversöhnlicher Präzision ge¬ 
sagt: Der Vergleich zwischen deutschen und französischen Truppenstär¬ 
ken könne nur auf vergleichbare Streitkräfte angewandt werden, d. h. nur 
auf Truppen für die Verteidigung des Mutterlandes, und die angegebenen 
Ziffern müßten alle Formationen umfassen, die irgendwie militärischen 
Charakter besitzen, so wie ihn die französische Regierung der deutschen Po¬ 
lizei, der SA und SS zuschrieb. Überragende Wichtigkeit wurde wiederum 
der Kontrollfrage zugeschrieben und die Entscheidung über den militäri¬ 
schen Wert von SA und SS hatte nach der französischen Note vor der Fest¬ 
setzung der Heeresstärke zu erfolgen und könne nicht erst dem zukünftigen 
Kontrollsystem überlassen bleiben. 

Während der Riß sich so weitete, während andererseits ein Memoran¬ 
dum der Vereinigten Staaten vom 19 . 2 . 1934 seine ,,Sympathie mit den 
Grundsätzen der britischen Anregungen“ ausdrückte, machte sich der eng¬ 
lische Lordsiegelbewahrer Eden auf die Reise, um in den europäischen 
Hauptstädten den Boden für eine Rüstungskonvention zu bereiten, die an¬ 
fing, unwirklicher und unwirklicher zu werden. Am 17. 2. ig 34 war Eden 
in Paris. Am gleichen Tage entstand auch die Garantieerklärung für Öster¬ 
reich seitens Italiens, Frankreichs und Englands 1 ). Im österreichischen Pro¬ 
blem lag ja eine der Spannungen und Gegensätze, die in das Abrüstungs- 
problem hineinwirkten. 

Am 21. 2. ig 34 hörte Eden in Berlin aus dem Munde Adolf Hitlers 
die deutsche Forderung, die das englische Weißbuch in schriftlicher Fassung 
wiedergibt. (Deutsche Erklärung gegenüber dem Lordsiegelbewahrer Eden 
vom 21 . 2 . 1934 ) Die deutsche Regierung nahm durch diese Erklärung 
unter der Voraussetzung gewisser Abänderungen das englische Abrüstungs¬ 
memorandum vom 29. 1. 1934 als Konventionsgrundlage an. Als abände¬ 
rungsbedürftig wurde vor allem der Vorschlag über die Luftrüstungen be¬ 
zeichnet. Deutschland könne die Verwirklichung seiner Sicherheit in der Luft 
nicht noch zwei volle Jahre hinausschieben. Deutschland fordere 5 oo/o der 
vereinigten militärischen Luftflotte seiner Nachbarn oder 3oo/o der französi¬ 
schen (je nachdem welche Ziffer niedriger ist). Für SA und SS wurde 
unter Voraussetzung der Gegenseitigkeit eine Regelung vorgesclilagen, die 
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ihren nichtmilitärischen Charakter garantiert. Deutschland erklärte sein Ein¬ 
verständnis, daß die Rüstungsverminderung der anderen Staaten erst nach 
einer Periode von fünf Jahren erfolgen würde. 

Das System der europäischen Rüstungen, das mit der Annahme der 
deutschen Vorschläge entstanden wäre, wäre nicht so verschieden auch von 
dem gewesen, das Mussolini in seiner Unterredung mit Eden am 26. Februar 
1934 vorschlug. (Erklärung Mussoliniä gegenüber Eden am 26 . Februar 
1934 .) Mussolini wandte sich unter allgemeiner Billigung des englischen Me¬ 
morandums gegen den Vorschlag der Parität zwischen den Heeren Frank¬ 
reichs, Italiens, Deutschlands und Polens. Der deutsche Vorschlag eines deut¬ 
schen Heeres von 3 oo 000 Mann bei Stabilisierung des Rüstungsstandes der 
anderen Kontinentalmächte sei vorzuziehen. Statt des komplizierten und 
theoretischen Systems der Engländer (Parität aller kontinentalen Heere und 
Umbau aller Armeen, die doch nun einmal nationale und historische Eigen¬ 
tümlichkeiten an sich hatten, zu einem einheitlichen TypusI) wäre ein Sy¬ 
stem getreten, das stärker dem Bestehenden und Werdenden angepaßt war. 
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Der Kampf um die Abrüstung 
und die deutsche Wehrffeiheit im Jahre 1934/35 


DIE ILLUSION VON VERSAILLES 

Während man in den Verhandlungen noch dann und wann die Paragra¬ 
phen des Versailler Vertrages beschwor , der längst tot war , zerriß der Schleier 
der Illusionen doch immer mehr und mehr. In einzelnen großen histori¬ 
schen Dokumenten mag man verfolgen , wie sich in den Geistern immer 
klarer das Bild der wirklichen geschichtlichen Lage abzeichnete. Dadurch ge¬ 
hören diese Dokumente auch zu denen , die Geschichte machen. Wir möch¬ 
ten daher als erstes ausführlich wiedergegebenes Dokument die Rede des 
Grafen Broqueville bringen , die die Wiederaufrichtung Deutschlands als 
unentrinnbare Tatsache in mutigen scharfen Sätzen darstellte. 


1 . Rede des belgischen Ministerpräsidenten Graf Broqueville vom 6 . 3 . 1934 
im Senat 

Man sagt uns: „Wollen Sie weiter die Wiederaufrüstung Deutsch¬ 
lands entgegen den Bestimmungen des Versailler Vertrags dulden? 
Wollen Sie die Verletzungen dieses Vertrags juristisch zu Protokoll 
nehmen?“ 

In Wirklichkeit ruft diese Frage eine zweite hervor, die zu stellen 
sich die Väter der ersten wohl gehütet haben: „Wie kann man Deutsch¬ 
land daran hindern, wieder aufzurüsten?“ Nun wohl, ich will es Ihnen 
sagen. Nach meiner Auffassung gibt es allerdings zwei Mittel, Deutsch¬ 
land zu zwingen, die militärischen Bestimmungen des Versailler Ver¬ 
trags einzuhalten. Es gibt aber auch nur diese zwei. Sie führen außer¬ 
dem beide zu dem gleichen Ergebnis. 

Das erste ist das durch den Vertrag vorgesehene Rechtsmittel. Es 
ist der berühmte Artikel 21 3 , der dem Völkerbundrat gestattet, durch 
Mehrheitsbeschluß Untersuchungen anzuordnen. Es ist aber sicher, daß 
zum mindesten zwei der Großmächte, die einen ständigen Sitz im Rat 
haben: England und Italien, sich weigern werden, Untersuchungen an- 
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zuordnen. Unter diesen Umstanden wird Deutschland sich weigern, sie 
zuzulassen. Dann aber bleibt nur das zweite Mittel; es hegt in den Fra¬ 
gen, die man uns stellt, mitenthalten, ohne daß man es bei seinem Na¬ 
men zu nennen wagt. Dieses Mittel ist der Präventivkrieg. Schlägt man 
es wirklich vor? Ich zu meinem Teil bin der Meinung, daß das ein Heil¬ 
mittel ist, das schlimmer ist als das Übel selbst, und daß man es nicht 
einmal ins Auge fassen kann, sofern man nicht von Tollheit befallen ist 
oder verbrecherische Neigungen hat Solange noch irgendeine Hoffnung 
auf gütliche Regelung besteht, darf man nicht ein unmittelbares und 
sicheres Unglück heraufbeschwören, um ein anderes zu vermeiden, das 
ferner liegt und schon um dessentwillen nicht so gewiß ist wie das 
erste. Das ist meine Auffassung und das ist nach meiner Kenntnis auch 
diejenige der französischen Regierung. Es gibt, um die Wiederauf¬ 
rüstung Deutschlands zu verhindern, kein anderes Mittel als den soforti¬ 
gen Krieg. Ich aber weigere mich, mein Land in ein solches Abenteuer 
zu stürzen. 

Diese Worte sind bündig, sie sind sogar hart, meine Herren, aber 
sie müssen gesagt werden, weil sie der Ausdruck der Wahrheit sind; ich 
habe die Pflicht, unseren Besorgnissen auf den Grund zu gehen und 
dem Lande das Problem genau aufzuzeigen samt den Folgen, zu denen 
eine allzu starre Politik führen kann. Was sollen große Worte, die nur 
dazu dienen, die öffentliche Meinung zu verwirren und zu täuschen? 

Ich empfinde nicht minder als Sie die Bitterkeit der gegenwärtigen 
Lage; sie ist die Folge einer großen Illusion, der sich die Männer hin¬ 
gegeben haben, die im Versailler Vertrag unter Nichtachtung der Leh¬ 
ren der Geschichte und der Wirklichkeit glaubten, eine große Nation 
für unbestimmte Zeit ira Zustande der Abrüstung halten zu können. 
Wie konnte man sich einbilden, daß siebenundzwanzig Nationen, die zu¬ 
fällig in diesem Augenblick „alliiert und assoziiert“ waren, auch in Zu¬ 
kunft Zusammenhalten würden, um das, was Napoleon, der allmächtige 
Herr von zwei Dritteln Europas, dem kleinen Königreich Preußen nicht 
hat aufzwingen können, einem Deutschland aufzuerlegen, dessen end¬ 
gültige Einigung der Versailler Vertrag besiegelte? 

Wir müssen diese Illusion begraben. Wo hat man derartige Be¬ 
stimmungen jemals die Bedingungen, unter denen sie entstanden 6ind, 
überleben sehen? 

Das Deutschland von heute ist nicht mehr das besiegte Deutschland 
vom ii. November 1918. Und wo ist auf der anderen Seite der gemein¬ 
same Wille der siebenundzwanzig Verbündeten, die den Vertrag von 
1919 unterzeichnet haben? Es ist das unentrinnbare Gesetz der Ge¬ 
schichte, daß ein Besiegter sich früher oder später wieder erhebt. 

Die Großmächte haben das längst begriffen. Frankreich, England 
und Italien sind untereinander bei ihren Beratungen in Genf seit Ende 
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ig 32 dazu gelangt, das Recht Deutschlands auf gleiche Behandlung an¬ 
zuerkennen. 

Verzichten wir also auf die unfruchtbaren Klagen wie auf die eitlen 
Hoffnungen und stellen wir uns das Problem so, wie es sich heute, im 
März 1934, darstellt. Man muß den Mut haben, den Tatsachen ins 
Auge zu sehen. 

In solchen Dingen führen Traumbilder zu nichts, wenn nicht bis¬ 
weilen zur Katastrophe. 

Worum handelt es sich? Nicht bloß darum, zu wissen, ob man eine 
Wiederaufrüstung Deutschlands dulden wird oder nicht und in welchem 
Umfang, sondern vor allem darum, ein Wettrüsten zu vermeiden, das 
unvermeidlich zum Krieg führen würde. Hier liegt heute die Gefahr, 
die die Völker Europas, Deutschland selbst nicht ausgenommen, bedroht. 


ENDE DER ABRÜSTUNG 

Das deutsche Memorandum vom 13 . 3 . 1934 konnte es so als eine 
allgemein anerkannte Tatsache nehmen, daß der Artikel V des Versailler 
Vertrages toter Buchstabe geworden war. ,,Daß für Deutschland unter 
keinen Umständen mehr ein Rüstungsstand, wie er im Versailler Vertrag 
festgelegt wurde, in Betracht kommen kann , ist eine von allen Seiten längst 
anerkannte Tatsache.“ Die Note skizzierte den Rahmen der Rüstungsverein¬ 
barung, umriß die Möglichkeiten. Die deutsche Forderung und das deutsche 
Angebot wurde noch einmal formuliert. Die deutsche Regierung , schloß die 
Note , „hat auf alle Angriffswaffen von vornherein verzichtet und hat stets 
erklärt, daß sie jede auch hoch so weitgehende Rüstungsbeschränkung ak¬ 
zeptieren würde, wenn dies auch seitens der anderen Mächte geschieht. Sie 
hält auch sonst alle Voraussetzungen einer Verständigung für gegeben und 
ist der Ansicht, daß es nur noch auf den Entschluß zu dieser Verständigung 
ankommt“ 

Die französische Antwort vom 17 . 3 . 1934 auf die englische Denk¬ 
schrift läßt schon das Nein der Note vom 17. 4 . 193U in den Umris¬ 
sen erkennen. Als den Auftakt zu diesem Nein skizzieren wir kurz den 
Inhalt der Note. Sie prägt das bald geflügelte Wort von der ,,Legalisierung 
der deutschen Aufrüstung“, gegen die sie feierliche Verwahrung einlegt. Als 
das eine, das not tut, bezeichnet die Note die Organisierung der Durchfüh¬ 
rungsgarantien für die Abrüstungskonvention. Es bedürfe mehr noch als der 
Kontrolle, nämlich der Sanktionen gegen den, der die Konvention bricht; 
die geltenden Verträge müssen zu einer Maschine ausgebaut werden, die den 
Verletzer der internationalen Verträge zermalme. Die Verletzung von Ver¬ 
pflichtungen gegen die Gemeinschaft der Nationen müßte als Bedrohung der 
Gemeinschaft der Nationen auf gef aßt werden und auf den Friedensbrecher 
eben der bewaffnete Arm des „internationalen Rechts“ niederbrechen. 

Am 28. März 1931/ fragte denn auch die englische Regierung bei Frank¬ 
reich an, wie denn die Bürgschaften beschaffen sein müßten, die Frankreich 
verlange. Am 6. April antwortete darauf Frankreich noch einmal, und am 
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iO. April formulierte die englische Regierung ihre Rückfrage erneut, wor¬ 
auf am 17. April Frankreich sein Nein sagte , ein historisches verhängnis¬ 
volles Nein , wie es Lord Lothian nennen sollte. 

Inzwischen tagte das Büro der Abrüstungskonferenz am 10. April. Die 
Entscheidungen über die Abrüstungen fielen schon woanders. Aber was ge¬ 
schah, mußte schließlich auch von der Konferenz registriert werden. In sie¬ 
ben Tagen wird Frankreich den Schlußstrich unter die Abrüstungsverhand¬ 
lungen setzen; am 10. U. noch richtet Henderson einen flammenden Appell 
an die Konferenz , der sich vom Hintergrund der kommenden Entwicklung 
seltsam abhebt. 


Ein letzter Appell zur Erfüllung der Abrüstungsverpflich- 
tungen 

Rede des Präsidenten der Abrüstungskonferenz Henderson vom io. 4 - 
ig 34 in der Bürositzung 

Die allgemeine Lage ist derart, daß ich es für meine Pflicht halte, 
Ihre Aufmerksamkeit auf gewisse Tatsachen zu lenken, mit denen wir 
meiner Ansicht nach unbedingt rechnen müssen. 

Vor drei Jahren hat mich der Völkerbundrat in seiner Maisitzung 
einstimmig ersucht, den Vorsitz der Abrüstungskonferenz zu überneh¬ 
men. Vor sechsundzwanzig Monaten habe ich dieses Amt mit Glauben 
und Hingebung angetreten, obwohl meine Gesundheit zu dieser Zeit sehr 
zu wünschen übrig ließ. Trotzdem zu dieser Zeit sich eine Sturmwolke 
im Fernen Osten erhob, war die Eröffnung unserer Konferenz ermuti¬ 
gend und voller Hoffnungen. Die friedliebende Bevölkerung einer je¬ 
den Nation erlebte eine starke Bekräftigung ihrer Begeisterung und ihrer 
Hoffnung, überall war man der Überzeugung, daß wir im Begriffe wa¬ 
ren, eine neue Ära durch die Verwirklichung eines Weltabkommens über 
die Herabsetzung und Begrenzung der Rüstungen zu eröffnen, daß Ar¬ 
tikel 8 der Völkerbundsatzung endlich angewandt werde und daß die 
Nationen eine effektive Verminderung ihrer militärischen unproduktiven 
Belastungen, die sie so lange ertragen mußten, erfahren werden. Überall 
hatte man den Eindruck, daß die Abrüstung eine Frage von sofortiger 
Dringlichkeit und von höchster Wichtigkeit geworden war. Es schien 
zuletzt, daß die Regierungen den Versprechungen, die sie so oft und 
so feierlich machten, Taten folgen lassen wollten und daß man endlich 
den Völkern diesen Frieden, den sie so dringlich verlangten, geben wollte. 

Unter solchen verheißungsvollen Umständen begannen wir am 2. Fe¬ 
bruar 1932 unsere Bemühungen zur Verwirklichung eines weltweiten 
Abkommens für die Herabsetzung und Begrenzung der Rüstungen. Wel¬ 
ches ist die Lage heute? In fast allen großen Ländern beginnen die 
Rüstungshaushalte zu wachsen. Ein neuer Rüstungswettlauf hat bereits 
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begonnen, obgleich er noch kein großes Ausmaß angenommen hat. So 
sieht die Lage aus. 

Was haben wir zu tun? Es gibt Teile der öffentlichen Meinung, 
die seit langem sagen, daß die Lage hoffnungslos ist und daß wir besser 
tun würden, unsere Unkosten zu sparen und nach Hause zu gehen. Diese 
Kreise haben seit Jahren ihre Verachtung und Abneigung gegenüber der 
Verwirklichung der Abrüstungsidee, der Schaffung einer kollektiven Si¬ 
cherheit und der Herstellung der Herrschaft des Rechts kaum verheim¬ 
licht. Sie fordern ernsthaft eine Rückkehr zu den Zuständen, die den 
Weltkrieg verursachten. Sie wollten tatsächlich um jeden Preis, daß wir 
zur internationalen Anarchie zurückkehren, in der jede Nation sich selbst 
ihr eigenes Gesetz macht und jeder gegen den andern rüstet. 

Sie jedoch, die Sie mit der Verantwortung für das Schicksal Ihrer 
Völker beladen sind, Sie wissen, daß das Aufgeben des Unternehmens 
der Abrüstung und der Friedensorganisation nicht das Ende Ihrer Sor¬ 
gen bedeuten würde. Sie wissen, daß, wenn wir morgen Schluß machen 
würden, Sie alle nach Hause gingen, um Schwierigkeiten zu begegnen, 
im Vergleich zu denen die Sorgen, mit denen Sie sich jetzt abmühen, 
beinahe unbedeutend erscheinen würden. 

Sie kennen den Preis, der für Abrüstung und Frieden bezahlt wer¬ 
den muß. Die meisten von Ihnen vertreten Staaten, die sich durch beim 
Friedensschluß eingegangene Verträge verpflichtet haben, diesen Preis 
zu zahlen. Im Dezember 1982 willigten einige der hauptsächlichsten Mit¬ 
glieder der Konferenz ein, daß der Preis die Form der Bewilligung der 
Gleichberechtigung in einem System der Sicherheit annehmen soll, und 
die Konferenz selbst hat wiederholt erklärt, daß die Gleichberechtigung 
in erster Linie durch Rüstungsherabsetzungen gesucht werden sollte und 
insbesondere durch die Abschaffung aller Angriffswaffen in Etappen. 

Die Konferenz hat stets anerkannt, daß die Abrüstung ein Welt¬ 
problem ist, das nur durch ein universales Abkommen gelöst werden 
kann. Das ganze Abrüstungssystem basiert auf dem Grundsatz, daß Na¬ 
tionen, um in Sicherheit zu leben, auf die Zuflucht zu ihrer eigenen 
Macht nur im Verhältnis ihres Vertrauens in die ihnen durch internatio¬ 
nale Verträge versprochenen Sicherheiten verzichten können. Dies ist die 
große Aufgabe, die wir vor zwei Jahren begonnen haben. Dies sind die 
Bedingungen, die wir selbst als zum Erfolge notwendig anerkannt haben. 

Wir müssen zugeben, daß in den letzten wenigen Monaten Verände¬ 
rungen eingetreten sind, welche die Lösung unserer Aufgabe schwieriger 
gestalten. Aber diese Veränderungen haben gleichzeitig die Dringlichkeit 
und die Bedeutung unserer Aufgabe und die ernsten Folgen eines Fehl¬ 
schlages noch klarer gezeigt. Ich appelliere an Sie und durch Sie an alle 
Mitglieder der Konferenz, das große Werk, zu dem wir verpflichtet sind, 
nicht zu verlassen und nicht in den Irrtum der Annahme zu verfallen. 
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daß wir unsere Schwierigkeiten vermindern können, indem wir das bei¬ 
seite schieben, was zu vollenden wir uns zum Ziel gesetzt haben. Der Ver¬ 
such, wenig zu tun, läuft ebenso sicher auf einen Fehlschlag hinaus, wie 
wenn wir unsere Hoffnungen zu hoch spannen. 

Der Druck der öffentlichen Meinung und die Staats Weisheit der zu 
einer Herabsetzung und Begrenzung der Rüstungen durch allgemeines 
Abkommen verpflichteten Regierungen vermag die augenblickliche ernste 
Krise in eine große Erfolgschance zu verwandeln. Es ist unsere heilige 
Pflicht, diese Konferenz zu einem Abschluß zu bringen, der im Ein¬ 
klang mit unseren Vertragsverpflichtungen und unseren früheren Ent¬ 
schließungen steht; denn nur durch einen solchen Abschluß können wir 
den Trieb zu einem neuen Rüstungswettlauf anhalten und der wachsen¬ 
den Kriegsgefahr ein Ende setzen. 

Dem Appell schloß sich Eden an, der nochmals Englands Standpunkt 
umriß: ,,Die Zeit arbeitet nicht zugunsten eines Abkommens, und wenn wir 
zu einem Abkommen über die Rüstungen gelangen wollen, dann müssen wir 
dies rasch tun.“ 

Am 14. April 1934 hoben die Delegationen der ,,Neutralen“ das Ban¬ 
ner der eigentlichen Abrüstung noch einmal hoch . (Die Denkschrift der 
Delegationen Dänemarks, Spaniens, Norwegens, Schwedens und der 
Schweiz.) Sie sprachen sich für eine „ beschränkte, aber wirkliche Herabset¬ 
zung der Rüstungen“ aus — ein vergeblicher Versuch, den Lauf der Dinge 
aufzuhalten. Aber der Versuch zeigte eben den Weg, den die Dinge nahmen. 

Die Veröffentlichung des deutschen Budgets, das nach der offiziellen 
deutschen Erklärung Ausgaben für die „Umwandlung des Reichsheers in 
eine Armee mit kurzer Dienstzeit“ im Rechnungsjahr 1934/35 vorsah, ver¬ 
ursachte eine leichte Bewegung in der internationalen Welt. Die englische 
Regierung nahm sie zum Anlaß einer diplomatischen Anfrage bei der deut¬ 
schen Regierung. Die französische Note vom 17. 4. 193 4 sollte bald das 
deutsche Budget als Begründung, wie Deutschlands Außenminister später aus¬ 
führte, als Vorwand nehmen. 

Am 16. 4. 1934 faßte Deutschland seine Vorschläge, die auf dem 
revidierten englischen Memorandum fußten, noch einmal zusammen. Am 
17. 4. 1934 sprach Frankreich auf eine dringende Anfrage der britischen 
Regierung vom 10. 4. 1934 zu den englischen und deutschen Vorschlägen 
ein schneidendes Nein. 


Frankreichs Bürgschaftsforderungen 

Note des englischen Außenministers Sir John Simon vom io. 4 - *934 
an den französischen Botschafter Andre J. Corbin 

Mein sehr verehrter Botschafter! In unserer Unterhaltung von heute 
vormittag versprach ich, Ihnen eine Formulierung der zwei Fragen zu¬ 
kommen zu lassen, auf die die Regierung Seiner Majestät möglichst um- 
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gehend die Stellungnahme der Französischen Regierung zu erfahren 
wünscht. Diese zwei Fragen können wie folgt formuliert werden: 

1. Vorausgesetzt, daß es möglich wäre, über die „Durchführungs- 
garantien“ der in Aussicht genommenen Rüstungskonvention zu einer 
Einigung zu gelangen: würde die Französische Regierung bereit sein, 
das Memorandum des Vereinigten Königreichs vom 29. Januar, abge¬ 
ändert entsprechend den Vorschlägen, die Kanzler Hitler Herrn Eden 
gemacht hat und die von letzterem am 1. März der Französischen Re¬ 
gierung mitgeteilt wurden, als Grundlage einer solchen Konvention an¬ 
zunehmen? Es ist möglich, daß die letztgenannten Vorschläge weiterer 
Abänderungen fähig sind, aber um die Stellungnahme der Fran¬ 
zösischen Regierung zu klären, ist es zweckmäßig, von der Annahme 
auszugehen, daß sie so aufrechterhalten bleiben, wie Herr Eden sie dar¬ 
gelegt hat. 

2. Im Falle der Bejahung der ersten Frage, was ist genau unter 
den „Durchführungsgarantien“ zu verstehen, die die Französische Regie¬ 
rung vorschlägt? 

Die Regierung Seiner Majestät stellt fest, daß die Französische Re¬ 
gierung beabsichtigt, nächstens Erklärungen über die französische Auf¬ 
fassung hinsichtlich der „Durchführungsgarantien“ abzugeben, und ich 
habe mich gefreut, von Ihnen zu hören, daß wir die französische Note in 
einigen Tagen erwarten können. Wir hoffen daher, daß die Französische 
Regierung in ihrer Antwort in der Lage sein wird, zu den zwei oben 
angegebenen Fragen endgültig Stellung zu nehmen. Hierdurch würde 
die Französische Regierung einen sehr wertvollen Beitrag zu unserem 
eigenen Verständnis der gegenwärtigen Lage leisten, bei der es mehr 
und mehr in die Erscheinung tritt, daß eine schnelle Einigung auf der 
Grundlage einer engen Zusammenarbeit außerordentlich erwünscht ist. 

Es wäre, glaube ich, zweckmäßig, wenn die Französische Regie¬ 
rung in ihrer demnächstigen Antwort die obigen zwei Fragen als for¬ 
mulierte Darlegung der zwei Punkte ansehen würde, über die die Re¬ 
gierung Seiner Majestät eine Aufklärung begrüßen würde. 

Mit ergebensten Empfehlungen John Simon. 


Deutschlands Vorschlag für die Rüstungskonvention 

4. Aide Memoire der deutschen Reichsregierung vom 16. 4 - ig34 zum 
englischen Abrüstungsmemorandum 

Die Deutsche Regierung ist bereit, das Memorandum des Vereinig¬ 
ten Königreichs vom 29. Januar 1934 als Grundlage für eine Kon¬ 
vention anzunehmen, jedoch unter dem Vorbehalt gewisser wichtiger 
Änderungen. 



4 ] 


Ende der Abrüstung 


27 


Die Deutsche Regierung hält es für unmöglich, zwei Jahre lang 
auf angemessene Mittel zur Verteidigung in der Luft zu warten. Sie 
wünscht, vom Beginn der Konvention an eine Verteidigungsluftflotte von 
Flugzeugen mit kurzer Reichweite, zu der keine Bombenflugzeuge ge¬ 
hören würden, zu besitzen. Die zahlenmäßige Starke dieser Luftflotte 
würde 3 o Prozent der zusammengerechneten Militärluftstreitkräfte der 
Nachbarn Deutschlands oder 5 o Prozent der Militärluftflotte Frank¬ 
reichs (d. h. derjenigen, die es in Frankreich selbst und in seinen nord- 
afrikanischen Gebieten besitzt) — je nachdem, welche Zahl die geringere 
ist — nicht überschreiten. 

Diese Forderung erhebt die Deutsche Regierung ohne Präjudiz für 
das Ergebnis der in dem Memorandum des Vereinigten Königreichs vor¬ 
geschlagenen Untersuchung über die Luftfrage, die, wie vorgeschlagen, 
stattfinden würde und die wenigstens die Bombenflugzeuge abschaffen 
sollte. Deutschland verlangt während der ersten fünf Jahre einer zehn 
Jahre laufenden Konvention keine hierüber hinausgehende Zahl von Mi¬ 
litärflugzeugen, aber nach diesen fünf Jahren verlangt es, daß die nöti¬ 
gen Herabsetzungen und Erhöhungen vorgenommen werden, so daß es 
am Ende der zehn Jahre dauernden Konvention volle zahlenmäßige 
Gleichheit mit den Hauptluftmächten erhalten würde. 

Die Deutsche Regierung wäre bereit, auf der Grundlage der Ge¬ 
genseitigkeit der Feststellung der von dem Reichskanzler am 21. Februar 
Herrn Eden angegebenen weiteren Vorschriften zwecks Sicherstellung des 
nichtmilitärischen Charakters der SA und SS zuzustimmen, wobei die¬ 
ser Charakter durch ein System der Kontrolle überwacht werden würde. 
Diese Vorschriften würden besagen, daß die SA und SS 

1. keine Waffen besitzen, 

2. keine Ausbildung mit Waffen erhalten, 

3 . nicht in militärischen Lagern zusammengezogen oder ausgebil¬ 
det werden, 

l\. weder direkt noch indirekt durch Offiziere der regulären Armee 
ausgebildet werden, 

5 . keine Felddienstübungen vornehmen oder daran teilnehmen 
dürfen. 

Die Deutsche Regierung ist ferner bereit, zuzustimmen, daß die 
Rüstungsherabsetzungen der anderen Mächte bis zum Ende des fünften 
Jahres der Konvention hinausgeschoben werden, so daß die in dem Me¬ 
morandum des Vereinigten Königreichs vorgesehenen Abrüstungsmaß¬ 
nahmen erst während der zweiten fünf Jahre der Konvention durchge¬ 
führt würden. Alle anderen in dem Memorandum des Vereinigten Kö¬ 
nigreichs gemachten Vorschläge, soweit sie von diesen Änderungen nicht 
berührt sind, wie zum Beispiel bezüglich der Kontrolle, werden von der 
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Deutschen Regierung angenommen. Die Deutsche Regierung erkennt 
auch weiterhin die Locarno-Verträge an. Sie steht auf dem Standpunkt, 
daß die Rückkehr Deutschlands in den Völkerbund erst nach Losung 
der Frage der Abrüstung und vor allem ihrer Gleichberechtigung er¬ 
örtert werden kann. 


Frankreichs Nein 

5 . Die Note der französischen Regierung vom 17. 4 - 1934 an die englische 
Regierung 

Durch eine Verbalnote vom 28. März, die ergänzt wurde durch 
die Mitteilung des Staatssekretärs für auswärtige Angelegenheiten vom 
10. April, hat die Englische Regierung die Französische Regierung um 
Aufschluß darüber ersucht, ob sie bereit wäre, als Grundlage einer Ab¬ 
rüstungskonvention die englische Denkschrift vom 29. Januar anzuneh¬ 
men, mit den Änderungen entsprechend den deutschen Vorschlägen, von 
denen Herr Eden am 1. März der Französischen Regierung Kenntnis 
gegeben hat. Die Englische Regierung hatte diese Frage gestellt für den 
Fall, daß ein Abkommen Ausführungsgarantien möglich machen könnte. 
Sie wünschte andererseits die Ansicht der Französischen Regierung über 
die Art dieser Garantien kennenzulernen. 

Nun hat an dem Tage, an dem der englische Botschafter sich seines 
Auftrages entledigte, der Reichsanzeiger in Berlin den von der Reichs¬ 
regierung am 22. März für das Rechnungsjahr 1 g 33 / 34 1 ) angenomme¬ 
nen Haushaltsplan veröffentlicht. Die Prüfung dieses Haushaltsplanes 
erlaubt es, für das Heeresministerium, das Marineministerium und das 
Luftfahrtministerium eine Ausgabenerhöhung von 352 Millionen Mark 
festzustellen. Der Englischen Regierung hat sich ebenso wie der Fran¬ 
zösischen eine Erregung bemächtigt wegen der Höhe dieses Ausgaben- 
zuwaches. Sie hat den Ernst der Tatsache durch die Demarche unter¬ 
strichen, die ihr Botschafter in Berlin beim Reichsaußenminister unter¬ 
nommen hat. Die Erklärung, die er erhielt, ist weniger eine Rechtferti¬ 
gung als eine Bestätigung. 

In Wirklichkeit hat die Reichsregierung, ohne die Ergebnisse der 
aufgenommenen Verhandlungen abzuwarten, ihren Entschluß aufzwin¬ 
gen wollen, ihre Aufrüstung in jeder Form fortzusetzen, und zwar in 
dem Ausmaße, das sie allein bestimmen zu können behauptet und unter 
Mißachtung der Bestimmungen des Vertrages, der mangels jedes ande¬ 
ren Abkommens weiterhin für den deutschen Rüstungsstand maßgebend 
bleibt. Die Reichsregierung gedenkt sofort in einem großen Ausmaß 
nicht nur die Stärke ihres Heeres, sondern auch die ihrer Marine und 


x ) 1933/34 irrtümlich im Original für ig 34 / 35 . — Anm. d. Hrsg. 
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ihres Flugwesens zu erhöhen. In letzterer Hinsicht steht es den Nach¬ 
barn Deutschlands um so weniger frei, die über sie verhängte Drohung 
außer acht zu lassen, als kürzlich in der entmilitarisierten Zone, und 
zwar unter Verletzung des Vertrages, zahlreiche Flughäfen angelegt wor¬ 
den sind. Gleichzeitig kümmert sich die Reichsregierung weniger darum, 
die halbmilitärischen Verbände zu beseitigen oder zivilen Zwecken zuzu¬ 
führen, als ihren für den Krieg angepaßten Gebrauch zu vervollkomm¬ 
nen. Man braucht, um sich davon zu überzeugen, nur die anderen Haus¬ 
haltspläne, die mit der nationalen Verteidigung nichts zu tun haben, 
zu lesen. 

Welche Auslegung man alledem auch zu geben versucht, erfordern 
diese außerordentlich ernsten Tatsachen eine gemeinsame Feststellung 
und Schlußfolgerung. 

Sie beweisen, daß die Reichsregierung — absichtlich oder nicht — 
Verhandlungen, deren Grundlage durch ihre Initiative zunichte gemacht 
wurde, unmöglich gemacht hat. Diese Feststellung diktiert der Französi¬ 
schen Republik ihre Pflicht und ihre Antwort. Vor jeder Feststellung, 
ob eine Einigung möglich ist über ein System von Ausführungsgarantien, 
das wirksam genug wäre, um die Unterzeichnung eines Abkommens zu 
erlauben, das die bedeutende Aufrüstung Deutschlands legalisieren 
würde, muß Frankreich in erster Linie die Bedingungen seiner eigenen 
Sicherheit in Betracht ziehen, von denen es übrigens die Sicherheit der 
übrigen in Frage kommenden Mächte nicht trennt. 

Die Rückkehr Deutschlands in den Völkerbund, den es so plötzlich 
verlassen hat, hätte die Gelegenheit und die Mittel bieten können, we¬ 
nigstens teilweise diese Besorgnisse zu zerstreuen. In ihrer Note vom 
17. März hat die Französische Regierung ihr Einvernehmen mit der 
Englischen Regierung bezüglich der Notwendigkeit zum Ausdruck ge¬ 
bracht, diese vorherige Rückkehr Deutschlands in die Gemeinschaft der 
Staaten zur wesentlichen Bedingung für die Unterzeichnung eines Ab¬ 
rüstungsabkommens zu machen. Seither haben noch andere Regierungen 
aus der gleichen Sorge heraus die gleiche Auffassung bekundet. Die An¬ 
wesenheit Deutschlands in Genf würde nicht weniger unerläßlich sein, 
um ein befriedigendes System von Durchführungsgarantien zu ver¬ 
wirklichen. 

Hinsichtlich dieser wichtigen Frage hat Herr Eden jedoch aus Ber¬ 
lin keine günstige Lösung mitbringen können, und das bei den letzten 
Mitteilungen beobachtete Stillschweigen erlaubt keine bessere Hoffnung. 
Die Französische Regierung kann ihrerseits grundsätzlich nicht auf die 
wesentliche und notwendige, von ihr in den Vordergrund gerückte Be¬ 
dingung verzichten. Sie kann noch weniger die Verantwortung für einen 
so gefährlichen Verzicht gerade in dieser Stunde übernehmen, in der 
die deutsche Aufrüstung verstärkt und in überstürzter Eile entwickelt 
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wird, ohne auf die Verhandlungen Rücksicht zu nehmen, die dem Wun¬ 
sche Deutschlands gemäß aufgenoramen wurden. 

Die Erfahrungen aus dem letzten Kriege, dessen Grauen Frankreich 
mehr als jedes andere Land erfahren hat, macht es ihm zur Pflicht, sich 
vorsichtig zu zeigen. Sein Friedenswille darf nicht verwechselt werden 
mit dem Verzicht auf seine Verteidigung. 

Frankreich ist für die Freundschaft der Englischen Regierung 
dankbar, die mit ihm ein wirksames System, durch das die Ausführung 
eines Abrüstungsabkommens mit Garantien umgeben werden könnte, hat 
ausfindig machen wollen. Frankreich bedauert, daß eine von auswärts 
kommende Initiative plötzlich die von beiden Ländern mit ehrlichem, 
gutem Willen geführten Verhandlungen zwecklos gemacht hat. Es wird 
Sache der Abrüstungskonferenz sein, ihr Werk wieder aufzunehmen, das 
man nicht dort fallen lassen darf, wo sie es hat stehen lassen, als sie 
die Regierungen aufforderte, in einen Meinungsaustausch einzutreten, 
der keinen Erfolg hatte. Frankreich ist während der ganzen Verhand¬ 
lungen den Grundsätzen treu geblieben, von denen sich der Hauptaus¬ 
schuß der Abrüstungskonferenz stets hat leiten lassen, und auch den 
Statuten des Völkerbundes selbst, der die Sicherung des Weltfriedens 
bedeutet. Frankreich will in diesem Sinne weiter verfahren. Die Fran¬ 
zösische Regierung zweifelt nicht daran, daß sie bei der nächsten Genfer 
Tagung auf die wertvolle Mitarbeit der Englischen Regierung rechnen 
darf, um den Frieden durch die Garantien, die die allgemeine Sicherheit 
erfordert, zu festigen. 

Frankreich hat in der Note erklärt , daß Deutschland die Verhandlun¬ 
gen unmöglich gemacht habe , das heißt es brach selbst die Verhandlungen 
ab. Die „Abrüstung durch Vertrag* hatte ihren Todesstoß erhalten. Die 
französische Note wollte die Entscheidung über die Rüstungsfrage in die Ab¬ 
rüstungskonferenz (xuo Deutschland fehlte) zurückverlegen. Darüber mußte 
die Entscheidung bei der nächsten Tagung des Büros fallen. Inzwischen gin¬ 
gen , da die Verhandlungen schwiegen , der Prozeß der Klärung und die 
Auseinandersetzungen fort. Freiherr von Neurath ergriff nach der 
Veröffentlichung der französischen Note das Wort zur Rechtfertigung der 
deutschen Politik; Mussolini gab eine erbarmungslose Analyse der hi¬ 
storischen Situation (nach der Abrüstungskonferenz werde nun bald Ihre 
Majestät , die Kanone , das Wort ergreifen). Simon und B a r t h o u gaben 
in ihren Kammern Rechenschaftsberichte , die sowohl für das Inland als das 
Ausland bestimmt waren. Der Lordpräsident des Rates Stanley Bald- 
w i n zeiqte in einer Rede den ganzen Ernst der furchtbaren Entscheidung , 
vor der England stand , als man es zum Eintritt in ein System des Kollektiv¬ 
friedens, ein System der Sanktionen auf forderte (Sanktionen sind Krieg). 
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Deutschland und Frankreichs Nein 

Rede des Reichsaußenministers Freiherr von Neurath vom 27. 4 - ^34 6. 

vor der deutschen Presse 

Die seit mehr als sechs Monaten geführten Verhandlungen zwischen 
den hauptsächlich beteiligten Großmächten sind von Frankreich brüsk 
abgebrochen worden, und zwar mit einer Begründung, die die schwer¬ 
sten Beschuldigungen gegen Deutschland in sich schließt. 

Die in der französischen Note gegen Deutschland gerichteten An¬ 
griffe und Vorwürfe sachlich im einzelnen zu entkräften, scheint mir 
allerdings kaum erforderlich zu sein. Es ist ja leicht zu sehen und ist 
sicherlich nicht nur in Deutschland erkannt worden, daß die wahren 
Gründe für den schwerwiegenden Entschluß der Französischen Regie¬ 
rung in anderen Dingen liegen als den von ihr jetzt beanstandeten Zah¬ 
len unseres letzten Wehretats. Muß es nicht von vornherein einen jeden, 
der die Dinge natürlich und einfach sehen will, in Erstaunen setzen, 
daß eine Regierung, deren eigene Wehrausgaben sich im letzten Jahre 
auf über 16 Milliarden Franken beliefen, Alarm schlägt wegen des auf 
890 Millionen Reichsmark bezifferten Wehretats ihres Nachbarlandes? 

Ist es nicht befremdend, wenn die Französische Regierung die dies¬ 
jährige Erhöhung des deutschen Wehretats um etwa 220 Millionen 
Reichsmark als eine Friedensbedrohung brandmarken will, obwohl der 
größte Teil dieser Summe für die gerade von Frankreich geforderte Um¬ 
wandlung unserer Reichswehr in Aussicht genommen worden ist? Hat 
nicht Frankreich selbst seine Wehrausgaben in den letzten Jahren trotz 
der schwebenden Abrüstungsverhandlungen wiederholt sprunghaft er¬ 
höht? Und kann eine Macht, die über die gewaltigste militärische Luft¬ 
rüstung der Welt verfügt und ihre eigene hochentwickelte Zivilluftfahrt 
mit den größten Mitteln unterstützt, wirklich ernstlich in Sorge darüber 
sein, daß Deutschland, um seine Zivilbevölkerung durch besondere Ein¬ 
richtungen in den Ortschaften gegen feindliche Luftangriffe zu schüt¬ 
zen, den Betrag von 5 o Millionen und daneben für die Reorganisation 
der seit Jahren daniederliegenden Zivilluftfahrt den Betrag von 160 Mil¬ 
lionen Reichsmark in seinem Etat bereitstellt? 

Man braucht nur das von der Englischen Regierung veröffentlichte 
Statement vom 16. April d. J., das die letzte deutsche Stellungnahme 
kurz zusammenfaßt, der gleich darauf veröffentlichten französischen 
Note an England gegenüberzustellen, um zu erkennen, daß das Verhal¬ 
ten Deutschlands nicht den geringsten stichhaltigen Grund für die plötz¬ 
liche Flucht aus den Verhandlungen darbot. 

Die Französische Regierung will den entscheidenden Gesichtspunkt 
für die Beurteilung des deutschen Wehretats allein aus der Tatsache 
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entnehmen, daß die Versailler Vertragsregelung noch durch keinen an¬ 
deren Vertrag ersetzt sei. Ich verzichte darauf, diesen Standpunkt durch 
den Hinweis darauf zu widerlegen, daß die militärischen Klauseln des 
Versailler Vertrages überhaupt nichts über die Höhe des deutschen 
Wehretats enthalten, und daß die etatsmäßige Bereitstellung von Mit¬ 
teln noch nicht mit ihrer tatsächlichen Verausgabung gleichbedeutend 
ist. Denn weit wichtiger ist es, sich klarzumachen, was der französische 
Standpunkt im Prinzip besagt. 

Er läuft darauf hinaus, daß die Behandlung der Abrüstungsfrage 
im freien Belieben der hochgerüsteten Staaten steht, daß Deutschland 
dagegen geduldig abzuwarten hat, was sie beschließen, und daß es selbst 
dann kein Recht hätte, etwas zu fordern und zu tun, wenn die anderen 
Mächte nach den bisherigen acht Jahren noch weitere zwei oder fünf 
oder zehn Jahre ergebnislos verhandeln und dabei ihre eigenen Rüstun¬ 
gen fortgesetzt steigern. 

Ich gestehe offen, ich habe es nicht für möglich gehalten, daß eine 
Regierung bei dem jetzigen Stande der Dinge und angesichts der gan¬ 
zen Art, in der wir die Verhandlungen mit ihr geführt haben, heute 
noch ernsthaft mit einer solchen These hervortreten könnte. Aber es 
ist geschehen, und es bleibt uns nichts übrig, als diese These in aller 
Schärfe und aller Bestimmtheit als das zu kennzeichnen, was sie ist: 
sie stellt das ganze Fundament der Abrüstungsfrage nicht nur in recht¬ 
licher, sondern auch in politischer und historischer Beziehung einfach 
auf den Kopf. 

Die Signatarmächte sind heute und sind seit langem nicht mehr 
frei, in der Abrüstungsfrage nach beliebigem Ermessen und Gutdünken 
zu handeln. Sie haben in den Verträgen von 1919 das Problem nicht 
als res integra zur freien Diskussion unter den Staaten gestellt, sondern 
haben ihm seine konkrete Form dadurch gegeben, daß sie einerseits die 
Zentralmächte zur restlosen Entwaffnung gezwungen, daß sie anderer¬ 
seits aber diese außerordentliche Maßnahme vertraglich als ersten Schritt 
zur Durchführung der allgemeinen Abrüstung festgelegt haben. Die Lei¬ 
stung der Zentralmächte, vor allem Deutschlands, ist bis zum letzten 
Buchstaben des Vertrages erfüllt worden. 

Die seit Jahren fällige Gegenleistung, die Durchführung der allge¬ 
meinen Abrüstung, steht vollständig aus, und nirgends ist ein Anhalts¬ 
punkt dafür gegeben, daß sie in absehbarer Zeit bewirkt werden würde. 
Das ist die wirkliche Grundlage des Abrüstungsproblems, wie es heute 
zur Diskussion steht. Dazu kommt noch ein anderes. 

Es hat lange genug gedauert, bis endlich die Abrüstungskonferenz 
zusammenberufen wurde. Aber sie ist doch schließlich zusammenberu¬ 
fen worden, und so fruchtlos ihre Verhandlungen auch geblieben sind, 
das eine ist dadurch doch wenigstens gegenüber der von Frankreich be- 
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liebten These klargestellt und zur allseitigen Anerkennung gebracht wor¬ 
den, daß nämlich eine Fortdauer des Zustandes einseitiger Entwaffnung 
Deutschlands inmitten seiner hochgerüsteten und auch in ihren künf¬ 
tigen Rüstungsmaßnahmen unbeschränkten Nachbarn eine flagrante 
Rechtswidrigkeit und eine politische Unmöglichkeit sein würde. Ein ein¬ 
faches Verbleiben Deutschlands bei dem ihm in Versailles aufgezwun¬ 
genen Rüstungsregime wäre deshalb nur dann in Frage gekommen, wenn 
die anderen Mächte sich entschlossen hätten, ihre Rüstungen auf das 
gleiche Niveau herabzusetzen, und tatsächlich war das die ursprüngliche 
Forderung, die die deutsche Delegation auf der Abrüstungskonferenz ge¬ 
stellt hat. Aber diese Forderung ist kategorisch abgelehnt worden, und 
seitdem konnten sich die Verhandlungen, soweit sie Deutschland betra¬ 
fen, nur noch um die Frage bewegen, auf welche andere Weise die deut¬ 
sche Gleichberechtigung zu verwirklichen wäre. Das ist, wenn auch nach 
schwierigen Auseinandersetzungen, schließlich in der bekannten Fünf¬ 
mächteerklärung vom Dezember 1932 ausdrücklich und bindend fest¬ 
gelegt und durch die seitherigen Abrüstungsverhandlungen, so ergebnis¬ 
los sie auch sonst verlaufen sind, bestätigt worden. 

Mit Recht hat deshalb die Deutsche Regierung in ihrem an die 
Französische Regierung gerichteten Memorandum vom i 3 . März d. J. 
es als eine selbstverständliche, von allen Seiten längst anerkannte Tat¬ 
sache hingestellt, daß für Deutschland unter keinen Umständen mehr 
ein Rüstungsstand in Betracht kommen könne, wie er in Versailles fest¬ 
gelegt wurde. Sie hat dabei schon darauf hingewiesen, daß von dieser 
Tatsache nicht nur die letzten Vorschläge der Englischen und Italieni¬ 
schen Regierung, sondern alle Vorschläge ausgehen, die seit dem fran¬ 
zösischen Plan vom November 1932 auf der Abrüstungskonferenz zur 
Diskussion gestellt worden sind. 

Will man aber schon nach rein formalrechtlichen Grundsätzen ur¬ 
teilen, dann sollte man sich die Frage vorlegen, wem wohl das bessere 
Recht zur Seite steht, ob Frankreich, wenn es die These seiner letzten 
Note vertritt, oder Deutschland, wenn es jetzt etwa darauf bestehen 
wollte, seine Gleichberechtigung sofort und uneingeschränkt bis zu dem 
Maße verwirklicht zu sehen, das dem Rüstungsstande der hochgerüste¬ 
ten Staaten, vor allem Frankreichs, entspräche? 

Deutschland hat diesen Anspruch nicht erhoben. Es hat zwar an der 
Gleichberechtigung als Grundsatz und an seiner Verwirklichung als dem 
künftigen Endziel festgehalten, hat sich aber in nüchterner, realpoliti¬ 
scher Würdigung der gegebenen Verhältnisse dazu verstanden, für die 
erste Abrüstungskonvention ein Regime zu akzeptieren, das nur einen 
äußerst bescheidenen Teil jenes Endzieles in die Tat umsetzt. 

Wir haben an diesem maßvollen Standpunkt auch dann festgehal¬ 
ten, als sich immer deutlicher herausstellte, daß mit irgendwelchen er- 
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heblichen Abrüstungsmaßnahraen der hochgerüsteten Staaten, insbeson¬ 
dere Frankreichs, nicht zu rechnen war. 

Wir haben auf alle Angriffswaffen von vornherein verzichtet. Wir 
haben erklärt, daß wir jede auch noch so weitgehende Rüstungsbeschrän¬ 
kung für Deutschland annehmen würden, wenn das auch seitens der an¬ 
deren Mächte geschieht. Wir haben es also in die Entschließung der an¬ 
deren Mächte gestellt, welche Waffenarten künftig überhaupt noch all¬ 
gemein als zugelassen gelten sollen. In der besonders wichtigen Frage 
der Luftrüstung haben wir, wie sich aus dem schon erwähnten State¬ 
ment der Englischen Regierung ergibt, auch hinsichtlich der Quantität 
unserer Forderungen die weitgehendsten Zugeständnisse gemacht. Da¬ 
neben haben wir uns mit der Einführung einer wirksamen Kontrolle 
einverstanden erklärt und haben alle denkbaren Garantien angeboten, 
um den nichtmilitärischen Charakter der politischen Organisationen in 
Deutschland sicherzustellen. 

Ist es angesichts dieses überall bekannten Sachverhalts überhaupt 
noch verständlich, wenn in der letzten französischen Note der Vorwurf 
erhoben wird, Deutschland wolle den anderen Mächten seinen Entschluß 
aufzwingen, seine Aufrüstung auf allen Gebieten und in einem von ihm 
allein zu bestimmenden Umfang fortzusetzen? Wir haben im Herbst v. J. 
die Genfer Konferenz verlassen müssen, weil sich die Genfer Methoden 
als völlig ungeeignet zur Lösung des Problems erwiesen hatten, und weil 
man uns die unmögliche Zumutung stellte, Deutschland einer mehrjähri¬ 
gen Probezeit zu unterwerfen, bevor überhaupt mit der Verwirklichung 
seiner Gleichberechtigung begonnen werden sollte. 

Wir haben aber sofort danach alle unsere Bemühungen darauf ein¬ 
gestellt, in Sonderverhandlungen mit den beteiligten Mächten zu einer 
Verständigung über die Hauptfragen des Abrüstungsproblems zu gelan¬ 
gen und damit die Voraussetzung für das Zustandekommen einer für 
alle Staaten annehmbaren allgemeinen Konvention zu schaffen. Wir sind 
in diesen Sonderverhandlungen, bei denen wir von Anfang an mit offe¬ 
nen Karten gespielt haben, im Interesse der Herbeiführung einer Eini¬ 
gung schließlich bis an die äußerste Grenze desjenigen gegangen, was 
noch mit unseren vitalen Interessen zu vereinbaren war. 

Auch jetzt sind wir zur Verständigung jederzeit bereit. Noch letzt¬ 
hin ist, wie Sie wissen, zur Erleichterung und Förderung der internatio¬ 
nalen Verhandlungen vom Herrn Reichspräsidenten ein besonderer Be¬ 
vollmächtigter für die Abrüstungsfragen ernannt worden. Es war nie¬ 
mals unser Ziel, die Frage des künftigen deutschen Rüstungsregimes 
einfach durch einseitige Entschlüsse und Maßnahmen zu lösen. Die 
Reichsregierung ist sich stets der Tatsache bewußt gewesen und ist sich 
ihrer auch heute bewußt, wie segensreich sich gerade eine Einigung über 
das Rüstungsproblem für die Wiederherstellung des Vertrauens und für 
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die politische und wirtschaftliche Zukunft aller Länder auswirken würde. 
Deshalb wünschen wir nach wie vor das baldige Zustandekommen einer 
Konvention. 

Keiner Regierung kann aber zugemutet werden, daß sie die Sicher¬ 
heit und das Schicksal ihres Landes für beliebige Zeit vom Gutdünken 
und Ermessen anderer Länder abhängig macht. An den Vorschlägen und 
Zugeständnissen, wie wir sie zuletzt gemacht haben, halten wir fest. Alle 
Behauptungen, als ob wir uns nicht nur auf die Vorbereitung einer de¬ 
fensiven Ausrüstung, sondern auf die Ausrüstung mit Angriffswaffen 
eingestellt hätten, verweise ich auf das entschiedenste in das Reich 
der Fabel. 

Unsere Vorschläge und Zugeständnisse aber zum Inhalt eines Ver¬ 
trages zu machen, das steht jetzt nicht mehr bei uns, sondern bei den 
anderen Mächten. Nachdem die Französische Regierung den von uns 
eingeschlagenen, nach unserer Ansicht allein zweckmäßigen Weg durch 
ihren plötzlichen Entschluß verbaut hat, kann es nicht unsere Sache sein, 
ihn von neuem zu eröffnen. 

Wir sind uns über den Ernst und die Schwierigkeiten der Lage, die 
durch den letzten französischen Schritt entstanden sind, im klaren. Von 
diesen Schwierigkeiten werden alle an einer Regelung der Abrüstungs¬ 
frage interessierten Staaten in gleicher Weise getroffen. Unser Stand¬ 
punkt ist aber in rechtlicher, moralischer und politischer Beziehung zu 
fest begründet, als daß wir der weiteren Entwicklung der Dinge etwa 
mit Angst entgegensehen müßten. 

Die Deutsche Regierung steht glücklicherweise nicht allein mit ihrer 
Überzeugung, daß jeder Versuch, ein Land wie Deutschland fortdauernd 
auf der Stufe einer Macht minderen Rechts und minderen Ranges zu 
halten, unsinnig ist, und, wenn er doch gemacht werden sollte, zum 
Schaden, wenn nicht zum Unheil aller ausschlagen müßte. Die Eng¬ 
lische und die Italienische Regierung haben ihre Auffassung über die 
anzustrebende Lösung seit langem bekanntgegeben, eine Auffassung, die 
in den entscheidenden Grundlinien mit unserer eigenen übereinstimmt. 
Auch die neutralen Mächte haben sich neuerdings mit Nachdruck für 
die Notwendigkeit des baldigen Abschlusses einer Abrüstungskonvention 
ausgesprochen, die dem Grundsatz der Gleichberechtigung Rechnung 
trägt. So können wir erwarten, daß sich die Gesetze der Vernunft und 
der Billigkeit, die in diesem Falle so klar zutage liegen, schließlich doch 
Geltung verschaffen werden. 

Die Reichsregierung hat dafür, soweit es an ihr Hegt, alle Voraus¬ 
setzungen geschaffen. Sie hat ihren unbedingten Friedenswillen nicht 
nur in ihrem politischen Programm verkündet, sondern durch die Tat 
bewiesen. Die von ihr herbeigeführte Befriedung der Beziehungen zu 
Polen, ihr Bekenntnis zu den Locarno-Verträgen, ihre Bereitschaft zu 
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den weitgehendsten Nichtangriffspakten mit allen Nachbarstaaten und 
ihre entgegenkommende Haltung gegenüber allen bisher an sie heran¬ 
gebrachten konkreten Vorschlägen auf dem Gebiete der Sicherheitsfrage 
zeugen unwiderleglich dafür, auf welchem Wege wir die Interessen un¬ 
seres Landes vertreten wollen. Die Zeit der Ultimaten, der Diktate und 
der einseitigen Regelungen gegen Deutschland ist freilich vorbei. 

Aber die Wahrung der deutschen Lebensinteressen, wie wir sie ver¬ 
stehen und zu unserer Aufgabe gemacht haben, steht mit den gemein¬ 
samen Interessen Europas in vollem Einklang. Nur ein gegen Angriffe 
gesichertes Deutschland kann die Friedensfunktion erfüllen, die ihm im 
Zentrum Europas obliegt. Ein wehrloses Reich müßte nach allen Ge¬ 
setzen der Geschichte schließlich zu Machtkämpfen und zur Zerrüttung 
des Kontinents führen. 

Mögen die anderen Regierungen die große Chance benutzen, die 
ihnen die Reichsregierung unter ihrer starken und sicheren Führung 
bietet. Unsere Hand bleibt auch weiterhin zur Verständigung ausge¬ 
streckt, und ich wiederhole, was ich schon öfter erklärt habe: es kommt 
nur auf den Entschluß der anderen Regierungen an, diese Hand zu 
ergreifen. 


ENDE DER ILLUSIONEN 

Die Abrüstungskonferenz ist zu Ende 

7 . Aufsatz des Chefs der italienischen Regierung Mussolini vom i 3 . 5 . 193 4 
„Abrüstung oder Aufrüstung“ 

Ich beschäftige mich heute zum letztenmal mit der Abrüstungs¬ 
frage, mit der Abrüstungskonferenz und ihren Aussichten. Diese Aus¬ 
sichten zwingen zur Erkenntnis, daß die Abrüstungskonferenz zu Ende 
ist und daß eine Konferenz der Aufrüstung beginnt oder beginnen kann. 
Die Haltung der großen Gegner ist nunmehr festgelegt. Frankreich will 
nicht auf einen Mann, nicht auf ein Gewehr verzichten. England ist zur 
Abrüstung auf dem Lande geneigt, aber es ist sehr wenig bereit, seine 
Flottenstärke herabzusetzen, während es nicht umhin kann, seine Luft¬ 
flotte zu vergrößern . . . Ich glaube nicht, daß irgend jemand die Auf¬ 
rüstung Deutschlands verhindern wird. Dazu würde es nur einen einzi¬ 
gen Weg geben: den „Präventivkrieg“. Gewisse Kreise mögen ihn als 
Hypothese erwägen, das französische Volk aber hat keine Sympathien für 
ihn . . . Wenn schon die Besetzung der Ruhr zu einem erbitterten pas¬ 
siven Widerstand führte, der den militärischen und zivilen Besatzungs¬ 
behörden soviel Schwierigkeiten bereitete, so würde wahrscheinlich heute 
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eine Besetzung deutschen Gebiets auf einen so starken Widerstand sto¬ 
ßen, daß aus dem Präventivkrieg bald ein wirkbcher Krieg würde, der 
vermutlich lange dauern und viele Opfer an Menschen und Kapital 
kosten würde. 

Ich glaube, daß ein Deutschland unter der Herrschaft Hitlers allen 
militärischen Plänen Frankreichs den heftigsten Widerstand entgegen¬ 
setzen würde. Wenn man den Gedanken an einen Präventivkrieg beiseite 
läßt und statt dessen das Wettrüsten verkündet, wird zu einem bestimm¬ 
ten Augenbück der Geschichte ein neuer Krieg ausbrechen müssen, der 
die Nationen Europas in zwei feindliche, auf Tod und Leben ringende 
Lager zerreißen wird. 

Eine der unausweichbaren Folgen eines Scheiterns der Abrüstungs¬ 
konferenz würde das Ende des Völkerbunds sein. Ich habe niemals über¬ 
mäßige Sympathien für die Genfer Institution gehegt, aber ich habe ihre 
Nützlichkeit für bestimmte Probleme anerkannt. So wollte ich den Völ¬ 
kerbund nicht beseitigen, sondern habe mich bemüht, ihn umzubilden 
und ihn zu befähigen, weniger großartige und universale, dafür aber um 
so nützlichere Ziele für die menschliche Gemeinschaft zu verwirklichen. 
An dem Tag, an dem die Delegierten der Abrüstungskonferenz erklären 
müssen, daß die Abrüstung eine erhabene aber darum um so gefähr¬ 
lichere Utopie ist, wird der Völkerbund jeden Sinn und jedes Ansehen 
verloren haben. Seine Politik, die, wenigstens dem Anschein nach, die 
Politik feindlicher Bündnisse ausschloß, wird von der Politik der Blocks 
gefolgt sein, d. h. mit andern Worten: von der Politik der Vorkriegs¬ 
zeit. Und schließlich wird Ihre Majestät, die Kanone, gebeten werden, 
das Wort zu ergreifen. Ich schreibe nicht ohne tiefe Sorge diese Worte. 
Eine Abrüstungskonvention hätte für eine gewisse Zeit eine Periode der 
Stabilität in der europäischen und in der Weltpolitik garantiert. Das 
Scheitern der Abrüstungskonferenz wird die Tore für das Ungewisse öff¬ 
nen. Zu glauben, daß der Einfluß der sogenannten Öffentlichen Meinung 
das Schicksal der Genfer Konferenz wenden kann, ist eine Illusion. Die 
Völker, die von einer drückenden Krise heimgesucht sind, hoffen nicht 
mehr und lesen kaum mehr die Nachrichten über die Abrüstung. Diese 
Nachrichten werden immer weniger und immer kürzer, während die an¬ 
deren Nachrichten beginnen, häufig zu werden, die Nachrichten nämlich 
über die Aufrüstung zu Lande, zu Wasser und in der Luft. Eine Art 
Gleichgültigkeit, eine wahrhafte Lähmung, welche die Wirkung plötz¬ 
licher Enttäuschungen sind, scheinen sich der Seele der Masse bemäch¬ 
tigt zu haben. 

Die Frage nach den Schuldigen für das Scheitern der Abrüstungs¬ 
konferenz wird nur Verwirrung schaffen. Jeder wird die Schuld auf den 
andern abwälzen, um für die Zukunft ein Alibi zu haben. Italien ver¬ 
sucht seit zwei Jahren über den historischen tiefen Abgrund zwischen 
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Deutschland und Frankreich die Brücke zu schlagen, zuerst durch den 
Viermächtepakt, jetzt durch seinen Abrüstungsplan. Italien hat das Seine 
getan. Vielleicht vermag England die letzte Karte auszuspielen, wenn es 
seine Macht und sein Prestige einsetzt. Die Welt wartet seit Wochen 
darauf, da es nicht mehr um das Schicksal von Regierungskoalitionen., 
sondern um das Leben von Millionen und das Geschick Europas geht. 


Sanktionen sind Krieg 

8. Rede des Lordpräsidenten des Rates Stanley Baldwin vom 18. 5 . 1934 
vor dem Unterhaus 

Begrenzung ist, glaube ich — ich spreche in diesem Augenblick für 
mich selbst —, wahrscheinlich die einzige praktische Form der Ab¬ 
rüstung in der Luft. Die Vorredner haben das Argument angeführt, 
mit dem ich übereinstimme, daß bei der Verwirklichung der Begren¬ 
zung der Rüstungen keine einzelne Macht eine solche Überlegenheit 
besitzt, daß die Versuchung zum Angriff zu groß werden würde. Aber 
wir müssen uns erinnern, daß es dazu eine Ergänzung gibt, die ich 
heute nachmittag nicht erörtern möchte. Wenn wir nämlich eine Be¬ 
grenzung der Rüstungen haben, ist es schwer zu sehen, wie man Sank¬ 
tionen gegen jemanden vermeiden kann, der die Vereinbarungen bricht. 
In dem Augenblick aber, wo man auf Sanktionen stößt, stößt man auf 
den Krieg. Ich habe vermutlich in den letzten zwölf Jahren mehr Arbeit 
an diese Frage verwandt, als irgendein anderes Mitglied des Hauses. Eine 
der vielen Schlußfolgerungen, zu der ich gezwungenermaßen gekommen 
bin, ist die, daß es keine Sanktion gibt, die funktioniert, die nicht Krieg 
bedeutet oder mit anderen Worten: Wenn man eine Sanktion akzeptiert, 
muß man für den Krieg bereit sein. Wenn man eine Sanktion akzep¬ 
tiert, ohne für den Krieg bereit zu sein, ist man kein ehrlicher Treu¬ 
händer der Nation. 

Wenn man in ein System der kollektiven Aufrechterhaltung des 
Friedens ein tritt, hat dies keinen Sinn, wenn man nicht willens und nicht 
fähig ist zu kämpfen. Nichts würde eine schlimmere Bürgschaft für die 
Welt oder eine grausamere Enttäuschung für unser Volk sein, als zu 
sagen: ,,Wir werden den Frieden durch die Waffen garantieren“; und 
dann nicht fähig zu sein, es zu tun. Es besteht kein Zweifel, daß die 
Bereitschaft, eine kollektive Garantie oder eine kollektive Sanktion zu 
erzwingen, bedeutet, daß man England ein gutes Stück stärker machen 
muß, als es heute ist. 
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Rechtfertigung des französischen Nein 

Rede des französischen Außenministers Louis Barthou vom 2 5 . 5 . 1934 9 . 

vor der Kammer 

Es gibt in der Diplomatie zwei Arten, die Losungen der Pro¬ 
bleme ins Auge zu fassen. Die eine sagt Nein, wenn es ein Nein ist, 
aber nicht ein Nein, auf das ein Ja folgt; sie sagt Ja, wenn es Ja ist, 
aber nicht ein Ja, das dann zu einem Nein wird. Das ist eine Politik 
der Klarheit. 

Es gibt eine andere Politik, die ein Prinzip annimmt und sich dann 
vorbehält, das Prinzip in den Einzelheiten zu zerstören. Wir wollten 
diese letztere Politik nicht verfolgen. Wir haben es England gesagt. 

Im gegenwärtigen Augenblick, bei der Entwicklung der Verhand¬ 
lungen hat die Regierung der Republik nicht antworten können, daß sie 
das Memorandum des Vereinigten Königreichs vom 29. Januar mit den 
späteren Abänderungen als Basis einer Konvention annimmt, in die spä¬ 
ter neue Ausführungsgarantien eingefügt werden. Diese vage Zustim¬ 
mung würde den technischen und politischen Problemen nicht Rech¬ 
nung tragen, die noch in der Schwebe sind, und die damit nicht gelöst 
sind, daß man sie stellt. 

Es bleiben in der Tat Fragen gestellt. In der Note der britischen 
Regierung ist von jener Luftflotte nicht mehr die Rede, die unseren 
Freunden jenseits des Ärmelkanals — berechtigterweise übrigens — so 
viele Sorge einflößte. Es ist nicht mehr die Rede von dem Völkerbund, 
und die Rückkehr Deutschlands in den Völkerbund schien doch die we¬ 
senhafte Bedingung jeder Konvention zu sein. Wir haben die Pflicht, 
diese Fragen zu stellen und eine Antwort zu erwarten. Wir haben auch 
die Pflicht — gestatten Sie mir, hier einen Ausdruck, den ich in den 
Instruktionen für unseren Botschafter in London verwandt habe —, nicht 
eine prinzipielle Zustimmung zu geben, die zu vage ist, um nicht zwei¬ 
deutig zu sein; wir haben uns aus einfacher Loyalität geweigert, in den 
Einzelheiten dann die Zustimmung umzubiegen, die wir im Prinzip ge¬ 
geben haben . . . 

Wir selbst haben am 6. April als die ersten in den internationalen 
Verhandlungen die Frage der Aufrüstung Deutschlands aufgeworfen. 
Hier bin ich mit M. Chasseigne einig. Da ich zu größerer Mäßigung ver¬ 
pflichtet bin, will ich nicht seine eigenen Ausdrücke verwenden, aber 
schließlich hat Deutschland mit allzu großer Klarheit seinen Willen be¬ 
kundet, auf die Verträge und die internationalen Konventionen keine 
Rücksicht zu nehmen. 

Wir haben auf diese Aufrüstung verwiesen, die in dem Budget 
Deutschlands zutage tritt. In der Stunde, da gewisse Budgets durch offi- 





4o 


Die Wiedererstehung Deutschlands als Großmacht 


[9 


zielle Ziffern eine Vermehrung der durch die Verträge begrenzten Rü¬ 
stungen anzeigen, war Frankreich wieder einmal besorgt, mit seinem 
Friedenswillen die Bedürfnisse einer Sicherheit in Übereinstimmung zu 
bringen, für die die Britische Regierung mit Frankreich die Bedingun¬ 
gen und Garantien schuf, wofür Frankreich ihr den größten Dank weiß. 
Das war die Note vom 6. April. Sie ist klar und bereitet die Note vom 
17. April vor. 

Die Bühne des wirklichen Geschehens war aber jetzt verlegt. Es begann 
die Ära der großen Bündnispolitik, die mit dem Abschluß des russisch- 
französischen Paktes endete. Am 20. April 193U ging Barthou auf seine Ost¬ 
reise 1 ), die u. a. das Terrain für die Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zwischen der Kleinen Entente und Rußland ebnen und damit den Weg für 
den Wiedereintritt Rußlands in die ,,große europäische Politik“ bahnen sollte 
(Frankreichs große Karte gegen Deutschlands Wiedererstehung als Groß¬ 
macht). Am 18. 3. 193h hatte Rußland schon den Vorschlag des Nordost¬ 
paktes gemacht 2 ) und Frankreich war jetzt der Ball des Ostpaktplanes zuge¬ 
spielt, der im Sommer endgültig in den Vordergrund trat. 


KOLLEKTIVFRIEDEN UND KOLLEKTIVKRIEG 

Am 29. 5. 193 U trat dann die Abrüstungskonferenz zusammen. Es war 
ihre letzte bedeutsame Daseinsäußerung. Aber ein Gremium politischer Ent¬ 
scheidungen und politischer Bestimmungen vermochte sie nicht mehr zu wer¬ 
den. Es hätte die Entscheidung ohne, über und gegen Deutschland bedeutet . 
Dazu war die Zeit vorbei. So wurde die Tagung der Generalkommission zwar 
zur Bühne einer der interessantesten Auseinandersetzungen des Jahres 193 h, 
die grelles Licht über die Bewegungen der Dinge verbreitete, zum Schauplatz 
einer Virtuosenleistung der Rhetorik des französischen Staatsmannes (voll 
von beißender Sarkastik, logischer schneidender Schärfe), aber als bestimmen¬ 
der Faktor der europäischen Politik war die Abrüstungskonferenz zu Ende. 

Auf der Tagung richtete zuerst Henderson seinen Appell an die 
Mächte, nicht ohne — wie Barthou nachher sagte — einen „Rest platoni¬ 
scher Verehrung“ für die These: Sicherheit durch Abrüstung. In der Er¬ 
klärung des amerikanischen Delegierten Norman D avie s kam die angel¬ 
sächsische Abneigung gegen den ,,Frieden durch die große internationale 
Kriegsmaschine“ noch stärker zum Ausdruck (Smuts hat in einer von uns 
wiedergegebenen Rede diese Haltung der angelsächsischen Welt eindringlich 
formuliert) 3 ). Dagegen bewegte sich die Rede Litwinows schon ganz auf 
der Linie der anderen These, der Sicherheit, der Sanktionen. Er sprach von 
der Umwandlung der Abrüstungskonferenz, die er als praktisch tot ansah, 
in eine Sicherheitskonferenz. Barthou konnte nachher seine große Apotheose 
auf die Sicherheit mit einem Lobe Litwinows beginnen. Sir John Simon 
warnte nach einer Skizzierung der Gegensätze zwischen der deutschen und 
der französischen Auffassung davor, „unbegrenzten und weltumfassenden 
Sicherungen nachzujagen“. Er warnte vor der leeren Erörterung, den groß¬ 
artigen Systemen und wollte das Fenster zur Wirklichkeit auf stoßen: „Wäh- 

2 ) Dok. 65. 3 ) Dok. 2 4. 


i) Dok. 62 , 63, 64. 
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rend wir hier reden, steht die Welt nicht still“ Darauf folgte Barthous 
Verherrlichung der Sicherheit und eine neue schneidende Formulierung des 
französischen Nein. Polens Außenminister , Oberst Beck, stellte die ge¬ 
fährliche Neigung der Konferenz fest, Ziele zu verfolgen, die ihr fremd 
seien. Auch er sprach sich für das Begrenzte , Konkrete und die abgestufte 
Behandlung der Probleme aus. Die Fronten hatten sich abgezeichnet. 


Dokumente zur Abrüstungskonferenz 
vom 29. 5. bis 8. 6. 1934 

Sicherheit und Abrüstung 

Rede des Präsidenten der Abrüstungskonferenz Henderson vom 29. 5 . 

1934 

Eine Prüfung der gegenwärtigen kritischen Lage und der Tat¬ 
sachen, wie sie aus den Dokumenten hervorgehen, die Ihnen mitgeteilt 
wurden, stellte die Dringlichkeit einer schnellen Beschlußfassung über 
gewisse Probleme, deren Studium Ihnen anvertraut wurde, heraus. 

Diese Probleme können unter den drei nachfolgenden Kategorien 
betrachtet werden. 

Der erste und wichtigste Punkt ist, daß eine Vereinbarung bezüg¬ 
lich der Luftrüstungen sowohl wie der Landrüstungen nicht erreicht 
werden kann, solange nicht das Problem der nationalen Sicherheit ge¬ 
löst ist. Der jüngste Notenaustausch zwischen den interessierten Regie¬ 
rungen und andere Anzeichen zeigen mit aller notwendigen Klarheit, 
daß dieses Problem die Wurzel der ganzen Abrüstungsfrage bildet. 

Der zweite Punkt betrifft die Gefahr eines Wettlaufes in den Luft¬ 
rüstungen, der nicht verhindert werden kann, solange dieses Problem 
nicht baldigst auf dem Wege einer internationalen Vereinbarung gere¬ 
gelt wird. Es handelt sich hier um ein ganz besonders ernsthaftes Pro¬ 
blem, da es keine wirksame Verteidigung gegen Luftangriffe gibt und 
da zu erwarten ist, daß der Luftkrieg ausgedehnte Repressalien gegen 
die Zivilbevölkerung mit sich bringt. 

Der dritte Punkt betrifft die Dringlichkeit einer Vereinbarung für 
die internationale Kontrolle der Herstellung von und des Handels mit 
Waffen. Die jüngsten Ereignisse haben die Notwendigkeit schnellen 
Handelns auf diesem Gebiete bewiesen. 

Es kann nicht überraschen, daß die Frage der Sicherheit einen so 
wichtigen Platz in den ganzen Verhandlungen der Konferenz eingenom¬ 
men hat; denn, wenn eine Nation sich der Gefahr ausgesetzt sieht, in 
einem Krieg durch einen mächtigeren Feind überrannt zu werden, so 
wird sie sich nicht abhalten lassen, in der vollständigsten Art und Weise, 
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wie es ihre nationalen Hilfsmittel erlauben, sich gegen die Gefahren eines 
solchen Angriffs vorzubereiten. Deshalb wurde auch eine internationale 
Gemeinschaft der Nationen organisiert, um jener tatsächlichen Ungleich¬ 
heit in der militärischen potentiellen Stärke der Nationen zu begegnen 
und den Angriffskrieg zu verhüten. Auf diesem Grundsatz wurden der 
Völkerbundpakt, die Locarno-Verträge und viele ähnliche Vereinbarun¬ 
gen geschaffen. Wenn dieser Grundsatz nicht aufrichtig seinen Aus¬ 
druck in einer Abrüstungskonvention findet und wenn er nicht ein wirk¬ 
licher Faktor im internationalen Leben wird, ist es wenig wahrschein¬ 
lich, daß die Nationen einwilligen, ihre bewaffneten Streitkräfte herab¬ 
zusetzen. 

Indem die Völkerbundversammlung im Jahre 1927 diesen Punkt 
als wesentlich feststellte, erklärte sie, daß sie lebhaft bemüht sei, die 
politischen Voraussetzungen zu verwirklichen, um den Erfolg der Ab¬ 
rüstungsarbeiten sicherzustellen und daß nach ihrer Überzeugung die 
Hauptbedingungen dieses Erfolges wären, daß jeder Staat sicher sein 
sollte, nicht allein für seine Verteidigung sorgen zu müssen, sondern 
mit einer gemeinsamen Aktion des Völkerbundes rechnen zu können. 
Diese Aktion sollte hauptsächlich jedem Rückfall in den Krieg Vorbeu¬ 
gen oder ihn auf halten und wenn nötig, jeden Staat als Opfer eines An¬ 
griffes wirksam schützen. 

Ich bin überzeugt, daß das durch den Völkerbundpakt und die 
Locarno-Verträge errichtete System eine sehr große Kraft besitzt. Man 
muß jedoch erkennen, daß die Autorität und daher die Wirksamkeit 
dieses Systems etwas gelitten hat durch Zweifel, die über seinen Anwen¬ 
dungsmodus zum Ausdruck kamen. Es ist daher wesentlich, daß die 
Konferenz das allgemeine Vertrauen in das System der gemeinsamen 
internationalen Aktion gegen einen Angriff, wie es der Völkerbund zu 
schaffen beabsichtigt, wieder herstellt. 

Wenn, wie ich glaube, die Konferenz einen ehrlichen Schritt dar¬ 
stellt, um die Rüstungen auf eine neue Grundlage zu stellen, indem ihre 
Herabsetzung und Begrenzung zum Gegenstand einer internationalen 
Überwachung und Kontrolle gemacht werden; wenn die internationale 
Gemeinschaft der Staaten ihre Mitglieder einlädt, im allgemeinen Inter¬ 
esse ihre Streitkräfte zu verringern, die sie individuell als für den Schutz 
ihrer Grenzen vor einem Einfall notwendig erachten, dann muß sie als 
Gegenleistung die Verantwortlichkeit für die Sicherheit übernehmen, daß 
durch eine gemeinsame Aktion ein solcher Einfall in Wirklichkeit ver¬ 
hindert wird. 

Art. 8 des Völkerbundpaktes bindet Abrüstung und Sicherheit un¬ 
zertrennlich zusammen. Die ganze Organisation des Völkerbundes sollte 
an Stelle des Schutzes, den jede Nation nur von ihren eigenen bewaff¬ 
neten Kräften erwartet, Sicherheitsgarantien in einem internationalen 



11] 


Kollektivfrieden und Kollektivkrieg 


43 


Vertrag schaffen. Diese Organisation kann nicht wirksam werden, so¬ 
lange die gegenwärtigen riesigen Rüstungen nicht durch eine internatio¬ 
nale Vereinbarung stark herabgesetzt und begrenzt werden. Eine solche 
allgemeine Herabsetzung der Rüstungen der Welt würde an sich einen 
wichtigen Beitrag für die Sicherheit der Nationen darstellen. 

Angesichts der Tatsachen, die ich Ihnen in Erinnerung gebracht 
habe und besonders der früheren positiven Entscheidungen der General¬ 
kommission bin ich der Ansicht, daß es ungerechtfertigt wäre, sich dem 
Pessimismus zu ergeben und das aufzugeben, was bereits erzielt wurde. 

Angesichts des beträchtlichen Materials für die erste Konvention 
einer Herabsetzung und Begrenzung der Rüstungen, das das Ergebnis 
zweijähriger Arbeit darstellt, erachte ich, als Präsident der Konferenz, 
daß wir unser Werk zu einem erfolgreichen Abschluß bringen müssen, 
und in diesem Geiste bitte ich um die aktive Mitarbeit aller Mitglieder 
der Konferenz. 


Sicherheit durch Abrüstung 

Rede des amerikanischen Bevollmächtigten bei der Abrüstungskonferenz 11 . 
Norman Davies vom 29. 5 . ig 34 

In einfachster Art ausgedrückt, gibt es zwei und nur zwei denkbare 
Wege, um die Sicherheit zu verwirklichen. Der erste besteht in der 
überwältigenden Rüstungsüberlegenheit, verbunden vielleicht mit einer 
Rückversicherung durch Bündnisse. Dieses System hat aber zuerst zu 
einem Rüstungswettlauf und dann zum Kriege geführt, von dem wir uns 
nicht erholt haben und von einer Wiederholung dessen wir uns niemals 
mehr erholen werden. Die Waffen verhinderten weder den Weltkrieg, 
noch retteten sie Sieger und Besiegte von den furchtbaren Folgen jenes 
Krieges. Der andere Weg besteht darin, die Verteidigungskraft zu stärken 
und die Angriffskraft zu schwächen, in anderen Worten: die Aussichten 
eines erfolgreichen Angriffskrieges durch eine fortschreitende Abschaf¬ 
fung jener Waffengattungen herabzusetzen, die bei einer Invasion be¬ 
nötigt werden, wie zum Beispiel schwere, bewegliche Artillerie, Tanks, 

Gas und Bombenflugzeuge. Diese Abrüstungsmethode verhindert nicht 
nur Komplikationen bei einer nur zahlenmäßigen Begrenzung und Her¬ 
absetzung der Rüstungen, sondern stellt auch eine wirkliche Hilfe für den 
Frieden dar, nicht allein durch Herabsetzung der Gesamtsumme der 
Kriegsmittel, sondern ganz besonders dadurch, daß man die wirklichen 
Werkzeuge beseitigt, die für einen erfolgreichen Angriff unerläßlich 
sind und indem man Befestigungen und Verteidigungsmitteln das Über¬ 
gewicht gibt. Tatsächlich wurde ja auch diese Methode von der Kon¬ 
ferenz in der Entschließung vom 2 3 . Juli 1932 angenommen . . . 
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Präsident Roosevelt hat mich ermächtigt, Haltung und Politik der 
Vereinigten Staaten wie folgt zusammenzufassen: 

Wir sind bereit, jeden praktischen Weg zur Sicherstellung eines all¬ 
gemeinen Abrüstungsabkommens einzuschlagen, um so mitzuhelfen, den 
allgemeinen Frieden und den Fortschritt der Welt zu fördern. Wir sind 
weiterhin bereit, im Zusammenhang mit einer allgemeinen Abrüstungs¬ 
konvention über einen Welt-Nichtangriffs-Pakt zu verhandeln und uns 
mit anderen Nationen zusammenzufinden zur Beratung internationaler 
Probleme, die durch irgendwelche Verträge entstanden sind, an denen 
wir beteiligt sind. Die Vereinigten Staaten wollen sich jedoch nicht an 
europäischen politischen Verhandlungen und Vereinbarungen beteiligen 
und auch keine Handlungen vornehmen, durch die ihre bewaffneten 
Streitkräfte für die Bereinigung irgendeines Konflikts eingesetzt werden 
könnten. Tatsächlich besteht die Politik der Vereinigten Staaten darin, 
sich von einem Kriege fernzuhalten, aber auf jedem möglichen Weg 
vom Kriege abzuraten und ihn zu verhindern . . . 


Sicherheitskomitee statt Abrüstungskonferenz 

12 . Rede des Volkskommissars für Auswärtige Angelegenheiten der UdSSR. 
Litwinow vom 3 o. 5 . 1934 

.. . Ein hauptsächlicher Streit entstand über die Frage, ob man die 
bestehenden Rüstungen herabsetzen, oder ob man sie auf ihr gegenwärti¬ 
ges Niveau begrenzen solle. Obgleich es zu einer gewissen Zeit erschien, 
daß dieser Streitpunkt behoben werden könnte durch eine Abstimmung 
— zugunsten einer wesentlichen Herabsetzung der Rüstungen —, befin¬ 
den wir uns nun wieder vor einem Vorschlag, der nur ihre Begren¬ 
zung vorsieht. 

Was die Herabsetzung der Rüstungen betrifft, sind wir uns bis zu 
diesem Tage noch nicht einig geworden über Grad, Grundsatz oder Kri¬ 
terium einer solchen Herabsetzung. Es herrscht keine einmütige Mei¬ 
nung darüber, ob die Herabsetzung alle Rüstungsgattungen zu Lande, 
zur See und in der Luft umfassen soll oder nur einige derselben. Einer 
Entscheidung über die völlige Abschaffung des Luftbombardements 
schien man zu einer gewissen Zeit nahegekommen zu sein und ihr hätte 
logischerweise die Abschaffung der Werkzeuge für das Bombardement 
selbst folgen müssen. Aber auch hier kamen wir erneut zu einem Vor¬ 
schlag für die Aufrechterhaltung dieser Werkzeuge, jedoch mit der Be¬ 
grenzung ihrer Anwendung auf bestimmte Regionen und für besondere 
Zwecke; als ob man damit sich zufriedengeben könnte, auf die Bom¬ 
benflugzeuge Plakate zu kleben mit Angabe ihrer Bestimmung wie auf 
Eisenbahnwagen, wie etwa: „Ostende—Interlaken“ oder „Nichtraucher“. 
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Auch das Problem der Kontrolle ist weit davon entfernt, gelöst zu sein. 
Ich verzichte darauf, die vielen anderen Streitpunkte aufzuzählen. Es ge¬ 
nügt zu sagen, daß wir nicht für eine einzige auf der Konferenz er¬ 
hobene Frage konkrete Entscheidungen oder selbst allgemeingültige Be¬ 
griffe haben, auf Grund deren die Delegationen zu einer Vereinbarung 
kommen könnten. 

In der Zwischenzeit haben die politischen Ereignisse nicht das Ende 
der Diskussionen in Genf abgewartet, sondern sind ihren Weg weiter¬ 
gegangen. In den verschiedenen Ländern haben Regierungen, in Macht 
befindliche Parteien und die Ideologie von Parteien und Regierungen 
gewechselt und damit auch ihre Methoden, internationale Fragen zu lö¬ 
sen. Trotz der Annahme des Briand-Kellogg-Paktes seitens aller Staaten, 
der Annahme eines internationalen Abkommens, auf den Krieg als In¬ 
strument nationaler Politik zu verzichten, befinden wir uns erneut vor 
der Anwendung einer Methode, die darin besteht, nationale Politik ge¬ 
rade durch die Fortsetzung kriegerischer Handlungen auf dem Gebiete 
der Nachbarstaaten durchzusetzen. Gewisse Staaten, die noch nicht in 
den Besitz genügender Streitkräfte gekommen sind, um eine ähnliche 
Politik führen zu können, begnügen sich im Augenblick damit, durch 
Wort und Schrift die Idee der Expansion und der Besitznahme von 
fremdem Land durch die Gewalt zu propagieren, indem sie die Länder 
erwähnen, die sie zuerst angreifen wollen. Können wir überrascht sein, 
wenn Staaten, die an der Aufrechterhaltung des Friedens interessiert 
sind, sich in der Alarmstufe bereit halten und deshalb ein stärkeres Zö¬ 
gern wie vorher gegenüber dem Abrüstungsproblem zum Ausdruck brin¬ 
gen? Der Grundsatz der Rüstungsgleichheit, der schon von der Kon¬ 
ferenz angenommen war, ist ebenfalls erschüttert worden. Niemand kann 
oder will gegen die Gleichberechtigung etwas einwenden, wenn alle Staa¬ 
ten gleiches aktives Interesse an der Aufrechterhaltung des Friedens zei¬ 
gen, sei es auch nur in Worten oder indem sie die geeigneten internatio¬ 
nalen Verpflichtungen annehmen. Aber die Frage ist nun aufgetaucht, 
was mit Staaten geschehen muß, deren Regierende ganz offen ein Pro¬ 
gramm der Eroberung fremden Gebietes entworfen haben (natürlich 
durch Krieg, da niemand freiwillig sein Gebiet aufgibt), wenn also der 
abstrakte Grundsatz der Gleichberechtigung tatsächlichen Gefahren sei¬ 
ner Anwendung gegenübergestellt wird. 

Ich sage das nicht, um daraus Folgerungen über die Gleichheit oder 
Ungleichheit aller Staaten in ihren Rüstungen zu ziehen. Die Sowjetdele¬ 
gation hat mit dieser Frage nichts zu tun, denn sie ergibt sich aus Do¬ 
kumenten, an denen die Sowjetregierung keinen Anteil hat. Weiterhin 
kann eine solche Frage, wenn sie im Sinne der Wiederaufrüstung er¬ 
örtert wird, meiner Ansicht nach nicht eine Abrüstungskonferenz oder 
eine Konferenz für die Herabsetzung der Rüstungen betreffen. Die Frage 
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muß anderswo geregelt werden. Ich wünschte lediglich, die neue Atmo¬ 
sphäre anzudeuten, die als Ergebnis gewisser politischer Ereignisse ent¬ 
standen ist und die das Werk der Konferenz beträchtlich kompliziert 
hat, deren Schwierigkeiten bereits schon früher ungeheuer groß waren. 
Und heute, bei einer Bilanzziehung der Arbeiten nach über zwei Jahren, 
müssen wir offen sagen, daß die Schwierigkeiten, die bereits bei Beginn 
der Konferenz in Erscheinung traten, sich im Ablauf der Zeit nicht ver¬ 
kleinert haben, sondern im Gegenteil sich immer vergrößerten, um 
schließlich in einer Sackgasse zu enden . . . 

Aus dem, was ich gesagt habe, scheint sich die Notwendigkeit zu 
ergeben, die Konferenz zu schließen. Dies würde sehr gut sein, wenn 
man nur von dem formellen und pedantischen Gesichtspunkt aus¬ 
ginge, nur den Titel der Konferenz in Betracht zu ziehen. Die Sowjet¬ 
delegation hat aber eine weitere Auffassung von der Konferenz, deren 
Ziel durch die Abrüstung eine der Friedensgarantien verwirklichen will. 
Es handelt sich daher nicht um die Frage der Abrüstung selbst, die nur 
ein Mittel zum Zweck ist, sondern um die Sicherung des Friedens. Und 
da erhebt sich natürlich die Frage, kann die Konferenz ihren Weg nicht 
durch andere Friedensgarantien finden, oder kann sie nicht auf jeden 
Fall die Sicherungsmaßnahmen für wenigstens jene Staaten vermehren, 
die keine aggressiven Absichten haben, an einem Krieg nicht interessiert 
sind und im Falle eines Krieges nur zum Gegenstand des Angriffs 
werden? 

Man mag mich fragen, welche Garantie ich dafür besitze, daß die 
Konferenz einstimmiger über solche Fragen sein wird als über die Frage 
der Abrüstung, und ob die neue von mir angeregte Aktivität der Kon¬ 
ferenz daher irgendwie fruchtbarer oder erfolgreicher sein wird? Dar¬ 
auf kann ich nur antworten, daß zur Verwirklichung einer Herabsetzung 
der Rüstungen die unbedingte Einwilligung von beinahe allen Staaten 
erforderlich ist und daß durch die Nichteinwilligung einer mehr oder 
weniger wichtigen Macht und besonders einer großen Macht alles fehl¬ 
schlagen kann. Die Einstimmigkeit wird aber nicht benötigt, um andere 
Sicherheitsmaßnahmen zu verwirklichen. Natürlich muß die Konferenz 
alles tun, was von ihr abhängt, damit die Maßnahmen die Zustimmung 
aller Staaten finden. Ich hoffe aber, daß dies der Fall sein wird und 
daß die eigensten Interessen aller und selbst der Staaten, die nicht mit 
den in Frage stehenden Maßnahmen sympathisieren, es ihnen nicht er¬ 
lauben werden, sich von einem allgemeinen System auszuschließen. Selbst 
wenn es aber dissidente Staaten geben würde, würde dies unter keinen 
Umständen die anderen verhindern, sich noch enger zusammenzuschlie¬ 
ßen, um ihre eigene Sicherheit noch zu verstärken. 

Die Sicherheitsfrage ist dieser Konferenz nicht unbekannt. Sie schuf 
eine besondere politische Kommission gerade für diese Fragen. Und sie 
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hat sich bereits mit diesen Fragen abgegeben, ohne sie allerdings zu 
einer guten Lösung zu bringen. Ich möchte zuerst an den Vorschlag der 
Sowjetdelegation betreffend die Definition des Angriffs erinnern, der 
bereits von einer der Kommissionen der Konferenz anerkannt und seit¬ 
dem in einer Reihe von internationalen Verträgen verarbeitet wurde. Das 
weitere Anwachsen der Anzahl der Befürworter der Definition des An¬ 
griffs, wie sie Sowjetrußland vorgeschlagen hat, würde die Durchfüh¬ 
rung anderer Vorschläge, die sich mit der Sicherheit beschäftigen und 
die auf der Konferenz behandelt wurden, beträchtlich erleichtern. 

Schließlich können neue Vorschläge ähnlichen Charakters gemacht 
werden, wie z. B. Vorschläge für Sanktionen verschiedenster Art gegen 
den Angreifer im Sinne des Briand-Kellogg-Paktes. Es könnte ein abge¬ 
stuftes System solcher Sanktionen hergestellt werden, ohne dabei bis zu 
militärischen Maßnahmen gehen zu müssen, die nicht für alle Staaten 
annehmbar sind. Unabhängig von einem mehr oder weniger universalen 
oder europäischen Pakt könnten zur Vervollständigung besondere regio¬ 
nale gegenseitige Hilfeleistungsverträge abgeschlossen werden, wie sie 
bei einer früheren Gelegenheit seitens der französischen Delegation vor¬ 
geschlagen wurden. Es handelt sich nicht um militärische Allianzen oder 
um die Trennung der Staaten in gegnerische Lager und noch weniger 
um eine Politik der Einkreisung. Wir dürfen keine universalen Pakte 
schaffen, die irgendeinen Staat ausschließen, der daran teilzunehmen 
wünscht, oder solche regionale Pakte, die nicht die Teilnahme aller 
jener garantieren, die an der Sicherheit einer gegebenen Region inter¬ 
essiert sind. Wenn es sich um Sicherheitsmaßnahmen dieser Art han¬ 
delt, kann das Prinzip der Gleichberechtigung aller Staaten ohne Aus¬ 
nahme nicht irgendwelche Zweifel oder Zögern hervorrufen. Wenn 
wir auf diesem Wege fortschreiten, wird die Zeit, die wir reichlich für 
die Konferenz geopfert haben, nicht verloren gewesen sein und wir wer¬ 
den nicht mit leeren Händen zu den Völkern zurückkommen, die ung 
hierher sandten. Und wer kann sagen, ob die Verstärkung der Sicher¬ 
heit und die Wirkung, die sie auf Regierungen haben wird, die zu An¬ 
griffen geneigt sind, nicht Bedingungen schaffen wird, die gestatten, 
erneut das Problem der Abrüstung mit größeren Erfolgsaussichten auf¬ 
zurollen? 

Wie Sie sehen, stelle ich in keiner Weise die Sicherheit der Ab¬ 
rüstung gegenüber. Ich schlage auch nicht vor, die Abrüstung von dem 
Programm der Konferenz abzusetzen. Alles was auf ein System von 
Friedensgarantien hinausläuft und infolgedessen besonders auf die Ab¬ 
rüstung, muß die ganz besondere Aufmerksamkeit der Konferenz auf 
sich ziehen. Jede Frage aber sollte dann aufgenommen werden, wenn 
sie Aussicht auf eine zufriedenstellende Lösung hat. Heute mag es die 
Sicherheit sein, morgen die Abrüstung. Ich bitte um Entschuldigung, 
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wenn ich so häufig das Wort „Sicherheit“ gebrauche, das in den Augen 
so vieler von uns zu einem Antagonismus der Abrüstung geworden ist. 
Ich finde aber keinen passenderen Ausdruck für das, was man unter 
„Sicherheit“ versteht. 

Ich bin aber weit davon entfernt, der Konferenz eine Grenze zu 
setzen, weder was ihr Arbeitsgebiet, noch was ihre Zeit betrifft. Ich 
schlage etwas vor, das viel mehr und viel weitgreifender ist, nämlich die 
Umbildung dieser Konferenz in eine ständige Körperschaft, die sich da¬ 
mit zu beschäftigen hat, durch alle möglichen Mittel die Sicherheit aller 
Nationen und die Sicherung des universellen Friedens zu gewährleisten. 
In anderen Worten, ich schlage vor, diese Konferenz in eine ständige 
und periodisch tagende Friedenskonferenz umzuwandeln . . . 


Keine Sicherheit ohne Abrüstung 

13 . Rede des englischen Außenministers Sir John Simon vom 3 o. 5 . ig 34 

Das einzige, was heute gilt, ist ein Abkommen. Das einzige, was 
jetzt wichtig ist, ist ausfindig zu machen, ob eine Brücke zwischen den 
gegensätzlichen Standpunkten gebaut werden kann, und der Beitrag, 
den wir dementsprechend leisten müssen, ist die Konstruktion die¬ 
ser Brücke. Seiner Majestät Regierung hat ihr Bestes als Brückenbauer 
getan. Am Schlüsse dieser allgemeinen Debatte sollten wir deutlicher 
sehen, wo die Fundamente für solch eine Brücke gelegt werden müssen, 
wenn die Lücke geschlossen werden soll. Wir können bereits erkennen, 
wie schwer die Folgen sein müssen, wenn nach all diesen Bemühungen 
und ausgedehnten Debatten keine Brücke gebaut werden kann . . . 

Was das Thema der Sicherheit betrifft, so gibt es zwei Erwägun¬ 
gen, die ich in diesem Augenblick Vorbringen möchte. Herr Litwinow 
erklärte gestern rundweg, daß die Abrüstungskonferenz, soweit sie die 
Abrüstung als direktes Ziel betrifft, offensichtlich tot sei. Aber er 
erklärte weiter, daß die Konferenz fortgesetzt werden solle — nicht 
weil noch irgendeine Hoffnung auf ein Abrüstungsabkommen bestehe, 
sondern weil, obgleich diese Hoffnung verschwunden sei, einige Sicher¬ 
heitspakte verwirklicht werden könnten. Nun muß in Betracht gezogen 
werden, daß, als im Jahre 1924 das Genfer Protokoll diskutiert wurde, 
die Verwirklichung keines Sicherheitsinstrumentes für möglich erachtet 
wurde, solange nicht eine Abrüstungsvereinbarung erreicht sei. Durch Ar¬ 
tikel 21 wurde das Inkrafttreten des Protokolls völlig abhängig von der 
Annahme eines Planes über die Herabsetzung der Rüstungen gemacht. 
Tatsächlich machten die Bestimmungen dieses Artikels, nachdem die Un¬ 
möglichkeit, eine Abrüstungsvereinbarung nach einiger Zeit zu ver¬ 
wirklichen, erklärt wurde, das vorgeschlagene Protokoll null und nich- 
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tig. Man würde daher von vorne anfangen müssen, wenn man eine Kon¬ 
ferenz, die zum Zweck der Abrüstung einberufen wurde, in eine Kon¬ 
ferenz umwandeln würde, die auf Grund der Ansicht, daß überhaupt 
keine Abrüstung möglich ist, Sicherheitspläne ausarbeiten würde. 

Meine zweite Erwägung ist, daß der Wert von Sicherheitsverträ¬ 
gen nicht von der Tatsache eines Versprechens, sondern, wenn sich die 
Notwendigkeit ergibt, von der Gewißheit positiver Handlungen seitens 
der Unterzeichner abhängt. Von diesem Gesichtspunkt aus mag es von 
höherem und praktischerem Wert sein, eine begrenzte Garantie, ähnlich 
den Locarno-Verträgen, vorzusehen und nicht unbegrenzten und welt¬ 
umfassenden Sicherungen nachzujagen. Bezüglich des Locarno-Vertrages 
wird die Regierung Seiner Majestät halten, was sie versprochen hat . . . 

Die Zeit ist längst vergangen, in der wir uns der Illusion hingaben, 
man könne durch den frommen Wunsch eine Vereinbarung erreichen. 
Während wir hier sprechen, steht die Welt nicht still. Am Schluß die¬ 
ser Debatte werden wir daher zu bestimmen haben, nicht, ob wir eine 
Grundlage ausarbeiten, sondern ob wir uns über eine Grundlage einigen 
können, die es uns als praktische Männer möglich macht, an die Ver¬ 
wirklichung eines allgemeinen Abrüstungsabkommens zu glauben. 

Die Regierung Seiner Majestät ist bereit, alle ihre Energie und ihr 
Gewicht dem Zustandekommen eines solchen internationalen Abkommens 
zu widmen, wenn ein solches unter den bestehenden Umständen in ir¬ 
gendeiner Weise möglich ist. Wir haben unsere Ergebenheit für diese 
Sache in einer wirklich praktischen Art gezeigt, und wir haben das Ri¬ 
siko auf uns genommen, immer wieder konkrete Vorschläge vorzulegen. 
Wir sind heute noch überzeugt, daß eine internationale Rüstungsverein¬ 
barung einer der größten Beiträge für die Wiederherstellung des Ver¬ 
trauens und die Festigung des Friedens sein würde, und wir sehen in 
ihrem ganzen Ausmaße die Schwere der Lage, wenn kein Resultat er¬ 
zielt wird. Während wir aber immer noch unsere Mitarbeit für jede 
neue Bemühung Zusagen, die wirklich Aussicht hat, eine allgemeine 
Vereinbarung zustande zu bringen, gibt es eine Sache, die wir nicht tun 
können und von der wir auch nicht glauben, daß sie irgendeine hier 
vertretene Regierung zu tun wünscht. Wir wollen uns nicht zu weiteren 
endlosen, unbestimmten und unschlüssigen Beratungen hergeben, die 
durch nichts Besseres gerechtfertigt wären, als durch die zuversichtlichen 
Wünsche aller, doch noch irgendwann eine Lösung zu finden. Wir kön¬ 
nen das aus zwei Gründen nicht. 

Erstens sind wir überzeugt, daß ein solches Vorgehen großen und 
wachsenden Schaden für den Völkerbund und auch für das Gelingen einer 
wirksamen internationalen Aktion bedeuten würde. Es mag sein, daß wir 
dadurch ein tröstliches Gefühl der Aktivität hervorrufen, während drau¬ 
ßen in der Welt eher der Eindruck unserer Unzulänglichkeit entstünde. 


4 Weltgeschichte I 
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Die Idee des Völkerbundes hat bereits schwer unter der Fortführung 
fehlgeschlagener Konferenzen zu leiden gehabt. Die notwendige Arbeit 
des Völkerbundes heute und für die Zukunft kann nur dann gut getan 
werden, wenn die Nationen und Völker der Welt überzeugt sind, 
daß das hier getane Werk von einem praktischen Geist geleitet wird. 
Wenn die Methoden, durch welche weltumfassende und vereinbarte 
Beschlüsse erreicht werden sollen, nicht fruchtbar sind, dann müs¬ 
sen wir den gesunden Menschenverstand haben, zu erklären, daß es so 
ist; andernfalls wird der Völkerbund und das ganze System der Nach¬ 
kriegszusammenarbeit in schweren Mißkredit geraten. 

Zweitens, wenn die Abrüstungskonferenz nur für den einzigen 
Zweck des Debattierens fortgesetzt werden soll, ohne jede Hoffnung 
oder Aussicht auf positive Resultate, so versperren wir uns tatsächlich 
jede neue Bemühung, die nötig sein könnte. Wenn die Konferenz kei¬ 
nen wirksamen Schritt nach vorwärts machen kann, ändert sich trotz¬ 
dem die Weltlage. Europa steht neuen Gefahren gegenüber und die Re¬ 
gierungen können sich ihnen nicht unter dem Vorwand entziehen, daß 
sie in Genf konferieren und nichts anderes tun, als Reden halten . . . 

Wenn ich allzu offen gesprochen habe, so muß der Ernst der Welt¬ 
lage und die dunkle Zukunft, die vor uns liegt, wenn wir noch länger 
unsere Zeit vertrödeln und nichts erreichen, zu meiner Entschuldigung 
dienen. Wir müssen in unseren Idealismus etwas Realismus bringen, 
und wir schulden es uns selbst, einer dem anderen und auch unserem 
Präsidenten, der seine schwere Aufgabe mit solch unerschöpflicher Hin¬ 
gabe verfolgt hat, daß wir freimütig unsere Ansicht in diesem äußerst 
kritischen Zeitpunkt zum Ausdruck bringen. Ich werde mit größtem 
Interesse und größter Sorgfalt die Erklärungen anderer Redner ab- 
warten; denn was wir als Ergebnis unserer Debatte beschließen, wird 
für die gesamte Zukunft der Menschheit bestimmend sein. 

Abrüstung durch Sicherheit 

14 . Rede des französischen Außenministers Louis Barthou vom 3 o. 5 . 1934 

Es mag Länder geben, denen die geographische Lage bis heute den 
Vorteil schenkte, zu Lande und zu Wasser geschützt zu sein. Heute kann 
es unter diesen Völkern solche geben, die durch den Luftkrieg bedroht 
werden. Ich verstehe ihre Besorgnisse und ihre Beunruhigung. Die Ver¬ 
treter dieser Länder werden mir aber erlauben, hinzuzufügen, daß es 
andere Länder gibt, die gleichzeitig in der Luft, zu Lande und zu Was¬ 
ser bedroht sind. Ich glaube, niemand, der für notwendige Vorsichts¬ 
maßregeln gegen eine dieser Gefahren ist, wird überrascht sein, wenn 
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ich sage, daß die Abrüstungskonferenz Maßnahmen gegen alle drei Ge¬ 
fahren ergreifen muß . . . 

Glauben Sie, daß ich mich dieser Debatte entziehen will? Glauben 
Sie, daß ich die Absicht habe, über das zu schweigen, was gesagt wer¬ 
den muß? Glauben Sie, daß ich im Namen Frankreichs hierher gekom¬ 
men bin, um ich weiß nicht welche diskrete oder wattierte Gefällig¬ 
keit zu erweisen, die die Wirklichkeit der Dinge verbirgt und mit die¬ 
ser Wirklichkeit die Schwere der Lage selbst? Ich erhebe gegen nie¬ 
manden eine Anklage, weil ich gegen niemanden Haß empfinde! Aber 
ich habe eine Leidenschaft für die Wahrheit. Diese Wahrheit muß ge¬ 
sagt werden. Es mögen hier gewiß Vorsichtsmaßregeln gelten, die den 
Ausdruck der Wahrheit verzögern; aber es gibt einen Augenblick, in 
dem alles gesagt werden muß. Ich meinerseits werde vorsichtig und ge¬ 
mäßigt, aber deutlich alles sagen. 

Deutschland hat den Völkerbund verlassen. Sollen deshalb die 
Grundsätze des i 4 - Oktober als nicht mehr gültig betrachtet werden? 
Große Mächte sind nach langen Bemühungen zu einer Vereinbarung 
gekommen über ein vernünftiges, unparteiisches und annehmbares Sy¬ 
stem. Deutschland lehnt es ab, und weil es dies tat, sollen wir erklären, 
daß dieses System unannehmbar ist? Sind wir soweit, daß eine Macht, 
gleichzeitig unsichtbar und gegenwärtig — gegenwärtig, verzeihen Sie 
dieses Bild, selbst durch seine Abwesenheit —, nicht hier ist, aus dem 
Völkerbunde ausgetreten ist und infolgedessen keine Verantwortlichkeit 
zu übernehmen hat und doch alle Rechte ohne entsprechende Pflich¬ 
ten besitzen soll? Und soll das Embargo — das Wort ist in Mode — 
dieser Macht den Völkerbund und die Abrüstungskonferenz hindern dür¬ 
fen, zu einer Lösung zu gelangen? Haben wir überhaupt nur noch ein 
System, über das wir zu verhandeln hätten? 

Ich verstehe es sehr gut, daß die Vaterschaft ihre Illusionen hat. 
Sir John Simon hat einen Plan entworfen, der in dem britischen Me¬ 
morandum vom 29. Januar seinen Ausdruck gefunden hat. Und seine 
Vaterschaft gibt sich derartigen Illusionen hin, daß er uns erklärt, es 
gebe nur einen einzigen konkreten der Generalkommission der Ab¬ 
rüstungskonferenz vorgelegten Plan. Ein einziger konkreter Plan? Ich 
kenne die Bedeutung des britischen Planes vom 29. Januar ig 34 ; aber 
Mussolini, der sicherlich einer Vaterschaft fähig ist, hat ebenfalls ein 
Kind von kräftiger und guter Konstitution erzeugt. Er hat es, lieber Kol¬ 
lege, am 4 . Januar 1934 in Ihre Hände gelegt Wenn Sie nun schon 
ein guter Vater sind, so können Sie doch auch ein guter Pate sein. Auf 
jeden Fall existiert der Plan und er hat die Aufmerksamkeit der Fran¬ 
zösischen Regierung gefunden. Auch die Französische Regierung — es 
ist ja nicht sehr lange her, daß die Suche nach der Vaterschaft in 
Frankreich erlaubt ist — hat ein Kind erzeugt. Dessen Geburt datiert 
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vom i. Januar ig 34 . Paul-Boncour stand Pate. Gibt es in diesem Plan 
vom i. Januar 1934 nichts Konkretes? Ist in dem italienischen Plan 
vom 4 - Januar 1934 nichts Konkretes enthalten? Wer möchte dies be¬ 
haupten? Jedenfalls gibt es außer dem britischen noch andere Pläne. 

Frankreich bleibt seiner Haltung treu, die es seit der Eröffnung 
der Abrüstungskonferenz eingenommen hat. Welches ist diese Haltung? 
Sie ist diejenige der Abrüstungskonferenz selbst. Wie zeichnet sich diese 
Stellung Frankreichs ab? Worauf ist sie gegründet? Sie gründet sich 
auf Art. 8 der Völkerbundsatzung, den unser Präsident gestern erwähnt 
hat. Sie gründet sich ebenfalls auf die Präambel zum Teil V des Frie¬ 
densvertrages. Wie ist sie festgelegt worden? Durch die Noten, die wir 
am 17. März, am 6. April und am 17. April an die Britische Regie¬ 
rung übermittelten. Stehen sie im Widerspruch zueinander? Von der 
ersten bis zur letzten sind sie von einer absoluten Klarheit und einem 
Zusammenhang, der durch nichts unterbrochen und durch nichts ab¬ 
geschwächt wird . . . 

Sir John Simon sprach eben von einer notwendigen Brücke. Er 
wollte Frankreich auf dieser Brücke von einem auf das andere Ufer 
gehen lassen. Ich nehme gern diese Anregung an. Ich stelle dabei je¬ 
doch eine Bedingung: Durch den Fehler anderer Regierungen — es han¬ 
delt sich nicht um die Englische Regierung — darf sich nicht an einer 
gewissen Stelle eine Falle öffnen, durch die wir ins Wasser fallen; denn 
es gibt Bäder, die ich nicht zu nehmen liebe. Aber es gibt eine Brücke 
zwischen den französischen Noten: die Note vom 6. April überbrückt 
diejenige vom 17. März und vom 17. April. Um was handelt es sich 
bei dieser Note vom 6. April? Wir haben nicht vor der Schwierigkeit 
gezögert; wir haben keine Umschweife gemacht; wir haben die Schwie¬ 
rigkeit gesehen. Worüber stehen wir mit der Britischen Regierung in 
Verhandlungen? Über die Ausführungsgarantien der Konvention. Die 
Britische Regierung fragt bei uns an, ob für den Fall zufriedenstellen¬ 
der Ausführungsgarantien wir die Konvention des britischen Plans vom 
29. Januar ig 34 als Grundlage annehmen würden. Es gibt darauf be¬ 
queme Antworten. Als ich soeben den Vertreter Großbritanniens von 
gewissen früheren Vereinbarungen sprechen hörte, auf welche im übri¬ 
gen der Präsident der Konferenz gestern anspielte, mußte ich darüber 
nachdenken. 

Erinnern Sie sich — ohne daß ich nötig habe, sie durch genaue 
Daten zu präzisieren — der Entscheidungen der Generalkommission? Er¬ 
innern Sie sich der unter Vorbehalt der Ausführungsformen angenom¬ 
menen Grundtendenzen? Erinnern Sie sich des Prinzips der Gleichbe¬ 
rechtigung in einem System der Sicherheit, wie es am n. Dezember 
1932 hieß? Was ist aus dem Grundsatz der Gleichberechtigung gewor¬ 
den? Man stellt ihn Ihnen und uns entgegen. Aber was ist aus den Si- 
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cherheitsmaßnahmen geworden? Und als Sie als Ausgangspunkt eines 
allgemeinen Abkommens ein gewisses britisches Memorandum annah- 
men, das dem vom 29. Januar vorausging, haben Sie sofort die Schwie¬ 
rigkeiten des einzuschlagenden Weges gesehen und wie gefährlich es ist, 
grundsätzliche Zustimmungen zu geben, die in der Folge nicht durch 
die Tatsachen bestätigt werden. Aus diesem Grunde haben wir sehr ein¬ 
fach, sehr klar, aber sehr freundschaftlich am 6 . April 1934 der Bri¬ 
tischen Regierung mit „Nein“ geantwortet. Wie hätten wir einen Kon¬ 
ventionsentwurf annehmen können, in dem bestimmt wurde, daß Frank¬ 
reich vom ersten Jahre an abrüsten müsse, während die Aufrüstung 
Deutschlands legalisiert würde? Wir haben gedacht und gesagt, daß eine 
Zustimmung zum britischen Plan unter diesen Bedingungen zu allge¬ 
mein sein würde, wenn nicht gar zweideutig, und daß es nicht genüge, 
gewisse Fragen zu stellen, um sie schon als beantwortet zu betrachten. 
Deshalb haben wir mit aller Höflichkeit mit „Nein“ geantwortet, und 
die Note vom 17. April hat diejenige vom 6. April bestätigt.. . . 

Und dann die Rede Litwinows. Litwinow — ich sage es, um gerecht 
über ihn zu urteilen — ist nicht ein Mann, der aller Welt gefallen will; 
er hat mit einer Brutalität, die nicht der Geschicklichkeit entbehrt, 
Wahrheiten gesagt, wie er sie sieht und wie sie als solche der General¬ 
kommission nicht erschienen sind. Litwinow hat sich selbst als prakti¬ 
schen Mann hingestellt, woran ich nicht zweifle. Er ist ein Mann, der 
sich den Wirklichkeiten zuwendet. Wenn es auch in seiner Rede Stellen 
gibt, zu denen ich nur schwer meine Zustimmung geben könnte, so muß 
ich andererseits anerkennen, daß es auch bei ihm einen Gedanken gibt, 
der alles, aber alles — Sie verstehen mich recht — beherrscht und der, 
wie ich annehme, seine ganze Rede beherrschte: der Gedanke der 
Sicherheit. 

Das gilt für gestern. Und was ich jetzt sage, für heute. 

Sir John Simon hat uns Lösungen vorgeschlagen, d. h. einige Lö¬ 
sungen. Darunter gibt es keine, bei denen ich die Mitarbeit verweigere, 
und er kann auf meine volle Zustimmung rechnen. Außerhalb seiner 
praktischen Schlüsse jedoch, die mehr oder weniger wichtig sind, gibt 
es ebenfalls in seiner Rede eine Idee, die alles dominiert: die der 
Sicherheit. 

Ich ziehe für meinen Teil daraus den Schluß: man erklärt, daß 
diese Konferenz unnötig sei, da man ihr keine genauen Vorschläge un¬ 
terbreitet habe. Ich erklärte mein Festhalten an der französischen Poli¬ 
tik und am Memorandum vom 1. Januar, das wohl bestimmt formuliert 
ist. Ich habe gesagt, daß ich keine Anregung zurückweisen werde. Ich 
habe aber ebenfalls gesagt, daß der Gedanke der Sicherheit mit dem 
gestrigen Tag einen beträchtlichen Fortschritt gemacht hat. Mit dem 
heutigen Tag ist sein Grundsatz angenommen, da man ihm nicht mehr 
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ausweichen kann. Ein Grundsatz von solch schöpferischer Kraft muß 
zu einem Ziel führen und wird zum Ziel führen. Zum erstenmal habe 
ich die Ehre, vor der Generalkommission der Abrüstungskonferenz zu 
sprechen. Zum erstenmal habe ich die Ehre, hier im Namen Frankreichs 
zu sprechen. Lassen Sie mich sagen — und vielleicht haben Sie es selbst 
festgestellt, nachdem Sie mich mit Wohlwollen, für das ich Ihnen danke, 
angehört haben —, daß ich weder ein Pessimist noch ein Optimist bin. 
Ich glaube an keine Wunder und ich verkünde nicht den Bankrott. 
Man spricht von Propheten in dieser Versammlung. Es gibt zwei Arten 
von Propheten, die der Völkerbund von sich abschütteln muß: das sind 
zuerst die allzu absoluten Optimisten, die das Vorhandensein einer dro¬ 
henden ernsten Gefahr leugnen. Sodann sind da die Pessimisten, die 
jede Chance der Hoffnung leugnen. Zwischen den beiden aber gibt es 
Raum für Männer der Tat, die, nachdem sie Krieg dem Kriege erklärt 
haben, im Frieden und durch den Frieden das Größte und Erhabenste 
der Menschheit retten wollen. 

Die Debatte hatte die Gegensätze scharf Umrissen, die zum Teil bis in 
die Tiefe der politischen Weltanschauung gingen und einen Zwiespalt über 
die grundsätzliche Vorstellung von der Friedensordnung offenkundig mach¬ 
ten., Auf der einen Seite stand die Auffassung, die den Frieden durch die 
Auftürmung und Zusammenballung der Gewalt, durch die Übermacht einer 
Frieden stiftenden Macht verwirklichen wollte, auf der andern die Auffas¬ 
sung, die den Frieden durch den Abbau der Gewaltmittel, durch die Bereini¬ 
gung der politischen Gegensätze, durch Verständigung und Aussprache sichern 
wollte . Dazu kamen Gegensätze in der Stellungnahme zu der deutschen For¬ 
derung der Gleichberechtigung. Kein Wunder, daß eine Entscheidung aus¬ 
blieb. Die Resolution , die angenommen wurde, nahm zu dem sprichwört¬ 
lichen Mittel des Völkerbundes, Entscheidungen zu treffen oder ihnen aus¬ 
zuweichen, Zuflucht, nämlich zu der Einsetzung von Kommissionen. Die gro¬ 
ßen Fragen, die aufgeworfen worden waren, wurden durch Kommissionen 
approbiert und in ihrer Bedeutung anerkannt. (Die Fragen waren vier: die 
der Sicherheit, der Durchführungsgarantien einer Abrüstungskonvention, des 
Luftkrieges, der Rüstungsindustrie.) Die Resolution war eine Verschmelzung 
der Resolutionen, die der Abrüstungskonferenz Vorlagen. Die interessanteste 
von diesen war die der sowjetrussischen Delegation mit ihrem Antrag 
der Einsetzung einer Sicherheitskommission in Perma¬ 
nenz, der gleichsam über Europa den Alarmzustand verhängen wollte. Die 
Resolution der türkischen Delegation brachte gleichfalls die 
Ansichten der „Sicherheits*-Gruppe zum Ausdruck, während die Resolu¬ 
tion der neutralen Staaten das Memorandum der neutralen Mächte 
vom 1b. 4. f934 kondensierte. Das Sonderkomitee für die Sicherheit legte 
dann am 29. 6. I93U einen Bericht über seine Arbeiten und eine Empfeh¬ 
lung vor, und zwar in der Form eines Mustervertrages für regio¬ 
nale Sicherheitspakte. Der russisch-französische Pakt hat sich dann 
später das Stichwort vom regionalen Sicherheitspakt zunutze gemacht; hinter 
diesem Instrument des sogenannten Kollektivfriedens vollzogen sich später 
die machtpolitischen Gruppierungen. Man muß daher diese Instrumente ken¬ 
nen: sie bereiten die folgenden großen Entscheidungen vor. 
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Komitees als Ergebnis der Tagung der Abrüstungskonferenz 
Schlußresolution der Generalkommission der Abrüstungskonferenz vom 

8. 6. ig34 

Die Generalkommission 

zieht die Entschließungen, die ihr die Delegationen der sechs 
Mächte, die Abordnung der Türkei und die Abordnung der Sowjet¬ 
union vorgelegt haben, in Erwägung; sie berücksichtigt die Klarstellun¬ 
gen, die ihren Arbeiten durch das französische Memorandum vom 1. Ja¬ 
nuar 1934 , das italienische Memorandum vom 4- Januar 1934 , das 
englische Memorandum vom 29. Januar 1934 und die deutsche Erklä¬ 
rung vom 16. April 1934 gegeben worden sind; 

sie ist überzeugt von der Notwendigkeit, daß die Konferenz ihre 
Arbeiten fortsetzt, um zu einem allgemeinen Abkommen über die Herab¬ 
setzung und Begrenzung der Rüstungen zu gelangen; 

sie ist entschlossen, die bereits unternommenen Untersuchungen un¬ 
verzüglich fortzusetzen. 

I. 

Sie fordert das Präsidium auf, mit den von ihm für geeignet ge¬ 
haltenen Mitteln und zum Zwecke der allgemeinen Annahme einer Ab¬ 
rüstungskonvention eine Lösung der in der Schwebe gebliebenen Fragen 
zu suchen, unbeschadet der besonderen Besprechungen, die die Regie¬ 
rungen etwa einleiten wollen, um den Erfolg durch die Rückkehr 
Deutschlands zur Konferenz zu erleichtern. 

II. 

Unter Feststellung der besonderen Wichtigkeit, die das Studium 
und die Lösung gewisser, seit Anfang der allgemeinen Aussprache her¬ 
vorgetretener Probleme bieten, faßt die Generalkommission folgende 
Entschließung: 

1. Sicherheit 

a) Da die Ergebnisse der früheren Studien der Konferenz seit einem 
Jahr den Abschluß gewisser regionaler Sicherheitsabkommen in Europa 
ermöglicht haben, beschließt die Generalkommission, ein Sonderkomitee 
zu ernennen mit der Aufgabe, diejenigen Vorstudien fortzusetzen, die 
es für notwendig hält, um den Abschluß neuer Abkommen der gleichen 
Art, die außerhalb der Konferenz verhandelt werden könnten, zu erleich¬ 
tern. Es wird Sache der Generalkommission sein, die etwaigen Beziehun¬ 
gen dieser Abkommen zu der allgemeinen Konvention zu bestimmen. 

b) Die Generalkommission beschließt, ein Sonderkomitee zu ernen¬ 
nen mit der Aufgabe, die Frage der Ausführungsgarantien zu studieren 
und die Arbeiten hinsichtlich der Kontrolle wieder aufzunehmen. 
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2. Luftfahrt 

Die Generalkommission beauftragt ihr Luftfahrtkomitee, sofort das 
Studium der in seiner Entschließung vom 2 3 . Juli 1982 unter der 
Rubrik „I. Luftstreitkräfte“ bezeichneten Fragen wieder aufzunehmen. 

In einer Anmerkung hierzu wiederholt der Entschließungsentwurf die bezügliche 
Stelle der Entschließung vom 23 . 7. 1932: 

„In voller Erkenntnis der Gefahr, der die Zivilisation im Falle eines künf¬ 
tigen Konfliktes durch ein Luftbombardement ausgesetzt sein würde, und ent¬ 
schlossen, alle praktischen Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahr zu er¬ 
greifen, stellt die Konferenz in der gegenwärtigen Periode ihrer Arbeiten fol¬ 
gende Schlußfolgerungen auf: 

1. Jeder Luftangriff gegen die Zivilbevölkerung wird absolut verboten. 

2. Die Hohen Vertragschließenden Teile werden sich verpflichten, unter sich 
jedes Luftbombardement völlig abzuschaffen unter der Bedingung, daß eine Eini¬ 
gung über die Maßnahmen, die zu ergreifen sind, um die Innehaltung dieses Ver¬ 
botes wirksam zu gestalten, erzielt wird. 

Diese Maßnahmen müßten folgendes enthalten: 

a) Die Militärluftfahrt wird einer zahlenmäßigen Begrenzung und die Mili¬ 
tärflugzeuge werden nach Kategorien einer Einschränkung unterworfen. 

b) Die Zivilluftfahrt wird einer Reglementierung und einer vollständigen Pu¬ 
blizität unterworfen. Außerdem werden diejenigen Zivilluftfahrzeuge, deren be¬ 
sondere Merkmale die festgesetzten Grenzen überschreiten (abgesehen von eini¬ 
gen Gegenden, für die eine solche Regelung nicht geeignet ist), einer internatio¬ 
nalen Regelung unterworfen, die den unerlaubten Gebrauch dieser Fahrzeuge 
wirksam zu verhindern vermag ." 

3 . Waffenherstellung und Waffenhandel 
Die Generalkommission fordert ihr Sonderkomitee für Waffenher¬ 
stellung und Waffenhandel auf, sofort seine Arbeiten wiederaufzuneh¬ 
men und ihr im Sinne der Erklärung, die der amerikanische Vertreter 
am 3 o. Mai 1934 abgegeben hat, in möglichst kurzer Frist über die 
Lösungen, die cs empfiehlt, zu berichten. 

Diese Ausschüsse sollen gleichzeitig arbeiten. Das Büro hat die Er¬ 
gebnisse zusammenzufassen. 


III. 

Die Generalkommission überläßt es dem Präsidium, im geeigneten 
Augenblick die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit sie, wenn 
der Präsident sie einberuft, soweit wie möglich einen vollständigen Ab¬ 
kommensentwurf vorfindet. 


IV. 

In Anbetracht dessen, daß der Vorschlag der russischen Delega¬ 
tion, die Konferenz unter der Bezeichnung Friedenskonferenz in Per¬ 
manenz zu erklären, ein aufmerksames Studium erfordert, ersucht die 
Generalkommission den Präsidenten, die Regierungen mit diesem Vor¬ 
schlag zu befassen. 
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Ein Mustervorschlag für Regionalpakte 

Bericht des Sonderkomitees für Sicherheit der Abrüstungskonferenz vom 
29. 6. 1934 

I. Allgemeine Bemerkungen 

1. Die regionalen Sicherheitsabkommen müssen in erster Linie mit 
den Begeht der großen allgemeinen Pakte (Völkerbundsatzung, Pakt von 
Paris) 1 ) vereinbar sein und den Sonderabkommen gleichgeordnet wer¬ 
den, die in früherer Zeit von den vertragschließenden Parteien unter 
sich oder mit dritten Staaten abgeschlossen wurden. 

2. Diese Abkommen dürfen nicht gegen eine Macht oder eine Gruppe 
von Mächten gerichtet sein. Wie das Komitee für Schiedsgerichtsbar¬ 
keit und Sicherheit im Jahre 1928 festgestellt hat, „kann man, falls 
gewisse Staaten das Bestehen einer Garantie für den Fall eines Angriffs 
seitens dritter Staaten für notwendig halten, die Ansicht vertreten, daß 
es nicht Aufgabe des Völkerbundes ist, dessen Ziel die Entwicklung einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen allen seinen Mitgliedern zur 
Erhaltung und Festigung des Friedens ist, Vereinbarungen zu empfeh¬ 
len, die zur Bildung von rivalisierenden Gruppen der Nationen führen 
können“, und daß „die Verträge über gegenseitige Hilfeleistung desto 
wertvoller sind und desto größere Unterstützung durch den Völkerbund 
verdienen, je mehr sie nach dem Vorbild des Locarno-Vertrages zwischen 
Staaten abgeschlossen sind, die noch kürzlich rivalisierenden Gruppen 
angehört haben oder deren Gegensätze den Weltfrieden gefährden 
konnten“. 

3 . Der Ausdruck „regionale Sicherheitsabkommen“ bedeutet nicht 
notwendigerweise eine Beschränkung der Geltung dieser Abkommen für 
eine bestimmte Region. Er kann sich ebensogut auf Abkommen bezie¬ 
hen, die zwischen einer sehr großen Anzahl von Staaten geschlossen 
werden. 

4 . Wie das Komitee für Schiedsgerichtsbarkeit und Sicherheit im 
Jahre 1928 festgestellt hat, ist es zweckmäßig, daß an dem Abschluß 
dieser Abkommen auch diejenigen europäischen Staaten teilnehmen, die 
nicht Mitglieder des Völkerbundes sind. 

5 . Auf der Suche nach Formen, die am besten geeignet sind, den 
Abschluß solcher Abkommen zu erleichtern, muß man u. a. den Locarno- 
Pakt und das Muster eines Vertrages über gegenseitige Hilfeleistung 
von 1928 in Erwägung ziehen, ebenso wie einige kürzlich abgeschlos¬ 
sene und gegenwärtig rechtskräftige Abkommen, wie das Abkommen von 
ig 33 zwischen zwölf Staaten über die Bestimmung des Angreifers 2 ), 


*) Der sogenannte Kriegsächtungspakt (Kellogg-Pakt) vom 27. August 1928. 

8 ) Abkommen vom 3 ., 4 - und 5 . Juli 1933 zwischen Afghanistan, Estland, Finn- 
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das für den Beitritt aller Staaten offen steht, und schließlich den im 
Jahre 193 4 zwischen vier Staaten abgeschlossenen Balkanpakt * 1 ), zu dem 
der Beitritt anderer Staaten derselben Region offen steht. 

II. Vorschläge über die Grundlagen regionaler Sicherheitsabkommen 

in Europa 

1. Die obigen Erwägungen haben das Komitee zur Schlußfolgerung 
geführt, daß den Regierungen als die geeignetste Grundlage für den 
Abschluß regionaler Sicherheitsabkommen die Grundlage vorgeschlagen 
werden kann, die durch das Muster eines Kollektivvertrages über gegen¬ 
seitige Hilfeleistung (Modellvertrag D) 2 ) geschaffen wurde. Die Gründe 
hierfür sind folgende: 

a) Dieser Text wurde von der Vollversammlung des Völkerbundes 
(Beschluß vom 26. September 1928) „sehr gelobt“ und der „Prü¬ 
fung der Mitgliedstaaten und Nichtmitgliedstaaten des Völkerbundes 
empfohlen“. 

b) Er stellt auch heute noch wie zur Zeit seiner Annahme einen 
Mittelweg zwischen den verschiedenen Tendenzen dar, die hinsichtlich des 
Pakts über gegenseitige Hilfeleistung hervortraten. Deswegen scheint er 
mehr als jeder andere geeignet, die Zustimmung der verschiedenen euro¬ 
päischen Staaten zu gewinnen. 

2. Dieses Vertragsmuster ist keine starre Formel, sondern empfiehlt 
sich wegen seiner Anpassungsfähigkeit an die politischen und geographi¬ 
schen Erfordernisse jeder europäischen Region und an die besonderen 
Interessen der verschiedenen Staaten des Kontinents. 

3 . Die Vertragschließenden Parteien können daher an diesem Ver¬ 
tragsmuster die Abänderungen oder Ergänzungen anbringen, die sie nach 
den Umständen für zweckmäßig halten. Es muß daran erinnert werden, 
daß es nach den einführenden Worten zu dem Mustervertrag von 1928 
darauf ankommt, die wechselseitige Abhängigkeit und das Gleichgewicht 
seiner drei wesentlichen Elemente zu wahren, nämlich des Nichtangriffs, 
der friedlichen Regelung von Streitigkeiten und der gegenseitigen Hilfe¬ 
leistung. 

Die . . . (folgen die vertragschließenden Mächte) erklären, daß die Achtung 
der Rechte, die durch Vertrag begründet wurden oder sich aus dem interna¬ 
tionalen Recht ergeben, für internationale Gerichtshöfe verpflichtend ist, erken¬ 
nen an, daß die Rechte einzelner Staaten nur mit ihrer eigenen Zustimmung 
abgeändert werden können, sind der Ansicht, daß die peinliche Beobachtung der 
Formen friedlicher Regelung unter Führung des Völkerbundes die Schlichtung 

land, Jugoslawien, Lettland, Litauen, Persien, Polen, Rumänien, der Tschechoslowakei, 
Türkei und UdSSR, 

l) Dok. i 46 . 

*) Wir fügen bei der Wiedergabe der obigen Resolution den Text des Modell- 
Vertrages jeweils in Kleindruck ein, soweit es notwendig ist. 
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aller internationalen Streitigkeiten ermöglicht, wünschen, auf einer festen Basis 
Beziehungen freimütiger Zusammenarbeit zwischen den Ländern zu begründen 
und zusätzliche Garantien des Friedens innerhalb des Rahmens des Völkerbund¬ 
paktes zu schaffen. Sie haben sich daher entschlossen, zu diesem Zweck einen 
Vertrag zu schließen. 

Ohne alle möglichen Varianten des fraglichen Textes vorhersehen 
zu wollen, seien zwei davon als Beispiel angeführt: 

a) Fall eines flagranten Angriffs: Es könnte unter gewissen Voraus¬ 
setzungen zweckmäßig sein, Bestimmungen für den Fall eines flagranten 
Angriffs hinzuzufügen. Die Parteien könnten zu diesem Zweck in ihre 
Verträge über gegenseitige Hilfeleistung eine Klausel analog der des Ar¬ 
tikels 4 , Absatz 3 des Locarno-Paktes einfügen. 

Im Falle einer flagranten Verletzung des Artikels 2 des gegenwärtigen Vertra¬ 
ges oder eines flagranten Vorstoßes gegen den Artikel 4 2 oder 43 des Vertra¬ 
ges von Versailles durch einen der Hohen Vertragschließenden Teile verpflichtet 
sich schon jetzt jede der andern Vertragschließenden Mächte, sobald ihr erkenn¬ 
bar geworden ist, daß diese Verletzung oder dieser Verstoß eine nicht provo¬ 
zierte Angriffshandlung darstellt, und daß im Hinblick, sei es auf die Über¬ 
schreitung der Grenze, sei es auf die Eröffnung der Feindseligkeiten oder die 
Zusammenziehung von Streitkräften in der demilitarisierten Zone, ein sofortiges 
Handeln geboten ist, sofort ihren Beistand zu gewähren. Dessenungeachtet wird 
der gemäß Absatz i des gegenwärtigen Artikels mit der Frage befaßte Völker¬ 
bundrat das Ergebnis seiner Feststellungen bekanntgeben. Die Hohen Vertrag¬ 
schließenden Teile verpflichten sich, in solchem Falle nach Maßgabe der Emp¬ 
fehlungen des Rates zu handeln, die alle Stimmen mit Ausnahme derjenigen der 
Vertreter der in die Feindseligkeiten verstrickten Teile auf sich vereint haben. 

b) Bestimmung des Angreifers: Ebenso zweckmäßig wird es in 
gewissen Fällen sein, genau zu definieren, was unter Angriff oder Ein¬ 
fall, die eine gegenseitige Hilfeleistung motivieren, zu verstehen ist. Die 
Parteien könnten zu diesem Zweck in ihre Verträge über gegenseitige 
Hilfeleistung Bestimmungen einfügen, die sich nach der Bestimmung 
des Angreifers in den Vereinbarungen von London vom 3 ., 4 - und 5 . Juli 
1933 richten. 

4 . Kapitel 1 des Vertragsmusters über gegenseitige Hilfeleistung 
kann grundsätzlich in seiner Gesamtheit empfohlen werden. Die in Ar¬ 
tikel 4 zur friedlichen Regelung vorgeschlagenen Methoden sind von den 
Vertragschließenden Parteien als am geeignetsten für ihre Beziehungen 
bezeichnet worden. 

1. Jede der Hohen Vertragschließenden Parteien verpflichtet sich gegenüber jeder 
der anderen Parteien, das Gebiet eines anderen Vertragspartners nicht anzugrei¬ 
fen oder darin einzufallen, und in keinem Falle die Zuflucht zum Kriege gegen 
eine andere Vertragschließende Partei zu nehmen. 

Diese Bestimmung soll jedoch in den folgenden Fällen keine Geltung haben: 

1. In der Ausübung des Rechtes legitimer Verteidigung — d. h. des Wider¬ 
standes gegen eine Verletzung der Verpflichtung, die im ersten Paragraphen ent¬ 
halten ist. 

2. Im Falle einer Aktion auf Grund des Artikels 16 des Völkerbundpaktes. 

3 . Im Falle einer Aktion als Ergebnis einer Entscheidung der Versamm¬ 
lung oder des Rates des Völkerbundes oder einer Aktion zufolge des Artikels i 5 , 
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Paragraph 7 des Völkerbundpaktes, vorausgesetzt, daß im letzteren Fall die Ak¬ 
tion sich gegen einen Staat richtet, der zuerst angegriffen wird. 

2. Jede der Hohen Vertragschließenden Parteien verpflichtet sich gegenüber jeder 
der anderen, einem Verfahren friedlicher Regelung in der von dem vorliegenden 
Vertrage vorgesehenen Weise alle Fragen zu unterwerfen, in denen zwischen 
ihnen Gegensätze bestehen und die durch die normalen Methoden der Diplomatie 
nicht geregelt werden konnten. 

3 . Sollte eine der Hohen Vertragschließenden Parteien der Meinung sein, daß eine 
Verletzung des Artikels 1 des vorliegenden Vertrages stattgefunden hat oder im 
Begriffe ist stattzufinden, wird sie die Frage unverzüglich vor den Völkerbund¬ 
rat bringen. 

Sobald der Völkerbundrat festgestellt hat, daß eine derartige Verletzung statt¬ 
gefunden hat, wird sie sofort die Mächte benachrichtigen, die den vorliegenden 
Vertrag unterzeichnet haben, und jede dieser Mächte verpflichtet sich, in einem 
derartigen Falle unverzüglich Hilfe der Macht zu gewähren, gegen welche die 
Handlung, über die Klage geführt wurde, gerichtet ist. 

4 . Sollte eine der Hohen Vertragschließenden Parteien sich weigern, die in dem 
vorliegenden Vertrage vorgesehenen Methoden friedlicher Regelung anzunehmen, 
oder einen Schiedsspruch oder juristische Entscheidung auszuführen und so einer 
Verletzung des Artikels 1 des gegenwärtigen Vertrages sich schuldig machen, 
treten die Bestimmungen Yon Artikel 3 in Kraft. 

Sollte eine der Hohen Vertragschließenden Parteien, ohne eine Verletzung 
des Artikels 1 des vorliegenden Vertrages schuldig zu sein, sich weigern, die Me¬ 
thoden friedlicher Regelung anzunehmen oder einen Schiedsspruch oder eine 
juristische Entscheidung durchzuführen, wird die andere Partei den Völkerbund¬ 
rat benachrichtigen, der die Methoden Vorschlägen wird, die anzuwenden sind. 
Die Hohen Vertragschließenden Parteien werden diese Vorschläge annehmen. 

5 . Kapitel 2 dieses Musters über die friedliche Regelung von Strei¬ 
tigkeiten kann in seiner jetzigen Gestalt nicht empfohlen werden. Es ent¬ 
hält nämlich gewisse Bestimmungen, deren Wiederholung heute nach 
Annahme der Fakultativklausel des Statuts des Ständigen Internationalen 
Gerichtshofes und der Generalakte von 1928 1 ) durch eine große Zahl 
von Staaten und infolge der Vermehrung der zweiseitigen Verträge über 
Vermittlung, Schiedsgerichtsbarkeit und gerichtliche Entscheidung über¬ 
flüssig geworden sein könnte. Außerdem könnten andere Bestimmungen 
dieses Kapitels ihres detaillierten Charakters wegen als nicht geschmeidig 
genug erscheinen, um jeder Lage gerecht zu werden. Was beibehalten 
werden muß, ist der Grundsatz, daß es zwischen den Vertragschließen¬ 
den Parteien in allen Fällen einen Weg zur friedlichen Regelung aller 
zwischen ihnen entstehenden Streitigkeiten geben sollte. 

S 7. Alle Streitigkeiten, bei denen die Parteien im Konflikt über ihre Rechte 
sich befinden, sollen der Entscheidung des Ständigen Internationalen Gerichts¬ 
hofs unterbreitet werden, sofern die Parteien nicht in der im folgenden vor¬ 
gesehenen Weise zu einem Schiedsgericht Zuflucht nehmen. 

$ 12. Alle Streitigkeiten, deren Regelung nach den Bestimmungen des vor¬ 
liegenden Vertrages nicht durch gerichtliche oder schiedsrichterliche Entschei¬ 
dung erwirkt werden kann, sollen einem Verfahren der Versöhnung unterwor¬ 
fen werden. 


*) Ein am 16. 8. 1928 in Kraft getretener, bisher yoq 17 Staaten angenomme¬ 
ner Schiedsvertrag. 
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6. Die in Kapitel 3 dieses Musters enthaltenen allgemeinen Bestim¬ 
mungen haben nicht alle die gleiche Bedeutung. Die Aufmerksamkeit der 
Regierungen muß besonders gelenkt werden auf: 

a) Absatz i von Artikel 29 über die von den internationalen Ge¬ 
richten oder vom Völkerbund vorgeschriebenen provisorischen Maß¬ 
nahmen. 


In allen Fällen und insbesondere, wenn die Frage, in der die Parteien ausein¬ 
andergehen, sich aus Handlungen ergibt, die bereits begangen wurden oder im 
Begriffe sind, begangen zu werden, sollen der Ständige Internationale Gerichts¬ 
hof in Übereinstimmung mit Artikel seines Statuts oder das Schiedsgericht 
so schnell als möglich die provisorischen Maßnahmen bestimmen, die ergriffen 
werden sollen. In gleicher Weise gehört es zur Aufgabe des Völkerbundrats, 
wenn die Frage vor ihn gebracht wird, zu gewährleisten, daß geeignete provi¬ 
sorische Maßnahmen ergriffen werden. Die Parteien sollen verpflichtet sein, der¬ 
artige Maßnahmen zu akzeptieren. 


b) Absatz 3 desselben Artikels über die Verpflichtung der Vertrag¬ 
schließenden Parteien, sich jeder Handlung zu enthalten, die geeignet 
wäre, den Streit zu verschärfen oder auszudehnen. 


Die Parteien verpflichten sich, sich aller Maßnahmen zu enthalten, die wahr¬ 
scheinlich ungünstig auf die Durchführung der richterlichen oder schiedsrichter¬ 
lichen Entscheidung oder auf die Vorkehrungen, die die Versöhnungskommis¬ 
sion oder der Völkerbundrat vorgeschlagen hat, wirken werden und verpflichten 
sich, allgemein sich jeder Handlung zu enthalten, die geeignet wäre, den Streit 
zu verschärfen oder auszudehnen. 

c) Artikel 33 über die Aufgabe des Völkerbundes, zu jeder Zeit 
die geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um den Weltfrieden wirksam 
zu schützen. 

Der gegenwärtige Vertrag, der beabsichtigt, die Aufrechterhaltung des Friedens 
zu sichern, und sich im Einklang mit dem Völkerbundpakt befindet, darf nicht 
dahingehend interpretiert werden, als beschränke er die Pflicht de3 Völkerbun¬ 
des, zu jeglicher Zeit und trotz jeglichen Versöhnungs- oder Schiedsgerichtsver¬ 
fahrens, alle Maßnahmen zu treffen, die er als vernünftig und wirksam ansieht, 
um den Frieden der Welt zu erhalten. 

d) Artikel 35 , der keine Lösung für die Frage der Dauer der Ab¬ 
kommen über gegenseitige Hilfeleistung vorschlägt, sondern es den Ver¬ 
tragschließenden Parteien überläßt, diese Frage, die von hervorragender 
politischer Bedeutung ist, anzuschneiden. 

Schlußbemerkung 

Das Komitee hat schließlich die Frage geprüft, ob es neben den 
regionalen Abkommen zweckmäßig sei, den Abschluß eines europäischen 
Sicherheitspaktes zu empfehlen, wie er etwa im Jahre ig 33 von der Ab¬ 
rüstungskonferenz ins Auge gefaßt wurde, oder ob der Geltungsbereich 
dieser Abkommen ein solches Abkommen unnötig mache. Das Komitee 
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ist der Ansicht, daß diese Frage mit mehr Nutzen erwogen werden wird, 
wenn das Ergebnis der Sonderverhandlungen über den Abschluß von 
mehr oder minder ausgedehnten Sicherheitsabkommen feststeht 


AUSSPRACHE UND KLÄRUNG 

Die Verhandlungen ruhten. Das französische Nein hatte sie unterbro¬ 
chen. Um eine Brücke zwischen den beiden Lagern zu schlagen t trafen 
sich am iU. 6. i93k Adolf Hitler und Benito Mussolini in Venedig — um 
ein Minimum der Einheit zu verwirklichen, wie Mussolini bei seiner An¬ 
sprache an Venedigs Faschisten sagte. Die Kundgebung von Venedig und eine 
Kundgebung des deutschen Führers in Gera hatten eine gemeinsame Note . 
Mussolini und Hitler sagten in ihren Reden: Starke Völker sind ein Funda¬ 
ment des Friedens , schwache der Köder des Krieges. Nach den Ereignissen 
des 30. 6. 193U hat am 8. 7. i93U der Stellvertreter Adolf Hitlers , Rudolf 
Heß, in Königsberg den Willen Deutschlands zur Kraft der Verteidigung 
und des Friedens erneut formuliert. 


Begegnung Adolf Hitlers und Mussolinis in Venedig 
17 . Communique vom iS. 6 . ig 34 

Der italienische Regierungschef und der deutsche Reichskanzler ha¬ 
ben heute die Prüfung der Fragen der allgemeinen Politik und der ihre 
Länder unmittelbar interessierenden Probleme in einem Geist herzlicher 
Zusammenarbeit abgeschlossen. Die so eingeleiteten persönlichen Bezie¬ 
hungen zwischen den beiden Regierungschefs werden künftig fortgesetzt 
werden. 


Ein Minimum politischen Verständnisses, wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit und sozialen Verstehens 

18 . Ansprache des Chefs der italienischen Regierung Mussolini vom i 5 . 6 . 
1934 an die Faschisten Venedigs 

Ich möchte, daß das italienische Volk und nicht allein das italieni¬ 
sche Volk, sondern alle Völker jenseits der italienischen Grenzen wis¬ 
sen, daß Herr Hitler und ich uns nicht getroffen haben, um die po¬ 
litische Karte Europas oder der Welt neu zu schaffen, auch nicht um 
neue Ursachen der Besorgnis zu den vielen hinzuzufügen, von denen die 
Völker vom Fernen Osten bis zum äußersten Westen bereits heimge¬ 
sucht sind. Wir haben uns getroffen, um den Versuch zu machen, die 
Wolken zu zerstreuen, die den politischen Horizont Europas verdunkeln. 
Es möge noch einmal gesagt sein, daß das Gewissen Europas vor einer 
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furchtbaren Alternative steht. Entweder wird Europa sich fähig erwei¬ 
sen, ein Minimum politischen Verständnisses, ökonomischer Zusammen¬ 
arbeit und sozialen Verstehens zu verwirklichen, oder sein Schicksal ist 
unwiderruflich besiegelt. Wir Faschisten, wir Italiener, die wir vom 
Krieg und der faschistischen Revolution gehärtet wurden, können eine 
derartige Sprache sprechen, weil wir ein starkes Volk sind. Unser Friede 
ist daher ein männlicher Friede; denn der Friede wohnt nicht bei den 
Schwachen, sondern bei den Starken. Wir sind nicht gegen die Schwa¬ 
chen, sondern gegen die Ungerechten. 


Die Zeit der Diktate ist vorbei 

Rede des deutschen Reichskanzlers Adolf Hitler vom 17. 6 . 1934 auf 19 . 
dem Gautag in Gera 

Ein Volk ist zum Bewußtsein seiner Kraft erwacht. Wenn die an¬ 
dere Welt daran die Frage knüpft: Was wollt Ihr damit? dann kön¬ 
nen wir sagen: Nach innen alles, nach außen nur, daß Ihr uns in Ruhe 
laßt. Wenn mir die Frage vorgelegt wird: Was wollen Sie zur Befrie¬ 
dung der Welt tun? so sage ich: Wir haben das Höchste getan, indem 
wir ein Siebzig-Millionen-Volk nicht nur im Geiste der Selbstachtung, 
sondern auch im Geiste der Achtung der Rechte der anderen erzogen 
haben. Mögen auch die anderen Staatsmänner und Volksführungen den 
gleichen Geist vertreten, nämlich nicht nur ihr eigenes Recht wahrneh¬ 
men, sondern auch das Lebensrecht der anderen achten lernen. 

Wir haben ein großes Ziel im Innern vor uns: Eine gewaltige Re¬ 
formarbeit an uns selbst, an unserem Leben, an unserem Zusammen¬ 
leben, an unserer Wirtschaft, an unserer Kultur. Wir haben ein großes 
Werk vor Augen. Dieses Werk stört nicht die andere Welt. Genau so, 
wie wir nicht das stören, was andere Völker bei sich tun. Wir haben 
in unserem Hause genug zu schaffen und möchten meinen, daß auch 
die anderen Völker genug im eigenen Hause zu tun haben. Ich glaube, 
wenn andere Staatsmänner einen Teil der Aufmerksamkeit, die sie den 
Vorgängen außerhalb ihrer Völker schenken, dem inneren Leben ihrer 
eigenen Völker widmen wollten, dann würde manches auf dieser Welt 
besser sein. Wir wollen uns jedenfalls frei halten von diesen alten 
Menschheitsfehlern, die Splitter im Auge der anderen zu sehen und die 
Balken im eigenen Auge dabei zu vergessen. Wir möchten wünschen, daß 
die anderen sich ebenfalls um die eigenen Balken kümmern und das 
Herausziehen unserer Splitter unsere Sache sein lassen. 

Wir Nationalsozialisten haben ein gigantisches Programm im In¬ 
nern. Das verpflichtet uns, Friede und Freundschaft mit der anderen 
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Welt zu suchen. Das verpflichtet uns aber auch, genau so dafür zu sor¬ 
gen, daß die andere Welt uns in Frieden und Ruhe läßt. 

Denn so wenig wir die Absicht haben, jemandem auf dieser Welt 
ein Unrecht zuzufügen, so wenig lassen wir uns in Deutschland ver¬ 
gewaltigen. 

Wenn jemand an uns die Frage richtet: Was wollt Ihr beitragen 
zur Befriedung der Welt? dann sagen wir: Wir sind ein Volk, das den 
Frieden wünscht und das vor allem sich nicht um die Angelegenheiten 
anderer Völker kümmert. Wir haben nur den Wunsch, daß die ande¬ 
ren denselben Weg zur Befriedung der Welt gehen. Wir sind der Mei¬ 
nung, daß vor allem auch die Presse aller Länder diesen Beitrag zur 
Befriedung der Welt liefern sollte und sich nicht Elementen zur Ver¬ 
fügung stellen, die ganz andere Ziele haben. Wir Nationalsozialisten ken¬ 
nen diese internationalen Elemente ganz genau, wir wissen, wer heute 
Frieden will, und wer fortgesetzt wühlt und fortgesetzt hetzt und die 
Völker vergiftet. 

Was soll es heißen, wenn wir mit einem Volk den Frieden und die 
Verständigung wollen, und dann in seiner Presse lesen, man dürfe sich 
mit der Deutschen Regierung nicht verständigen, weil das ein Erfolg 
für diese Regierung wäre. So also gibt man zu, daß das deutsche Volk 
glücklich wäre, wenn wir eine Verständigung bekämen, und dann wagt 
man trotzdem, dieses Volk vor der Welt zu verdächtigen. 

Wir haben nur den einen Wunsch, daß sich bei den anderen Na¬ 
tionen immer mehr diejenigen durchsetzen, die in Erinnerung an die 
Greuel des vergangenen Krieges ebenfalls eine aufrichtige Völkerversöh¬ 
nung wollen. Denn das wissen wir: Wenn die internationale Clique 
von Hetzern ihre Ziele erreichen würde, dann würde man wieder 
die Völker, Millionen braver und anständiger Menschen, aber vermutlich 
keinen dieser internationalen Hetzer auf dem Schlachtfeld finden. 

Wir Nationalsozialisten können nichts anderes tun, als unser Volk 
gegen diese Gefahr vorzubereiten. Wir sind entschlossen, uns hierbei 
von niemandem das Recht zur Selbsterhaltung streitig machen zu las¬ 
sen. Wenn uns jemand sagt: ,,Wenn ihr Nationalsozialisten die Gleich¬ 
berechtigung für Deutschland wünscht, dann müssen wir mehr auf¬ 
rüsten“, so können wir nur sagen: ,,Unsertwegen könnt Ihr das tun, 
denn wir haben ja nicht die Absicht, Euch anzugreifen. Allein wir wol¬ 
len so stark sein, daß auch jedem andern die Absicht vergeht, uns an¬ 
zugreifen.“ Je mehr die Welt von Blockbildungen redet, um so klarer 
wird uns, daß man besorgt sein muß um die Erhaltung der eigenen 
Kraft. Wir haben keine Komplotte mit andern Völkern geschmiedet, ha¬ 
ben aber besorgt zu sein dafür, daß nicht Komplotte anderer eines Ta¬ 
ges das deutsche Volk vernichten und es um den Segen seiner inneren 
Arbeit bringen. Da kann ich der ganzen Welt nur das eine versichern: 
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So bedingungslos unsere Friedensliebe ist, so wenig Deutschland einen 
Krieg will, so fanatisch werden wir für die deutsche Freiheit und die 
Ehre unseres Volkes eintreten. 

Die Welt muß wissen: Die Zeit der Diktate ist vorbei! 


Deutschlands Friedens- und Verteidigungswillen 

Rede des Stellvertreters des Führers Rudolf Heß vom 8 . 7. 1934 auf 20 . 
dem Ostpreußischen Gautag in Königsberg 

In wenigen Wochen jährt sich zum 20. Male der Tag, der der Reginn 
war für den großen Heldenkampf des deutschen Soldaten. Hier in Ost¬ 
preußen war es, wo der große Soldat Hindenburg Euer Land rettete — 
der gleiche Soldat, der heute als Reichspräsident ein Garant des Frie¬ 
dens ist. 

Ostpreußen ist das Gebiet, welches von allen deutschen Landen am 
schwersten zu leiden hatte im Kriege. Ostpreußen hat den Krieg in sei¬ 
ner brutalsten Wirklichkeit kennengelernt. Hier zeugten lange zerstörte, 
vor dem Kriege blühende Ortschaften vom russischen Einfall. Viele unter 
Euch werden sich noch des Elends der Flüchtlinge entsinnen, welche 
in traurigen Zügen der rückliegenden Heimat zustrebten, um sich vor 
den Kosaken in Sicherheit zu bringen. 

Deshalb, weil Ihr den Krieg auf Eurem eigenen Roden kennen¬ 
gelernt habt, spreche ich gerade von Ostpreußen aus Worte, welche es 
mich längst drängte, Deutschland und vor allem auch der übrigen Welt 
zu sagen. 

Unser Volk hat das Glück, heute vorwiegend von Frontkämpfern 
geführt zu sein, von Frontkämpfern, welche die Tugenden der Front 
übertragen auf die Staatsführung, die den Neubau des Reiches errich¬ 
ten aus dem Geiste der Front heraus. Denn der Geist der Front war es, 
der den Nationalsozialismus schuf. In der Front brachen angesichts des 
alle bedrohenden Todes Begriffe wie Standesdünkel und Klassenbewußt¬ 
sein zusammen. In der Front erwuchs in gemeinsamer Freude und in 
gemeinsamem Leid vordem nie gekannte Kameradschaft von Volksgenos¬ 
sen zu Volksgenossen. In der Front stieg die über jedem Einzelschicksal 
stehende Schicksalsgemeinschaft riesengroß vor aller Augen auf. 

Aber noch eins stieg auf in dem Frontkämpfer, bei aller Erbitte¬ 
rung und aller Rücksichtslosigkeit des Kampfes: Das Gefühl einer ge¬ 
wissen inneren Verbundenheit mit dem Frontkämpfer drüben jenseits 
des Niemandslandes, der gleiches Leid trug, im gleichen Schlamm stand, 
vom gleichen Tod bedroht wurde. 

Und dieses Gefühl der Verbundenheit ist bis heute geblieben. 

Ist es nicht so: Treffen sich Frontkämpfer — Gegner von einst —, 
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treffen sich auch in gleichen Erinnerungen gleiche Meinungen. Der In¬ 
halt ihrer Gespräche ist der Weltkrieg, die Hoffnung hinter ihren Ge¬ 
sprächen ist der Friede. Und deshalb sind die Frontkämpfer berufen, 
die Brücke des Verstehens und der Verständigung von Volk zu Volk 
zu schlagen, wenn die Politiker den Weg nicht finden. 

Es ist kein Zufall, daß die Staaten, welche allein von Frontkämp¬ 
fern maßgeblich geführt werden, Deutschland und Italien, sich am 
stärksten bemühen, den Frieden der Welt zu fördern. 

Und es ist kein Zufall, daß bei dem Zusammentreffen der Front¬ 
kämpfer Hitler und Mussolini schnell ein herzliches persönliches Ver¬ 
hältnis herbeigeführt wurde. 

Mit unserem polnischen Nachbarn haben wir einen dem Frieden 
dienenden Vertragszustand herbeigeführt und auch dort leitet ein Sol¬ 
dat — Marschall Pilsudski — die Politik. 

Ebenso war auch in Frankreich die stärkste Resonanz auf Hitlers 
Bemühungen, eine Verständigung mit den westlichen Nachbarn herbei¬ 
zuführen, bei den Frontkämpfern dieses Landes feststellbar. 

Wir Frontkämpfer wollen nicht, daß wieder eine unfähige Diplo¬ 
matie uns in eine Katastrophe hineinstolpern läßt, deren Leidtragende 
wiederum Frontkämpfer sind. Wir Soldaten auf allen Seiten fühlen uns 
frei von der Verantwortung für den letzten Krieg. Wir wollen gemein¬ 
sam kämpfen, eine neue Katastrophe zu verhindern. Wir, die wir ge¬ 
meinsam im Kriege zerstörten, wollen gemeinsam bauen am Frieden! 
Es ist höchste Zeit, daß endlich eine wirkliche Verständigung zwischen 
den Völkern erzielt wird. Eine Verständigung, die auf gegenseitiger Ach¬ 
tung fußt, weil sie allein von Dauer sein kann — auf einer Achtung, 
wie sie ehemalige Frontsoldaten untereinander auszeichnet. 

Denn man gebe sich doch keinem Zweifel hin: Die meisten großen 
Staaten haben mehr denn je Kriegsmaterial angehäuft. Kriegsmaterial 
aber, das der Gefahr der Veraltung unterliegt, und seit dem Weltkriege 
nicht zur Ruhe gekommene, sich mit höchstem Mißtrauen gegenüber¬ 
stehende Völker sind ein furchtbarer Zündstoff. Ein geringfügiger An¬ 
laß, wie einst 191 4 der unglückselige Schuß in Serajewo — vielleicht 
aus der Pistole eines Narren —, kann genügen, um gegen den Willen 
der betroffenen Völker Millionenarmeen aufeinanderplatzen zu lassen. 
Er kann genügen, ganze Länderstriche durch Zehntausende von Geschos¬ 
sen aller Kaliber und Tragweiten umpflügen zu lassen, Städte und Dör¬ 
fer aus der Luft in Flammenmeere zu verwandeln, alles Leben in Gas¬ 
schwaden zu ersticken. 

Wer am Weltkriege teilnahm, hat eine Vorstellung von dem, was 
ein moderner Krieg heute mit seinen vervollkommneten Waffen bedeu¬ 
ten würde. 
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Und ich wende mich an die Kameraden der Fronten des Weltkrie¬ 
ges hüben und drüben: 

Seid ehrlich 1 Gewiß, wir standen einst draußen im stolzen Gefühl, 
wahrhafte Männer zu sein — Soldaten, Kämpfer, losgelöst von der All¬ 
täglichkeit des früheren Lebens. Wir empfanden zeitweise vielleicht 
Freude an einem Dasein, das in schroffem Gegensatz stand zur Ver¬ 
weichlichung, die die moderne Kultur und Überkultur mit sich bringt. 
Wir fühlten uns als hochwertigere Menschen als die, welche fern den 
Fronten nichts zu tun hatten mit dem Schicksal der Fronten. Wir fühl¬ 
ten uns als die Verteidiger des Lebens unserer Nation, als die Träger 
ihrer Zukunft. 

Wir genossen manchmal auch frohe und heitere Stunden, wir ver¬ 
suchten jede Minute uns geschenkten Lebens doppelt zu leben. Keiner 
von uns wollte die Zeit an den Fronten in seiner Erinnerung missen. 

Aber seid ehrlich 1 Wir haben das Grauen vor dem Tode gespürt. 
Wir haben den Tod furchtbarer und geballter gesehen, als wohl die 
Menschen vor uns. Wir haben in Unterständen gehockt und uns ge¬ 
krümmt in Erwartung des zermalmenden Einschlags. Wir hielten im 
Entsetzen den Atem an, wenn unser geschultes Ohr die Granaten auf 
uns zufauchen hörte, wenn die Minen uns entgegenschleuderten. Uns 
schlug das Herz bis zum Zerspringen, wenn wir vergeblich nach Dek- 
kung suchten vor den peitschenden Maschinengewehrgarben. Wir glaub¬ 
ten unter unseren Masken inmitten der Gasschwaden zu ersticken. Wir 
torkelten durch wassergefüllte Gräben. Wir durchwachten fröstelnde 
Nächte im Schlamm der Granattrichter. Wir ließen Tage und Wochen 
das Grauen des Großkampfes über uns ergehen. Wir froren und hun¬ 
gerten und waren oft der Verzweiflung nahe. Uns klangen die Schreie 
der Schwerverwundeten in den Ohren, wir sahen im Gas Erstickende 
sich winden. Wir begegneten dahintorkelnden Erblindeten, wir hörten 
das Röcheln Sterbender. Inmitten der Leichenhügel unserer Kameraden 
schwand uns die letzte Hoffnung auf Leben. Wir sahen das Elend der 
Flüchtlinge hinter uns. Wir sahen die Witwen und Waisen, die Krüp¬ 
pel und die Leidenden, die kränklichen Kinder, die hungernden Frauen 
daheim. 

Seid ehrlichI Hat nicht dann und wann ein jeder von uns gefragt: 
Wozu dies alles? Muß es sein? Kann der Menschheit das in Zukunft 
nicht erspart werden 1? 

Aber wir hielten aus — hüben und drüben I Wir hielten aus als 
Männer der Pflicht, der Disziplin, der Treue, als Männer, die Feigheit 
verabscheuen. 

Doch heute greife ich die Frage von damals auf und rufe sie an¬ 
klagend in die Welt hinaus — als Frontkämpfer zu Frontkämpfern, als 
Führender eines Volkes zu den Führern der anderen Völker: Muß es 
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sein?! Können wir gemeinsam bei gutem Willen dies der Menschheit 
nicht ersparen?! 

Vielleicht fragt man mich: Warum erhebst du deine Stimme erst 
heute? Warum schwiegst du die vergangenen Jahre? 

Ich will die Antwort geben: Weil meine Stimme sich in Deutsch¬ 
land vermischt hätte mit den Stimmen von Verrätern am eigenen Volke 
— mit den Stimmen derer, die einst den deutschen Frontkämpfern in 
den Rücken fielen — mit den Stimmen derer, die den Frontsoldaten be¬ 
sudelten und den Drückeberger lobten — mit den Stimmen derer, die 
die Ehre meines Volkes preisgaben — mit den Stimmen derer, die deut¬ 
scherseits den Versailler Vertrag auf dem Gewissen haben. Ich wollte 
nicht an ihrer Gesellschaft teilhaben. 

Heute darf ich reden, weil ein Mann meines Volkes die Ehre die¬ 
ses Volkes vor der Welt wieder hergestellt hat. Heute darf ich reden, 
weil dieser Mann die Verräter an diesem Volke zum Schweigen gebracht 
hat. Heute darf ich reden, weil die Welt weiß, daß ein nationalsozialisti¬ 
scher Kämpfer kein Feigling ist. Heute darf ich reden, weil der Führer 
meines Volkes selbst der Welt die Hand zum Frieden entgegenstreckt. 
Heute darf ich reden, weil der Tapfersten einer, Adolf Hitler, mich da¬ 
vor bewahrt, mißverstanden und mit Feiglingen auf eine Stufe gestellt 
zu werden. 

Heute muß ich reden, weil ich damit den Mann stütze, der ver¬ 
sucht, die Welt im letzten Augenblick vor der Katastrophe zu bewahren. 

Heute erhebe ich meine Stimme, weil ich gleichzeitig die Welt 
warnen will, das Deutschland von heute, das Deutschland des Frie¬ 
dens zu verwechseln mit dem Deutschland von einst, dem Deutschland 
des Pazifismus! 

Denn das muß man wissen: Wenn uns Frontkämpfern die Erin¬ 
nerung an die Schrecken des Krieges noch tausendfach vor Augen 
steht, wenn die junge Nachkriegsgeneration den Krieg so wenig wie wir 
Alten will, — zu einem „Spaziergang“ in unser Land steht der Weg 
nicht offen. 

Wie das französische Volk im großen Kriege jede Handbreit Bo¬ 
den mit aller Kraft verteidigt hat und jeden Tag von neuem verteidigen 
würde — genau so würden wir Deutsche heute es tun. Der französische 
Frontsoldat besonders wird uns verstehen, wenn wir jenen, die immer 
noch mit dem Gedanken eines Krieges spielen — der natürlich andere 
an die Front führen müßte als die Hetzer — zurufen: 

Man soll es wagen, uns anzufallen! — Man soll es wagen, in das 
neue Deutschland einzumarschieren! — Dann soll die Welt den Geist 
des neuen Deutschlands kennenlernen! — Es würde kämpfen, wie noch 
kaum je ein Volk um seine Freiheit gekämpft hat! — Das französische 
Volk weiß, wie man den eigenen Boden verteidigt! — Jedes Waldstück, 
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jeder Hügel, jedes Gehöft müßte durch Blut erobert werden! Alte und 
Junge würden sich einkrallen in den Boden der Heimat. Mit einem Fa¬ 
natismus sondergleichen würden sie sich zur Wehr setzen! 

Und wenn selbst die Überlegenheit moderner Waffen obsiegte, der 
Weg durch das Reich würde ein Weg grauenhafter Opfer auch für den 
Eindringling sein, denn noch nie war ein Volk so erfüllt vom eigenen 
Recht und damit von der Pflicht, sich gegen Überfälle bis zum letzten 
zur Wehr zu setzen, wie heute unser Volk. 

Aber wir glauben es nicht, was Brunnenvergifter der internationa¬ 
len Beziehungen uns suggerieren wollen, daß irgendein Volk den Frie¬ 
den Deutschlands und damit den Frieden Europas, wenn nicht der Welt, 
neuerdings stören wollte. 

Wir glauben es insbesondere auch vom französischen Volke nicht. 
Denn wir wissen, daß auch dieses Volk Sehnsucht nach Frieden hat. 
So wie wir Frontkämpfer uns entsinnen, daß Frankreichs Bevölkerung 
hinter den Linien des Weltkrieges stets den Krieg als ein Unglück für 
sich und die ganze Welt bezeichnete. Mit aufrichtiger Sympathie hat 
man in Deutschland — und gerade bei den Frontkämpfern Deutsch¬ 
lands —- Stimmen französischer Frontkämpferorganisationen vernom¬ 
men, die eine ehrliche Verständigung mit Deutschland fordern. Eine 
Forderung, die zweifellos der Kenntnis des wirklichen Gesichts des Krie¬ 
ges ebenso entspringt, wie der Achtung, welche Frankreichs Frontkämp¬ 
fer aus soldatischem Gefühl heraus den Leistungen der deutschen Front¬ 
kämpfer entgegenbringen. 

Frankreichs Soldaten wissen, wie tapfer sich die Deutschen vierein¬ 
halb Jahre gegen gewaltige Übermacht schlugen. Ebenso wie der deut¬ 
sche Frontkämpfer dem französischen Frontkämpfer seine Anerkennung 
für seine Tapferkeit nie versagen kann. Diese Tapferkeit findet ihren 
Ausdruck in der Tatsache, daß Frankreichs Armee den höchsten Blut¬ 
zoll auf seiten der Alliierten brachte. Die Frontkämpfer wollen den Frie¬ 
den. Die Völker wollen den Frieden. Deutschlands Regierung will den 
Frieden. 

Und wenn uns Worte maßgeblicher Vertreter der französischen Re¬ 
gierung von Zeit zu Zeit ans Ohr klingen, die wenig dem Geist der Ver¬ 
ständigung entsprechen, so geben wir die Hoffnung nicht auf, daß trotz 
alledem auch Frankreichs Regierung den Frieden will. Wenn das fran¬ 
zösische Volk zweifellos Frieden wünscht, so haben wir die Überzeugung, 
daß darüber hinaus selbst Frankreichs Regierungen keinen Krieg mit 
Deutschland wollen. 

Und wenn maßgebliche französische Vertreter nicht die Sprache des 
französischen Volkes und seiner Frontkämpfer sprechen, so dürfen deren 
Reden nicht einmal als Sinneskundgebung der Führung Frankreichs ge¬ 
wertet werden. Ein Franzose, der Volk und Politik seines Landes genau 
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kennt, meinte zu mir: „Habt Mitleid mit unsl Wir regieren noch mit 
dem Parlamentarismus.“ Er wollte damit sagen, — daß Staatsmänner 
vielfach gezwungen sind, in ihren Reden nicht das zu sagen, was sie 
denken, sondern das, was Parlamentsmehrheiten zu hören wünschen. 
Parlamentsmehrheiten aber sind, wie wir wissen, nicht Meinungsvertre¬ 
terinnen des Volkes, sondern vielmehr Interessenvertretungen wirtschaft¬ 
licher und sonstiger Kräfte. 

Man darf die Überzeugung haben, daß auch der französische Mi¬ 
nister Barthou den Frieden mit Deutschland will, trotz mancher Rede¬ 
wendungen, die Verständigungsbereiten unschön ins Ohr klingen. 

Ist doch Barthou ein Mann, der politischen Weitblick mit persön¬ 
licher Kultur verbindet, ja, der mit Stolz bekennt, ein besonderer Ver¬ 
ehrer Richard Wagners und seiner Werke zu sein. Nicht ohne Absicht 
dürfte er in Genf betont haben, daß er ein guter Kenner des deutschen 
Geisteslebens ist. Es ist auf Grund dessen nicht ausgeschlossen, daß er 
letzten Endes doch geneigt wäre, in der internationalen Politik den deut¬ 
schen Verhältnissen Rechnung zu tragen und so maßgeblich mitzuwir¬ 
ken an der Befriedung Europas. 

Die Geschichte wird Männern, welche in so schweren Zeiten der 
Völker die Verständigung zuwege brachten und damit die Kultur rette¬ 
ten, sicherlich mehr Lorbeeren flechten, als Männern, welche glauben, 
durch politische und militärische Angriffshandlungen Siege erringen zu 
können, ja die gar wirklich Siege erringen. 

Die Völker selbst, denen sie den Frieden sichern, werden es ihnen 
danken, denn die Arbeitslosigkeit mit ihrem sozialen Elend ist doch in 
erster Linie zurückzuführen auf zu geringen Güteraustausch zwischen 
den Staaten, der durch mangelndes Vertrauen immer behindert ist. 

Es ist unzweifelhaft, daß aus der Verständigung zwischen Deutsch¬ 
land und Frankreich nicht nur diese Staaten in ihrer Gesamtheit, son¬ 
dern jeder einzelne innerhalb der beiden Völker — Nutzen ziehen würde. 
Konkret gesprochen heißt das, jeder Franzose und jeder Deutsche er¬ 
hielte auf die Dauer erhöhtes Einkommen oder erhöhten Lohn. 

So wenig der Krieg und die Fortsetzung des Krieges mit anderen 
Mitteln unter dem Namen eines „Friedens“ der Kultur und der Wohl¬ 
fahrt der Völker zugute kam, so sehr muß ein wahrhafter Friede Nut¬ 
zen für alle bringen. 

Wahrhafter Friede und wirkliches Vertrauen zwischen den Völkern 
ermöglicht die Herabsetzung ihrer Rüstungen, die einen großen Teil des 
Einkommens der Völker und somit der einzelnen Volksgenossen heute 
beanspruchen. 

Immer wieder hat es Adolf Hitler betont, daß Deutschland ledig¬ 
lich Gleichberechtigung auf allen Gebieten einschließlich denen der 
Rüstung wünscht. Nach Erzielung einer solchen Verständigung zwischen 
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Deutschland und seinen Nachbarn kann Deutschland sich um so leichter 
mit dem Mindestmaß an Rüstung begnügen, welches nötig ist, um seine 
Sicherheit und damit den Frieden zu garantieren. 

Denn ein praktisch wehrloses Land stellt eine Gefahr für den Frie¬ 
den dar. Seine Wehrlosigkeit verleitet nur zu leicht zu risikolosen „Spa¬ 
ziergängen“ fremder Heere. Waffenlosigkeit eines einzelnen Volkes in¬ 
mitten schwergerüsteter Völker kann der Anreiz sein für ehrgeizige Män¬ 
ner, billige Lorbeeren zu erringen, kann der Anreiz sein für Regierun¬ 
gen, das eigene Volk abzulenken durch das außenpolitische Abenteuer 
eines Krieges. 

Gerade die alten Soldaten unter Ihnen werden als einstige Soldaten 
bezeugen können, daß alte Frontsoldaten, zu denen ich mich selbst mit 
Stolz bekennen darf, den Frieden aus innerster Überzeugung wünschen. 

Die Welt weiß insbesondere, daß der Frontkämpfer Adolf Hitler 
mit überraschender Offenheit seine wirklichen Gedanken ihr darlegt. Die 
Frontkämpfer in der Regierung Deutschlands wollen ehrlich Frieden 
und Verständigung. Ich appelliere an die Frontkämpfer in anderen Staa¬ 
ten, ebenso wie an die Gutwilligen in den Regierungen dieser Staaten, 
uns in diesem Ziele zu unterstützen. 

Ich richte diesen Appell von heiliger ostpreußischer Erde her an die 
Frontsoldaten der Welt. Hier auf diesem deutschen Grenzlandboden be¬ 
gann einst das große Weltringen mit seinen furchtbaren Opfern; mit 
seinen Opfern, von denen noch heute die kämpfenden Nationen sich 
nicht erholt haben. Es möge das historische Kampfgebiet, von dem aus 
ich hier spreche, den ernsten Friedensruf in seiner Wirkung erhöhen. 
An Deutschlands Ostgrenze garantieren verständnisvolle Pakte den Frie¬ 
den der Bewohner großer Nachbarstaaten. Mögen auch die Regierungen 
der Völker an den anderen Grenzen unseres Reiches bald eine größere 
Sicherheit für ihre Volksgenossen in friedlichen Verträgen des Verstehens 
sehen, statt in angehäuftem Kriegsmaterial, — das ist unsere Hoffnung. 

Im Gedenken seiner Toten, deren viele für Ostpreußen fielen, wird 
in Deutschland der Wille zum Frieden stets stark und mächtig sein! 


ln Genf hatte Rußland gleichsam ein tJ Komitee der Sicherheit“ für 
Europa vorgeschlagen , als ein Freischärler der französischen These der „Si- 
cherheit ft . Das Spiel zwischen Frankreich und Rußland wurde denn auch 
von nun an enger und enger gespielt. Am 9. 6. 193U erkannten die Tsche¬ 
choslowakei und Rumänien Sowjetrußland an 1 ). Für Frankreich war da¬ 
mit ein wesentliches Hindernis vor seiner russischen Paktpolitik hinwegge¬ 
räumt. Gute Beziehungen der Verbündeten Frankreichs zu Rußland mach¬ 
ten ja das psychologische Widerslandsfeld gegen die Annäherung an Sowjet¬ 
rußland geringer. Am 20. 6. 193ä machte sich Barthou zu einer neuer- 
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liehen „Ostreise“ auf. Am 22. 6. 193U verkündete er im rumänischen Parla¬ 
ment — sich den ganzen erbarmungslosen Standpunkt der Kleinen Entente 
gegenüber der Revisionsforderung Ungarns zu eigen machend — erneut die 
Heiligkeit der Grenzen und Verträge: ein großes Plädoyer gegen die Revision 
auf allen Gebieten und in allen Formen. Der Schatten der Sanktionen 
(Sanktionen sind Krieg, hatte Baldwin gesagt) blieb am Horizont Europas. 
Die „Front der Friedensverträge“ schien noch immer starr und drohend. 

Das Ostproblem schob sich jetzt immer stärker in den Vordergrund. 
Das Sicherheits- und Abrüstungsproblem konzentrierte sich einige Zeit nahe¬ 
zu völlig auf die Ostprobleme. Es war eine verhängnisvolle und ungeheure 
Verschiebung der europäischen Dinge, die damit begann, daß Sowjetrußland 
ins Spiel um die „Sicherheit“ Europas hineingezogen wurde. Benesch, der 
Außenminister der TschechoslowaJcei, konnte in seiner Rede vom 2. 7. 193 ä l ) 
sagen: 

„Eine Neugruppierung der europäischen Kräfte ist in Vorbereitung, 
eine Neugruppierung, die in den letzten Wochen, wie man sagen kann, 
jäh und unerwartet jedermann offenkundig geworden ist und dazu an¬ 
getan erscheint, in einem gewissen Maße alle früheren Beziehungen auf 
dem Kontinent umzuwälzen.“ 

Frankreichs Ostpaktplan hatte jetzt Gestalt und Umrisse angenommen. 
Mit der Reise Barthous nach London am 9. 7. 193U wurde er zu einer 
großen diplomatischen Aktion und eröffnete einen Abschnitt des Ringens 
um die europäische Ordnung 2 ). Barthou bezeichnete in seiner Rede vom 
15. 7. 193U als das Ziel des Ostpaktes, „mit Frankreich und unserer Politik 
des Friedens all die Länder zu verbinden, die daran gleichermaßen interessiert 
sind“. Für Barthou, der in der französischen V orkriegspolitik auf gewachsen 
war, handelte es sich vor allem um die Tuchfühlung mit Rußland. Was in 
London entschieden wurde, war vor allem die Aufnahme Sowjetrußlands 
in den Völkerbund. In seiner Erklärung vom 13. 7. 193&) vor dem Unter¬ 
haus assoziierte sich der englische Außenminister Sir John Simon dem 
Wunsch Frankreichs nach Eintritt Rußlands in den Völkerbund. Der Ost¬ 
pakt sollte ein Vertrag gegenseitiger Unterstützung gegen den „Angreifer“ 
unter Deutschland, Polen, den Randstaaten, Rußland und der Tschechoslo¬ 
wakei sein. Die Anhänger des Paktes sagten von ihm, er könne jeden An¬ 
griff durch die massierte Gewalt der anderen Vertragspartner im Keime er¬ 
sticken. Die Gegner sagten von ihm, er müsse jeden Funken eines Konflikts 
sofort zum verzehrenden und weiterfressenden Feuer werden lassen (würde 
doch sogar Frankreich als Verbündeter Polens und der Tschechoslowakei in 
den Konflikt hineingezogen), und „Angreifer“ werde für jeden Staat der 
Staat sein, den er sich als Feind wünscht. Der Ostpakt sollte noch mehr 
sein: ein dreiseitiger Vertrag zwischen Frankreich, Deutschland und Ruß¬ 
land, sich gegen den Angreifer zu Hilfe zu kommen, Sowjetrußland Deutsch¬ 
land bei einem Angriff Frankreichs, Frankreich Deutschland bei einem An¬ 
griff Sowjetrußlands. Man wollte damit den Locarno-Vertrag „ausweiten“. 
Nur gilt der Locarno-Vertrag für eine befriedete und übersehbare Region 
Europas; das neue „Locarno“ für einen Gebietsbereich, wo aller Zündstoff 
Europas angehäuft ist und die Ungewißheit der staatlichen, politischen und 
nationalen Zukunft des Ostens unabsehbare Gefahrenmomente mit sich 
bringt. Großbritannien gab den Bemühungen Frankreichs seine moralische 
Billigung; Verpflichtungen und Bindungen unter dem neuen Pakt lehnte es 
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ab. Die englische Regierung sah den Paktvorschlag als Sprungbrett für neue 
Abrüstungsverhandlungen an und erhoffte von ihm eine Wiederaufnahme 
des Gesprächs mit Berlin. Darum wollte sie als Vermittler und Überbringer 
des Ostpaktplanes in Berlin wirken. Auch Italien gab seine moralische Billi¬ 
gung des Ostpaktplanes kund 1 ). 

Für Italien bedeutete diese Zustimmung einen Umschwung seiner Po¬ 
litik. Der Akzent der italienischen Politik wandelte sich nach den Wiener 
Ereignissen vom 25. 7. 193b noch stärker. Es war ein tragisches Zusammen¬ 
treffen, daß zusammen mit der Spannung, die aus der Verweigerung eines 
Minimums bewaffneter Sicherheit für Deutschland (nach Deutschlands Vor¬ 
schlägen vom Dezember 1933 bis April 193b) 2 ) erwuchs, alle die Spannun¬ 
gen auf brachen, die in Europa seit den Friedensverträgen bestanden. Deutsch- 
Österreich — abgeschnitten vom deutschen Volkskörper und doch ohne den 
Lebensraum der alten Monarchie — erlebte die Erschütterungen, deren Aus¬ 
bleiben in dem verstümmelten Staat ein Wunder gewesen wäre. Für Italien 
erschienen diese Erschütterungen aber manchmal als eine Bedrohung dessen, 
was es als seine Interessensphäre ansah 3 ). Am Tage nach dem Tode von Doll¬ 
fuß ist in Europa seit der Ruhraktion zum erstenmal wieder eine eigent¬ 
liche militärische Aktion erfolgt. Dies ist der Hintergrund, auf dem sich das 
Ringen um die Abrüstung, die Gleichberechtigung Deutschlands und die 
europäische Ordnung vollzog, überschattet wie all das zuletzt doch von den 
afrikanischen Zielen Italiens wurde, die Mussolini schon in seiner Rede vom 
Januar 193 b als die große historische Aufgabe Italiens verkündet hatte und 
für die Italien anfing, sich europäische Rückendeckung zu suchen. Die euro¬ 
päischen Dinge begannen, sich mit den großen weltpolitischen Fragen zu 
verflechten. 

Das Scheitern der Abrüstungskonferenz, nach dem „Nein* Frankreichs, 
wirkte im ganzen wie ein machtvoller Anstoß in der europäischen Politik. 
Ein Element dynamischer Bewegung wurde immer deutlicher sichtbar. Das 
wurde besonders offenbar, als England am 19. 7. 193b ein Programm der 
Luftrüstung (das 42 neue Geschwader in vier Jahren vorsah) auf stellte*), 
und als dann Stanley Baldwin am 30. 7. 193b dies Programm begründete und 
dabei die denkwürdigen Worte von der ,,Grenze Englands am Rhein“ sprach 5 ). 
Das Wort und noch mehr die ganze Rede waren weniger ein Parteinehmen 
für eines der großen Lager der europäischen Politik als die Rückkehr Eng¬ 
lands — mit einer kriegerischen Note / — in den großen außenpolitischen 
Machtkampf. ,,Die Idee des Krieges liegt in der Luft ", konnte dann Musso¬ 
lini in seiner Rede vom 24. 8. 193b verkünden 6 ). Ein neues Eurojxi bil¬ 
dete sich, und jeder hatte — es geschah unter Ängsten, Paniken, Verwir¬ 
rung, wie immer, wenn die Welt sich wandelt — erneut den Halt auf der 
Erde zu suchen. 

Während Deutschland durch eine Erklärung vom 10. 9. 193b 7 ) sich 
deutlich und klar gegen das ,,Ostlocarno '* entschied und sich damit weigerte, 
sich vom Räderwerk eines universalen Paktsystems ergreifen zu lassen, lehnte 
sich Polen am 13. 9. 193b gegen das Genfer Minderheitenrecht auf und 
machte damit einen Schritt weiter auf dem Wege einer nach allen Seiten 
hin unabhängigen Politik 6 ). Am übernächsten Tag, am 18. 9. 193b, vollzog 
sich dann der Eintritt Sowjetrußlands in den Völkerbund als die erste Etappe 
des großen Ostpaktplanes Frankreichs*). 


1 ) Dok. 71. 2 ) S. Seite i 5 f. 3 ) Dok. 108—112. 4 ) Dok. i 63 . 

6 ) Dok. 164. 6 ) Dok. 170. 7 ) Dok. 76. 8 ) Dok. 79. 9 ) Dok. 81—86. 
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Deutschlands Ablehnung des Ostpaktes wurde in einer Rede des deut¬ 
schen Außenministers vom 17. 9. 193h noch näher begründet , und Deutsch¬ 
lands Stellungnahme zu dem gesamten Problem der europäischen Ordnung 
neu Umrissen. Die Rede wollte die Unruhe Europas als das Ergebnis der 
Mängel des europäischen politischen Systems erweisen, das mit den Verträgen 
von 1919 begründet wurde. 


Bedingungslose Gleichberechtigung Deutschlands 

21 . Rede des Reichsaußenministers Freiherr von Neurath vom 17. 9. 1934 
auf dem Internationalen Straßenkongreß 

Ich brauche das lange, unerfreuliche Kapitel der Verhandlungen 
über das Problem der Abrüstung nicht noch einmal vor Ihnen aufzu¬ 
rollen. Verlauf und Mißerfolg dieser Verhandlungen sind aller Welt be¬ 
kannt. Die Deutsche Regierung kann mit gutem Gewissen sagen, daß sie 
für eine gerechte und praktisch durchführbare Lösung der Rüstungs¬ 
frage das ihrige getan hat, und ich möchte glauben, daß das im Grunde 
auch im Auslande nicht mehr verkannt werden kann, öffentlich und 
amtlich hören wir aber auch jetzt noch andere Stimmen über das Thema, 
und das ist zu einem guten Teil die Ursache dafür, daß auf der ganzen 
politischen Atmosphäre ein Druck lastet, der jede gesunde und vernünf¬ 
tige Entwicklung zu lähmen droht. Wenn diese oder jene Regierung 
die Gleichberechtigung Deutschlands noch glaubt in Zweifel stellen oder 
von besonderen Vorleistungen und Garantien abhängig machen zu kön¬ 
nen, so ist das für uns ein indiskutabler Standpunkt. Er läuft darauf 
hinaus, daß man Deutschland noch immer als einen Staat minderen 
Rechts behandeln will, und daß man ihm letzten Endes das Eingeständ¬ 
nis zumutet, durch seinen bloßen Willen zur Gleichberechtigung ein 
Herd der Unruhe und womöglich der Kriegsgefahr zu sein. Genau um¬ 
gekehrt: ein Staat, der seine Grenzen nicht verteidigen kann, ist nicht 
nur kein selbständiger und unabhängiger Staat, sondern ist, wenn er 
mit ringsum offenen Grenzen inmitten hochgerüsteter Staaten liegt, 
gerade dadurch ein Anreiz für eine gefährliche Politik anderer Länder. 
Wir nehmen die Gleichberechtigung auf dem Rüstungsgebiet in An¬ 
spruch, um des Friedens sicher und um selbst ein wirksamer Faktor des 
Friedens in Europa zu sein. Der Vorwurf, als ob wir uns mit der Pro- 
klamierung unserer friedlichen Absichten nur eine Atempause zu ver¬ 
schaffen suchten, um dann nach genügender Erstarkung zur Verwirk¬ 
lichung unserer eigentlichen aggressiven Pläne überzugehen, ist nach 
allem, was wir in der Abrüstungsfrage erklärt und angeboten haben, 
nach allem, was wir sonst für die politische Befriedung Europas gesagt 
und getan haben, so unsinnig, daß wir darin nur noch die Absicht bös¬ 
williger Verleumdung sehen können. Wo sind in den politischen Ab- 
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machungen, die wir bereits getroffen oder vorgeschlagen haben, wo sind 
z. B. in unserem Bekenntnis zu den Grundsätzen von Locarno oder in 
unserm letzten politischen Vertrag mit Polen Zeitgrenzen oder andere 
Anhaltspunkte für solche Verdächtigungen gegeben? Ist es nicht über¬ 
haupt ein politischer Nonsens, konkrete Behauptungen darüber aufzu¬ 
stellen, was eine Regierung in zehn oder mehr Jahren auf dem Gebiete 
der Außenpolitik beabsichtigen könnte? Und besteht nicht die einzige 
reale Möglichkeit, die Aufrechterhaltung des Friedens auch für eine 
ferne Zukunft vorzubereiten, darin, daß man die in der Gegenwart ge¬ 
gebenen akuten Probleme verständnisvoll behandelt und sich aufrichtig 
um die Beseitigung jetzt vorhandener Spannungen bemüht? Weiterrei¬ 
chende allgemeine und abstrakte Konstruktionen mögen, wie ich schon 
vorhin andeutete, geeignet sein, gewisse Ideologien zu fördern oder auch 
gewisse, sehr reale politische Sondertendenzen zu verschleiern: ein wirk¬ 
licher Gewinn für die Sicherung des allgemeinen Friedens sind sie nach 
unserer Ansicht in der Regel nicht 

Als die Reichsregierung vor einem Jahre den Entschluß zum Aus¬ 
tritt aus dem Völkerbunde faßte, hat sie das, wie ich gerade heute vor 
Ihnen noch einmal wiederholen möchte, nicht getan, weil sie sich grö¬ 
ßere politische Bewegungsfreiheit hätte verschaffen wollen oder weil sie 
an sich der politischen Zusammenarbeit mit anderen Staaten abgeneigt 
wäre. Es ist lediglich geschehen, weil das unentbehrliche Fundament sol¬ 
cher Zusammenarbeit, die Gleichberechtigung, fehlte. Selbstverständlich 
kommt es dabei nicht nur auf Wort und Theorie, sondern auf die po¬ 
litische Praxis an. Damit steht auch der Gesichtspunkt fest, der für eine 
Erörterung der Frage unserer eventuellen Rückkehr in den Völkerbund 
ausschlaggebend ist. Das ist keineswegs ein Standpunkt einseitigen Son¬ 
derinteresses. Deutschland steht wohl nicht allein mit der Ansicht, daß 
die Institution des Völkerbundes durch ihr völliges Versagen in der Ab¬ 
rüstungsfrage in ihren Grundpfeilern erschüttert worden ist. Es ist auch 
sicherlich von symptomatischer Bedeutung, wenn in diesen Tagen durch 
die Wendung in der wichtigen, mit dem Versailler Vertragssystem so 
eng zusammenhängenden Minderheitenfrage ein neuer gefährlicher Riß 
in dem Genfer Gebäude sichtbar geworden ist 1 ). Wir glauben, daß es ein¬ 
schneidender Reformen bedürfen würde, um den Völkerbund zu dem zu 
machen, was er nach seinem Statut sein sollte, zu einem wirklich brauch¬ 
baren Friedensinstrument. Durch die bloße Rückkehr früherer oder den 
bloßen Beitritt neuer Mitglieder werden sich seine schweren Mängel nicht 
heilen lassen. Das gilt auch von dem jetzt vollzogenen Eintritt der Sow¬ 
jetunion, einem sicherlich höchst interessanten Akt der politischen Ent¬ 
wicklung, zu dessen Bewertung wir allerdings nach unserm Austritt aus 
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dem Völkerbund kein Recht mehr in Anspruch nehmen, wenn wir es 
auch an sich als richtig ansehen, alle Staaten zur Mitarbeit an den inter¬ 
nationalen Aufgaben heranzuziehen. 

Der grundlegende Gesichtspunkt der Gleichberechtigung hat der 
Natur der Sache nach seinen Einfluß auch auf unsere Stellungnahme zu 
einem anderen Problem gehabt, das in den letzten Wochen viel erörtert 
worden ist. Das ist das französisch-sowjetrussische Projekt des Ostpakts 
oder, wie manche ihn zu nennen wünschen, des Nordostpakts. Wenn auch 
in diesem Falle unsere Auffassung, die wir kürzlich mit ausführlicher 
Begründung den beteiligten Regierungen mitgeteilt und in den Haupt¬ 
punkten bereits der Öffentlichkeit bekanntgegeben haben, als Anlaß zu 
Angriffen gegen Deutschland und zu Verdächtigungen seines Friedens¬ 
willens benutzt worden ist, so wird es uns schwer, das noch auf einiger¬ 
maßen sachliche, geschweige denn objektive Erwägungen zurückzufüh¬ 
ren. Man schlägt uns die Beteiligung an einem Paktsystem vor, durch 
das zehn Staaten verpflichtet werden sollen, sich im Kriegsfall sofort 
mit allen militärischen Kräften zu unterstützen. Gleichzeitig erklärt man 
in aller Offenheit und Bestimmtheit, daß unser Beitritt zu diesem Pakt- 
system natürlich nicht etwa die Anerkennung der Gleichberechtigung 
Deutschlands auf dem Rüstungsgebiete in sich schließe, sondern daß 
man höchstens nach Inkrafttreten des Systems überlegen könne, ob und 
in welcher Weise es etwa möglich sei, die internationale Behandlung der 
Rüstungsfragen wieder aufzunehmen. Man verlangt also von uns, unter 
Übernahme weitgehender Verpflichtungen, in eine besondere politische 
Gemeinschaft mit anderen Mächten einzutreten, während man uns 
gleichzeitig in einer Frage, die mit dem Zweck dieser Gemeinschaft 
aufs engste zusammenhängt, nämlich in der Frage des militärischen 
Rüstungsstandes, den Anspruch auf Gleichberechtigung ausdrücklich 
bestreitet. Konnten die beteiligten Regierungen wirklich im Ernst anneh¬ 
men, daß Deutschland in der Lage sei, sich auf eine solche Zumutung 
einzulassen? Und weiter, hätten sich die anderen Mächte nicht von vorn¬ 
herein sagen müssen, was es für Deutschland in seiner zentralen Lage 
inmitten hochgerüsteter Staaten bedeuten würde, wenn es sich ein und 
für alle Male in gar nicht zu übersehende Konflikte anderer Staaten hin¬ 
einziehen und bei etwaigen Konflagrationen in Europa zum wahrschein¬ 
lichen Kriegsschauplatz machen ließe, allein gegen die Zusicherung, daß 
dann sein Gebiet nötigenfalls von sowjetrussischen Truppen gegen einen 
Angriff im Westen und von französischen Truppen gegen einen Angriff 
im Osten verteidigt werden würde? Es ist nicht ganz leicht für uns, bei 
einem solchen Projekt den Glauben zu bewahren, daß seine Autoren 
wirklich nichts anderes als eine allen Staaten zugute kommende pari¬ 
tätische Friedenssicherung im Auge gehabt haben. Wir haben uns des 
Eindrucks nicht erwehren können, als ob dieses Projekt doch eher aus 
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besonderen politischen Tendenzen hervorgegangen sei. Wenn die ver¬ 
schiedentlich von ausländischer Seite gemeldete Annahme richtig ist, daß 
Frankreich und Rußland sich im Falle des Scheiterns ihres Paktplans 
zu einem zweiseitigen Allianzverhältnis entschließen würden, so würde 
das jenen Eindruck nur bestätigen. 

Ich gestehe offen, daß ich in den sich in den letzten Jahren gerade¬ 
zu überstürzenden Paktideen der verschiedensten Art, in dieser nicht mit 
Unrecht als Paktomanie bezeichneten Methode kein gutes Symptom für 
den Geist zu erblicken vermag, in dem die Geschäfte der europäischen 
Politik jetzt vielfach geführt werden. Das Heil Europas kann unmög¬ 
lich in Bündnissen und je nach der Konjunktur wechselnden Mächte¬ 
gruppierungen liegen. Die politischen Tendenzen, die in solcher Rich¬ 
tung laufen, sind nur ein Beweis für die immer stärker hervortretenden 
Mängel des politischen Systems, das durch die Verträge von 1919 über 
Europa verhängt worden ist. Es ist auf die Dauer gefährlich und auch 
vergeblich, sich gegen die Erkenntnis und das offene Eingeständnis die¬ 
ser Mängel verschließen zu wollen. Solange man nicht den Mut hat, den 
unabweisbaren Tatsachen und Notwendigkeiten ins Auge zu sehen und 
für die sich gegenüberstehenden Interessen in offener Aussprache von 
Staat zu Staat einen Ausgleich auf der Grundlage der gegenseitigen Ach¬ 
tung und der Gleichberechtigung zu suchen, ist eine Besserung der all¬ 
gemeinen politischen Lage nicht denkbar. 


Während hinter dem Ostlocarno sich immer mehr die Umrisse eines 
französisch-russischen Paktes, ja eines militärischen Bündnisses , abzeichne¬ 
ten, während sich die Politik des Kollektivfriedens immer deutlicher als ein 
Mittel der Kriegsvorbereitungen enthüllte, ging die europäische, ja die Welt¬ 
rüstung weiter — unter vielen unfruchtbaren gegenseitigen Beschuldigungen. 
Am 19. 9. 193U verkündete der Faschismus sein Wehrgesetz, das einen ober¬ 
sten Verteidigungsrat schuf und das ganze Leben der Nation auf die militäri¬ 
sche Vorbereitung abstellte 1 ). Man hat gesagt, daß damit der Faschismus in 
seine zweite Etappe eingetreten sei. Frankreich hob am 5. 10. 193U die Ein¬ 
schränkung für die Truppeneinziehungen auf. Die Abrüstungspräambel des 
Abschnitts V des Versailler Vertrages wurde immer illusorischer und unwirk¬ 
licher. Wirklichkeit und Ideologie dieses Abschnittes waren hoffnungslos von 
den Dingen überholt. Der 16. März 1935, da sich Deutschland seine Wehr¬ 
freiheit wiedernahm, wurde stärker und stärker vorbereitet. 

In diesem Augenblick brachen auch die Spannungen im Donauraum in 
furchtbarer drohender Gestalt wieder auf. Am 9. 10. 193U erlagen in Mar¬ 
seille König Alexander von Jugoslawien und Frankreichs Außenminister Bar- 
thou der Mörderhand. Barthou hätte binnen kurzem nach Rom reisen sollen, 
um den Pakt mit Italien abzuschließen, den dann Laval am 7. 1. 1935 
verwirklichen sollte. Der Mord von Marseille weckte die Gegensätze , die 
furchtbare Spannung, die erwuchs aus der Revisionsforderung eines Ungarns, 
das die Verträge von 1919 grausam und vernichtend getroffen hatten, und 
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aus dem Widerstand gegen die Revision der Staaten, die ihre Machtstellung 
und ihr Dasein den Verträgen von 1919 verdanken. So wurde der ungari¬ 
sche Revisionismus schließlich zu dem eigentlichen Schuldigen an dem Morde 
von Marseille erhoben 1 ). Die „Revision“ wollte man als den Muttergrund 
des europäischen Terrors stigmatisieren. Die Schatten eines ernsten Konflik¬ 
tes lagen über Europa. Dazu kam, daß jene schlichte Angelegenheit der Saar, 
die dann die Willensäußerung der deutschen Saar am 13. 1. 1935 so einfach 
lösen sollte, mit einem ungeheuren Aufwand an Beratungen, Krisen und 
Konflikten sich weiterschleppte. Frankreich verkündete nun seine „beson¬ 
deren Verantwortlichkeiten“ gegenüber der Saar und traf am 30. 10. 193U 
sogar gewisse militärische Vorkehrungen 2 ). Es lag damals eine erstickende 
Atmosphäre und eine lähmende Furcht über Europa. 

Als Europa durch diese Unruhe hindurchschritt, hatte es viele redneri¬ 
sche Kundgebungen europäischer Staatsmänner gegeben, die in einzigartiger 
Weise die geschichtliche Situation beleuchteten. Diese Reden durchlaufen alle 
Stadien politischer Haltung, von der pazifistischen und chauvinistischen 
Kriegspanik bis zur ruhigen, abwägenden staatsmännischen Mahnung und 
zum klärenden Wort. 

In einer schönen Grabrede gab ein Mann der „Generation der Re¬ 
vanche“, Paul D oumerg ue, einem Mann der gleichen Generation, Louis 
Barthou, das letzte Geleit. Wenn man die Rede gelesen hat, wird man viel 
von der Politik des Jahres 193U)35 verstehen. „Die schwachen Völker sind eine 
Beute oder eine Gefahr“ Haben nicht Adolf Hitler und Benito Mussolini 
zuvor Ähnliches gesagt? An der Bahre Poincares sollte dann Donmergue den 
„Kult des Rechts und die Religion des Gesetzes“ preisen. ,,Der Kult des 
Rechts und die Religion des Gesetzes“ — dies wurde auch mit Bezug auf das 
Recht der Friedensverträge gesagt — seien die Frankreichs. Am 6. 11. 193U 
gab B enesch, der tschechoslowakische Außenminister, einen Überblick über 
die internationale Situation, der bei allem Optimismus manches sorgenvolle 
Wort enthielt 2 ). Am 9. 11. 193U sprach MacDonald, der englische Mi¬ 
nisterpräsident, beim traditionellen Guildhall-Bankett — „Eine Rede voll dü¬ 
sterer Vorahnungen“, nannte sie Lloyd George, der selbst das „wilde La¬ 
chen des Krieges am Horizont“ zu sehen vermeinte — Die Rede zeichnete die 
europäische Ordnung, so wie MacDonald sie sah, nachdem nun die „Drachen¬ 
zähne von Krieg und Frieden“, die Drachenzähne nicht zuletzt des Versailler 
Vertrages auf gegangen waren. Die Rede enthält die alte, neu verkündete 
Entscheidung Englands, keine neuen Verpflichtungen zu übernehmen, d. h. 
aus dem großen Zwangsmechanismus eines universalen Paktsystems und sei¬ 
nem unheilvollen Räderwerk herauszubleiben. B al dw i n zeigte in seiner Rede 
vom 23. 11. 193U in Glasgow die ungeheuren weltpolitischen Konseguenzen 
des „Kollektivfriedens“ und — des Kollektivkrieges, der dahinter lauert. Für 
Großbritannien als die Seepolizei des Kollektivfriedens — das war der Kern 
der Ausführungen Baldwins — lag darin die Gefahr eines furchtbaren weltpo¬ 
litischen Kampfes mit den Vereinigten Staaten verborgen. W inston Chur¬ 
chill, der geistige Führer des rechten Flügels der Konservativen, brach zwar 
eine Lanze für den Frieden, der sich auf die zusammengeballte Gewalt grün¬ 
den sollte. Der Panik, die er und seinesgleichen erregte, stellte sich die große 
Rede von General Smuts entgegen, die einen entscheidenden Einfluß auf 
die Entwicklung der englischen Öffentlichen Meinung ausgeübt hat und am 
meisten dazu beigetragen hat, die „Front der Friedensverträge“ zu durchbre- 
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chen. Wenn England bei aller Unruhe und Besorgnis über manchen deut¬ 
schen Schritt sich doch vor irreparablen Taten zurückgehalten hat , so ist es 
nicht zuletzt das Verdienst dieser Rede, die in einer Atmosphäre der Kriegs¬ 
psychose die ruhige Überlegung zurückbrachte. Die Rede wurde vor einem 
repräsentativen Kreis im „Royal Institute of International Affairs“ gehalten . 
Die „Times“ brachten die umfängliche Rede im vollen Wortlaut und verbrei¬ 
teten nachher einen Sonderdruck. Gehalten von einer der großen politischen 
Autoritäten des britischen Reiches — daß Smuts gerade kein Amt bekleidete , 
machte den Eindruck der Rede und ihr Gewicht nur um so größer —, kann 
diese Rede als ein britischer Staatsakt angesehen werden. Sie errichtet noch 
einmal die unüberschreitbare Schranke , die das britische Reich gegen alle 
Pläne auf stellte, den Völkerbund zu einem „internationalen Kriegsamt“ zu 
machen. Das Schicksal des Völkerbunds und aller internationalen Organis¬ 
men ist für Smuts besiegelt , wenn sie eine „Organisation zum Kriegführen 
zwecks Unterdrückung des Krieges“ werden. Unter den Einwirkungen der 
abessinischen Krise sollte sich Englands Haltung zur Sanktionsfrage wesent¬ 
lich wandeln. Vom wahren Verständnis deutscher Dinge war General Smuts 
noch weit entfernt, und seine psychoanalytische Betrachtung wurde den realen 
historischen Kräften und Gegensätzen wenig gerecht. Im Nationalsozialismus 
(den er „Nazismus“ nennt) sah er kaum viel mehr als eine heftige Reaktion 
auf eine Lage der Unterlegenheit , als das Abreagieren von Minderwertig¬ 
keitskomplexen eines geknechteten Volkes. Indem Smuts aber die Revision 
des Versailler Vertrages im Namen des europäischen Gewissens forderte, er- 
öffnetc er doch den Blick auf den großen weltpolitischen Hintergrund der 
europäischen Probleme , um damit den Weg aus der dumpfen Enge eines 
Europas zu zeigen , das unter einem falschen Frieden erstickte. 


Die schwachen Völker sind eine Beute oder eine Gefahr 

Rede des französischen Ministerpräsidenten Doumergue vom i3. io. 22. 
ig34 an der Bahre von Louis Barthou 

Es ist für Frankreich eine unentrinnbare Notwendigkeit, bereit und 
stark zu sein. Ich habe das Bewußtsein, wenn ich diese Wahrheit ver¬ 
künde, die eine Tatsache der Geschichte und der Erfahrung ist, daß 
ich damit meinem Lande diene, wie es Louis Barthou getan hat, und 
meine Pflicht gegenüber Frankreich erfülle. 

Es genügt nicht, den Frieden zu wollen, um ihn zu erlangen. Die 
Leidenschaften stoßen die Forderungen des Geistes und die Regeln des 
Verstandes zurück — und die Leidenschaften sind das Eigentümliche des 
Menschen. Stellen wir ihnen die Schranke eines friedfertigen Willens 
entgegen, der aber auf den unerschütterlichen Entschluß gegründet ist, 
die Gewalt in Schranken zu halten, sobald sie aufhört, Dienerin des 
Rechts zu sein . . . 

Erheben wir unsere Herzen in dem Augenblick, wo das ganze Land 
Louis Barthou zu seiner letzten Wohnstätte geleitet. Leben und Tod 
mögen uns eine Lehre und ein Beispiel sein. Errichten wir eine Schranke 
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gegen alle Mächte des Bösen, die überall entfesselt sind und die das 
Werk des Todes vollbringen. Erinnern wir uns an diesen Mann, der sein 
Leben seinem Lande geopfert hat, und der gefallen ist, als er daran 
wirkte, den Frieden der Welt sicherzustellen. Eilte Barthou seiner Zeit 
voraus? Sicherlich nicht, aber um ein internationales Werk zu vollbrin¬ 
gen, muß man — erfüllen wir uns mit dieser Überzeugung! — zuerst ein 
nationales Werk vollbringen. Dieses Werk bedeutet nur etwas durch die 
Einheit. Die uneinigen Völker sind schwach, die schwachen Völker sind 
eine Beute oder eine Gefahr. 


Keine einseitige Abrüstung Englands 

23. Rede des englischen Ministerpräsidenten Ramsay MacDonald vom 9. 11. 
1934 auf dem Guildhall-Bankett in London 

Die Stabilität und Prosperität, für die die Regierung arbeitet, kön¬ 
nen nicht in England allein erobert werden. Die Nationen können nicht 
für sich allein leben. Während wir die ökonomischen Grundlagen un¬ 
seres Lebens befestigen, die die Krise angegriffen hatte, mußten wir 
viele sorgenvolle Gedanken dem zerrütteten politischen Zustand der Welt 
widmen. Friede ist die höchste Notwendigkeit der Zeit. Wenn die Furcht, 
die Erregung, die Mißstimmung der großen und kleinen Nationen nicht 
in Schranken gehalten werden können, dann mögen wir Haus und 
Scheune auf eigenem Grunde bauen, aber die Zerstörung wird über sie 
kommen. Keine Nation der Welt zweifelt unsre Stellung als des bestän¬ 
digsten und verläßlichsten Friedensstifters der Welt an. Die Regierung 
schätzt und hütet diesen Ruf und wird ihn pflegen. 

Zusammen mit Frankreich und Italien — ich bin glücklich, das 
sagen zu können — traf uns jeder drohende Ausbruch erregten Ärgers 
— es hat deren nicht wenige gegeben — an, wie wir Selbstkontrolle an¬ 
rieten und jeden Einfluß, den wir besaßen, nutzbar machten, um fried¬ 
liche Verhältnisse aufrechtzuerhalten. In unserer Unterstützung des Völ¬ 
kerbundes haben wir uns nicht im mindesten gewandelt. Dann und wann 
mag der Völkerbund verachtet und geschwächt erscheinen. Trotzdem 
steht er als ein Hindernis jeglicher Entscheidung entgegen, die durch 
die Waffen gesucht wird. Der Eintritt der Sowjetunion in den Völker¬ 
bund ist ein Ereignis, das wir herzlich willkommen geheißen haben. Wir 
werden nicht aufhören, Deutschlands Abwesenheit vom Beratungsraum 
des Völkerbundes zu beklagen. Unsere Regierung wird niemals müde 
werden, dem deutschen Volke einzuprägen, daß es sich selbst keine Ge¬ 
rechtigkeit widerfahren läßt, wenn es isoliert bleibt, und daß andere Völ¬ 
ker an die deutschen Erklärungen des Willens zum Frieden den harten 
Prüfstein anlegen werden, ob Deutschland willens ist, mit uns im Völker- 
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bund zu beraten, die Gefahren zu studieren, die vor uns liegen, und Mit¬ 
tel und Wege ausfindig zu machen, mit denen man diesen Gefahren be¬ 
gegnen kann. Wenn man allein in seiner eigenen Burg sitzt, werden 
Furcht und Unzufriedenheit erhöht und der Geist verzerrt sich. Die Ta¬ 
ten der anderen verlieren in den eigenen Augen das richtige Verhältnis 
zu den Dingen; die Wirklichkeit und das ruhige Urteil werden durch un¬ 
heilvolle und nichtige Komplexe entstellt. Gegenseitiges Verstehen wird 
unmöglich. Wir wollen uns gegenseitig treffen; wir wollen uns von der 
Einsperrung in unsere eigenen Kreise befreien; wir wollen in aller 
Öffentlichkeit miteinander reden; wir wollen uns verständigen, um für 
die Verwirklichung des Friedens zusammenzuarbeiten . . . 

Es wird gesagt, daß sich die internationale Situation verschlech¬ 
tert. Ich möchte mir nicht die Mühe machen, diese Behauptung zu 
bestreiten. Aber man muß sie mit einem Sinn für die Proportionen 
prüfen. Krieg und Frieden haben viele Drachenzähne in dem Boden 
Europas zurückgelassen. Wir haben den Punkt erreicht, da die Natio¬ 
nen, die der Friede schädigte, nach mehr Rücksicht verlangen, da die 
anderen Nationen als Antwort darauf begannen, sich unsicher zu füh¬ 
len, da die Staatsmänner vor einer naturnotwendigen Kette der Entwick¬ 
lung stehen, vor einer Verwirrung und Unordnung, die solange Sorge 
einflößen müssen, bis die endgültige Ordnung Europas begründet ist. 
All dies gehört der Wechselwirkung von Ursache und Wirkung in der 
Geschichte an. Wir dürfen uns weder eine düstere, noch eine aufgeregte 
Auffassung der Dinge bilden. Ich erinnere mich, wie ein kluger und gut 
unterrichteter Staatsmann Europas mir nahezu am Tage nach der Un¬ 
terzeichnung des Versailler Vertrages sagte: „Die Männer sind nicht zu 
beneiden, die in zwanzig Jahren die Verantwortung für Europa tragen 
werden/' Viele Menschen sahen das schlechte Wetter schon seit langem 
kommen. Was wir aber vorhersehen können, können wir in der Regel 
auch von seinen schlimmsten Gefahrenpunkten ablenken. In diesem 
Glauben ist die Außenpolitik der Regierung weiterhin von dem Ver¬ 
trauen an die Durchführbarkeit einer Friedenspolitik inspiriert, die stetig 
und klug auf der Bahn des gesunden Menschenverstandes einhergeht . . . 

Es bestehen immer noch Möglichkeiten für friedfertige Länder, 
ihren Einfluß auf den Geist der Welt zur Geltung zu bringen. Die Re¬ 
gierung Englands wird jede dieser Möglichkeiten ergreifen, die sich ihr 
darbietet. Das Bestehen des Völkerbundes legt uns gewisse Verantwort¬ 
lichkeiten auf. Wir verbergen diese Verantwortlichkeiten nicht im Ärmel, 
sie hegen alle auf dem Tisch, und jede von ihnen ist übernommen wor¬ 
den, um den Frieden zu sichern. Diese Verpflichtungen werden erfüllt 
werden. Ihre Nichterfüllung würde das Risiko des Krieges erhöhen, 
nicht vermindern. Aber ich bitte Sie zu glauben, daß die Regierung ent¬ 
schlossen ist, diese Verpflichtungen nicht in einer willkürlichen oder 

6 Weltgeschichte I 
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donquichottischen Weise zu vermehren; ich bitte Sie zu glauben, daß 
sie diese Verpflichtungen sicher nicht ohne Wissen und Billigung des 
Parlaments vergrößern wird. Die Regierung hat keine derartigen erhöh¬ 
ten Lasten für England im Auge . . . 

Inzwischen haben wir Schritte zu ergreifen, um sicher zu gehen, 
daß wir — sollten wir angegriffen werden — auch in der Lage sind, uns 
zu verteidigen, während wir dabei sind, internationale Vereinbarungen 
über ein niedrigeres Rüstungsniveau zu erreichen. Wir haben bewußt 
das Risiko auf uns genommen, der Welt ein Beispiel in der Abrüstung 
zu sein. Wir sind entschlossen, nichts zu tun, was unser Werk in Genf 
hemmen könnte, obwohl die erklärte und nichterklärte Rüstung anderer 
Mächte uns das Recht gegeben hätte, unsere eigene Rüstung zu er¬ 
höhen. Wir haben nie übersehen, was dies Beispiel an verminderter 
Kraft, uns zu schützen, für uns bedeutete, und wir haben jüngst eine 
Untersuchung über unsere Mittel der Verteidigung im Mutterland und 
im Britischen Reich abgeschlossen. 

Unsere Erfahrungen haben bewiesen, daß bei der gegenwärtigen 
Geistesverfassung der Welt „Abrüstung durch Vorbild“ nicht der ge¬ 
eignete Weg ist, die Rüstung zu vermindern, das internationale Ver¬ 
trauen herzustellen und so den Frieden zu stärken. Unter gewissen Um¬ 
ständen könnte dies sogar einen Angreifer zum Angriff verlocken. Ich 
glaube, daß das letzte und beste Wort in der Frage der Sicherheit die 
internationale Vereinbarung über das Maß nationaler Rüstungen ist. Je 
niedriger das allgemeine Niveau der Rüstungen angesetzt wird, um so 
größer wird die Sicherheit für die Nationen sein. 

Wenn diese Vereinbarung jedoch abgeschlagen wird, müssen die 
Erfordernisse der Verteidigung erfüllt werden — in einer Weise erfüllt 
werden, die jeden Zweifel beseitigt, daß die Nation keine angriffsmäßi¬ 
gen Absichten verfolgt. Ich glaube, daß die Nation zu uns das Vertrauen 
hat, daß wir das tun werden, was wir für nötig erachten, ohne ein Rü¬ 
stungswettrennen zu eröffnen und ohne zu vergessen, daß wir in der 
Sorge um unsere eigene Sicherheit die weit wichtigere Pflicht nicht aus 
den Augen verlieren dürfen, den Krieg in der Zukunft unmöglich zu 
machen. 


Eine Kundgebung für die europäische Flurbereinigung 

24. Rede von General Smuts vom 12. 11. 19 34 vor dem Royal Institute 
of International Affairs 

Wenn ich einen Blick auf die heutige europäische Lage im Unter¬ 
schied zur umfassenderen Weltlage (auf die ich später zurückkommen 
werde) werfe, so bin ich tief durch die Tatsache beeindruckt, daß heute 
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zwei Kräfte der Schaffung und Formung der Politik zugrunde liegen: 
der Angstkomplex und der Minderwertigkeitskomplex. Beides sind ge¬ 
fährliche Komplexe, es sind Symptome einer Krankheit und nicht des 
gesunden Wachstums, und wenn sie nicht in kluger Weise behandelt 
werden, so können sie am Ende schwere Folgen für die öffentliche Ge¬ 
sinnung und das Leben der Welt haben. Es hört sich vielleicht wie ein 
beschämendes Eingeständnis an, es scheint aber dennoch Tatsache zu 
sein, daß Angst heute die treibende Kraft in unseren europäischen Be¬ 
ziehungen ist. Angst, der niedrigste aller Antriebe, ist heute Herrscher 
über uns alle. Die Sieger im Weltkrieg, weit entfernt davon, sich ihres 
Sieges sicher zu fühlen, sind heute tatsächlich von dieser fast neuroti¬ 
schen Angst besessen, und die Besiegten reagieren in klarer und unver¬ 
meidbarer Weise damit, daß sie sich weigern, die ihnen aufgezwungene 
Minderwertigkeit und die Stellung als zweitklassige Nation in der Ge¬ 
meinschaft der Zivilisation anzunehmen. Die Sieger wurden nicht von 
Selbstvertrauen, sondern von Angst vor den Besiegten angetrieben; die 
Besiegten sind entschlossen, die verlorene Gleichberechtigung mit den 
Siegern zurückzuerobern. Die geistigen Wechselwirkungen scheinen tat¬ 
sächlich eine Vertauschung der durch den Weltkrieg geschaffenen Rol¬ 
len herbeizuführen. 

Dies alles bedeutet einen aller Vernunft widersprechenden und alles 
auf den Kopf stellenden Zustand der Dinge. Aber gerade dieses geistige 
Auf-den-Kopf-Stellen ist es, was heute Europa auf dem Weg zum 
Chaos weitertreibt. Unter dieser Besessenheit schweigt jede Vernunft, die 
besseren menschlichen Instinkte sind gelähmt und unserer zukünftigen 
Entwicklung als wohlgeordnetem Kontinent wird eine falsche Wendung 
gegeben. Jede wichtige Frage gestaltet sich in dieser Atmosphäre der Ent¬ 
stellung zu einer unlösbaren. Die Abrüstung hat fast Schiffbruch erlit¬ 
ten, trotzdem jede vernünftige Überlegung ihre Notwendigkeit beweist; 
und die internationale Zusammenarbeit ist in Gefahr, obgleich jedes ge¬ 
meinsame europäische Interesse sie gebieterisch erheischt. 

Wenn Europa wieder auf den richtigen Weg gelangen soll, so er¬ 
scheint es mir notwendig, daß die Nationen — sowohl Sieger als auch 
Besiegte — von ihrer Freudschen Besessenheit geheilt werden, ihren ge¬ 
sunden Menschenverstand und ihre Gesundheit wiedergewinnen, und daß 
sie die Dinge wieder in ihren richtigen und normalen Beziehungen er¬ 
kennen. Es gibt keinen Super-Psychoanalytiker, der dieses Kunststück 
fertigbrächte. Es ist aber zum mindesten notwendig, die Krankheit zu 
diagnostizieren, um festzustellen, daß es eine Krankheit und nicht ein 
gesunder, normaler Zustand ist. Wenn die Europäer sich selbst erst ein¬ 
mal eingestehen, daß sie vielleicht ein wenig verrückt sind, dann würde 
die Heilung ganz von selbst eintreten. Sinn für Humor, guten Humor, 
und ein wenig Lachen über sich selbst wird das übrige tun. 

-6* 
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„Erkenne dich selbst“ war das kluge Orakel. „Erkenne dich selbst“ 
ist das Wort, das man heute Europa mit seiner vorübergehenden Beses¬ 
senheit und seinen Irrwegen zurufen muß. Es besteht kein Zweifel dar¬ 
über, daß der jetzige Anfall vorübergehen wird; was für nicht wieder 
gut zu machendes Unheil wird aber geschaffen, solange er andauert! 
Mögen die Staatsmänner die mutigen Ärzte ihrer kranken Völker wer¬ 
den, dann wird der Anfall bald vorüber sein! 

Eines der Symptome dieses Angstkomplexes ist das jetzt so allge¬ 
mein verbreitete Kriegsgeschwätz. Man stellt es so dar, als ob wir am 
Rande eines neuen Krieges ständen, als warte der Krieg an der näch¬ 
sten Ecke. Dieses Gerede über den Krieg schafft eine Kriegsatmosphäre 
und ist mehr dazu angetan, zum Kriege zu führen als irgend etwas an¬ 
deres. Mir erscheint so etwas als ein böser und gefährlicher Fehler. Und 
das Merkwürdigste dabei ist, daß die Pazifisten für diese unwürdige Er¬ 
zeugung von Angst am meisten verantwortlich sind. Mit ihren gutge¬ 
meinten Bemühungen, die Völker durch Angst zur Abrüstung zu trei¬ 
ben und ihnen die Bedeutung der kommenden Gefahren klarzumachen, 
erzeugen sie gerade die Mentalität, die zum Kriege führt. Mir scheint, 
daß die einzigen gerissenen und klugen Leute, die sich mit Gerede 
über den Krieg befassen, die Hersteller und Verkäufer von Munition 
sind. Ich möchte mit allem mir zur Verfügung stehenden Nachdruck 
diesem Gerede über den Krieg, das nichts als eine unheilvolle und ge¬ 
fährliche Propaganda für den Krieg ist, Einhalt gebieten. Morgen oder 
in der nahen Zukunft einen Krieg zu erwarten ist heller Unsinn, und 
alle, die mit den Dingen vertraut sind, wissen das. 

Die Verhältnisse liegen heute ganz anders als im Jahre 1914 . Da¬ 
mals bedeutete der Krieg in der nahen Zukunft eine gegebene Politik, 
auf die sich die alten Kaiserreiche fieberhaft vorbereiteten. Sie alle hat¬ 
ten ihren „Tag“, dem die Generalstabe begierig entgegensahen. Heute 
wünscht niemand einen Krieg; jeder Staatsmann weiß, daß er den Ruin 
seines Landes und sein eigenes Ende bedeutet. Mit vielleicht einer Aus¬ 
nahme ist heute keine Nation auf den Krieg vorbereitet, und Krieg be¬ 
deutet einfach Revolution im Innern. Und selbst in dem Ausnahmefall, 
auf den ich hinwies, ist das Volk selbst heute ausgesprochen friedlich. 
Heute beschäftigt nicht die militärische, sondern die wirtschaftliche 
Front die Gedanken der Staatsmänner. Man erzählt uns unaufhörlich, 
was jenseits des Rheins vor sich geht, von den geheimen Rüstungen, von 
der Ausbildung und den Vorbereitungen. Das kann alles wahr sein, und 
ein großer Teil davon muß wahr sein; wahrscheinlich ist es aber auch 
nichts anderes als die Folge des Minderwertigkeitskomplexes. Es ist nicht 
wirklicher Militarismus, sondern es sind militärische Reizmittel für die 
Massen. Dieses wilde Gebaren ruft ein beglückendes Gefühl der Befrie¬ 
digung und der Erleichterung bei denen hervor, die sich selbst für min- 
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derwertig oder durch ihre Nachbarn jenseits des Rheins für gedemütigt 
halten. Wahrer kriegswütiger Greist ist anders und eine völlig verschie¬ 
dene Erscheinung. Es ist möglich, daß er wiederauflebt, wenn wir so 
unklug sind, die Dinge treiben zu lassen, im Augenblick aber hegt er 
unter den Trümmern des n. November 1918 begraben. Mir zu sagen, 
daß das deutsche Volk wirklich den Krieg wünsche und ihn bewußt vor¬ 
bereite, würde bedeuten, mich glauben machen zu wollen, daß das deut¬ 
sche Volk verrückter sei, als irgendein Volk heute sein könnte. Lassen 
Sie uns diesem sinnlosen Kriegsgeschwätz, dessen unheilvoller Zweck ist, 
sich früher oder später in Tatsachen umzuwandeln, ein Ende bereiten. 
Ich habe nicht die Absicht, zu bestreiten, daß die Zeiten voller Gefah¬ 
ren und Sorgen sind, sie berechtigen aber nicht zu diesem unverantwort¬ 
lichen Kriegsgeschwätz und zur Kriegspropaganda. 

Das Heilmittel für diesen Angstkomplex ist die Freudsche Methode, 
ihn aus seiner verborgenen Tiefe hervorzuzerren und dem Licht der 
Sonne auszusetzen. Und genau dasselbe ist die Heilmethode des Völker¬ 
bundes. Der Völkerbund ist vielleicht kein befriedigender Born der Si¬ 
cherheit, es mag ihm das Element der Sanktionen fehlen, das viele für 
so notwendig halten. Er ist aber auf jeden Fall ein offenes Forum für 
Erörterungen zwischen den Nationen; er ist ein runder Beratungstisch für 
die Staatsmänner, um den herum sie ihre Beschwerden und Ansichten 
ventilieren und erörtern können. Die „Offene Diplomatie“, die Woodrow 
Wilson so warm befürwortete, ist im Völkerbundstatut sicher verankert, 
und sie ist heute die ordnungsmäßige und anerkannte Methode des inter¬ 
nationalen Umgangs im Völkerbund. Der Völkerbund war in erster Linie 
und vornehmlich als runder Verhandlungstisch für die Nationen gedacht, 
und an diesem Tisch und bei offener Aussprache kann der Komplex der 
geheimen Angst auf wirklich menschliche und wissenschaftliche Weise 
behandelt werden. 

Dann gibt es noch jene, die sagen, daß das nicht genügt — daß, 
solange der Völkerbund nichts als eine Rednerschule und ein Debattier¬ 
klub und nicht mit „Zähnen“ oder mit dem Recht zur Verhängung von 
Sanktionen ausgestattet ist, das Gefühl der Unsicherheit bestehen wird, 
und daß der Angstkomplex fortfahren wird, die internationalen Bezie¬ 
hungen zu beherrschen. Man ist auch der Auffassung, daß das Unver¬ 
mögen des Völkerbundes, das Kollektivsystem, wenn nötig mit Gewalt, 
zu gewährleisten, ihn diskreditiert und zu seinem schnellen Zerfall führt. 
Man sagt, daß der peinliche Mandschukuofall seine wirkliche Schwäche 
bloßgelegt und erwiesen hätte, daß er zum Untergang verurteilt sei, 
wenn er nicht mit der nötigen Gewalt ausgestattet würde, um seine Po¬ 
litik durchzuführen. 

In erster Linie kann ich mir den Völkerbund nicht als eine mili¬ 
tärische Einrichtung vorstellen. Er war weder als solche gedacht, noch 
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wurde er zu diesem Zweck gegründet; er ist für solche Funktionen nicht 
ausgerüstet. Und wenn jetzt der Versuch unternommen würde, ihn in 
eine militärische Einrichtung umzuwandeln, in eine Organisation zum 
Kriegführen zwecks Verhinderung oder Beendigung von Kriegen, so 
glaube ich, daß sein Schicksal besiegelt sein würde. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß die Dominien in einem solchen Völkerbund verbleiben 
und sich verpflichten, für die Alte Welt Kriege zu führen; und wenn 
die Dominien den Völkerbund verlassen, ist England verpflichtet, das¬ 
selbe zu tun. 

Ich kann mir nichts vorstellen, was besser bezwecken könnte, die 
Vereinigten Staaten von Amerika für immer aus dem Völkerbund fern¬ 
zuhalten, als seine Umwandlung in eine Kampfmaschine, die verpflich¬ 
tet wäre, seine Beschlüsse, wenn nötig mit Waffengewalt, durchzuführen. 

Und, bedenken Sie wohl, es ist immer noch Voraussetzung, daß die 
Vereinigten Staaten dem Bunde beitreten müssen, damit der Bund zu dem 
wird, was er wirklich sein soll. Die Mitgliedschaft der Vereinigten Staaten 
war die Voraussetzung, unter der der Völkerbund gegründet wurde; der 
Abfall der Vereinigten Staaten hat seinen Hauptzweck zum großen Teil 
vereitelt; und der Beitritt der Vereinigten Staaten muß weiterhin das End¬ 
ziel aller wahrhaften Freunde des Völkerbundes im Interesse des Frie¬ 
dens sein. Ein Konferenzzimmer der Völker können die Vereinigten Staa¬ 
ten zur Teilnahme jederzeit betreten, und sie werden das schließlich auch 
tun; Mitglied eines internationalen Kriegsamtes werden sie nie werden. 

Wenn ich an die Debatten über diesen Gegenstand in der Kom¬ 
mission des Völkerbundes, die das Statut entwarf, zurückdenke, so sage 
ich mit aller Bestimmtheit, daß gerade der Gedanke eines Völkerbundes 
der Gewalt hier verneint wurde; und der Völkerbund würde seiner gro¬ 
ßen Mission als internationales Versöhnungsamt und Amt für die Bei¬ 
legung von Streitigkeiten treulos werden, wenn er jemals seine Umwand¬ 
lung in etwas ganz anderes, in etwas, was das gerade Gegenteil der ur¬ 
sprünglichen Absicht wäre — in einen Völkerbund der Gewalt —, ge¬ 
statten sollte. Die Lösung der Schwierigkeit kommt nicht aus dieser 
Richtung. 

In zweiter Linie hat uns aber seit der Gründung des Völkerbundes 
die Erfahrung tatsächlich den Ausweg gelehrt. Der Locarno-Pakt ist ein 
Teil des Völkerbundes oder des Systems des Kollektivfriedens geworden. 
Und Locarno stellt das Prinzip der begrenzten Sanktionen bei einer klei¬ 
neren Gruppe auf, die innerhalb des Völkerbundes ein gegenseitiges De¬ 
fensivabkommen unter der Ägide des Völkerbundes abschließt und Ge¬ 
genstand der Überwachung durch ihn ist. Das verpflichtet nicht alle Mit¬ 
glieder, nolens volens Gewalt anzuwenden, sondern nur solche, die auf 
Grund ihrer besonderen Lage und ihrer besonderen Interessen solchen 
Abmachungen beizutreten sich entschließen. 
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Der Ostlocarno-Pakt, den der verstorbene M. Barthou für Osteuropa 
vorschlug, würde, wenn er nicht fehlschlägt, in der durch die Britische 
Regierung modifizierten Fassung ein weiteres System begrenzter Sank¬ 
tionen zur Stützung des Friedens innerhalb des Völkerbundes darstellen. 
Seine augenblicklichen Aussichten sind etwas ungewiß, es kann aber sein, 
daß schließlich doch ein solcher Pakt oder solche Pakte für Osteuropa 
und andere Teile der Welt als ausführbar befunden werden. 

Wenn das Besessensein Europas von Angst nur durch Sanktionen 
beseitigt werden kann, dann sollte das nur auf einer solch begrenzten 
Basis und innerhalb des durch die daran Interessierten begrenzten Ge¬ 
biets, nicht aber unter Ab weichen von den Grundsätzen der Weltver¬ 
ständigung und der Versöhnlichkeit erfolgen, die im Statut des Völker¬ 
bundes fest verankert sind. Das Bestreben, den Satan der Angst durch 
den Beelzebub des Militarismus auszutreiben und den Völkerbund selbst 
zu militarisieren, würde ein sinnloses und in der Tat verhängnisvolles 
Verfahren sein. Welche Streitkräfte auch immer zur Sicherung des Frie¬ 
dens verwandt werden, es müssen nationale und nicht Streitkräfte des 
Völkerbundes sein, und sie müssen auf Grund gegenseitiger, zwischen 
den daran Interessierten unter der allgemeinen Überwachung und Billi¬ 
gung des Völkerbundes geschlossener Defensivabkommen zusammenge¬ 
zogen und eingesetzt werden. 

Bis jetzt habe ich mich nur mit dem Angstkomplex und damit, wie 
er zu behandeln ist, befaßt. Der andere, der Minderwertigkeitskomplex, 
hängt sehr eng mit ihm zusammen — ähnlich wie die Mentalitäten von 
Sieger und Besiegten eng miteinander verbunden sind. Wenn wir den 
Frieden wünschen, so hat es wenig Zweck, uns mit dem einen zu befas¬ 
sen, ohne gleichzeitig an den anderen mutig heranzugehen. Es hat kei¬ 
nen Sinn, Sanktionen aufzustapeln, um die Angst zu verjagen, wenn man 
nicht gleichzeitig den Minderwertigkeitskomplex an der Wurzel trifft. 
Die Angst steigert sich in demselben Maße, in dem der Minderwertig¬ 
keitskomplex sich mehr entflammt und bedrohlicher wird. Der Minder¬ 
wertigkeitskomplex entflammt sich wiederum stärker in dem Maße, wie 
der Angstkomplex sich mit Defensivwaffen rüstet. Sie verstärken und 
ergänzen sich gegenseitig, und beide zusammen führen zu einer Politik 
erneuter Defensivrüstungen. Wenn man daher nicht beide anpackt, so 
fährt man fort, sich in dem bösen Kreis der zwei Komplexe und der 
steigenden Aufrüstung zu drehen. Wenn nicht beide Komplexe geheilt 
werden, fürchte ich, daß die Abrüstungspolitik weiter unter dem Rück¬ 
schlag leiden wird, den sie bis jetzt erlitten hat. Es ist ganz einfach eine 
Frage von Ursache und Wirkung. Die Befreiung Deutschlands vom Min¬ 
derwertigkeitskomplex ist für den zukünftigen Frieden genau so wichtig 
wie das Ausschalten des Angstkomplexes aus den Gedanken Frankreichs; 
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und beides zusammen ist bestimmend für eine wirksame Abrüstungs¬ 
politik. 

Wie kann man nun den Minderwertigkeitskomplex, von dem 
Deutschland befallen ist, und der, wie ich fürchte, seine Gedanken und, 
fürwahr, selbst seine Seele vergiftet, aus dem Wege räumen? Es gibt 
nur einen Weg, und der ist: seine vollständige Gleichberechtigung mit 
den anderen Nationen anzuerkennen und das freimütig, freiwillig und 
ohne Einschränkung zu tun. Das ist die einzige Medizin für seine Krank¬ 
heit. Und wenn wir genügend Mut gesammelt haben, um es auf diese 
menschliche Weise als uns gleichberechtigt in der Gemeinschaft der Na¬ 
tionen zu behandeln, dann, aber auch nur dann, wird die alte Wunde 
aufhören zu eitern und das Leben Europas und der Welt zu vergiften. 
Solange ihm die Anerkennung seiner gleichberechtigten Stellung versagt 
wird, wird das Gefühl erlittener Not und erlittenen Unrechts es weiter 
verbittern. Das ist durchaus menschlich, und gerade dieser menschlichen 
Situation sollten wir mit Klugheit und Mut begegnen. 

Auch wenn man die französischen Befürchtungen versteht und mit¬ 
empfindet, kann man nicht umhin, Mitgefühl mit Deutschland wegen 
der inferioren Stellung zu haben, die es noch sechzehn Jahre nach Be¬ 
endigung des Krieges einnimmt. Die Fortdauer der Bestimmungen des 
Versailler Vertrages wächst sich zu einer Beleidigung des Gewissens 
Europas und zu einer Gefahr für den zukünftigen Frieden aus. Es ist 
bestimmt noch genügend menschliches Mitgefühl in Europa übriggeblie¬ 
ben, um erkennen zu lassen, daß die Lage unhaltbar und zu einer 
öffentlichen Gefahr geworden ist. Das internationale Recht kennt keine 
Nationen zweiten Grades, und am allerwenigsten sollte Deutschland ein 
halbes Menschenalter nach Beendigung des Weltkrieges in solcher Lage 
gehalten werden. Faires Spiel, sportlicher Geist — wirklich, alle Nor¬ 
men, nach denen man das private und das öffentliche Leben bewertet — 
verlangen eine Revision der Lage. In der Tat, die einfachste Klugheit 
verlangt es gebieterisch. Lassen Sie uns diese Fesseln brechen und die 
gefangene, besessene Seele auf anständige, humane Art in Freiheit setzen, 
und Europa wird dafür den Dank in Form von Ruhe, Sicherheit und 
vviederk ehren der Wohlfahrt ernten. 

Es gibt Leute, die Großmut in internationalen Angelegenheiten 
nicht für am Platz halten. Ich habe in meinem eigenen Lande die Um¬ 
wandlung einer mit gefährlichen Möglichkeiten geschwängerten Lage in 
eine solche von dauerhafter Freundschaft zwischen Sieger und Besieg¬ 
ten erlebt. Das steht uns als Menschen an. Wenn aber in der euro¬ 
päischen Politik für Großherzigkeit und Edelmut kein Raum ist, so 
handelt es sich im vorliegenden Fall aber um einen solchen, in dem 
Notwendigkeit und Klugheit dieselbe Richtung angeben und dieselben 
Maßnahmen auslosen sollten. Lassen Sie uns diese Maßnahmen ergrei- 
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fen, ehe es zu spät ist. Solche Maßnahmen allein sind geeignet, den kran¬ 
ken Seelen Europas Genesung zu bringen und das Gespenst dieses Minder¬ 
wertigkeitskomplexes, das im Begriffe ist, ein flammendes Anzeichen der 
Gefahr zu werden, die der Zukunft unseres europäischen Systems droht, 
zur Strecke zu bringen. Die Zeit ist gekommen, um solchen zerstören¬ 
den Leidenschaften Einhalt zu gebieten und Frieden zu schließen, um 
jenen Frieden zu vollenden, den wir, wie wir zugeben, in Versailles zu 
schließen unterließen. 

Deutschlands Gleichberechtigung ist im Prinzip schon zugestanden 
worden. Das geschah im Dezember ig 32 , als die an der Abrüstungskon¬ 
ferenz beteiligten Großmächte beschlossen, Deutschland „Gleichberech¬ 
tigung in einem Regime der Sicherheit“ zu gewähren. Wenn man die¬ 
ser Erklärung nachgekommen wäre und während der Konferenz danach 
gehandelt hätte, so würde Deutschland heute noch Mitglied des Völker¬ 
bundes und nicht ein störender Faktor außerhalb desselben sein, und 
wir würden aller Wahrscheinlichkeit nach ein Abkommen über weitrei¬ 
chende Abrüstungsmaßnahmen erzielt haben. Jetzt steht es außerhalb 
des Völkerbundes, sein Rüstungszustand ist in Dunkel gehüllt und von 
Gefahren umgeben, und die Gelegenheit zu allgemeinen Abrüstungsmaß¬ 
nahmen scheint weiter entfernt zu liegen als je zuvor. Es ist wie die 
Geschichte mit den Sibyllinischen Büchern. Der Kreis der beiden Kom¬ 
plexe und der zunehmenden Aufrüstung zieht sich enger um Europa 
zusammen. Lösen wir eiligst den Knoten und befreien wir den guten 
Genius der europäischen Zivilisation noch einmal von den Fesseln, die 
Europa in der Zukunft erwürgen können I 

Der Appell an Europa, sein Haus in Ordnung zu bringen und nicht 
zuzugeben, daß die augenblicklichen Tendenzen und Komplexe chronisch 
werden, wird immer eindringlicher. Wir dürfen nicht wagen, der kom¬ 
menden Generation als Erbe einen Zustand chronischer Unordnung zu 
hinterlassen, der schlimmer sein könnte, als sie zu ertragen vermag. Die 
leidenden, furchterfüIlten Völker Europas, die von Sorgen und schlim¬ 
men Ahnungen um die Zukunft erfüllt sind, wenden sich mit erhobenen 
Händen an ihre politischen Führer um kluge Führung und mutiges 
Führertum. Ist es zu viel, zu hoffen, daß unter einer großen Füh¬ 
rung selbst jetzt noch eine neue Atmosphäre geschaffen wird und 
eine neue Lage sich ergibt, die uns den hoffnungsvolleren Ausblick wie¬ 
dergibt, den wir vor mehr als einem Jahr hatten, um in solch freund¬ 
licher Atmosphäre die Fäden wieder aufzunehmen, die damals so gewalt¬ 
sam zerrissen wurden? Eine wirklich große Geste kann gerade jetzt 
dazu beitragen, die Angst- und Minderwertigkeitskomplexe zu zerstreuen 
und einen neuen Anfang in den europäischen Beziehungen und sogar 
eine glückverheißende Wiederaufnahme der Abrüstungsverhandlungen 
zu ermöglichen. Europa kann jetzt noch in ruhigeres Wasser und in 
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eine Ära freundschaftlicher Zusammenarbeit hineingesteuert werden. Ich 
betone, daß die Zeit verstreicht, und daß das, was geschehen muß, 
schnell getan werden muß. 

Deutschland erklärte gegen Ende des vergangenen Jahres, daß es 
bereit sei, wenn ihm die Gleichberechtigung im Prinzip zugestanden 
würde, seine Defensivrüstungen praktisch so zu begrenzen, daß sie keine 
Gefahr für seine Nachbarn bedeuten würden. Die hinsichtlich seiner Wie¬ 
deraufrüstung von ihm gemachten spezifizierten Vorschläge boten, wie 
von autoritativer Seite — wenigstens in England — zugegeben wird, 
eine nicht unvernünftige Diskussionsbasis. Warum mußte eine solch 
große Gelegenheit, den Frieden Europas zu sichern und einen neuen An¬ 
fang mit der europäischen Zusammenarbeit zu machen, so leichtfertig 
über Bord geworfen werden? So anstößig auch die Grundsätze des Natio¬ 
nalsozialismus für viele andere westliche Völker sein mögen, so ist das 
doch kein Grund, warum Deutschlands gleichberechtigte internationale 
Stellung nicht anerkannt und damit die die Wurzel des Nationalsozialis¬ 
mus bildende seelische Unruhe nicht beseitigt werden sollte. Rußland ist 
trotz seines Kommunismus schließlich im Kreise des Völkerbundes will¬ 
kommen geheißen worden. Die Notwendigkeit zur Anerkennung des 
gleichberechtigten internationalen Status Deutschlands erscheint nicht 
weniger gebieterisch, welcher Art sein innerpolitisches System auch 
immer sein mag. 

Unglücklicherweise herrscht draußen ein Geist des Fatalismus 
und der Niedergeschlagenheit. Die Leute zucken mit den Schultern und 
verzweifeln an allem, was unternommen wird. Das ist ein Geist, der 
schlecht denen ansteht, die Lehren aus dem Weltkrieg gezogen ha¬ 
ben. Eine entschlossene und beherzte Anstrengung vermag seihst jetzt 
noch die Situation zu retten und Deutschland zur Abrüstungskonferenz 
und zum Völkerbund zurück und einen erheblichen Schritt vorwärts 
zu einem Abrüstungsabkommen zu führen. Die europäische Staatskunst 
muß ihren Geist aber von Hemmungen befreien und ihren Mut zusam¬ 
menfassen und kühn den erforderlichen Schritt zu der Erklärung tun, 
die Deutschland die Gleichberechtigung gibt. Wenn so etwas nicht auf 
dem Wege über ein Abkommen geschieht, dann kommt es wohl bald von 
selbst. Dann aber mit dem Unterschied, daß, während bisher der künf¬ 
tige Rüstungszustand Gegenstand eines Abkommens mit seinen Nach¬ 
barn gewesen wäre, nunmehr seine selbstverschaffte, einseitig bestimmte 
Gleichberechtigung zu völliger Ungebundenheit in der Angelegenheit sei¬ 
ner Wiederaufrüstung führen kann. Es wird mit der Abrüstung gehen, 
wie es mit den Reparationen ging. Mangels vernünftigen Vorgehens und 
vernünftiger Abmachungen, solange noch Zeit dazu ist, werden vielleicht 
beide Schiffbruch erleiden und im Verlauf der Ereignisse gegenstands- 
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lose Fragen werden. Dann wird die Staatskunst abgedankt haben und 
die Ereignisse werden entscheiden. 

Bis jetzt habe ich meine Äußerungen auf die europäische Lage be¬ 
schränkt. Europa bleibt, wie die Armut, immer bei uns. Im Fernen Osten 
erscheint aber eine Wolke, die, obgleich sie im Augenblick nicht größer 
als die Hand eines Mannes ist, mit der Zeit den ganzen internationalen 
Himmel überschatten kann. Ihr Erscheinen allein hat den Völkerbund 
heftig erschüttert und nach verschiedenen Richtungen hin zu bedroh¬ 
lichen Reaktionen geführt. Die Völker fühlen instinktiv, daß es sich hier 
um ein Phänomen erster Größe handelt, das die weitestreichenden Fol¬ 
gen für die Segnungen des Friedens und selbst für unsere Zivilisation 
haben kann. Mandschukuo bedeutet vielleicht noch nicht den Scheideweg, 
es macht aber warnend darauf aufmerksam, daß wir zu einer Wegschei¬ 
dung kommen und sehr bald eine ernste Wahl in der nationalen Politik 
zu treffen haben werden. 

Ich habe die Washingtoner Verträge des Jahres 1922 als den viel¬ 
leicht bedeutendsten Schritt nach vorwärts angesehen, der bisher seit dem 
Frieden auf dem Wege zu einer Stabilisierung der Zukunft der Welt¬ 
ordnung getan worden ist. Im Jahre 1921 gab ich auf der Konferenz 
des Britischen Weltreiches meiner Ansicht Ausdruck, daß in der Welt¬ 
politik eine große Veränderung kommen würde, und daß der Schauplatz 
dieser Politik vom Atlantik in den Pazifik verlegt werden würde. Man 
hatte damals das Gefühl, daß die Zukunft der Welt voraussichtlich nicht 
im Atlantischen, sondern im Stillen Ozean und in den an ihn anstoßen¬ 
den Ländern entschieden werden würde. Der Topf würde in Europa 
vielleicht noch für die Dauer einer Generation überkochen, dann würde 
er sich aber beruhigen. 

Europa würde seinen Zwist, sein unvermeidliches Familiengezänk, 
schließlich beilegen, und ein Zustand mehr oder weniger friedlichen 
Gleichgewichts würde eintreten. 

Ich habe das Gefühl heute noch. 

Ohne diese ermüdenden und widerspenstigen Neurosen, auf die ich 
hingewiesen habe, wäre aber Europa wahrscheinlich schon längst zur 
Ruhe gekommen. Das Sturmzentrum verschiebt sich von den Ländern 
der christlichen Zivilisation nach dem Fernen Osten. Dort schreibt die 
Hand des Schicksals noch ihre unbekannte Schrift — in einer Sprache 
und auf Grund von Gedankengängen, die für den Geist des Westens 
kaum verständlich sind . . . 

Ich danke Ihnen für die Geduld, mit der Sie mich angehört haben, 
selbst wenn Sie einige meiner Ansichten nicht teilen sollten. Was ich mit 
aller Aufrichtigkeit gesagt habe, soll lediglich eine Bitte um Verständ¬ 
nis sein, vorgetragen von einem Manne, der keine Privatinteressen ver- 
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folgt und dessen Arbeitsgebiet von der politischen Kampffront weit 
entfernt hegt. 

Seit Versailles, wo ich meinen ersten Widerspruch einlegte, habe 
ich immer sehr tief gefühlt, daß der wirkliche Frieden erst noch kom¬ 
men müßte, und daß es nicht nur ein Frieden mit geistlosen Abmachun¬ 
gen über Fragen territorialer oder wirtschaftlicher Art sein würde, son¬ 
dern etwas Psychologisches, so etwas wie eine Versöhnung Europas, et¬ 
was, was tief hinabreicht und auf unseren gemeinsamen menschlichen 
und christlichen Grundlagen ruht. Von diesem Gedanken beseelt, habe 
ich heute noch einmal für den Frieden plädiert. 

Ich hoffe, daß unsere Staatsmänner uns doch noch diesen Frieden 
bringen werden, ehe es zu spät ist — das heißt, ehe unheilvolle Gewal¬ 
ten über uns hereingebrochen sind und Besitz ergriffen haben, um das 
in Gefahr zu bringen, was jahrhundertelange Anstrengungen Europas 
für unseren menschlichen Fortschritt erreicht haben. Ich fühle, daß die 
Stunde des Handelns gekommen ist oder doch rasch herannaht, und 
wir alle beten, daß unsere Führer, für die wir die tiefste Sympathie 
empfinden, in der Krise unseres Schicksals nicht versagen mögen. 


Die Schwierigkeiten des Kollektivfriedens 

25 . Rede des Lordpräsidenten des Rates Stanley Baldvvin vom 2 3 . n. ig 34 
in Glasgow 

Ein kollektives Friedenssystem ist nach meiner Ansicht praktisch 
vollkommen undurchführbar, angesichts der Tatsache, daß die Vereinig¬ 
ten Staaten zu unserem grenzenlosen Bedauern noch nicht Mitglied des 
Völkerbundes sind und daß in den letzten zwei oder drei Jahren zwei 
große Mächte, Deutschland und Japan, sich von ihm zurückgezogen ha¬ 
ben. Es lohnt sich kaum, über den Kollektivfrieden zu unterhandeln, 
wenn dies die Tatsachen sind. 

Ein kollektives Friedenssystem wird niemals ohne diese Länder 
verwirklicht werden. Ich bin dessen gewiß, und solange ich eine Ver¬ 
antwortung in der Regierung habe, um zu entscheiden, ob England sich 
einem kollektiven Friedenssystem anschließen soll oder nicht, werde 
ich dieses sagen: Ich für meine Person werde niemals billigen, daß 
die britische Flotte zu einer bewaffneten Blockade irgendeines Landes 
der Welt gebraucht wird, bevor ich weiß, was die Vereinigten Staaten 
tun werden. 
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Kaum war den Völkern Zeit gelassen, in dem hastigen Vorwärtsschrei¬ 
ten nochmals auf den durchmessenen Weg zurückzublicken, als schon wie¬ 
der die großen Entscheidungen fielen. In dem Ostpakt wurde immer stär¬ 
ker ein Untergrund sichtbar, der sich als seine lebendige Wirklichkeit er¬ 
wies: die französisch-russische Entente. Am 23. II. I93U wurde zum ersten¬ 
mal aus offiziösem französischem Munde (nämlich durch den Berichterstat¬ 
ter des Heeresausschusses der französischen Kammer Archimbaud) das Wort 
„Entente 9 ausgesprochen 1 ), davon gesprochen, daß Rußland „ein ansehnli¬ 
ches, gut ausgerüstetes und gut ausgebildetes Heer * „Frankreich im Falle 
eines Konfliktes mit Deutschland anbietet“, mit Genugtuung behauptet, daß 
„an der Spitze der europäischen Luftflotten die russische steht“. Nie ist die 
„Verschiebung des europäischen Gleichgewichts“, wie es später Mussolini 
nannte, stärker zum Ausdruck gekommen, jene Verschiebung, die alle For¬ 
derungen der Mächte, die Deutschlands natürlich nicht ausgenommen, von 
Grund auf verändern mußte. Am 5. 12. I93U schlossen Frankreich und 
Rußland die Konvention 2 ), durch die sie sich in der Ostpaktfrage gegen¬ 
seitig zu gemeinsamer Marschroute verpflichteten und durch die in Form 
eines Vertrages die Gleichschaltung der russischen und französischen Politik 
als das Gerüst und Gerippe des Ostpaktes festgelegt wurde. 

Mit der Verkündigung der französisch-russischen Entente waren erheb¬ 
liche Rüstungsmaßnahmen Frankreichs verbunden, insbesondere eine Neu¬ 
organisation der französischen Luftflotte. Die ersten Stimmen erhoben sich 
in Frankreich, um die Frage der französischen Effektiven neu zu stellen. 
England verkündete am 28. II. I93U in einer großen Luftrüstungsdebatte 
des englischen Unterhauses, die zu einer Erörterung des englischen Wehr¬ 
problems insgesamt wurde, eine Beschleunigung seiner Luftrüstungen 3 ). Das 
Luftrüstungsprogramm sollte von vier auf zwei Jahre zusammengezogen wer¬ 
den, und der Entschluß der Regierung Seiner Majestät wurde mitgeteilt, 
eine Unterlegenheit der englischen Luftflotte gegenüber der deutschen in 
keiner Zukunft hinzunehmen. Die deutsche Rüstung wurde dabei fast aus¬ 
schließlich als Motiv und Anlaß genommen, ohne daß man sich um die 
Motive der deutschen Rüstung und ihre Verflechtung in einer Revolution 
der Weltdinge gekümmert hätte. 

Es war jetzt eine neue französische Regierung, die die Verantwortung 
für Frankreichs Außenpolitik trug. Laval war nach den tragischen Ereig¬ 
nissen von Marseille Barthou als Außenminister gefolgt. Flandin folgte als 
Ministerpräsident Doumergue, als das Experiment einer autoritären Demo¬ 
kratie zu Ende war. Am 30. II. I93U erfolgte die erste größere außenpoli¬ 
tische Kundgebung des neuen Ministeriums, als der französische Außenmini¬ 
ster Laval in der Kammer eine umfängliche Erklärung über die Außen¬ 
politik Frankreichs abgab. Er hatte ein Recht, sich auf die Einheit und Kon¬ 
tinuität der französischen Außenpolitik zu berufen. Es war in verbindlichen 
Worten formuliert — die ganze französische Politik der letzten Jahre, es 
waren zumindest die gleichen Worte, wie sie auch Barthou gebraucht 
hatte: die Heiligkeit der Verträge „wir gedenken nicht, uns vor der durch 
Deutschlands Wiederaufrüstung geschaffenen Tatsache zu beugen“ — Heilig¬ 
keit der Grenzen — „wer einen Grenzstein in Europa verrückt, bedroht den 
Frieden“ — Sicherheit des Friedens durch ein Netz der Pakte, Sicherheit 


1 ) Dok. 89 . 


2 ) Dok. 91 . 


3 ) Dok. 167. 
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vor der Abrüstung , Aushau des Völkerbundes. (Am 18. 12. 193U gab dann 
Laval im Senat eine Erklärung von ähnlichem Tenor ab.) Die Aussprache 
nach Lavals Rede enthüllte , in welcher Gärung und Verwirrung die Meinung 
Frankreichs sich gegenüber dem deutschen Problem noch befand. 

Die Heiligkeit der Verträge und der Grenzen 

26. Rede des französischen Außenministers Laval vom 3o. n. 1 934 vor 
der Kammer 

Frankreich führt augenblicklich wichtige Verhandlungen, deren 
Richtlinien aufzuweisen mir als unbedingte Notwendigkeit erscheint. Ich 
habe das schon vor den Kommissionen der auswärtigen Angelegenheiten 
des Senates und der Kammer getan; ihre Zustimmung hat es mir er¬ 
möglicht, mein Land in Genf mit der nötigen Autorität zu vertreten. 

Die Interessen unseres Landes decken sich mit den Interessen des 
Friedens. Um beide zu verteidigen, muß unser Land stark sein, was die 
Ordnung im Innern und die Gesundheit unserer Finanzen zur Voraus¬ 
setzung hat. 

Europa ist unruhig. Die Unsicherheit in den Geschicken der Men¬ 
schen führt überall zu einer Verwirrung der Geister. Die Völker beobach¬ 
ten die Haltung ihrer Führer und fordern von ihnen, daß sie ihre Ver¬ 
heißungen in die Tat umsetzen. Es gibt für einen Außenminister der 
Republik keine edlere Aufgabe, als sein Teil, sein großes Teil Arbeit an 
dem heute mehr als je notwendigen Werk der internationalen Versöh¬ 
nung durch die organisatorische Sicherung des Friedens auf sich zu 
nehmen. 

Dies ist die Politik, die ich zu verfolgen gedenke und über die ich 
Ihnen eine Erklärung schulde. 

Wir haben Verhandlungen mit Italien aufgenommen, die einen be¬ 
friedigenden Verlauf nehmen. Ihr Ziel ist die Befestigung der Freund¬ 
schaft der beiden lateinischen Nationen. Indem sie alle zwischen Frank¬ 
reich und Italien bestehenden Schwierigkeiten aus dem Wege räumen, 
geben sie zwei großen Völkern, die ihre heroischen Geschicke schon frü¬ 
her miteinander verknüpft hatten, die volle Geistesfreiheit, die sie brau¬ 
chen, um sich aus freien Stücken zu verbünden und gemeinsam die euro¬ 
päische Verpflichtung auf sich zu nehmen. Und in dieser erneuten Atmo¬ 
sphäre der Freundschaft und des Vertrauens wird die Mission des Frie¬ 
dens, für die beide Völker die gleiche Verpflichtung fühlen, erfüllt 
werden können. 

Ist es nötig, noch hinzuzufügen, daß diese Verhandlungen ihren 
Zweck nicht ganz erfüllen, ihrer Idee nicht ganz entsprechen würden, 
wenn sie nicht gleichzeitig eine Sicherheit für die Verständigung zwi- 
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sehen Italien und unseren Freunden von der Kleinen Entente, im be¬ 
sonderen Jugoslawien, bedeuten würde? 

So muß die französisch-italienische Annäherung, indem sie auf die 
Völker, die uns nahestehen, mit ausgedehnt wird, ihre Segnungen auf 
die Interessen einer großen europäischen Gemeinschaft ausdehnen. Die 
Französische Regierung wird von dieser Voraussetzung nicht abgehen, 
auch dann nicht, wenn es um die Festigkeit unserer Bindung an Italien 
geht. Nichts kann unserer Treue gegenüber unseren Verbündeten etwas 
anhaben und es liegt uns um so mehr daran, diese Versicherung aus¬ 
zusprechen, als sie sich an ein Volk richtet, das uns durch gemeinsames 
Leid verbunden ist, an das edle jugoslawische Volk, das so schwer ge¬ 
troffen worden ist und dem das Unglück doch nichts von seinem Ver¬ 
trauen und seiner moralischen Festigkeit nehmen konnte. 

Diese Verhandlungen müssen uns unter Sicherung der Unabhängig¬ 
keit Österreichs zu einer Regelung führen, die den Frieden in diesem 
Teil Europas unbedingt sichert. 

Wir verhandeln gleichzeitig über die Bedingungen eines Vertrages 
gegenseitiger Unterstützung, der es ermöglichen würde, im Osten Eu¬ 
ropas den gleichen Erfolg zu erzielen. 

Es mag genügen, daß ich darauf hinweise, daß Frankreich bei kei¬ 
ner dieser Verhandlungen ein egoistisches Ziel verfolgt. Wir haben keine 
Hintergedanken. Wir haben keine geheimen Pläne. Wir unternehmen es, 
uns zur Durchführung dieser Versöhnungspolitik mit allen Völkern zu 
verbinden, die das gleiche Ziel verfolgen, ohne uns um ihre innere Po¬ 
litik oder ihre Regierungsform zu bekümmern. 

So schließen wir niemand aus, und unser Vorgehen, das den Frie¬ 
den zum Ziel hat, kann nicht als aggressives Unternehmen, das sich 
gegen irgendein Land richtet, betrachtet werden. 

Alle die, die daran interessiert sind, sind aufgefordert worden oder 
werden wieder aufgefordert werden. Alle Regierungen, die gleichmäßig 
behandelt werden und deren legitime Würde geachtet wird, werden 
aufgefordert werden zu erklären, ob sie unterzeichnen oder sich ihrer 
Pflicht gegen Europa entziehen wollen. Es gibt einen Grundsatz, dessen 
Notwendigkeit von allen Staaten anerkannt werden muß: die Erhaltung 
der gegenwärtigen Grenzen. 

Wer einen Grenzstein verrücken will, stört den Frieden Europas. 

Man fragt sich, wie weit uns die politischen Beziehungen, die wir 
seit einiger Zeit zu der Sowjetregierung aufgenommen haben, führen 
werden. Man fragt sich andererseits, ob wir nicht in bezug auf Deutsch¬ 
land eine besondere Politik planen. Man will Zweifel an der Kontinui¬ 
tät, an der Einheit unserer Außenpolitik erregen. Wir haben nur eine 
Haltung: wir haben nicht die Absicht, das Werk internationaler Zusam¬ 
menarbeit, an dem wir bauen, durch einseitige Abmachungen zu erset- 
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zen. Rußland teilt unsere Auffassung kollektiver Politik, für die es zu¬ 
sammen mit uns die Initiative ergriffen 'hat. Die Solidarität zwischen 
Frankreich und den Sowjets soll sich zum Vorteil aller in der Konsoli¬ 
dierung des Friedens in Osteuropa auswirken. Deutschland ist aufgefor¬ 
dert worden und wird wieder aufgefordert werden, unter den gleichen 
Bedingungen und mit gleichen Rechten wie die andern Länder an die¬ 
sem Vertrag zu gegenseitigem Beistand teilzunehmen, bei dem es sicher 
sein kann, die gleichen Garantien zu erhalten, die es den andern Völ¬ 
kern zubilligen wird. 

Der Reichskanzler Hitler beteuert seinen Friedenswillen. Wir for¬ 
dern ihn auf, durch eine Beteiligung an der Politik, die wir im Osten 
Europas verfolgen, seine Worte in die Tat umzusetzen. 

Manche fragen sich, warum Frankreich solch ein lebhaftes Inter¬ 
esse an dieser Bündnispolitik hat, die schließlich ganz Europa erfas¬ 
sen soll. Bedeutet das nicht, fern seinen eigenen Grenzen Verantwor¬ 
tungen auf sich zu laden, denen es, so hat es den Anschein, entgehen 
könnte? Die Wahrheit ist, daß es durch die Begünstigung einer solchen 
Politik für sich selbst die Gefahr eines Konfliktes vermindert, der sich 
in unserer Zeit nicht auf ein Gebiet Europas beschränken ließe. Die 
Erfahrung hat das erwiesen. Daher haben wir es mit großer Befriedi¬ 
gung gesehen, daß sich die Balkanländer mit den Ländern der Kleinen 
Entente verbündet haben, um durch ihre Einigkeit wirksamer an der 
Befestigung des Friedens mitwirken zu können. 

Wir haben immer die Meinung vertreten, daß die Sicherheit be¬ 
gründet sein muß, bevor man zu einer Begrenzung der Rüstungen und 
zur Abrüstung übergehen kann. Wenn in einem verworrenen Europa 
eine allgemeine Garantie gegenseitigen Beistandes fehlt, die Völker ein¬ 
ander mißtrauen und sich nur auf ihre eigene Kraft verlassen können, 
müssen sie in dem Ausbau ihrer Rüstungen das einzige Mittel ihrer Si¬ 
cherheit suchen. Man kann hoffen, daß durch die Schaffung eines wei¬ 
ten und widerstandsfähigen Netzes von freiwillig und feierlich einge¬ 
gangenen kollektiven Verträgen zwischen den Staaten das Vertrauen wie¬ 
derhergestellt wird, das die notwendige Vorstufe zu dem erhabensten 
menschlichen Werke darstellt, der internationalen Verständigung näm¬ 
lich über die Begrenzung und den Abbau der Rüstungen. 

Vorgestern hat im Unterhaus Mr. Baldwin der Besorgtheit für 
den Frieden Europas Ausdruck gegeben, die seinem Land die unter Ver¬ 
letzung der militärischen Klauseln des Vertrages unternommene Auf¬ 
rüstung Deutschlands verursacht. Dieser ehrenwerte Staatsmann, der so 
treu zum Werk der friedlichen Zusammenarbeit in Europa steht und 
dessen verantwortunggetragenes Werk immer mit unserem Streben im 
Einklang stand, mußte jetzt die Maßnahmen, mit denen Großbritannien 
sich gegen die Gefahr zu rüsten plant, präzisieren. Gelegentlich der Vor- 
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läge des Budgets unseres Kriegsministeriums hat die gleiche Aussprache 
vor Ihnen stattgefunden. Sie hat für alle Staaten, die Garanten europäi¬ 
scher Ordnung sind, Interesse. 

Der Kanzler Hitler erklärt gerne, daß ihm die gegenwärtigen Gren¬ 
zen Deutschlands genügen, und beruft sich, um seine Militärpolitik zu 
rechtfertigen, auf die Würde seines Landes. Wie kann er sich künftig 
noch einer solchen Rechtfertigung bedienen, wenn Deutschland, das von 
niemand bedroht wird, sich weigert, den ihm angebotenen Anteil an der 
Gesamtorganisation des Friedens zu nehmen, Anteil mit dem morali¬ 
schen Schwergewicht, das es als großer Staat hat, dessen Teilnahme für 
das Heil und die Zukunft der europäischen Gemeinschaft entscheidend 
werden kann? 

Wir gedenken nicht, uns irgendwie vor der durch die Wiederauf¬ 
rüstung Deutschlands geschaffenen Tatsache zu beugen oder uns den Ver¬ 
pflichtungen zu entziehen, die sie uns auferlegt. Aber wir wollen glau¬ 
ben, daß Deutschland in dem Augenblick, da es seine Sorge um den 
Frieden beteuert, begreifen wird, daß es durch seine Weigerung, an der 
Politik der Zusammenarbeit, zu der es von uns aufgefordert wurde, teil¬ 
zunehmen, seine moralische Verantwortung vor den anderen Staaten 
vergrößert. 

Ich wiederhole, daß die Aufforderung an Deutschland aufrichtig 
gemeint war. Zwischen Frankreich und Deutschland bestehen keinerlei 
territoriale Probleme . . . 

Wir halten den Ausbau des Völkerbundes für eine unerläßliche Be¬ 
dingung zur Erhaltung und Befestigung des Friedens. Wir wollen un¬ 
sere Bemühungen um den Wiederaufbau Europas nur im Rahmen und 
in den Grenzen des Völkerbundpaktes fortführen. 

Ich bin sicher, daß ich durch meine Darlegung die Zweifel und die 
Unruhe derer zerstreut habe, die sich über die Möglichkeit einer Zer¬ 
splitterung der bisher gemeinsam wirkenden Kräfte Gedanken machten. 
Ich habe auf die Kontinuität der französischen Politik hingewiesen und 
ich gebe allen Verbündeten und Freunden die Zusicherung, daß wir an 
der Arbeit in Genf aktiver und vertrauensvoller teilnehmen werden als 
je zuvor. 

Die maßgebendsten Männer haben in London die gleiche Treue 
Großbritanniens zum Grundsatz der kollektiven Organisation des Frie¬ 
dens, die der Völkerbund verkörpert, zum Ausdruck gebracht. Wir be¬ 
glückwünschen uns dazu, daß eine völlige Übereinstimmung in dieser 
Beziehung den beiden großen Demokratien des Westens die Möglichkeit 
gibt, in den schwierigen Verhältnissen, in denen die Welt sich befindet, 
eine Politik enger Zusammenarbeit zu führen, die ein wesentliches Pfand 
des europäischen Friedens ist. 


7 Weltgeschichte I 
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Laval hatte in seiner Rede noch die „legitimen Interessen' und die „Ver¬ 
antwortlichkeit Frankreichs" an der Saar betont. Die alte französische Inter¬ 
ventionsdrohung unter Barthou klang noch nach; aber sie war doch schon 
im Verklingen. Am 3. Dezember 193b wurde das Saarabkommen abgeschlos¬ 
sen 1 ). Die Einsetzung einer internationalen Polizeitruppe (unter Abstinenz 
Frankreichs) beseitigte weiteren Konfliktstoff 2 ), und am 13. Januar 1935 
löste die Willenskundgebung der Saar ein Problem, das manchen inmitten der 
großen europäischen Spannungen als der Funke im Pulverfaß erschienen war. 

Seit Mitte des Jahres vollzog sich die Annäherung Italiens an Frank¬ 
reich, die eine der großen Umwälzungen des europäischen Staatensystems 
im Jahre 193b/35 darstellte. Die Folgewirkungen von Marseille verlang¬ 
samten die Verhandlungen zwischen den beiden Staaten noch einmal, da sie 
den ganzen Gegensatz zwischen der Kleinen Entente, der Verbündeten Frank¬ 
reichs, und Ungarn, dem Schützling Italiens, auf rissen. Italien war in dem 
Konflikt unbeirrt an die Seite Ungarns getreten*), und Laval hat in seiner 
Rede vom 30. 11. 193b noch erklärt, die alten Freundschaften Frankreichs 
nicht der neuen Freundschaft mit Italien auf opfern zu können. Als es im 
Völkerbund gelang, den Gegensatz zu glätten 1 ), war der Weg für die fran¬ 
zösisch-italienische Verständigung frei. Am 5. 12. 193b waren im Zwischen¬ 
fall von Ual-Ual auch schon die ersten Schüsse im Abessinienstreit gefallen. 
Italien fing an, sich mit aller Energie seinen kolonialen Zielen zuzuwenden. 
Der Vertrag, den Laval am 7 1. 1935 in Rom abschloß, bereinigte die alten 
kolonialen Differenzen Frankreichs und Italiens. Brachte der Vertrag auch 
keine große Umwälzung der kolonialen Dinge, so gab er Italien doch wenig¬ 
stens eine moralische Rückendeckung für die Verwirklichung seiner großen 
Ziele, die sich nach dem Worte des Duce Afrika und Asien nennen. 

Für Europa brachte der Vertrag eine weitgehende Gleichschaltung der 
italienischen und französischen Politik, insbesondere im mitteleuropäischen 
Raum. Die Vereinbarung stellte das Programm eines neuen europäischen Re¬ 
gionalpaktes gegenseitiger Unterstützung auf, des sogenannten Donaupaktes. 
Italien, Österreich, Jugoslawien, Deutschland, die Tschechoslowakei und Un¬ 
garn sollten die Hauptträger dieses Paktes sein; Frankreich, Polen, Rumänien 
sollte der Beitritt offenstehen. (Durch Deutschland und die Tschechoslowakei 
[unter Umständen Polen, Rumänien und Frankreich] wäre der Donaupakt 
an den Ostpakt angeschaltet worden, so daß die Fäden der Unterstützungsver- 
pflichtungen in einem unentwirrbaren Geflecht über Europa gelaufen wären.) 
Für das weitere Gebiet der europäischen Rüstungs - und Sicherheitspolitik 
wenden sich die beiden Staaten verbündet — unter Anerkennung zwar der Er¬ 
klärung vom 11. 12. 1932 — gretje/i die ,,einseitige Änderung der Rüstungs¬ 
begrenzung durch ein Land“. Der Donaupakt verlief sich bald ins Leere und 
kam wenig von der Stelle. Die Erklärung gegen die „einseitige Änderung" 
von Abrüstungsdiktaten sollte bald ihre Wirksamkeit beweisen müssen. 


*) S. Seite 33 1 . 


*) Dok. 1 58. ») Dok. i36. 


4 ) Dok. i4o. 
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Die Gleichschaltung der italienischen und französischen 
Politik 

Vereinbarung zwischen dem Chef der italienischen Regierung und dem 27a. 
französischen Außenminister Laval vom 7 . 1 . ig35 zu Rom 1 ) 

Im Laufe der soeben in Rom stattgefundenen Besprechungen ha¬ 
ben der Außenminister der französischen Republik und der italienische 
Regierungschef die vollkommene Übereinstimmung der Französischen 
und der Italienischen Regierung über die Probleme der allgemeinen Po¬ 
litik wie über solche, welche die französisch-italienischen Beziehungen 
besonders angehen, festgestellt. Sie haben am 7 . Januar einen Vertrag 
sowie verschiedene Protokolle und Deklarationen unterzeichnet. 

(Es folgen hier die kolonialen Abmachungen 2 ).) 

Allgemeine Politik 

In der Erwägung, daß ein völliger Ausgleich ihrer Interessen in 
Afrika, so nützlich er schon an sich ist, darüber hinaus auch ihre Zu¬ 
sammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen Politik erleichtert, haben 
sich die beiden Regierungen veranlaßt gesehen, im Geist internationaler 
Solidarität von nun an eine Gemeinsamkeit der Ansichten zu gewähr¬ 
leisten, die geeignet ist, die Regelung der Probleme, deren Lösung zur 
Festigung des Friedens beiträgt, zu erleichtern. 

Mitteleuropa 

Die beiden Regierungen sind übereingekommen anzuerkennen, daß 
eine Bestätigung der Verpflichtung eines jeden Staates, die Unabhängig¬ 
keit und territoriale Unverletzbarkeit anderer Staaten zu achten — ein 
Prinzip, dem sie sich beide verbunden fühlen —, dazu beitragen würde, 
die Gefühle des Vertrauens in diesem Teil Europas zu entwickeln. Sie 
sind übereingekommen, den besonders interessierten Staaten den Ab¬ 
schluß einer Vereinbarung zu empfehlen, insbesondere über die wechsel¬ 
seitige Verpflichtung, sich nicht in die inneren Angelegenheiten des an¬ 
deren einzumischen und irgendwelche Agitation oder Propaganda zu ent¬ 
falten oder zu begünstigen, die darauf abzielt, die territoriale Unverletz¬ 
barkeit und die politische oder soziale Ordnung eines der vertragschlie¬ 
ßenden Länder mit Gewalt anzutasten. Diese können übrigens im Rah¬ 
men des Völkerbundes Sonderabkommen schließen, um die Anwendung 
dieser Grundsätze zu garantieren. 

Diese allgemeine Vereinbarung soll in erster Linie zwischen Italien, 
Österreich, Jugoslawien, Deutschland, der Tschechoslowakei und Ungarn 
geschlossen werden. Frankreich, Polen und Rumänien können ihr un- 


x ) Amtlicher französischer Bericht. 2 ) Werden im Band 1935/36 gebracht. 
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mittelbar beitreten und, falls ein Anlaß dazu besteht, außerdem noch 
andere Mächte. 

Andererseits werden sich die beiden Regierungen, ohne den Ab¬ 
schluß dieser Vereinbarung abzuwarten, für den Fall, daß Österreich in 
seiner Unverletzbarkeit und seiner Unabhängigkeit bedroht werden sollte, 
unter sich und mit Österreich über die zu ergreifenden Maßnahmen be¬ 
raten. Diese Beratungen werden sie auf andere Regierungen ausdehnen, 
um ihren Beistand zu erlangen. 

Rüstungen 

Die beiden Regierungen sind ferner übereingekommen anzuerken¬ 
nen, daß kein Land seine Verpflichtungen in bezug auf die Rüstungen 
einseitig ändern kann, und sie haben beschlossen, sich im Fall einer 
Verkennung dieses Prinzips zu beraten. Sie haben ferner festgestellt, daß 
der Grundsatz der Gleichberechtigung, so wie er durch die Erklärung 
vom ii. Dezember ig 32 definiert wurde, seinen vollen Wert behält. 

Allgemeine Erklärung 

Zum Schluß ihrer gesamten Verhandlungen haben der französische 
Außenminister und der italienische Regierungschef eine Erklärung un¬ 
terzeichnet, durch die zunächst festgestellt wird, daß die zwischen ihnen 
schwebenden Hauptfragen durch die geschlossenen Abkommen geregelt 
worden sind, und daß besonders der Londoner Vertrag vom 26. April 
1915 voll erfüllt wurde. Sie haben anerkannt, daß die Verfahren der 
Völkerbundsatzung die Lösung der in Zukunft etwa entstehenden Streit¬ 
fragen sichern würden. Sie haben sich einverstanden erklärt, ihre Zu¬ 
sammenarbeit im Hinblick auf die Erhaltung des allgemeinen Friedens 
zu entwickeln und sich, so oft es die Umstände erfordern, untereinan¬ 
der zu beraten. 


27 b. Die allgemeine Erklärung des Chefs der italienischen Regierung und 
des französischen Außenministers Laval vom 7. 1. ig 35 

Der Außenminister der Französischen Republik und der Italienische 
Regierungschef 

haben erwogen, daß die heutigen Vereinbarungen die Regelung 
der von den früheren Abkommen zwischen ihnen offengelassenen Haupt¬ 
fragen sichergestellt haben, und zwar besonders aller jener Fragen, die 
sich auf die Anwendung von Artikel i 3 des Londoner Abkommens vom 
26. April 191b beziehen; 

haben erwogen, daß die in Zukunft zwischen ihren Regierungen 
etwa entstehenden Streitfragen ihre Lösung auf dem Weg diplomati¬ 
scher Verhandlungen oder der von der Völkerbundsatzung, dem Statut 
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des Ständigen Internationalen Gerichtshofes und der Generalakte vor¬ 
gesehenen Verfahren finden werden, 

und erklären, daß ihre Regierungen entschlossen sind, die beide 
Nationen verbindende traditionelle Freundschaft zu entwickeln und im 
Geist wechselseitigen Vertrauens an der Erhaltung des allgemeinen Frie¬ 
dens zusammenzuarbeiten. 

Angesichts dieser Zusammenarbeit werden sie sich, so oft es die 
Umstände erfordern, untereinander beraten. 

Geschehen in doppelter Ausfertigung: 

Rom, den 7. Januar ig 35 . 

Pierre Laval Mussolini 


Am 11. Januar 1935 billigte die Kleine Entente , die in Laibach tagte, 
die Vereinbarungen von Rom. Der Balkanbund — die Fortsetzung der Klei¬ 
nen Entente auf dem Balkan — bestätigte diese Billigung am 20. 1. 1935. 
Dort , wo das französische System seinen gefährlichsten Riß auf wies, wo näm¬ 
lich noch der Gegensatz zwischen Italien und der Kleinen Entente lebendig 
war , schienen die gröbsten Spannungen beseitigt. 


Kleine Entente und französisch-italienische Verständigung 

Communique vom 11. 1. ig 35 über die Tagung der Kleinen Entente 28 . 
zu Laibach 

Der Ständige Rat der Kleinen Entente ist in Laibach am 11. Ja¬ 
nuar ig 35 unter dem Vorsitz von Herrn Titulescu zusammengetreten. 

Den Hauptgegenstand der Reratungen des Rats der Kleinen Entente 
bildete die Stellungnahme zu den in Rom zwischen Frankreich und Ita¬ 
lien geschlossenen Abkommen sowie die Festlegung einer gemeinsamen 
Linie in der Haltung der Kleinen Entente ihnen gegenüber. 

Die drei Minister haben ihrer Befriedigung über die von den Herren 
Mussolini und Laval in ihren Verhandlungen erzielten Ergebnisse Aus¬ 
druck verliehen, die sie als geeignet ansehen, die Aufrechterhaltung und 
Organisierung des Friedens in hohem Maße zu verstärken. 

Sie haben beschlossen, mit allen interessierten Mächten aufrichtig 
zusammenzuarbeiten, um die Grundsätze der .Abkommen von Rom zu 
praktischer Anwendung zu bringen, wobei sie gleichzeitig ihre nationalen 
Interessen wie das allgemeine Interesse im Auge haben, das die Kleine 
Entente allezeit getreulich verfochten hat. 

Die Erklärungen der Kleinen Entente und des Balkanbundes schienen 
große Gegensätze Europas zum Schweigen gebracht zu haben. Aber die welt¬ 
politischen Dinge blieben in Bewegung. Die Rede des Volkskommissars für 
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Verteidigung Tuchatschewsky vom 30. 1. 1935 machten den Grad der russi¬ 
schen Rüstungen deutlich. Das russische Heer war in vier Jahren um WO 000 
Mann auf 9W 000 gestiegen. Norman Davies, der amerikanische Bevollmäch¬ 
tigte für Abrüstungsfragen, beschäftigte sich in einer Rede mit den großen 
Problemen der Flottenrüstung , die ja mit Japans Kündigung des Washing¬ 
toner Abkommens besonders nachdrücklich aufgeworfen waren und in ihrem 
augenblicklichen Stadium die wehrpolitische Revolution der Welt besonders 
eindringlich zeigten. 

Das Gespräch über das Grundproblem Europas — die Beseitigung des 
Teiles V des Versailler Vertrages mit oder ohne Abschluß eines neuen Ab¬ 
kommens über die Rüstungen — war mit Ostpakt und Donaupakt gleichsam 
auf Nebengeleise geraten. Mit dem Londoner C ommuniqui vom 3. 2. 
1935 aber schien der Anstoß für neue internationale Verhandlungen gegeben. 
Kurz vor der entscheidenden Zusammenkunft in London haben Artikel von 
Lord Lothian, der in Deutschland mit Adolf Hitler, hohen militärischen 
Führern und Spitzen der Partei sich unterhalten konnte, in der „Times* — 
Artikel, die eine historische Bedeutung gehabt haben — den Boden in Eng¬ 
land auf gelockert und England noch einmal die Tatsache zum Bewußtsein 
gebracht, daß so oder so Deutschland seine Machtlosigkeit beseitigen müßte 
und beseitigen würde, eine Machtlosigkeit, die es zwang, ,,vor der Tür zu 
warten, während die anderen Mächte berieten * und hinterher „die Unter¬ 
schrift an die bezeichnete Stelle zu setzen *. 

Vom 1. bis 3. 2. 1935 weilten der französische Ministerpräsident Flan- 
din und der französische Außenminister Laval in London und am 3. 2. 
1935 wurde das Londoner Communiquä veröffentlicht, das für die nächste 
Zeit die diplomatischen Verhandlungen beherrscht und das einen erfolgver¬ 
sprechenden Startversuch für ein neues internationales Gespräch darzustel¬ 
len schien. Wurde auch die Erklärung gegen „einseitige Änderung“ der Ab¬ 
rüstungsverpflichtungen aus den römischen Vereinbarungen übernommen, SO 
wurde doch als Ziel einer neuen Konvention die Ersetzung des Teils V des 
Versailler Vertrages verkündet. Ostpakt und Donaupakt erfuhren noch ein¬ 
mal eine allgemeine Sanktion. Dazu kam noch der Vorschlag des Luftlocarno, 
der Plan, den Locarno-Vertrag durch Abmachungen über einen gegenseiti¬ 
gen Beistand in der Luft zu ergänzen. Er schien der zukunftsfähige Be¬ 
standteil des Communiques. Er knüpfte an bestehende, von allen Mächten 
anerkannte Verträge an, ohne ihnen vielleicht viel Neues hinzuzufügen. Er 
bot Gelegenheit, die Frage der Luftrüstungen aufzurollen und dabei zugleich 
auf einem Gebiete wenigstens veraltete Paragraphen des Versailler Vertrages 
zu streichen. 

Es kam jetzt auf das Echo an. Die französische Regierung legte in den 
Ansprachen F landins sogleich den Nachdruck auf die Einheit und die un¬ 
auflösbare Verbundenheit aller Teile der Londoner Abmachungen. Für Frank¬ 
reich sei es wichtig, all die regionalen Abmachungen in den Völkerbundpakt 
einzufügen, sie zu einem allgemeinen System zu formen und über sie gleich¬ 
sam als die Kuppel, die alles überwölbt, den Mechanismus des Völkerbundes 
zu stellen. Die Grundnote der französischen Außenpolitik war doch wieder 
angeschlagen: vor allem die Sicherheit. Ein italienisches Com- 
m u n i q u e vom 9. 2. 1935 sprach eine allgemeine Billigung des Londoner 
Communiques aus, betonte die Möglichkeit einer Verständigung mit Deutsch¬ 
land, die es enthalte, und versprach eine eingehendere Prüfung des Vor¬ 
schlages eines Luftlocarnos. Die russische Regierung antwortete auf die Mit - 



29] 


Das Netz der Pakte: Rom und London 


io3 


teilung der Londoner Abmachung mit der bald berühmt gewordenen Formel 
von der „Unteilbarkeit des Friedens \ Sowohl in der Rede des Sowjet - 
russischen Botschafters in London vom 3. 2. 1935 als in der 
russischen Note vom 20 . 2. 1935 kommt die Besorgnis der Sowjet¬ 
regierung zum Ausdruck , die neuen Vorschläge des Londoner Communiques 
möchten die Ostpaktpläne in den Hintergrund drängen und das große uni¬ 
versale System des unteilbaren russisch-französischen Kollektivfriedens auf- 
lösen. Die deutsche Regierung antwortete am 1 4. 2. 1935 , versprach 
eine eingehende Prüfung der Probleme, gab der Überzeugung der deutschen 
Regierung Ausdruck, daß nur die freie Vereinbarung zwischen souveränen 
Staaten eine dauerhafte Konvention über die Rüstungen erzielen könne und 
griff aus den Vorschlagen des Londoner Communiques den heraus, den des 
Lufllocarno nämlich, der ihr am konkretesten und den Bedürfnissen des 
Augenblicks am meisten angepaßt erschien. 


Das Londoner Communique als ein neuer Startversuch 

Die Vereinbarung zwischen der französischen und englischen Regierung 29. 
vom 3. 2 . 1935 zu London 

Die Zusammenkunft, die in London zwischen den französischen und 
den englischen Ministern stattfand, hatte den Zweck, die Fortschritte des 
Weltfriedens durch eine engere europäische Zusammenarbeit zu fördern, 
den Geist völligen freundschaftlichen Vertrauens zu stärken und Bestre¬ 
bungen entgegenzutreten, die ein Rüstungswettrennen hervorrufen und 
die Gefahr des Krieges erhöhen würden, wenn man ihnen nicht ent¬ 
gegenwirkt. 

Von diesem Geist beseelt, sind die französischen und englischen Mi¬ 
nister an die Prüfung der allgemeinen Lage herangegangen. Sie haben 
die besonders wichtige Rolle festgestellt, die der Völkerbund bei der 
kürzlichen Regelung gewisser internationaler Probleme gespielt hat, und 
sie haben sich zu den glücklichen Erfolgen gratuliert, die dem versöhn¬ 
lichen Geist aller Regierungen zu verdanken sind, die an dieser Regelung 
beteiligt waren. 

Sie erklären sich bereit, eine Politik zu verfolgen, die von den glei¬ 
chen Methoden der Versöhnung und der Zusammenarbeit getragen wird, 
sowohl was die Probleme ihrer eigenen Länder als auch die angeht, die 
sich aus dem Völkerbund ergeben. 

Was die kürzlich in Rom abgeschlossenen französisch-italienischen 
Verträge betrifft, so haben die britischen Minister im Namen der Re¬ 
gierung Seiner Majestät die Erklärung herzlich willkommen geheißen, 
in der die Französische und Italienische Regierung ihre Absicht aus- 
sprachen, die traditionelle Freundschaft zu pflegen, die die beiden Na¬ 
tionen verbindet. Die Minister haben die Zustimmung der Englischen 
Regierung zu der Absicht der Französischen und Italienischen Regie- 
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rung erklärt, an der Aufrechterhaltung des allgemeinen Friedens im 
Geiste gegenseitigen Vertrauens mitzuarbeiten. 

Die englischen Minister haben im Namen der Regierung Seiner Ma¬ 
jestät die Glückwünsche zum Abkommen von Rom über Mitteleuropa 
überbracht. Sie haben hervorgehoben, daß die Englische Regierung zu¬ 
folge der Erklärungen, die die Regierung Seiner Majestät zusammen mit 
der Französischen und der Italienischen Regierung am 17. 2. und am 
27. 9. abgegeben hat, unter die Mächte zählt, die — dem Wortlaut der 
Verträge von Rom entsprechend — miteinander beraten würden, wenn 
die Unabhängigkeit und Integrität Österreichs bedroht werden sollte. 

Die französischen und englischen Minister hoffen, daß die so er¬ 
reichten befriedigenden Fortschritte mit der direkten und wirksamen 
Hilfe Deutschlands noch weiter ausgebaut werden können. 

Sie sind darin einig, daran zu erinnern, daß Deutschland so wenig 
wie irgendeine andere Macht, deren Rüstungen durch den Friedensver¬ 
trag festgesetzt worden sind, das Recht hat, seine Verpflichtungen durch 
einen einseitigen Akt zu ändern. 

Trotzdem sind sie der Meinung, daß nichts mehr zu der Wieder¬ 
aufrichtung des Vertrauens und zur Befestigung der Aussichten des 
Friedens beitragen würde als eine allgemeine Regelung, die durch eine 
freie Vereinbarung zwischen Deutschland und den anderen Mächten 
zustande käme. 

Diese allgemeine Regelung würde die Organisation der Sicherheit 
in Europa durch den Abschluß eines Paktes schaffen, an dem alle inter¬ 
essierten Parteien kraft freier Vereinbarung teilnehmen würden, der die 
gegenseitige Hilfeleistung in Osteuropa sichert und für Mitteleuropa das 
System verwirklicht, das in dem Protokoll von Rom vorgesehen ist. 
Gleichzeitig und in Übereinstimmung mit dem Inhalt der Erklärung 
vom 11. Dezember 1982, die die Gleichheit der Rechte in einem System 
der Sicherheit vorsieht, würde die Regelung Abmachungen hinsichtlich 
der Rüstungen im allgemeinen bringen, Abmachungen, die im Falle 
Deutschlands an die Stelle des Teiles V des Versailler Vertrages treten 
würden, der im Augenblick die Rüstungen und die Effektivbestände 
Deutschlands beschränkt. 

Schließlich würde ein Element der allgemeinen Regelung in der 
Tatsache bestehen, daß Deutschland seinen Platz im Völkerbund unter 
aktiver Mitarbeit wieder aufnehmen würde. 

Die Französische und die Englische Regierung hoffen, daß die an¬ 
deren beteiligten Regierungen diese Ansichten teilen können. 

Im Laufe ihrer Unterredungen haben sich die französischen und 
die britischen Minister über die besonderen Gefahren besorgt gezeigt, 
die die jüngsten Entwicklungen in der Luftfahrt für den Frieden 
darstellen, deren Mißbrauch zu einem plötzlichen Angriff in der 
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Luft führen kann. Sie haben die Möglichkeit, Garantien gegen diese Ge¬ 
fahren durch einen Regionalvertrag zu schaffen, geprüft, der zwischen 
gewissen Mächten auf der Basis der Gegenseitigkeit geschlossen werden 
sollte. Die Signatarmächte würden sich verpflichten, die Unterstützung 
ihrer Luftflotte demjenigen Staat unter ihnen unverzüglich zuteil wer¬ 
den zu lassen, der zum Gegenstand eines nichtprovozierten Angriffes in 
der Luft seitens einer der Vertragschließenden Parteien werden würde. 
Die französischen und englischen Minister haben im Namen ihrer Re¬ 
gierungen anerkannt, daß ein gegenseitiger Vertrag dieser Art, was West¬ 
europa betrifft, dazu geeignet sein würde, einen Angriff zu verhindern 
und in einem hohen Maße dazu beitragen würde, die Teilnehmer an dem 
Vertrage vor plötzlichen Angriffen aus der Luft zu schützen. Sie haben 
sich entschlossen, Italien, Deutschland und Belgien einzuladen, mit 
Frankreich und Großbritannien die Möglichkeit zu prüfen, rasch eine 
Konvention dieser Art abzuschließen. 

Sie hegen den lebhaften Wunsch, zu sehen, daß alle interessierten 
Staaten den Zweck dieses Vorschlages würdigen, der darauf zielt, den 
Frieden zu verstärken, den Frieden, der das einzige Ziel ist, den die 
beiden Regierungen verfolgen. 

Die Englische und Französische Regierung erklären sich bereit, sich 
unter sich ohne Verzug zu beraten, sobald sie die Antworten der anderen 
interessierten Mächte empfangen haben. 


Locarno-Vertrag und Luftpakt 

Rede des englischen Außenministers Sir John Simon vom 3 . 2. ig 35 30 . 
im englischen Rundfunk 

Sie können fragen: Würde uns die Vereinbarung nicht ernsthafte 
Verantwortlichkeiten auf er legen? Ich will diese Frage mit völligem 
Freimut beantworten. Nehmen wir an, die Parteien würden Frankreich, 
Deutschland, Belgien und wir selbst sein. Die einzigen Fälle, wo wir 
aufgefordert werden können, einzugreifen, sind Fälle, wo wir bereits 
durch den Locarno-Vertrag gebunden sind einzugreifen. Der Unter¬ 
schied würde sein: Wogegen im Augenblick unser Versprechen unter 
dem Locarno-Vertrag nicht genau präzisiert ist, da wir unter dem Lo¬ 
carno-Vertrag nur versprechen, dem angegriffenen Teil zu Hilfe zu kom¬ 
men, würde die gegenwärtige Verpflichtung bedeuten, daß wir im Fall 
eines Angriffes in der Luft auf einen der Vertragspartner unmittelbar 
mit unserer Luftflotte zu Hilfe eilen würden. Das gibt zweifelsohne einem 
Versprechen Präzision, das bisher nur in allgemeiner Form abgefaßt 
war. Wir in England haben den Ruf — und ich hoffe, wir verdienen 
ihn —, unser gegebenes Wort zu halten. So scheint es mir, daß wir im 
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Falle eines Angriffes in der Luft unserer Nachbarn, die Partner des 
Locarno-Vertrages sind, aufeinander verpflichtet sein würden einzugrei¬ 
fen, und wenn wir schon eingreifen, legt die einfache Klugheit nahe, 
es rasch zu tun. 


Frankreich und das Londoner Communique 

31 . Rede des französischen Ministerpräsidenten Flandin vom 5 . 2. 1935 vor 
der Kammer 

Ich hatte schon Gelegenheit hervorzuheben, daß die Londoner Un¬ 
terhandlungen ihren Hauptzweck in der Konsolidierung des europäischen 
Friedens haben. 

Eine bestimmte Anzahl von Fragen muß notwendigerweise gelöst 
werden, und ich wiederhole, im Interesse des Friedens. 

Alle Welt weiß, daß Deutschland seit einiger Zeit eine Aufrüstung 
betrieben hat, die bestimmt die Grenzen überschreitet, die durch Teil V 
des Versailler Vertrages festgesetzt worden sind. Andererseits ist von dem 
Tage an eine neue Lage geschaffen worden, an dem zwar die Arbeit 
der allgemeinen Abrüstungskonferenz nicht direkt unterbrochen wurde, 
aber sich doch durch den Entschluß Deutschlands schwieriger gestal¬ 
tete, dem Völkerbund den Rücken zu kehren und an den Arbeiten in 
Genf nicht mehr teilzunehmen. 

Ich bin auf die Einladung der Britischen Regierung hin mit dem 
Herrn Außenminister nach London gegangen, um den Versuch zu ma¬ 
chen, diese Lage zu bessern und die augenblickliche internationale Situa¬ 
tion zu ändern. Was ist im allgemeinen das Ergebnis dieser Unterhand¬ 
lungen gewesen? 

Zunächst einmal die völlige Übereinstimmung der Ansichten zwi¬ 
schen den beiden Regierungen und — ich kann diesen Punkt gar nicht 
deutlich genug betonen —, die Übereinstimmung in den Ansichten über 
die Lösung oder die Lösungen, die geeignet sind, den Frieden in Europa 
zu organisieren. 

Wir stimmten mit der Britischen Regierung in folgenden wichtigen 
Punkten überein: Der Fortgang der Abrüstung darf nicht unterbrochen 
werden. Sie muß fortgesetzt werden. Alles muß versucht werden, um zu 
einer allgemeinen Konvention zu gelangen. 

Wodurch gelangt man dazu? Hier handelt es sich um ein Problem, 
das schon viel diskutiert worden ist. Seine Lösung ist in der Erklärung 
vom ii. Dezember 1932 über die Gleichberechtigung in einem Regime 
der Sicherheit angedeutet. Sie haben sicher festgestellt, daß sich die ent¬ 
sprechenden Sätze im Londoner Communique wiederfinden. Wir glau¬ 
ben, daß es in der Tat falsch sein würde, irgend jemandem einen Vor- 
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wand zu geben, sich dem zu entziehen, was wir als eine internationale 
Verpflichtung ansehen, die Organisation des Friedens zu schaffen. 

Ich will mich hier nicht in eine Polemik über die Vergangenheit 
einlassen. Das könnte, wie Sie verstehen werden, im Augenblick viele 
Unzuträglichkeiten im Gefolge haben, da wir uns doch im Gegenteil be¬ 
mühen, eine Atmosphäre des Einverständnisses und der Zusammenarbeit 
mit einem bestimmten Ziele zu schaffen. 

Ich möchte aber gegenüber der Kammer betonen und unterstrei¬ 
chen, daß es in der traditionellen Politik Frankreichs keine Änderung 
gibt, daß es niemals in Frage kommen wird, den Völkerbund von der 
Überprüfung und Lösung eines Problems zu entbinden, das die gesam¬ 
ten in Genf vertretenen Staaten angeht. Dieses Problem kann nicht, auch 
nicht in der Form vorheriger Fühlungnahme, auf eine bestimmte An¬ 
zahl von Staaten beschränkt werden, indem man die anderen vom Be¬ 
ratungstisch ausschließt. 

Es liegt mir ferner daran hervorzuheben, daß die Gleichzeitigkeit, 
die bei den Londoner Verhandlungen formell vorgesehen wurde, sich so¬ 
wohl auf die Festsetzung der Bindungen der Sicherheit, wie auf den 
Abschluß einer allgemeinen Rüstungskonvention bezieht. Man wird das 
eine Problem nicht von den anderen trennen können. 

Jede Nation, ob groß oder klein, hat das Recht oder die Pflicht, 
durch sich selbst und für sich selbst ihre eigene Sicherheit zu organi¬ 
sieren. Und es scheint mir, daß morgen wie heute für alle daran inter- 
essierten Nationen das wichtigste Ziel ist, die Garantien der Sicherheit 
und die Garantien zur Durchführung eines Abrüstungsvertrages genau 
festzulegen. 

Sie können versichert sein, wiederhole ich, daß die Regierung, be¬ 
herrscht von den Ideen in der traditionellen Politik Frankreichs, nicht 
eine Sicherheit gefährden wird, an der sie um so mehr hängt, als sie 
Gründe hat, die durch die Erfahrungen der Vergangenheit erhärtet wur¬ 
den, wenn nicht mißtrauisch, so doch sehr vorsichtig zu sein. 

Dieser Grundsatz der Gleichzeitigkeit umfaßt im übrigen nicht nur 
die Garantien der Sicherheit und die Durchführungsgarantie einer Ab¬ 
rüstungskonvention, sondern er erstreckt sich auch auf die Politik ge¬ 
genseitiger Beistands- und Garantiepakte, die den Mächten, die sie ab¬ 
schließen, im regionalen Rahmen regionale Sicherheit gewährleisten müs¬ 
sen. Es versteht sich dabei von selbst, daß alle diese Verträge dem all¬ 
gemeinen Völkerbundpakt eingefügt werden, der den großen Freiheits¬ 
brief für die allgemeine Sicherheit und für die Organisation des Frie¬ 
dens darstellt. 

Es scheint uns im übrigen, daß noch vor der Vollendung dieses gro¬ 
ßen Werkes ein Punkt von besonderer Dringlichkeit Gegenstand einer 
besonderen Abmachung bilden soll, und ich bin sehr glücklich, daß die 




Io8 Die Wiedererstehung Deutschlands als Großmacht [32 

Britische Regierung in diesem Punkte sich mit der Französischen Regie¬ 
rung in deren Besorgnissen begegnet, weil die Gefahren, die sich aus 
einer bei alledem immer gespannten Situation ergeben, sonst erhöht 
werden würden. 

Ich brauche Sie, meine Herren, nicht daran erinnern, wie die Dro¬ 
hung eines jähen Luftangriffes alle Bemühungen zunichte machen 
könnte, die bisher getan wurden, um zu verhindern, daß der Angreifer 
im Fall eines Friedensbruches in eine besonders vorteilhafte Lage gerät. 
Ein Geschwader aus Bombern kann in kürzester Frist mobilisiert und 
konzentriert werden, und seine Tätigkeit kann in beinahe ebenso kurzen 
Zeiträumen einsetzen. Da würde man Gefahr laufen, daß die vorher¬ 
gehenden Beratungen und die Durchführung der erwähnten Maßnahmen 
noch im Gange sind, während schon die Kriegsoperationen der ange¬ 
griffenen Macht eine Last aufgebürdet haben, von der sie sich vielleicht 
nicht mehr befreien könnte, selbst nicht mit der Hilfe der anderen Na¬ 
tionen, die durch einen Vertrag gegenseitiger Unterstützung mit ihr ver¬ 
bunden sind. 

Darum waren wir der Ansicht, daß ein besonderer Pakt gegenseiti¬ 
ger Unterstützung für den Fall eines Luftangriffs abgeschlossen wer¬ 
den sollte und könnte, und zwar für die besondere Region, die uns ins¬ 
besondere interessiert und die gleichzeitig für die Britische Regierung 
von Interesse ist. 

Wir haben — und das ist bestimmt etwas Neues — hier eine voll¬ 
ständige Übereinstimmung der Interessen, eine Übereinstimmung des 
Handelns zwischen der Britischen und der Französischen Regierung fest¬ 
gestellt. Heißt das, daß dies in einem zu engen Rahmen geschieht? 
Nein. Es ist unsere Idee, daß die Nationen des westlichen Europas, die 
am Frieden hängen und die ihn als ihre Politik verkünden, sich zusam¬ 
menschließen sollen, um die drohende Gefahr aus der Luft abzuwenden. 
Aus diesem Grunde haben die beiden Regierungen nach der Einigung 
über die Grundprinzipien beschlossen, in dieser Frage Deutschland, Bel¬ 
gien und Italien zu einer einleitenden Unterhandlung einzuladen. Sie wer¬ 
den in diesen Mächten die wiedererkennen, die den Vertrag von Locarno 
unterzeichnet haben. 


Italien und das Londoner Communique 

32 . Das Communique der italienischen Regierung vom 9. 2. ig 35 

Die verantwortlichen italienischen Kreise haben mit der größten 
Aufmerksamkeit die Unterredungen verfolgt, die in London zwischen 
der Französischen und der Englischen Regierung gepflogen wurden, 
Unterredungen, über deren Einzelheiten die Italienische Regierung auf 
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dem laufenden gehalten wurde. Dieselben italienischen Kreise betrachten 
die Gesamtheit der Erklärung, die am Abschluß der Unterredungen ge¬ 
geben wurde, mit Sympathie, und sie sind der Ansicht, daß diese Er¬ 
klärung die Möglichkeit einer Verständigung mit Deutschland enthält 
und daher die Möglichkeit des Anfangs einer Periode der Zusammen¬ 
arbeit zwischen den interessierten Mächten. Was im besonderen den 
Luftpakt angeht, wird die Haltung Italiens demnächst im Sinne einer 
prinzipiellen Zustimmung festgelegt werden, wobei die besondere Lage 
Italiens gegenüber Großbritannien Gegenstand einer besonderen Prüfung 
ist. Die verantwortlichen italienischen Kreise haben mit Befriedigung von 
dem Standpunkt Kenntnis genommen, den England gegenüber der öster¬ 
reichischen Unabhängigkeit und den französisch-italienischen Verträgen 
vom 7. Januar einnimmt. 


Deutschland und das Londoner Communique 

Antwort der Reichsregierung vom i 4 - 2. 1935 auf das Londoner 
Communique 

Die Deutsche Regierung weiß sich mit der Königlich-Britischen 
Regierung und der Französischen Regierung einig in dem aufrichtigen 
Wunsch, die Sicherung des Friedens zu fördern, dessen Erhaltung eben¬ 
so im Interesse der Sicherheit Deutschlands wie im Interesse der Sicher¬ 
heit der andern europäischen Staaten liegt. Die Deutsche Regierung be¬ 
grüßt den Geist vertrauensvoller Aussprache zwischen einzelnen Regie¬ 
rungen, der in den Mitteilungen der Königlich-Britischen und der Fran¬ 
zösischen Regierung zum Ausdruck kommt. Sie wird den ihr vorgeleg¬ 
ten gesamten Komplex der in dem ersten Teil des Communiques von 
London aufgeworfenen europäischen Fragen einer eingehenden Prü¬ 
fung unterziehen. Diese wird ebenso vom Geist überzeugten Friedens¬ 
willens wie von der Sorge um die Sicherheit des Deutschen Reiches in 
seiner geographisch besonders exponierten Lage im Herzen Europas ge¬ 
tragen sein. Die Deutsche Regierung wird insbesondere prüfen, mit wel¬ 
chen Mitteln künftig die Gefahr des Wettrüstens vermieden werden kann, 
die durch den Verzicht der hochgerüsteten Staaten auf die vertraglich 
vorgesehene Abrüstung entstanden ist. Sie ist überzeugt, daß nur der 
in dem britisch-französischen Communique zum Ausdruck kommende 
Geist freier Vereinbarung zwischen souveränen Staaten zu dauerhaf¬ 
ten internationalen Regelungen auf dem Gebiete der Rüstungen füh¬ 
ren kann. 

Die Deutsche Regierung begrüßt den Vorschlag, die Sicherheit vor 
plötzlichen Angriffen aus der Luft zu erhöhen durch eine baldmöglichst 
abzuschließende Konvention, die den unmittelbaren Einsatz der Luft- 
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Streitkräfte der Unterzeichner zugunsten des Opfers eines nicht heraus¬ 
geforderten Luftangriffs vorsieht. 

Sie ist grundsätzlich bereit, ihre Luftstreitkräfte als Abschrek- 
kungsmittel gegen Friedensstörungen einzusetzen. Sie ist daher geneigt, 
in freier Vereinbarung mit den in Frage kommenden Regierungen als¬ 
bald Mittel und Wege zu finden, in denen eine solche Konvention ver¬ 
wirklicht werden kann, welche die größtmöglichste Sicherheit aller Un¬ 
terzeichner verbürgt. 

Die Deutsche Regierung ist der Auffassung, daß Verhandlungen in 
größerem Kreise, die nicht genügend vorbereitet sind, erfahrungs- und 
naturgemäß Reibungen mit sich bringen, die im Interesse des Abschlus¬ 
ses einer solchen, in ihren Auswirkungen völlig neuartigen Luftkonven¬ 
tion vermieden werden sollten. Bevor die Deutsche Regierung an solchen 
Verhandlungen teilnimmt, hält sie es für wünschenswert, eine Reihe 
grundsätzlicher Vorfragen in Einzelbesprechungen mit den beteiligten 
Regierungen zu klären. Sie würde es deshalb begrüßen, wenn — nach 
den vorangegangenen französisch-britischen Beratungen — zunächst die 
Königlich-Britische Regierung als diejenige Teilnehmerin an den Lon¬ 
doner Besprechungen, die zugleich Garant von Locarno ist, bereit wäre, 
hierüber in einen unmittelbaren Meinungsaustausch auch mit der Deut¬ 
schen Regierung zu treten. 

Die Deutsche Regierung ist sich eins mit der Königlich-Britischen 
und der Französischen Regierung in der Auffassung, daß der Abschluß 
einer Luftkonvention ein bedeutsamer Schritt auf dem Wege zur Soli¬ 
darität der europäischen Staaten wäre und geeignet sein kann, auch die 
andern europäischen Probleme einer alle Staaten befriedigenden Lösung 
entgegenzuführen. 


Die Unteilbarkeit des Friedens 

34 . Note der Regierung der UdSSR, vom 20. 2. 19 35 an die französische 
Regierung 

Angesichts der Aufforderung der Französischen Regierung, die 
durch Botschafter Alphand überreicht wurde und die den Wunsch for¬ 
muliert, die Sowjetregierung möge ihre Ansichten zu dem Londoner Ab¬ 
kommen bekanntgeben, habe ich die Ehre, Ihnen im Auftrag meiner 
Regierung folgendes zur Kenntnis zu bringen: 

Die Sowjetregierung nimmt mit Befriedigung von der Erklärung 
des offiziellen Communiques, das nach der Zusammenkunft der eng¬ 
lischen und französischen Minister in London veröffentlicht wurde, 
Kenntnis, die besagt, daß diese Zusammenkunft den Zweck hatte, „den 
Fortschritt des Friedens in der Welt durch eine engere europäische Zu- 
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sammenarbeit zu fördern“ und „die Tendenzen, die die Kriegsgefahren 
vermehren könnten, in Schach zu halten“. 

Die Sowjetregierung ist seit langem zu folgender Ansicht gelangt: 
Angesichts der Unmöglichkeit, die völlige Abrüstung zu verwirklichen, 
und angesichts der Schwierigkeiten der Kontrolle der Rüstungsbegren¬ 
zung besteht das einzige Mittel, gegen die drohende konkrete Gefahr 
eines neuen bewaffneten Zusammenstoßes zu wirken, in einem System 
von Regionalpakten, die dazu angetan sind, den Staaten, die ernsthaft 
willens sind, diese Gefahr zu beschwören, gegenseitigen Beistand zu 
garantieren. 

Es gereicht daher der Sowjetregierung zur Genugtuung, durch das 
erwähnte Communique zu erfahren, daß die französischen und engli¬ 
schen Minister ein System von Pakten dieser Art planen, die allen Staa¬ 
ten Europas und vor allem an seinen verwundbarsten Stellen die Sicher¬ 
heit garantieren. Sie betrachtet die Tatsache als einen Fortschritt, daß 
die Londoner Zusammenkunft dazu geführt hat, für die Fälle, die von 
offiziellen Pakten vorgesehen sind, die Notwendigkeit anzuerkennen, 
einem Lande, das Opfer eines Angriffes ist, unverzüglich zu Hilfe zu 
kommen. 

Die Sowjetregierung ist geneigt, in der Tatsache, daß das Londoner 
Communique ein einziges Schema aufgestellt hat, das verschiedene Re¬ 
gionen Europas umfaßt, die Anerkennung des Prinzips der gegenseiti¬ 
gen Abhängigkeit alles dessen zu sehen, was die Aufrechterhaltung des 
Friedens in allen diesen Gebieten angeht, eine Anerkennung, die aus der 
Unmöglichkeit erwächst, unter den gegenwärtigen Umstanden einen 
Krieg zu lokalisieren, der an irgendeinem Punkte Europas ausbrechen 
würde. Die Sowjetregierung ist daher aus diesen Gründen der Meinung, 
daß das Ziel, das anläßlich der Londoner Besprechungen aufgestellt 
wurde, nämlich die „Organisation der Sicherheit in Europa“, durch die 
Verwirklichung all der Regionalpakte und Abkommen erreicht werden 
kann, die in dem Londoner Communique angegeben sind, daß dagegen 
die Vernachlässigung des einen oder des anderen Abkommens weit davon 
entfernt wäre, der Befestigung der „Aussichten des Friedens“ zu die¬ 
nen, sondern vielmehr dazu angetan wäre, als ein offener Anreiz zu 
einer Verletzung des Friedens in der fraglichen Region aufgefaßt zu 
werden. 

Die Sowjetregierung möchte annehmen, daß dies auch die Meinung 
der Verfasser des offiziellen Communiques ist und daß das regionale 
Abkommen, das zwischen einigen Staaten vor der Londoner Zusammen¬ 
kunft abgeschlossen worden ist, dadurch keinen Abbruch erleiden, son¬ 
dern in den Londoner Vereinbarungen Unterstützung finden wird. 

Nach dem Londoner .Abkommen scheint es möglich, festzustellen, daß 
die Überzeugung von der Notwendigkeit, so schnell wie möglich wirksame 
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Maßnahmen zur Ausschaltung jeglichen militärischen Angriffes durch 
einen Pakt zu gegenseitigem Beistand zu treffen, von vier der größten 
Staaten Europas aktiv unterstützt wird, und zwar von Frankreich, Groß¬ 
britannien, Italien und der Union der Sowjetrepubliken, außerdem von 
der Kleinen Entente und der Balkanentente, Ländern mit einer Einwoh¬ 
nerzahl von zusammen 365 Millionen oder 70% der Gesamteinwohner¬ 
zahl Europas. 

Es steht außer Zweifel, daß die überwältigende Mehrzahl der übri¬ 
gen Länder Europas allem, was zur Konsolidierung des Friedens unter¬ 
nommen wird, mit Sympathie gegenübersteht, und daß daher die vor¬ 
handene Tendenz, „die Kriegsgefahr zu vergrößern“, nur eine verhält¬ 
nismäßig geringe Zahl von Anhängern hat. Bei dieser Lage der Dinge 
ist es kaum anzunehmen, daß eine so bedeutende Majorität der Länder 
Europas, die von dem gleichen Ziel beseelt und in ihrem Kampf für 
den Frieden solidarisch sind, nicht in der Lage sein sollte, die Aufgabe 
der Konsolidierung des Friedens, die sie sich gestellt haben, vermittels 
der Maßnahmen, die sie für nötig und richtig erkannt haben, zu lösen. 

Indem sie das Abkommen von London unter der Voraussetzung, 
daß es im Sinne der obigen Ausführungen ganz und ungeteilt in Kraft 
tritt, begrüßt, gibt die Sowjetregierung der Hoffnung Ausdruck, daß 
es vollständig und mit dem nötigen Nachdruck in die Tat umgesetzt 
werden wird. 


DEUTSCHLANDS WEHRFREIHEIT 

Die deutsche Antwort auf das Londoner Communiquö hatte Einzelbe¬ 
sprechungen zwischen den Regierungen vorgeschlagen, um den Boden für 
eine Vereinbarung über die Vorschläge des Communiques zu sondieren. Der 
Anfang sollte mit Besprechungen zwischen der englischen und deutschen Re¬ 
gierung gemacht werden . Ursprünglich auf Anfang März festgesetzt , mußten 
diese Besprechungen wegen einer Erkältung verschoben werden, die sich 
Adolf Hitler bei der Feier zur Wiedervereinigung der Saar mit Deutschland 
zugezogen hatte. 

Inzwischen hatten die Dinge aber einen überstürzten Verlauf ge¬ 
nommen. Die Weltrüstung erlebte binnen weniger Wochen große entschei¬ 
dende Fortschritte. Sowjetrußland hatte bereits einen Heeresstand verkün¬ 
det , der nahezu an der Grenze einer Million lag. Italien schritt auf dem 
Wege weiter , den der italienische Regierungschef für Italien vorgezeichnet 
hatte, „eine militärische , ja militaristische Nation zu werden *. Am 26. 2. 
1935 erfolgte die erste Mobilisierung im Zusammenhang mit dem abessini- 
schen Konflikt, die erste in einer Kette von Mobilisierungen, die Italiens 
militärische Stärke in einem schwindelerregenden Tempo erhöhte. Am I. 3. 
1935 legte die französische Regierung ein neues Wehrgesetz vor und am 
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gleichen Tage eröffnete Marschall Petain mit einem Aufsatz in der „Revue 
des deux mondes ‘ den Feldzug für die Verlängerung der Dienstzeit des fran¬ 
zösischen Heeres. 

Am 4. 3. 1935 wurde das englische Weißbuch veröffentlicht*), das 
tragischste Dokument der Nachkriegsgeschichte, wie es Snowden nannte, 
das in der englischen Wehrgeschichte Epoche machte. Das Weißbuch 
selbst , in dem die Vorschläge eines bedeutsamen Umbaues der englischen 
Streitkräfte zu Wasser , Land und in der Luft enthalten sind, nahm vorwie¬ 
gend die deutsche Rüstung zum Anlaß, so daß die „Times“ schreiben konn¬ 
ten, daß die Rüstungslage der Welt „in der Tat objektiver hätte dargestellt 
werden können \ In der Debatte des Unterhauses vom 11./12.3. 1935 und in 
der Diskussion des Oberhauses vom 13. 3. 1935 wurde dann aber schon eher 
ein Bild der Weltrüstung insgesamt entwickelt. Das Weißbuch Englands war 
als „Erklärung“ der Regierung Seiner Majestät zu den Berliner Verhandlun¬ 
gen gedacht. Es war Englands „vollzogene Tatsache“, mit der Großbritannien 
in die Verhandlungen eintrat. In einer Erklärung vor dem Unterhaus lehnte 
der englische Außenminister Sir John Simon den Vorschlag als nicht ernst 
zu nehmen ab, das Weißbuch bis nach dem Abschluß der Verhandlungen 
zurückzuziehen. Der Anfang war gemacht, durch „Erklärungen der Tat“ un¬ 
umstößliche Tatsachen für die kommenden Verhandlungen zu schaffen. Am 
16. 3. hat denn auch Deutschland seine Erklärung vor und nicht nach den 
Verhandlungen abgegeben. Am 16. 3. 1935 fand in der französischen Kam¬ 
mer die Debatte über das Gesetz zur Verlängerung der Dienstzeit statt. 

Am 16. 3. 1935 setzte dann die Verkündigung der deutschen 
Wehrpflicht den Schlußstrich unter einen Abschnitt der europäischen 
Nachkriegsgeschichte, nachdem der General der Flieger Hermann Göring 
am 11. 3. 1935 Erklärungen über die Organisation der deutschen Luftflotte 
abgegeben hatte. Die Kundgebung der deutschen Regierung berief sich auf 
die Mahnung des Lordpräsidenten des Rates Stanley Baldwin in der Unter¬ 
hausdebatte vom November 193ä, Deutschland möge das Programm seiner 
Rüstungen offenlegen. Die deutsche Regierung wollte mit ihrem Akt die 
phantastischen Übertreibungen über Deutschlands Rüstung zerstreuen. Die 
Epoche der Zweideutigkeit und Unklarheit war in der Tat zu Ende. Mit der 
Erklärung, daß das deutsche Volk und die Welt wissen solle, daß Deutsch¬ 
lands Sicherheit nunmehr auf der eigenen Kraft ruhe, wurde die Epoche 
abgeschlossen, die die Sicherheit Europas, seiner Nationen und Deutschlands 
allein auf ein großartiges internationales System gründen wollte. Die deut¬ 
sche Regierung hielt das Tor für die Verhandlungen offen. Aber die Tat¬ 
sache blieb unumstößlich, daß die deutsche Sicherheit eine konkrete und 
unmittelbare Verwirklichung (anstatt der indirekten, fernen und vagen Ver¬ 
wirklichung durch ein Kollektivsystem) finden mußte. 


Die Organisation der deutschen Luftwaffe 

Interview des Generals der Flieger Göring vom ii. 3 . ig 35 für den 35 . 
„Daily Mail“ 

DNB. meldet: 

Der Reichsminister der Luftfahrt, General der Flieger, Göring hat 
am ii. 3 . 1935 dem Sonderberichterstatter der „Daily Mail“, Herrn 
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Ward Price, ein Interview gegeben, in dem er zu der Frage der deut¬ 
schen Luftwaffe Stellung nimmt. 

General Göring erklärte: Im Ausbau unserer nationalen Sicherheit 
mußte, wie wir mehrfach der Welt erklärt haben, auch für die Sicher¬ 
heit in der Luft Sorge getragen werden. Ich habe mich hierbei auf das 
notwendigste Maß beschränkt. Die Richtlinie meines Handelns war nicht 
Schaffung einer die anderen Völker bedrohenden Angriffswaffe, sondern 
nur die Errichtung einer militärischen Luftfahrt, stark genug, Angriffe 
auf Deutschland jederzeit abzuwehren. Dies geschah bisher in einem all¬ 
gemeinen Rahmen, insoweit wir nur allgemein von Fliegern gesprochen 
haben, ohne eine scharfe Trennung nach militärischen Gesichtspunkten 
durchzuführen. 

Durch die Englische Regierung ist Deutschland u. a. aufgefordert 
worden, einem Luftpakt beizutreten, einem Pakt, der zum Inhalt hat, 
gemeinsam gegen einen den Frieden störenden Angreifer zur Luft vor¬ 
zugehen, d. h. die eigenen Luftstreitkräfte dem bedrohten Lande zur 
Verfügung zu stellen. So die Forderung Englands. Deutschland, in dem 
Restreben, alles zu tun und überall mitzuwirken, wo der Friede gesichert 
werden kann, hat in seiner Antwortnote einem solchen effektiven Schutz, 
wie ihn die Luftkonvention darstellt, zugestimmt. In dieser Antwortnote 
hat Deutschland England in Aussicht gestellt, daß es bereit sein würde, 
seine Luftstreitkräfte dem bedrohten Lande zu Hilfe zu senden. 

Nachdem die Deutsche Regierung also die Bereitwilligkeit zur Hilfe 
ausgesprochen hatte, war es notwendig, eine klare Trennung inner¬ 
halb der deutschen Luftfahrt durchzuführen, nämlich in der Richtung: 
Welches sind die Luftstreitkräfte, die zur Verfügung gestellt werden 
können? 

Aus dieser Lage heraus wurde die Bestimmung getroffen, wer in¬ 
nerhalb der deutschen Fliegerei künftig zu den Luftstreitkräften gehört 
und wer in Zukunft bei der zivilen Luftfahrt bzw. dem Luftsport zu 
verbleiben hat. Es war notwendig, auch äußerlich diese Begrenzung 
kenntlich zu machen dadurch, daß die Angehörigen der deutschen Luft¬ 
streitkräfte Soldaten im Sinne des Gesetzes wurden, ihre Führer also 
Offiziere. Es handelte sich hierbei aber nur um einen Teil der bisher in 
der allgemeinen deutschen Luftfahrt tätigen Personen. Der Unterschied 
zwischen unseren Luftstreitkräften und der zivilen Luftfahrt geht des¬ 
halb in Zukunft klar und deutlich aus der Verschiedenheit der Rang¬ 
abzeichen, sowie aus der Dienstgradbezeichnung hervor. 

Ich fasse zusammen: Unsere Bereitwilligkeit zum effektiven Schutz 
des Weltfriedens, unsere Zusage, den Bedrängten zu Hilfe zu eilen, 
machte die Heraushebung der militärischen Luftfahrt notwendig, wenn 
unsere Zusage nicht leere Phrase bleiben sollte. 
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Auf die Frage des Berichterstatters über die Unterstellungsverhält¬ 
nisse in der neuen Luftwaffe, ihre Uniformen und ihre Titel antwortete 
der General: 

Die Luftstreitkräfte stehen unter dem Befehl des Reichsministers 
der Luftfahrt, der außerdem auch die Kontrolle der zivilen Luftfahrt 
hat Sein militärischer Titel ist „General der Flieger“. Die Uniform bleibt 
der des Luftsportverbandes ähnlich, wird jedoch durch klare militäri¬ 
sche Rangabzeichen äußerlich kenntlich gemacht. Auch die Titel ent¬ 
sprechen den militärischen Dienstgradbezeichnungen vom Leutnant auf¬ 
wärts bis zum General der Flieger. 

Auf die Frage nach der Ernennung von deutschen Luftfahrtattaches 
bei den deutschen Auslandsmissionen erwiderte General Göring, daß 
dafür die Vorbereitungen noch schweben; auch über die zahlenmäßige 
Stärke der Luftstreitkräfte erklärte er, abschließende Zahlen noch nicht 
nennen zu können. Was ihr prozentuales Verhältnis zu den Luftstreit¬ 
kräften der anderen Mächte anbelangt, so müsse jeder klar und anstän¬ 
dig denkende Mensch einsehen, daß das besonders bedrohte Deutschland 
hier die Zahl beanspruchen müsse, die die absolute Sicherheit des deut¬ 
schen Volkes gewährleisten könne. 

Auf die Frage nach der Rolle der Luftwaffe innerhalb der gesam¬ 
ten Wehrmacht erklärte General Göring im heutigen Zeitpunkt eine klare 
Abschätzung der Lage noch für unmöglich. Fest stehe jedoch, daß die 
Luftwaffe ein integrierender Bestandteil jeder Sicherheit sein müsse und 
ohne Luftwaffe auch Armee und Marine, mögen sie noch so stark sein, 
ohne Nutzen seien. 

Der Berichterstatter fragte zum Schluß, ob die deutsche Luftwaffe 
imstande sein werde, Angriffe auf Deutschland abzuwehren. Hier er¬ 
widerte General Göring wörtlich: „Von dem Gefühl, das Vaterland bis 
zum letzten Einsatz zu verteidigen, ist die deutsche Luftwaffe ebenso 
leidenschaftlich durchdrungen, wie sie andererseits überzeugt ist, daß 
sie niemals dafür eingesetzt werden wird, den Frieden anderer Völker 
zu bedrohen.“ 


Die Wiederherstellung der deutschen Wehrhoheit 

Gesetz über den Aufbau der deutschen Wehrmacht vom 16. 3 . iq 35 

Die Reichsregierung hat folgendes Gesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 

§ i. 

Der Dienst in der Wehrmacht erfolgt auf der Grundlage der allge¬ 
meinen Wehrpflicht. 


36. 
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§ 3 - 

Das deutsche Friedensheer einschließlich der überführten Truppen¬ 
polizei gliedert sich in 12 Korpskommandos und 36 Divisionen. 

§ 3. 

Die ergänzenden Gesetze über die Regelung der allgemeinen Wehr¬ 
pflicht sind durch den Reichs weh rminister dem Reichsministerium vor¬ 
zulegen. 

Berlin, den 16. März 1935. 

Unterschriften des Führers 
und sämtlicher Mitglieder des Reichskabinetts. 


Die deutsche Wehrfreiheit 

37 . Aufruf der deutschen Reichsregierung vom 16. 3 . 1935 zur Wieder¬ 
herstellung der deutschen Wehrpflicht 

An das deutsche Volk! 

Als im November 1918 das deutsche Volk — vertrauend auf die in 
den i 4 Punkten Wilsons gegebenen Zusicherungen — nach viereinhalb¬ 
jährigem ruhmvollen Widerstand in einem Kriege, dessen Ausbruch es 
nie gewollt hatte, die Waffen streckte, glaubte es, nicht nur der ge¬ 
quälten Menschheit, sondern auch einer großen Idee an sich einen Dienst 
erwiesen zu haben. Selbst am schwersten leidend unter den Folgen dieses 
wahnsinnigen Kampfes, griffen die Millionen unseres Volkes gläubig 
nach dem Gedanken einer Neugestaltung der Völkerbeziehungen, die durch 
die Abschaffung der Geheimnisse diplomatischer Kabinettspolitik einer¬ 
seits sowie der schrecklichen Mittel des Krieges anderseits veredelt wer¬ 
den sollten. Die geschichtlich härtesten Folgen einer Niederlage erschienen 
vielen Deutschen damit geradezu als notwendige Opfer, um einmal für 
immer die Welt von ähnlichen Schrecknissen zu erlösen. 

Die Idee des Völkerbundes hat vielleicht in keiner Nation eine hei¬ 
ßere Zustimmung erweckt als in der von allem irdischen Glück ver¬ 
lassenen deutschen. Nur so war es verständlich, daß die in manchem 
geradezu sinnlosen Bedingungen der Zerstörung jeder Wehrvorausset¬ 
zung und Wehrmöglichkeit im deutschen Volke nicht nur angenommen, 
sondern von ihm auch erfüllt worden sind. Das deutsche Volk und in 
Sonderheit seine damaligen Regierungen waren überzeugt, daß durch die 
Erfüllung der im Versailler Vertrag vorgeschriebenen Entwaffnungs¬ 
bestimmungen entsprechend der Verheißung dieses Vertrages der Beginn 
einer internationalen allgemeinen Abrüstung eingeleitet und garantiert 
sein würde. Denn nur in einer solchen zweiseitigen Erfüllung dieser ge- 
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stellten Aufgabe des Vertrages konnte die moralische und vernünftige 
Berechtigung für eine Forderung liegen, die einseitig auf erlegt und 
durchgeführt zu einer ewigen Diskriminierung und damit Minderwertig- 
keitserklärung einer großen Nation werden mußte. 

Damit aber konnte ein solcher Friedensvertrag niemals die Voraus¬ 
setzung für eine wahrhafte innere Aussöhnung der Völker und einer da¬ 
durch herbeigeführten Befriedung der Welt, sondern nur für die Auf¬ 
richtung eines ewig weiterzehrenden Hasses sein. 

Deutschland hat die ihm auferlegten Abrüstungsverpflichtungen 
nach den Feststellungen der Interalliierten Kontroll-Kommission erfüllt. 
Folgendes waren die von dieser Kommission bestätigten Arbeiten der 
Zerstörung der deutschen Wehrkraft und ihrer Mittel: 

A. Heer 

59897 Geschütze und Rohre. i 3 o 558 Maschinengewehre, 3 i 470 
Minenwerfer und Rohre, 6007000 Gewehre und Karabiner, 243937 
MG-Läufe, 28001 Lafetten, 4390 MW-Lafetten, 38760000 Geschosse, 
i 6 55 oooo Hand- und Gewehrgranaten, 6 o 4 ooooo scharfe Zünder, 
491000000 Handwaffenmunition, 335 ooo to Geschoßhülsen, 23 5 i 5 
to Kartusch-Patronenhülsen, 37 600 to Pulver, 79 5 oo Munitionsleeren, 
212000 Fernsprecher, 1072 Flammenwerfer, 3 i Panzerzüge, 5 g Tanks, 
1762 Beobachterwagen, 8982 drahtlose Stationen, 1240 Feldbäckereien, 
2199 Pontons, 981,7 to Ausrüstungsstücke für Soldaten, 8 2 3 o 35 o Sack 
Ausrüstungsstücke für Soldaten, 7300 Pistolen und Revolver, 180 MG- 
Schlitten, 21 fahrbare Werkstätten, 12 Flak-Geschützwagen, 11 Protzen, 
64 000 Stahlhelme, 174000 Gasmasken, 2Öoo Maschinen der ehema¬ 
ligen Kriegsindustrie, 8000 Gewehrläufe. 

B. Luft 

16714 Jagd- und Bombenflugzeuge, 27767 Flugzeugmotore. 

C. Marine 

Zerstörtes, abgewracktes, versenktes oder ausgeliefertes Kriegsschiff¬ 
material der Marine: 26 Großkampfschiffe, 4 Küstenpanzer, 4 Panzer¬ 
kreuzer, 19 kleine Kreuzer, 21 Schul- und Spezialschiffe, 83 Torpedo¬ 
boote, 3 i 5 U-Boote. 

Ferner unterlagen der Zerstörungspflicht: 

Fahrzeuge aller Art, Gaskampf- und zum Teil Gasschutzmittel, 
Treib- und Sprengmittel, Scheinwerfer, Visiereinrichtungen, Entfernungs¬ 
und Schallmeßgerät, optische Geräte aller Art, Pferdegeschirr, Schmal¬ 
spurgerät, Felddruckereien, Feldküchen, Werkstätten, Hieb- und Stich¬ 
waffen, Stahlhelme, Munitionstransportmaterial, Normal- und Spezial¬ 
maschinen der Kriegsindustrie sowie Einspannvorrichtungen, Zeichnun¬ 
gen dazu, Flugzeug- und Luftschiffhallen usw. 

Nach dieser geschichtlich beispiellosen Erfüllung eines Vertrages 
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hatte das deutsche Volk ein Anrecht, die Einlösung der eiugegangenen 
Verpflichtungen auch von der anderen Seite zu erwarten. 

Denn: 

1. Deutschland hatte abgerüstet. 

2. Im Friedensvertrag war ausdrücklich gefordert worden, daß 
Deutschland abgerüstet werden müsse, um damit die Voraussetzung für 
eine allgemeine Abrüstung zu schaffen, d. h. es war damit behauptet, 
daß nur in Deutschlands Rüstung allein die Begründung für die Rüstung 
der anderen Länder läge. 

3 . Das deutsche Volk war sowohl in seinen Regierungen als auch 
in seinen Parteien damals von einer Gesinnung erfüllt, die den pazifi¬ 
stisch-demokratischen Idealen des Völkerbundes und seiner Gründer rest¬ 
los entsprach. Während aber Deutschland als die eine Seite der Ver¬ 
tragschließenden seine Verpflichtungen erfüllt hatte, unterblieb die Ein¬ 
lösung der Verpflichtung der zweiten Vertragsseite. Das heißt: Die Ho¬ 
hen Vertragschließenden der ehemaligen Siegerstaaten haben sich ein¬ 
seitig von den Verpflichtungen des Versailler Vertrages gelöst! 

Allein nicht genügend, daß jede Abrüstung in einem irgendwie mit 
der deutschen Waffenzerstörung vergleichbaren Maße unterblieb, nein: es 
trat nicht einmal ein Stillstand der Rüstungen ein, ja, im Gegenteil, es 
wurde endlich die Aufrüstung einer ganzen Reihe von Staaten offensicht¬ 
lich. Was im Kriege an neuen Zerstörungsmaschinen erfunden wurde, 
erhielt nunmehr im Frieden in methodisch-wissenschaftlicher Arbeit die 
letzte Vollendung. Auf dem Gebiet der Schaffung mächtiger Landpanzer 
sowohl als neuer Kampf- und Bombenmaschinen fanden ununterbro¬ 
chene und schreckliche Verbesserungen statt. Neue Riesengeschütze wur¬ 
den konstruiert, neue Spreng-, Brand- und Gasbomben entwickelt. 

Die Welt aber hallte seitdem wider vom Kriegsgeschrei, als ob nie¬ 
mals ein Weltkrieg gewesen und ein Versailler Vertrag geschlossen wor¬ 
den wäre. 

Inmitten dieser hochgerüsteten und sich immer mehr der modern¬ 
sten motorisierten Kräfte bedienenden Kriegsstaaten war Deutschland ein 
machtmäßig leerer Raum, jeder Drohung und jeder Bedrohung jedes 
einzelnen wehrlos ausgeliefert. Das deutsche Volk erinnert sich des Un¬ 
glücks und Leides von 1 5 Jahren wirtschaftlicher Verelendung, politi¬ 
scher und moralischer Demütigung. 

Es war daher verständlich, wenn Deutschland laut auf die Einlösung 
des Versprechens auf Abrüstung der anderen Staaten zu drängen be¬ 
gann. Denn dieses ist klar: 

Einen hundertjährigen Frieden würde die Welt nicht nur ertragen, 
sondern er müßte ihr von unermeßlichem Segen sein. Eine hundert¬ 
jährige Zerreißung in Sieger und Besiegte aber erträgt sie nicht. 

Die Empfindung über die moralische Berechtigung und Notwendig- 
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keit einer internationalen Abrüstung war aber nicht nur in Deutschland, 
sondern auch innerhalb vieler anderer Völker lebendig. Aus dem Drän¬ 
gen dieser Kräfte entstanden die Versuche, auf dem Wege von Konfe¬ 
renzen eine Rüstungsverminderung und damit eine internationale allge¬ 
meine Angleichung auf niederem Niveau in die Wege leiten zu wollen. 

So entstanden die ersten Vorschläge internationaler Rüstungsabkom¬ 
men, von denen wir als bedeutungsvollen den Plan MacDonalds in Er¬ 
innerung haben. 

Deutschland war bereit, diesen Plan anzunehmen und zur Grund¬ 
lage von abschließenden Vereinbarungen zu machen. 

Er scheiterte an der Ablehnung durch andere Staaten und wurde 
endlich preisgegeben. Da unter solchen Umständen die dem deutschen 
Volke und Reiche in der Dezember-Erklärung 1932 feierlich zugesicherte 
Gleichberechtigung keine Verwirklichung fand, sah sich die neue Deut¬ 
sche Reichsregierung als Wahrerin der Ehre und der Lebensrechte des 
deutschen Volkes außerstande, noch weiterhin an solchen Konferenzen 
teilzunehmen oder dem Völkerbunde anzugehören. 

Allein auch nach dem Verlassen Genfs war die Deutsche Regierung 
dennoch bereit, nicht nur Vorschläge anderer Staaten zu überprüfen, 
sondern auch eigene praktische Vorschläge zu machen. Sie übernahm 
dabei die von den anderen Staaten selbst geprägte Auffassung, daß die 
Schaffung kurzdienender Armeen für die Zwecke des Angriffs ungeeig¬ 
net und damit für die friedliche Verteidigung anzuempfehlen sei. 

Sie war daher bereit, die langdienende Reichswehr nach dem 
Wunsche der anderen Staaten in eine kurzdienende Armee zu verwan¬ 
deln. Ihre Vorschläge vom Winter 1 933/34 waren praktische und durch¬ 
führbare. Ihre Ablehnung sowohl als die endgültige Ablehnung der ähn¬ 
lich gedachten italienischen und englischen Entwürfe ließen aber darauf 
schließen, daß die Geneigtheit zu einer nachträglichen sinngemäßen 
Erfüllung der Versailler Abrüstungsbestimmungen auf der anderen Seite 
der Vertragspartner nicht mehr bestand. 

Unter diesen Umständen sah sich die Deutsche Regierung veranlaßt, 
von sich aus jene notwendigen Maßnahmen zu treffen, die eine Beendi¬ 
gung des ebenso unwürdigen wie letzten Endes bedrohlichen Zustandes 
der ohnmächtigen Wehrlosigkeit eines großen Volkes und Reiches ge¬ 
währleisten konnten. 

Sie ging dabei von denselben Erwägungen aus, denen Minister 
Baldwin in seiner letzten Rede so wahren Ausdruck verlieh: 

„Ein Land, das nicht gewillt ist, die notwendigen Vorsichtsmaßnah¬ 
men zu seiner eigenen Verteidigung zu ergreifen, wird niemals Macht in 
dieser Welt haben, weder moralische noch materielle Macht." 

Die Regierung des heutigen Deutschen Reiches aber wünscht nur 
eine einzige moralische und materielle Macht, es ist die Macht, für das 
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Reich und damit wohl auch für ganz Europa den Frieden wahren zu 
können. 

Sie hat daher auch weiterhin getan, was in ihren Kräften stand und 
zur Förderung des Friedens dienen konnte. 

1. Sie hat all ihren Nachbarstaaten schon vor langer Zeit den Ab¬ 
schluß von Nichtangriffspakten angetragen. 

2. Sie hat mit ihrem östlichen Nachbarstaat eine vertragliche Rege¬ 
lung gesucht und gefunden, die dank des großen entgegenkommenden 
Verständnisses, wie sie hofft, für immer die bedrohliche Atmosphäre, die 
sie bei ihrer Machtübernahme vorfand, entgiftet hat und zu einer dauern¬ 
den Verständigung und Freundschaft der beiden Völker führen wird. 

3 . Sie hat endlich Frankreich die feierliche Versicherung gegeben, 
daß Deutschland nach der erfolgten Regelung der Saarfrage nunmehr 
keine territorialen Forderungen mehr an Frankreich stellen oder erheben 
wird. Sie glaubt damit, in einer geschichtlich seltenen Form die Vor¬ 
aussetzung für die Beendigung eines jahrhundertelangen Streites zwi¬ 
schen zwei großen Nationen durch ein schweres politisches und sach¬ 
liches Opfer geschaffen zu haben. 

Die Deutsche Regierung muß aber zu ihrem Bedauern ersehen, daß 
seit Monaten eine sich fortgesetzt steigernde Aufrüstung der übrigen 
Welt stattfindet. Sie sieht in der Schaffung einer sowjetrussischen Armee 
von ioi Divisionen, d. h. 960000 Mann zugegebener Friedens-Präsenz¬ 
stärke, ein Element, das bei der Abfassung des Versailler Vertrages nicht 
geahnt werden konnte. 

Sie sieht in der Forcierung ähnlicher Maßnahmen in den anderen 
Staaten weitere Beweise der Ablehnung der seinerzeit proklamierten Ab¬ 
rüstungsidee. Es liegt der Deutschen Regierung fern, gegen irgendeinen 
Staat einen Vorwurf erheben zu wollen. Aber sie muß heute feststellen, 
daß durch die nunmehr beschlossene Einführung der zweijährigen 
Dienstzeit in Frankreich die gedanklichen Grundlagen der Schaffung 
kurzdienender Armeen zugunsten einer langdienenden Organisation auf¬ 
gegeben worden sind. 

Dies war aber mit ein Argument für die seinerzeit von Deutschland 
geforderte Preisgabe seiner Reichswehr. 

Die Deutsche Regierung empfindet es unter diesen Umständen als 
eine Unmöglichkeit, die für die Sicherheit des Reiches notwendigen Maß¬ 
nahmen noch länger auszusetzen oder gar vor der Kenntnis der Mitwelt 
zu verbergen. 

Wenn sie daher dem in der Rede des englischen Ministers Baldwin 
am 28. November 1 g 34 ausgesprochenen Wunsch nach einer Aufhellung 
der deutschen Absichten nunmehr entspricht, dann geschieht es: 

1. um dem deutschen Volk die Überzeugung und den anderen Staa¬ 
ten die Kenntnis zu geben, daß die Wahrung der Ehre und Sicherheit 
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des Deutschen Reiches von jetzt ab wieder der eigenen Kraft der deut¬ 
schen Nation anvertraut wird; 

2. um durch die Fixierung des Umfanges der deutschen Maßnah¬ 
men jene Behauptungen zu entkräften, die dem deutschen Volke das 
Streben nach einer militärischen Hegemoniestellung in Europa unter¬ 
schieben wollen. 

Was die Deutsche Regierung als Wahrerin der Ehre und der Inter¬ 
essen der deutschen Nation wünscht, ist, das Ausmaß jener Machtmittel 
sicherzustellen, die nicht nur für die Erhaltung der Integrität des Deut¬ 
schen Reiches, sondern auch für die internationale Respektierung und 
Bewertung Deutschlands als eines Mitgaranten des allgemeinen Friedens 
erforderlich sind. 

Denn in dieser Stunde erneuert die Deutsche Regierung vor dem 
deutschen Volk und vor der ganzen Welt die Versicherung ihrer Ent¬ 
schlossenheit, über die Wahrung der deutschen Ehre und der Freiheit 
des Reiches nie hinauszugehen und insbesondere in der nationalen deut¬ 
schen Aufrüstung kein Instrument kriegerischen Angriffs, vielmehr aus¬ 
schließlich der Verteidigung und damit der Erhaltung des Friedens bil¬ 
den zu wollen. 

Die Deutsche Reichsregierung drückt dabei die zuversichtliche Hoff¬ 
nung aus, daß es dem damit wieder zu seiner Ehre zurückfindenden 
deutschen Volke in unabhängiger gleicher Berechtigung vergönnt sein 
möge, seinen Beitrag zu leisten zur Befriedung der Welt in einer freien 
und offenen Zusammenarbeit mit den anderen Nationen und ihren Re¬ 
gierungen. 


PROTESTE UND VOLLZOGENE TATSACHEN 

Nach der Verkündigung der deutschen Wehrhoheit hatte Deutschland 
noch den Weg durch die internationale „Krise“ zu finden, die Deutschlands 
Schritt selbst hervorrief, um ins Freie zu gelangen . England — ein einheit¬ 
licher Protestschritt der Mächte erfolgte nicht — ging mit seiner Protestnote 
voran. Die englische Regierung protestierte gegen die „Einseitigkeit“ 
des deutschen Schrittes, erhob Einwendungen gegen die Zahlengrößen der 
deutschen Rüstung, die eine Vereinbarung über die internationalen Rüstungen 
äußerst erschwerten. Die Note zerriß aber die Fäden der Verhandlungen 
nicht. Sie enthielt die Anfrage, ob die deutsche Regierung weiterhin geivillt 
sei, Verhandlungen in der Art und in dem Umfang, wie sie nach dem Lon¬ 
doner CommuniquS vereinbart wurden, zu pflegen. Die deutsche Regierung 
beantwortete diese Anfrage in bejahendem Sinne. Auch die Unterhausdebatte, 
die am 21. 3. 1935 über den deutschen Schritt stattfand, und die Erklärung 
Sir John Simons dabei, vermied die große advokatorische Anklage, die 
Frankreichs Haltung kennzeichnete. Sir John wiederholte die Verwahrung der 
Regierung Seiner Majestät gegen die Verkündigung der deutschen Wehrpflicht 
und beklagte, daß die Zahlen des deutschen Wehrgesetzes alle bisherigen Be - 
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rechnungen zerstören würden. An dem Besuch in Berlin aber hielt er fest; 
der Gegensatz sollte nicht zum Abgrund werden. 

Eine Verschärfung erfuhr jedoch die internationale Lage durch den 
Beschluß der französischen Regierung, den Völkerbund an¬ 
zurufen , um so Deutschland gleichsam in den Anklagezustand zu versetzen. 
Die Rede, die der französische Ministerpräsident F lan d i n am 20. 3. 1935 
im Senat hielt, war ein Sturzbach der Anklage und wühlte die ganze Ver¬ 
gangenheit der deutsch-französischen Beziehungen auf. Wie immer die bri¬ 
tische Regierung zu dem Schritt Frankreichs, der Deutschland vor einem 
europäischen Tribunal aburteilen lassen wollte, stand , sie mußte folgen. Die 
öffentliche Meinung Großbritanniens dagegen verriet mannigfache Zeichen 
der Unruhe. Die ,,Times" erklärten , der französische Schritt sei auf das 
tiefste zu bedauern. Eine Gruppe von Abgeordneten unter Führung von Sir 
Austen Chamberlai n, die eine andere Strömung englischer Politik 
verkörperte, hielt den Artikel für wichtig genug, um gegen ihn in einem 
Brief an die „Times 1 Protest zu erheben. Der ,.Prozeß“ nahm seinen Lauf; 
um die moralische Gültigkeit seines Spruches aber wurde gerungen. 

Am 21. 3. 1935 überreichten dann Frankreich und Italien ihre Pro¬ 
testnoten. Die französische Note endigt mit der Versicherung, „un¬ 
ter keinen Umständen in irgendwelchen Verhandlungen sich damit abzufin¬ 
den, daß einseitige, unter Verletzung internationaler Verpflichtungen ergrif¬ 
fene Maßregeln als zu Recht anerkannt werden*. Auch der italieni¬ 
sche Protest sprach davon , die neue Sachlage „nicht einfach als gege¬ 
ben hinnehmen zu können*. Die deutsche Regierung wies die Pro¬ 
teste der beiden Staaten zurück. 

Am 23. 3. 1935 fand in Paris eine Besprechung der drei West¬ 
mächte zwischen Außenminister Laval, Lordsiegelbewahrer Eden und dem 
italienischen Staatssekretär des Äußeren Suvich statt. Auf der Tagung wurde 
beschlossen, für den 11. 4. 1935 eine Begegnung der Regierungschefs und 
Außenminister der drei Westmächte in Stresa anzusetzen. Inzwischen sollten 
aber die informativen Besuche des englischen Außenministers und des Lord¬ 
siegelbewahrers vor sich gehen. Unwahrscheinlich wie es war, daß die In¬ 
formationen der beiden englischen Staatsmänner das Bild der europäischen 
Situation verändern würden, war der Entschluß, zuerst diese Besuche statt¬ 
finden zu lassen, eine Geste, eine Geste nämlich zugunsten einer Politik, die 
die Brücken nicht vollends abbrechen wollte. Außenminister Laval mußte 
schon in seiner Erklärung vor der französischen Kammer am 22. 3. 1935 
feststellen, daß Frankreich seine Karte nicht forcieren könne, da eine Karte 
noch kein Spiel sei, und daß Frankreich Freundschaften wahren und pfle¬ 
gen müsse. Immerhin rief am 23. 3. 1935 Italien als „Vorbeugungsmaß- 
regeV* den Jahrgang 1911 unter die Fahnen, und Frankreich traf seiner¬ 
seits gewisse militärische Maßregeln. 


Protest und Verhandlungsbereitschaft Großbritanniens 

38 . Note der englischen Regierung vom 18. 3 . ig 35 an die deutsche 
Reichsregierung 

i. Ich beehre mich, Ihnen im Aufträge des Staatssekretärs für Aus¬ 
wärtige Angelegenheiten Seiner Majestät mitzuteilen, daß sich die Re- 
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gierung Seiner Majestät in dem Vereinigten Königreich genötigt sieht, 
der Deutschen Regierung ihren Protest gegen die von ihr am 16. März 
verkündete Entscheidung zu übermitteln, die allgemeine Wehrpflicht ein¬ 
zuführen und den Friedensrahmen des deutschen Heeres auf 36 Divi¬ 
sionen zu erhöhen. Nach der Bekanntgabe einer deutschen Luftmacht 
ist eine solche Erklärung ein weiteres Beispiel für eine einseitige Aktion, 
die, ganz abgesehen von der grundsätzlichen Seite der Frage, geeignet 
ist, die Unruhe in Europa in ernster Weise zu erhöhen. Der Vorschlag 
einer englisch-deutschen Zusammenkunft, die in einer Woche stattfin- 
den sollte, ergab sich aus dem Inhalt des englisch-französischen Com- 
muniques vom 3 . Februar und der deutschen Antwort vom i 4 - Februar, 
die durch weitere Besprechungen zwischen der Regierung Seiner Maje¬ 
stät und der Deutschen Regierung ergänzt worden sind. Die Regierung 
Seiner Majestät hält es für notwendig, auf den Inhalt dieser Dokumente 
besonders hinzuweisen. 

2. Das Londoner Communique vom 3 . Februar stellte einerseits 
fest, daß vertraglich begrenzte Rüstungen nicht durch einseitige Aktion 
abgeändert werden können, erklärte aber andererseits, daß die Britische 
und die Französische Regierung zu einer allgemeinen Regelung geneigt 
seien, über die zwischen Deutschland und den anderen Mächten frei ver¬ 
handelt werden solle. Diese allgemeine Regelung sollte über die Organi¬ 
sation der Sicherheit in Europa nach den in dem Communique angege¬ 
benen Richtlinien Bestimmungen treffen und gleichzeitig Rüstungsverein¬ 
barungen festlegen, die für Deutschland die einschlägigen Bestimmungen 
des Teiles V des Versailler Vertrages ersetzen sollten. Das Communique 
führte weiter aus, es sei als Teil der ins Auge gefaßten allgemeinen 
Regelung anzusehen, daß Deutschland seine aktive Mitgliedschaft im 
Völkerbund wieder aufnehme, und skizzierte schließlich den Inhalt eines 
Luftpaktes zwischen den Locamomächten, der als ein Abschreckungs¬ 
mittel gegen Angriffe wirken und Sicherheit vor plötzlichen Luftüber¬ 
fällen gewährleisten sollte. 

3 . Die Antwort der Deutschen Regierung zehn Tage später begrüßte 
den Geist freundschaftlichen Vertrauens, den das englisch-französische 
Communique zum Ausdruck brachte, und stellte in Aussicht, daß die 
Deutsche Regierung die in dem ersten Teil des Londoner Communiques 
enthaltenen Fragen einer eingehenden Prüfung unterziehen werde. Sie 
bemerkte zustimmend, daß der in dem Communique zum Ausdruck ge¬ 
brachte Geist freier Verhandlungen zwischen souveränen Staaten allein 
zu dauerhaften internationalen Regelungen auf dem Gebiete der Rüstun¬ 
gen führen könne. Im besonderen begrüßte sie den Vorschlag über einen 
Luftpakt. Die deutsche Antwort endete mit der Erklärung, daß die Deut¬ 
sche Regierung es vor Eingehen auf die vorgeschlagenen Verhandlungen 
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für erwünscht halte, in Einzelbesprechungen mit den in Frage kommen¬ 
den Regierungen eine Anzahl von grundsätzlichen Vorfragen zu klären. 
Zu diesem Zweck lud sie die Regierung Seiner Majestät ein, mit der 
Deutschen Regierung in einen unmittelbaren Gedankenaustausch ein¬ 
zutreten. 

4 . Da die Regierung Seiner Majestät sich vergewissern wollte, daß 
hinsichtlich des Umfanges und des Zweckes der vorgeschlagenen eng¬ 
lisch-deutschen Unterhaltung kein Mißverständnis bestehe, richtete sie 
am 21. Februar an die Deutsche Regierung eine weitere Anfrage, auf 
die diese am folgenden Tage antwortete. Das Ergebnis war eine end¬ 
gültige Übereinstimmung zwischen den beiden Regierungen, daß der 
Zweck der beabsichtigten Zusammenkunft sein sollte, die Unterhaltung 
über alle in dem englisch-französischen Communique behandelten Fra¬ 
gen ein Stück weiter zu führen. Auf dieser Basis hat sich die Regierung 
Seiner Majestät darauf vorbereitet, den von der Deutschen Regierung 
vorgeschlagenen Besuch in Berlin auszuführen. 

5 . Was ins Auge gefaßt war, war also „eine allgemeine frei zwi¬ 
schen Deutschland und den anderen Mächten zu vereinbarende Regelung“ 
und „Vereinbarungen über Rüstungen, die für Deutschland die Bestim¬ 
mungen von Teil V des Versailler Vertrages ersetzen sollten“. Dies ist 
stets das Ziel der Politik der Regierung Seiner Majestät gewesen, und auf 
die Erreichung des Zieles hat diese alle ihre Bemühungen in Genf und 
sonstwo gerichtet; aber das Zustandekommen einer umfassenden Eini¬ 
gung, die auf Grund allgemeiner Übereinstimmung an die Stelle der Ver¬ 
tragsbestimmungen treten soll, kann nicht erleichtert werden, wenn man 
jetzt als eine bereits getroffene Entscheidung Heereseffektivstärken be¬ 
kannt gibt, die alle seither in Vorschlag gebrachten erheblich überschrei¬ 
ten — überdies Stärken, die, falls sie unverändert aufrechterhalten wer¬ 
den, die Einigung mit anderen ebenfalls stark beteiligten Mächten schwie¬ 
riger, wenn nicht unmöglich machen müssen. 

6 . Die Regierung Seiner Majestät wünscht keineswegs, die durch 
den vorbereiteten Besuch etwa geschaffene Gelegenheit, ein allgemeines 
Einvernehmen zu fördern, ungenutzt vorübergehen zu lassen; aber unter 
den neu geschaffenen Umständen hält sie es vor der Ausführung dieses 
Besuches für nötig, die Deutsche Regierung auf die obigen Gesichts¬ 
punkte aufmerksam zu machen; sie wünscht darüber Gewißheit zu ha¬ 
ben, daß der Deutschen Regierung das Zustandekommen des Besuches 
mit dem Umfang und Ziel der Unterhaltung, wie früher verabredet, so 
wie es oben in Absatz 4 ausgeführt ist, noch erwünscht ist. 
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Bereitschaft Deutschlands zu den deutsch-englischen Be¬ 
sprechungen 

Communique der deutschen Reichsregierung vom 18. 3 . ig 35 39 . 

Der englische Botschafter Sir Eric Phipps hat heute nachmittag 
den Reichsminister des Auswärtigen aufgesucht und ihm die Note über¬ 
reicht, in der die Einwendungen der Englischen Regierung gegenüber 
dem Reichsgesetz über den Wiederaufbau der Wehrmacht vom 16. März 
enthalten sind. Am Schluß dieser Note ist die Frage wiederholt, ob die 
Reichsregierung bereit sei, anläßlich des Besuches von Sir John Simon 
in Berlin die im Londoner Communique enthaltenen Punkte zu erörtern. 

Der Reichsminister hat diese Frage in bejahendem Sinne beantwortet. 

Englands Haltung zur deutschen Wehrfreiheit und den 
deutsch-englischen Verhandlungen 

Erklärung des englischen Außenministers Sir John Simon vom ai. 3 . 40 . 

ig 35 vor dem Unterhaus 

Der Führer der Opposition hat nicht übertrieben, als er sagte, daß 
im ganzen Lande die deutsche Verlautbarung vom Sonnabend als ein 
tiefer Schock kam. Sie rief unvermeidlich Proteste von der Englischen, 
der Französischen und der Italienischen Regierung hervor. Aber ich 
möchte dem Hause das vortragen — ich werde es natürlich in außer¬ 
ordentlich maßvoller Sprache tun —, was nach meiner Meinung der 
wirkliche Kernpunkt der Schwierigkeit ist, die sich für viele Geister 
durch die Erklärung vor ein paar Tagen ergeben hat. Natürlich steht 
eine lange Geschichte hinter alledem, und es wäre töricht, diese Ge¬ 
schichte zu vergessen. Nichts von dem, was ich sage, soll irgendeine 
Frage festlegen oder eine Klage auf irgendeine Seite von vornherein ab- 
weisen; aber für den Zweck dieser Aussprache ist der Kernpunkt, daß 
das Ziel der schwebenden Verhandlungen ist, durch eine Vereinbarung 
einen Ausgleich der Gegensätze zu erreichen. Ich muß sagen, daß das 
vollkommene Gegenteil davon ein Ausgleich durch einseitige Aufkündi¬ 
gung ist, und es erhebt sich die sehr ernsthafte Frage, wie man nun 
weiterhin verfahren soll. 

Jedermann kann sehen, — ich würde nichts Gutes damit erreichen, 
wenn ich versuchte, eine so offenkundige Erwägung zu unterdrücken — 
daß eine einseitige Kündigung — wie immer auch die Rechtfertigung 
dazu aussehen mag — unvermeidlich die Frage nach dem Wert von 
Verträgen aufwirft und daß dies eine sehr schlechte Vorbereitung für 
künftige Verträge ist. Ich bin sicher, daß jedermann mit mir überein¬ 
stimmen wird, daß wir unter solchen Umständen protestieren mußten. 
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Aber ich vertrete die Ansicht — und ich vertraue darauf, daß sie ge¬ 
billigt werden wird —, daß trotzdem der Weg, den wir angesichts dieses 
außerordentlich ernsten Ereignisses eingeschlagen haben, der klügere 
Weg ist. Die Weigerung, zu den vereinbarten Besuchen zu fahren, oder 
die Absage dieser Besuche führt nirgends hin. 

Wir verlangten eine Zusicherung, daß der Umfang der Verhandlun¬ 
gen in keiner Weise beschränkt sein sollte. Wir sind der Überzeugung, 
daß der gegenwärtige Zustand des Mißtrauens und der Unruhe in 
Europa nicht ohne Verhandlung und Vereinbarung über die strittigen 
Punkte beseitigt werden kann. 

Unter diesen Umständen haben wir nach dem Vorbehalt und dem 
Protest die Ansicht vertreten — ich glaube, es war die richtige Ansicht, 
und es war die Ansicht, die auf lange Sicht sich als richtig erweisen 
wird —, daß es notwendig und recht sei, die Angelegenheit fortzuführen. 

Aber ich muß über die deutsche Ankündigung noch eine weitere 
Bemerkung machen: Es ist nicht nur das Datum der Ankündigung, son¬ 
dern vielmehr die Art und der Inhalt der Ankündigung, die ein trübes 
Licht auf die Aussicht eines Vergleichs durch Vereinbarung werfen. Nie¬ 
mand wird wünschen, daß wir uns heute mit Zahlen befassen; aber man 
muß den Punkt im Auge behalten. Die Zahl, die diese Erklärung für 
die deutschen Effektiven vorsieht, ist so groß und geht so beträchtlich 
über die Zahlen hinaus, die vor weniger als einem Jahre genannt wur¬ 
den. Sie gehen in der Tat über das hinaus, wofür irgendeine Macht in 
Westeuropa ein Gleichgewicht bieten könnte. Wie es schon in unserm 
Protest gegenüber Deutschland ausgesprochen wurde, erregt dies ernste 
Zweifel, ob eine Verständigung mit einigen der Nachbarn Deutschlands 
möglich sein würde, wenn auf derartigen Zahlen beharrt würde. Ich ver¬ 
traue, daß ich mit Zurückhaltung, aber mit Klarheit gesprochen habe. 
Es ist notwendig, klar zu sein, klar zu sein über ein sehr ernsthaftes 
Ereignis, das aber nach unserer Meinung die Wünschenswertigkeit der 
Durchführung unseres Berliner Besuchs nicht berührt. Wir gehen nach 
Berlin, wie jedermann weiß, als die ernsthaften Freunde eines allge¬ 
meinen Friedens, die entschlossen sind, alles zu tun, was England tun 
kann, um den Frieden zu fördern und zu sichern. 


Anklage Deutschlands vor dem Völkerbund 

Telegramm der französischen Regierung vom 20. 3 . ig 35 an den 
Generalsekretär des Völkerbunds 

Durch ein Gesetz, dessen Inhalt am 16. März den Botschaftern 
Frankreichs, Englands, Italiens und Polens in Berlin mitgeteilt und das 
am gleichen Tage veröffentlicht worden ist, hat sich die Reichsregierung 



42] 


Proteste und vollzogene Tatsachen 


127 


entschlossen, im Reich die allgemeine Wehrpflicht wieder einzuführen 
und die deutsche Armee auf der Grundlage einer Heeresstärke von 12 
Armeekorps und 36 Divisionen neu zu organisieren. Die deutschen 
Autoritäten haben außerdem einige Tage vorher die Schaffung einer 
deutschen Militärluftfahrt öffentlich bekanntgemacht. In dem einen wie 
in dem andern Fall hat die Deutsche Regierung bewußt durch einen 
einseitigen Akt die vertraglichen Verpflichtungen aufgekündigt, die in 
den Verträgen enthalten sind, die Deutschland unterzeichnet hat. 

Deutschland hat aber, als es in den Völkerbund eintrat, dessen Mit¬ 
glied es bis zum Erlöschen der Frist von zwei Jahren von seiner Er¬ 
klärung vom i 4 . Oktober 1933 ab noch bleibt, durch die Präambel des 
Völkerbundpaktes die Verpflichtung auf sich genommen, peinlich alle 
Verpflichtungen aus Verträgen zu achten, die zwischen den angeschlosse¬ 
nen Völkern abgeschlossen sind. Unter diesen Umständen und im Hinblick 
darauf, daß nach den Bestimmungen des Absatzes 2 des Artikels 11 
jedes Mitglied des Völkerbundes das Recht hat, die Aufmerksamkeit des 
Rates auf jede Tatsache zu richten, die geeignet erscheint, die inter¬ 
nationalen Beziehungen zu berühren, und die infolgedessen den Frieden 
oder die guten Beziehungen unter den Nationen, von denen der Friede 
abhängt, bedroht, hat die Regierung der Republik die Ehre, den Völker¬ 
bundrat mit der Lage zu befassen, die durch die Haltung der Deutschen 
Regierung entstanden ist. 

In Berücksichtigung des Ernstes der Lage, die durch den deutschen 
Schritt entstanden ist, habe ich die Ehre, Sie zu bitten, eine außer¬ 
ordentliche Tagung des Völkerbundrates zur Prüfung des vorliegenden 
Antrages einzuberufen. 

gez. Pierre Laval. 


Der Protest Frankreichs 

Note der französischen Regierung vom 21. 3 . 1935 an die deutsche 42 . 
Reichsregierung 

Der Reichskanzler empfing am 16. März den französischen Bot¬ 
schafter und gab ihm Kenntnis von dem Wortlaut eines an demselben 
Tage verkündeten Gesetzes, durch das die Deutsche Regierung in 
Deutschland die allgemeine Wehrpflicht eingeführt und den Effektiv¬ 
bestand des deutschen Heeres auf 36 Divisionen erhöht hat. Eine Woche 
vorher hatten die deutschen Behörden die Begründung einer deutschen 
Militärluftfahrt amtlich bekanntgegeben. 

Diese Entscheidungen stehen in direktem Widerspruch zu den ver¬ 
traglichen Verpflichtungen, die in den von Deutschland Unterzeichneten 
Verträgen niedergelegt sind. 




128 


Die Wiedererstebung Deutschlands als Großmacht 


[42 


Sie stehen ferner in Widerspruch zu der Erklärung vom 11. De¬ 
zember ig 32 , durch die die Reichsregierung aus freien Stücken an¬ 
erkannt hat, daß eine allgemeine Rüstungsregelung, die für Deutsch¬ 
land Gleichberechtigung mit allen Nationen bringen würde, nicht ohne 
die Schaffung eines Regimes der Sicherheit für alle durchgeführt wer¬ 
den soll. 

Nachdem mehrere Vorschläge zur Verwirklichung dieses Grund¬ 
satzes gemacht worden waren, hatte die Französische Regierung im Ein¬ 
vernehmen mit der Britischen Regierung geglaubt, der Reichsregierung 
ihr Vertrauen beweisen zu können, indem sie freie, mit der Achtung vor 
dem Recht der Verträge durchaus vereinbare Verhandlungen als Ver¬ 
fahren vorschlug, um auf vertraglichem Wege ein neues Rüstungsstatut 
für Deutschland innerhalb einer allgemeinen Regelung des Problems der 
Sicherheit und der Rüstungen zu schaffen. Die Reichsregierung schien 
dieses Vertrauen zu rechtfertigen, indem sie grundsätzlich ein solches 
Verfahren annahm. Die Veröffentlichung des deutschen Gesetzes vom 
16. März, die in brüsker Weise kurz vor dem festgesetzten Datum eines 
ersten Meinungsaustausches zwischen der Reichsregierung und einer der 
beiden an dem Londoner Communique vom 3 . Februar beteiligten Re¬ 
gierungen erfolgte, stellt eine neue Bekundung der Absichten und Me¬ 
thoden dar, die die Reichsregierung den ihr gemachten Verständigungs¬ 
angeboten entgegenzusetzen gewillt ist. 

Die Regierung der Republik sieht sich infolgedessen zu einer zwei¬ 
fachen Feststellung genötigt: Einmal mißachtet die Reichsregierung all¬ 
gemein und bewußt den dem Völkerrecht wesentlichen Grundsatz, daß 
keine Macht sich von der Verpflichtung aus einem Vertrag befreien oder 
dessen Bestimmungen abändern kann, es sei denn mit Zustimmung der 
Vertragschließenden Parteien und auf Grund einer gütlichen Verstän¬ 
digung. Ferner hat die Reichsregierung, namentlich nachdem sie selbst 
den Wunsch geäußert hatte, zwischen den beteiligten Staaten die Vor¬ 
fragen für Verhandlungen zu klären, zu denen sie eingeladen war, be¬ 
wußt diejenigen Maßnahmen ergriffen, die am geeignetsten waren, diese 
Verhandlungen zur Aussichtslosigkeit zu verurteilen, indem sie ihnen im 
voraus einseitig durch eine vollendete Tatsache einen ihrer wesentlich¬ 
sten Gegenstände entzog. 

Die Regierung der Republik hält sich für verpflichtet, schärfsten 
Protest gegen diese Maßnahmen zu erheben, hinsichtlich deren sie alle 
Vorbehalte macht. In dem Bewußtsein der Bemühungen um eine Ver¬ 
ständigung, denen sie sich unablässig in aller Loyalität und mit der stän¬ 
digen Rücksichtnahme auf die deutsche Ehre gewidmet hat, um das 
Reich vollständig in die Organisation der europäischen Sicherheit ein¬ 
zugliedern, überläßt sie der Deutschen Regierung die Last der Verant¬ 
wortung für den in der Welt so geschaffenen Zustand der Unruhe und 
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der hieraus resultierenden Folgen, dafür nämlich, daß aus diesem Sach¬ 
verhalt möglicherweise für die Regierungen der verschiedenen beteilig¬ 
ten Länder Pflichten entspringen. Entschlossen, ihrerseits alle Mittel der 
internationalen Zusammenarbeit zu versuchen, die geeignet erscheinen, 
diese Unruhe zu beseitigen und den Frieden Europas zu erhalten, legt 
sie Wert darauf, zugleich mit der Achtung vor der bindenden Kraft der 
Verträge ihre Entschlossenheit zu bekräftigen, sich unter keinen Um¬ 
ständen in irgendwelchen Verhandlungen damit abzufinden, daß einseitig 
in Verletzung internationaler Verpflichtungen ergriffene Maßnahmen als 
zu Recht anerkannt werden. 


Der Protest Italiens 

Note der italienischen Regierung vom 21 . 3. ig35 an die deutsche 
Reichsregierung 

Der Reichskanzler hat am 16 . März dem italienischen Botschafter 
einen am gleichen Tage veröffentlichten Gesetzestext mitgeteilt, auf 
Grund dessen die Deutsche Regierung die allgemeine Wehrpflicht in 
Deutschland wieder eingeführt und die Stärke des deutschen Heeres auf 
36 Divisionen gebracht hat. Eine Woche vorher hatten die deutschen 
Autoritäten amtlich die Schaffung einer deutschen Militärluftfahrt mit¬ 
geteilt. 

Die Italienische Regierung hat von den in der Angelegenheit von 
seiten der Britischen und Französischen Regierung an die Deutsche Re¬ 
gierung gerichteten Noten Kenntnis genommen. 

Die Italienische Regierung kann nicht umhin festzustellen, daß so¬ 
wohl in den zu Rom am 7 . Januar ig35 zwischen der Italienischen und 
der Französischen Regierung abgeschlossenen Vereinbarungen als auch 
in der am 3. Februar veröffentlichten abschließenden Mitteilung über 
die in London zwischen der Britischen und der Französischen Regierung 
gepflogene Unterredung der wesentliche Grundsatz erneut anerkannt 
worden war, daß das im fünften Teil des Vertrages von Versailles fest¬ 
gesetzte Militärstatut nicht durch einen einseitigen Akt abgeändert wer¬ 
den solle. 

Die Italienische Regierung, die ihrerseits immer die Meinung ver¬ 
treten hat, daß es vorteilhaft wäre, wenn der fünfte Teil des Vertrages, 
von Versailles im Wege von Verhandlungen zwischen den interessierten 
Regierungen auf Grund der vollständigen Gleichberechtigung revidiert 
würde, hatte dem Grundsatz zugestimmt, daß die Frage der deutschen 
Rüstungen den Gegenstand von Verhandlungen in einer allgemeinen Be¬ 
ratung entsprechend derjenigen hätte bilden müssen, wie sie in der Er- 
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klärung vom n. Dezember 1982 , an der Deutschland teilgenommen 
hat, geplant worden war. 

Dieses Verfahren war im Grunde von der Deutschen Regierung 
selbst in ihrer Mitteilung vom i4* Februar angenommen worden. 

Die Italienische Regierung fühlt sich daher verpflichtet, die wei¬ 
testgehenden Vorbehalte hinsichtlich der Entscheidung der Reichsregie¬ 
rung und ihrer wahrscheinlichen Auswirkungen zu machen. 

Die Italienische Regierung hat immer versucht, das Reich voll und 
ganz für ein System der Zusammenarbeit zwischen den interessierten 
Großmächten zu gewinnen, das dem Reich die Rechte und die Verant¬ 
wortung eines souveränen Staates vollkommen zuerkannt haben würde. 

Gerade von diesen Voraussetzungen her erhält die Entscheidung des 
Reiches eine besondere Tragweite, zumal mit Rücksicht auf den Zu¬ 
stand der Unsicherheit, den sie in allen Ländern hervorruft. 

Die Italienische Regierung hat auch neuerdings noch viele ßeweise 
ihres Willens zur internationalen Zusammenarbeit geliefert und beab¬ 
sichtigt, weiterhin einer solchen Einstellung treu zu bleiben, die dem Be¬ 
dürfnis der Völker und den Erfordernissen des europäischen Zusam¬ 
menlebens entspricht. Trotzdem fühlt sie sich zu der Erklärung ver¬ 
pflichtet, daß sie in etwaigen künftigen Beratungen derartige Sach¬ 
lagen nicht einfach wird als gegeben hinnehmen können, die aus ein¬ 
seitigen Entscheidungen hervorgehen, durch die Verpflichtungen inter¬ 
nationalen Charakters aufgehoben werden. 


Einheitsfront der Westmäehte 

44. Communique vom 2 3. 3. ig35 über die Besprechungen zwischen Außen¬ 
minister Laval, Lordsiegelbewahrer Eden und Unterstaatssekretär Suvich 
zu Paris 

Außenminister Laval, Lordsiegelbewahrer Eden und Unterstaats¬ 
sekretär Suvich sind am Sonnabend am Quai d'Orsay zusammengetrof¬ 
fen und haben einen Meinungsaustausch über die allgemeine Lage vor¬ 
genommen. Im Laufe der Aussprache ist daran erinnert worden, daß 
der Besuch der englischen Minister in Berlin informatorischen Charak¬ 
ter hat und daß der Rahmen und der Gegenstand ihrer Besprechungen 
dem entspricht, was in der Londoner Verlautbarung vom 3. Februar 
vereinbart worden ist, auf die sich die Einheit der Auffassung der Re¬ 
gierungen in London, Paris und Rom gründet. Es ist beschlossen 
worden, daß die Außenminister Englands, Frankreichs und Italiens 
nach dem Berliner Besuch und den anderen englischen Besuchen in 
Moskau, Warschau und Prag (bei denen die Französische und Italieni¬ 
sche Regierung die Engländer mit ihren Wünschen begleiten) am 
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11 . April in Stresa Zusammentreffen werden. Außenminister Laval, 
Lordsiegelbewahrer Eden und Unterstaatssekretär Suvich haben mit Be¬ 
friedigung die völlige Solidarität ihrer Regierungen festgestellt. 


ENGLISCHE INFORMATIONSREISEN 

Am 25. und 26. 3. 1935 fand der Besuch des englischen Außen¬ 
ministers Sir John Simon und des Lordsiegelbewahrers 
Eden in Berlin statt. Das gemeinsame Communique brachte den Ent¬ 
schluß der beiden Regierungen zum Ausdruck , eine Politik des Friedens zu 
verfolgen. „Eine vollständige Klarstellung der beiderseitigen Auffassungen 4 
wurde nach dem Communique erreicht; nach der Erklärung Sir John Simons 
im Unterhaus vom 28. 3 . 1935 enthüllte die Aussprache „beträchtliche Mei¬ 
nungsverschiedenheiten zwischen den beiden Regierungen *. Das Bild der 
deutschen Forderungen zur totalen Verwirklichung der Gleichberechtigung 
und zur Neuordnung Europas wurde am 9. 4. 1935 von Sir John Simon in 
seinem Rechenschaftsbericht über die Forschungsfahrt seiner selbst und des 
Lordsiegelbewahrers entwickelt. Inzwischen setzte Lordsleg elbewahr er Eden 
die Reise nach den europäischen Hauptstädten fort. Vom 28.—30. 3. 1935 
ivar er in Moskau , vom 1. — 3. 4. 1935 in Warschau und am 4. 4. 1935 
in Prag. Als ein nur informatorischer Meinungsaustausch veränderten die 
Gespräche die europäische Situation nicht. Die Zustimmung der russischen 
und der tschechoslowakischen Regierung zu dem Ostpakt und die Bedenken 
der polnischen Regierung gegen den Ostpakt lassen sich gerade noch aus den 
Communiques herauslesen. Der Bericht von Sir John Simon am 
10. 4. 1935 über das Ergebnis der Erkundigungsfahrt nahm eine Inventur 
der Ansichten der europäischen Regierungen vor. 


Berlin 

Communique vom 26 . 3. ig35 über die Besprechungen des englischen 45. 
Außenministers Sir John Simon und Lordsiegelbewahrers Eden mit der 
deutschen Reichsregierung 

Die deutsch-englischen Besprechungen zwischen dem englischen 
Außenminister Sir John Simon, dem Lordsiegelbewahrer Mr. Anthony 
Eden, dem Führer und Reichskanzler und dem Reichsaußenminister 
Freiherrn v. Neurath, die in Gegenwart des britischen Botschafters Sir 
Eric Phipps und des Beauftragten für Rüstungsfragen Herrn v. Ribben- 
trop während der letzten zwei Tage stattfanden, wurden heute abend ab¬ 
geschlossen. 

Die behandelten Fragen waren diejenigen, welche im Londoner 
Communique vom 3. Februar aufgeführt worden sind. Die Unterhaltun¬ 
gen fanden in offenster und freundschaftlichster Form statt und haben 
zu einer vollständigen Klarstellung der beiderseitigen Auffassungen ge¬ 
führt. 


9 * 
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Es wurde festgestellt, daß beide Regierungen mit ihrer Politik das 
Ziel verfolgen, den Frieden Europas durch Förderung der internatio¬ 
nalen Zusammenarbeit zu sichern und zu festigen. 

Die englischen und deutschen Minister sind von der Nützlichkeit 
der direkten Aussprache, wie sie eben stattgefunden hat, durchdrungen. 
Sir John Simon wird morgen auf dem Luftwege von Berlin nach Lon¬ 
don zurückkehren, Mr. Eden wird planmäßig nach Moskau, Warschau 
und Prag Weiterreisen. 


Beträchtliche Meinungsverschiedenheiten 
46. Erklärung des englischen Außenministers Sir John Simon vom 28 . 3. 
ig35 über die Berliner Besprechungen im Unterhaus 

Dem Parlament ist bekannt, daß der Berliner Besuch zu einer gan¬ 
zen Reihe von informatorischen Besuchen gehört, welche im Auftrag 
der Britischen Regierung in verschiedenen ausländischen Hauptstädten 
unternommen werden. Sind diese durchgeführt, so folgt die Zusammen¬ 
kunft von Stresa in Norditalien, wo ich mit Mussolini und Laval zu¬ 
sammenzutreffen hoffe. Unter diesen Umständen wäre es naturgemäß 
wenig wünschenswert, daß eine vollständige Erklärung über eine Situa¬ 
tion abgegeben würde, die noch Gegenstand unserer Prüfung bildet. Alle 
Hypothesen privater Art, die da und dort laut werden, dürfen nicht ernst 
genommen werden. Ich kann immerhin sagen, daß während der zwei¬ 
tägigen Besprechungen mit Hitler die europäischen Probleme und die 
Einstellung Deutschlands zu ihnen erörtert wurden und daß alle im 
Communique vom 3. Februar behandelten Fragen aufgerollt wurden. 

Diese Besprechungen ergaben beträchtliche Meinungsverschiedenhei¬ 
ten zwischen den beiden Regierungen. Das Ergebnis der Zusammenkunft 
war aber in dem Sinne wertvoll, daß beide Teile unzweideutig ihren ge¬ 
genseitigen Standpunkt kennenlernten, was für jeden weiteren Fort¬ 
schritt unumgänglich notwendig war. 


Moskau 

47. Communique vom 3i. 3. ig35 über die Moskauer Besprechungen des 
Lord Siegelbewahrers Eden 

Im Laufe der letzten Tage fanden zwischen dem Lordsiegelbewah¬ 
rer Herrn Eden und dem Volkskommissar für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten Herrn Litwinow Unterredungen über die hauptsächlichsten Elemente 
der gegenwärtigen internationalen Lage statt, einschließlich des vorge¬ 
schlagenen Ostpakts und der anderen in dem englisch-französischen 
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Communique vom 3. 2 . erörterten Fragen, desgleichen über die weitere 
Entwicklung und Festigung der englisch-sowjetrussischen Beziehungen. 

Während seines Besuchs in Moskau wurde Herr Eden von Herrn 
Stalin und Herrn Molotow empfangen und hatte Gelegenheit, mit ihnen 
über die gleichen Angelegenheiten in einen Meinungsaustausch ein- 
zutreten. 

Während der Unterredungen, die immer in einer Atmosphäre voller 
Freundschaftlichkeit und Offenheit stattfanden, unterrichtete Herr Eden 
Herrn Litwinow über die kürzlich stattgehabten Besprechungen zwischen 
den britischen Ministern und dem Oberhaupt der Deutschen Regierung. 
Es bestand Einigkeit darüber, daß diese Besprechungen zur Klärung der 
europäischen Lage beigetragen haben. Sowohl Herr Eden als die Herren 
Stalin, Molotow und Litwinow waren der Meinung, daß es angesichts 
der heutigen internationalen Lage mehr denn je notwendig sei, die An¬ 
strengungen zur Schaffung eines Systems der kollektiven Sicherheit in 
Europa fortzusetzen, wie dies in der englisch-französischen Mitteilung 
vom 3. 2 . vorgesehen sei und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
des Völkerbunds stehe. Von den Herren Stalin, Molotow und Litwinow 
wurde während dieser Unterredungen betont, daß die Organisierung der 
Sicherheit in Osteuropa und der vorgesehene Pakt zur gegenseitigen Un¬ 
terstützung nicht die Isolierung oder Einkreisung irgendeines Staates, 
sondern die Herstellung gleicher Sicherheit für alle Beteiligten bezwecke 
und daß die Teilnahme Deutschlands und Polens an dem Pakt als beste 
Lösung der Frage begrüßt wurde. 

Die Vertreter beider Regierungen waren glücklich, als Ergebnis 
eines erschöpfenden und freimütigen Meinungsaustausches festzustellen, 
daß gegenwärtig zwischen den beiden Regierungen keinerlei Interessen¬ 
gegensatz in irgendeiner der Hauptfragen der internationalen Politik be¬ 
steht und daß diese Tatsache eine feste Grundlage für die Entwicklung 
fruchtbarer Zusammenarbeit zwischen ihnen zum Besten des Friedens 
schafft. Sie vertrauen darauf, daß beide Länder in dem Bewußtsein, daß 
die Unversehrtheit und das Wohlergehen jedes von ihnen dem Vorteil 
des andern entspricht, ihre gegenseitigen Beziehungen in jenem Geist 
der Zusammenarbeit und der loyalen Erfüllung übernommener Ver¬ 
pflichtungen pflegen werden, der sich aus ihrer gemeinsamen Mitglied¬ 
schaft im Völkerbund ergibt. 

Im Lichte dieser Erwägungen hat sich in Herrn Eden ebenso wie 
in den Herren Stalin, Molotow und Litwinow die Überzeugung gefestigt, 
daß die freundschaftliche Zusammenarbeit der beiden Länder beim gro¬ 
ßen Werk der kollektiven Organisation des Friedens und der Sicherheit 
von entscheidender Bedeutung für die Förderung der auf dieses Ziel ge¬ 
richteten internationalen Bemühungen ist. 
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Warschau 

48. Communique vom 3. 4* ig35 über die Warschauer Besprechungen des 
Lordsiegelbewahrers Eden 

Der Lordsiegelbewahrer Eden wurde während seines Aufenthalts in 
Warschau vom Präsidenten der Polnischen Republik und dem Marschall 
Pilsudski empfangen. Herr Eden hatte überdies mehrere Unterhaltun¬ 
gen mit dem Außenminister Beck. Er gab Herrn Beck einen Bericht 
über den jüngst stattgehabten Meinungsaustausch, den die britischen Mi¬ 
nister in Berlin und Moskau auf der Grundlage des Londoner Com- 
muniques vom 3. Februar gepflogen haben. Im Verlauf dieser Bespre¬ 
chungen, die im herzlichen Tone stattfanden, unterrichtete Herr Beck 
Herrn Eden über die Stellungnahme der Polnischen Regierung zu den 
in diesem Communique erörterten Gegenständen und zur gegenwärtigen 
internationalen Lage im allgemeinen. 

Es bestand Einvernehmen darüber, daß der Meinungsaustausch in¬ 
formativen Charakters sein Ziel durchaus erreicht hat. Es wurde mit 
Nachdruck festgestellt, daß die Aufrechterhaltung einer engen Verbin¬ 
dung im Hinblick auf die künftige Entwicklung der europäischen Lage 
durchaus wünschenswert ist. 


Prag 

49. Communique vom 4* 4* ig35 über die Prager Besprechungen des 
Lordsiegelbewahrers Eden 

Der Lordsiegelbewahrer Herr Anthony Eden ist heute früh in Prag 
eingetroffen. Bei der Zusammenkunft, die im Außenministerium in Prag 
stattfand, tauschten Herr Anthony Eden und Herr Eduard Benesch in 
herzlicher und freundschaftlicher Weise ihre Ansichten aus über alle 
Fragen, die in dem Londoner Communique vom 3. Februar ig35 be¬ 
rührt werden. 

Herr Benesch dankte Herrn Eden lebhaft für seinen Besuch in Prag 
und für die Mitteilungen, die Seine Exzellenz ihm über die Ergebnisse 
seiner Reise in die anderen Hauptstädte gemacht hat. 

Seinerseits gab Herr Benesch ihm eine ausführliche Darlegung über 
die Friedenspolitik der Tschechoslowakei. 

Beide Minister stellten die vollständige Übereinstimmung in den Zie¬ 
len der Politik fest, die ihre Regierungen zwecks Erhaltung des allge¬ 
meinen Friedens in aufrichtiger und unerschütterlicher Anhänglichkeit 
an die Politik des Völkerbunds verfolgen. 
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Die Bilanz der Informationsreisen 

Rede des englischen Außenministers Sir John Simon vom io. 4- ig35 50. 
über das Ergebnis der Informationsreise im Unterhaus 

Das Haus wird sich darüber klar sein, daß die Besuche, die von 
den britischen Ministern in Berlin, Moskau, Warschau und Prag abge¬ 
stattet wurden und die den Zweck hatten, Material über die Ansichten 
der andern Regierungen zu sammeln, eine Folge der Londoner Erklä¬ 
rung vom 3. Februar nach der englisch-französischen Zusammenkunft 
waren, aber ebenso auch mit der Begegnung, die, am nächsten Don¬ 
nerstag beginnend, zwischen den Regierungen Seiner Majestät, Frank¬ 
reichs und Italiens in Stresa stattfinden wird, im Zusammenhang stehen. 

Unter diesen Umständen kann ich heute nur eine summarische Dar¬ 
stellung dessen, was wir als die Meinung der andern Staaten ermittelt 
haben, geben, und es ist nicht möglich, die gegenwärtige Gelegenheit zur 
Abgabe einer politischen Erklärung zu benützen. 

Was den sogenannten Ostpakt betrifft, der zuerst im letzten Som¬ 
mer von dem verstorbenen Barthou (dem französischen Außenminister) 
angeregt worden war und über den am i3. Juli im Unterhaus diskutiert 
wurde, so machte Reichskanzler Hitler uns klar, daß Deutschland nicht 
bereit sei, einen Ostpakt zu unterzeichnen, der Deutschland zu gegen¬ 
seitiger Hilfeleistung verpflichtet, und daß es vor allem nicht bereit sei, 
einen Vertrag zu gegenseitiger Hilfeleistung mit Rußland abzuschließen. 

Hingegen sei Deutschland bereit, einem Nichtangriffspakt zwischen 
den Mächten, die an den osteuropäischen Fragen interessiert sind, mit 
Beratung von Maßnahmen im Falle eines drohenden Angriffs näher¬ 
zutreten; aber Herr Hitler war unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
nicht dazu bereit, Litauen in irgendeinen Nichtangriffspakt mit einzu¬ 
beziehen. Die Deutschen machten ferner den Vorschlag, daß die übrigen 
Staaten sich verpflichten müßten, dem Angreifer auf keine Art zu Hilfe 
zu kommen, wenn es trotz der Nichtangriffsklausel zu Feindseligkeiten 
zwischen irgendwelchen Vertragstaaten käme. 

In einem andern Zusammenhang wies Herr Hitler auf die Schwie¬ 
rigkeit hin, einen Angreifer zu identifizieren. Nach seiner Meinung über 
einzelne Punkte eines solchen Vertrages, der gesonderte Abmachungen 
zwischen einzelnen anderen Partnern über gegenseitigen Beistand ent¬ 
hält, befragt, sagte Herr Hitler, daß er der Meinung sei, daß dieser 
Plan gefährlich und nicht ratsam wäre, da er seiner Ansicht nach dazu 
führt, eine besondere Interessengruppe innerhalb des ganzen Systems zu 
schaffen. 

In Moskau erfuhr Mr. Eden, daß die Sowjetregierung der Meinung 
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ist, daß die gegenwärtige internationale Lage es mehr als jemals not¬ 
wendig erscheinen läßt, sich weiter darum zu bemühen, den Aufbaueines 
Sicherheitssystems für Europa zu fördern, wie es im Londoner Com- 
munique in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Völkerbundes 
dargelegt ist. 

Die Sowjetregierung betont, daß in ihren Augen der geplante Ost¬ 
pakt keine Isolierung oder Einkreisung irgendeines Staates, sondern die 
Schaffung einer gleichen Sicherheit für alle Parteien bedeutet und daß 
ihrer Meinung nach die Beteiligung von Deutschland und Polen an dem 
Pakt die beste Lösung des Problems bedeuten würde. 

In Warschau erfuhr Herr Eden die Meinung Polens zu dieser Frage. 
Oberst Beck, der polnische Außenminister, erklärte, daß Polen durch 
schon bestehende Abmachungen mit der Sowjetunion einerseits und mit 
Deutschland andererseits an seinen beiden Grenzen friedliche Bedingun¬ 
gen geschaffen habe. Die Frage, die Polen sich selbst vorlegen müsse, 
sei, ob irgendein neuer Plan die günstige Atmosphäre, die durch diese 
beiden Abkommen geschaffen wurde, fördern oder stören würde. 

Was ich sage, wird dem Haus einen Einblick in die allgemeine Hal¬ 
tung dieser drei Staaten zum Ostpakt gegeben haben. Der Gegenstand 
wurde auch in einer kurzen Unterredung, die Herr Eden in Prag mit 
Dr. Benesch (dem tschechoslowakischen Außenminister) hatte, kurz be¬ 
rührt. 

Was den Plan eines mitteleuropäischen Pakts betrifft, der das 
Thema der französisch-italienischen Zusammenkunft in Rom war, wurde 
uns in Berlin zu verstehen gegeben, daß die Deutsche Regierung den 
Plan eines solchen Abkommens nicht prinzipiell von der Hand weist, 
aber die Notwendigkeit dafür nicht anerkennt und große Schwierigkeiten 
hinsichtlich der Bestimmung der „Nichteinmischung“ in Österreich sieht. 

Trotzdem gab Herr Hitler zu verstehen, daß die Deutsche Regie¬ 
rung der Frage nähertreten würde, wenn die andern Regierungen, die 
einen mitteleuropäischen Pakt wünschen, sich über den Wortlaut einigen 
könnten. 

In Warschau sagte Oberst Beck (der polnische Außenminister) 
Herrn Eden, daß Polen bereit sei, gegenüber einem mitteleuropäischen 
Pakt eine freundliche Haltung einzunehmen, und gab seiner Meinung 
Ausdruck, daß das geplante Abkommen zu einer Befriedung und einer 
Zunahme von Vertrauen auf diesem Gebiete führen würde. Dr. Benesch 
äußerte die Hoffnung, daß Stresa einen weiteren Fortschritt in dieser 
Richtung bedeuten möge. 

Hinsichtlich der Rüstungen zu Lande sagte Herr Hitler, daß 
Deutschland 36 Divisionen mit einer Höchstzahl von 55oooo Soldaten 
aller Waffengattungen einschließlich einer Division Schutzstaffel und 
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militärisch ausgerüsteter Polizei beanspruche. Er versicherte uns, daß 
es in Deutschland keine militärartigen Formationen gäbe. 

Deutschland beansprucht, sagte er, den Besitz aller Waffenarten, 
über die die andern Staaten verfügen und sei nicht bereit, von der Kon¬ 
struktion gewisser Typen abzugehen, solange andere Staaten sie noch 
besitzen. Wenn andere Staaten auf gewisse Typen verzichten, sei Deutsch¬ 
land bereit, es auch zu tun. 

Hinsichtlich der Seerüstungen beansprucht Deutschland mit gewis¬ 
sen Einschränkungen 35 Prozent des britischen Tonnengehaltes und eine 
Luftflotte in gleicher Höhe wie Großbritannien und Frankreich, unter 
dem Vorbehalt, daß die Entwicklung der Sowjetluftstreitkräfte sich nicht 
so gestaltet, daß eine Revision dieser Zahlen sich als notwendig erweist. 

Wenn es; zu einem Abkommen über Rüstungsbeschränkung käme, 
sei Deutschland bereit, sich dem anzuschließen und mitzuhelfen, ein 
System ständiger automatischer Überwachung auszuarbeiten, unter der 
Voraussetzung, daß sich eine derartige Überwachung gleichmäßig auf 
alle Mächte erstreckt. 

Herr Hitler sagte, daß die Deutsche Regierung dem Vorschlag eines 
Luftpaktes zwischen den Locarno-Mächten, der in dem Londoner Com- 
munique angeregt wurde, freundlich gegenüberstehe. 

Hinsichtlich des Völkerbundes wies Herr Hitler auf die von ihm im 
Mai ig33 abgegebene Erklärung hin, die besagt, daß Deutschland nicht 
bereit ist am Völkerbund weiter teilzunehmen, solange es darin — wie 
er es bezeichnete — ein nicht völlig gleichberechtigtes Land ist; er führte 
das Beispiel an, daß Deutschland keine Kolonien besitzt, um zu erklären, 
daß Deutschland eine benachteiligte Stellung einnimmt. 

Ich habe mich darauf beschränkt, das wiederzugeben, was von an¬ 
dern gesagt worden ist, aber es muß nicht angenommen werden, daß 
die britischen Minister ihrer entgegengesetzten Meinung über gewisse 
Punkte nicht entschieden Ausdruck gegeben hätten, und tatsächlich habe 
ich auch am Ende der Berliner Besprechungen meine Enttäuschung 
über die Schwierigkeiten für ein Abkommen, die zutage getreten sind, 
geäußert. 

Es wurden natürlich auch andere Beobachtungen gemacht und andere 
Gesichtspunkte aufgeworfen, aber ich habe den Wunsch, dem Hause mit 
völliger Offenheit und Aufrichtigkeit die wichtigsten Punkte, die bei die¬ 
ser Reihe von Besuchen zutage gekommen sind, darzulegen. Man wird 
verstehen, daß mein Bericht völlig objektiv ist, und es ist in Hinblick auf 
die Kommentare mancher unserer führenden Zeitungen, von denen man 
auf dem Kontinent annimmt, daß sie die Meinung der Regierung ver¬ 
treten, erwünscht festzustellen, daß die Regierung Seiner Majestät, ge¬ 
treu ihrer Versicherung, ohne vorgefaßte Beschlüsse an Stresa teilnehmen 
wird und bisher ihre Haltung zu diesen Besprechungen noch nicht fest- 
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gelegt hat. Ich vertraue darauf, daß die öffentliche Meinung des Auslan¬ 
des offizielle Äußerungen abwarten wird, ehe sie aus unautorisierten 
Kommentaren oder Erklärungen irgendwelche Schlüsse zieht. 


PROZESS GEGEN DIE GESCHICHTE: 

STRESA UND GENF 

Nach dem Abschluß der englischen Erkundungsreise wandten sich die 
Augen der Tagung von Stresa zu, die am 11. 4. 1935 zusammentreten sollte. 
Kundgebungen der Staatsmänner der Westmächte ließen schon erkennen, daß 
eine Aktion der Mächte aus den Beratungen von Stresa kaum hervorgehen 
würde. Am 2. 4. 1935 warnte ein Artikel des „Popolo d*I talia“, 
wahrscheinlich aus der Feder Mussolinis , zweifelsohne aber aus offiziöser 
Quelle, die Italiener vor Illusionen. Am 2. 4. 1935 ergriff der französische 
Regierungschef F l a n d i n vor der Kammer zu einer Erklärung über Frank¬ 
reichs Verhalten gegenüber dem deutschen Schritt das Wort. Der größte Teil 
der Rede gehört in die Geschichte der militärischen Umwälzung Europas und 
der Welt. Das Recht der Verträge und des Völkerbundpaktes wurde ver¬ 
herrlicht. Aber die Rede ließ erkennen, daß sich Frankreich fortan gegenüber 
Deutschland mehr als auf alles andere auf seine Rüstungen und seine Bünd¬ 
nisse verlassen wollte. Am Vorabend von Stresa haben in der Tat die fran¬ 
zösische und die russische Regierung vereinbart, den Pakt zu schließen, der 
am 2. 5. 1935 unterzeichnet wurde 1 ). Die ,,Times“ konnten, als eben die 
„Stresafront“, die Einheitsfront der Westmächte, begründet werden sollte , 
sagen, daß der Prozeß, ein Kollektivsystem ohne Deutschland — and ohne 
Großbritannienl — aufzubauen, schon im Gange sei. Als Sir John Simon 
dem Unterhaus seinen Bericht über die Informationsreise vortrug 2 ), ver¬ 
mied er eine Erklärung über Englands Politik in Stresa. England wolle dort¬ 
hin ohne vorgefaßte Meinungen und Beschlüsse gehen. Das rückte Stresa schon 
in die Atmosphäre leichter Unverbindlichkeit. Am 8.4. 1935 entwarf Bald- 
win ein Bild der europäischen Situation und der Spannungen des euro¬ 
päischen Lebens. Großbritannien kehrte das Gesicht von der Oberfläche der 
Dinge ab und bemühte sich, eine Vorstellung von den tieferen Ursachen zu 
bekommen. Zwischen den Zeilen stand doch schon zu lesen , wie eitel es sei 
(in Form der Sitzung des Völkerbundtribunals, das sich vorbereitete), gegen 
die Mächte der Geschichte ,,Prozeß zu führenAls Frankreichs „Plan“ für 
Stresa hatten sich Rüstungen und Bündnisse enthüllt; Großbritannien war 
gegen „vorgefaßte Beschlüsse \ In einer zweiten offiziösen Äußerung des 
„Popolo d’Italia* bestritt auch Italien, einen „Plan” für Stresa zu 
haben, von dem manche Gerüchte meldeten (Verfasser des Artikels ist wahr¬ 
scheinlicherweise Mussolini). Stresa werde nichts als „Konsultations“-Ver¬ 
pflichtungen der beteiligten Mächte bringen (jener Konsultation, die eine 
moderne Form der Willenlosigkeit gegenüber den Entscheidungen sei). So 
sei Italiens „Plan“ für Stresa nur, sich selbst eine Armee von 600 000 Mann 
zu schaffen. 

Die Einheit der Mächte im Handeln schien noch fern. 


l ) Dok. ioo. 


2 ) Dok. 5o. 
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Rechtsfragen und Tatsachenfragen der deutschen Wehr¬ 
pflicht 

Rede des französischen Ministerpräsidenten Flandin vom 2 . 4- 1935 vor 51. 
der Kammer 

Ich habe noch nicht Gelegenheit gehabt, vor Ihnen die Ansichten 

der Regierung angesichts der Maßregeln, die ein großes Nachbarland 

beschlossen hat, darzulegen. Deutschland hat soeben seine militärische 
Luftflotte begründet und das Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht ver¬ 
kündet. Diese einseitige Verletzung der Friedensverträge und des Völker- 
bundpaktes wirft rechtliche und Tatsachenfragen auf. Niemand kann zu¬ 
geben, daß das ganze Gebäude zusammenstürzt, das so mühevoll nach 
einem Kriege errichtet wurde, der Frankreich eineinhalb Millionen Tote 
gekostet hat, daß das ganze Gebäude zusammenstürzt, ohne daß unser 
Land seine Treue gegenüber einer Institution zur Geltung bringt, die 
den Frieden in der Welt sichern soll, und ohne daß es kundtut, daß 

es nicht hinnehmen kann, daß die Macht sich an die Stelle des Rechts 

setzt, tum regulär abgeschlossene Verträge zu beseitigen. 


Europas Gegensätze 

Rede des Lordpräsidenten des Rates Stanley Baldwrn vom 8. 4- 1935 52. 

vor dem Kongreß der Freikirchen in Llandrinod 

Ein großer Fehler ist in Versailles begangen worden. Man wollte die 
Landkarte Europas neu zeichnen und auf die Unterschiede ethnologischer 
Art Rücksicht nehmen. Die Nationalität wurde zu dem ersten Prinzip bei 
der Neuordnung erhoben. Zur gleichen Zeit wurde ein Versuch gemacht, 
die besiegten Nationen zu bestrafen und einen Mechanismus für die ra¬ 
tionale Schlichtung von Streitigkeiten zu schaffen. Es ist nun siebzehn 
Jahre her, daß diese Versuche gemacht worden sind. Weise und gerecht, 
wie sie gewesen sein mögen, so wurden sie doch von denen nicht als 
weise und gerecht betrachtet, auf die die Neuordnung Anwendung fand. 

Die demokratische Selbstbestimmung ist offen abgelehnt und vernichtet 
worden. Deutschland litt unter seiner Demütigung und hat sich gewei¬ 
gert, die Rolle zu spielen, die ihm zugewiesen war, und hat gerüstet. Die 
Nationen gehen nicht den Weg des Friedens, sondern die gefährlichen 
Straßen, die zum Kriege führen können. Die großen Mächte haben eine 
lange Geschichte, und was 1914 geschah, hat ihren Charakter im 
wesentlichen nicht geändert. Es war ein grundlegender Irrtum, wenn 
auch in der Stunde des Sieges natürlicher Irrtum, sich einzubilden, 
daß die Aufzwingung des Versailler Vertrags die Natur derjenigen, denen 
er aufgezwungen wurde, irgendwie mehr ändern würde als die Natur 
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derer, die ihn aufzwangen. Es gibt einen Typus eines unreifen Geistes, 
der nicht notwendigerweise mit der Jugend verbunden ist, der es immer 
leicht hat, zu glauben, daß das Tausendjährige Reich an der nächsten 
Straßenecke wartet. Das Christentum, soviel ich weiß, ermächtigt uns 
zu diesem Glauben nicht, obwohl wir unser Leben der Herbeiführung 
des Tausendjährigen Reiches widmen können. Nach dem Ende des Krie¬ 
ges begriffen viele in England und anderswo diese Lehren von der Natio¬ 
nalität, der Selbstbestimmung und der Demokratie als die Schlüssel eines 
neuen Himmels auf Erden. Es hat sich herausgestellt, daß der Schlüssel 
nicht paßt, daß der Himmel weiter ist als je. Der Schlüssel paßt nicht 
für die großen Mächte, geschweige denn für die kleineren Mächte, wie 
immer es auch mit uns selbst bestellt sein mag. Wir fochten den Krieg, 
um die Welt sicher für die Demokratie zu machen. Die Welt ist nicht 
sicher für die Demokratie, nicht sicher für all das, was dieses Wort 
bedeutet . . . 


Italiens Plan für Stresa 

53. Ein offiziöser Artikel des Popolo d’Italia vom 11 . [\. 1935 

Heute wird auf der Isola Bella die erste Sitzung der Begegnung 
zwischen den Häuptern der italienischen, der französischen und engli¬ 
schen Regierung stattfinden. Die Teilnahme der Regierungshäupter ne¬ 
ben ihren Außenministern hat die Neugier und die Erwartung der Welt 
erhöht und hat sicherlich die Bedeutung der Begegnung vermehrt. Trotz¬ 
dem müssen wir von neuem die Italiener vor den leichtgläubigen und 
nichtssagenden Optimismen warnen. Gegenüber den Alarmisten verschie¬ 
denster Art muß man erneut betonen, daß aus Stresa nicht der Krieg 
hervorgehen wird und nichts, was ihn in kurzer Frist unvermeidbar 
macht. Aber das soll auch nicht sagen, daß Stresa den ewigen Frieden 
sichern wird. Dieser Friede hängt vor allem von jemand ab, der nicht 
in Stresa zugegen ist. Nun könnte man sich fragen, was kann denn von 
Stresa kommen, wenn es weder der Krieg noch der Friede ist? Man kann 
antworten, daß von Stresa ein Communique kommt, das ein Minimum 
der Gemeinsamkeit und einen gemeinschaftlichen kleinsten Nenner zwi¬ 
schen den verschiedenen Mächten darstellt und das daher — wenn nicht 
etwas Unvorhergesehenes geschieht — nur von allgemeiner und konsul¬ 
tativer Art sein kann, da die „Konsultation“ die letzte Erfindung der 
Willenlosigkeit gegenüber der Wirklichkeit ist. Man muß auch erwägen, 
daß einige fundamentale Themen von Stresa drei Abwesende angehen, 
nämlich Deutschland, Rußland, Polen. Auf dem Schachbrett der öst¬ 
lichen Politik sind die Dinge in Bewegung, und das Problem der „An¬ 
knüpfung“ Polens oder Rußlands an den Westen ist ein Problem, das 
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der Schwierigkeiten voll ist. Es sei denn, es erweise sich als nützlich, 
nach Stresa einen der Abwesenden oder in einer äußerst gewagten Hypo¬ 
these alle Abwesenden zu rufen. 

Um ein für allemal alle die Ausgeburten eines sensationellen Jour¬ 
nalismus zu erledigen, ist es notwendig, zu erklären, daß kein italieni¬ 
scher „Plan“ besteht, der Wunder vollbringen soll. Es ist daher grotesk, 
auf dem Nichtbestehenden die Luftschlösser der Spekulation aufbauen zu 
wollen. Über Stresa hinaus ist der italienische Plan, der die Italiener 
interessiert, und den die Italiener kennen müssen, der folgende: Solange 
bis der Horizont nicht klarer geworden ist, eine stehende Streitmacht von 
600 000 Mann unter den Waffen zu halten, diese Streitmacht mit den 
modernsten Waffen auszurüsten, den Aufbau der Luft- und der Seeflotte 
zu beschleunigen. Wir sehen diesen „Plan“ als ein unerläßliches Element 
dafür an, den Frieden in Europa zu schützen und insbesondere „un¬ 
seren“ Frieden zu sichern. 

Die „informatorischen Bemühungen“, denen wir uns in der letzten 
Zeit hingegeben haben, haben uns zu dieser Schlußfolgerung gebracht. 


Am 11. U. 1935 trat die Konferenz von Stresa zusammen. Am 
lb. 4. 1935 vereinbarte sie ihre Schlußresolution. Es war eine Versicherung 
der Mächte , „sich mit allen praJctischen Mitteln jeder einseitigen Aufkündi¬ 
gung von Verträgen zu widersetzen \ Aber selbst im Beratungszimmer von 
Stresa saß die „Revision“ mit zu Tisch. Forderungen der übrigen Mächte , die 
Rüstungsbeschränkungen unterlagen, ihren Wehrstatus zu ändern, wurden 
befürwortend an die Kleine Entente weitergegeben, um sie im Rahmen der 
Organisation der Sicherheit zu verwirklichen. Für Österreich , Ungarn und 
Bulgarien war dies das Versprechen der „Gleichberechtigung in einem Re¬ 
gime der Sicherheit“, das man Deutschland im Dezember 193 2 gemacht 
hatte. Das neue Versprechen schritt denn auch nur mühselig der Verwirk¬ 
lichung entgegen 1 ). Im übrigen bestand das Programm von Stresa aus den 
vereinigten Systemen des Vertrages von Rom vom 7. 1 . 1935 und des Lon¬ 
doner Communiquös . Konnte dies Bündel weithin verzweigter Interessen , das 
„Stresa“ hieß , Bestand haben? 

Das Ergebnis der Konferenz von Stresa 

Resolution der Vertreter der Regierung Italiens, Frankreichs und Eng- 54. 
lands vom i 4 . 4 - 1 g35 

Die Vertreter der Regierungen Italiens, Frankreichs und des Vereinig¬ 
ten Königreichs haben in Stresa die allgemeine Lage geprüft — im Lichte 
der Ergebnisse des Meinungsaustausches, der in der letzten Woche statt¬ 
gefunden hat, sowie der Entscheidung, die am 16 . 3. von der Deutschen 
Regierung gefällt wurde und schließlich auf Grund der Informationen, 


i) Dok. 1 43, 1 44. 
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die von den britischen Ministem während ihrer kürzlich in verschiede¬ 
nen Hauptstädten Europas abgestatteten Besuche gesammelt wurden. 
Nachdem sie sich über die Konsequenzen klar geworden waren, die diese 
Lage für ihre Politik, wie sie in den Abmachungen von Rom und Lon¬ 
don festgelegt worden ist, haben müßte, stellten sie ihre Übereinstim¬ 
mung über die verschiedenen, besprochenen Fragen fest. 

1. Die Vertreter der Regierungen Italiens, Frankreichs und Eng¬ 
lands einigten sich in Stresa auf eine gemeinsame Linie, die verfolgt wer¬ 
den soll, wenn der französische Antrag an den Völkerbundrat zur Sprache 
kommt. 

2 . Die Auskünfte, die sie erhalten haben, haben sie in der Ansicht 
bestärkt, daß die Verhandlungen hinsichtlich der Entwicklung fortgesetzt 
werden sollen, welche bezüglich der Sicherheit in Osteuropa erstrebt wird. 

3. Die Vertreter der drei Regierungen prüften von neuem die öster¬ 
reichische Lage; sie bestätigten die englisch-französisch-italienischen Er¬ 
klärungen vom 17 . 2 . und 27 . 9 . 1934 , durch die die drei Regierungen 
anerkannten, daß die Notwendigkeit, die Unabhängigkeit und Unversehrt¬ 
heit Österreichs aufrechtzuerhalten, auch weiterhin ihre gemeinsame Po¬ 
litik bestimmen werde. Hinsichtlich des französisch-italienischen Proto¬ 
kolls vom 7 . i. 1935 und der englisch-französischen Vereinbarung vom 
3. 2 . ig35, in welchen die Absicht bekräftigt wurde, sich gemeinsam 
über die Maßnahmen zu beraten, die im Falle der Bedrohung der Unver¬ 
sehrtheit und Unabhängigkeit Österreichs ergriffen werden müssen, ka¬ 
men sie überein, zu empfehlen, daß Vertreter aller im römischen Pro¬ 
tokoll genannten Regierungen zu einem möglichst frühen Zeitpunkt Zu¬ 
sammenkommen sollen, um die mitteleuropäische Vereinbarung abzu¬ 
schließen. 

4. Hinsichtlich des vorgeschlagenen Luftpakts für Westeuropa be¬ 
stätigten die Vertreter der drei Regierungen die Grundsätze und das ein¬ 
zuschlagende Verfahren, wie sie in der Vereinbarung vom 3. 2 . vorge¬ 
sehen sind, und sie kamen überein, das Studium dieser Frage wirksam 
fortzusetzen mit der Absicht, einen Pakt zwischen den fünf in der Lon¬ 
doner Vereinbarung genannten Mächten sowie alle zweiseitigen Abkom¬ 
men abzuschließen, die ihn begleiten können. 

5. Indem sie sich dem Problem der Rüstungen zuvvandten, haben 
die Vertreter der drei Mächte daran erinnert, daß die Londoner Verein¬ 
barung ein Abkommen vorsah, das frei mit Deutschland verhandelt wer¬ 
den sollte, um an die Stelle der entsprechenden Bestimmungen von 
Teil V des Versailler Vertrages zu treten, und sie haben das kürzliche 
Vorgehen der Deutschen Regierung und den Bericht Sir John Simons 
über seine Unterredungen mit dem deutschen Reichskanzler über diese 
Frage im Bewußtsein ihrer Verantwortung erörtert. 
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Es wurde mit Bedauern festgestellt, daß die Methode der einseitigen 
Aufkündigung, die von der Deutschen Regierung in einem Augenblick 
angewandt wurde, als Schritte eingeleitet waren, um ein in freier Weise 
verhandeltes Abkommen über die Rüstungsfrage zu erreichen, das öffent¬ 
liche Vertrauen in die Sicherheit einer friedlichen Ordnung untergraben 
hat. Darüber hinaus hat das große Ausmaß der verkündeten deutschen 
Wiederaufrüstung, deren Programm bereits mitten in der Ausführung 
begriffen ist, die zahlenmäßigen Schätzungen entwertet, auf die sich die 
Bemühungen um die Abrüstung bisher begründeten, und die Hoffnun¬ 
gen erschüttert, von denen jene Anstrengungen inspiriert waren. 

Die Vertreter der drei Mächte bekräftigen nichtsdestoweniger erneut 
ihren ernsten Wunsch, den Frieden durch die Schaffung eines Gefühls 
der Sicherheit zu erhalten, und geben für sich die Erklärung ab, daß sie 
bestrebt bleiben, sich an jeder praktischen Anstrengung zu beteiligen, 
durch die eine internationale Abmachung über die Begrenzung der Rü¬ 
stungen gefördert werden kann. 

6 . Die Vertreter der drei Regierungen zogen den Wunsch der Staa¬ 
ten, deren Rüstungsstatus durch die Verträge von St. Germain, Trianon 
und Neuilly bestimmt worden ist, in Betracht, die Revision dieses Status 
zu erreichen. Sie beschlossen, daß die anderen hierdurch berührten 
Staaten auf diplomatischem Wege von diesem Wunsch unterrichtet 
werden sollen. Sie kamen überein, den anderen in Betracht kommenden 
Staaten die Prüfung dieser Frage zu empfehlen mit dem Ziel, sie durch 
gegenseitige Verständigung innerhalb des Rahmenwerkes allgemeiner 
Garantien regionaler Sicherheit zu regeln. 

Hinsichtlich des Locarno-Pakts haben die Vertreter Italiens und des 
Vereinigten Königreichs folgende gemeinsame Erklärung abgegeben: 
Italien und das Vereinigte Königreich als Mächte, die an dem Locarno- 
Pakt lediglich in der Eigenschaft von Garanten beteiligt sind, bekräftigen 
formell alle ihre Verpflichtungen aus diesem Pakt und erklären ihre 
Entschlossenheit, diese eintretendenfalls getreulich zu erfüllen. 

Da die beiden Mächte diese Verpflichtungen gegenüber allen an¬ 
deren Locarno-Mächten eingegangen sind, soll die vorstehende gemein¬ 
same Erklärung, die auf der Konferenz von Stresa, an der Frankreich 
teilnahm, abgegeben worden ist, auch den Regierungen von Deutschland 
und Belgien formell mitgeteilt werden. 

Die drei Mächte, deren politisches Ziel die kollektive Aufrechterhal¬ 
tung des Friedens im Rahmen des Völkerbundes ist, sind völlig einig in 
dem Bestreben, sich mit allen geeigneten Mitteln jeder einseitigen Auf¬ 
kündigung von Verträgen zu widersetzen, die den europäischen Frieden 
gefährden könnte, und werden zu diesem Zweck in enger und freund¬ 
schaftlicher Zusammenarbeit vorgehen. 
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Am Tage nach dem Abschluß der Konferenz von Stresa trat der Völ¬ 
kerbundrat zusammen. Am 9. 4. 1935 war die französische Denk¬ 
schrift für diese Tagung veröffentlicht worden, ein großes advokatorisches 
Schriftstück, das Deutschland die ganze Verantwortung für den Lauf der 
Dinge in den letzten Jahren auf bürdete. Hier rang der sterbende Versailler 
Vertrag vielleicht zum letztenmal um die Anerkennung als das „geltende 
Recht“ Europas. 

Die Resolution, die am 17.4. 1935 einstimmig bei Stimmenthaltung 
Dänemarks angenommen wurde, erklärte, daß der deutsche Schritt „kein Recht 
geschaffen ‘ habe, daß Deutschland die „Pflicht nicht erfüllt habe, die allen 
Mitgliedern der internationalen Gemeinschaft obliegt, nämlich die Verpflich¬ 
tungen zu beobachten, die man eingegangen ist“. Die Resolution verkündet, 
daß die einseitige Lösung von Verträgen dem Völkerrecht widerspreche und 
die deutsche Aktion „die Sicherheit Europas bedrohe“. Damit verkoppelt war 
eine allgemeine „Billigung des Londoner Programms“, wie es Sir John Si¬ 
mon in der Aussprache formulierte, und die Einsetzung einer Kommission 
mit dem Aufträge, Maßregeln dafür vorzuschlagen, „den Völkerbundpakt 
in der Organisation kollektiver Sicherheit wirksamer zu machen“. Die Ge¬ 
gensätze schliefen auch auf der Konferenz nicht. Der türkische Delegierte 
R üschdü Bey erhob sich gegen das Regime der Meerengen als eine „Dis¬ 
kriminierung“ der Türkei. Der Volkskommissar des Auswärtigen der UdSSR. 
Litwinow erhob sich gegen die Beschränkung des Sicherheilsprogramms 
auf Europa. Polens Außenminister Oberst Beck hielt die „Sicherheit“ 
im östlichen Europa für fest begründet genug, um großartige Sicherheits¬ 
systeme überflüssig zu machen. 

Die deutsche Regierung protestierte am 20. 4. 1935 gegen den Beschluß 
als gegen einen Versuch der Diskriminierung des Deutschen Reichs. 


Eine Prozeßschrift 

55. Memorandum der französischen Regierung vom 9 . 4* *935 an den 
Völkerbundrat 

1 . Am 16 . März hat der deutsche Reichskanzler die Berliner Bot¬ 
schafter der europäischen Mächte zu sich gerufen, um ihnen vom Wort¬ 
laut eines Gesetzes Kenntnis zu geben, das in Deutschland die allgemeine 
Wehrpflicht wiederherstellt und das eine neue Einteilung der Armee in 
12 Armeekorps und in 36 Divisionen vorsieht. An demselben Tage wurde 
das Gesetz verkündet. Dieser Maßnahme war schon am 9 . Marz die offi¬ 
zielle Ankündigung der Wiedererrichtung einer deutschen Militärluft¬ 
fahrt vorausgegangen. 

In zwei ihrer wichtigsten Bestimmungen sind somit die Klauseln des 
Friedensvertrages förmlich umgestoßen worden. Es ist dies die Krönung 
langer und methodisch im geheimen verfolgter Anstrengungen; es ist 
dies der Beweis der Bedeutung der in Deutschland bereits vollbrachten 
Aufrüstung, ganz abgesehen von dem Programm, dessen Durchführung 
weitenerfolgt wird; es ist dies nicht nur die Verkündigung einer Politik; 
diese ist vielmehr schon zur Tatsache geworden. 
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Vor einem Jahr hat das Anwachsen des durch das Reich für das 
Jahr 1934 bis ig35 vorgesehenen Militärbudgets Europa bewegt, und 
die Französische Regierung hatte in diesen Voranschlägen (die übrigens 
später weit überschritten worden sind) ein Anzeichen für den Entschluß 
der Deutschen Regierung gesehen, ihre Aufrüstung in Grenzen zu ver¬ 
folgen, über die sie selbst Richter sein wollte. Die Autoritäten des Rei¬ 
ches erhoben Protest gegen eine solche Auslegung. In einer Note, die 
der Außenminister des Reiches dem englischen Botschafter in Berlin am 
ii. April übermittelt hat, wird das Anwachsen der Ausgaben durch die 
Notwendigkeit gerechtfertigt, die Vorbereitungen für die Umwandlung 
in eine Milizarmee mit kurzer Dienstzeit weiterzuverfolgen, und es wurde 
Einspruch dagegen erhoben, daß der Haushalt des Luftfahrtministe¬ 
riums als Rüstungshaushalt angesehen werden könne. Einige Tage spä¬ 
ter, am 27 . April, sprach er sein „Erstaunen“ darüber aus, daß man sich 
ernstlich über den Luftfahrthaushalt beunruhigen könne, dessen Aus¬ 
gaben nur dazu dienen sollten, die Bevölkerung gegen die Luftangriffe 
zu schützen und die Zivilluffahrt zu reorganisieren. Noch am 20 . De¬ 
zember bestritt der Luftfahrtminister, daß das Reich mehr als einige 
Versuchsapparate besitze. Drei Monate sind seither verstrichen, und der 
Reichskanzler Hitler ist in der Lage, den britischen Staatssekretär davon 
zu unterrichten, daß das Reich auf dem Gebiete der Luftfahrt bereits 
die Gleichheit mit England erreicht habe. 

Es wird erlaubt sein, festzustellen, daß, um zu einem solchen Er¬ 
gebnis zu gelangen, eine Anstrengung von einigen Wochen, ja sogar von 
einigen Monaten nicht genügt hätte. Dementis und Erklärungen erhalten 
daher für uns ihren wahren Wert, und die Bestrebungen, die sie ent¬ 
hüllen, ihre wahre Bedeutung. 

2 . Die Schritte, an die hier erinnert worden ist, sind ein formeller 
Bruch der hauptsächlichsten Klauseln des Teiles V des Versailler Ver¬ 
trages und der später über ihre Anwendung zwischen der Deutschen Re¬ 
gierung und den auf der Botschafterkonferenz vertretenen Regierungen 
der hauptsächlichsten alliierten Mächte abgeschlossenen Abkommen. 

An der systematischen Übertretung dieser Vertragsartikel war schon 
lange kein Zweifel mehr erlaubt; aber diese Überschreitungen wurden so 
gut wie möglich verheimlicht. Heute ist die Verletzung offensichtlich, sie 
wird nicht bestritten. Der Völkerbund hat die Pflicht, sich damit zu be¬ 
fassen. Auf Achtung der internationalen Verpflichtungen begründet und 
Hüter eines Paktes, dessen Präambel anerkennt, daß die Staaten, die 
„die Zusammenarbeit zwischen den Nationen entwickeln“ und „ihnen 
den Frieden und die Sicherheit garantieren wollen“, „gewissenhaft alle 
Verpflichtungen der Verträge in den gegenseitigen Beziehungen zwischen 
den organisierten Völkern anerkennen“ müssen, kann der Völkerbund 
nicht gleichgültig bleiben bei der Durchführung einer politischen Me- 


10 Weltgeschichte I 




i4G Die Wiedererstehung Deutschlands als Großmacht [55 

thode, die direkt den Grundsätzen, auf welchen er beruht, und dem Ziel, 
das er sich gesteckt, zuwiderläuft. 

3. Bei der Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund hat sich die 
Versammlung ausdrücklich auf Teil V des Vertrages berufen, um das 
Militär-, Marine- und Luftfahrtstatut festzusetzen, dem das Reich ent¬ 
sprechen müßte; sie hat von einer Erklärung Kenntnis genommen, nach 
welcher Deutschland „tatsächliche Garantien seiner aufrichtigen Absicht, 
die Verpflichtungen, die aus den Verträgen und seinen Anhängen hervor¬ 
gehen, innezuhalten'‘ gab. 

Indem die Deutsche Regierung die Bestimmungen, die ihr Militär- 
statut regeln, für null und nichtig erklärt, hat sie mit Überlegung eine 
der Grundlagen ihrer Mitarbeit an der Genfer Einrichtung zerstört. 

4. Indem sie das tat, hat die Regierung des Reiches den Erfolg 
der internationalen Verhandlungen über die Beschränkung der Rüstun¬ 
gen, die unter den Auspizien des Völkerbundes begründet auf Artikel 8 
des Völkerbundpaktes vor sich gehen, ernstlich gefährdet, obschon die 
Mächte viele Beweise ihres Willens, den Bestimmungen dieses Artikels zu 
entsprechen, gegeben hatten. Was die Französische Regierung anbelangt, 
so muß sie daran erinnern, daß sie von 1921 bis 1928 die Dienstzeit 
in Frankreich von drei Jahren auf ein Jahr herabgesetzt hat; daß die 
für die Verteidigung des Mutterlandes sofort verwendbaren Streitkräfte 
sich infolgedessen je nach der in Betracht gezogenen Lage um 4 2 oder 
um 60 Prozent vermindert haben; daß die Überseearmee ihrerseits eben¬ 
falls bedeutende Verminderungen erfahren hat, daß die Ausführung des 
Luftbauprogramms nur in ganz schwachem Maße fortgeschritten ist. 

Ohne Zweifel hatten sich die Schwierigkeiten, die sich einem Erfolg 
der Genfer Konferenz entgegensetzten, angehäuft. Aber das hat die 
Deutsche Regierung nicht von ihren Verpflichtungen befreit. Auch wenn, 
was die Französische Regierung formell bestreitet, die Präambel von 
Teil V den Charakter und die Tragweite hätte, die man ihr manchmal 
geben wollte, bliebe nichtsdestoweniger eine wesentliche Tatsache be¬ 
stehen : Welches auch die Schwierigkeiten bei der Erfüllung einer Auf¬ 
gabe sein mögen, die die Maßnahmen der deutschen Aufrüstung noch 
schwieriger machten, so haben während der Zeit, wo die Abrüstungs¬ 
konferenz ihre Verhandlungen weiter verfolgte, die Mächte es nicht auf¬ 
gegeben, die Grundlage für eine internationale Einigung zu suchen. 

Die Französische Regierung ist es sich schuldig, an die Vorschläge 
zu erinnern, die sie schon am 5. Februar 1932 für die Begrenzung der 
Bombenflugzeuge und ihre Unterstellung unter den Völkerbund und 
für die Schaffung einer internationalen Macht im Zusammenhang mit 
einer besseren Organisation der Sicherheit gemacht hat. Sie erinnert 
weiter an die Vorschläge, die die französische Delegation am i4- No¬ 
vember desselben Jahres im Hinblick auf die Herstellung eines euro- 
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päischen Systems der Rüstungsverminderung und der internationalen 
Zusammenarbeit gemacht hat. Sie erinnert an die Erklärung vom 11 . De¬ 
zember 1932 , die die Gewährung der Gleichberechtigung unlösbar an 
die Herstellung eines Sicherheitssystems bindet. 

Sie erinnert schließlich daran, daß im Oktober ig33 in einer 
Stunde, wo die internationale Lage sich bereits zu verdunkeln begann, 
aus Gründen, für die Frankreich keinerlei Verantwortung trägt, die 
Französische Regierung mit mehreren anderen Regierungen dahin über¬ 
eingekommen war, ein Arbeitsprogramm vorzuschlagen, das es der Gen¬ 
fer Konferenz erlaubt hätte, nützliche und wirksame Arbeit zu leisten. 
Es ist wahr, daß nach Kenntnisnahme dieses Programms die Reichs¬ 
regierung sich für verpflichtet hielt, Genf zu verlassen und ihren Aus¬ 
tritt aus dem Völkerbund anzukündigen. Es handelt sich um eine brutale 
Geste, die durch nichts gerechtfertigt war, wie dies der Präsident der 
Konferenz selbst festgestellt hat. Aber auch nach dieser Geste ist die 
Arbeit nicht aufgegeben worden. 

Am 3. Februar d. J. wurde auf die Initiative der Französischen und 
der Englischen Regierung hin ein Programm aufgestellt, das von allen 
dem Frieden dienenden Mächten mit Genugtuung aufgenommen wurde. 

Dieses Programm hatte die Reichsregierung selbst angenommen. 
Ihre Beschlüsse vom 16 . März haben es indessen entschieden gefährdet. 
Es wäre nutzlos, wollte sie sich auf die Maßnahmen berufen, die andere 
Regierungen sich gezwungen sahen, in ihrem eigenen Lande zu ergreifen, 
denn diese Maßnahmen wurden durch die Entwicklung der deutschen 
Rüstungen gerechtfertigt. Es wäre nutzlos, wollte sie sich besonders auf 
die Maßnahmen der Französischen Regierung berufen, die, um den aus 
dem Krieg hervorgegangenen Schwierigkeiten der Rekrutierung zu be¬ 
gegnen, Maßnahmen hinsichtlich der Dauer der Militärdienstzeit er¬ 
greifen mußte, die schon vor fünf Jahren durch die vorbereitende Ab¬ 
rüstungskonferenz als berechtigt anerkannt wurden. 

Deutschland hat einem internationalen Problem eine einseitige Lö¬ 
sung geben wollen. Die Verhandlungsmethode hat es durch die Methode 
der vollendeten Tatsachen ersetzt. Seine Beschlüsse, die mit dem ganzen 
System der Rüstungsbeschränkung unvereinbar sind, haben für ganz 
Europa die Frage der allgemeinen Aufrüstung in ihrer ganzen Schwere 
aufgeworfen. 

Der Völkerbundrat hat die Pflicht, sich über die Verantwortlichkei¬ 
ten der so geschaffenen Lage und über die Folgen, die sie nach sich 
zieht, auszusprechen. Er muß auch aussprechen, welche Schlußfolgerun¬ 
gen die Regierungen für ihre Vertragspolitik daraus zu ziehen haben, 
die den Willen haben, die europäische Sicherheit aufrechtzuerhalten und 
zu vermitteln. 

5. Eine noch bedeutendere Frage muß gestellt werden. Denn in 
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einem Europa, in dem sich die Methode der einseitigen Kündigung inter¬ 
nationaler Verpflichtungen verallgemeinern würde, würde es bald nur 
noch Platz für eine Gewaltpolitik geben. Keine Verhandlung ist möglich, 
wenn im Laufe dieser Verhandlungen einer der Teilnehmer das will¬ 
kürlich an sich reißt, was Gegenstand der Verhandlung ist. Keine Ver¬ 
handlung ist außerdem sinnvoll, wenn die Ergebnisse, ganz gleich wel¬ 
cher Art, durch den Willen einer der beteiligten Parteien zerstört werden 
können. Man sollte dann bei den internationalen Beziehungen von vorn¬ 
herein den Begriff eines Vertrages oder einer Verpflichtung ausschalten. 

Die Anstrengungen der friedlichen Nationen gehen darauf hinaus, 
durch die Verpflichtungen des Nichtangriffs, gegenseitiger Beratung 
und Hilfeleistung zwischen den Staaten ein umfassendes System der 
kollektiven Sicherheiten zu schaffen. Ist es der Mühe wert, diese An¬ 
strengungen fortzusetzen, wenn zugelassen wird, daß der Verstoß ge¬ 
gen eine übernommene Verpflichtung, so feierlich sie auch sei, keine 
anderen Folgen nach sich zieht als eine moralische Verurteilung, und 
wenn man keinerlei Risiko eingeht, wenn man sich von seinen Verpflich¬ 
tungen befreit, und wenn der Vertragsbrüchige Staat in der Straflosig¬ 
keit eine Ermunterung zu neuen Verletzungen findet? Der Völkerbund¬ 
rat kann einer solchen Drohung gegen die internationale Ordnung nicht 
gleichgültig gegenüberstehen, ohne seine Aufgabe preiszugeben. Er hat 
die Pflicht, ihr entgegenzutreten, indem er die geeigneten Maßnahmen 
ergreift, um der heute geschaffenen Lage abzuhelfen und eine Wieder¬ 
holung zu verhindern. 

Das sind die Betrachtungen, auf die die Französische Regierung die 
Aufmerksamkeit des Volk erb undrates lenken möchte. Überzeugt davon, 
daß die Achtung vor übernommenen Verpflichtungen für jede friedliche 
Nation eine Pflicht ist, ist sie sich der Verpflichtungen bewußt, die die 
verschiedenen Artikel des Paktes den Mitgliedern des Völkerbundes auf¬ 
erlegen. Sie wünscht, das Vertrauen unter den Völkern wiederhergestellt 
zu sehen und erklärt sich mit allen Regierungen solidarisch, denen an 
der Festigung des Friedens gelegen ist. Die Französische Regierung 
wartet vertrauensvoll darauf, daß sich der Völkerbundrat über die ihm 
unterbreitete ernste Lage ausspricht, daß er über die Gegenwart be¬ 
schließt und die Zukunft sichert. 

Der Rat beschließt 

56. Resolution des Völkerbundrates vom 17 . 4- ig35 

Der Rat erklärt, 

in Anbetracht dessen, 

1 . daß die gewissenhafte Achtung vor allen Vertragsverpflichtun- 
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gen eine fundamentale Regel des internationalen Lebens und eine we¬ 
sentliche Voraussetzung der Aufrechterhaltung des Friedens ist; 

2 . daß es ein Grundprinzip der Menschenrechte ist, daß keine Macht 
Verpflichtungen aus einem Vertrag abschütteln oder dessen Bestimmun¬ 
gen modifizieren kann, es sei denn im Einvernehmen mit den andern 
kontrahierenden Parteien ; 

3. daß die Bekanntgabe des Wehrgesetzes vom 16 . März ig35 
durch die Deutsche Regierung im Widerspruch zu diesen Prinzipien 
steht; 

4- daß durch dieses einseitige Vorgehen keinerlei Recht geschaffen 
werden konnte; 

5. daß dieses einseitige Vorgehen, indem es ein neues Element 
der Beunruhigung in die internationale Situation trägt, notgedrungen 
als eine Bedrohung der europäischen Sicherheit erscheinen mußte; 

in Anbetracht dessen, daß andererseits 

6 . die Britische und die Französische Regierung mit Zustimmung 
der Italienischen Regierung schon am 3. Februar ig35 der Deutschen 
Regierung Kenntnis gegeben hatten von einem Programm einer allge¬ 
meinen Regelung, die durch freie Verhandlungen hätte zustande kom¬ 
men sollen, um die Sicherheit in Europa zu organisieren und in einem 
Regime der Gleichheit der Rechte eine allgemeine Begrenzung der Rü¬ 
stungen vorzunehmen und gleichzeitig die tätige Mitarbeit Deutschlands 
beim Völkerbund zu sichern; 

7 . daß die von Deutschland oben erwähnte einseitige Aktion nicht 
nur unvereinbar ist mit diesem Plan, sondern daß sie vorgenommen 
wurde in einem Moment, wo diese Verhandlungen in der Tat im Gange 
waren; 

erklärt der Rat, 

L daß Deutschland gegen die allen Mitgliedern der internationalen 
Gemeinschaft obhegenden Pflichten, die Verpflichtungen zu achten, die 
sie eingegangen sind, verstoßen hat und verurteilt jede einseitige Kündi¬ 
gung internationaler Verpflichtungen; 

II. der Rat lädt die Regierungen, welche die Initiative für das Pro¬ 
gramm vom 3. Februar ig35 ergriffen oder ihm ihre Zustimmung ge¬ 
geben haben, ein, die eingeleiteten Verhandlungen fortzusetzen und Ab¬ 
kommen im Rahmen des Völkerbundes anzustreben, welche bei gleich¬ 
zeitiger Berücksichtigung der aus dem Völkerbundpakt sich ergebenden 
Verpflichtungen notwendig scheinen und so das in diesem Programm 
vorgesehene Ziel der Aufrechterhaltung des Friedens und Organisation 
der Sicherheit zu erreichen; 

III. in Anbetracht dessen, daß die einseitige Kündigung internatio¬ 
naler Verpflichtungen die Existenz des Völkerbundes selbst als Institu- 
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tion, welche beauftragt ist, die Auf rech terhaltung des Friedens und die 
Organisation der Sicherheit zu gewährleisten, in Frage stellen kann; 

beschließt der Rat, 

ohne damit die Anwendung der Bestimmungen, welche schon in 
internationalen Abkommen vorgesehen sind, zu beeinträchtigen, daß 
eine solche Kündigung seitens der Mitglieder und im Rahmen des 
Völkerbundpaktes alle geeigneten Maßnahmen hervorrufen müßte, so¬ 
bald es sich um Verpflichtungen handelt, welche die Sicherheit der 
Völker und die Aufrechterhaltung des Friedens in Europa berühren; 

er beauftragt ein Komitee, bestehend aus den Vertretern Chiles, 
Englands, Frankreichs, Hollands, Italiens, Jugoslawiens, Kanadas, Po¬ 
lens, Portugals, Rußlands, Spaniens, der Türkei und Ungarns, zu diesem 
Zwecke Bestimmungen vorzuschlagen, die den Völkerbundpakt in der 
Organisation der Kollektivsicherheit wirksamer gestalten, und insbeson¬ 
dere die wirtschaftlichen und finanziellen Maßnahmen festzulegen, welche 
zur Anwendung gelangen können im Falle, daß ein Staat, Mitglied oder 
Nichtmitglied des Völkerbundes, den Frieden in Zukunft in Gefahr 
bringt, indem er einseitig seine internationalen Verpflichtungen kündigt. 


Protest Deutschlands gegen die erneute Diskriminierung 

57. Note der deutschen Reichsregierung vom 20 . 4* 1935 an die Mitglieds¬ 
staaten des Völkerbundrates 

Die Reichsregierung bestreitet den Regierungen, die im Völkerbund¬ 
rat die Entschließung vom 17 . April angenommen haben, das Recht, 
sich zum Richter über Deutschland aufzuwerfen. Sie sieht in dem Be¬ 
schluß des Volk erb undrates den Versuch einer erneuten Diskriminierung 
Deutschlands und weist ihn daher auf das entschiedenste zurück. Sie 
behält sich vor, ihre Stellungnahme zu den in dem Ratsbeschluß berühr^ 
ten Einzelfragen demnächst bekanntzugeben. 


RÜCKKEHR ZUR GESCHICHTE 

Mit dem 17. 4- 1935 schließt eine Epoche ab. (Sie hat nahezu genau 
ein Jahr gedauert, von der Note Frankreichs vom 17. 4- 1934 , die die 
Abrüstung begrub.) Trotz des Protestes, trotz des Prozesses stand die 
deutsche Wehrhoheit unerschüttert da. „Jedermann überzeugte sich rasch“, 
sagte Mussolini in seiner Rede vom 25. 5. 1935 , „daß diese Tatsache nicht 
mehr zu beseitigen war.“ Bald zeigte sich aber auch, daß Europa nicht in 
der Situation erstarren würde, wie sie Stresa und der Völkerbundsbeschluß 
geschaffen hatten. Mussolini sagte in seiner Rede vom 2 5. 5. 1935 , daß Ita- 
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lien nicht am Brenner „versteinern“ wolle. Die ahessinische Frage öffnete 
den Blick auf weitere Interessen, die über das enge System eines in über- 
alteten Verträgen verhärteten Europa hinausreichen. Das Problem des ko¬ 
lonialen Raums tauchte erneut und mit ernsthafter Nachdrücklichkeit am 
Horizont Europas auf. Der russisch-französische Pakt brachte eine verhäng¬ 
nisvolle Verschiebung des europäischen Gleichgewichts, die das Maß ihrer 
Wirkung auf die Weltverhältnisse noch lange nicht erschöpft hat. Am 21 . 5. 
1935 verkündete Adolf Hitler im deutschen Reichstag ein Friedensprogramm, 
das der diplomatischen Aktion der europäischen Mächte mannigfache Arbeit 
gab. Im Juni ig35 schlossen Deutschland und England das Flottenabkom¬ 
men, das nach dem polnisch-deutschen Vertrag vom Januar ig34 eine zweite 
große Bereinigung gewaltiger Gegensätze brachte. Das Abkommen hat mehr 
als alles andere dazu beigetragen, daß Europa nicht im System des 17 . 4- 
1935 erstarrte. 


Deutschlands Friedensprogramm 

Rede des Führers und Reichskanzlers Adolf Hitler vom 21 . 5. ig35 vor 58. 
dem deutschen Reichstag 

Wenn das heutige Deutschland für den Frieden eintritt, dann tritt 
es für ihn ein weder aus Schwäche noch aus Feigheit. Es tritt für den 
Frieden ein aus einer anderen Vorstellung, die der Nationalsozialismus 
von Volk und Staat besitzt. Denn dieser sieht in der machtmäßig er¬ 
zwungenen Einschmelzung eines Volkes in ein anderes wesensfremdes 
nicht nur kein erstrebenswertes politisches Ziel, sondern als Ergebnis eine 
Gefährdung der inneren Einheit und damit der Stärke eines Volkes auf 
lange Zeit gerechnet. Seine Lehre lehnt daher den Gedanken einer na¬ 
tionalen Assimilation dogmatisch ab. Damit ist auch der bürgerliche 
Glaube einer möglichen „Germanisation“ widerlegt. Es ist daher weder 
unser Wunsch noch unsere Absicht, fremden Volksteilen das Volkstum, 
die Sprache oder die Kultur wegzunehmen, um ihnen dafür eine fremde 
deutsche aufzuzwingen. Wir geben keine Anweisung für die Verdeut¬ 
schung nichtdeutscher Namen aus, im Gegenteil: wir wünschen dies 
nicht. Unsere volkliche Lehre sieht daher in jedem Krieg zur Unter¬ 
jochung und Beherrschung eines fremden Volkes einen Vorgang, der 
früher oder später den Sieger innerlich verändert und schwächt und da¬ 
mit in der Folge zum Besiegten macht. Wir glauben aber auch gar nicht 
daran, daß in Europa die durch und durch national erhärteten Völker 
im Zeitalter des Nationalitätenprinzips überhaupt noch national enteignet 
werden könnten I Die letzten i5o Jahre bieten hier belehrende und war¬ 
nende Beispiele mehr als genug. Die europäischen Nationalstaaten wer¬ 
den bei keinem kommenden Krieg — abgesehen von vorübergehenden 
Schwächungen ihrer Gegner — mehr erreichen können als geringfügige 
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und im Verhältnis zu dem dargeb rächten Opfer gar nicht ins Gewicht 
fallende volkliche Grenzkorrekturen. 

Der permanente Kriegszustand, der aber durch solche Absichten 
zwischen den einzelnen Völkern aufgerichtet wird, mag verschiedenen 
politischen und wirtschaftlichen Interessenten vielleicht als nützlich er¬ 
scheinen. Für die Völker bringt er nur Lasten und Unglück. Das Blut, 
das auf dem europäischen Kontinent seit 3oo Jahren vergossen wurde, 
steht außer jedem Verhältnis zu dem volklichen Resultat der Ereignisse. 
Frankreich ist am Ende Frankreich geblieben, Deutschland Deutschland, 
Polen Polen, Italien Italien. Was dynastischer Egoismus, politische Lei¬ 
denschaft und patriotische Verblendung an scheinbaren tiefgreifenden 
staatspolitischen Veränderungen unter Strömen von Blut erreicht haben, 
hat in nationaler Beziehung stets nur die Oberfläche der Völker geritzt, 
ihre grundsätzliche Markierung aber wesentlich kaum mehr verschoben. 
Hätten diese Staaten nur einen Bruchteil ihrer Opfer für klügere Zwecke 
angesetzt, so wäre der Erfolg sicher größer und dauerhafter gewesen. 

Wenn ich als Nationalsozialist in allem Freimut diese Auffassung 
vertrete, bewegt mich dabei noch folgende Erkenntnis: Jeder Krieg ver¬ 
zehrt zunächst die Auslese der Besten. Da es in Europa aber einen leeren 
Raum nicht mehr gibt, wird jeder Sieg — ohne an der grundsätzlichen 
europäischen Not etwas zu ändern — höchstens eine ziffernmäßige Ver¬ 
mehrung der Einwohner eines Staates mit sich bringen können. Wenn 
aber den Völkern daran soviel liegt, dann können sie dies, statt mit Trä¬ 
nen, auf eine einfachere und vor allem natürlichere Weise erreichen. 
Eine gesunde Sozialpolitik kann bei einer Steigerung der Geburtenfreu¬ 
digkeit einer Nation in wenigen Jahren mehr Kinder des eigenen Volkes 
schenken als durch einen Krieg an fremden Menschen erobert und da¬ 
mit unterworfen werden könnten. 

Nein! Das nationalsozialistische Deutschland will den Frieden aus 
tief innersten, weltanschaulichen Überzeugungen. Es will ihn weiter aus 
der einfachen, primitiven Erkenntnis, daß kein Krieg geeignet sein 
würde, das Wesen unserer allgemeinen europäischen Not zu beheben, 
wohl aber diese zu vermehren. Das heutige Deutschland lebt in einer 
gewaltigen Arbeit der Wiedergutmachung seiner inneren Schäden. Kei¬ 
nes unserer Projekte sachlicher Natur wird vor io bis 20 Jahren voll¬ 
endet sein. Keine der gestellten Aufgaben ideeller Art kann vor 5o oder 
vielleicht auch 100 Jahren ihre Erfüllung finden. Ich habe einst die 
nationalsozialistische Revolution durch die Schaffung der Bewegung be¬ 
gonnen und seitdem die Aktion geführt. Ich weiß, wir alle werden nur 
den allerersten Beginn dieser großen umwälzenden Entwicklung erleben. 
Was könnte ich anders wünschen als Ruhe und Frieden? Wenn man 
aber sagt, daß dies nur der Wunsch der Führung sei, so kann ich dar¬ 
auf folgende Antwort geben: Wenn nur die Führer und Regierenden 
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den Frieden wollen, die Völker selbst haben sich noch nie den Krieg 
gewünscht . . - 

Als im Jahre 1919 der Friede von Versailles dem deutschen Volke 
diktiert wurde, war der kollektiven Zusammenarbeit der Völker damit 
das Todesurteil gesprochen worden. Denn an Stelle der Gleichheit aller 
trat die Klassifikation in Sieger und Besiegte. An die Stelle des gleichen 
Rechts die Unterscheidung in Berechtigte und Rechtlose. An die Stelle 
der Versöhnung aller die Bestrafung der Unterlegenen. An die Stelle der 
internationalen Abrüstung die Abrüstung der Besiegten. An die Stelle 
der Sicherheit aller trat die Sicherheit der Sieger. Dennoch wurde im 
Friedensdiktat von Versailles ausdrücklich festgestellt, daß die Abrüstung 
Deutschlands nur vorausgehen soll zur Ermöglichung der Abrüstung der 
anderen. Und nun ist an diesem Beispiel festzustellen, wie sehr die Idee 
der kollektiven Zusammenarbeit gerade von denen verletzt wurde, die 
heute ihre lautesten Fürsprecher sind « . . 

Wenn ich von diesen allgemeinen Betrachtungen nun übergehe zu 
einer präziseren Fixierung der vorhegenden aktuellen Probleme, so 
komme ich zu folgender Stellungnahme der Deutschen Reichsregierung: 

1 . Die Deutsche Reichsregierung lehnt die am 17 . April erfolgte 
Genfer Entschließung ab. Nicht Deutschland hat den Vertrag von Ver¬ 
sailles einseitig gebrochen, sondern das Diktat von Versailles wurde in 
den bekannten Punkten einseitig verletzt und damit außer Kraft gesetzt 
durch jene Mächte, die sich nicht entschließen konnten, der von Deutsch¬ 
land verlangten Abrüstung die vertraglich vorgesehene eigene folgen zu 
lassen. Die durch diesen Beschluß in Genf Deutschland zugefügte neue 
Diskriminierung macht es der Deutschen Reichsregierung unmöglich, in 
diese Institution zurückzukehren, ehe nicht die Voraussetzung für eine 
wirkliche gleiche Rechtslage aller Teilnehmer geschaffen ist. Zu dem 
Zweck erachtet es die Deutsche Reichsregierung als notwendig, zwischen 
dem Vertrag von Versailles, der aufgebaut ist auf der Unterscheidung 
der Nationen in Sieger und Besiegte, und dem Völkerbund, der aufge¬ 
baut sein muß auf der Gleichbewertung und Gleichberechtigung all sei¬ 
ner Mitglieder, eine klare Trennung herbeizuführen. Diese Gleichberech¬ 
tigung muß eine praktische sein und sich auf alle Funktionen und alle 
Besitzrechte im internationalen Leben erstrecken. 

2 . Die Deutsche Reichsregierung hat infolge der Nichterfüllung der 
Abrüstungsverpflichtungen durch die anderen Staaten sich ihrerseits los¬ 
gesagt von den Artikeln, die infolge der nunmehr einseitigen vertrags¬ 
widrigen Belastung Deutschlands eine Diskriminierung der deutschen 
Nation für unbegrenzte Zeit darstellen. Sie erklärt aber hiermit feier¬ 
lich, daß sich diese ihre Maßnahmen ausschließlich auf die moralisch 
und sachlich das deutsche Volk diskriminierenden und bekanntgegebenen 
Punkte beziehen. Die Deutsche Regierung wird daher die sonstigen, das 
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Zusammenleben der Nationen betreffenden Artikel einschließlich der 
territorialen Bestimmungen unbedingt respektieren und die im Wandel 
der Zeiten unvermeidlichen Revisionen nur auf dem Wege einer fried¬ 
lichen Verständigung durchführen. 

3. Die Deutsche Reichsregierung hat die Absicht, keinen Vertrag 
zu unterzeichnen, der ihr unerfüllbar erscheint. Sie wird aber jeden frei¬ 
willig Unterzeichneten Vertrag, auch wenn seine Abfassung vor ihrem 
Regierungs- und Machtantritt stattfand, peinlich einhalten. Sie wird ins¬ 
besondere daher alle aus dem Locarno-Vertrag sich ergebenden Ver¬ 
pflichtungen solange halten und erfüllen, als die andern Vertragspartner 
auch ihrerseits bereit sind, zu diesem Pakte zu stehen. Die Deutsche 
Reichsregierung sieht in der Respektierung der entmilitarisierten Zone 
einen für einen souveränen Staat unerhört schweren Beitrag zur Be¬ 
ruhigung Europas. Sie glaubt aber darauf hinweisen zu müssen, daß die 
fortgesetzten Truppenvermehrungen auf der andern Seite keineswegs als 
eine Ergänzung dieser Bestrebungen anzusehen sind. 

4. Die Deutsche Reichsregierung ist jederzeit bereit, sich an einem 
System kollektiver Zusammenarbeit zur Sicherung des europäischen Frie¬ 
dens zu beteiligen, hält es aber dann für notwendig, dem Gesetz der 
ewigen Weiterentwicklung durch die Offenhaltung vertraglicher Revi¬ 
sionen entgegenzukommen. Sie sieht in der Ermöglichung einer geregel¬ 
ten Vertragsentwicklung ein Element der Friedenssicherung, in dem Ab¬ 
drosseln jeder notwendigen Wandlung eine Aufstauung von Stoffen für 
spätere Explosionen. 

5. Die Deutsche Reichsregierung ist der Auffassung, daß der Neu¬ 
aufbau einer europäischen Zusammenarbeit sich nicht in den Formen 
einseitig aufoktroyierter Bedingungen vollziehen kann. Sie glaubt, daß 
es richtig ist, sich angesichts der nicht immer gleich gelagerten Inter¬ 
essen stets mit einem Minimum zu begnügen, statt diese Zusammenarbeit 
infolge eines unerfüllbaren Maximums an Forderungen scheitern zu las¬ 
sen. Sie ist weiter der Überzeugung, daß sich diese Verständigung mit 
einem großen Ziel im Auge nur schrittweise vollziehen kann. 

6 . Die Deutsche Reichsregierung ist grundsätzlich bereit, Nichtan¬ 
griffspakte mit ihren einzelnen Nachbarstaaten abzuschließen und diese 
durch alle Bestimmungen zu ergänzen, die auf eine Isolierung der Krieg- 
führenden und eine Lokalisierung des Kriegsherdes abzielen. Sie ist ins¬ 
besondere bereit zur Übernahme aller Verpflichtungen, die sich daraus 
für die Lieferung von Materialien und Waffen im Frieden oder Krieg 
ergeben mögen und von allen Partnern übernommen und respektiert 
werden. 

7 . Die Deutsche Reichsregierung ist bereit, zur Ergänzung des Lo¬ 
carno-Paktes einem Luftabkommen zuzustimmen und in seine Erörte¬ 
rungen einzutreten. 
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8 . Die Deutsche Reichsregierung hat das Ausmaß des Aufbaues der 
neuen deutschen Wehrmacht bekanntgegeben. Sie wird davon unter kei¬ 
nen Umständen abgehen. Sie sieht weder zu Lande noch zur Luft noch 
zur See in der Erfüllung ihres Programms irgendeine Bedrohung einer 
anderen Nation. Sie ist aber jederzeit bereit, in ihrer Waffenrüstung 
jene Begrenzungen vorzunehmen, die von den anderen Staaten ebenfalls 
übernommen werden. Die Deutsche Reichsregierung hat von sich aus 
bereits bestimmte Begrenzungen ihrer Absichten mitgeteilt. Sie hat da¬ 
mit am besten ihren guten Willen gekennzeichnet, ein unbegrenztes 
Wettrüsten zu vermeiden. Die Begrenzung der deutschen Luftrüstung 
auf den Stand einer Parität mit den einzelnen anderen westlichen gro¬ 
ßen Nationen ermöglicht jederzeit die Fixierung einer oberen Zahl, die 
dann mit einzuihalten sich Deutschland bindend verpflichten wird. Die 
Begrenzung de* deutschen Marine hegt mit 3 5 o/o der englischen mit 
noch i 5 o / 0 unter dem Gesamttonnagement der französischen Flotte. Da 
in den verschiedenen Pressekommentaren die Meinung ausgesprochen 
wurde, daß diese Forderung nur ein Beginn sei und sich insbesondere 
mit dem Besitz von Kolonien erhöhen würde, erklärt die Deutsche Reichs¬ 
regierung bindend: diese Forderung ist für Deutschland eine endgültige 
und bleibende. 

Deutschland hat weder die Absicht noch die Notwendigkeit oder das 
Vermögen, in irgendeine neue Flottenrivalität einzutreten. Die Deutsche 
Reicbsregierung erkennt von sich aus die überragende Lebenswichtig¬ 
keit und damit die Berechtigung eines dominierenden Schutzes des bri¬ 
tischen Weltreichs zur See an, genau so wie wir umgekehrt entschlossen 
sind, alles Notwendige zum Schutze unserer eigenen kontinentalen Exi¬ 
stenz und Freiheit zu tun. Die deutsche Regierung hat die aufrichtige 
Absicht, alles zu tun, um zum britischen Volk und Staat ein Verhält¬ 
nis zu finden und zu erhalten, das eine Wiederholung des bisher ein¬ 
zigen Kampfes zwischen beiden Nationen für immer verhindern wird. 

9 . Die Deutsche Reichsregierung ist bereit, sich an allen Bestrebun¬ 
gen aktiv zu beteiligen, die zur praktischen Begrenzung uferloser Rüstun¬ 
gen führen können. Sie sieht zur Zeit den einzig möglichen Weg hier¬ 
zu in einer Rückkehr zu den Gedankengängen der einstigen Genfer Kon¬ 
vention des Roten Kreuzes. Sie glaubt zunächst nur an die Möglichkeit 
einer schrittweisen Abschaffung und Verfemung von Kampfmitteln und 
Kampfmethoden, die ihrem innersten Wesen nach im Widerspruch ste¬ 
hen zur bereits geltenden Genfer Konvention des Roten Kreuzes. 

Sie glaubt dabei, daß, ebenso wie die Anwendung von Dumdumge¬ 
schossen einst verboten und im großen ganzen damit auch praktisch 
verhindert wurde, auch die Anwendung anderer bestimmter Waffen zu 
verbieten und damit auch praktisch zu verhindern ist. Sie versteht dar¬ 
unter alle jene Kampfwaffen, die in erster Linie weniger den kämpfen- 
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den Soldaten als vielmehr den am Kampf selbst unbeteiligten Frauen 
und Kindern Tod und Vernichtung bringen. Die Deutsche Reichsregie¬ 
rung hält den Gedanken, Flugzeuge abzuschaffen, aber das Bombarde¬ 
ment offen zu lassen, für irrig und unwirksam. Sie hält es aber für mög¬ 
lich, die Anwendung bestimmter Waffen international als völkerrechts¬ 
widrig zu verbannen und die Nationen, die sich solcher Waffen dennoch 
bedienen wollen, als außerhalb der Menschheit und ihrer Rechte und 
Gesetze stehend zu verfemen. Sie glaubt auch hier, daß ein schrittweises 
Vorgehen am ehesten zum Erfolg führen kann, also: Verbot des Abwer¬ 
fens von Gas-, Brand- und Sprengbomben außerhalb einer wirklichen 
Kampfzone. Diese Beschränkung kann bis zur vollständigen internatio¬ 
nalen Verfemung des Bombenabwurfes überhaupt fortgesetzt werden. 
Solange aber der Bombenabwurf als solcher freisteht, ist jede Begren¬ 
zung der Zahl der Bombenflugzeuge angesichts der Möglichkeit des 
schnellen Ersatzes fragwürdig. 

Wird der Bombenabwurf aber als solcher als völkerrechtswidrige 
Barbarei gebrandmarkt, so wird der Bau von Bombenflugzeugen damit 
bald als überflüssig und zwecklos von selbst sein Ende finden. Wenn es 
einst gelang, durch die Genfer Rote-Kreuz-Konvention die an sich mög¬ 
liche Tötung des wehrlos gewordenen Verwundeten oder Gefangenen all¬ 
mählich zu verhindern, dann muß es genau so möglich sein, durch eine 
analoge Konvention den Bombenkrieg gegen die ebenfalls wehrlose Zi¬ 
vilbevölkerung zu verbieten und endlich überhaupt zur Einstellung zu 
bringen. 

Deutschland sieht in einer solchen grundsätzlichen Anfassung die¬ 
ses Problems eine größere Beruhigung und Sicherheit der Völker als 
in allen Beistandspakten und Militärkonventionen. 

10. Die Deutsche Reichsregierung ist bereit, jeder Beschränkung 
zuzustimmen, die zu einer Beseitigung der gerade für den Angriff be¬ 
sonders geeigneten schwersten Waffen führt. Diese Waffen umfassen 
erstens schwerste Artillerie und zweitens schwerste Tanks. Angesichts der 
ungeheuren Befestigungen der französischen Grenze würde eine solche 
internationale Beseitigung der schwersten Angriffswaffen Frankreich 
automatisch in den Besitz einer geradezu hundertprozentigen Sicherheit 
bringen. 

11. Deutschland erklärt sich bereit, jeder Begrenzung der Kaliber¬ 
stärken der Artillerie, der Schlachtschiffe, Kreuzer und Torpedoboote 
zuzustimmen; desgleichen ist die Deutsche Reichsregierung bereit, jede 
internationale Begrenzung der Schiffsgrößen zu akzeptieren, und endlich 
ist die Deutsche Reichsregierung bereit, der Begrenzung des Tonnenge¬ 
halts der U-Boote oder auch ihrer vollkommenen Beseitigung für den 
Fall einer internationalen gleichen Regelung zuzustimmen. 

Darüber hinaus aber gibt sie abermals die Versicherung ab, daß 
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sie sich überhaupt jeder internationalen und im gleichen Zeitraum wirk¬ 
sam werdenden Waffenbegrenzung oder Waffenbeseitigung anschließt. 

12 . Die Deutsche Reichsregierung ist der Auffassung, daß alle 
Versuche, durch internationale oder mehrstaatliche Vereinbarungen eine 
wirksame Milderung gewisser Spannungen zwischen einzelnen Staaten zu 
erreichen, vergeblich sein müssen, solange nicht durch geeignete Maß¬ 
nahmen einer Vergiftung der öffentlichen Meinung der Völker durch 
unverantwortliche Elemente in Wort und Schrift, Film und Theater er¬ 
folgreich vorgebeugt wird. 

13. Die Deutsche Reichs regierung ist jederzeit bereit, einer inter¬ 
nationalen Vereinbarung zuzustimmen, die in einer wirksamen Weise alle 
Versuche einer Einmischung von außen in andere Staaten unterbindet 
und unmöglich macht. Sie muß jedoch verlangen, daß eine solche Re¬ 
gelung international wirksam wird und allen Staaten zugute kommt. Da 
die Gefahr besteht, daß in Ländern mit Regierungen, die nicht vom all¬ 
gemeinen Vertrauen ihres Volkes getragen sind, innere Erhebungen von 
interessierter Seite nur zu leicht auf äußere Einmischung zurückgeführt 
werden können, erscheint es notwendig, den Begriff „Einmischung“ 
einer genauen internationalen Definition zu unterziehen . . . 

Ich habe mich bemüht, Ihnen ein Bild der Auffassungen zu geben, 
die uns heute bewegen. So groß auch die Besorgnisse im einzelnen sein 
mögen, ich halte es mit meinem Verantwortungsgefühl als Führer der 
Nation und Kanzler des Reichs unvereinbar, auch nur einen Zweifel über 
die Möglichkeit der Aufrechterhaltung des Friedens auszusprechen. Die 
Völker wollen ihn. Es muß den Regierungen möglich sein, ihn zu be¬ 
wahren I Ich glaube, daß die Wiederherstellung der deutschen Wehr¬ 
kraft zu einem Element dieses Friedens werden wird. Nicht weil wir 
beabsichtigen, sie zu einer sinnlosen Größe zu steigern, sondern weil die 
einfache Tatsache ihrer Existenz ein gefährliches Vakuum in Europa be¬ 
seitigt. Deutschland hat nicht die Absicht, seine Rüstungen ins Uferlose 
zu steigern. Wir besitzen keine ioooo Bombenflugzeuge und werden 
sie auch nicht bauen. Im Gegenteil: Wir haben uns selbst jene Begren¬ 
zung auferlegt, die nach unserer Überzeugung den Schutz der Nation 
gewährleistet, ohne gegen die Gedanken der Möglichkeit einer kollek¬ 
tiven Sicherheit und ihrer Regelung zu verstoßen. Wir würden am 
glücklichsten sein, wenn eine solche Regelung uns die Möglichkeit ge¬ 
ben würde, den Fleiß unseres Volkes für nützlichere Produktionen ver¬ 
wenden zu können als für die Herstellung von Instrumenten zur Zer¬ 
störung von Menschenleben und Gütern. 

Wir glauben, daß, wenn die Völker der Welt sich einigen könnten, 
ihre gesamten Brand-, Gas- und Sprengbomben gemeinsam zu vernich¬ 
ten, dies eine billigere Angelegenheit wäre, als sich mit ihnen gegenseitig 
zu zerfleischen. Wenn ich so spreche, dann rede ich nicht mehr als Ver- 
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treter eines wehrlosen Staates, dem eine solche Handlung anderer keine 
Verpflichtungen, sondern nur Vorteile bringen könnte. Es ist nicht meine 
Absicht, mich an der in letzter Zeit an verschiedenen Orten eingerisse¬ 
nen Diskussion über den Wert anderer oder der eigenen Armee, über 
den fehlenden Mut fremder und die hervorragende Tapferkeit der eige¬ 
nen Soldaten zu beteiligen. Wir alle wissen, wie viele Millionen kühner 
und todesmutiger Gegner uns leider im Weltkrieg gegenübergestanden 
haben. Uns Deutschen aber kann die Geschichte sicherlich öfter das 
Zeugnis ausstellen, daß wir die Kunst des vernünftigen Lebens weniger 
verstanden haben als die Kunst des anständigen Sterbens. Ich weiß, der 
Deutsche wird als Soldat, wenn je die Nation angegriffen würde, unter 
dem Eindruck der anderthalb Jahrzehnte langen Belehrung über das 
Schicksal besiegter Völker mehr denn je seine Pflicht erfüllen. Diese 
sichere Überzeugung ist für uns alle die Last einer schweren Verant¬ 
wortung und damit eine höchste Verpflichtung. Ich kann die heutige 
Rede vor Ihnen, meine Mitkämpfer und Vertrauensmänner der Nation, 
nicht besser schließen, als durch die Wiederholung unseres Bekennt¬ 
nisses zum Frieden. Die Art unserer neuen Verfassung gibt uns die Mög¬ 
lichkeit, in Deutschland den Kriegshetzern das Handwerk zu legen. Möge 
es auch den andern Völkern gelingen, der wahren Sehnsucht ihres In¬ 
neren mutigen Ausdruck zu verleihen! Wer in Europa die Brandfackel 
des Krieges erhebt, kann nur das Chaos wünschen. Wir aber leben in 
der festen Überzeugung, daß sich in unserer Zeit nicht erfüllt der 
Untergang des Abendlandes, sondern seine Wiederauferstehung. Daß 
Deutschland zu diesem großen Werk einen unvergänglichen Beitrag lie¬ 
fern möge, ist unsere stolze Hoffnung und unser unerschütterlicher 
Glaube. 



B. OSTPOLITIK UND OSTPAKT 


VORSPIEL 

Während vom April 193 4 bis April 1935 Deutschland als europäische 
Großmacht wiederersteht, vollzieht sich im Osten die folgenschwere Einschal¬ 
tung des sowjetrussischen Staates in das Spiel der französischen Sicherheits- 
politik. Die Sowjetunion hatte schon 1932 unter dem Druck der fernöst¬ 
lichen Gefahr begonnen, sich vom europäischen „Revisionismus“ zu lösen, 
der den sowjetrussischen Außenpolitikern nunmehr als eine zu große Last 
erschien. Der Prozeß der vielbesprochenen Rückkehr Rußlands ins „bour¬ 
geoise Europa“ führte über die Anerkennung durch die Kleine Entente, den 
Ostpaktplan und seine Billigung durch Großbritannien und Italien, die Auf¬ 
nahme Sowjetrußlands in den Völkerbund zum französisch-russischen Pakt 
vom 2. 5 . 1935, der eine tiefgreifende Umwälzung des europäischen Staa¬ 
tensystems bedeutete. 

Der „Ostpakt“, der Ilauptwerkzeug dieser Revolution der europäischen 
Staatenordnung war, hätte Frankreich, Deutschland, Rußland, Polen, die 
Tschechoslowakei und die Baltenstaaten (mittelbar auch Rumänien und 
Jugoslawien) in ein System der Kollektivsicherheit zusammenketten sol¬ 
len. Inzwischen war aber im Osten ein neues System der Sicherheit entstan¬ 
den, das durch 1934 und 1935 hindurch sich als große Alternative gegen¬ 
über allen Plänen des Ostpaktes behauptete. Dieses System fand seine Krö¬ 
nung durch den zweiseitigen Vertrag zwischen Deutschland und Polen vom 
26. 1. 1934, der für zehn Jahre eine europäische Region befrieden sollte, 
die bis dahin als einer der gefährlichsten Gefahrenherde Europas gegolten 
hat. Polen seinerseits hat im Laufe des Frühjahrs einen alten Nichtangriffs¬ 
pakt mit Sowjetrußland erneuert und befestigt und so nach zwei Seiten hin 
seine Grenzen durch Garantieverträge geschützt. Mit Deutschland zusammen 
hat Polen im Laufe ig 34 und 1935 gegen den verstrickenden Mechanismus 
der Unterstützungspakte innerhalb großer Staatenkombinationen gekämpft. 
Der deutsch-polnische Vertrag ruht auf dem Grundsatz der unmittelbaren 
Regelung von Gegensätzlichkeiten und der Friedenssicherung durch direkte 
Verständigung (ohne die Fesseln und Fallstricke eines kollektiven Mechanis¬ 
mus). Er ist die große historische Alternative gegen das „Ostlocamo“ und 
bildet den Hintergrund, auf dem sich das dramatische Ringen um den Ost¬ 
pakt vollzieht. 
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Deutsch-polnische Verständigung 

59 . Der Nichtangriffspakt zwischen Deutschland und Polen vom 26. 1. ig 35 

Die Deutsche Regierung und die Polnische Regierung halten den 
Zeitpunkt für gekommen, um durch eine unmittelbare Verständigung 
von Staat zu Staat eine neue Phase in den politischen Beziehungen zwi¬ 
schen Deutschland und Polen einzuleiten. Sie haben sich deshalb ent¬ 
schlossen, durch die gegenwärtige Erklärung die Grundlage für die 
künftige Gestaltung dieser Beziehungen festzulegen. 

Beide Regierungen gehen von der Tatsache aus, daß die Aufrecht¬ 
erhaltung und Sicherung eines dauernden Friedens zwischen ihren Län¬ 
dern eine wesentliche Voraussetzung für den allgemeinen Frieden in 
Europa ist. Sie sind deshalb entschlossen, ihre gegenseitigen Beziehun¬ 
gen auf die im Pakt von Paris vom 27. August 1928 enthaltenen Grund¬ 
sätze zu stützen, und wollen, insoweit das Verhältnis zwischen Deutsch¬ 
land und Polen in Betracht kommt, die Anwendung dieser Grundsätze 
genauer bestimmen. Dabei stellt jede der beiden Regierungen fest, daß 
die von ihr bisher schon nach anderer Seite hin übernommenen inter¬ 
nationalen Verpflichtungen die friedliche Entwicklung ihrer gegenseiti¬ 
gen Beziehungen nicht hindern, der jetzigen Erklärung nicht widerspre¬ 
chen und durch diese Erklärung nicht berührt werden. Sie stellen fer¬ 
ner fest, daß diese Erklärung sich nicht auf solche Fragen erstreckt, 
die nach internationalem Recht ausschließlich als innere Angelegenhei¬ 
ten eines der beiden Staaten anzusehen sind. 

Beide Regierungen erklären ihre Absicht, sich in den ihre gegen¬ 
seitigen Beziehungen betreffenden Fragen, welcher Art sie auch sein 
mögen, unmittelbar zu verständigen. Sollten etwa Streitfragen zwischen 
ihnen entstehen, und sollte sich deren Bereinigung durch unmittelbare 
Verhandlungen nicht erreichen lassen, so werden sie in jedem beson¬ 
deren Falle auf Grund gegenseitigen Einvernehmens eine Lösung durch 
andere friedliche Mittel suchen, unbeschadet der Möglichkeit, nötigen¬ 
falls diejenigen Verfahrensarten zur Anwendung zu bringen, die in den 
zwischen ihnen in Kraft befindlichen anderweitigen Abkommen für sol¬ 
chen Fall vorgesehen sind. Unter keinen Umständen werden sie jedoch 
zum Zweck der Austragung solcher Streitfragen zur Anwendung von 
Gewalt schreiten. 

Die durch diese Grundsätze geschaffene Friedensgarantie wird den 
beiden Regierungen die große Aufgabe erleichtern, für Probleme politi¬ 
scher, wirtschaftlicher und kultureller Art Lösungen zu finden, die auf 
einem gerechten und billigen Ausgleich der beiderseitigen Interessen 
beruhen. 

Beide Regierungen sind der Überzeugung, daß sich auf diese Weise 
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die Beziehungen zwischen ihren Ländern fruchtbar entwickeln und zur 
Begründung eines gutnachbarlichen Verhältnisses führen werden, das 
nicht nur ihren beiden Ländern, sondern auch den übrigen Völkern 
Europas zum Segen gereicht. 

Die gegenwärtige Erklärung soll ratifiziert und die Ratifikations¬ 
urkunden sollen sobald als möglich in Warschau ausgetauscht werden. 
Die Erklärung gilt für einen Zeitraum von zehn Jahren, gerechnet vom 
Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden an. Falls sie nicht von 
einer der beiden Regierungen sechs Monate vor Ablauf dieses Zeitraums 
gekündigt wird, bleibt sie auch weiterhin in Kraft, kann jedoch alsdann 
von jeder Regierung jederzeit mit einer Frist von sechs Monaten gekün¬ 
digt werden. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deutscher und polnischer 
Sprache. 

Berlin, den 26. Januar 1934. 

Für die Deutsche Regierung: Für die Polnische Regierung: 

Freiherr von Neurath. Josef Lipski. 


Deutschlands Ostpolitik 

Rede des deutschen Reichskanzlers Adolf Hitler vom 3 o. 1. 1 g 34 vor 60 . 
dem deutschen Reichstag 

Grundsätzlich geht die Deutsche Regierung von dem Gedanken aus, 
daß es für die Gestaltung unserer Beziehungen zu anderen Ländern 
selbstverständlich belanglos ist, welcher Art die Verfassung und Regie¬ 
rungsform sein mag, die die Völker sich zu geben beheben. Es ist dies 
eines jeden Volkes ureigenste Angelegenheit, sein inneres Leben zu be¬ 
stimmen nach eigenem Ermessen. Es ist daher aber auch die eigenste 
Angelegenheit des deutschen Volkes, den geistigen Gehalt und die kon¬ 
struktive Form seiner Staatsorganisation und Staatsführung nach eige¬ 
ner Empfindung zu wählen. 

Wir haben noch viele Monate hindurch schmerzlich feststellen müs¬ 
sen, daß die Differenz, die sich zwischen unserer Weltauffassung und 
der anderer Völker zeigt, zum Anlaß genommen wurde, das deutsche 
Volk und das Deutsche Reich nicht nur mit zahlreichen ungerechtfer¬ 
tigten Vorwürfen zu überschütten, sondern ihm auch mit einem durch 
nichts begründeten Mißtrauen zu begegnen. 

Wir haben uns diese Auffassungen nicht zu eigen gemacht. Es war 
in den vergangenen 12 Monaten unser aufrichtigstes Bestreben, die Be¬ 
ziehungen des Deutschen Reiches zu allen übrigen Staaten im Geiste der 
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Versöhnlichkeit und der Verständigungsbereitschaft zu pflegen, auch 
dann, wenn zwischen den Staatsauffassungen dieser Länder und uns 
große, ja unüberbrückbare Unterschiede bestehen. 

Sowohl den Staaten demokratischer Fassung als auch den Staaten 
antidemokratischer Tendenz gegenüber beherrschte uns die gleiche Ab¬ 
sicht, Mittel und Wege zu finden zum Ausgleich der Gegensätze und 
zur internationalen Zusammenarbeit. 

Nur so war es verständlich und möglich, daß trotz der großen Dif¬ 
ferenz der beiden herrschenden Weltanschauungen das Deutsche Reich 
sich auch in diesem Jahre bemühte, seine freundschaf tlichen Beziehungen 
Rußland gegenüber weiterzupflegen. Wenn Herr Stalin in seiner letzten 
großen Rede der Befürchtung Ausdruck gab, in Deutschland möchten 
sowjetfeindliche Kräfte tätig sein, so muß ich an dieser Stelle diese Mei¬ 
nung dahin korrigieren, daß, genau so wenig wie in Rußland eine deut¬ 
sche nationalsozialistische Tendenz geduldet würde, Deutschland eine 
kommunistische Tendenz oder gar Propaganda dulden wird! Je klarer 
und eindeutiger diese Tatsache in Erscheinung tritt und von beiden Staa¬ 
ten respektiert wird, um so natürlicher kann die Pflege der Interessen 
sein, die den beiden Ländern gemein sind. Wir begrüßen daher auch 
das Bestreben nach einer Stabilisierung der Verhältnisse im Osten durch 
ein System von Pakten, wenn die leitenden Gesichtspunkte dabei weniger 
taktisch-politischer Natur sind, als vielmehr der Verstärkung des Frie¬ 
dens dienen sollen. 

Aus diesem Grunde und um diesen Absichten zu entsprechen, hat 
sich die Deutsche Regierung auch vom ersten Jahre an bemüht, ein 
neues und besseres Verhältnis zum polnischen Staate zu finden. 

Als ich am 3 o. Januar die Regierung übernahm, schienen mir die Be¬ 
ziehungen zwischen den beiden Ländern mehr als unbefriedigend zu sein. 
Es drohte die Gefahr, daß sich aus zweifellos vorhandenen Differenzen, 
die ihre Ursachen einerseits in den Territorialbestimmungen des Ver¬ 
sailler Vertrages, andererseits in der daraus resultierenden beiderseitigen 
Gereiztheit hatten, allmählich eine Feindschaft erhärtete, die nur zu leicht 
bei längerer Fortdauer den Charakter einer beiderseitigen politischen 
Erbbelastung annehmen könnte. 

Eine solche Entwicklung würde, abgesehen von den drohenden Ge¬ 
fahren, die sie latent birgt, für die ganze Zukunft einer segensreichen 
Zusammenarbeit der beiden Völker hinderlich sein. 

Deutsche und Polen werden sich mit der Tatsache ihrer Existenz 
gegenseitig abfinden müssen. Es ist daher zweckmäßiger, einem Zustand, 
den tausend Jahre vorher nicht zu beseitigen vermochten und nach uns 
genau so wenig beseitigen werden, so zu gestalten, daß aus ihm für 
beide Nationen ein möglichst hoher Nutzen gezogen werden kann. 

Es schien mir weiter erforderlich, an einem konkreten Beispiel zu 
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zeigen, daß ohne Zweifel bestehende Differenzen nicht verhindern dür¬ 
fen, im Völkerleben jene Form des gegenseitigen Verkehrs zu finden, 
die dem Frieden und damit der Wohlfahrt der beiden Völker nützlicher 
ist als die politische und am Ende auch wirtschaftliche Lähmung, die 
zwangsläufig aus einem dauernden Lauerzustande gegenseitigen Miß¬ 
trauens sich ergeben muß. 

Es schien mir weit richtiger zu sein, zu versuchen, in einem solchen 
Falle durch eine freimütige und offene Aussprache zu zweit die nun 
einmal die beiden Lander betreffenden Probleme zu behandeln, als dau¬ 
ernd Dritte und Vierte mit dieser Aufgabe zu betrauen. Im übrigen mö¬ 
gen in der Zukunft die Differenzen zwischen den beiden Ländern sein, 
wie sie wollen: Der Versuch, sie durch kriegerische Aktionen zu beheben, 
würde in seinen katastrophalen Auswirkungen in keinem Verhältnis ste¬ 
hen zu dem irgendwie möglichen Gewinn I 

Die Deutsche Regierung war daher glücklich, bei dem Führer des 
heutigen polnischen Staates, Marschall Pilsudski, dieselbe großzügige 
Auffassung zu finden und diese beiderseitige Erkenntnis in einem Ver¬ 
trage niederzulegen, der nicht nur dem polnischen und dem deutschen 
Volke gleichermaßen nützlich sein wird, sondern auch einen hohen Bei¬ 
trag zur Erhaltung des allgemeinen Friedens darstellt. 

Die Deutsche Regierung ist gewillt und bereit, im Sinne dieses Ver¬ 
trages auch die wirtschaftspolitischen Beziehungen Polen gegenüber so 
zu pflegen, daß hier gleichfalls dem Zustande unfruchtbarer Zurück¬ 
haltung eine Zeit nützlicher Zusammenarbeit folgen kann. 

Daß es in diesem selben Jahr auch der nationalsozialistischen Re¬ 
gierung in Danzig möglich wurde, zu einer ähnlichen Klärung des Ver¬ 
hältnisses zum polnischen Nachbarstaate zu kommen, erfüllt uns mit be¬ 
sonderer Freude. 


DER KAMPF DER AUSSENPOLITISCHEN SYSTEME 

IM OSTEN 

Durch den deutsch-polnischen Vertrag wandte sich zwar Polen nicht 
vom Völkerbund ab und entfernte sich auch nicht von seinem Bündnis mit 
Frankreich, aber es gewann eine erhöhte Selbständigkeit gegenüber der fran¬ 
zösischen Außenpolitik. Das erste Anzeichen dieser Politik war der Antrag 
Polens vom 10 . 4 . 193 U beim Völkerbund, der Völkerbund möge den Min¬ 
derheitenschutz verallgemeinern und so den Staaten, die allein 1919 ver¬ 
anlaßt wurden, Minderheitenschutzverträge zu unterzeichnen, ihre Sonder¬ 
stellung nehmen. (Das Problem wird hier nur vom Gesichtswinkel der euro¬ 
päischen Slaatenpolitik, nicht vom Gesichtswinkel seines Einflusses auf die 
allgemeine europäische Minderheitenfrage betrachtet.) Polen fing an, gegen¬ 
über den kollektiven Organismen eine erhöhte Unabhängigkeit zu zeigen. 
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Polen gegen Diskriminierung im Minderheitenrecht 

Antrag der polnischen Regierung vom io. 4 * 1934 auf Verallgemeine¬ 
rung des Minderheitenrechts an den Völkerbund 

Herr Generalsekretär, 

Ich habe die Ehre, Sie im Aufträge meiner Regierung zu bitten, 
auf die Tagesordnung der nächsten Versammlung entsprechend Artikel 
4 , Paragraph 2 p. d. der Geschäftsordnung des Völkerbundes den fol¬ 
genden Entschließungsentwurf zu setzen: 

Der Völkerbund 

glaubt, daß die gegenwärtig gültigen Minderheitenverträge, wie 
auch die Erklärungen über den internationalen Minderheitenschutz, die 
von bestimmten Staaten vor dem Rat abgegeben worden sind, nur einen 
Teil der Völkerbundsmitglieder verpflichten, während andere Mitglieder 
des Bundes in dieser Sache stets ohne juristische Verpflichtung bleiben; 

meint, daß eine solche Lage der Angelegenheit nur einzelnen Minder¬ 
heiten die internationale Garantie zusichert, und die andern, die sich 
unter keinen Umständen an den Völkerbund wenden können, ohne inter¬ 
nationalen Schutz läßt, 

ist daher der Meinung, daß ein derartiger Unterschied zwischen ge¬ 
schützten und nichtgeschützten Minderheiten im Widerspruch zu dem 
Gefühl für Billigkeit und Gerechtigkeit steht, 

trägt dem Rechnung, daß die Minderheiten der Rasse, Sprache und 
Religion, die nicht unter den bestehenden Schutz der Minderheiten fallen, 
die aber das gleiche moralische Recht auf den Schutz des Völkerbundes 
haben, wie die geschützten Minderheiten, sich beinahe in allen europä¬ 
ischen Ländern und außereuropäischen Ländern befinden. 

Darum versichert der Völkerbund, 

daß die jetzigen Bedingungen des internationalen Minderheiten¬ 
schutzes nicht den Grundsätzen der internationalen Moral entsprechen 
und meint, daß diesem Zustande durch den Abschluß einer allgemeinen 
Abmachung über den Minderheitenschutz Abhilfe geschaffen werden 
muß; dieser Vertrag müßte für alle Mitglieder des Völkerbundes die¬ 
selben Verpflichtungen enthalten und müßte allen Minderheiten der 
Rasse, Sprache und Religion internationalen Schutz gewährleisten; 

entscheidet der Völkerbund, 

daß zu diesem Zweck eine internationale Konferenz einzuberufen 
ist, die alle Mitglieder des Völkerbundes umfaßt und daß diese Kon¬ 
ferenz beauftragt werde, einen allgemeinen Vertrag über den internatio¬ 
nalen Minderheitenschutz auszuarbeiten; 

ersucht der Völkerbund, 

daß der Rat die Maßnahmen treffe, die für die Einberufung der 
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erwähnten Konferenz nötig sind, und zwar möglichst bald und jedenfalls 
innerhalb von sechs Monaten nach Schluß der gegenwärtigen Tagung 
des Völkerbundes. 

Daß Polen sich innerhalb seiner alten Bündnisse und Freundschaften 
größeren Raum selbständiger Entscheidungen sichern wollte , zeigte auch der 
Besuch , den Louis Barthou den polnischen und tschechischen Staatsmän¬ 
nern abstattete , um Frankreichs Östliche Bündnisse neu zu befestigen . Bald 
wird ja Polen dem französischen Ostpaktplan gegenüber eine völlig selb¬ 
ständige und unabhängige Haltung einnehmen. Das Communique über den 
Warschauer Besuch stellt einerseits die unveränderte Geltung des französisch- 
polnischen Bündnisses fest; die Tafelreden verherrlichen in glanzvollen und 
feierlichen Worten die alte historische Verbundenheit der beiden Staaten und 
die Romantik gleichsam der alten Freundschaft. Aber Oberst Beck erklärte 
auch dem deutschen Botschafter , daß die deutsch-polnischen Beziehungen , 
die der Vertrag vom 26 . 1 . 193 U auf eine neue Grundlage gestellt hatte , 
durch die Warschauer Gespräche keine Änderung erfahren hätten. ,,In der 
Tschechoslowakei war keine schwierige Frage (question delicate) gestellt“, 
konnte Barthou andererseits nachher von seinem Prager Besuch sagen. 


Polen und Frankreich 

Die Festreden vom 22. 4 - 1 g 34 beim Besuch des französischen Außen¬ 
ministers Louis Barthou in Warschau 

a) Begrüßungsrede des polnischen Außenministers Oberst Beck 
Herr Minister! 

Gestatten Sie mir der Freude Ausdruck zu geben, die ich beim Emp¬ 
fang des Ministers der Auswärtigen Angelegenheiten Frankreichs emp¬ 
finde, des befreundeten und verbündeten Landes, mit dem uns alte und 
traditionelle Bande und ein machtvolles und friedliches Bündnis ver¬ 
knüpfen. 

Ebenso bin ich glücklich, in Ihrer Person, Herr Minister, einen her¬ 
vorragenden Staatsmann begrüßen zu dürfen, der während seiner ganzen 
politischen Laufbahn immer ein treuer Anhänger der Freundschaft un¬ 
serer beiden Länder und einer ihrer hauptsächlichsten Fürsprecher ge¬ 
wesen ist. 

Die Verträge, die Polen und Frankreich verbinden, gehören zu den 
stärksten, wesentlichsten und dauerhaftesten Bestandteilen der internatio¬ 
nalen Politik; denn es ist eines ihrer Ziele, den Frieden zu organisieren 
und zu befestigen. Sie werden nach ihrem Inhalt und in ihrer Wirkung 
stets an allem teilhaben und zu nichts in Widerspruch stehen, was ge¬ 
eignet ist, die Wohltat eines Friedens zu sichern, wie ihn die ganze 
Menschheit ersehnt. 

Sie weisen unseren beiden Ländern, die gleichermaßen an dem 
Ideal der Freiheit und Unabhängigkeit festhalten, den sichersten Weg zu 
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einer besseren Zukunft durch harmonisches Zusammenarbeiten an einem 
segensreichen Werk. 

Wir begrüßen in Ihnen, Herr Minister, den Staatsmann, der in so 
entscheidender und persönlicher Weise an dem diplomatischen Akt von 
1921 mitgewirkt hat, der die Grundlage unseres Bündnisses bildet. Ich 
möchte ganz besonders betonen, welche Freude es uns bereitet, Sie in 
unserer Mitte zu sehen, und ich bin glücklich, dieser Freude den leb¬ 
haftesten und herzlichsten Ausdruck verleihen zu können. 

Die Reise, die Sie unternommen haben, wird Ihnen, Herr Minister, 
auch gestatten, Beobachtungen zu machen, die nicht ohne Wichtigkeit 
sind; denn Sie wird Ihnen Gelegenheit geben, festzustellen, wie weit die 
Grundgedanken, die vor nunmehr dreizehn Jahren Ihre Politik bestimmt 
haben, richtig waren und den Notwendigkeiten und Erfahrungen des 
Lebens entsprochen haben. 

Eine derartige Feststellung ist für einen Staatsmann immer wertvoll, 
und ich glaube, daß sie für Sie ebenso angenehm sein wird wie für uns. 

Gestatten Sie mir, Herr Minister, in Ihnen nicht nur den Minister 
einer verbündeten Macht und eines großen befreundeten Volkes zu sehen, 
sondern auch den Mann, der vom ersten Augenblick, wo er sich vor das 
Problem eines französisch-polnischen Bündnisses gestellt sah, dieser 
Frage gegenüber eine ebenso feste wie klare Haltung eingenommen hat, 
der der treueste und eifrigste Anhänger dieses Bündnisses gewesen ist 
und der nun durch den Besuch in unserer Hauptstadt seine Freundschaft 
in das hellste Licht zu stellen wünscht. 

Ich bin voll überzeugt von der unerschütterlichen Festigkeit un¬ 
seres Bündnisses, von seinem Wert und von seinen günstigen Wirkungen 
nicht nur für unsere beiden Länder, sondern auch für die Gesamtheit 
der internationalen Beziehungen. 

Ich erhebe mein Glas zu Ehren Seiner Exzellenz des Präsidenten 
der Französischen Republik, auf das Gedeihen der befreundeten und ver¬ 
bündeten großen französischen Nation und auf das Wohl unseres teuren 
Gastes, des Herrn Louis Barthou, Ministers der Auswärtigen Angelegen¬ 
heiten. 


b) Die Erwiderungsrede des französischen Außenministers Louis Barthou 
Herr Minister! 

Es ist mir eine aufrichtige und tiefempfundene Freude, bei Ihnen 
zu weilen, der seine Tätigkeit mit einem immer wachsenden Ansehen 
ausübt. Ich brauche meine Worte nicht dem Formelschatz einer über¬ 
kommenen Etikette zu entnehmen. 

Gewiß, ich erwidere den Besuch, den Eure Exzellenz im September 
der Französischen Regierung abgestattet haben, aber meine Anwesenheit 
geht über einen Höflichkeitsakt hinaus. Ich bin stolz darauf, Frankreich 
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zu repräsentieren, das ganze Frankreich, das an einem Lande, mit dem 
es jahrhundertealte Bande vereinen, den Wert der Treue kennt. Seine 
Freundschaft bringe ich Ihnen. Ich danke Ihnen, daß Sie die Ihre so 
stark zum Ausdruck gebracht haben. 

Diejenigen, die von außen her und dem Schein nach urteilen, und 
jene besonders, die sich bemühen, die unvermeidlichen Schwierigkeiten 
im Leben der Völker auszubeuten, wissen nicht, was zwei Willen ver¬ 
mögen, die aus dem gleichen Ideal geboren und fest demselben Ziel er¬ 
geben sind. 

Es gibt Freundschaften, die nichts zerstören kann, weil sie zugleich 
auf das Gefühl und auf die Vernunft gegründet sind und auch weil ihre 
Vergangenheit ihre Zukunft bestimmt. 

Zwischen Frankreich und Polen ist diese Freundschaft zu einem 
Bündnis geworden. Ich habe 1921 als Kriegs minister in einem Kabinett, 
dessen Präsident mein Freund Aristide Briand war, an dem Abschluß 
des Vertrages teilgenommen, der uns verbindet. Ich komme heute als 
Minister der Auswärtigen Angelegenheiten, um seine Notwendigkeit und 
seine Dauerhaftigkeit zu bekräftigen. 

Unsere Politik und die Ihre sind von der gleichen Bechtschaffenheit. 
Wir wollen weder jemanden angreifen noch jemanden bedrohen. Wir 
achten alle gerechten Ansprüche. Unser Bündnis richtet sich gegen keine 
aufrichtige Bemühung um Entspannung. Inmitten der so vielfältigen 
Probleme, die Europa beunruhigen, stellt die Freundschaft Frankreichs 
und Polens einen Faktor des Friedens, der Stabilität, der Ordnung und 
der Sicherheit dar. 

Die rasche Festigung und prachtvolle Entwicklung des polnischen 
Staates bilden eine der wichtigsten Tatsachen des gegenwärtigen Europa. 
Die Freiheit hat durch die Kraft des Ideals, das sie in sich trägt, die 
Schäden der Knechtschaft wiedergutgemacht. Die Stimme Polens, die 
eine jahrhundertelange Unterdrückung nicht hatte ersticken können, be¬ 
jaht mit berechtigtem Stolz seine Zukunft als die einer großen Nation. 
Polen soll nicht umsonst gelitten haben. Das Recht verjährt nicht. 

Die nationale Wiederaufrichtung, zu der Ihr erhabener Marschall, 
dessen Name in der ganzen Welt einen mythischen Klang hat, die Parole 
und das Beispiel gegeben hat, hat aus Polen ein großes Land gemacht, 
das überall gehört und geachtet wird. Frankreich freut sich darüber. 
Nichts trennt uns. Die allgemeine Sicherheit, deren Schutzherr und 
Bürge der Völkerbund bleiben muß, erscheint allen redlich Gesinnten 
als die notwendige Vorbedingung für die Herabsetzung der Rüstungen. 

Auf wirtschaftlichem Gebiet verständigen sich Polen und Frank¬ 
reich, wie sehr auch ihre Interessen sich bisweilen widersprechen mögen, 
in dem gleichen loyalen Bemühen, diese auszugleichen. 

So eint uns alles zu einem gemeinsamen Handeln, das keine ernsten 
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Meinungsverschiedenheiten trennen oder abschwächen können. Ohne den 
Anspruch zu erheben, unser Ideal als Vorbild hinzustellen, können wir 
es doch als das wohltätige Gesetz aller Völker ansehen, die in edlem 
Streben darum bemüht sind, ihre heilige Vaterlandsliebe mit dem Geiste 
der europäischen Solidarität zu vereinigen. 

Was hätte ich, Herr Minister, aus der bewegten und tragischen Ge¬ 
schichte Polens, die dem menschlichen Gewissen zur Ehre gereicht, für 
Lehren ziehen können, wenn mein Amt nicht meine Ansprache in den 
engeren Rahmen einer genau bestimmten Aufgabe verweisen würde. Was 
hätte ich für Namen angerufen, denen die allgemeine Bewunderung 
und sogar Verehrung zuteil geworden ist! 

Wie hätte ich die Zusammenarbeit zwischen den großen Geistern 
unserer beiden Nationen für die Zivilisation und den Frieden gefeiert, 
die in dem gemeinsamen Werk unsere gemeinsame Hoffnung sind! 

Polen schreibt unter unseren Augen eine Geschichte, die es seiner 
ruhmreichen Vergangenheit ebenbürtig macht. Von Jahr zu Jahr legt 
es Zeugnis ab von seiner Kraft und mehrt sie durch die unermüdliche 
Ausdauer seines glühenden Patriotismus. 

Ich erhebe mein Glas, Herr Minister, zu Ehren des hochgeachteten 
Präsidenten der Polnischen Republik, Herrn Moscicki. Ich trinke auf das 
Wohl von Frau Beck, deren liebenswürdige Gastfreundschaft mich ent¬ 
zückt, und auf das Ihre. Ich trinke auf das Gedeihen der unsterblichen 
polnischen Nation. 


Das polnisch-französische Bündnis 

63 . Communique vom 2 4 * 4 - x 934 über die Warschauer Besprechungen 
des französischen Außenministers Louis Barthou 

Der zweitägige Besuch Barthous in Warschau hat zu einem län¬ 
geren und aufrichtigen Meinungsaustausch zwischen den Mitgliedern der 
Polnischen Regierung und M. Barthou geführt. Die Besprechungen be¬ 
zogen sich auf die allgemeinen Linien der polnischen und der französi¬ 
schen Politik und erstreckten sich auf alle im Vordergrund stehenden 
Fragen, die insbesondere die beiden Länder interessieren. 

In einer Reihe von Unterhaltungen, die M. Barthou mit dem polni¬ 
schen Außenminister Beck hatte, und insbesondere im Laufe einer sehr 
langen Unterredung mit Marschall Pilsudski am 2 3 . April im Belvedere, 
wurde vor allem festgestellt, daß die Grundlagen des polnisch-französi¬ 
schen Bündnisses absolut unverändert bleiben und daß dieses Bündnis 
ein wichtiges konstruktives Element in der Entwicklung der europäischen 
Politik bildet. 
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Die Prüfung der großen aktuellen Fragen hat den gemeinsamen 
Willen beider Regierungen bekräftigt, die loyale Zusammenarbeit beson¬ 
ders zugunsten des europäischen Friedens fortzusetzen . . . 


Französisch-tschechische Solidarität 

Communique vom 27. 4 - 1934 über die Prager Besprechungen des 
französischen Außenministers Louis Barthou 

Im Laufe der drei langen Unterredungen, die zwischen Minister Bar¬ 
thou und dem tschechischen Außenminister Dr. Benesch am 26. und 
27. April stattgefunden haben, haben die beiden Außenminister alle ak¬ 
tuellen Probleme der internationalen Politik geprüft. Insbesondere ist 
das Problem Mitteleuropa und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
der Donaustaaten unter sich und mit den anderen interessierten Staaten 
Gegenstand eines eingehenden Meinungsaustausches gewesen. Die beiden 
Minister haben ihr vollkommenes Einvernehmen festgestellt. Sie haben 
die Entscheidungen bestätigt, die ihre beiden Regierungen in dieser An¬ 
gelegenheit gefällt haben, und die sie in ihren kürzlichen Erklärungen 
dargelegt haben, im besonderen die Entscheidungen gegenüber den Kon¬ 
ventionen von Rom. 

Die anderen Fragen, insbesondere der Balkanpakt und seine Bedeu¬ 
tung, die Politik der Kleinen Entente, die Probleme des Völkerbunds und 
im besonderen die Gesamtheit des Problems der Abrüstung unter dem 
Gesichtspunkt des bevorstehenden Zusammentritts der Konferenz zur 
Herabsetzung und Begrenzung der Rüstungen sind besonders in Erwä¬ 
gung gezogen worden. 

Die allgemeine Prüfung der Beziehungen der Länder der Kleinen 
Entente zu ihren Nachbarn und zu Frankreich hat den beiden Mini¬ 
stem, die ihre Informationen ausgetauscht haben, ermöglicht, ihre Ak¬ 
tionen zum Zwecke einer Zusammenarbeit in Mittel- und Osteuropa in 
Einklang zu bringen. 

Herr Benesch und Herr Barthou haben sich zu den glücklichen Er¬ 
gebnissen ihrer freundlichen Unterhaltung beglückwünschen können, die 
in absoluter Übereinstimmung geführt wurden. 

Während um die Einschaltung des Ostens in die großen europäischen 
Systeme und Pläne gerungen wurde , kämpfte man im Osten selbst um das 
System der Friedenssicherung. Auf der einen Seite war hier das Netz der 
zweiseitigen Verträge und Nichtangriffspakte , das weitgehend den Osten 
überspannt. Am 4. 4. 193 b haben die UdSSR, und Lettland den Nichtan¬ 
griffspakt vom 5. 2. 1932 , die UdSSR, und Litauen den vom 29. 9. 1926 , 
die UdSSR, und Estland den vom 4. 5. 1932 und am 7. 4. 193b den vom 
21. 1 . 1932 erneuert. „Geleitet von dem Streben ", heißt es etwa in dem 
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Protokoll über die Erneuerung des Nichtangriffspaktes, sei der Pakt erneuert 
worden, „eine möglichst dauerhafte Grundlage für die Entwicklung der Be¬ 
ziehungen zwischen den Landern zu sichern, in dem Wunsche, einander einen 
neuen Beweis der Unveränderlichkeit und Dauer der zwischen ihnen glück¬ 
licherweise zustande gekommenen friedlichen und freundschaftlichen Bezie¬ 
hungen zu geben, erfüllt von dem Wunsche, zu der Festigkeit des allgemei¬ 
nen Friedens, der Stabilität und der friedlichen Entwicklung der zwischen¬ 
staatlichen Beziehungen in Osteuropa beizutragen *. Vom 13. bis 15. 2. 193h 
weilte andererseits Oberst Beck in Moskau; das Communiqu6 über die Be¬ 
sprechungen zwischen dem polnischen Außenminister und dem russi¬ 
schen Außenminister vom 15 . 2 . 1934 erklärte, „daß der polnisch-sowjet¬ 
russische Pakt über die Definition des Angreifers, der im Augenblick die 
Grundlage der polnisch-sowjetrussischen Beziehungen ist, von dauerndem 
Charakter sein soll \ Am 5. 5. 193h verlängerten die beiden Partner den 
Nichtangriffspakt bis zum 31. 12. 19h5. In dem Protokoll über die Verlän¬ 
gerung des Paktes erklärte die sowjeirussische Regierung formell ihr Des¬ 
interessement an der Wilna-Frage. 

Während hier das Netz der zweiseitigen Verträge dichter gestaltet 
wurde, wurde von sowjetrussischer Seite schon der Plan eines mehrseitigen 
Regionalpaktes ausgespielt. Etwas Neues trat damit in die Geschichte Ost¬ 
europas ein. Der Plan sollte — durch den französischen Gedanken der mili¬ 
tärischen Unterstützung und der Sanktionen, um eine Kriegsmaschinerie ver¬ 
stärkt — in den großen russisch-französischen Ostpaktplan münden. Der Plan 
einer wechselseitigen Garantie für die Baltenstaaten lebte lange unter der 
Oberfläche, wurde dann und wann verleugnet und wagte sich zum ersten¬ 
mal im Januar 193h ans Licht, als man aus einer Veröffentlichung der est¬ 
nischen Telegraphenagentur erfuhr, daß tatsächlich von sowjetrussischer 
Seite die ersten Initiativen erfolgt waren. Am 28. 3. 193h schlug der Volks¬ 
kommissar des Äußeren Litwinow dem deutschen Botschafter ein Abkommen 
über die Garantierung der ,,Unabhängigkeit und Unversehrthcit der baltischen 
Staaten, die früher zum Bestand des ehemaligen russischen Reiches gehör¬ 
ten *, vor. (Vorschlag eines Garantieabkommens für die baltischen Staaten 
durch die sowjetrussische Regierung vom 28 . 3 . 1934 .) Den gleichen Plan 
hatte Sowjetrußland im Oktober 1933 der polnischen Regierung vorgeschla¬ 
gen. Die deutsche Regierung warf in ihrer Antwort (die am lh. h. 193h 
der russischen Regierung mitqeteilt und deren Inhalt am 26. h. 193h bekannt 
wurde) die Frage auf, die alle Abkommen über die ,,Sicherheit*' stellen: Si¬ 
cherheit vor wem? Wer bedroht denn die baltischen Staaten, fragte die deut¬ 
sche Note, die durch das Abkommen geschützt werden sollen? Die deutsche 
Note verneint das Bestehen einer Gefährdung der baltischen Staaten und 
damit das Bedürfnis für den Baltenpakt. Die deutsche Antwort begrub das 
Projekt in dieser Form. 

Am 18. 5. 193h hatte Litwinow in Genf ausgedehnte Unterredungen 
mit dem französischen Außenminister Louis Barthou. Man kann wohl sagen, 
daß dabei der Plan des Ostpaktes aus der Taufe gehoben wurde. Als ein Sy¬ 
stem konzentrischer Kreise war der russisch-französische Sicherheitspakt ur¬ 
sprünglich gedacht. Er sollte mit seinem umspannenden Mechanismus den 
ganzen Kontinent umfassen und eine lückenlose durchlaufende Kette der 
Sicherungen, der Sanktionen und des militärischen Beistandes schaffen. Auf 
der Tagung der Abrüstungskonferenz vom 29. 5. bis 8. 6. 193h erwies sich 
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Rußland schon als das radikalste Mitglied der „Sicherheitsgruppe”, und Ruß¬ 
land war es, das den Plan einer europäischen Sicherheitskonferenz, eines 
Komitees der Sicherheit gleichsam für ganz Europa, vorschlug 1 ). 

Deutschland zum sowjetrussischen Plan des Baltenpakts 
Communique der deutschen Reichsregierung vom 26. 4 - 1934 

Am 28. März hat der Außenkommissar der Sowjetunion, Herr Lit- 
winow, dem deutschen Botschafter in Moskau gegenüber zum Ausdruck 
gebracht, daß die Sowjetregierung es für erwünscht halte, das beider¬ 
seitige Bestreben nach Besserung der Beziehungen zwischen Deutschland 
und der Sowjetunion zu konkretisieren. Zu diesem Zweck schlug Herr 
Litwinow die Unterzeichnung eines deutsch-sowjetischen Protokolls vor, 
durch das die Unabhängigkeit und die Unversehrtheit der baltischen 
Staaten, die früher zum Bestand des ehemaligen russischen Reiches ge¬ 
hörten, garantiert werden sollten. 

Die Deutsche Regierung hat dieser Anregung gegenüber folgenden 
Standpunkt eingenommen: Es kann selbstverständlich nur mit Genug¬ 
tuung begrüßt werden, wenn die Sowjetunion jetzt den Wunsch hat, 
etwas Konkretes zum Zwecke der Wiederherstellung vertrauensvoller Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion zu tun. Die Deut¬ 
sche Regierung hat ihren Willen in dieser Richtung bei jeder sich bie¬ 
tenden Gelegenheit unzweideutig betont. Sie muß aber leider feststellen, 
daß das Mittel, das Herr Litwinow nunmehr vorschlägt, für die Verwirk¬ 
lichung des von ihm angegebenen Zweckes aus den verschiedensten Grün¬ 
den nicht geeignet erscheint. 

Es ist schon eine auffallende Tatsache, daß Herr Litwinow mit 
einem Projekt zur Sicherung des Bestandes der baltischen Staaten an 
die Deutsche Regierung herantritt, das er, wie allgemein bekannt, noch 
vor kurzem mit einer anderen Regierung verfolgt hat. Diese Initiative 
ist in der Öffentlichkeit vielfach als eine Aktion mit politischer Spitze 
gegen Deutschland aufgefaßt worden. 

Es ist für die Deutsche Regierung einigermaßen überraschend, daß 
die Sowjetregierung diesen Plan jetzt in der Form eines deutsch-sowjet¬ 
russischen Paktes verwirklichen möchte. 

Aber auch ganz abgesehen von dieser Vorgeschichte und von der 
Frage, wie sich die baltischen Staaten selbst zu dem Projekt gestellt 
haben oder stellen würden, ist die Deutsche Regierung der Ansicht, daß 
der Vorschlag jeder realpolitischen Grundlage entbehrt. Wenn die Deut¬ 
sche Regierung und die Sowjetregierung zum Zwecke der Besserung 
ihrer Beziehungen eine besondere vertragliche Verpflichtung hinsichtlich 
der Unabhängigkeit und Unversehrtheit der baltischen Staaten eingehen 
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sollen, so setzt das sinngemäß doch voraus, daß diese Unabhängigkeit 
und Unversehrtheit ohne solche ausdrückliche Bindung von einem der 
beiden Kontrahenten bedroht werden könnte. 

Die Deutsche Regierung nimmt nicht an, daß mit einer derartigen 
Bedrohung von seiten der Sowjetunion zu rechnen wäre; selbstverständ¬ 
lich kann sie es aber ebensowenig zulassen, daß ihr selbst in irgendeiner 
Weise Absichten und Möglichkeiten dieser Art unterstellt werden. 

Die Richtlinien der deutschen Politik im Osten sind von dem Herrn 
Reichskanzler bei den verschiedensten Anlässen öffentlich in voller Klar¬ 
heit dargelegt worden, und die Deutsche Regierung muß jeden Versuch, 
die Aufrichtigkeit dieser Politik in Zweifel zu ziehen, kategorisch zu¬ 
rückweisen. 

Wenn aber so die Möglichkeit einer Bedrohung der baltischen Staa¬ 
ten von seiten Deutschlands und der Sowjetunion ausscheidet, so bliebe 
als realer Anlaß des vorgeschlagenen Paktes nur die Möglichkeit, daß 
die Unabhängigkeit und Unversehrtheit dieser Staaten von seiten dritter 
Mächte gefährdet werden könnten. Auch eine solche Annahme entbehrt 
nach Ansicht der Deutschen Regierung jeglicher Grundlage. Die Deutsche 
Regierung vermag deshalb nicht zu sehen, inwiefern Deutschland und 
die Sowjetunion einen Grund haben könnten, die Rolle von Schutzmäch¬ 
ten der baltischen Staaten zu übernehmen. 

Da somit die Unabhängigkeit und die Unversehrtheit der baltischen 
Staaten nach Ansicht der Deutschen Regierung in keiner Weise bedroht 
ist, sieht sie keinen Anlaß, zur Sicherung dieser Staaten einen besonderen 
Vertrag mit der Sowjetregierung zu schließen. 

Von dieser Auffassung der Deutschen Regierung ist die Sowjet¬ 
regierung am i 4 . April unterrichtet worden. Sie hat dabei der Über¬ 
zeugung Ausdruck gegeben, daß die Sowjetregierung bei unvoreingenom¬ 
mener Prüfung der dargelegten Gesichtspunkte sich leicht davon über¬ 
zeugen wird, daß der von ihr vorgeschlagene Weg tatsächlich nicht 
gangbar ist. Die Deutsche Regierung glaubt, daß der Berliner Vertrag, 
der von ihr im vorigen Jahre ratifiziert worden ist, alle Elemente für 
die Pflege und Ausgestaltung der beiderseitigen Beziehungen enthält. 

Die Deutsche Regierung hat auch die interessierten Regierungen der 
Ostländer von dem Angebot der Sowjetregierung und von der deutschen 
Antwort darauf verständigt. 

Polen und die Sowjetunion 

66 . Protokoll vom 5 . 5 . 1934 über die Erneuerung des polnisch-russischen 
Nichtangriffspakts 

Das Zentralexekutivkomitee der Union der Sozialistischen Sowjet¬ 
republiken und der Präsident der Republik Polen, 
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die von dem Bestreben geleitet werden, der Entwicklung der Bezie¬ 
hungen zwischen ihren Ländern eine möglichst feste Basis zu sichern, 
die den Wunsch haben, einander einen neuen Beweis für die Un¬ 
veränderlichkeit und den Bestand der glücklich zwischen ihnen entstan¬ 
denen friedlichen und freundschaftlichen Beziehungen zu geben, 

die von dem Wunsche beseelt sind, zu der Festigung des allgemei¬ 
nen Friedens sowie zur Stabilität und zur friedlichen Entwicklung der 
zwischenstaatlichen Beziehungen in Osteuropa beizutragen, die festge¬ 
stellt haben, daß der Abschluß des Moskauer Vertrages vom 2 5 . Juli 
1932 zwischen der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und der 
Polnischen Republik auf die Entwicklung ihrer Beziehungen und auf die 
Lösung der genannten Aufgaben wohltuend gewirkt hat, haben beschlos¬ 
sen, das gegenwärtige Protokoll zu unterzeichnen und zu diesem Zweck 
ihre Bevollmächtigten ernannt, und zwar: das Zentralexekutivkomitee der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken: Maxim Maximowitsch Lit- 
winow, Mitglied des Zentralexekutivkomitees der UdSSR, und Volkskom¬ 
missar des Äußeren, der Präsident der Republik Polen: Julius Lukasze- 
wicz, den außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter der Re¬ 
publik Polen in Moskau, die nach gegenseitiger Vorweisung ihrer Voll¬ 
machten, welche im gehörigen Zustand befunden wurden, über das fol¬ 
gende übereingekommen sind: 

Art. 1. In Abänderung der Frist und der Art des Außerkrafttretens 
des in Moskau am 2 5 . Juli ig 32 zwischen der UdSSR, und der Repu¬ 
blik Polen Unterzeichneten Vertrages, die in Artikel 7 vorgesehen sind, 
bestimmen die beiden Vertragschließenden Parteien, daß dieser Vertrag 
bis zum 3 i. Dezember r9 45 in Kraft bleibt. 

Jede der Vertragschließenden Parteien besitzt das Recht, von dem 
Vertrage zurückzutreten, wobei er sechs Monate vor Ablauf der oben¬ 
genannten Frist gekündigt werden muß. Wird der Vertrag von keiner 
der Vertragschließenden Parteien gekündigt, so verlängert sich seine Gel¬ 
tungsdauer automatisch um weitere zwei Jahre; desgleichen gilt der Ver¬ 
trag für jeweils um zwei Jahre verlängert, wenn keine der Vertragschlie¬ 
ßenden Parteien in der in diesem Artikel vorgesehenen Weise von dem 
Vertrage zurücktritt. 

Art. 2. Das gegenwärtige Protokoll ist in zwei Exemplaren ausge¬ 
fertigt, jedes in russischer und polnischer Sprache, wobei beide Texte 
gleiche Geltung haben. Das gegenwärtige Protokoll wird möglichst bald 
ratifiziert werden, und die Ratifikationsurkunden werden zwischen den 
Vertragschließenden Parteien in Warschau ausgetauscht werden. 

Das gegenwärtige Protokoll tritt am Tage des Austausches der Ra¬ 
tifikationsurkunden in Kraft. 

Zur Bestätigung dessen haben die obengenannten Bevollmächtigten 
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das gegenwärtige Protokoll unterzeichnet und es mit ihren Siegeln ver¬ 
sehen. 

Getätigt in Moskau in zwei Exemplaren, in russischer und in pol¬ 
nischer Sprache, am 5 . Mai ig 34 - 

(gez.) Litwinow. (gez.) Lukaszewicz. 

Schlußprotokoll 

Nachdem jede der Vertragschließenden Parteien im Zusammen¬ 
hang mit der heutigen Unterzeichnung des Protokolls über die Verlän¬ 
gerung des am 26. Juli 1932 zwischen der UdSSR, und der Republik 
Polen geschlossenen Nichtangriffspaktes alle Bestimmungen des Rigaer 
Friedensvertrages vom 18. März 1921, der auch heute die Grundlage 
ihrer gegenseitigen Beziehungen abgibt, von neuem geprüft hat, stellt 
sie fest, daß sie keinerlei Verpflichtungen besitzt und durch keinerlei 
Erklärungen gebunden ist, die den Bestimmungen des Friedensvertrages 
und im besonderen dem Artikel 3 dieses Vertrages widersprechen. 

Dementsprechend bestätigt die Regierung der UdSSR., daß die Note 
des Volkskommissars G. W. Tschitscherin vom 28. 9. 1926 an die Li¬ 
tauische Regierung nicht dahin gedeutet werden kann, als habe die 
Sowjetregierung mit dieser Note beabsichtigt, sich in die Regelung der 
in ihr genannten territorialen Fragen einzumischen. 

Getätigt in Moskau in zwei Exemplaren, in russischer und in pol¬ 
nischer Sprache, am 5 . Mai 1934* 

(gez.) Litwinow. (gez.) Lukaszewicz. 


Auf der andern Seite entfalteten auch die baltischen Staaten eine rege 
Aktivität , die mit dem russischen Vorschlag zum Objekt internationaler Für¬ 
sorge gemacht werden sollten. Je mehr um sie herum große Politik gespielt 
wurde , um so mehr brauchten sie selbst den festen Halt . .4m i7. 2. 193U 
ergänzten Lettland und Estland ihr Bündnis durch eine Abmachung über 
regelmäßige Beratungen, die Vereinheillichung der Gesetzgebung beider Län¬ 
der, die Angleichung der Haltung ihrer diplomatischen Vertreter in der inter¬ 
nationalen Politik. (Vertrag über die Ergänzung und Erweiterung des 
estnisch-lettischen Bündnisses am 17. 2. 1934.) Am 25. 4. 193h legte die 
litauische Regierung den übrigen Baltenstaaten ein Memorandum über den 
Zusammenschluß der baltischen Staaten vor. (Memorandum der litauischen 
Regierung über den außenpolitischen Zusammenschluß der baltischen 
Staaten vom 25. 4.1934.) Die estnische und lettische Regierung, die ja un¬ 
ter sich schon enger verbunden waren, antworten am lh. 5. 193h auf das 
litauische Memorandum. (Antwort der estnischen und lettischen Regie¬ 
rung vom 14. 5. 1934 auf das litauische Memorandum über den Zusam¬ 
menschluß der baltischen Staaten.) Der Baltenpakt vom 12. 9 . 193h war 
vorbereitet 1 ). 


*) Dok. 77. 
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DER OSTPAKT ALS UMWÄLZUNG 
DER EUROPÄISCHEN STAATENORDNUNG 

Die erste Etappe des großen „Ostplanes“ war erreicht, als am 9. 6. 
193U die Staaten der Kleinen Entente , Rumänien und die T schecho- 
s lowakei (Jugoslawien hielt sich zurück), die Sowjetregierung an¬ 
erkannten. Im gleichen Jahr wurde — ohne die hochpolitischen Hinter¬ 
gründe — die Anerkennung der Sowjetunion durch Ungarn am 6. 2 . 
1934 und die Anerkennung der Sowjetunion durch Bulgarien am 23 . 7 . 
1934 vollzogen. Der Anerkennung gingen manche Verhandlungen voraus, 
die in der üblichen Erklärung der Enthaltung von „Agitation, Intervention, 
Propaganda“ ihren Niederschlag fanden. Seit 1917 hatten diese Staaten keine 
Beziehungen mehr zur Sowjetunion gehabt. Jetzt wird sich bald die Tsche¬ 
choslowakei jedem russisch-französischen Abkommen anschließen und nach 
französischem Vorbild einen „Pakt“ mit der Sowjetunion eingehen. In das 
Ringen um den Donauraum und den Balkan hat sich jetzt — ein folgen¬ 
schwerer Vorgang, den Italien bald registrieren wird — eine neue Macht 
und ein neuer Einfluß eingeschaltet. Der gewaltige Prozeß der Einschal¬ 
tung Rußlands in das große „Sicherheitssystem“ kann seinen Fortgang 
nehmen. Frankreich kann in einem Moment den entscheidenden Versuch 
machen, den „Ostpakt“ in die Scheuer zu bringen. 


Anerkennung der Sowjetunion durch die Tschechoslowakei 
und Rumänien 

Note des Vorsitzenden des Ständigen Rates der Kleinen Entente, des 
rumänischen Außenministers Titulescu vom 9. 6. ig 34 an den russi¬ 
schen Volkskommissar des Äußeren Litwinow 

Genf, den 9. Juni. Herr Volkskommissar, ich habe die Ehre, Ihnen 
folgendes mitzuteilen: Auf der am 22. Januar 1934 in Agram abge¬ 
haltenen Konferenz der Kleinen Entente haben die drei Minister unter¬ 
einander beschlossen, daß es angezeigt sei, daß die Staaten der Klei¬ 
nen Entente die normalen diplomatischen Beziehungen mit der UdSSR, 
aufnehmen, sobald die notwendigen diplomatischen und politischen Be¬ 
dingungen vorhanden sind. Auf Grund der Unterredung, die ich mit 
Ihnen, Herr Volkskommissar, zu Beginn des Monats Juni hatte, hat der 
Ständige Rat der Kleinen Entente in Genf festgestellt, daß die diplo¬ 
matischen und politischen Verhältnisse es jedem einzelnen der zur Klei¬ 
nen Entente gehörenden Staaten nun erlauben, im geeigneten Augen¬ 
blick gemäß dem Agramer Beschluß zu handeln. In Anbetracht des 
Vorerwähnten schätze ich mich glücklich, Sie davon in Kenntnis zu set¬ 
zen, daß die Regierung des Königreichs Rumänien auf Grund der zwi¬ 
schen uns erfolgten Unterredungen beschlossen hat, die normalen di- 
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plomatischen Beziehungen mit der Sowjetrussischen Regierung aufzu¬ 
nehmen und die Ernennung eines außerordentlichen Gesandten und be¬ 
vollmächtigten Ministers vorzunehmen. 

67 b. Note des russischen Volkskommissars des Äußeren Litwinow vom 9. 6. 
1934 an den tschechoslowakischen Außenminister Benesch und an den 
rumänischen Außenminister Titulescu 

Genf, den 9. Juni. Herr Minister, ich schätze mich glücklich, Sie 
davon in Kenntnis zu setzen, daß die Regierung der UdSSR, auf 
Grund unserer Unterredungen beschlossen hat, mit der Regierung der 
Tschechoslowakischen Republik (Königlichen Regierung Rumäniens) die 
normalen diplomatischen Beziehungen herzustellen und die Ernennung 
eines außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Ministers vor¬ 
zunehmen. Ich habe die feste Überzeugung, daß die auf diese Weise 
hergestellten Beziehungen stets normal und freundschaftlich bleiben und 
daß unsere Nationen zum gegenseitigen Wohle an der Aufrechterhal¬ 
tung des Friedens weiter mitarbeiten werden. 


Die Bedingungen der Anerkennung der Sowjetunion durch 
die Kleine Entente 

68. Notenaustausch vom 9. 6. 1934 zwischen dem russischen Volkskom¬ 
missar des Äußeren Litwinow, dem tschechoslowakischen Außenminister 
Benesch und dem rumänischen Außenminister Titulescu 

Genf, den 9. Juni. Durch den Austausch der Briefe zwischen uns 
am 9. Juni sind die normalen diplomatischen Beziehungen zwischen un¬ 
seren Ländern hergestellt. 

Zum Zweck der Sicherung einer normalen Entwicklung dieser Be¬ 
ziehungen in der Richtung einer immer größeren Annäherung und wirk¬ 
lichen dauernden Freundschaft, habe ich die Ehre, die folgende Abrede 
zu bestätigen: 

Die Regierungen unserer Länder garantieren sich gegenseitig die 
volle Achtung der staatlichen Souveränität und die Enthaltung von jeder 
direkten oder indirekten Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
und in die Entwicklung der andern Seite, und im besonderen von je¬ 
der Agitation, Propaganda und jeder Art Intervention oder ihrer Un¬ 
terstützung. 

Sie verpflichten sich außerdem, nicht herbeizuführen, nicht zu un¬ 
terstützen und nicht zu erlauben: den Aufenthalt von Organisationen auf 
ihrem Gebiet, die zum Ziel den bewaffneten Kampf gegen die andere 
Seite haben, oder Gewalttaten versuchen gegen seine politische oder 
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soziale Ordnung, oder die terroristische Akte gegen ihre offiziellen Ver¬ 
treter propagieren oder vorbereiten, ebenso auch von Organisationen, 
die sich selbst die Rolle einer Regierung des andern Staates oder eines 
Teiles seines Gebietes beilegen. 

Sie verpflichten sich gleichfalls zu verbieten: die Werbung wie auch 
den Einmarsch auf ihr Gebiet oder Durchzug durch ihr Gebiet von be¬ 
waffneten Kräften, Geschützen, Kriegsmaterial, Munition und jeder Art 
von Kriegsgeräten, die für diese Organisationen bestimmt sind. 

Schon bisher war im stillen das Ringen um den Ostpakt vor sich ge¬ 
gangen, ohne allerdings groß und sichtbar in die Erscheinung zu treten. 
Vom 18. 6. bis 26. 6. 193U unternahm der französische Außenminister 
Louis Barthou eine zweite „Ostreise“, bei der eine neue Proklamation der 
Heiligkeit der Grenzen und ein neues großes Plädoyer gegen die „Revision“ 
die politische Erregung im Donauraum nochmals weckte 1 ). Das politische 
Ergebnis des Besuches war nicht zuletzt die Zustimmung der Kleinen Entente 
zu dem Ostpaktplan Frankreichs. Der Ständige Rat der Kleinen Entente, 
der vom 18. — 20. 6. I93U in Bukarest tagte 2 ), hatte schon allgemein seine Zu¬ 
stimmung zu dem System der Regionalpakte ausgesprochen . Die Rede von 
Be ne sch am 2. 7 . 193U in der tschechoslowakischen Kammer wurde nun 
zu einer großen Kundgebung für das „neue europäische System“, für den 
Ostpakt als dem „Vorspiel eines neuen europäischen Gleichgewichts “. (Die 
eigenen Worte Beneschs.) Die Rede von Benesch machte bei aller Termino¬ 
logie kollektiver Friedenspolitik doch klar, daß es sich bei dem Ostpaktplan 
um die Bildung eines neuen europäischen Machtsystems handelte. Jetzt 
konnte der Ostpaktplan auf den Tisch der großen internationalen Politik ge¬ 
legt werden. Am 9. und 10. 7 . 193U weilte der französische Außenminister 
Louis Barthou in London. Großbritannien stimmte — ohne Übernahme eige¬ 
ner Verpflichtungen — dem Ostpaktplan zu, erklärte seine Zustimmung zu 
dem Eintritt Sowjetrußlands in den Völkerbund und sprach seine Bereit¬ 
schaft aus, gegenüber der deutschen Regierung den Ostpaktplan zu vertreten. 
So wie der Ostpaktplan sich jetzt gestaltet hatte, war er einerseits ein Pakt 
gegenseitiger Unterstützung zwischen Sowjetrußland, den baltischen Staaten, 
Polen, der Tschechoslowakei und Deutschland, und andererseits ein Pakt zivi- 
scheri Frankreich, Deutschland und Sowjetrußland, sich gegenseitig gegen 
den ,,Angreifer“ Hilfe zu leisten. Sir John Simon, der englische Außen¬ 
minister, gab am 13. 7. 193U im Unterhaus einen großen Überblick über 
den ganzen Plan und präzisierte Großbritanniens Haltung. Der Plan schien 
schon feste Gestalt angenommen zu haben. Aber um Sinn und Inhalt wurde 
doch noch gerungen. Schon die beiden Reden Barthous, des französischen 
Außenministers, anläßlich der Einweihung einer Gedenktafel für die in 
Frankreich gefallenen polnischen Kriegsfreiwilligen, gehören dem Kampfe 
um die „Deutung“ der Vereinbarung um den Ostpakt an. Die eine Rede 
galt ganz der polnisch-französischen Freundschaft. Der Anlaß war gün¬ 
stig, um sie zu verherrlichen, günstig für den Versuch, „die Flamme der 
Freundschaft neu zu beleben“. (Die Worte Louis Barthous.) Die zweite Rede 
bemühte sich darum, die Verbindung zwischen Ostpakt und Abrüstung locke¬ 
rer zu gestalten, die Sir John Simon in seiner Rede als eng verknüpft be- 

i) Dok. ia 5 . 2) Dok. 124. 
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handelt hatte. Louis Barthou trug mit alter Verve die alte französische These 
vor: zuerst Sicherheit, dann Abrüstung , während England noch immer we¬ 
nigstens für eine Art Gleichzeitigkeit kämpfte. Die großen europäischen 
Tendenzen rangen so miteinander. 

Neues europäisches Gleichgewicht 
69 . Rede des tschechoslowakischen Außenministers Banesch vom 2. 7. ig 35 
über die europäische Lage vor der Kammer 

Das Expose, das ich heute hier der Versammlung unterbreite, be¬ 
faßt sich mit den internationalen Ereignissen der letzten Monate und 
will einerseits den Ernst der internationalen Situation, andererseits die 
Bedeutung, die die Ereignisse für unseren Staat haben, ins Licht stellen. 

Die Situation ist ernst — wenn man sie auch noch nicht als kri¬ 
tisch bezeichnen kann —, denn Europa befindet sich ja an der Kreuzung 
der Wege, und der Weg, den es jetzt einschlagen wird, wird es ent¬ 
weder auf eine heitere und ruhige Höhe führen oder in einen neuen Ab¬ 
grund der Konflikte, der Unordnung und der Krise. Die Ereignisse, von 
denen ich sprechen will, sind für unseren Staat bedeutsam, weil sie das 
Vorspiel für eine Neugruppierung der Kräfte bilden, die sich allem An¬ 
schein nach in Europa vorbereitet, die sich vielleicht bald verwirklichen 
wird und unseren Staat direkt angeht . . . 

Der Höhepunkt dieser Entwicklung ist zweifelsohne der Wandel, 
der in der Politik der Sowjetunion eingetreten ist. Dieser Wandel datiert 
vom letzten Jahre; er hat sich nach und nach vorbereitet, um schließ¬ 
lich heute klare Gestalt anzunehmen. In dem Maße, als die Situation in 
Deutschland deutliche Umrisse annahm, und in dem Maße, als die Er¬ 
eignisse im Fernen Osten fortschritten — von dem chinesisch-japani¬ 
schen Krieg, der Errichtung des unabhängigen Staates Mandschukuo, 
dem Austritt Japans aus dem Völkerbund und seiner Haltung auf der 
Abrüstungskonferenz bis zu der Spannung, die im Augenblick zwischen 
Japan und der Sowjetregierung besteht —, hat die Sowjetregierung die 
Gefahr erkannt, die die letzteren Ereignisse für den Frieden Europas 
und der Welt darstellen, wie die Gefahr, die im allgemeinen die Politik 
des Umsturzes in Europa darstellt, und hat sich denen angenähert, die 
um jeden Preis, trotz aller Schwierigkeiten, den Frieden aufrechterhalten 
wollen. Die Sowjetregierung hat auch begonnen, die Dienste zu würdi¬ 
gen, die der Völkerbund der Idee des Friedens und der Stabilisierung 
des gegenwärtigen Zustandes der Dinge leisten kann. Man muß sich hier 
an die Reden von Stalin, von Molotow und von Kalinin im Dezember 
1933 und Januar 1934 erinnern, die diese Tatsachen klar hervortreten 
lassen und die durch sie die Umkehr der Sowjetrepublik rechtfertigen. 

Tatsache ist, daß diese Umkehr sich vollzogen hat. Die Tenden¬ 
zen des bestehenden Regimes in Deutschland haben eine Art Bruch 
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zwischen der Politik der beiden Staaten bewirkt. Dieser Wandel und die 
Gefahr eines drohenden Konfliktes im Fernen Osten hat Sowjetruß¬ 
land einerseits gewissen europäischen Staaten angenähert, insbesondere 
Frankreich, und andererseits den Genfer Institutionen. Wenn diese Hal¬ 
tung beibehalten wird, wird sie von erstrangiger Bedeutung für die ge¬ 
samte spätere Entwicklung der europäischen Politik sein. Sie wird in 
der Tat die Rückkehr Rußlands in die europäische Politik bedeuten, was 
die Liquidation anormaler Situationen in Europa und die Zusammen¬ 
arbeit zwischen Sowjetrußland und Europa nach sich ziehen würde. 
Ohne eine gute Lösung dieser Situation kann man nicht an eine normale 
Politik und an die Schaffung eines wahrhaften Gleichgewichts zwischen 
den europäischen Mächten denken. Wie ich 1931 sagte, kann unsere 
internationale Situation nicht entschieden werden und wird nicht ent¬ 
schieden werden, solange nicht Rußland in den Vollbesitz seiner Rechte 
und Pflichten eingetreten ist und im vollen und normalen Maße seine 
Rolle in der Politik des Kontinents und insbesondere in der Mittel¬ 
europas spielt. 

Man muß unterstreichen, daß diese Entwicklung unter vorhergehen¬ 
den französischen Regierungen ziemlich methodisch vorbereitet worden 
ist. Die Frage war unter Tardieu und Laval gestellt gewesen. Mr. Herriot 
hat am meisten für diese Politik gewirkt und Mr. Paul-Boncour hat 
bewußt dieses Element in seiner Politik der letzten Monate in aus¬ 
drückliche Berechnung gezogen. Die gegenwärtige Regierung ist sich 
dieser neuen Lage bewußt und sie ist in dieser Richtung weitergeschritten. 
Der Sinn dieser Entwicklung ist sehr einfach: Die Spannung nimmt im 
Fernen Osten zu, wo neue Ursachen des Konfliktes sich unaufhörlich 
ansammeln. Wenn der Krieg im Fernen Osten wirklich ausbricht, würde 
die Spannung in Europa, die Anzahl ungelöster Probleme, die Gegen¬ 
sätze zwischen den verschiedenen politischen Regimen, die Pläne gewis¬ 
ser europäischer Regierungen, die Bestrebungen auf Revision der Ver¬ 
träge, all das würde mit einem Schlage eine derartige dynamische Ge¬ 
walt annehmen, daß daraus Konflikte in Europa selbst hervorgehen wür¬ 
den, trotz des Willens und der Bemühungen der Regierungen, diese 
Konflikte zu beschwören. 

Es handelt sich also in erster Linie darum, zu verhindern, daß 
Europa irgendwie in Bewegung gerät, was immer auch im Fernen Osten 
geschieht. Wenn man damit Erfolg hat, dann ist es mehr als wahr¬ 
scheinlich, daß auch der Konflikt im Femen Osten selbst nicht aus¬ 
bricht, sobald man einmal sicher sein kann, daß Sowjetrußland an 
seinen Westgrenzen nichts zu fürchten hat. 

Wie man sieht, ist diese Neugruppierung der Kräfte in Europa eine 
Angelegenheit von der höchsten Bedeutung. Unter diesen Umständen ist 
aus der Analogie mit dem Locamo-Pakt die Idee eines Ostpaktes er- 
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wachsen, von dem man im Augenblick soviel redet und der sich bereits 
auf dem Reratungstisch befindet. Es würde sich darum handeln, die 
Hauptstaaten des Kontinents, die direkt von den fraglichen Ereignissen 
berührt werden, insbesondere die Sowjetunion, Polen, Deutschland und 
die Tschechoslowakei, vielleicht auch die Baltenstaaten, dazu zu bewe¬ 
gen, unter sich einen Pakt gegenseitiger Unterstützung gegen jeglichen 
möglichen Angreifer abzuschließen, wer immer dies auch sein mag. 
Frankreich würde sich dem in gewisser Weise als Garant anschließen, 
so daß zu dem Bündnis, das Frankreich, Polen und uns zusammenbin¬ 
det, die Verpflichtungen dieser Länder gegen die anderen erwähnten 
Staaten kommen würden, insbesondere gegenüber der Sowjetunion, und 
als Gegenleistung dafür die Verpflichtungen dieser anderen Staaten ge¬ 
genüber Frankreich. Außerdem würde die Sowjetunion in den Völker¬ 
bund eintreten. Parallel zu diesem Ostpakt denkt man noch an einen 
Mittelmeerpakt der gleichen Art, aber die Verhandlungen über ihn sind 
noch nicht soweit fortgeschritten wie die Verhandlungen über den Ost¬ 
pakt . . . 

Die Politik des Ostpaktes ist nicht und darf nicht eine Politik von 
rivalisierenden Blocks sein, so wenig wie der Abschluß des Locarno- 
Vertrags darauf abzielte, den Rivalitäten zwischen zwei entgegengesetz¬ 
ten Lagern die Zügel freizugeben, sondern eine Bemühung darstellte, 
das Gleichgewicht in Westeuropa zu schaffen. Es handelt sich nicht dar¬ 
um, einen Block, sei es gegen Rußland, sei es gegen Deutschland, zu 
bilden. Das Ziel ist, alle Staaten unter sich auf gleichem Fuße zu 
behandeln und so endlich das Gleichgewicht in Europa herzustellen. 
So ist nicht die Rede davon, gegeneinander militärische Bündnisse zu 
schließen, sondern vielmehr dem Geist des Völkerbundes entsprechend die 
Gleichheit, die Gerechtigkeit und die Sicherheit für alle im selben Maße, 
unter denselben Bedingungen und in aller Loyalität zu gewährleisten. 
Es handelt sich darum, das Gleichgewicht unter den großen Mächten 
und den Blocks der Kleinen Staaten herzustellen, die gegenwärtige Si¬ 
tuation zwischen zwei großen Mächten, Deutschland und Sowjetruß¬ 
land, zu liquidieren, die nicht völlig normal ist. Darin besteht der große 
Fortschritt, darin liegt der große Dienst, der dem Frieden von denen 
erwiesen wird, die das neue Gleichgewicht errichten und dadurch Europa 
zu friedlicheren Bedingungen zurückführen wollen. 

Frankreichs Ostpakt und Großbritannien 
70 . Rede des englischen Außenministers Sir John Simon vom i 3 . 7. 1934 
über die französisch-englische Vereinbarung zum Ostpakt 

Wie allgemein bekannt ist, war der wichtigste Gegenstand, über 
den Mr. Barthou hier verhandelt hat, der Plan, einen Vertrag gegenseiti- 
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ger Unterstützung ins Leben zu rufen, der eine Anzahl von Ländern des 
östlichen Europa umfassen soll. Ich möchte dem Haus einen kurzen 
Umriß des Planes geben, wie er sich nach dem stattgefundenen Mei¬ 
nungsaustausch, den abgegebenen Erklärungen und den Betrachtungen, 
die von jeder Seite zu den Ansichten der anderen beigesteuert wurden, 
gestaltet hat. 

Der in Aussicht genommene Plan würde hauptsächlich aus einem 
Vertrag zum gegenseitigen Beistand zwischen fünf Vertragspartnern (wo¬ 
bei die baltischen Staaten als ein Partner gezählt werden) — nämlich 
zwischen Sowjetrußland, den baltischen Staaten, Polen, der Tschecho¬ 
slowakei und Deutschland — bestehen. Das ist der Plan, der uns vor¬ 
gelegt wurde. Die Art der Beziehungen, die durch den Vertrag — falls 
er verhandelt und abgeschlossen werden könnte — geschaffen würden, 
wäre, wie gesagt, ein Pakt zu gegenseitigem Beistand, der somit eine 
Analogie zu dem Locarno-Vertrag darstellen würde. Außerdem enthält 
der Vertrag noch ein weiteres Charakteristikum. Ich habe recht, wenn 
ich sage, daß Mr. Barthou dieses Charakteristikum als eine Bedingung 
bezeichnet hat: Es soll nämlich Rußland in gewisser Weise mit dem 
bereits bestehenden Locarno-Vertrag in Verbindung gebracht werden, in 
einer Form, die von den Staatsmännern Europas erwogen werden müßte, 
wenn die Angelegenheit weiter verfolgt werden soll. Dies würde die Form 
einer Garantie Rußlands gegenüber Frankreich auf der einen Seite und 
Deutschland auf der anderen Seite für den Fall annehmen, daß die Um¬ 
stände eintreten, die den Locarno-Vertrag in Wirksamkeit setzen. 

Außerdem würde er in Gegenseitigkeit eine Sicherung bedeuten, die 
Frankreich den russischen Grenzen und den deutschen Grenzen auf 
Deutschlands Ostseite gewähren würde. Es ist das Gerüst eines Planes, 
der ohne Zweifel groß und sorgfältig durchgearbeitet ist. Wenn es auch 
nötig ist, daß bei diplomatischen Verhandlungen geheim vorgegangen 
wird, so besteht keinerlei Grund dafür, dem Unterhaus nicht offen und 
vollständig darzulegen, was das Ergebnis dieser Besprechungen war. 

Ich möchte, daß das Haus ein oder zwei Punkte dieses Planes in 
Erwägung zieht. Erstens ist er genau das, was das ehrenwerte Mitglied 
der Opposition eben als einen regionalen Garantiepakt bezeichnet hat. Ich 
möchte übrigens sagen, daß ich völlig mit dem Teil seiner Rede überein¬ 
stimme, in dem er, wie mir scheint, mit viel gesundem Menschenverstand 
und Objektivität klarlegte, daß es ein Beitrag für den allgemeinen Auf¬ 
bau der kollektiven Sicherheit sein würde, wenn man einen wirklich auf 
Gegenseitigkeit beruhenden Pakt wechselseitiger Unterstützung zwischen 
einer zweckmäßig gewählten Gruppe von Staaten herstellen könnte. Es 
kann sein, daß Menschen so sehr an der radikalen Verwirklichung 
eines abstrakten Prinzips hängen, daß sie automatisch etwas, was dem 
nicht ganz entspricht, verwerfen, und ich hoffe, dem ehrenwerten Mit- 
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glied der Opposition meine Anerkennung, und zwar dankbare Anerken¬ 
nung dafür ausdrücken zu können, daß er mit Objektivität und gesun¬ 
dem Menschenverstand an den Gegenstand herangegangen ist. Dies ist 
der erste Punkt, über den wir uns klar werden müssen. Wir in England 
können nicht — die gegenwärtige Regierung könnte es nicht, und ich 
glaube nicht, daß es irgendeine Regierung in England könnte — unse¬ 
ren Beistand und unsere Unterstützung oder unsere moralische Hilfe 
neuen Abmachungen zwischen Staaten in Europa leihen, die in dem 
Sinne einen ausgesprochen exklusiven Charakter hätten, daß sie eine 
Kombination einer andern gegenüberstellen. Ich habe es in den Be¬ 
sprechungen der zwei Tage mit Mr. Barthou zu meiner Aufgabe gemacht, 
diesen Standpunkt völlig klarzustellen, und ich schulde diesem hervor¬ 
ragenden französischen Staatsmann die Erklärung, daß er diesen Stand¬ 
punkt ohne irgendwelche Einschränkungen zu dem seinen machte. 

Während wir einerseits eine Regelung, die ihrer Art nach ein aus¬ 
schließlich gegen ein Land gerichtetes Bündnis wäre, weder fördern noch 
moralisch unterstützen könnten, ergibt sich eine völlig andere Lage, wenn 
ein Vorschlag gemacht wird, der wirklich auf Gegenseitigkeit beruht. 
Wenn also Rußland bereit ist, Deutschland die gleichen Garantien zu 
gewähren, die es jetzt Frankreich gewährt, und wenn Frankreich bereit 
ist, Deutschland dieselben Garantien anzubieten, die es Rußland ange- 
boten hat, so scheint es mir, daß irgendein Einwand in dem Sinne, daß 
das Geplante nicht im wahren Sinne eine gegenseitige Garantie ist, leicht 
entkräftet werden kann. Dieser Punkt wurde, soweit über ihn zwischen 
Mr. Barthou und mir gesprochen wurde, völlig klargelegt. 

Und nun der zweite Punkt — und ich möchte über ihn zu dem 
Haus und zum Land ganz frei und offen sprechen. Wir haben von An¬ 
fang an keinerlei Unklarheit darüber gelassen, daß, so groß das Inter¬ 
esse auch sein mag, das England diesem neuen Pakt entgegenbringt, 
und so bereit es auch sein mag, ihn zu unterstützen, wir doch keiner¬ 
lei neue Verpflichtungen übernehmen wollen. Dies ist ganz klar und end¬ 
gültig gesagt und steht nicht mehr zur Frage und zur Verhandlung. Im 
Hinblick auf den ursprünglichen Locarno-Vertrag entspricht unsere Stel¬ 
lung der Stellung Italiens. In dem ursprünglichen Locarno-Vertrag, in 
dem Italien und wir Partner in dem System sind, sind wir lediglich 
Garanten und haben selbst keinen unmittelbaren Schutz für unsere eige¬ 
nen Grenzen. Aber in dem vorliegenden Fall geht dies in der Stellung, 
die England einnimmt, noch weiter. Wir übernehmen überhaupt keine 
Verpflichtung. Wenn wir gefragt werden, welche Stellung wir zu solch 
einem neuen Bündnis zu gegenseitigem Beistand in Osteuropa einneh¬ 
men werden, sind wir verpflichtet, eine offene Antwort zu geben; aber 
bevor wir diese Antwort geben, muß so, daß kein Zweifel mehr möglich 
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ist, festgestellt werden, daß wir das unter der Voraussetzung tun, daß 
wir dadurch unsere eigenen Verpflichtungen in keiner Weise ver¬ 
größern. 

Dann handelt es sich noch um eine dritte Frage, über die ich jetzt 
sprechen will. Wenn Sowjetrußland diesen neuen Standpunkt einnimmt, 
wenn es sich an der neuen Ordnung der Dinge in Osteuropa beteiligt, 
dann ist es von absoluter Wichtigkeit, daß Rußland in den Völkerbund 
ein tritt. Das ist der Standpunkt, den die Französische Regierung ein¬ 
nimmt. Es ist der Standpunkt, den, wie ich glaube, die Russische Regie¬ 
rung einnimmt, und im Verlauf dieser letzten Tage habe ich Mr. Bar- 
thou dargelegt, daß es auch der Standpunkt ist, den die Regierung Seiner 
Majestät einnimmt. Es würde mir nicht im geringsten schwer fallen, 
mich in England mit Kritikern auseinanderzusetzen, falls dieser Stand¬ 
punkt kritisiert werden sollte. Da ist dieser ungeheuer mächtige Staat mit 
160000000 Menschen, der unvermeidlich dazu bestimmt ist, einen 
weitgehenden Einfluß auf die Geschichte und Entwicklung der Welt zu 
haben. Möchten Sie nun lieber, daß diese ungeheure Macht inner¬ 
halb oder außerhalb des Kollektivsystems des Völkerbundes steht? Ich 
habe keinen Zweifel daran, wie diese Frage beantwortet werden wird. 

Ich kann nicht alle Sympathien und Antipathien des ehrenwerten 
Mitgliedes der Opposition teilen. Ich wähle mir nicht aus. Ich möchte 
weder sagen, daß Japan der Feind des Königs, noch daß Sowjetrußland 
mein besonderer Freund ist, aber das will ich sagen, daß keinerlei Zwei¬ 
fel daran bestehen können, daß der Hinzutritt Sowjetrußlands ein un¬ 
geheurer Gewinn wäre, wenn wir ernstlich den Wunsch haben, das neue 
System, das wir seit dem Kriege aufzubauen versuchen, zu unterstützen, 
wenn wir wirklich und ehrlich darangehen, unser Äußerstes zu tun, um 
die Kräfte der Welt zu stabilisieren und alle wichtigen Mächte an den 
gemeinsamen Beratungstisch der Welt zu bringen. Ich beklage mich 
nicht darüber, daß diese Dinge zur Sprache kommen, aber ich glaube 
nicht, daß die Regierung Seiner Majestät in dieser Beziehung immer 
ganz gerecht behandelt wurde. Wir haben nie ein Geheimnis aus un¬ 
serer Stellungnahme gemacht. Ich selbst habe sie hier in dem Hause 
mehr als einmal dargelegt; Sowjetrußland kennt sie sehr genau, und 
es macht mir darum große Freude, die Frage, die das ehrenwerte Mit¬ 
glied der Opposition an mich gerichtet hat, so zu beantworten, daß es 
ihn, wie ich glaube, befriedigen wird. Und hier ist die Antwort: Gewiß, 
wir sind bereit, Rußland wärmstens im Völkerbund willkommen zu hei¬ 
ßen, wenn Rußland sich um die Aufnahme bewirbt. Wir sind über¬ 
zeugt, daß es ein Beitrag zum Weltfrieden wäre, wenn es zu diesem Er¬ 
gebnis käme. Es ist natürlich Rußlands Angelegenheit, zu entscheiden, 
ob es den Aufnahmeantrag stellt oder nicht, aber die Regierung Seiner 
Majestät würde es begrüßen, wenn es zu diesem Beschluß käme. 
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Dann handelt es sich noch um eine vierte Angelegenheit, die für 
dieses neue Abkommen von großer Bedeutung ist und die, soweit ich 
feststellen konnte, in den beiden interessanten Reden, die soeben gehal¬ 
ten wurden, nicht erwähnt wurde. Es handelt sich um eine Angelegen¬ 
heit, der die Regierung Seiner Majestät die größte Bedeutung beilegt. 
Die Auseinandersetzung über die Beziehungen zwischen Sicherheit und 
Rüstungsabkommen geht noch weiter. Bald steht das eine, bald das an¬ 
dere im Vordergrund. Aber tatsächlich stehen diese beiden Fragen im 
unmittelbaren Zusammenhang, und wenn es durch diese neue russisch- 
französische Initiative zu einem neuen Vertrag über gegenseitigen Bei¬ 
stand kommt, in den Deutschland einbezogen wird, erscheint es der Re¬ 
gierung Seiner Majestät außerordentlich wichtig, darauf hinzuweisen, 
daß der Abschluß eines solchen Vertrags und Deutschlands Teilnahme 
an diesem System gegenseitiger Garantien, das sich daraus ergeben 
und das sich im Interesse der Sicherheit Deutschlands und seiner Nach¬ 
barländer in gleichem Maße auswirken würde — die beste Grundlage zur 
Aufnahme von Verhandlungen zum Abschluß einer Konvention darstellen 
würde, die mit einer vernünftigen Anwendung des Prinzips der deutschen 
Gleichberechtigung in einem System der Sicherheit für alle Staaten gleich¬ 
bedeutend wäre. Tatsächlich muß Deutschland, wenn es zu solch einem 
neuen Zusammenschluß kommt, daran teilnehmen. Für Deutschland 
würde, wenn es bereit wäre, sich zu beteiligen, ein solcher Zusammen¬ 
schluß eine sehr wesentliche Sicherung bedeuten. Aber die Regierung 
Seiner Majestät ist der Meinung, und ich denke, daß auch das Unterhaus 
der Meinung sein wird, daß wir diese Gelegenheit, die sich durch die 
Betrachtung der Sicherheitsprobleme ergeben hat, nicht vorübergehen 
lassen dürfen, ohne zu versuchen, daraus Vorteile für die Förderung 
der Ziele, deretwegen die Abrüstungskonferenz einberufen war, zu zie¬ 
hen. Und ich freue mich sehr, dem Hause sagen zu können, daß als 
Ergebnis der Gespräche, die Montag und Dienstag dieser Woche zwi¬ 
schen der Regierung Seiner Majestät und der Französischen Regierung 
stattgefunden haben, die Französische Regierung mit der Regierung Sei¬ 
ner Majestät in dieser Ansicht übereinstimmt und mich autorisiert hat, 
diese Mitteilung als eine Mitteilung ihrer Meinung der Deutschen Re¬ 
gierung zu übermitteln, was ich bereits getan habe. 

Es scheint mir, daß, wenn man sich all das vergegenwärtigt, es je¬ 
denfalls ein sehr verheißungsvoller Vorschlag ist. Wir müssen vorläufig 
nicht mehr als einen Vorschlag darin sehen. Es ist noch viel zu tun, 
bevor er eine feste Form annehmen kann. Mein sehr ehrenwerter Freund, 
der Abgeordnete für West-Birmingham (Sir A. Chamberlain) weiß sehr 
gut — niemand weiß es besser als er — wieviel Hin und Her, wieviel 
Konzessionen hier und wieviel Überredung dort in einer beträchtlichen 
Spanne Zeit vor sich gehen mußte, bevor er, Mr. Briand und Herr 
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Stresemann das stolze und befriedigende Gefühl hatten, den Vertrag von 
Locarno zustande gebracht zu haben. Ich möchte dem Haus und dem 
Land den Bericht, den ich jetzt gebe, nicht als den Bericht über etwas 
wirklich Erreichtes hinstellen. Aber er ist zum mindesten ein sehr er¬ 
mutigendes Symptom. Ich wiederhole die Punkte des Abkommens, die 
ich für grundlegend und für die Zustimmung aller Parteien und politi¬ 
schen Richtungen Englands wichtig halte. Erstens beruht dieses neue 
Abkommen, wenn es zustande kommt, im wahrsten und vollständig¬ 
sten Sinne auf Gegenseitigkeit. Es gibt keine Möglichkeit, es so zu deu¬ 
ten, als sei es ein auf Ausschließlichkeit beruhender Zusammenschluß 
zwischen Mächten, die sich verbünden, oder doch jedenfalls ihre Kräfte 
hypothetisch gegen die Möglichkeit verbinden, daß eine andere Macht 
Widerstand leistet. Hier handelt es sich um etwas, das seinem Aufbau 
nach völlig auf Gegenseitigkeit beruht und das Gift des Argwohns, das 
unter andern Umständen ein solcher Vorschlag hervorbringen könnte, 
ist dadurch völlig ausgeschaltet, daß es sich um einen Vorschlag han¬ 
delt, der wirklich auf Gegenseitigkeit beruht. Zweitens haben wir, und 
ich bin sicher, daß die Meinung des Landes hier hinter der Regierung 
Seiner Majestät steht, gesagt, daß es völlig klar sein muß, daß dieses 
Land keine neuen Verantwortungen auf sich nimmt, und es hat uns 
auch niemand aufgefordert, das zu tun. Drittens haben wir keinerlei Ge¬ 
heimnis aus unserer Meinung gemacht, daß wir es für wünschenswert 
und wichtig halten, Rußland in den Kreis des Völkerbundes zu bringen, 
und wir freuen uns über die Möglichkeit, dieses Ziel zu fördern. Vier¬ 
tens dürfen wir diese Gelegenheit, obgleich es sich nur darum handelt, 
einen Sicherheitsvertrag aufzubauen — so gut das an sich auch sein 
mag — nicht vorübergehen lassen, ohne an die Kundgebung vom De¬ 
zember 1932 zu erinnern, die jetzt, wenn keine neue Bedeutung, so doch 
eine neue Anwendungsmöglichkeit und neue Hoffnung erhält. Wir ar¬ 
beiten alle an der Realisierung des Grundsatzes der deutschen Gleich¬ 
berechtigung innerhalb eines Systems der Sicherheit für alle Staaten. 

Sir Stafford Cripps: Werden diese geplanten Konferenzen hinsicht¬ 
lich der Frage des gegenseitigen Beistands gemäß Art. 16 des Völker¬ 
bundpaktes oder auf Grund einer neuen Bestimmung stattfinden? 

Sir J. Simon: Ich habe von keinem Vorschlag einer neuen Bestim¬ 
mung gehört, aber ich möchte nicht, daß der ehrenwerte Gentleman 
oder sonst jemand annimmt, daß die Angelegenheit weiter gediehen ist, 
als sie es tatsächlich ist. Es wurden im Laufe eines sehr kurzen Besuches 
wesentliche Fortschritte gemacht, aber natürlich ist noch sehr viel Arbeit 
zu tun. Und vor allem, da wir in der Lage wohlwollender Freunde und 
nicht tatsächlich beteiligter Parteien sind, muß ich sehr vorsichtig sein, 
um in dem, was ich sage, nicht weiterzugehen, als ich autorisiert bin. 

Ich war dabei, eine Bemerkung über Belgien zu machen. Wie ich 
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es auf fasse, sind bei diesem Vorschlag Frankreich und Deutschland 
wechselseitig an der Garantie durch Rußland interessiert, und das wirkt 
sich natürlich indirekt zum Vorteil der unmittelbaren Nachbarn beider 
aus. Aber ich möchte die Gelegenheit benutzen, darauf hinzuweisen, wie 
sehr Belgien selbst ein Beispiel für die ungeheuren Vorteile dieser neuen 
Methode gegenseitiger Verpflichtungen gegenüber der alten Methode auf 
Ausschließlichkeit beruhender Bündnisse ist. Ich fasse den Unterschied 
weitgehend so auf, daß ich sagen möchte, daß bei dem Aufbau der 
Architektur der Nachkriegswelt ein kluger Architekt derjenige ist, der 
versucht, ein Gebäude zu errichten, in dem zwar Druck und Spannung 
zwischen den einzelnen Teilen besteht, in dem aber die Verbindung der 
einzelnen Teile den Druck und die Spannung des Ganzen trägt und das 
Ganze so sicher und unversehrt erhält. 

Die ganze Auffassung, auf der dieses kollektive System der Welt 
nach dem Kriege beruht, ist die Auffassung, daß die Menschheit am 
besten geschützt und am sichersten ist, wenn wir alle in einem Gebäude 
leben, das mittels einer zweckmäßigen Zusammenfügung seiner Teile die 
vorhandenen Spannungen und Gefahrenmöglichkeiten ausgleicht, weil 
jeder Teil in angemessener Weise dazu beiträgt, das Ganze zu schützen. 
Tatsächlich ist die Unversehrtheit des belgischen Gebiets für die Inter¬ 
essen und die Sicherheit Englands heute nicht weniger lebenswich¬ 
tig, als sie es in vergangenen Zeiten war. Das ist eine geographische 
Tatsache, an der nichts zu ändern ist. Tatsächlich haben die veränderten 
Verhältnisse, vor allem in der Luft, nichts an dieser historischen Tat¬ 
sache geändert, sie haben nur dazu beigetragen, ihr eine größere Be¬ 
deutung zu geben. Das ist der Gesichtspunkt unserer eigenen nationalen 
Sicherheit Aber wiederum stellt die Gegenseitigkeit des ursprünglichen 
in Locarno abgeschlossenen Abkommens, bei dem es u. a. um die deutsch¬ 
belgische Grenze geht, seinen kennzeichnenden Zug dar, und sie macht 
gerade das Abkommen zu einer so wertvollen Garantie für die euro¬ 
päische Sicherheit als ein Ganzes. Die Regierung Seiner Majestät kann 
nicht umhin zu glauben — ich hoffe, das Haus und das Land stimmen 
mit uns überein —, daß eine Ausdehnung dieses Systems von Sicher¬ 
heiten, soweit sie ausdrücklich auf Gegenseitigkeit beruhen, zur Stär¬ 
kung der Grundlagen des Friedens und zur Wiederherstellung des Ver¬ 
trauens in Europa beitragen wird. 

Unter diesen Umständen hat sich, wie ich sagte, die Regierung Sei¬ 
ner Majestät dafür entschieden, ihre Ansicht darüber öffentlich kund¬ 
zutun, daß ein Ostpakt gegenseitiger Garantien die Unterstützung der 
Britischen Regierung und des britischen Volkes verdient, ein Ostpakt, 
der unbedingt auf den Grundsätzen der Gegenseitigkeit beruht und der 
wirklich das Ziel hat, die Grundlagen des Friedens in Europa zu stär¬ 
ken — ich will weitergehen und sagen, die Grundlagen des Friedens in 
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der Welt zu stärken — indem er eine größere Grundlage für gegenseitige 
Garantien schafft. 

Der Teil an Verantwortlichkeit, den wir in dieser Frage haben, ist 
selbstverständlich nicht der gleiche, den die Staaten haben, die die neue 
auf Gegenseitigkeit beruhende Verantwortung auf sich nehmen, aber 
trotzdem spielen wir dabei eine Rolle. Diejenigen, die geneigt sind, an¬ 
zunehmen, daß der britische Einfluß in der Welt zurückgegangen ist, 
sollten sich ansehen, wie groß die Bedeutung ist, die die Welt der Rolle, 
die wir spielen, beimißt. Wir haben eine Rolle zu spielen, denn Friede 
in der ganzen Welt bleibt das wichtigste britische Interesse und ist das 
erste Ziel unserer internationalen Politik. 

Die Besprechungen haben erst Anfang dieser Woche stattgefun¬ 
den, und ich möchte dem Haus mitteilen, daß wir uns schon mit einigen 
anderen Mächten in Verbindung gesetzt haben, um sie mit dem wahren 
Wesen dieses auf Gegenseitigkeit beruhenden Garantievertrags, wie er 
in den Londoner Besprechungen begriffen wurde, bekannt zu machen 
und dafür einzutreten, daß die Mächte, mit denen wir uns in Verbindung 
gesetzt haben, alles dazu tun, um den Erfolg der Verhandlungen zu 
sichern. Dies würde im Falle mancher Mächte, wie Deutschland und 
Polen, eine wirkliche Teilnahme an dem vorgeschlagenen Vertrag be¬ 
deuten. Wir befinden uns hierbei lediglich in der Stellung einer be¬ 
freundeten Macht, die ihnen in bester Absicht die Meinung unterbreitet, 
die wir uns in dieser Beziehung gebildet haben. Die Verantwortung und 
Entscheidung liegt natürlich bei ihnen, nicht bei uns. 

Italien ist in einer anderen Lage. Ebenso wie im Fall des ursprüng¬ 
lichen Vertrags von Locarno, nehmen Italien und wir eine entsprechende 
Stellung ein, so daß ich es für unwahrscheinlich halte, daß Italien Ver¬ 
antwortung für diesen Ostpakt übernimmt. Ich freue mich sagen zu 
können, daß ich erst wenige Augenblicke vor dem Zusammentritt des 
Hauses eine Mitteilung von Herrn Mussolini bekam, die nach meiner 
Auffassung heute in Italien veröffentlicht wird und die dem Haus mit¬ 
zuteilen Herr Mussolini mich autorisiert hat. 

Hier folgt die Erklärung des italienischen Regierungschefs zu dem Ost¬ 
paktplan. Siehe folgendes Dokument. 

Ich werde mich sehr freuen, wenn ich bei Abschluß der Debatte 
feststellen kann, daß die Ansichten derjenigen, die an ihr teilgenommen 
haben, so sind, daß ich dem Chef der Italienischen Regierung mitteilen 
kann, daß nicht nur die Britische Regierung, sondern auch das britische 
Parlament völlig mit den Ansichten, die er geäußert hat, und die wir 
wärmstens willkommen heißen, übereinstimmen. Ich habe dem Haus 
einen aufrichtigen Bericht über das, was geschehen ist, gegeben. Ich will 
nicht behaupten, daß mehr geschehen ist, als ich gesagt habe, aber es 




i88 


Ostpolitik und Ostpakt 


[71 


scheint mir, daß diese neue Möglichkeit so ist, daß wir wünschen sollten, 
daß sie mit beiden Händen ergriffen wird. Ich möchte das Unterhaus 
ernstlich bitten, sie voll und ganz zu unterstützen. 


Italien und der Ostpakt 

71 . Note des Chefs der italienischen Regierung Mussolini vom i 3 . 7. ig 34 
an die englische Regierung 

Die Haltung Italiens als Unterzeichner des Vertrags von Locarno ist 
der Haltung der Vereinigten Königreiche entsprechend. Unter der aus¬ 
drücklichen Voraussetzung, daß der Ostpakt gegenseitiger Garantien keine 
neuen Verpflichtungen seinerseits bedeutet, steht Italien den Vorschlä¬ 
gen, die auf der Grundlage absoluter Gegenseitigkeit zwischen allen 
beteiligten Mächten beruhen, mit Sympathie gegenüber. Dies ist vor 
allem der Fall, wenn diese Vorschläge neue Möglichkeiten auf dem 
Gebiet einer Beschränkung oder Herabsetzung der Rüstungen und im 
Hinblick auf die damit zusammenhängende Anerkennung der Gleichbe¬ 
rechtigung eröffnen. 


Ostpakt und Abrüstung 

72 . Rede des französischen Außenministers Louis Barthou vom i 5 . 7. 1 g 34 
in Bayonne 

Sie haben soeben vernommen, wie man die Ergebnisse meiner Reise 
in ein großes befreundetes Land, England, gepriesen hat. Ich habe das 
aufrichtige Gefühl, daß ich dieses Lob nicht verdient habe. Ob es sich 
um die Innen- oder Außenpolitik handelt, so muß man wissen, was man 
will und wollen, was man will. Wenn man gut will, können die Resultate 
vielleicht verzögert werden, aber es gibt immer einen Augenblick, an dem 
die Ergebnisse reifen. Auch nach Genf habe ich eine Reise unternom¬ 
men. Ich habe dort einige Worte ausgesprochen, die Erregung haben her- 
vorrufen können. In meinem eigenen Namen und im Namen meines Lan¬ 
des habe ich gesagt, daß man diese dumpfe mysteriöse Atmosphäre zer¬ 
streuen müsse, in der schließlich alle die großen Probleme Europas ver¬ 
wirrt werden. Es sei besser, den Problemen ins Antlitz zu sehen und zu 
sagen, was man will, und nicht Ja zu sagen, wenn es Nein bedeutet, und 
nicht auf eine mysteriöse Art Nein zu sagen. In Genf habe ich zu Deutsch¬ 
land Nein gesagt, einem Deutschland, das gegenwärtig war, so fern es 
auch war, und das gerade kraft seiner Abwesenheit in Genf mächtig ist. 
Ich habe gesagt, daß jeder seine Verantwortung auf sich nehmen müsse. 
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Unsere Politik besteht aus einigen notwendigen Ideen und besteht 
wesenhaft aus der Suche nach dem Frieden, nicht einem Frieden, der 
durch Blocks organisiert ist, die einander gegenüberstehen, sondern einem 
Frieden durch regionale Pakte, die ihren Unterzeichnern verbürgen, daß 
sie gegen jeglichen Angriff geschützt sind und daß sie stets geachtet 
werden. 

Diese Pakte haben in Verbindung mit dem Locarno-Pakt, von den¬ 
selben Ideen, von denselben Sorgen und von denselben Hoffnungen be¬ 
seelt, das Ziel, mit Frankreich zusammen all jene Länder für diese 
Politik des Friedens zu gewinnen, die gleicherweise am Frieden inter¬ 
essiert sind. 

Die These, die wir zum Triumph geführt haben, nicht durch eine 
engherzige oder lauwarme Zustimmung, sondern durch eine tätige Ge¬ 
meinschaft der Gesichtspunkte, hat in folgender Weise gewirkt: Als ich 
am Dienstag aus London zurückgekehrt war, wurde ich am Mittwoch 
von der Britischen Regierung über die Schritte informiert, die sie im 
Verfolg der Vereinbarungen unternehmen wolle, die wir abgeschlossen 
hatten. In keinem Augenblick hatte ich französische Interessen hintan¬ 
zustellen. Wenn man von mir verlangt hätte, über die Abrüstung zu 
verhandeln, um den Abschluß eines Ostpaktes zu erreichen, hätte ich 
eine derartige ungerechtfertigte Parallele niemals zugegeben. Ich will 
nicht die Zukunft vorwegnehmen, aber ich stelle eine Hypothese auf: 
Wenn mir einige Fragen gestellt worden wären, so bin ich der Meinung, 
daß, so groß auch immer der Abscheu ist, den ich mit ganz Frankreich 
vor dem Kriege habe, Frankreich doch seine Vorkehrungen treffen und 
sich vorsehen muß, bevor es über die Abrüstung verhandelt. Was man 
sagen kann, ist, daß man, wenn einmal die Regionalpakte abgeschlos¬ 
sen sind, glauben darf, daß mit diesem Locarno eine neue Epoche be¬ 
ginnen kann, die erlauben könnte, die Rückwirkung dieser Pakte auf die 
Abrüstung zu prüfen. 

Verhandlungen können als eine Folgewirkung der Verwirklichung 
der Regionalpakte eröffnet werden, ja; aber wenn sie als eine Bedingung 
dieser Regionalpakte dargestellt werden, so sage ich deutlich: Nein! Und 
das hätte ich geantwortet, wenn die Fragen, die ich soeben annahm, mir 
gestellt worden wären. 

Ich habe daher nichts von den Interessen Frankreichs oder den 
Interessen des Friedens preisgegeben. Ich habe nun schon zuviel gesagt, 
aber Sie hätten mir vielleicht einen Vorwurf daraus gemacht, wenn ich 
nicht die Gelegenheit ergriffen hätte, um einfach und fest zu sagen, 
welches die großen Linien der französischen Politik sind. 
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DIE OSTMÄCHTE UND DER OSTPAKT 

Der Ostpakt war ein Plan, den Frankreich und England zusammen den 
beteiligten Mächten vorlegten. Sir John Simon hatte betont, daß es nicht mehr 
als ein Vorschlag und Plan sei. Die unmittelbar Beteiligten mußten nun ent- 
scheiden. An der russischen Zustimmung war kein Zweifel, gehörte doch 
Rußland mit zur treibenden Kraft beim Abschluß der großen Pakte. Am 
21. 7. 193U gab der russische Botschafter der deutschen Regierung die Er¬ 
klärung ab, daß die Sowjetregierung mit der Ausdehnung der Garantien des 
Locarno-Vertrages auf die Sowjetunion und mit der analogen Garantierung 
der deutschen Ost- und der russischen Westgrenze einverstanden sei. Polen, 
das die Pläne des Ost-Locarno unter Umständen zum Aufmarschgebiet euro¬ 
päischer Kollektivkriege machen würden, beobachtete peinliche Zurückhal¬ 
tung. Mehr abwartend war auch die Haltung der baltischen Staaten. Vom 25. 
bis 27. 7. 1937s stattete der Außenminister Polens Oberst Beck der Haupt¬ 
stadt Lettlands, Riga, und der Hauptstadt Estlands, Reval, einen Besuch ab. 
Der polnische Außenminister und die Außenminister der beiden Baltenstaa¬ 
ten begegneten sich ziemlich in ihrer abwartenden Haltung gegenüber dem 
Ostpakt. Der Kampf um den Ostpakt gab auch dem alten Ringen um 
den Einfluß in den Baltenstaaten wieder neues Leben. Die Baltenstaa¬ 
ten versuchten weiterhin, ihren Weg zwischen Polen und der Sowjetunion 
zu nehmen. Als vom 31. 7. bis 1. 8. 1937s die Außenminister Estlands und 
Litauens in Moskau weilten, berichtete das Communiquö über die 
Besprechungen der Leiter der sowjetrussischen Außen¬ 
politik mit dem litauischen Außenminister Loz oraitis von 
der Zustimmung Litauens zu dem ,,Ostpakt*. (Die antideutsche und die anti¬ 
polnische Haltung der litauischen Regierung spiegelte sich darin wider.) 
Das C ommu niq u 6 über die estnisch-russischen lind die 
lettisch-russischen Besprechungen spricht von grundsätzlicher 
Zustimmung, Vorbehalten gegenüber den ,,unbekannten* Einzelheiten und 
von Abwarten bis zur endgültigen Gestaltung des Planes. Der estnische 
Außenminister konnte behaupten, daß das Moskauer Communique über die 
Haltung der baltischen Staaten sich mit der Übereinkunft mit dem polni¬ 
schen Außenminister über die Haltung gegenüber dem Ostpakt vollkommen 
decke. Estland und Lettland beobachteten eine abwartende Reserve — unter 
allgemeiner Zustimmung zu den Grundsätzen kollektiver Friedenssicherung. 
Am 21.7. 193U lehnte andererseits Finnland eine Beteiligung am Ostpakt be¬ 
stimmt ab und bevor die Stellung der übrigen Mächte oder das System des 
Ostpaktes deutlichere Umrisse annehmen konnte, stürzte das Gebäude der 
großen ,,Kombinationen" durch das deutsche Nein vom 10. 9. 1937t 
endgültig zusammen. Eine offiziöse deutsche Erklärung vom 10. 9. 1937t faßt 
die Ein wände Deutschlands gegen den Ostpaktplan zusammen, die den betei¬ 
ligten Mächten vorgetragen worden waren. Reichsaußenminister von Neurath 
ergänzte sie durch Ausführungen auf dem internationalen Straßenbaukon¬ 
greß 1 ). Deutschland bekennt sich zu den zweiseitigen Nichtangriffspakten 
oder auch den mehrseitigen Nichtangriffspakten; es lehnt aber die militäri¬ 
schen Unterstützungspakte ab, die Sicherheitspakte, die auf einer Kriegs¬ 
maschine, einem Mechanismus des Koalitionskrieges gegen jeden gegrün¬ 
det sind, den man in die Position des „Angreifers** zu manövrieren ver- 
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mag. Die große Diskussion , ob der Friede auf Verständigung und Aus¬ 
sprache oder ein internationales Kriegsamt begründet werden sollte (wie wir 
sie kennengelernt haben ; siehe die Debatte vor dem Völkerbund 1 ), die Rede 
von Smuts*); die Rede Baldwins*)) lebte wieder auf. Auch sonst führte die 
deutsche Antwort in den Bereich der großen entscheidenden Fragen euro¬ 
päischer Politik zurück, indem sie zum Angelpunkt der deutschen Politik die 
Frage der deutschen Gleichberechtigung machte. Die deutsche Regierung 
machte die Gleichberechtigung zur Voraussetzung aller Pläne der „Organi¬ 
sation der Sicherheit“, während Barthou den Rüstungsausgleich als (ferne, 
unbestimmte) Folge verwirklichter Sicherheitspakte bezeichnet hatte. Hinter 
dem Ostpakt erhob sich die eigentliche Frage der europäischen Politik . Vom 
Kampf um Deutschlands Wiederaufrichtung war der Plan des Ostpakts aus¬ 
gegangen. Dorthin kehrte er zurück. 


Ostpakt, Polen und die Baltenstaaten 

Erklärung des Generalsekretärs des lettischen Außenministeriums Munters 73 . 
vom 27. 7. 1934 über die Rigaer Besprechungen des polnischen Außen¬ 
ministers Oberst Beck 

Die Regierung Lettlands hat die Möglichkeit mit Genugtuung be¬ 
grüßt, den polnischen Außenminister aufzufordern, auf ein bis zwei 
Tage Riga zu besuchen, um auf diese Weise einen persönlichen Kontakt 
mit dem außenpolitischen Leiter unseres größten Nachbarlandes herzu¬ 
stellen, — eines Nachbarn, mit dem uns die Bande einer traditionellen 
Freundschaft verknüpfen. Solch eine Möglichkeit hat die Fahrt des pol¬ 
nischen Außenministers nach Reval gegeben. 

Wie Außenminister Beck gelegentlich selbst erklärte, gibt es in der 
jetzigen Zeit für die internationalen Beziehungen sehr wenig bestimmte 
Doktrinen. Aus diesem Grunde wird ein direkter Gedankenaustausch zwi¬ 
schen den leitenden Politikern desto wertvoller. 

Die traditionelle Möglichkeit für solch einen Gedankenaustausch, wie 
sie die Vollversammlung des Völkerbundes darstellt, ist nicht immer 
der allernützlichste Ort für ernste Unterredungen, da die große Menge 
der Fragen, mit denen man sich dort beschäftigt, zu viel Zeit in An¬ 
spruch nimmt. 

Aus diesem Grunde haben wir die Gelegenheit so warm begrüßt, 
welche uns die Möglichkeit gab, mit dem polnischen Außenminister zu¬ 
sammenzutreffen und die uns interessierenden Fragen gründlicher zu 
besprechen. Es ist vollkommen selbstverständlich, daß außer den Fragen, 
welche die gegenseitigen Beziehungen zwischen Lettland und Polen direkt 
berühren, wir auch die allgemeine politische Situation und insbesondere 
die Idee besprochen haben, welche augenblicklich als osteuropäischer 
Sicherheits- und gegenseitiger Hilfspakt bekannt ist. 


1 ) Dok. 10 ff. 2 ) Dok. a 4 . 
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Wir konnten feststellen, daß das Sicherheitssystem sich in Ost¬ 
europa, wenn man so sagen will, mit größeren Erfolgen entwickelt hat, 
wie in dem einen oder dem anderen Teil unseres Kontinents. Diese Fest¬ 
stellung bezieht sich sowohl auf die juristische Basis als auch auf die 
politische Konstellation in diesem Teil Europas. 

Zwischen den Staaten, die in die Region Osteuropas fallen, bestehen 
keinerlei Konflikte, und eine ganze Reihe von Nichtangriffsverträgen, 
welche noch später mit dem sog. Londoner Protokoll über die Defi¬ 
nition des Angreifers, wie auch durch andere politische Verträge, unter 
denen ich den politischen lettländisch-estländischen Vertrag und die Hel- 
singforser (im Jahre 1925 abgeschlossene) Verständigungskonvention 
nennen möchte, sind als ernste und gewichtige Arbeiten im Interesse des 
Friedens und der Sicherheit anzusehen. 

Doch, wie man so sagt, ist das Bessere Feind des Guten, und auch 
in der Sicherheitspolitik kann man sich einen Entwicklungsgang denken, 
welcher zu einer noch höheren Stufe der Vollkommenheit führt. 

Unser Staat wird eine Mitarbeit in dieser Angelegenheit nicht ab¬ 
lehnen, und wir sind glücklich festzustellen, daß aus unseren Erfahrun¬ 
gen in der Vergangenheit, aus unserer Zusammenarbeit mit unseren 
Nachbarn sich eine gewisse Basis für die Zukunftsarbeit ergibt. 

Die Idee des osteuropäischen Paktes ist sehr breit und außerordent¬ 
lich wichtig. Sie wird augenblicklich mit aller Aufmerksamkeit von den 
daran interessierten Staaten geprüft. 

Es ist schwer, zu der Idee in ihrem augenblicklichen Stadium eine 
endgültige Stellung einzunehmen, da ein festes Projekt noch nicht der 
allgemeinen Diskussion übergeben worden ist. 

Der Besuch von Herrn Minister Beck gab uns die Möglichkeit, die 
authentischen Erklärungen des außenpolitischen Leiters eines Staates zu 
vernehmen, dessen Beteiligung ein wichtiger Faktor bei der Realisierung 
der Paktidee ist. 

Hinsichtlich der Beziehungen zwischen Lettland und Polen haben 
wir mit großer Aufmerksamkeit die Frage der Ausgestaltung unserer 
wirtschaftlichen Beziehungen, sowie die der Verkehrsförderung von Pas¬ 
sagieren und Waren betrachtet. Man erwartet in dieser Richtung schon 
in der näheren Zukunft konkrete Schritte. 

Litauens Ja zum Ostpakt 

74 . Communique vom 3 i. 7. 1934 über die Moskauer Besprechungen des 
litauischen Außenministers Lozoraitis 

Im Verlaufe ihres Meinungsaustausches haben Herr Litwinow und 
Herr Lozoraitis, der litauische Außenminister, mit Befriedigung festge¬ 
stellt, daß sich an den freundschaftlichen Beziehungen zwischen Sowjet- 
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rußland und Litauen nichts geändert hat, und daß die wirtschaftlichen 
und kulturellen Beziehungen zwischen den beiden Ländern Fortschritte 
gemacht haben. 

Bei der Untersuchung der internationalen Lage haben die Herren Lit- 
winow und Lozoraitis festgestellt, daß die Bereitwilligkeit Sowjetrußlands 
und Litauens, den Frieden zu erhalten und zu befestigen, 'die Grundlage 
ihrer freundschaftlichen Beziehungen darstellt. Sie sind übereingekom¬ 
men, daß das Gefühl der Beunruhigung und Angst, das überall verspürt 
wird, und das durch die gegenwärtige internationale Lage völlig gerecht¬ 
fertigt ist, gemeinsame Sicherheitsmaßnahmen für alle Staaten Ost¬ 
europas fordert, und daß die geeignetste Maßnahme zu diesem Zweck 
der Plan des regionalen Ostpaktes zu gegenseitigem Beistand ist, der die 
Billigung der Mehrzahl der vorgesehenen Teilnehmer und fast aller wich¬ 
tigen europäischen Staaten gefunden hat und an dem unmittelbar teil¬ 
zunehmen sich Sowjetrußland und Litauen schon im voraus bereit¬ 
erklärt haben. 

Bei dieser Gelegenheit haben die Herren Litwinow und Lozoraitis 
mit Befriedigung die Erklärungen, die letzthin in Moskau von Herrn 
Seljamaa, dem estnischen Außenminister, und Herrn Bilmanis, dem let¬ 
tischen Minister, über die gleiche Haltung dieser beiden Länder abge¬ 
geben wurden, zur Kenntnis genommen. 

Die Meinung der Herren Litwinow und Lozoraitis ist, daß dieser 
Vertrag nicht nur seine eigentliche Aufgabe, den Frieden im östlichen 
Teil Europas und, als Folge davon, in der ganzen Welt zu stabilisieren, 
erfüllen würde, sondern auch zur Reinigung der Atmosphäre in den Be¬ 
ziehungen zwischen den Teilnehmern, unbeschadet ihrer Stellung in allen 
andern Fragen, beitragen würde. 


Zustimmung und Vorbehalt Estlands zum Ostpakt 

Communique vom 3 i. 7. ig 34 über die Moskauer Besprechungen des 75 . 
estnischen Außenministers Seljamaa 

Während des Aufenthalts von Herrn Seljamaa in Moskau haben 
verschiedene Unterredungen zwischen den Herren Seljamaa und Litwi¬ 
now stattgefunden. 

Die Gesprächspartner haben die allgemeine Frage der Beziehungen 
zwischen Sowjetrußland und der Estnischen Republik geprüft und ihrer 
vollen Befriedigung über die Entwicklung dieser Beziehungen Ausdruck 
gegeben. Das gegenseitige Verständnis und das Vertrauen zueinander ist 
in beiden Ländern in ständiger Zunahme begriffen. 

Nach Austausch ihrer Meinungen über die internationale Lage sind 
sie zu dem Beschluß gekommen, daß die internationale Zusammenarbeit 
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der beiden Länder auf dem Gebiet der Konsolidierung des Friedens in 
Osteuropa und ihre gemeinsame Teilnahme am Abschluß internationaler 
Verträge, die diesem Zwecke dienen, zu sehr günstigen Ergebnissen, die 
den Interessen beider Länder entsprechen, geführt haben. 

Im Gespräch über das Interesse Sowjetrußlands und der Estnischen 
Republik an dem Bestand eines dauerhaften Friedens sind sie zu dem 
Beschluß gekommen, daß die gegenwärtige politische Lage in Europa 
neue Bemühungen um den Frieden und eine positive Haltung zu den 
neuen Problemen, die sich aus dieser Situation ergeben haben, fordert. 

Demgemäß hat Herr Seljamaa Herrn Litwinow folgende Erklärung 
abgegeben: 

„Die Estnische Regierung erklärt, daß sie hinsichtlich eines regio¬ 
nalen Ostpaktes zu gegenseitigem Beistand, an dem Sowjetrußland, Po¬ 
len, Deutschland, die Tschechoslowakei und die baltischen Länder teil¬ 
nehmen würden, eine wohlwollende Haltung einnimmt. Da kein genauer 
Text des Paktes vorhegt, behält sich Estland das Recht vor, sobald es 
im Besitz des Planes ist, Veränderungen und notwendige Ergänzungen 
in Vorschlag zu bringen. 4 ' 


Deutschlands Nein zum Ostpakt 

76 . Communique der deutschen Reichsregierung vom 10. 9. 1934 über ihre 
Stellung zum Ostpakt 

Die Deutsche Reichsregierung hat nach sorgfältiger Prüfung des 
bekannten Planes eines sogenannten Ostpaktes die beteiligten Regierun¬ 
gen nunmehr über ihre Stellungnahme unterrichtet. 

Wie man weiß, handelt es sich bei dem vorgeschlagenen neuen 
Sicherheitssystem in Osteuropa vor allem um die Verpflichtung der acht 
Paktteilnehmer, nämlich Deutschlands, der Sowjetunion, Polens, Litauens, 
Lettlands, Estlands, Finnlands und der Tschechoslowakei, zur automa¬ 
tischen gegenseitigen militärischen Unterstützung im Kriegsfälle. Außer¬ 
dem soll die Sowjetunion eine Garantie für den Rheinpakt von Locarno 
und Frankreich eine Garantie für den Ostpakt übernehmen. Diese Ga¬ 
rantien sollen sich eventuell auch zugunsten Deutschlands auswirken. 
Das ganze System setzt die Zugehörigkeit der Teilnehmerstaaten zum 
Völkerbund voraus und will diese Staaten auch in gewissen grundlegen¬ 
den Fragen der europäischen Politik zu einer bestimmten Haltung im 
Völkerbund verpflichten. 

In ihren Bemerkungen über dieses Projekt hat sich die Deutsche 
Regierung zunächst grundsätzlich dahin ausgesprochen, daß sie keine 
Möglichkeit sieht, einem derartigen internationalen Vertragssystem bei¬ 
zutreten, solange ihre Gleichberechtigung auf dem Gebiete der Rüstungen 
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noch von gewissen Mächten in Zweifel gezogen wird. Der gleiche Ge¬ 
sichtspunkt ist auch für die Frage des zukünftigen Verhältnisses Deutsch¬ 
lands zum Völkerbund maßgebend. 

Was die vorgesehene militärische Unterstützungspflicht der Pakt¬ 
teilnehmer anlangt, so hat die Deutsche Regierung dargelegt, daß sich 
der Verwirklichung dieses an die Sanktionsbestimmungen des Völker¬ 
bundstatuts anknüpfenden Gedanken bisher bei allen internationalen Ver¬ 
handlungen unüberwindliche Schwierigkeiten entgegengestellt haben. 
Deutschland, dessen zentrale Lage inmitten hochgerüsteter Staaten zu 
besonderer Vorsicht zwingt, kann keine Verpflichtung auf sich nehmen, 
die es in alle im Osten möglichen Konfliktfälle hineinziehen und zum 
wahrscheinlichen Kriegsschauplatz machen würde. Für die in dem Pakt¬ 
system vorgesehenen Sondergarantien Frankreichs und der Sowjetunion 
liegt kein reales politisches Bedürfnis vor. Deutschland kann jedenfalls 
von solchen Garantien keinen Vorteil für sich erwarten. 

Die Deutsche Regierung glaubt, daß andere Methoden der Friedens¬ 
sicherung mehr Erfolg versprechen. Im allgemeinen würde sie dabei 
zweiseitigen Verträgen den Vorzug geben. Sie lehnt aber auch mehr¬ 
seitige Verträge nicht ab. Nur müßte der Schwerpunkt dabei nicht auf 
die automatische militärische Unterstützungspflicht im Kriegsfall, son¬ 
dern auf die Nichtangriffsverpflichtung und auf die Verpflichtung der 
an einem Konflikt interessierten Mächte zur Konsultation gelegt werden. 
Diese Verpflichtungen ließen sich im Sinne friedlicher Kriegsverhütungs¬ 
maßnahmen sehr wohl zu realen Friedensgarantien ausgestalten, ohne 
daß damit die Gefahr von ernsten Komplikationen verbunden wäre, wie 
sie der jetzt von den anderen Mächten vorgeschlagene Unterstützungs¬ 
pakt sicherlich zur Folge haben müßte. 


Fast gleichzeitig mit dem Abschluß dieser einen Etappe des Kampfes 
um den Östpakt war der alte Plan zur Vollendung gereift , der die bal¬ 
tischen Staaten verbinden sollte. In dem Freundschafts- und Koope¬ 
ration s pak t vom 12. 9. 193U zwischen Estland , Lettland und Litauen 
wurde der Plan verwirklicht. Der Pakt — wesentlich eine Ausweitung des 
estnisch-lettischen Paktes vom 17. 2. 193U — ist im Kern ein Pakt der Kon¬ 
sultation und der Gleichschaltung diplomatischer Aktion (in Form vor allem 
regelmäßiger Konferenzen). Der Pakt ist ein Versuch der kleinen Balten¬ 
staaten , sich gegen die beiden Großmächte , Polen und Rußland , die sich 
gern baltische Mächte nennen , zu behaupten. Polen mußte wegen der Ein¬ 
beziehung Litauens , das mit Polen wegen Wilna verfeindet war , die Ab¬ 
machung ungern sehen. Aber der Pakt legte die drei Mächte keineswegs 
auf eine schroffe außenpolitische Frontstellung fest: nimmt er doch „spe¬ 
zifische Probleme** (das ist vor allem die Wilna-Frage) aus dem Geltungs¬ 
bereich des Abkommens heraus. Es mußte sich erweisen , wie sich die ge¬ 
meinsame außenpolitische Front unter lIbersehung der „spezifischen Pro¬ 
bleme“ behaupten konnte. 


13* 
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Ein Baltenpakt 

77 . Freundschafts- und Kooperationsvertrag zwischen Estland, Lettland und 
Litauen vom 12. 9. 1934 

Die Präsidenten von Estland, Lettland und Litauen, entschlossen, 
die Zusammenarbeit zwischen den drei Ländern zu entwickeln und eine 
engere Entente zwischen den baltischen Staaten zu fördern, fest ent¬ 
schlossen, an der Aufrechterhaltung und Garantie des Friedens mitzu¬ 
arbeiten und ihre auswärtige Politik im Sinne der Grundsätze des Pak¬ 
tes des Völkerbundes zu koordinieren, haben beschlossen, einen Vertrag 
zu schließen . . . 

Artikel 1 

Um ihre Friedensanstrengungen zu koordinieren, verpflichten sich 
die drei Regierungen, sich über die Fragen der auswärtigen Politik von 
gemeinsamer Wichtigkeit zu verständigen und sich in ihren internatio¬ 
nalen Beziehungen eine gegenseitige politische und diplomatische Hilfe 
zu leihen. 

Artikel 2 

Zu dem durch Artikel 1 bezeichneten Zweck beschließen die Hohen 
Vertragschließenden Parteien, periodische Konferenzen der Außenmini¬ 
sterien der drei Länder einzurichten, die regelmäßig mindestens zwei¬ 
mal jährlich abwechselnd auf dem Gebiete aller drei Staaten stattfin¬ 
den werden. Auf die Bitte einer der Hohen Vertragschließenden Par¬ 
teien und nach gemeinsamer Übereinkunft können außerordentliche Kon¬ 
ferenzen in einem der drei Staaten oder außerhalb ihrer Gebiete statt¬ 
finden. 

Die Konferenz wird durch den Außenminister des Staates präsidiert 
werden, auf dessen Gebiet sie stattfindet; wenn sie jedoch außerhalb 
der drei Staaten Zusammentritt, wird ihr Präsident der Außenminister 
des Landes sein, auf dessen Gebiet die letzte Konferenz stattgefunden 
hat. Der im Amt befindliche Präsident wird für die Ausführung der von 
der Konferenz, der er präsidiert hat, gefaßten Beschlüsse Sorge tragen 
und im Notfälle beauftragt sein, über die Verwirklichung dieser Be¬ 
schlüsse im Gebiet der internationalen Beziehungen zu wachen. 

Die periodischen Konferenzen der Außenminister von Estland und 
Lettland, die in den Artikeln 1 und 2 des Vertrages zwischen Estland 
und Lettland über die Organisation der Zusammenarbeit, unterzeichnet 
Riga 17. Februar 1934, vorgesehen sind, werden während der Dauer des 
gegenwärtigen Vertrages durch die oben bezeichneten Konferenzen 
ersetzt. 
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Artikel 3 

Die Hohen Vertragschließenden Parteien erkennen die Existenz spe¬ 
zifischer Probleme an, die eine übereinstimmende Haltung schwer ma¬ 
chen könnten. Sie kommen überein, daß diese Probleme von den in Ar¬ 
tikel i des gegenwärtigen Vertrages festgesetzten Verpflichtungen aus¬ 
genommen sind. 

Artikel 4 

Die Hohen Vertragschließenden Parteien werden sich bemühen, 
freundschaftlich und in einem Geist der Gerechtigkeit und Billigkeit jede 
Frage beizulegen, die ihre Interessen einander entgegenstellen könnte, 
und dies in möglichst kurzer Zeit. Sie kommen überein, unter sich die 
Abkommen zu schließen, die geeignet sind, dies Ziel zu verwirklichen. 

Artikel 5 

Die drei Regierungen werden ihren diplomatischen und Konsulats¬ 
vertretern im Auslande ebenso wie ihren Delegierten auf internationalen 
Konferenzen Instruktionen geben, um einen geeigneten Kontakt herzu¬ 
stellen. 

Artikel 6 

Die Hohen Vertragschließenden Parteien verpflichten sich, von jetzt 
ab einander den Text der Verträge, die einer von ihnen mit einem an¬ 
deren oder mehreren anderen Staaten geschlossen hat, mitzuteilen. 

Artikel 7 

Der gegenwärtige Vertrag steht dem Anschluß von dritten Staaten 
offen, wobei jedoch dieser Anschluß nur nach gemeinsamer Verständi¬ 
gung der Hohen Vertragschließenden Parteien stattfinden kann. 

Artikel 8 

Der gegenwärtige Vertrag wird ratifiziert werden; er wird nach 
Niederlegung der Ratifikationen in Riga in Kraft treten. Die Lettische 
Regierung wird jeder der beiden andern Hohen Vertragschließenden 
Parteien eine beglaubigte Abschrift des Protokolls der Niederlegung der 
Ratifikation übergeben. 

Artikel 9 

Der gegenwärtige Vertrag wird auf zehn Jahre gültig sein. Wenn 
der Vertrag nicht durch eine der hohen vertragschließenden Parteien 
ein Jahr vor Ablauf dieser Frist gekündigt wird, wird er stillschweigend 
verlängert werden, um ein Jahr nach seiner Kündigung durch eine der 
Hohen Vertragschließenden Parteien sein Ende zu finden. 




198 


Ostpolitik und Ostpakt 


DIE SOWJETUNION IM VOLKERBUND 

Im Osten war ein Friedenssystem im Werden, das den konkreten un¬ 
mittelbaren Bedürfnissen angepaßt war und sich bemühte, sein Werk ohne 
große Zwangsmechanismen und weitläufige Kombinationen zu vollbringen. 
Als der Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund deutlichere Umrisse an¬ 
nahm, und dies Ereignis wie die größeren Pläne und Absichten, die da¬ 
hinter standen, drohten, den großen verstrickenden internationalen Mecha¬ 
nismen bestimmenden Einfluß auf den Osten zu geben, hat denn auch Polen 
durch zwei Schritte versucht, der Gefahr zuvorzukommen. Die große umfas¬ 
sende Kombination bedrohte ja gerade die einflußreiche Zwischenstellung, 
die ihm das bestehende System der Friedenssicherung gab, und hätte Polen 
wie Deutschland in unübersehbare Zusammenhänge hineingestoßen. Durch 
einen Notenwechsel mit der russischen Regierung vom 10. 9. 
193U erlangte Polen — man kann es als Polens Bedingung für seine Zu¬ 
stimmung zur Aufnahme Sowjetrußlands in den Völkerbund ansehen — von 
der Sowjetregierung die Bestätigung, daß der „eventuelle ‘ (d. h. schon fest¬ 
gelegte) Eintritt Sowjetrußlands in den Völkerbund die bestehenden Vertrüge 
zwischen Polen und Rußland (d. h. insbesondere den russisch-polnischen 
Nichtangriffspakt) in nichts beeinträchtigen solle. Mit anderen Worten: Die 
ausschließliche und alleinige Instanz für die Regelung der Beziehungen zwi¬ 
schen Polen und Rußland sollten die erwähnten Verträge (und nicht Tri¬ 
bunale des Kollektivsystems) sein. Wenige Tage vor der Völkerbundtagung, 
die Rußland in den Völkerbund aufnahm, wurde auch der Antrag Polens 
auf die Verallgemeinerung des Minderheitenschutzes behandelt: Der Antrag 
hatte nicht die mindeste Aussicht darauf, angenommen zu werden; niemand 
wußte dies besser als Polen selbst. Damit machte Polen seinen berühmten 
Vorstoß gegen das Genfer Minderheitenrecht; einen „Aufstand gegen den 
Völkerbund *‘ hat man es genannt. Am 13. 9. 1931/ erklärte Polens Außen¬ 
minister Oberst Beck in der Tat, daß sich Polen in Zukunft weigern 
müsse, bei der Behandlung von Minderheitenfragen, die Polen angingen, 
durch Organe des Völkerbundes mitzuwirken. Die Ausnahmebestimmungen 
gegen bestimmte Staaten — als solche bezeichnete Oberst Beck die Minder¬ 
heitenschutzverträge — widersprächen dem Grundsatz der Universalität des 
Völkerbundes und der Gleichberechtigung der Staaten, der doch das Funda¬ 
ment und den Daseinsgrund des Völkerbundes bilde. Da damit an das Grund¬ 
problem des Völkerbundes gerührt wurde, war die Bewegung in Genf über 
den polnischen Vorstoß ziemlich groß. Sir John Simon, Louis Bar- 
thou, Baron Aloisi, die Vertreter der drei Westmächte, wandten sich 
gegen die ,,einseitige“ Aufkündigung vertraglicher Bindungen. Durch ein 
mattes Kompromiß wurde die Angelegenheit schließlich beigelegt und 
die Frage „vertagt“. Polen zog seinen Antrag zurück. Die Bedeutung der 
„Demonstration“ — eine solche blieb es zunächst — wurde davon nicht be¬ 
rührt. Polen würde sich zur Wehr setzen, wenn der Eintritt der Sowjetunion 
in den Völkerbund dazu führen würde, daß der Mechanismus des Völker¬ 
bundes verstärkt gegen Polen eingesetzt würde und das Minderheitenproblem 
für Polen dadurch eine gefährliche Wendung annehme. Darüber erhob sich 
— wie immer wieder — der große Kampf der Friedensordnungen . 
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Polen und der Eintritt Sowjetrußlands in den Völkerbund 

Notenaustausch zwischen der polnischen und der sowjetrussischen Regie- 78 . 
rung vom 10. 9. 1934 

An Herrn Nikolai Krestinskij 

Leiter des Volkskommissariats für Auswärtige Angelegenheiten 

in Moskau 

Herr Volkskommissar, 

Im Zusammenhang mit der Eventualität des Eintritts der UdSSR, 
in den Völkerbund schlägt die Regierung der Republik Polen der Re¬ 
gierung der UdSSR, eine gegenseitige Feststellung vor, daß auch nach 
dem Eintritt der UdSSR, als Grundlage der Beziehungen zwischen der 
Republik Polen und der UdSSR, weiterhin alle zwischen diesen beiden 
Staaten geltenden Verträge in ihrer ganzen Ausdehnung bestehen blei¬ 
ben zusammen mit dem Nichtangriffspakt und der Konvention über die 
Definition des Angreifers. 

Ich bitte Sie, Herr Volkskommissar, den Ausdruck meiner vorzüg¬ 
lichen Hochachtung entgegenzunehmen. 

Henryk Sokolnicki 

An Herrn Sokolnicki 

Geschäftsträger der Republik Polen in Moskau 
Herr Geschäftsträger, 

In Beantwortung Ihrer Note habe ich die Ehre, Ihnen im Namen 
meiner Regierung zu erwidern, daß die Regierung der UdSSR, mit der 
Polnischen Regierung völlig einverstanden ist, daß auch nach der even¬ 
tuellen Einladung und dem Eintritt der UdSSR, in den Völkerbund als 
Grundlage der Beziehungen zwischen der UdSSR, und der Republik 
Polen die zwischen ihnen geltenden Verträge bestehen bleiben, welche 
zusammen mit dem Nichtangriffspakt und der Konvention über die De¬ 
finition des Angreifers auch weiter volle Kraft behalten. 

Ich bitte Sie, Herr Geschäftsträger . . . 

N. Krestinskij 

Polens Auflehnung gegen das Genfer Minderheitenrecht 

Rede des polnischen Außenministers Oberst Beck vom i 3 . 9. 1934 in 79 . 
der Völkerbundversammlung 

Das gegenwärtige System der Garantie der Minderheitenrechte 
durch den Völkerbund und seine Organe bietet in seiner Gesamtheit den 
Anblick einer unausgeglichenen Konstruktion, die aufs Geratewohl ent¬ 
standen ist und auf politischen Paradoxen auf gebaut wurde. 
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Man braucht nur einen Blick auf das Garantiesystem zu werfen, 
das in den verschiedenen Ländern auf die diesem System unterworfenen 
Minderheiten Anwendung findet, um den widerspruchsvollen Charakter 
des Systems festzustellen. Gewisse Verpflichtungen haben die Form von 
Verträgen angenommen, andere von einfachen Erklärungen (die nicht 
einmal miteinander übereinstimmen). Einige sehen die Anrufung des In¬ 
ternationalen Gerichtshofes vor, andere überlassen das Kontrollrecht 
einzig und allein dem Völkerbundrat. 

Die Gründe für diese Zusammenhanglosigkeit sind vielleicht in zu¬ 
fälligen politischen Umständen zu suchen. Gewisse Verpflichtungen sind 
zum Beispiel den Staaten als conditio sine qua non ihrer Zulassung zum 
Völkerbund auferlegt worden. Man kann sogar hinzufügen, daß der Um¬ 
fang dieser Verpflichtungen von der kleineren oder größeren Energie 
abhing, die die Staaten, die für ihre Zulassung kandidierten, bei deren 
Diskussion aufwandten. In anderen Fällen wurden diese Verpflichtungen 
den kandidierenden Staaten gar nicht auferlegt, wie immer auch die Lage 
ihrer Minderheiten jeder Art beschaffen war. 

Das Bestehen der Verpflichtungen hinsichtlich der Minderheiten 
oder das Fehlen dieser Verpflichtungen — ihre Tragweite usw. — findet 
keine einleuchtende Rechtfertigung, weder in der tatsächlichen Lage der 
Minderheiten in den Mitgliedstaaten des Völkerbundes, noch in der 
internationalen Lage und dem Grade der Zivilisation dieser Staaten. Und 
doch sind dies die beiden einzigen Kriterien und nicht lediglich zufällige 
und überholte Umstände, die allerhöchstens das Bestehen eines Aus¬ 
nahmesystems hätten erklären, wenn auch nicht rechtfertigen können. 
Dieses Ausnahmesystem steht im Gegensatz zu dem Grundgesetz, auf 
dem der Völkerbund ruht, zu der Gleichheit seiner Mitglieder. 

Die Anwendung des Systems, so wie es besteht, hat sich als völlig 
enttäuschend erwiesen. Es hat den Minderheiten nicht genützt, sondern es 
hat dank seiner Anwendung, die nur zu häufig mißbräuchlich und dem 
Geist der Verträge fremd war, in weitem Maße als diffamierendes Pro¬ 
pagandamittel gegen die Staaten gedient, die daran gebunden waren, und 
ferner als politisches Druckmittel, das von Staaten angewandt wurde, 
die, ohne selbst gebunden zu sein, von dem Vorrecht Gebrauch machten, 
an der Kontrolle teilzunehmen. 

Die paradoxe Situation eines Ausnahmesystems, das dem Völker¬ 
bund aufgepfropft worden ist, der doch seine politische Rechtfertigung 
aus seiner Universalität selbst zieht und auf dem demokratischen Prinzip 
der Gleichheit in bezug auf das öffentliche Recht ruht, kann nicht dau¬ 
ern, ohne die moralischen Grundlagen, auf denen der Völkerbund im 
Jahre 1919 aufgebaut wurde, in nicht wieder gutzumachender Weise 
zu kompromittieren. 

Ich richte heute einen dringenden Appell an diese Hohe Versamm- 
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lung, um sie zu bitten, die Irrtümer der Vergangenheit zu berichtigen 
und eine solide Grundlage zu schaffen, auf der klar und eindeutig das 
System des internationalen Minderheitenschutzes in endgültiger und 
dauerhafter Form errichtet werden könnte. 

Indem die Polnische Regierung seit dem Frühling dieses Jahres 
gebeten hat, den Antrag, der sich mit der Verallgemeinerung des inter¬ 
nationalen Minderheitenschutzes befaßt, auf die Tagesordnung der i 5 . 
Versammlung zu setzen, hat sie der Versammlung vorgeschlagen, sich 
über zwei Fragen auszulassen: In erster Linie über die sofortige An¬ 
erkennung der Notwendigkeit einer allgemeinen Übereinkunft über den 
Minderheitenschutz, in zweiter Linie über die Einberufung einer inter¬ 
nationalen Konferenz zu diesem Zweck. 

Die Polnische Regierung erwartet eine klare und unzweideutige Ant¬ 
wort auf diese beiden Fragen. 

Wenn die Antwort positiv ist, dann bietet sie ihre weitgehendste 
Unterstützung bei der Ausarbeitung der nötigen Texte für eine allge¬ 
meine Übereinkunft an. Meine Regierung betrachtet es als selbstverständ¬ 
lich, daß die Konferenz bei der Festsetzung allgemeiner Regeln die be¬ 
sonderen Bedingungen der anderen Kontinente in Betracht zieht. 

Die Informationen, die ich seit der Versammlung des letzten Jahres 
erhalten habe, sind nicht dazu angetan, um mich mit Optimismus zu 
erfüllen. Man versichert mir, daß sich die Meinung der meisten hier 
vertretenen Regierungen nicht geändert habe. Ich wünsche trotzdem, daß 
ich mich täusche, denn augenscheinlich ist eine Lösung geboten. 

Indem meine Regierung das Inkrafttreten eines allgemeinen und 
gleichen Systems des Minderheitenschutzes abwartet, sieht sie sich ge¬ 
nötigt, von heute an die Mitarbeit an den internationalen Organen hin¬ 
sich dich der Kontrolle darüber zu verweigern, wie Polen das Minder¬ 
heitenschutzsystem anwendet. 

Es ist selbstverständlich, daß sich die Entscheidung der Polnischen 
Regierung nicht gegen die Interessen der Minderheiten richtet. Diese 
Interessen sind und bleiben durch die Grundgesetze Polens geschützt, 
die den Minderheiten der Sprache, Rasse und Religion ihre freie Ent¬ 
wicklung und gleiche Behandlung sichern. 


Die Westmächte gegen Polen und für das geltende Recht 

Rede des englischen Außenministers Sir John Simon vom i[\. 9. 1934 80 a. 

in der Völkerbund Versammlung 

Mein ehrenwerter Freund, der polnische Außenminister, befaßte 
sich in seiner Rede mit zwei Angelegenheiten. Die erste war ein Vor¬ 
schlag für die Verallgemeinerung des internationalen Minderheitenschut- 
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zes. Dieser Vorschlag hat in einem Entschließungsentwurf Gestalt an¬ 
genommen, den die polnische Völkerbunddelegation vorgelegt hat und 
der, wie ich glaube, bereits der 6. Kommission des Völkerbundes zur 
Erwägung übergeben wurde. Das ist die eine der zwei Angelegenheiten, 
mit denen sich Oberst Beck befaßte. 

Die zweite Angelegenheit, die der polnische Außenminister be¬ 
rührte, war die besondere Stellung, die gewisse Staaten innehaben, die 
im Augenblick durch Minderheitenverträge gebunden sind. 

Ich muß unterstreichen, daß diese beiden Angelegenheiten völlig 
voneinander verschieden sind. Die Verpflichtungen, die besondere Staa¬ 
ten kraft Vertrag in dieser Hinsicht bereits eingegangen sind, können 
nicht als abhängig davon angesehen werden, welche Entscheidung über 
allgemeinere Vorschläge hernach getroffen wird . . . 

Das Land, das ich und die Delegation des Vereinigten Königreiches 
vertreten, ist zusammen mit einigen anderen Mächten Partner an dem 
polnischen Minderheiten vertrag. Polen akzeptierte damals gewisse vertrag¬ 
liche Verpflichtungen gegenüber den Minderheiten, wozu die Garantie 
durch den Völkerbund mit gehört. Ich möchte in diesem Zusammen¬ 
hang hinzufügen, daß die Bestimmungen des Artikels 9 3 des Ver¬ 
trages von Versailles, der in dem Teile des Vertrages steht, der die Gren¬ 
zen Polens bestimmt, nicht übersehen werden können. Polen hat ferner 
einen bestimmten Modus angenommen, der in bestimmten Entschließun¬ 
gen des Völkerbundrates darüber seinen Niederschlag gefunden hat, wie 
die Garantie des Völkerbundes ausgeübt werden soll. Dieser Modus setzt 
in klarer Weise die Mitwirkung Polens voraus. Diese Entschließungen 
sind für Polen wegen der Annahme durch Polen bindend, und es ist 
klar, daß es für keinen Staat möglich ist, sich von Verpflichtungen 
dieser Art, die auf diese Weise eingegangen wurden, durch einseitige 
Aktion zu lösen. 

80 b. Rede des französischen Außenministers Louis Barthou vom i 4 - 9- 1934 
in der Völkerbundversammlung 

Da diese Diskussion eröffnet worden ist, ist es nur natürlich, daß 
die anderen Signatarmächte dieses Vertrages ihre Haltung klarlegen. 
Der Vertreter des Vereinigten Königreiches hat dies soeben in keines¬ 
wegs unbestimmten Ausdrücken getan. Frankreich ist gleichfalls Mit¬ 
unterzeichner des Vertrages vom .28. Juni 1919 und hatte den Vorsitz 
auf der Friedenskonferenz inne, auf welcher dieser Vertrag abgeschlos¬ 
sen wurde. Ich halte mich daher in Loyalität verpflichtet, mich völlig 
den Ansichten von Sir John Simon anzuschließen . . . 

Mein Freund, der polnische Außenminister, schnitt zwei Fragen an, 
auf die er eine „klare und unzweideutige Antwort“ erwartete. Er würde 
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trotz der etwas unerwarteten Form, die er wählte, ein unzweideutiges 
Recht ausgeübt haben, wenn er nicht Gefahr laufen würde, die Völker- 
bundversammlung vor eine Drohung oder gar eine vollzogene Tatsache 
zu stellen. Ein derartiges Beispiel, das andere Staaten vielleicht nach¬ 
ahmen könnten, würde gleichzeitig die Autorität der Verträge und das 
Mandat gefährden, das sie dem Völkerbund übertragen. Frankreich, der 
Freund und Verbündete Polens, kann nicht glauben, daß die Erklärung 
von Herrn Beck derartige Konsequenzen im Gefolge hat. Frankreich 
glaubt, daß diese Erklärung, wenn sie richtig verstanden wird, nicht 
weiterhin Sorge in den einen auslösen und für andere Versuchungen 
bringen wird. So kann Polens Initiative sich in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen und mit den Bedingungen befinden, die in den Verträgen 
Verkörperung fanden, zu denen Polen seine freie Zustimmung gab, als 
es wiedererlangte: „die Unabhängigkeit, deren es ungerechterweise be¬ 
raubt wurde“. 

Rede des italienischen Völkerbunddelegierten Baron Aloisi vom i 4 . 9. 
1934 in der Völkerbundversammlung 

Die Rede, die mein hervorragender Kollege, der erste Delegierte 
Polens, gestern hielt, legt mir ein paar Erwägungen nahe, die keinen Be¬ 
zug auf die Minderheitenfrage haben — besonders, da die Minder¬ 
heitenfrage vom praktischen Gesichtspunkt aus keine Bedeutung für Ita¬ 
lien hat; es sind vielmehr Erwägungen allgemeinen Charakters . . . 

Es ist allgemein bekannt, daß Italien das erste Land war, das die 
Idee verkündete, daß Verträge den wandelnden Bedingungen der Zeit 
angepaßt werden müßten, da dies das beste Mittel sei, den Frieden auf¬ 
rechtzuerhalten. Aber zur selben Zeit haben wir stets behauptet, daß eine 
derartige Anpassung durch gesetzmäßige Mittel geschehen müßte. 

Aus den leitenden Grundsätzen der italienischen Politik ergeben sich 
zwei Konsequenzen. Die erste Konsequenz ist, daß bestehende Verpflich¬ 
tungen geachtet werden müssen, solange sie nicht durch neue Bestim¬ 
mungen ersetzt sind. Die zweite Konsequenz ist, daß die Idee der Revi¬ 
sion nicht ein empirisches Kriterium ist, dessen Anwendung von den 
Umständen abhängt, sondern vielmehr ein allgemeiner Grundsatz. 

Wenn es daher als zweckmäßig angesehen wird, dieses Prinzip auf 
den Fall anzuwenden, der unter Beratung steht, so muß es auch für 
andere Fragen angenommen werden, die ebenfalls durch die Bestim¬ 
mungen der Friedenskonferenz geregelt sind, und die vielleicht noch we¬ 
niger dazu angetan sind, den Erfordernissen der augenblicklichen Situa¬ 
tion zu entsprechen. 
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Zurückziehung des polnischen Antrags zur Minderheiten¬ 
frage 

81 . Erklärung des polnischen Völkerbunddelegierten Graf Raczynski vom 
21. 9. 1934 in der 6. Kommission des Völkerbundes (Amtliches Pro¬ 
tokoll) 

Der Präsident fragt den Vertreter Polens, ob er infolge der in der 
Debatte ausgesprochenen Ansichten bereit ist, seinen Antrag zurückzu¬ 
ziehen. Graf Raczynski (Polen) ist der Ansicht, daß die Aussprache es 
ermöglicht habe, in erheblichem Umfang die Stellung der einzelnen Staa¬ 
ten zu präzisieren. Die polnische Delegation habe mit Genugtuung fest¬ 
stellen können, daß eine große Anzahl von Ländern Verständnis zeig¬ 
ten für die besondere Lage Polens und für die Argumente, die es vor¬ 
gebracht habe und auch aufrechterhalte. Der polnische Vertreter habe 
schon im voraus eine große Zahl der Argumente widerlegt, die gegen 
seine These vorgebracht worden sind. Er könnte ebenso auch auf die an¬ 
deren antworten. Es habe auch den Anschein gehabt, daß der polnische 
Antrag, wenn er zur Abstimmung gestellt worden wäre, zweifellos von 
vielen Staaten unterstützt worden wäre, aber es hätte sich keine Ein¬ 
stimmigkeit ergeben und es wäre kein Fortschritt erzielt worden. Er 
füge sich daher dem Ersuchen des Präsidenten und bestehe nicht auf 
einer Abstimmung, indem er jedoch seinen Standpunkt grundsätzlich 
aufrechterhalte. 


Am 18. 9. 193U vollzog die VollverSammlung des Völkerbunds die Auf¬ 
nahme Sowjetrußlands in den Völkerbund. Es war ein großer Schachzug der 
internationalen Politik , ein Schachzug in dem Bemühen , „ein neues euro¬ 
päisches Gleichgewicht“ zu schaffen. Es war ein Ereignis von ungeheu¬ 
ren Folgen für die Genfer Institution , da in die „Liga der Nationen “, die 
einst als heilige Allianz der europäischen Demokratie gegründet wurde , eine 
nicht nur von der Demokratie , sondern von allen Idealen der europäischen 
Nationen um Welten getrennte Macht eintrat. Das Ereignis mußte eine Re¬ 
volution für Sinn und Inhalt des Völkerbundes bedeuten. Als „Ausgleich“ 
für den Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund faßte man da und dort 
triumphierend den Eintritt Sowjetrußlands auf , der dem Bund ein wenig 
von der verlorenen (und zum Teil nie besessenen) „Universalität“ zurück¬ 
geben sollte. „Universaler“ wurde der Völkerbund jedenfalls in der Last , die 
er auf sich nahm. Denn die Sowjetunion dachte sich den Völkerbund nicht 
zuletzt als völkerrechtlichen Schirm gegen Japan , mit dem sie eben noch 
heftige Auseinandersetzungen um die ostchinesische Eisenbahn führte. Viele 
haben den Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund ab ein Sturmzeichen 
auf gef aßt. 
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Lange Verhandlungen gingen voran, die noch das Geheimnis der Archive 
umgibt. An die Oberfläche drang die Frage mit einem Schreiben von 
30 Mitgliedstaaten des Völkerbundes — eine sehr bunte Gemeinschaft 
—, das die Sowjetunion zum Eintritt in den Völkerbund einlud. Gleichzeitig 
wiederholten die Delegationen der skandinavischen Mächte die Einladung in 
schwächerer Form, indem sie die Sowjetregierung davon benachrichtigten, daß 
sie bereit seien, für den Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund zu stim¬ 
men. Der russische V olkskommissar des Äußeren Litwinow 
antwortete in einem Schreiben an den Präsidenten des Völkerbundes, erklärte 
sich im Namen der russischen Regierung bereit, die Verpflichtungen des Pak¬ 
tes innezuhalten, schloß aber aus dem Geltungsbereich der Untersuchungs¬ 
und Schlichtungsverfahren des Völkerbundes alle die Vorgänge aus, die vor 
dem Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund liegen, d. h. eben all die 
Vorgänge der bolschewistischen Revolution, durch die zahllose Verpflichtungen 
und Verträge zerrissen wurden. Das Schreiben Litwinows trägt schon die Note 
des Drängens und der Betriebsamkeit, die Rußlands Haltung im Völkerbund 
kennzeichnete. Seit der Tagung der Abrüstungskonferenz vom 29. 5 . 193U 
mit dem russischen Antrag der Einsetzung eines permanenten Sicherheits¬ 
komitees betreibt Rußland seine internationale Politik durch Alarmschreie, 
die mit Denunziationen von „Friedensstörern' verknüpft sind. So wollte 
Litwinow in seiner Willkommenrede mit dem Finger auf die zeigen, die 
„mit Gewalt die Landkarte der Welt neu machen wollen \ In einem Nach¬ 
ruf für Barthou rühmte Litwinow später an dem französischen Staatsmann, 
daß er erkannt habe: „die Gebrechlichkeit der Grundlagen, auf denen der 
Friede ruht“. 

Am gleichen Tage, da das Schreiben des russischen Volkskommissars 
einging, entschied der Rat des Völkerbundes bei 10 Enthaltungen die Frage 
schon vorweg, da er der Sowjetunion einen ständigen Ratssitz zuerteilte, 
„falls“ sie aufgenommen werden sollte. In der 6., der politischen Kommis¬ 
sion des Völkerbunds, fand aber doch noch der große geistige Kampf um die 
Zulassung statt, die ja ungeheure politische und geistige Fragen aufwarf. An 
die Spitze der absoluten Gegner der Zulassung, die Portugal, Holland und die 
Schweiz waren, stellte sich die Schweiz, die aus dem Munde des Bundes- 
rates Motta einen flammenden Protest gegen die Vereinigung von Was¬ 
ser und Feuer (die Worte Mottas) richtete. „Geheilt von seinem Taumel“, 
„befreit von seinem Elend“ hätte er Rußland schon vor Jahren in den Völ¬ 
kerbund zurückgewünscht. Aber die Sowjetunion sei doch die gründlichste 
Verneinung aller Ideen, auf denen unser Dasein ruht. Könne sich — so stand 
zwischen den Zeilen des Protestes — der Völkerbund von den Werten abend¬ 
ländischer Kultur lösen? 

Auf dem französischen Außenminister Louis Barthou lag die Last, 
jene Argumente, die die drei Westmächte, nach der Aussage von Motta, der 
Schweiz „auf dem üblichen diplomatischen Wege“ mitgeteilt hatten, der 
Kommission vorzulegen. In Frankreich selbst hatte man im Kampf um die 
russische Bündnispolitik gleich Barthou selbst das Andenken Richelieus be¬ 
schworen, der als Kardinal der katholischen Kirche die deutschen Protestan¬ 
ten beschützte und förderte. Barthou mußte Wandlungen begründen, Wand¬ 
lungen seiner selbst, der auf der Konferenz von Genua im Jahre 1922 jede 
Annäherung an die Sowjetunion auf das schärfste befehdet hatte, der 1927 
in Erinnerungen über die Genueser Konferenz seinen „alten Bekannten“ Lit¬ 
winow einen „brutalen Sektierer“ — „mit unsteten Augen“ — genannt hatte, 
der „geschmeidig geworden“ „die Gewalt mit der List verbinde“ und einen 
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Einfluß ausübe , „dessen Geheimnis die Gefahren noch erhöht“, Wandlungen 
und eine „Evolution“ der Sowjetunion , die einstmals aus dem Munde Lenins 
den Völkerbund einen „Haufen von Räubern“ betitelt hatte. Barihous Argu¬ 
ment lief darauf hinaus , da/? die Sowjetunion außerhalb des Völkerbundes 
unvermeidlich eine ungewisse explosive Kraft sein müsse. 

Die taktischen Überlegungen gaben den Ausschlag, und der Antrag 
auf Aufnahme der Sowjetunion wurde mit kO gegen 3 Stimmen bei 
7 Enthaltungen angenommen. Die Rede des russischen Volkskommissars des 
Äußeren Litwinow, als die russische Delegation einzog, konnte an dem Wandel 
der Dinge nicht Vorbeigehen, sprach aber nur von der „Evolution“ der Umwelt 
Rußlands — zuweilen mit einem höhnenden Unterton. Die Rede wurde in 
ihrem weiteren Verlauf zu einer Vorlesung über das russische Nationalitäten¬ 
recht und über die Möglichkeit des Zusammenlebens des kommunistischen 
russischen Staates mit den „kapitalistischen“ Staaten. Die Rede diente — 
wie eben auch die Aufnahme Sowjetrußlands in den Völkerbund — der Pakt¬ 
politik, der „Organisation des Friedens und der Sicherheit“ und verkündete 
schließlich ab eine Maxime der internationalen Politik, daß man von jedem 
Staate „Garantien“ seiner Friedfertigkeit verlangen dürfe, ohne daß dies als 
Zeichen des Mißtrauens auf gef aßt werden würde. Das kann auch bedeuten , 
daß man Mißtrauen ungehemmt äußern dürfe , und der russische Volkskom¬ 
missar des Äußeren beschwor denn auch die Gefahr derer, „die mit Gewalt 
die Landkarte der Welt neu gestalten möchten“. Es war wieder der Alarm¬ 
schrei, der die Organisation des Friedens , den Mechanismus der Pakte , den 
militärischen Apparat des „Kollektivfriedens“ (in Form von Beistandsver¬ 
pflichtungen) rechtfertigen sollte. 


Einladung an die Sowjetunion 

82. Telegramm von 3o Mitgliedstaaten des Völkerbunds vom iS. g. ig34 
an die Regierung der UdSSR. 

Die Delegierten der folgenden Mitglieder des Völkerbunds für die 
i5. Versammlung: der Südafrikanischen Union, Albaniens, Australiens, 
Österreichs, Großbritanniens und Nordirlands, Bulgariens, Kanadas, 
Chiles, Chinas, Spaniens, Estlands, Abessiniens, Frankreichs, Griechen¬ 
lands, Haitis, Ungarns, Indiens, des Iraks, Italiens, Litauens, Lettlands, 
Mexikos, Neuseelands, Persiens, Polens, Rumäniens, der Tschechoslo¬ 
wakei, der Türkei, Uruguays, Jugoslawiens, 

sind der Meinung, daß die Aufgabe der Organisation und der Auf¬ 
rechterhaltung des Friedens, die den Hauptzweck des Völkerbunds dar¬ 
stellt, die Zusammenarbeit aller Staaten erfordert, 

und laden die UdSSR, ein, in den Völkerbund einzutreten und 
ihm ihre wertvolle Mitarbeit zukommen zu lassen. 

Das vorliegende Telegramm ist dem Präsidenten des Völkerbundes 
zugestellt worden. 
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Die Annahme durch die Sowjetunion 

Note des russischen Volkskommissars des Äußeren Litwinow vom i5. 9 . 
ig34 an den Präsidenten der Völkerbundversammlung 

Die Sowjetregierung hat ein Telegramm erhalten, das von einer 
großen Anzahl von Mitgliedern des Völkerbundes unterzeichnet war, 
nämlich von Südafrika, Albanien, Austraben, Österreich, Großbritannien 
und Nordirland, Bulgarien, Kanada, Chile, China, Spanien, Estland, 
Abessinien, Frankreich, Griechenland, Haiti, Ungarn, Indien, Irak, Ita¬ 
lien, Lettland, Litauen, Mexiko, Neu-Seeland, Persien, Polen, Rumänien, 
der Tschechoslowakei, der Türkei, Uruguay, Jugoslawien. Durch dieses 
Telegramm laden diese Länder die Sowjetunion ein, in den Völkerbund 
einzutreten und diesem ihre Mitarbeit zu sichern, sie unterstreichen, daß 
die Aufgabe des Völkerbundes die Organisation des Friedens sei und 
daß diese Mission die Mitarbeit der gesamten Staatenwelt erfordere. 

Zu gleicher Zeit ist die Regierung der Sowjets von den Regierun¬ 
gen Dänemarks, Finnlands, Norwegens und Schwedens über die wohl¬ 
wollende Einstellung dieser Staaten dem Eintritt der Sowjets in den 
Völkerbund gegenüber amthch informiert worden. 

Die Sowjetregierung hat die Organisation und Konsobdierung des 
Friedens als ihre wichtigste Aufgabe in außenpobtischer Beziehung an¬ 
gesehen und ist keiner Anregung gegenüber taub gebbeben, im Interesse 
des Friedens international zusammenzuarbeiten. 

Sie glaubt, daß die Einladung, die sie empfangen hat, den aufrich¬ 
tigen Friedenswillen des Völkerbundes wiedergibt, weil sie von einer sehr 
großen Majorität der Mitgbeder des Völkerbundes gekommen ist; sie 
glaubt, daß diese Einladung dafür Zeugnis ablegt, daß der Bund die 
Notwendigkeit einsieht, mit der Sowjetunion zusammenzuarbeiten. Die 
Sowjetregierung ist darum bereit, dieser Einladung zu entsprechen und 
Mitgbed des Völkerbundes zu werden, wenn sie dort den Platz einneh¬ 
men kann, der ihr zukommt. Sie verpfbchtet sich, abe internationalen 
Verpflichtungen und alle Entscheidungen, die einen bindenden Charak¬ 
ter für die Mitgbeder des Völkerbundes haben, entsprechend Artikel 1 
des Völkerbundpaktes zu beobachten. 

Die Sowjetregierung ist vor allem darüber glückbch, daß sie gerade 
in dem Augenbbck in den Völkerbund eintritt, da der Völkerbund die 
Frage der Verbesserungen aufgeworfen hat, die an dem Völkerbundpakt 
vorzunehmen sind, um ihn mit dem Briand-Kebogg-Pakt in Einklang 
zu bringen, und um den Krieg zwischen den Völkern außerhalb des Ge¬ 
setzes zu steben. 

Die Artikel 12 und i3 des Paktes geben den Staaten die Mögbch- 
keit, auf eine schiedsrichterbche oder juristische Regelung zurückzugrei- 
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fen. In dieser Erwägung liegt der Sowjetregierung daran, schon jetzt 
zu betonen, daß sich nach ihrer Meinung dieses Verfahren nicht auf 
Meinungsverschiedenheiten erstrecken darf, die sich auf Geschehnisse 
beziehen, die vor dem Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund zur 
Diskussion standen. 

Ich erlaube mir, der Hoffnung Ausdruck zu geben, daß die vor¬ 
liegende Erklärung von allen Mitgliedern des Völkerbundes in demselben 
Geist des ernsthaften Wunsches nach internationaler Zusammenarbeit 
und nach Erhaltung des Friedens zum Besten aller Völker, in dem sie 
abgegeben worden ist, entgegengenommen wird. 

Maxim Litwinow. 


Ständiger Ratssitz für die Sowjetunion 

84 . Beschluß des Völkerbundrates vom iS. 9. 1934 

Nachdem der Rat von dem Schreiben Mitteilung erhalten hat, das 
die UdSSR, wegen ihres Eintritts in den Völkerbund am iS. 9. ig 34 
an den Präsidenten der Bundesversammlung gerichtet hat, 

ernennt er kraft seiner Vollmacht aus Artikel 4 der Satzung die 
UdSSR, zum Ständigen Ratsmitglied von dem Augenblick an, in dem 
ihre Aufnahme in den Völkerbund von der Bundesversammlung ausge¬ 
sprochen sein wird, und empfiehlt der Bundesversammlung die Billigung 
dieses Beschlusses. 

Die Vereinigung von Feuer und Wasser 

85 . Rede des schweizerischen Delegierten, Bundesrat Motta, vom 17. 9. 
1934 gegen die Aufnahme der Sowjetunion in der 6 . Kommission des 
Völkerbundes 

Die Stellungnahme des schweizerischen Bundesrates zum Aufnahme¬ 
gesuch der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ist bekannt. Sie 
wird von den einen kritisiert, von den andern verteidigt. Sie steht im 
Gegensatz zur Meinung der großen Mehrheit der anderen Delegationen 
und insbesondere zu den ausgesprochenen Absichten der drei hier ver¬ 
tretenen Großmächte. Darum soll sie begründet und erklärt werden. Ich 
will dies versuchen mit dem Bestreben nach Mäßigung, das allein der 
Beweisführung Durchschlagskraft verleiht, aber ich will doch mit der 
ganzen Offenheit sprechen, die wir einander gegenseitig schuldig sind. 

Die Schweiz ist der einzige Staat, der auf Grund eines Volksent¬ 
scheides, einer Abstimmung des Volkes und der Kantone, in den Völ¬ 
kerbund eingetreten ist. Kaum je wurde bei uns so lebhaft, ja aufge¬ 
regt gerungen wie um diesen entscheidenden Beschluß. Die Bundesregie- 



85 ] 


Die Sowjetunion im Völkerbund 


209 


rung trat für ihn mit dem ganzen Gewicht ihrer Autorität ein und setzte 
ihn durch. Die Gründer des Völkerbundes haben Genf als den Sitz der 
neuen Einrichtung bezeichnet und haben uns dadurch ihr Vertrauen be¬ 
kundet. Unsere öffentliche Meinung war für diese hohe Ehre stets sehr 
empfänglich und ist es bis heute geblieben. Die Tatsache, daß wir das 
Gastland des Völkerbundes sind, hat die im ganzen gewiß erfreuliche 
Wirkung gehabt, daß die Öffentlichkeit sich bei uns mehr als vielleicht 
irgendwo sonst für das Leben und die Leistung des Völkerbundes inter¬ 
essiert. Vorgänge, die sich in seiner nächsten Nähe abspielen, pflegen 
den Menschen ja besonders zu berühren. 

Wir sind von Anfang an sehr entschiedene Anhänger der Univer¬ 
salität des Völkerbundes gewesen und haben es bewiesen. Wenn ich nicht 
befürchtete, einen Geschmacksfehler zu begehen, würde ich meine Rede 
vom i 5 . November 1920 zur feierlichen Eröffnung der ersten Ver¬ 
sammlung zitieren. Ich machte damals eine direkte Anspielung auf Ruß¬ 
land, indem ich den Wunsch aussprach, daß es eines Tages, ,,geheilt 
von seinem Taumel“ und ,,befreit aus seinem Elend“, vom Völkerbund 
die für seine Wiederherstellung unentbehrliche Hilfe verlangen und er¬ 
reichen werde. Die Schweizerische Regierung hat dem russischen Volk 
stets die lebhafteste Freundschaft entgegengebracht, hat aber dessen ge¬ 
genwärtiges Regiment nie de jure anerkennen wollen. Sie ist entschlos¬ 
sen, bei dieser ablehnenden und abwartenden Stellung zu verharren. 

Unsere Gesandtschaft in Petersburg wurde 1918 geplündert, einer 
ihrer Beamten massakriert. Wir haben nie auch nur den Schein einer 
Entschuldigung vernommen. Als uns 1918 der Versuch eines General¬ 
streiks mit dem Schrecken des Bürgerkrieges bedrohte, mußten wir mit 
militärischer Gewalt eine Sowjetmission, die wir in Bern geduldet hat¬ 
ten, entfernen, denn sie war bei der Wühlerei beteiligt. Sobald man die¬ 
ses Jahr in den diplomatischen Kreisen von der Möglichkeit der Auf¬ 
nahme der Sowjetunion in den Völkerbund zu sprechen begann, gab 
der Bundesrat unverweilt dem Parlament bekannt, daß er nicht zustim¬ 
men könnte. Wenn nicht rechtlich so doch tatsächlich würde seine Zu¬ 
stimmung zur Wiederaufnahme der regelmäßigen Beziehungen führen. 
Davon konnte keine Rede sein. Aber entsprechend einem Gebot elemen¬ 
tarer Vorsicht behielt sich der Bundesrat in jenem Stadium für so lange, 
als ein genauerer Entschluß sich noch nicht aufdrängte, den freien Ent¬ 
scheid zwischen einem kategorischen Nein und der Stimmenthaltung vor, 
was ja übrigens nach seiner Ansicht auch nur eine gemilderte Form 
der Ablehnung wäre. Seither hat unsere öffentliche Meinung, je näher 
die Möglichkeit eines russischen Eintrittsgesuches heranrückte, desto 
energischer sich mit dem Problem befaßt. Ich werde Ihnen gleich er¬ 
klären, warum und wie die Volksmeinung reagiert hat. Aber gestatten 
Sie zunächst ein Wort über Sinn und Tragweite dieser Bewegung. 


14 Weltgeschichte I 
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Unsere öffentliche Meinung ist stets frei und äußert sich, wie sie 
will. Auch die Presse ist durchaus frei. Dem Bundesrat steht keine offi¬ 
ziöse Presse zur Verfügung. Kein Druck, ja nicht einmal eine .Anleitung 
geht von oben aus. Wir besitzen aber sehr zahlreiche vaterländische Ver¬ 
eine jeder Art, wo der Bürgergeist gepflegt und wach gehalten wird. 
Wäre es anders, so wären wir keine Demokratie. Auf diese unsere De¬ 
mokratie sind wir stolz; sie ist eines unserer Lebenselemente. Ohne De¬ 
mokratie keine Schweiz! Wenn sich also in einer wichtigen Frage die 
Presse und die vaterländischen Vereine in ihrer sehr großen Mehrheit 
ohne Unterschied der Partei, der Gegend und der Sprache im gleichen 
Sinn aussprechen, so heißt das, daß wir vor einem klar ausgesprochenen 
nationalen Willen stehen. Dem hat die Landesregierung Rechnung zu 
tragen, um so mehr, wenn ihre eigene Ansicht mit der öffentlichen Mei¬ 
nung übereinstimmt. Das ist heute der Fall. 

Wenn ich nun unter Beiseitelassung von weniger Wichtigem zur 
Sache selbst übergehe, so habe ich zur Aufnahme der Sowjetunion in 
den Völkerbund zunächst die Frage zu stellen: Erfüllt ein Regiment, das 
in Theorie und Praxis für die Verbreitung des Kommunismus kämpft, 
die Bedingungen für die Aufnahme in den Völkerbund? Ich weise nur 
im Vorbeigehen auf den Text der Präambel und auf die wörtlichen Be¬ 
stimmungen unseres Paktes hin. Daraus könnte ich sehr starke Argu¬ 
mente ziehen. Aber viel entscheidender als sie ist der oberste Sinn und 
Zweck des Paktes, der wegen seiner Selbstverständlichkeit gar nicht aus¬ 
gesprochen zu werden brauchte. 

Der Kommunismus bedeutet auf jedem Gebiet — auf dem der Re¬ 
ligion, der Moral, der Gesellschaft, der Politik, der Wirtschaft — die 
gründlichste Verneinung aller Ideen, auf denen unser Wesen und un¬ 
ser Leben beruht. Die meisten Staaten verbieten ja die kommunistische 
Propaganda, alle aber betrachten sie als Staatsverbrechen, sobald sie ihre 
Theorie in die Tat umzusetzen versucht. 

Del* Sowjetkommunismus bekämpft die religiösen Ideen und die Geist¬ 
lichkeit in allen ihren Formen. Lenin hat die Religion mit dem Opium 
verglichen. Die Gewissensfreiheit besteht nur zum Schein. Die Geistlichen 
und ihre Familien bekommen keine Lebensmittelkarten. Die gottesdienst¬ 
lichen Gebäude sind ihrer ursprünglichen Bestimmung entzogen und ver¬ 
fallen. In Moskau gab es einst fünfhundert Kirchen und Kapellen; heute 
sollen noch vierzig davon übrig sein! Die christlichen Kirchen der gan¬ 
zen Welt sind aufs tiefste erschüttert von dem Jammer ihrer Glaubens¬ 
genossen in Rußland. In der Schweiz wurde letztes Jahr die sogenannte 
Märtyrerpetition mit mehr als 200 000 Unterschriften bedeckt. 

Der Kommunismus löst die Familienbande auf; er verwirft die in¬ 
dividuelle Initiative; er unterdrückt das Privateigentum. Er organisiert 
die Arbeit in Formen, die kaum von Zwangsarbeit zu unterscheiden 
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sind. Rußland ist von der schweren Plage einer Hungersnot heimgesucht, 
und ganz unparteiische Beobachter fragen sich, ob diese Hungersnot nur 
naturbedingt ist oder ob sie in einem grundverfehlten wirtschaftlichen 
und sozialen System ihre Ursache hat. 

Aber mit den Merkmalen des Kommunismus, wie ich sie objektiv 
zu skizzieren versucht habe, ist seine Charakterisierung noch nicht er¬ 
schöpft. Es fehlt noch ein ganz wesentlicher und entscheidender Zug, 
der ihn in Gegensatz zu den unentbehrlichsten, in aller Welt anerkann¬ 
ten Grundsätzen des Verhaltens von Staat zu Staat stellt. Das ist sein 
Anspruch auf Durchsetzung in der ganzen Welt. Sein Ziel ist die Welt¬ 
revolution. Natur und Wille drängen ihn zur Propaganda im Auslande. 
Die Verbreitung über die politischen Grenzen hinaus ist sein Lebens¬ 
gesetz. Wenn er darauf verzichtet, verleugnet er sich seihst. Wenn er 
ihm treu bleibt, so wird er der Feind aller, denn er bedroht uns alle. 
Es wäre mir ein leichtes, jede dieser Behauptungen mit authentischen 
Texten zu begründen, die aus der offiziellen bolschewistischen Literatur 
zu schöpfen sind. Aber ich schenke Ihnen überflüssige Zitate. Es han¬ 
delt sich um Wahrheiten, die nicht bestritten werden und auch nicht 
bestritten werden können. 

Ich höre einen ersten Einwand: Man muß sich hüten, die Kom¬ 
munistische Partei mit dem bolschewistischen Staat zu verwechseln. Aber 
dieser Einwand hat keine Kraft. Der bolschewistische Staat, die russi¬ 
sche Kommunistische Partei und die Dritte Internationale, die aus ihr 
hervorgegangen ist, sind eine moralische Einheit. Der bolschewistische 
Staat wurde gegründet, um das Programm der Kommunistischen Par¬ 
tei zu verwirklichen. Lenin hat in seiner Person die Funktionen eines 
Staatsoberhauptes und eines obersten Parteiführers vereinigt. Der gegen¬ 
wärtige Generalsekretär der Partei ist nominell zwar nicht Oberhaupt 
des Staates, aber doch dessen Herr. Die Verbindung zwischen Staat und 
Partei ist unauflöslich. Die Partei befiehlt, der Staat führt ihre Be¬ 
fehle aus. 

Ich höre den zweiten Einwand, der mehr Gewicht hat. Er sei dar¬ 
gelegt und geprüft. Die Sowjetunion, so sagt man, ist ein ungeheures 
Gebiet, das 160 Millionen Seelen umfaßt. Der Staat neigt einerseits ge¬ 
gen Asien, andererseits gegen Europa. Er dehnt sich auf zwei Konti¬ 
nente aus, und es wäre gefährlich, ihn unbewacht zu lassen oder bewußt 
beiseite schieben zu wollen. Der Völkerbund ist nichts anderes als eine 
neue Form internationaler Zusammenarbeit. Er ist keine moralische In¬ 
stitution, sondern eine politische Vereinigung; ihr vornehmster Zweck 
ist die Verhinderung von Kriegen und die Erhaltung des Weltfriedens. 
Wenn die Aufnahme Rußlands in den Völkerbund der Friedenssache 
dienen kann, so muß man sich mit ihr abfinden, welche Befürchtungen, 
welche Gewissenshemmungen, welch inneren Widerwillen auch manche 
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Regierungen hegen mögen. Es ist ja auch mcht verboten, darauf zu 
hoffen, daß die fortgesetzte Zusammenarbeit Sowjetrußlands mit den 
andern Staaten im Schoße des Völkerbundes eine Entwicklung fördert, 
die für alle und in erster Linie für Rußland wohltuend ist. 

Sie würden sich mit Recht wundern, meine Damen und Herren, 
wenn ich dieser Art, das Problem ins Auge zu fassen, jeden Wert ab¬ 
sprechen wollte. Die Regierungen Frankreichs, Großbritanniens und 
Italiens haben dem Bundesrat auf dem ordentlichen diplomatischen 
Wege, durch ihre Vertreter in Bern, analoge Anschauungen zur Kennt¬ 
nis gebracht. Diese Besprechungen, die ich als Vorsteher des eidgenös¬ 
sischen Politischen Departements zu führen hatte, haben sich im Rah¬ 
men von Freundschaft und Vertrauen vollzogen. Ich habe nie das Ge¬ 
fühl gehabt, daß versucht wurde, einen Druck auszuüben, auch nicht 
einen indirekten. Ich halte mich für verpflichtet, dies hier zu bekunden, 
um im allgemeinen Interesse jeden Verdacht zu zerstreuen. 

Aber wenn wir auch die Gesichtspunkte der anderen Staaten und 
vor allem der Großmächte verstanden haben, so mußten wir uns doch 
auf einen anderen Boden stellen. Ein Land wie die Schweiz, das in der 
großen Politik eine Rolle weder spielen kann noch spielen will, muß 
notwendigerweise seinem eigenen inneren Gesetze folgen. Der Oppor¬ 
tunismus, selbst der bestbegründete und von hohen Erwägungen aus¬ 
gehende Opportunismus, ist uns manchmal ganz einfach verboten. Wir 
können mit den anderen Staaten nur im strengen Bemühen um sittliche 
Größe in Wettbewerb treten. 

Wir können nun einmal an die Evolution des bolschewistischen 
Regimes, die wir mit Ihnen wünschen, nicht glauben. Wir können auf 
die Idee, daß wenigstens ein Minimum von moralischer und politischer 
Verwandtschaft zwischen den Staaten bestehen sollte, nicht verzichten 
zugunsten des Grundsatzes der Universalität. Der Völkerbund ist oder 
sollte nach unserer Ansicht eine der höchsten Errungenschaften mensch¬ 
lichen Sehnens sein. Als am 16. Mai 1920 Volk und Kantone der Schweiz 
unter Überwindung aller traditionellen Hindernisse sich für den Ein¬ 
tritt der Eidgenossenschaft in den Völkerbund entschieden, folgten sie 
hochgemut dem Appell des Ideals. 

Heute besteht bei allen Schweizern, die patriotisch und national ge¬ 
sinnt sind, der gemeinsame Eindruck, daß der Völkerbund etwas Ge¬ 
fährliches unternimmt, wenn er Wasser und Feuer versöhnen will. Wenn 
Sowjetrußland plötzlich aufhört, den Völkerbund zu bekämpfen, wäh¬ 
rend ihn Lenin als Räubergesellschaft definierte, so kann man sich das 
mit dem Wetterleuchten im Fernen Osten erklären. Aber vertrauen kön¬ 
nen wir der Sowjetunion deshalb noch nicht. Wir können uns nicht 
an einem Akt beteiligen, der ihr ein bisher nie besessenes Ansehen ver¬ 
schaffen wird. 
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Aber die Würfel sind gefallen. Alea jacta est Wir haben die Rolle 
eines Wächters und Warners vorgezogen, hoffen aber, daß die Zukunft 
unser Mißtrauen als übertrieben erweisen wird. Wir zählen darauf, daß 
alle andern Staaten uns helfen werden zu verhindern, daß Genf ein Herd 
zersetzender Propaganda wird. Wir werden wachsam sein. Das ist un¬ 
sere Pflicht. Unterdessen genügt es uns, daß Sowjetrußland wenigstens 
nicht einstimmig aufgenommen und mit Kränzen empfangen wird, ohne 
Rücksicht auf seine Vergangenheit. 

Auch nach seiner Aufnahme werden Rat und Versammlung vor 
mehreren offengebliebenen Fragen stehen. Die Entschließungen der 
Versammlung, die sich auf die Unabhängigkeit Georgiens beziehen, wer¬ 
den nicht den Todesschlaf antreten. Noch immer werden Menschen mit 
Gefühl sich Armeniens, der Ukraine und anderer Länder annehmen. 
Man soll nicht sagen können, diese Probleme seien aus der Welt ge¬ 
schafft. Die Sympathien der zivilisierten Welt sind mit den Helden, die 
ihr Leben und ihre Freiheit verteidigen. Diese Probleme sind also nicht 
verjährt und wir hoffen ganz besonders, daß, wenn die sowjetrussischen 
Delegierten hier auftreten werden, in Genf Stimmen ertönen, die im 
Namen des menschlichen Gewissens Aufklärung von der Russischen Re¬ 
gierung verlangen. Sie werden ihre antireligiöse Propaganda verurtei¬ 
len, die ihresgleichen in der Geschichte der Menschheit nicht hat und 
die die Christenheit in Schmerz und Trauer versetzt und mit ihr alle 
Menschen, die an Gott glauben und seine Gerechtigkeit anrufen. 

Ich schließe. Ich habe versucht, die Stimme der gewaltigen Mehr¬ 
heit des Schweizer Volkes sprechen zu lassen. Fern liegt es mir, andern 
Belehrungen zu erteilen. Aber ich habe darauf gehalten, offen zu spre¬ 
chen. Hätte ich’s nicht getan, so wäre ich meiner Pflicht untreu ge¬ 
worden. 

Es ehrt die Völkerbundversammlung, daß dieses Aufnahmeverfah¬ 
ren, so heikel es ist, in Ruhe begonnen hat und verläuft. Das Schweizer 
Volk wird ihren Mehrheitsentscheid mit ruhigem Blut und mit der gu¬ 
ten demokratischen Disziplin entgegennehmen, die seiner vielhundert¬ 
jährigen Überheferung entspricht. 


Die Rechtfertigung der Zulassung der Sowjetunion durch 
Frankreichs Delegierten 

Rede des französischen Außenministers Louis Barthou vom 17. 9. 1934 86 . 

in der 6 . Kommission des Völkerbundes 

Täusche ich mich, wenn ich feststelle, daß der doktrinäre Teil der 
Rede von Herrn Motta stärker war als ihr praktischer Teil? Vom Ge¬ 
sichtspunkt der Doktrin mag es sein, wie er es sagt. Aber wir stellen 
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nicht Doktrinen einander gegenüber. Es handelt sich nicht um eine Apo¬ 
theose. Es handelt sich nicht um eine Billigung. Es handelt sich nach 
meiner Meinung um eine tatsächliche Notwendigkeit, d. h. um eine po¬ 
litische Pflicht und ein kollektives Interesse. 

Was die Frage des Krieges anbelangt, so habe ich mir die Erklä¬ 
rung des portugiesischen Delegierten gemerkt. Sie alle haben diesen kur¬ 
zen aber tiefen Satz vernommen: ,,Die Isolierung ist bereits der Anfang 
des Krieges/' Wie! Die Isolierung ist bereits der Anfang des Krieges? 
Aber wenn Sie dann Rußland zurückweisen, wenn Sie es zurückstoßen 
und isolieren, sind Sie fortan für diese Haltung verantwortlich. Ich gehe 
nicht so weit, um erschreckende Folgerungen aus der so düsteren und 
edlen Erklärung des portugiesischen Delegierten zu ziehen. Aber ich sage 
allein dies: Sie wollen den Frieden, Sie sind dazu eingesetzt, um den 
Frieden zu organisieren, zu entwickeln und zu verteidigen, und Sie wol¬ 
len Rußland isolieren und ihm dabei die schlimmste Beleidigung wider¬ 
fahren lassen, die man einem Lande antun kann. 

Das ist in nüchternen Worten die Erklärung, die ich im Namen der 
Französischen Regierung abzugeben habe. 

Das Interesse des Völkerbundes, das Interesse des europäischen 
Friedens und des Friedens der Welt sind in eins verschmolzen. Ich bitte 
Sie, darüber nachzudenken. Ich verlange nicht, daß Sie der Verlockung 
der Sitzungsatmosphäre nachgeben. Es handelt sich nicht darum, aber 
es ist nicht schlecht, daß wir uns gegenseitig unsere Gründe vorgetragen 
haben, selbst wenn wir uns einander nicht überzeugen können. Es gibt 
eine öffentliche Meinung, hat Herr Motta gesagt, die über uns zu Ge¬ 
richt sitzen wird. Aber auch die Zukunft wird über uns zu Gericht sitzen. 
Wir machen ein Experiment, und wir werden sehen, wer recht hat, die 
Anhänger oder die Gegner der Zulassung Rußlands in den Völkerbund. 

Ist das eine persönliche These des Delegierten Frankreichs? Ist das 
eine These, die Frankreich allein in dieser Debatte vertreten hat? Herr 
Jasper hat gesagt: England zusammen mit Frankreich verlangt die Zu¬ 
lassung Sowjetrußlands in den Völkerbundrat; Italien hat dieselbe For¬ 
derung aufgestellt. Wieviel andere Länder! 

Wir sind nicht mehr im Jahre 1920, nicht mehr im Jahre 1926, 
und ich stelle fest, daß 22 Länder in Europa die Sowjets anerkannt 
haben, gegen 5 , die sie noch nicht anerkannt haben. Das ist eine neue 
Tatsache, und eine Tatsache, die ihre Bedeutung hat. 

Wenn ich prüfe, welches die Länder sind, die auf unsrer Seite ste¬ 
hen — Länder, die etwas durch die Kraft ihrer Traditionen, durch ihre 
Größe, durch den Adel ihrer Prinzipien bedeuten —, dann sieht man, 
daß fast ganz Europa sich in demselben Sinne wie England und Italien 
erklärt hat. Aber ein Beispiel ist kein Grund, der uns in der Haltung 
bestimmen soll. Man muß über die Gründe nachdenken, die man für 
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seine Haltung anführen kann. Hier sind wir. Wir übernehmen angesichts 
der Welt unsere Verantwortlichkeit. Glauben Sie, daß angesichts einer 
Entscheidung, deren Ernst ich nicht verhehle und deren mögliche Ge¬ 
fahren ich nicht verberge, die großen Mächte Europas eine gemeinsame 
Haltung angenommen haben, ohne ihre Verantwortung zu wägen? Hüten 
Sie sich vor einer Zurückweisung. Ihre Verantwortung würde viel grö¬ 
ßer sein. Ich wiederhole es, werfen Sie Rußland nicht in das Abenteuer, 
in die Propaganda einer Lehre zurück, die Sie nicht Heben. Nehmen Sie 
Rußland auf, da es unter den Bedingungen kommt, die Sie selber fest¬ 
gesetzt haben. Sie werden damit dem Völkerbund den größten Dienst 
erweisen, und Ihr handelnder und klarsichtiger Glaube — das ist meine 
tiefe Überzeugung — wird den Frieden der Welt retten. 


Die Aufnahme der Sowjetunion in den Völkerbund 

Empfehlung der PoHtischen Kommission des Völkerbundes: Beschluß 87 . 
der Völkerbundversammlung vom 18. 9. 1934 

Die Sechste Kommission, 

in Ansehung der am iS. September 1934 von dreißig Delegationen 
an die Union der SoziaHstischen Sowjetrepubliken gerichteten Einladung 
zum Eintritt der Union der SoziaHstischen Sowjetrepubliken in den Völ¬ 
kerbund, wie der Mitteilung der Regierungen Dänemarks, Finnlands, 
Norwegens und Schwedens in der gleichen Angelegenheit, 

in Ansehung der am gleichen Tag von der Regierung der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken an den Präsidenten der Versammlung 
als Antwort auf die oben erwähnten Schriftstücke gerichteten Mitteilung, 
mit der Feststellung, daß die Sowjetregierung in ihrer Antwort er¬ 
klärt, „daß sie entsprechend Artikel 1 der Völkerbundsatzung verspricht, 
alle internationalen Verpachtungen und alle für die Mitglieder verbind¬ 
lichen Beschlüsse zu beobachten“, 

empfiehlt der Versammlung, die Union der Sozialistischen Sowjet¬ 
republiken in den Völkerbund aufzunehmen. 


Sowjetraßlands Völkerbundprogramm 
Rede des russischen Volkskommissars des Äußeren Litwinow vom 18. 9. 88. 

1934 zum Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund in der Völker- 
bundversammlung 

Wir vertreten hier einen neuen Staat — neu nicht im geographi¬ 
schen Sinne des Wortes, sondern im Sinne seiner äußeren Gestalt, seiner 
inneren politischen und sozialen Struktur und des Inhalts seiner Be¬ 
strebungen und Ideale. Noch immer, wenn eine neue Staatsform auf der 
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geschichtlichen Bühne auftrat, wurde diese von den anderen, alten 
Staatsformen feindlich empfangen. Es darf daher nicht wundernehmen, 
daß das Erscheinen des neuen Sowjetstaates mit seinem von allem bisher 
Bekannten radikal abweichenden sozial-politischen Regime auf besonders 
intensive äußere Feindseligkeit stieß, die buchstäblich fast alle Staaten 
der Welt an den Tag legten. 

Diese Feindseligkeit war nicht nur eine theoretische, ideologische, 
sondern fand ihren Ausdruck auch in kriegerischen Handlungen, die den 
Charakter von außen her organisierter, andauernder Eingriffsversuche 
in die inneren Angelegenheiten des neuen Staates trugen, mit dem Ziel, 
diesen in das alte Gleis zurückzuwerfen. Zu jener Zeit, als der Völker¬ 
bund, um die Organisierung des Friedens zu verkünden, geschaffen 
wurde, war es den Völkern unserer Union noch nicht gegeben, die Seg¬ 
nungen des Friedens zu genießen. Sie wurden noch lange gezwungen, 
ihre innere Ruhe, ihr Selbstbestimmungsrecht und ihre äußere Unab¬ 
hängigkeit mit der Waffe in der Hand zu verteidigen. Aber selbst mit 
dem Auf hören der extremsten Formen der Einmischung in die Ange¬ 
legenheiten unseres Staates haben die Feindseligkeiten der uns umgeben¬ 
den Welt in den verschiedensten Formen und Graden nicht aufgehört. 

Es ist durchaus begreiflich, daß die Wechselbeziehungen zwischen 
dem Sowjetstaat und dem Völkerbund nicht andere sein konnten als die¬ 
jenigen waren, die zwischen jenem und den einzelnen, dem Völkerbund 
angehörenden Staaten bestanden. Ja, mehr noch: die Völker der Sowjet¬ 
union befürchteten natürlicherweise, daß diese im Völkerbund vereinigten 
Staaten ihrer Feinseligkeit gegen die Sowjetunion einen kollektiven Aus¬ 
druck verleihen würden, indem sie ihre sowjetfeindliche Tätigkeit ver¬ 
einten. Es kann kaum geleugnet werden, daß damals und selbst sehr viel 
später noch Staatsmänner da waren, die an eine derartige kollektive Ak¬ 
tion dachten oder wenigstens von ihr träumten. Auf der einen Seite wa¬ 
ren sie geneigt, die innere Widerstandskraft des neuen Staates zu unter¬ 
schätzen, und auf der anderen Seite die Harmonie der politischen und 
ökonomischen Interessen der anderen Staaten zu überschätzen, jene Har¬ 
monie, die nach ihrer Ansicht der Völkerbund verkörpern sollte. Sie 
glaubten weiterhin, daß der letzte Weltkrieg der letzte Krieg in der Welt 
sein würde, und daß die Ordnung, die er errichtet hatte, unbeweglich 
und sicher gegen jegliche Versuche der Änderung durch Gewalt sei. Sie 
träumten davon, einen wenigstens zeitweisen Frieden zu errichten, der 
sich jedoch nicht auf die Sowjetunion hätte erstrecken sollen. Die Ge¬ 
schichte der letzten zehn Jahre, die Geschichte des Völkerbundes selbst, 
die zunehmenden Konflikte der Interessen der internationalen Welt, die 
andauernde ökonomische Krise und schließlich die Entwicklung des 
Sowjetstaates haben der Welt gezeigt, wie utopisch diese Träume und 
Bestrebungen waren . .. 
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Ich wies bereits darauf bin, wie sich die Sowjetunion zum Völker¬ 
bund bei dessen Entstehen und während seiner ersten Entwicklungs¬ 
stadien verhielt und welches die Ursachen dieses Verhaltens waren. Ich 
muß offen hinzufügen, daß die Sowjetlegierung sich nicht mit allen 
damaligen Beschlüssen des Völkerbundes hätte solidarisieren können, und 
daß wir, hätten wir an der Ausarbeitung des Völkerbundstatuts teilge¬ 
nommen, gegen einige seiner Punkte Einwendungen erhoben hätten. 

Insbesondere würden wir gegen die in Artikel 12 und i 5 vorge¬ 
sehene Legalisierung des Krieges unter gewissen Umständen Einwände 
erhoben haben, und ich habe darum in meinem Schreiben vom 1 5 . Sep¬ 
tember unserer Befriedigung über den .Antrag auf Änderung dieser Ar¬ 
tikel des Paktes Ausdruck verliehen. Ferner hätten wir gegen Artikel 22 
betr. das Mandatssystem Einspruch erhoben. Wir mißbilligen auch, daß 
im Artikel 2 3 eine Verpflichtung fehlt, die Gleichheit zwischen den Ras¬ 
sen zu gewährleisten. All dies ist jedoch nicht von so wesentlicher Be¬ 
deutung, daß es die Sowjetunion abgehalten hätte, in den Völkerbund 
einzutreten, um so mehr, als jedes neue Mitglied, das einer Organisa¬ 
tion beitritt, die moralische Verantwortung nur für jene Beschlüsse über¬ 
nehmen kann, die unter seiner Beteiligung und mit seiner Zustimmung 
gefaßt wurden . . . 

Es bedurfte eines großen, dominierenden, gemeinsamen Ziels, um 
mit unbestreitbarer Überzeugungskraft allen Völkern, darunter auch den 
Völkern der Sowjetunion, die Zweckmäßigkeit und sogar die Notwendig¬ 
keit eines engeren Zusammenarbeitens der Sowjetunion mit dem Völker¬ 
bund, ja, des Eintritts der Union in den Völkerbund zu beweisen. Die 
Ereignisse der letzten zwei bis drei Jahre trugen besonders dazu bei, ein 
derartiges Ziel festzustellen . . . 

Organisation des Friedens! Könnte es ein erhabeneres und zugleich 
praktischeres und dringenderes Werk für die Zusammenarbeit aller Na¬ 
tionen geben? Die Worte, die als politische Schlagworte gebraucht wer¬ 
den, haben ihre Jugend und ihr Alter. Wenn sie zu oft gebraucht wer¬ 
den, ohne daß sie verwirklicht werden, dann werden sie abgenützt und 
verlieren zum Schluß die Kraft. Dann müssen sie neu belebt und mit 
einem neuen Sinn erfüllt werden. Die Worte „Organisation des Frie¬ 
dens“ müssen jetzt anders klingen und einen anderen Inhalt haben als 
vor 12 bis iS Jahren. Damals schien der Krieg vielen im Völkerbund 
als eine recht ferne theoretische Möglichkeit, mit deren Verhütung es 
keine Eile habe. Heute muß der Krieg allen als eine drohende Gefahr 
des kommenden Tages erscheinen. Nun, die Organisation des Friedens, 
für die so wenig getan worden ist, muß gegen die außerordentlich aktive 
Organisation des Krieges gestellt werden. Viele haben geglaubt, daß der 
Geist des Krieges durch Beschwörungen, Resolutionen und Erklärungen 
beschworen werden könnte. Nun, jedermann weiß, daß die Wortführer 
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der Idee des Krieges, die offen die Neugestaltung der Landkarte Eu¬ 
ropas und Asiens durch das Schwert verkünden, durch papierne Hinder¬ 
nisse nicht eingeschüchtert werden. Mitglieder des Völkerbundes wissen 
dies aus Erfahrung. Wir stehen jetzt vor der Aufgabe, den Krieg durch 
wirksamere Mittel zu verhüten . . . 

Ich glaube, es ist nicht der Augenblick, um im einzelnen über wirk¬ 
same Mittel zur Verhinderung von bevorstehenden und offen propagier¬ 
ten Kriegen zu sprechen. Eines ist für mich klar — nämlich, daß Frie¬ 
den und Sicherheit auf dem schwankenden Boden mündlicher Verspre¬ 
chungen und Deklarationen nicht organisiert werden können. Die De¬ 
klaration der Friedenshebe, mag sie auch hundertmal wiederholt werden, 
vermag nicht den Völkern Sicherheitsgefühl einzuflößen, namentlich 
dort, wo Ursache vorhanden ist, Angriffe zu erwarten, oder wo kurz zu¬ 
vor vom Eroberungskrieg nach allen Richtungen gesprochen und ge¬ 
schrieben wurde, einem Krieg, für den ideologische und materielle Vorbe¬ 
reitungen getroffen werden. Wir möchten als Regel aufstellen, daß jeder 
Staat das Recht habe, von nahen oder fernen Nachbarn Garantien seiner 
Sicherheit zu verlangen und daß eine derartige Forderung nicht als Aus¬ 
druck des Mißtrauens aufgefaßt werden darf. Regierungen mit einem 
klaren Gewissen und wirklich aller Angriffs absich ten bar können sich 
nicht weigern, an Stelle von Erklärungen wirksamere Garantien zu ge¬ 
ben, die sich auch auf sie selbst erstrecken und auch ihnen ein Gefühl 
vollkommener Sicherheit geben würden. 


AUF DEM WEGE 

ZUR RUSSISCH-FRANZÖSISCHEN ENTENTE 

Die Rede Litwinows war ein Vorstoß der Staatengruppen gewesen , die 
der ,,militärischen Organisation des Friedens* anhing , und zunächst ein zö¬ 
gerndes England und Italien im Gefolge führte. (Italien und England wollten 
den Ostpakt , so wie sie ihn verstanden.) Der Ostpaktplan wurde nun — der 
Eintritt Sowjetrußlands in den Völkerbund war zugegebenermaßen der Auf- 
talct dazu — mit neuer Energie verfolgt. Zwischen Polen und Frankreich 
wurden Noten getauscht , von denen wenige ans Licht traten. Drei Vorbehalte 
gegenüber dem Ostpakt hat Polen dabei nach der Aussage des tschechoslowa¬ 
kischen Außenministers Benesch formuliert. War Polen reserviert , war die 
Tschechoslowakei , die zudem mit Polen wegen Grenzfragen in Verstimmung 
lebte , um so entschiedenerer Anhänger des Ostpaktes. In seiner großen Rede 
vor der Kammer vom 6. 11. 193U entwickelte der tschechoslowakische Außen¬ 
minister Benesch wiederum die große „europäische Theorie* des Ostpaktes , 
eine zuweilen sehr offenherzige Theorie der Paktpläne. Die ,,exklusive Ver- 
bindung **, vor der England und Italien gewarnt hatten , der „Staatenblock **, 
der die europäische Vorkriegspolitik kennzeichnete , wurde hinter dem Ost- 
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pakt in immer deutlicheren Umrissen sichtbar , als der Abgeordnete Ar- 
chimbaud , der Berichterstatter des Heeresausschusses der französischen 
Kammer , von der „förmlichen Entente“ sprach , die zwischen Frankreich und 
Rußland bestehe , davon redete, daß Rußland „ein ansehnliches , (juJ ausge¬ 
rüstetes und gut ausgebildetes Heer . . . Frankreich im Falle eines Kon¬ 
fliktes mit Deutschland anbiete“. Laval selbst zeigte in seiner Rede vom 
30. 11. 1934 1 ) die Verständigung zwischen Rußland und Frankreich in 
vagem freundlichen Licht. Das war, als über Europa die Wolken drohen¬ 
der Konflikte hingen. In der Gewitterstimmung dieser Tage ist auch die 
erste Grundlage des neuen „Blocks“ errichtet worden. In den Baltenstaaten 
zeitigte die französisch-russische Offensive einigen Erfolg. Die Erklärung 
der baltischen Entente vom 30. 11. 193U läßt eine Annäherung 
an den Ostpaktgedanken erkennen. 


Neugruppierung der Kräfte in Europa 

Rede des tschechoslowakischen Außenministers Benesch vom 6. 11. 1 934 89 . 

vor der Kammer 

Der Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund — gerade dadurch, 
daß er sich in der gegenwärtigen Situation vollzog — ist ein Ereignis 
von erster Bedeutung. Die Sowjetunion hat sich überzeugt, daß der Völ¬ 
kerbund ein großer Faktor der Weltpolitik ist, daß er eine beträcht¬ 
liche Bedeutung für Rußland haben kann und daß er weiterhin eine 
Rolle ersten Ranges in der Aufrechterhaltung des Friedens spielt. Die 
Sowjetunion hat es ausdrücklich anerkannt und hat die Konsequenzen 
daraus gezogen. Deshalb tritt sie nun völlig in die Gemeinschaft der 
Nationen ein und nimmt in vollem Maße an der europäischen Politik 
teil, Hand in Hand mit den Westmächten. Diese Tatsache bedeutet wesen¬ 
haft in der Entwicklung, die sich daraus für die internationale Politik 
ergibt, einen Wandel in der Gruppierung der Kräfte in Europa . . . 

Die neue Gruppierung der Kräfte, die neue Konstellation erscheint 
am Horizont der internationalen Politik Europas und der Welt schon seit 
dem letzten Jahr. Die Hauptelemente dieser Neugruppierung sind ohne 
Zweifel: die deutsch-polnische Verständigung vom 26. Januar 1934, 
dann der Plan des Ostpaktes und der Eintritt der Sowjetunion in den 
Völkerbund, schließlich die Frage einer möglichen Verständigung zwi¬ 
schen Frankreich, Italien und der Kleinen Entente . . . 

Die internationale Gesamtlage muß heute als ein Zustand des wech¬ 
selseitigen Abwartens und der Bildung neuer Fronten und neuer Kräfte 
bezeichnet werden. Vielleicht werden die Veränderungen der bisherigen 
Lage letzten Endes keine großen sein. Es bleibt aber jedenfalls eine be¬ 
deutsame Tatsache, daß Rußland, wie bereits erwähnt, als neuer und 


i) Dok. 26. 




220 


Ostpolitik und Ostpakt 


[90 


beachtlicher Faktor in die europäische Politik eintritt. Man muß mit 
dieser Tatsache rechnen und ich wiederhole, daß unsere Politik das tut. 

Trotzdem dürfen wir uns nicht verhehlen, daß die internationale 
Lage ernst ist. Sie ist ernst in ihrer gegenwärtigen Unsicherheit, bei der 
jedes zufällige Ereignis die Wirkung einer Bombe haben kann: das haben 
wir noch kürzlich anläßlich der Marseiller Tragödie gesehen. Eine starke 
Gewähr bietet in dieser Hinsicht heute die enge französisch-englische Zu¬ 
sammenarbeit, die, wenn sie beharrlich fortgeführt wird, den Frieden 
Europas retten wird. Ich selbst sehe die nächsten 12 bis 18 Monate der 
internationalen Politik als entscheidend für das Schicksal Europas und 
für den Frieden an. Der Weg Europas könnte ebenso gut zu umfassen¬ 
den Ententen führen, die den Frieden für eine lange Zeit sichern wür¬ 
den, wie zu Konflikten, deren Ergebnis unter Umständen nicht ein Sieg 
der einen oder der anderen Seite, sondern der Untergang aller wäre und 
zumal desjenigen, der den Konflikt heraufbeschworen hat. 

Ruhig, sachlich, Machenschaften abhold und jedermann verständlich, 
wird die tschechoslowakische Außenpolitik alles tun, was in ihrer Macht 
steht, um den Frieden zu bewahren, wie sie das bis heute getan hat. 
Aber die ganze Tschechoslowakei wird ohne Unterschied der Parteien 
und Nationalitäten bereit sein, gegebenenfalls ihre Pflicht zur nationalen 
und territorialen Selbstverteidigung bis zum Äußersten zu erfüllen. 


Förmliche Entente zwischen Rußland und Frankreich 

90 . Erklärung des Berichterstatters des Heeresausschusses der französischen 
Kammer vom 2 3 . 11. 1934 

Wenn wir die europäische Lage betrachten, so müssen wir fest¬ 
stellen, daß Herr Hitler seit seinem Machtantritt versucht hat, die Wider¬ 
sacher Rußlands, zunächst Polen und dann Japan, gegen die Sowjetunion 
einzusetzen. 

Rußland und Frankreich wollten in der Erkenntnis, daß der Frie¬ 
den bedroht ist, ihre Sicherheit wahren. Besteht zwischen diesen beiden 
großen Nationen ein Militärabkommen oder einfach eine enge Verbin¬ 
dung? Es ist unleugbar, daß eine solche Entente besteht, und zwar han¬ 
delt es sich um eine förmliche Entente. Es steht mir nicht an zu sagen, 
ob diese Entente, diese Verbindung ein Bündnis darstellt. Das könnte 
allein die französische Regierung sagen. 

Ich halte es indessen für nützlich festzustellen, daß unter den heu¬ 
tigen Umständen einzig und allein die förmliche Verbindung und voll¬ 
kommene Entente zwischen Frankreich und Rußland Europa stabilisiert 
und den Frieden sichert. 
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Rußland verfügt zur Wahrung seiner Sicherheit über ein ansehn¬ 
liches, gut ausgerüstetes und gut ausgebildetes Heer, das es Frankreich 
im Falle eines Konfliktes mit Deutschland anbietet. 

Es ist nichts dagegen einzuwenden, daß Frankreich, das doch als 
bürgerlich gilt, in diesem Augenblick sich mit der Union der Sozialisti¬ 
schen Sowjetrepubliken verbündet. Wir haben vor allem die Sicherheit 
unseres Landes, die Ruhe Europas und die Errichtung eines endgültigen 
und vollständigen Friedens im Auge. 

Wir empfinden eine doppelte Genugtuung. Zunächst als Franzosen, 
weil diese enge Verbindung und diese förmliche Entente unsere Sicher¬ 
heit gewährleistet; dann, weil hierin zur Stunde das einzige Mittel hegt, 
Europa zu stabilisieren und den Frieden zu sichern. 

Ich glaube, daß an der Spitze der europäischen Luftflotten die rus¬ 
sische steht und daß die französische unmittelbar danach kommt, und 
ich glaube, daß, nachdem zwischen Rußland und Frankreich eine enge 
Verbindung besteht — ich gebrauche nicht das Wort Bündnis —, wir 
für den Augenblick beruhigt sein können: die Sache des Friedens ist 
gesichert. 


Baltische Entente und Ostpakt 
Communique der baltischen Entente vom 3 o. 1 1 . 1934 

Die drei Staaten versichern aufs neue ihre wohlwollende Haltung 
zum Vorschlag des Ostpaktes zur gegenseitigen Beistandsleistung, sie be¬ 
trachten diese Frage als Angelegenheit von gemeinsamer Bedeutung, hin¬ 
sichtlich deren sie untereinander Einmütigkeit bewahren werden. 


Nach all den Vorgeplänkeln brachte das französisch-russische 
Protokoll vom 5. 12. 193b schon eine wirkliche Entscheidung. (Die 
Tschechoslowakei schloß sich dem Protokoll am 10. 12. 193b an.) Das 
Protokoll bindet die beiden Mächte an den Ostpaktplan , den sie nur 
in beiderseitigem Einvernehmen aufgeben dürfen. Das Protokoll unter¬ 
sagt alle zweiseitigen Verträge mit Staaten , die zum Beitritt zu dem Ost¬ 
pakt aufgefordert wurden. Eine Demonstration gegen Deutschlands Gegen¬ 
vorschlag , den Frieden auf die zweiseitigen Nichtangriffspakte zu gründen. 
Durch das Protokoll wird die französisch-russische Entente als das Grund¬ 
gerüst des Ostpaktes festgelegt. In den Rahmen dieser Entente soll die Frie¬ 
densordnung des Ostens gestellt werden. In einer Erklärung über das Proto¬ 
koll wahrte der russische Volkskommissar des Äußeren Litwinow schon die 
Möglichkeit eines zweiseitigen Paktes zwischen Rußland und Frankreich, und 
die Erklärung des französischen Außenministers Laval ließ schon die ,, an¬ 
deren Wege* sichtbar werden. 
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Die russisch-französische Entente als Gerippe des Ostpakts 
92 . Das französisch-russische Protokoll vom 5 . 12. 1934 

Der französische Außenminister und der sowjetrussische Volkskom¬ 
missar für Auswärtige Angelegenheiten, die in Genf einen Gedankenaus¬ 
tausch über den Stand der Verhandlungen zum Abschluß eines Ost¬ 
paktes, für den von ihren Regierungen die Initiative ergriffen worden 
ist, geführt haben, sind zu der Feststellung gelangt, daß beide Regierun¬ 
gen gemeinsam entschlossen sind, den .Abschluß der vorgesehenen inter¬ 
nationalen Pakte zu betreiben. Sie sind in dem Augenblick, in dem die 
Verhandlungen eine aktivere Wendung genommen haben, übereingekom¬ 
men, im Namen ihrer Regierungen folgende Haltung einzunehmen: 

1. Keine der beiden Regierungen wird sich mit den Regierungen, 
die zur Teilnahme an dem Ostpakt aufgefordert worden sind und ins¬ 
besondere mit denen, die ihren grundsätzlichen Beitritt noch nicht er¬ 
klärt haben, in Verhandlungen einlassen, die zum Abschluß von zwei- 
oder mehrseitigen Verträgen führen könnten, die die Vorbereitung und 
den Abschluß des regionalen Ostpaktes und der mit ihm verbundenen 
Verträge kompromittieren könnten, oder die dem Geist widersprechen, 
dem sie entsprungen sind. 

2. Zu diesem Zweck wird jede der beiden Regierungen die andere 
über jeden Vorschlag auf dem laufenden halten, der eine derartige Trag¬ 
weite haben könnte, ganz gleich, auf welchem Wege er ihr von einer der 
in Frage kommenden Regierungen unterbreitet werden würde. Diese Ver¬ 
pflichtungen gelten für die Dauer des laufenden diplomatischen Unter¬ 
nehmens und aller folgenden Unternehmen, die auf Grund gegenseiti¬ 
ger Verständigung und mit der gleichen Absicht an seine Stelle gesetzt 
werden könnten. 

Beide Regierungen verpflichten sich, auf diese Unternehmen nicht 
zu verzichten, ohne durch gemeinsames Übereinkommen festgestellt zu 
haben, daß es nutzlos wäre, sie weiter zu verfolgen. In diesem einen 
Falle würden sie über die neuen Bürgschaften beraten, die sie im glei¬ 
chen Geiste und mit dem gleichen Ziele zu geben für zweckmäßig er¬ 
achten würden. 

Die beiden Regierungen sind überzeugt, daß eine solche Garantie 
der Kontinuität und der Wirksamkeit in der diplomatischen französisch- 
russischen Zusammenarbeit den Erfolg der laufenden internationalen 
Verhandlung erleichtern und gleichzeitig dazu dienen wird, allgemein 
den Geist des gegenseitigen Vertrauens in den staatlichen Beziehungen 
zwischen beiden Ländern zu stärken. Im Vertrauen darauf haben die 
Unterzeichneten, die von ihren Regierungen hierzu ermächtigt waren, 
das vorliegende Protokoll unterzeichnet. 
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Französisch-russisches Bündnis mit oder ohne Ostpakt 

Erklärung des russischen Volkskommissars des Äußeren Litwinow vom 
9. 12. 1934 über das französisch-russische Protokoll 

Das soeben Unterzeichnete Abkommen ist vor allem ein Beweis für 
das stetige und unablässige Streben der sowjetrussischen und der fran¬ 
zösischen Regierung nach einer gegenseitigen Annäherung und einer in¬ 
ternationalen Zusammenarbeit im Interesse des Friedens. 

Es beweist außerdem, was übrigens schon im Text des Abkommens 
zum Ausdruck kommt, den festen Entschluß der beiden Regierungen, 
ihre Kräfte auch weiterhin für die Verwirklichung des von ihnen ge¬ 
planten Ostpaktes einzusetzen, den sie auch weiterhin für einen unent¬ 
behrlichen Faktor für die Festigung des Friedens in Europa halten. 

Das zeigt sich besonders deutlich in der von den beiden Regierungen 
übernommenen Verpflichtung, sich in keine Verhandlungen einzulassen, 
die zum Abschluß irgendeines Abkommens führen könnten, das unter 
dem Vorwand, den Ostpakt zu ersetzen, in Wirklichkeit geeignet wäre, die 
von diesem gesetzten Ziele zu gefährden, ihn unmöglich zu machen oder 
in seiner Bedeutung zu schwächen. 

Frankreich ist sich ebenso wie die UdSSR, bewußt, daß es im 
Augenblick nicht möglich ist, wirksamere oder auch nur ähnliche Ga¬ 
rantien wie die des Ostpaktes zu schaffen. 

Das soeben Unterzeichnete Abkommen soll auch die Vergeblichkeit 
der Versuche zeigen, die UdSSR, und Frankreich von ihrem einmal ein¬ 
geschlagenen Wege zum Ostpakt abzubringen, Versuche, die ohne das 
fragliche Abkommen geeignet wären, Mißtrauen zwischen den beiden 
Ländern zu stiften, ohne dem einen oder dem anderen im Grunde ir¬ 
gendeine Garantie für einen beständigen und allgemeinen europäischen 
Frieden zu geben. 

Die im Augenblick vorhandenen Bedrohungen des Friedens können 
nicht durch einseitige, auch noch so friedliche Erklärungen dieses oder 
jenes Staatsmannes aus der Welt geschafft werden, besonders wenn 
diesen Beteuerungen verschiedene mündliche oder schriftliche, alte oder 
neue, wiederholte oder neu formulierte Erklärungen geradezu wider¬ 
sprechen. 

Was not tut, damit alle Völker in Ruhe leben und ihre innere Auf¬ 
bauarbeit fortsetzen können, sind völlig objektive, handgreifliche und 
materielle Garantien. 

Es versteht sich von selbst, daß das Unterzeichnete Abkommen in 
keiner Weise die Möglichkeit anderer Abkommen zwischen der UdSSR, 
und Frankreich ausschließt, sei es sofort oder im Falle, daß der Ost- 
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pakt aus Gründen, die von unseren erneuten Bemühungen unabhängig 
sind, nicht zustande kommt. Das Protokoll enthält nichts, was die Mög¬ 
lichkeit eines Abschlusses von zweiseitigen Abkommen zwischen der 
UdSSR, und Frankreich beschränken würde. 

In allen Fällen, und welcher Art auch die etwa zu schließenden Ab¬ 
kommen zwischen diesen beiden Ländern sein mögen, deren einziges Ziel 
in der Festigung ihrer Sicherheit und des allgemeinen Friedens hegt: 
diese Abkommen werden niemals gegen die Interessen dritter Staaten ge¬ 
richtet sein, außer im Falle eines Angriffs. 

Ich bin tief überzeugt, daß der Beitritt anderer Länder zu diesen 
Abkommen die Beziehungen zwischen allen Signataren dieser Abkommen 
wahrhaftig auf gleiche Ebene stellen würde. Insbesondere hat die 
UdSSR, immer gewünscht, mit Deutschland unter allen Umständen die 
besten Beziehungen zu unterhalten. Das ist auch, wie ich sicher bin, der 
Wunsch Frankreichs hinsichtlich Deutschlands. Der Ostpakt würde die 
Schaffung und Entwicklung solcher Beziehungen zwischen den drei Län¬ 
dern wie zwischen den anderen Unterzeichnern des Paktes gestatten und 
die von den Völkern ganz Europas und auch Nordamerikas so heiß er¬ 
sehnte Beruhigung der internationalen Lage herbeiführen. 

Inzwischen wird das französisch-sowjetrussische Abkommen ohne 
jeden Zweifel dazu beitragen, wenigstens ein Anwachsen der bestehenden 
Unruhe zu verhindern. Man kann tatsächlich nicht verkennen, daß dieses 
Abkommen, unabhängig von seiner Verbindung mit der auf den Ostpakt 
bezüglichen diplomatischen Aktion, eine große Bedeutung hat. Das in 
Genf Unterzeichnete Abkommen entspricht völlig den Maßnahmen, die, 
wie z. B. die soeben erzielte Lösung in der Saarfrage, ein einziges Ziel 
verfolgen: den Schutz des Friedens. 


Französisch-russische Zusammenarbeit über den Ostpakt 
hinaus 

94 . Erklärung des französischen Außenministers Laval vom 20. 1. 1935 
gegenüber der „Lswestija“ 

Die interessierten Regierungen studieren seit Monaten die Elemente 
des Ostpaktes. Für uns alle ist der Augenblick gekommen, zu sagen, daß 
ein Volk, wenn es einen Angriff versuchte, sich gegenüber dem Bunde 
aller derer befinden würde, die dem Frieden ergeben sind. Durch einen 
formellen Entschluß haben H. Litwinow und ich unseren Willen be¬ 
kundet, dieses Unternehmen zu einem guten Ende zu führen. Wenn un¬ 
sere Hoffnungen getäuscht werden sollten, werden wir nichtsdestoweni¬ 
ger — ich bin davon überzeugt — fortfahren, auf wirksame Art und 
Weise unserm gemeinsamen Willen Ausdruck zu geben, die Garantien 



95] 


225 


Auf dem Wege zur russisch-französischen Entente 

des Friedens zu verstärken. Der Friede ist, ich wiederhole es, das Werk 
der Geduld, der Kühnheit und des Willens. 

Der Friede, hat H. Litwinow gesagt, ist unteilbar. Er hätte unsere 
Meinung nicht besser ausdrücken können. An der Verwirklichung des 
Ostpakts werden wir die Möglichkeiten abschätzen, den Ansichten volles 
Leben zu geben, über die wir uns — H. Mussolini und ich — in voller 
Übereinstimmung befunden haben. Aus dem guten Willen und aus der 
Zusammenarbeit aller muß die Sicherheit für alle wachsen. 


Am 26. 1. 1935 konnte man auf ein Jahr neuer Ostpolitik zurück¬ 
blicken. Aus diesem Anlaß gab der Führer und Reichskanzler Adolf 
Hitler der „Gazeta Polska“ ein Interview , das noch einmal Deutschlands 
Ostpolitik umriß und die Wege des N ebeneinander bestehe ns der beiden Na¬ 
tionen auf zeigte, die beide in der Geschichte die Probe ihrer nationalen Kraft 
abgelegt hatten. Nicht viel später gab der Leiter der polnischen Außenpolitik, 
Oberst Beck, einen großen Überblick über die Außenpolitik Polens. Aus 
dem Munde des Außenministers bekundete Polen erneut seine unabhängige 
und selbständige Haltung gegenüber dem Ostlocarno, das weder östlich, noch 
ein Locarno-Vertrag sei. Als dagegen der Vorsitzende des Rates der Volks¬ 
kommissare Molotow am 28. 1, 1935 auf dem Parteitag der Russi¬ 
schen Kommunistischen Partei das Wort zu einem Überblick über die rus¬ 
sische Außenpolitik ergriff — zu einer etwas trockenen Aufzählung der Be¬ 
ziehungen zu den einzelnen Staaten —, wurde der Ruf nach Sicherheit, wie 
zumeist, wieder eine Bekundung des Mißtrauens. Der Gegensatz der welt¬ 
politischen Ideen zeichnete sich gegenüber den Erklärungen von Adolf Hitler 
und Oberst Beck klar ab. 


Die Außenpolitik der Sowjetunion 

Rede des Vorsitzenden des Rates der Volkskommissare Molotow vom 
28. 1. ig 35 vor dem Kongreß der Kommunistischen Partei Rußlands 

Unsere Beziehungen zu den kapitalistischen Ländern sind in den 
letzten vier Jahren alles in allem von zwei Hauptmomenten bestimmt ge¬ 
wesen: erstens von der innerpolitischen Spannung in den kapitalistischen 
Ländern und der Verschärfung des Kampfes zwischen diesen Ländern 
infolge der dauernden Wirtschaftskrise, und zweitens von dem Macht¬ 
zuwachs der UdSSR. 

Hier muß an folgende Tatsachen erinnert werden: im Laufe der 
vier letzten Jahre hat sich der Kampf zwischen den siegreichen und den 
besiegten Ländern verschärft, was in einem gewissen Teil Europas dazu 
geführt hat, hinter den Kulissen um so eifriger an einer Neuordnung 
der Kräfte für den Fall eines neuen Krieges zu arbeiten und zu diesem 
Zweck um Bundesgenossen in allen möglichen Teilen der Welt zu werben. 

Gleichzeitig brachte die Entwicklung der Beziehungen der UdSSR, 
zu den kapitalistischen Ländern ein beachtliches Anwachsen unserer Be- 
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deutung als internationaler Faktor und besonders als Faktor des Friedens 
und der Sicherheit. 

Um zu konkreten Tatsachen des abgelaufenen Zeitabschnittes über¬ 
zugehen, so muß in erster Linie die Wiederaufnahme der diplomatischen 
Beziehungen zwischen der UdSSR, und mehreren Staaten hervorgehoben 
werden. Hier sind zu nennen Länder wie die Vereinigten Staaten von 
Amerika, China, Spanien, Ungarn, Rumänien, die Tschechoslowakei, Bul¬ 
garien und Albanien . . . 

Man könnte uns erwidern, daß einige Länder noch keine normalen 
Beziehungen zur UdSSR, unterhalten. Tatsächlich gibt es solche Länder 
sogar in Europa, oder, um genau zu sein, in gewissen Winkeln Europas. 
Es wäre falsch, diese Ausnahmen mit Stillschweigen zu übergehen, so 
gering auch ihr spezifisches Gewicht in der internationalen Politik 
sein mag. 

Drei von ihnen, Holland, Portugal und die Schweiz, haben gegen 
den Eintritt der UdSSR, in den Völkerbund gestimmt und sich bei dieser 
Gelegenheit als Verteidiger der kapitalistischen Ordnung gegen die kom¬ 
munistische Gefahr aufgespielt. Das heißt also, daß außer der Schweiz, 
Holland und Portugal alle Länder auf diese Prinzipienreiterei in ihren 
Beziehungen zur UdSSR, verzichtet haben, während jene das Prestige 
des Kapitalismus bis zum Letzten zu unterstützen vorgeben. Wird der 
Kapitalismus viel dabei gewinnen? Es ist nicht meine Sache, das zu be¬ 
urteilen. Wenn diese Länder dabei bleiben wollen, sei es aus freien Stük- 
ken oder unter fremdem Druck, so mögen sie es tun! 

Schließlich sind die Länder, die noch keine normalen Beziehungen 
zur UdSSR, unterhalten, auf der Karte Europas nur als kleine Flecken 
verzeichnet. Werfen Sie einen Blick auf die Weltkarte und Sie werden 
sehen, daß alle Staaten, die einen gewissen Einfluß auf das internationale 
Leben ausüben, normale Beziehungen zur UdSSR, wieder aufgenommen 
haben. Es versteht sich von selbst, daß hier nicht die Rede sein kann von 
Kolonialländern oder Halbkolonien, weil sie über diese Frage nicht völlig 
unabhängig entscheiden können und die betreffenden Beschlüsse nach 
einem ihnen verschlossenen Verfahren getroffen werden. 

Wie sind die Hauptergebnisse unserer Außenpolitik in den letzten 
vier Jahren zu bewerten? Aus dem soeben Gesagten ergibt sich, daß die 
Frage der Wiederaufnahme normaler Beziehungen zu andern Ländern 
durch die Sowjetunion im wesentlichen gelöst worden ist. 

Ich will noch einige Worte über einzelne Länder sagen und beginne 
mit denjenigen, deren Beziehungen zu uns sich normal entwickelt haben. 
An erster Stelle nenne ich die Beziehungen zu den baltischen Ländern: 
Lettland, Litauen, Estland und Finnland. Die Sowjetregierung hat den 
freundschaftlichen Charakter ihrer Politik gegenüber diesen Staaten 
durch eine Sondererklärung über die Anerkennung der Unverletzbarkeit 
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und der vollen wirtschaftlichen und politischen Unabhängigkeit dieser 
Länder unterstrichen. Leider ist es unmöglich, die Tatsache mit Still¬ 
schweigen zu übergehen, daß Polen und Deutschland abgelehnt haben, 
sich dem anzuschließen. 

Unsere Beziehungen zu Schweden, Norwegen und Dänemark, zu 
Persien und Afghanistan, sowie zu Italien sind gleichfalls normal ver¬ 
laufen, was erneut die Möglichkeit bestätigt, die Zusammenarbeit zwi¬ 
schen Ländern mit völlig entgegengesetzten sozialen Systemen zu ent¬ 
wickeln. 

Unsere Beziehungen zur Türkei können wegen ihres freundschaft¬ 
lichen Charakters als Musterbeispiel gelten. Die letzten Jahre bildeten 
nicht nur eine Periode der Entwicklung für die wirtschaftlichen und 
kulturellen Bande zwischen der UdSSR, und der Türkei, sondern auch 
einen schlagenden politischen Beweis für die russisch-türkische Freund¬ 
schaft. Bis zur russischen Revolution war die Türkei mit Konstantinopel 
und seinen Meerengen Gegenstand der imperialistischen und räuberischen 
Habsucht der russischen Reaktionäre und Liberalen aller Schattierungen, 
die das Rußland der Kaufleute, Grundbesitzer und Fabrikanten darstell¬ 
ten. Ein Abgrund hat sich zwischen dieser Epoche und dem Sowjet¬ 
regime aufgetan. Letzteres, das zugleich Arbeiter- wie Bauernregime ist, 
kannte und kennt nur eine Politik, die jede Eroberungsabsicht aus¬ 
schließt und die Wiedergeburt der neuen Türkei mit tiefer Sympathie 
verfolgt. Auf dieser soliden Grundlage konnten sich die freundschaft¬ 
lichen Beziehungen zwischen Sowjetrußland und der Türkei von neuem 
festigen. 

Unsere Beziehungen zu England sind in ihrer Gesamtheit normal 
verlaufen, mit Ausnahme des bekannten Zwdschenfalls mit dem ehemali¬ 
gen englischen Botschafter Sir Ovey. Dieser hatte versucht, sich in un¬ 
sere inneren Angelegenheiten einzumischen, indem er während des Pro¬ 
zesses gegen die bei uns beschäftigten und der Sabotage überführten 
Ingenieure der Metro-Vickers unzulässige Forderungen stellte. Diese un¬ 
angebrachte Einmischung hat bei uns das Echo gefunden, das sie ver¬ 
diente. Falls noch jemand nötig hatte, sich von der Festigkeit unserer 
Außen- und Innenpolitik zu überzeugen, so bot sich ihm hier eine glän¬ 
zende Gelegenheit dazu. Dieser Zwischenfall hat bekanntlich zu ziemlich 
ernsten Verwicklungen in den englisch-russischen Beziehungen geführt; 
aber dank den von beiden Seiten ergriffenen Maßnahmen wurde er 
nach einiger Zeit vollständig beigelegt. 

Sir Ovey wurde durch einen neuen Botschafter ersetzt. Unsere Be¬ 
ziehungen zu England nahmen wieder ihren normalen Verlauf und das 
im vorigen Jahr geschlossene Handelsabkommen eröffnet günstige Per¬ 
spektiven für die Entwicklung des englisch-russischen Handels. 

In unseren Beziehungen zu Frankreich kann man in den letzten 
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Jahren eine beachtliche Verbesserung feststellen. Die internationale Lage 
und besonders die in Europa eingetretenen Veränderungen haben dem 
Problem einer Garantie des Friedens und der Sicherheit, für das sich so- 
wohl die UdSSR, wie Frankreich besonders interessiert haben, die größte 
Aktualität verliehen. Da dieses Problem in der nächsten Zeit nicht an 
Bedeutung verlieren wird, kann man behaupten, daß die neuerliche An¬ 
näherung zwischen unseren beiden Ländern einen für ihre Entwicklung 
günstigen Boden finden wird. Das wird vor allem von der Bereitschaft 
der interessierten Parteien abhängen, dem vorgezeichneten Weg zu 
folgen. 

Was Polen betrifft, so haben wir in einer ziemlich deutlichen Form 
unseren Wunsch bekundet, die russisch-polnischen Beziehungen auch 
weiterhin zu entwickeln. Leider können wir nicht behaupten, daß wir 
mit den auf diesem Gebiet erzielten Ergebnissen zufrieden sind. Was uns 
angeht, so können wir mit Bestimmtheit erklären, daß wir entschlos¬ 
sen sind, die Entwicklung gutnachbarlicher Beziehungen zwischen der 
UdSSR, und Polen nach wie vor zu fördern. 

Man kann die Augen nicht davor verschließen, daß in den russisch¬ 
deutschen Beziehungen mit der Machtübernahme durch den National¬ 
sozialismus Veränderungen vor sich gegangen sind. Was uns betrifft, 
so können wir sagen, daß wir keinen anderen Wunsch haben, als in 
Zukunft gute Beziehungen zu Deutschland zu unterhalten. Es ist welt¬ 
bekannt, daß die Sowjetunion von dem heißen Wunsch durchdrungen 
ist, ihre Beziehungen zu allen Staaten zu entwickeln, ohne diejenigen 
auszunehmen, die ein faschistisches Regime gewählt haben. Gleichwohl 
hatten die russisch-deutschen Beziehungen in den letzten Jahren unter 
ernsten Schwierigkeiten zu leiden. 

Das Hindernis für die Entwicklung der russisch-deutschen Bezie¬ 
hungen hegt natürlich nicht in den übernationalistisch-rassischen Theo¬ 
rien über das deutsche Volk als dem „Herrn der Welt“. Wenn wir auch 
von diesen „Theorien“ kaum eine löbliche Meinung haben, verhehlen wir 
doch nicht unsere tiefe Achtung vor dem deutschen Volk, das wir für 
eines der größten Völker der Gegenwart halten. Wir anderen, wir Inter¬ 
nationalisten, haben durch die Tat bewiesen, wie sehr die Sowjetregie¬ 
rung die großen und kleinen Nationalitäten, sowohl der Sowjetunion wie 
anderer Länder, achtet. Das ist ein Zeichen für die gesunden Grund¬ 
lagen der Sowjetregierung. Dagegen erblicken wir in den reaktionären 
Rasselehren nur Merkmale eines unvermeidlichen Niedergangs. Im 
übrigen kommt es keineswegs auf diese „Theorien“ an, sondern darauf, 
was der gegenwärtigen Außenpolitik Deutschlands zugrunde liegt. Wir 
sind gezwungen, diese Frage direkt zu stellen; denn unsere wechselseiti¬ 
gen Beziehungen können durch Klarheit nur gewinnen. Ein Umstand 
hat unsere Aufmerksamkeit ganz besonders erregt. Ich meine die Worte 
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Hitlers über Rußland in seinem Buch „Mein Kampf“, das gegenwärtig 
so verbreitet in Deutschland ist. Wir lesen dort folgendes: 

„Wir Nationalsozialisten ziehen bewußt einen Strich unter die außen¬ 
politische Richtung unserer Vorkriegszeit. Wir setzen dort an, wo man 
vor sechs Jahrhunderten endete. Wir stoppen den ewigen Germanenzug 
nach dem Süden und Westen Europas und weisen den Bück nach dem 
Land im Osten. Wir schließen endlich ab die Kolonial- und Handels¬ 
politik der Vorkriegszeit und gehen über zur Bodenpolitik der Zukunft. 

Wenn wir aber heute in Europa von neuem Grund und Boden re¬ 
den, können wir in erster Linie nur an Rußland und die ihm Untertanen 
Randstaaten denken. Das Schicksal selbst scheint uns hier einen Finger¬ 
zeig geben zu wollen.“ 

Können wir solche Worte des gegenwärtigen deutschen Regierungs¬ 
chefs mit Stillschweigen übergehen? Natürlich nicht! Muß das russische 
Volk diese Worte über die UdSSR, kennen? Wir glauben, ja! 

Wir fragen uns: Haben diese Worte Hitlers über Rußland, die in 
den zahlreichen Neuausgaben seines Buches wiederholt sind, ihre Gül¬ 
tigkeit behalten? Hat die Erklärung, daß es nötig sei, „zur Bodenpoli¬ 
tik“ in Osteuropa überzugehen, und daß, „wenn wir (Nationalsozialisten) 
heute in Europa von neuem Grund und Boden reden, wir in erster Linie 
nur an Rußland und die ihm Untertanen Randstaaten denken“, noch ihre 
volle Gültigkeit? Es scheint, daß diese Erklärung in Kraft bleibt; denn 
nur unter dieser Voraussetzung werden viele Dinge in den gegenwärtigen 
Beziehungen zwischen der Deutschen Regierung und der Sowjetunion 
sowie die Haltung gegenüber dem Oslpakt-Projekt verständlich. 

Aus diesem Grund können wir die Worte Hitlers unmöglich mit 
Stillschweigen übergehen. Mögen die Arbeiter der Sowjetunion wissen, 
worum es geht. Wir verlangen nur das eine: daß diese Frage klargestellt 
werde. Da die besagten Erklärungen Hitlers offenbar in Kraft bleiben, 
werden wir mit ihnen rechnen und die nötigen Folgerungen daraus 
ziehen. 

Schließlich noch einige Worte über unsere Beziehungen zu Japan. 
In dieser ganzen Zeit haben wir in diesen Beziehungen die nötige Geduld 
und Versöhnlichkeit gezeigt und uns bemüht, alles zu beseitigen, was sie 
trüben konnte. In diesem Geist haben wir die Lösung wirtschaftlicher 
Streitfragen in Angriff genommen, ob es sich um die Gebiete oder die 
Organisation der japanischen Fischerei in den Sowjetgewässern handelte 
oder um die japanischen Konzessionen in Sachalin usw. Aller Welt ist 
bekannt, daß die Sowjetregierung, nur aus friedlichen Absichten heraus, 
Japan und Mandschukuo Vorschläge für die Abtretung der mandschuri¬ 
schen Ostchinabahn gemacht hat, um jede künftige Konfhktsmöglichkeit 
zu beseitigen. Die Sowjetregierung hat in dieser Frage eine würdige und 
zugleich versöhnliche Haltung eingenommen und die Gegenpartei dazu 
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gebracht, auf ihre ursprünglichen unannehmbaren Vorschläge zu ver¬ 
zichten. Jetzt gehen die Verhandlungen über den Verkauf der Ostchina¬ 
bahn anscheinend einem baldigen Abschluß entgegen. Wir hoffen, daß 
unsere Bemühungen, die russisch-japanischen Beziehungen zu verbessern 
und den Frieden im Fernen Osten zu wahren, positive Ergebnisse zeiti¬ 
gen werden. 

Gleichwohl haben wir keinen Grund, uns dabei zu beruhigen. Die 
militärischen und aggressiven Elemente Japans haben die Waffen nicht 
niedergelegt. Seit langem sprechen sie offen von einem Krieg gegen die 
UdSSR, und man sieht bis heute keinerlei Zeichen für ein Nachlassen 
dieser antirussischen Wühlereien. In gewissen japanischen Kreisen, die 
einen Einfluß auf die Regierungsorgane ausüben, verfolgt man nicht nur 
seit langem und unverhüllt den Plan, sich der Ostchinabahn mit Gewalt 
zu bemächtigen, sondern man träumt sogar davon, unser Fernostgebiet 
und in erster Linie die Seeprovinz an sich zu reißen. Wir können diese 
Tatsachen unmöglich außer acht lassen, und das um so weniger, als wir 
genau wissen, daß zur Zeit der Intervention die Japaner unser Gebiet 
als letzte verlassen haben. Sie gaben Wladiwostok erst Ende Oktober 
1922 auf und mit ihnen verließen die letzten Interventionisten endlich 
den russischen Boden. Alle diese Tatsachen bestimmen unsere Politik in 
dieser Frage und die unbedingt notwendigen Verteidigungsmaßnahmen, 
die wir im Fernen Osten getroffen haben. Wir können allen Friedens¬ 
freunden in Japan versichern, daß wir mit diesen Maßnahmen nur die 
Interessen des Weltfriedens im Auge haben. 


Die Ost- und Nationalitätenpolitik des nationalsozialistischen 
Deutschland 

96 . Interview des Führers und Reichskanzlers Adolf Hitler vom 28. 1. ig 35 
für die „Gazeta Polska“ zum ersten Jahrestag des deutsch-polnischen 
Vertrages 

Die Rassenlehre der nationalsozialistischen Idee lehnt die soge¬ 
nannte Entnationalisierung grundsätzlich ab. Sie sieht in dieser gewalt¬ 
samen Annexion fremden Volksgutes weit mehr eine Schwächung des 
eigenen Volkstums als eine Stärkung. 

Die von uns eingeschlagene Politik der Respektierung der an un¬ 
seren Grenzen lebenden fremden Völker entspricht daher im höchsten 
Maße dem Gedankengut unserer Bewegung und damit unserer innersten 
Überzeugung. 

Wir gedenken nicht fortzusetzen, was frühere Jahrhunderte hier an 
Fehlern begangen haben. Ein Ausdruck dieses unseres Wollens ist der 
Versuch der Neugestaltung der Beziehungen des deutschen Volkes zum 
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polnischen. Die praktische Erfahrung des letzten Jahrhunderts hat außer¬ 
dem gezeigt, daß die wirklich wertvollen Elemente ohnehin nicht oder 
doch nur sehr schwer und sehr langsam entnationalisiert werden kön¬ 
nen. Der Gewinn erstreckt sich fast nur auf die schwankenden und da¬ 
mit zumeist minderwertigen Erscheinungen. Ihre Eroberung ist aber in 
keinem Falle als ein Nutzen anzusprechen, der in irgendeinem Verhält¬ 
nis zu den damit verbundenen Leiden und Gefahren steht. Ich sehe da¬ 
her einen gegenseitigen Nationalitätenschutz als eines der erstrebens¬ 
wertesten Ziele einer überlegenen Staatsführung an. Es ist aber klar, 
daß eine solche Politik nur unter gegenseitigem Verstehen erfolgreich 
verwirklicht werden kann. 

Im übrigen freut es mich, nunmehr nach einem Jahre neugestal¬ 
teter deutsch-polnischer Beziehungen auf das Fruchtbare dieser Entwick¬ 
lung zurückblicken und hinweisen zu dürfen. 

Es ist uns gelungen, eine der geschichtlich bedeutsamsten Korrek¬ 
turen rechtzeitig durchzuführen. 

Nämlich eine Korrektur des Irrtums, als ob zwischen den beiden 
Völkern eine Feindschaft als eine Art Erbmasse stets vorhanden gewesen 
wäre und damit für alle Zukunft vorhanden sein müßte. Ich glaube im 
Gegenteil, daß trotz all dem Schweren, was zwischen den beiden Völ¬ 
kern liegt, sie im Interesse der gemeinsamen Erhaltung gerade der euro¬ 
päischen Kultur zu einer aufrichtigen Zusammenarbeit verpflichtet sind. 
Das nationalsozialistische Regime in Deutschland wird nichts unterlassen, 
was geeignet sein kann, diese Zusammenarbeit zu fördern und langsam 
in eine fortdauernde Freundschaft zu verwandeln. Der heutige Tag gibt 
mir die Berechtigung, mehr denn je an die Verwirklichung eines sol¬ 
chen Wunsches zu glauben. 


Polens Vorbehalte gegenüber dem Ostpakt 

Rede des polnischen Außenministers‘Oberst Beck vom i. 2. 1935 vor 
dem Auswärtigen Ausschuß des Sejm 

Als ich im letzten Jahre vor dem Komitee für Auswärtige Ange¬ 
legenheiten des Senats sprach, waren die Grundlagen zu guten nach¬ 
barlichen Beziehungen zwischen Polen und der Sowjetunion bereits 
gelegt. Gleich der Mehrheit der westlichen Nachbarn der Sowjetunion 
besaßen wir zu dieser Zeit einen Nichtangriffspakt und das Protokoll 
über die Definition des Angreifers, das in London im Juli ig 33 unter¬ 
zeichnet wurde. Ich möchte gerne noch einmal die Bedeutung dieser bei¬ 
den Vereinbarungen unterstreichen, denn ich glaube, daß in keinem an¬ 
deren bestehenden internationalen Übereinkommen, den Völkerbundpakt 
nicht ausgenommen, eine derartige Präzision bei der Formulierung des 
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Entschlusses erreicht wurde, den Frieden und die Sicherheit zwischen 
Nachbarn nicht zu verletzen . . . 

Wie ich zuvor schon gesagt habe, gehen unsere direkten Verträge 
auf einzelnen Gebieten über die allgemeinen Verpflichtungen hinaus, die 
die Mitglieder des Völkerbundes mit uns teilen. Daher erklärten wir in 
Übereinstimmung mit den Ansichten beider Regierungen bei dem Ein¬ 
tritt der Sowjetunion in den Völkerbund, daß unsere alten Verpflich¬ 
tungen als die Grundlage unserer nachbarlichen Beziehungen voll in 
Kraft bleiben. Diese Erklärung wurde durch den Austausch von entspre¬ 
chenden diplomatischen Noten bestätigt. 

Als der Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund Gegenstand 
der Diskussion in diplomatischen und Pressekreisen war, erwartete ein 
beträchtlicher Teil der europäischen Meinung — ja er versuchte beinahe 
uns dazu zu überreden —, daß wir Bedingungen oder Forderungen dabei 
aufstellten. Unsere Regierung hielt es nicht für angebracht, eine der¬ 
artige wichtige Angelegenheit dadurch zu komplizieren, daß sie ver¬ 
suchte, für sich selbst dabei Gewinn in Genf herauszuschlagen, da dies 
auch unsere gerade und klare politische Linie gestört haben würde, 
die stetig auf die Konsolidierung einer normalen und gesunden Atmo¬ 
sphäre an unserer Ostgrenze zielt. 

Vor einigen Tagen hat die Berliner und Warschauer Presse mit 
Recht viel Aufmerksamkeit dem Jahrestage des Abschlusses des polnisch¬ 
deutschen Vertrages vom 26. Januar 1934 zugewandt. Wir können ohne 
weiteres sagen, daß dieser wichtige, von aufrichtigem Friedenswillen er¬ 
füllte Vertrag die Lebensprobe bereits in diesem Zeitabschnitt in vollem 
Umfange bestanden und eine Reihe von Gebieten des alltäglichen Lebens 
zu beiden Seiten der Grenze erfaßt hat. Den deutlichsten Ausdruck fand 
dies in den Verhandlungen, die zur Liquidierung des sog. Zollkrieges zwi¬ 
schen unseren beiden Staaten führten, d. h. jener künstlichen, zusätzlichen 
Schranke, die in Zeiten schwierigen Warenaustausches Handelsverkehr 
zwischen Polen und Deutschland fast gänzlich unmöglich machte. Auf 
Grund dieses Wirtschaftsvertrages können wir nun auch mit Deutschland 
am stufenweisen Wiederaufbau der internationalen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Wirtschaft arbeiten, die in den letzten Jahren so stark 
unter krisenhaften Erscheinungen zu leiden hatte. Die Landwirtschaft, 
der Handel und die Industrie finden sich allmählich wieder zum natür¬ 
lichen Austausch zurück. Die Flaggen der Handelsschiffe sind in den 
Häfen beider Staaten erschienen. Diese Erscheinungen haben außer ihrer 
materiellen Seite im Wirtschaftsleben zweifellos auch eine weitreichende 
psychologische Bedeutung, denn von hier aus kann die breite Öffent¬ 
lichkeit in beiden Staaten die politische Bedeutung der Entscheidungen 
ihrer Regierungen begreifen. Die auf anderen Gebieten eingeleiteten 
Fühlungnahmen, in der Wissenschaft, der Kunst, der Presse, im Frem- 
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denverkehr sowie schließlich auf dem Gebiete des Sports, haben ähn¬ 
liche Bedeutung. Die günstige Atmosphäre, die die Aufnahme dieses 
Kontaktes in beiden Ländern gefunden hat, muß mit Genugtuung her¬ 
vorgehoben werden. 

Es handelt sich hierbei schon nicht mehr um einen für den Tag 
berechneten psychologischen Effekt, sondern darüber hinaus um eine 
Erziehungsarbeit im Geiste gegenseitiger Achtung und friedlichen Zu¬ 
sammenlebens der Nationen. 

Von Regierungsseite fand diese Fühlungnahme Ausdruck in Be¬ 
suchen hervorragender politischer Persönlichkeiten, und zwar mit halb¬ 
amtlichem Charakter beim Besuch des Reichsministers Dr. Goebbels oder 
mit privatem Charakter beim jüngsten Besuch des preußischen Minister¬ 
präsidenten Göring. Die Schaffung von Botschaften in Berlin und War¬ 
schau verlieh den Vertretern der beiden Staaten die ihrer Bedeutung 
gemäße Stellung. 

Wir geben die Hoffnung nicht auf, daß die Welle der finanziellen und 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die die ganze Welt überflutet und auch 
in den Autarkiebestrebungen in Erscheinung tritt, als eine Übergangs¬ 
erscheinung zu betrachten ist — trotz ihrer langen Dauer und der Größe 
ihres Umfangs. Ich zweifle nicht daran, daß wir bei Fortsetzung unseres 
Verhältnisses zu unserem westlichen Nachbarn auf den bisherigen Grund¬ 
lagen zu einem Stadium der Wiederherstellung des internationalen 
Austausches gelangen werden, und zwar ohne irgendwelche Belastungen, 
die eine normale Entwicklung des nachbarlichen Austausches lähmen 
könnten. 

Im Verlaufe der Verhandlungen, die während des abgelaufenen Jah¬ 
res zwischen Polen und der Reichsregierung über verschiedene techni¬ 
sche Fragen geführt wurden, hatten wir Gelegenheit, viel guten Willen 
auf seiten der Deutschen Regierung festzustellen. Die Verhandlungen 
wurden in einem Geiste geführt, der im Einklang steht mit den Grund¬ 
sätzen unseres Januar-Vertrages. Ich habe die Überzeugung, daß die 
Reichsregierung auf unserer Seite das gleiche festgestellt hat. Und das 
ist eine sehr reale Folge des abgeschlossenen Vertrages . . . 

Die Folge der Ereignisse, die ich Ihnen vorgetragen habe, ist nicht 
nur eine Anhäufung von Einzelgeschehnissen. Diese sind vielmehr das 
normale Symptom unserer Situation in Europa. Der geographischen Si¬ 
tuation Polens wegen sind unsere Interessen natürlich primär auf solche 
Initiativen und Vorschläge gerichtet, die mit dem Bemühen verknüpft 
sind, den Osten Europas politisch zu organisieren. In dieser Hinsicht 
gibt es gegenwärtig zwei Linien diplomatischer Verhandlungen — die 
eine, die ältere, wird seit dem Juni des letzten Jahres verfolgt und be¬ 
trifft die Frage des sogenannten Ost-Locarno. Der Name ist irreführend 
und hat viel Mißverständnisse verursacht. Das Ost-Locarno ist weder 
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Ost-, noch Locarnopakt. Der wesentliche Teil des Locarno-Vertrages be¬ 
steht in einer bestimmten Garantie einer bestimmten Grenze durch 
Großbritannien und Italien. Der yorgeschlagene Pakt weist diese cha¬ 
rakteristischen Züge nicht auf. Außerdem hat der Name auch keine An¬ 
ziehung für uns. Die Locarno-Verträge waren für Polen ein unangeneh¬ 
mes Erlebnis, denn in unserer Erinnerung sind sie mit einem gewissen 
Stil in der Politik der Westmächte verknüpft, der völlig über unsere Le¬ 
bensinteressen hinwegsah. Das Ost-Locamo ist auch kein Ostpakt, denn 
das Problem des Ostens ist darin nur teilweise und ungenügend behan¬ 
delt. Über den Pakt wird, wie gesagt, im Augenblick noch verhandelt, 
und alle Seiten des Problems, selbst die geringsten, sind von besonderer 
Wichtigkeit für uns, weil sie auf die Sphäre unserer unmittelbaren und 
vitalsten Interessen Bezug haben. Deshalb müssen wir sorgfältig alle 
Einzelheiten studieren und besonders darauf bedacht sein, daß die Er¬ 
gebnisse der Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn, die wir mit dem 
Ziele einer wirklichen Stabilisierung im Nordosten Europas angebahnt 
haben, keine Beeinträchtigung erleiden. Wir sind von diesen Grundsät¬ 
zen bei unseren Erwägungen in der Vergangenheit geleitet worden und 
wir werden von ihnen in der Zukunft geleitet werden. Heute kann ge¬ 
sagt werden, daß sowohl vom politischen als formalen Gesichtspunkt die 
Ostpaktfrage viel zu viele zweifelhafte Punkte hat, als daß man schon 
das Endergebnis dieser Verhandlungen vorhersehen könnte. Es wird ge¬ 
nügen, beispielsweise anzuführen, daß noch nicht einmal ein Entwurf 
des vorgeschlagenen Paktes besteht. 

Der andere Vorschlag wurde als Ergebnis einer Verständigung zwi¬ 
schen Italien und Frankreich während des Besuches von Laval in Rom 
vorgelegt . . . Ein Problem wurde in Rom erörtert, das uns beson¬ 
ders anging und für das unsere Mitarbeit erbeten wurde. Es war dies 
die Frage, eine Formel für die Verbesserung der Beziehungen zwischen 
den Ländern des Donauraumes und seinen direkten und indirekten Nach¬ 
barn zu finden. Die Staaten des Donauraumes sind beinahe unsere Nach¬ 
barn; sie liegen auf jeden Fall in der Sphäre unserer traditionellen und 
tatsächlichen Beziehungen. Wir haben der Idee, all diese Staaten in 
einem Pakt zwecks freundschaftlicher Zusammenarbeit unter Beseitigung 
örtlicher Reibungen und ohne Diskriminierung zusammenzubringen, eine 
freundliche Aufnahme gegeben. Denn dies entspricht der traditionellen 
Haltung der polnischen Politik im Hinblick auf dieses Gebiet . . . 

Das Fortschreiten der politischen Arbeit im vergangenen Jahr, die 
ich überflogen habe, gibt nach meiner Meinung ein klares Bild der we¬ 
senhaften Richtung der polnischen Politik, einer Politik, die natürlich 
unsere eigene und eine rein polnische Politik ist. Sie mag den einen ge¬ 
fallen und den andern mißfallen. Sie haben ein Recht dazu. Ich wollte 
in meinem Bericht die Tatsachen für sich selbst sprechen lassen. 
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Ich habe nicht die Absicht, auf die Stimmen der Unzufriedenheit 
mit der polnischen Politik einzugehen, die in manchen Ländern zu ver¬ 
nehmen sind. Bei einem kurzen Überblick über diese Einwände haben 
wir von dem Vorwurf Kenntnis genommen, der wegen seines paradoxen 
Charakters verdient, kurz erwähnt zu werden. Es wird von Zeit zu Zeit 
gesagt, daß Polen zu wenig Interesse an der Kollektivarbeit im Interesse 
des Friedens hat. Natürlich hängt dabei viel davon ab, was man unter 
Arbeit im Interesse des Friedens versteht. Ich kann sagen, daß wir, wenn 
wir die Bilanz für das letzte Jahr ziehen, uns in einer besonders günsti¬ 
gen Position befinden, um eine derartige Diskussion zu eröffnen. Wenn 
wir nicht Worte und theoretische Erklärungen, sondern konkrete Ak¬ 
tivität überblicken, die darauf berechnet ist, nachbarliche Beziehungen 
zu verbessern, umstrittene Angelegenheiten auszuschalten und das Feld 
der Beibungen zu verringern, aus dem Streitigkeiten und Konflikte er¬ 
wachsen könnten, so können wir unseren Platz in dem edlen Wettstreit 
der Anstrengungen um die Stabilisierung des Friedens bestimmen. Mit 
jedem, der in der Wirklichkeit und in der Praxis mehr getan hat, sind 
wir bereit, die Diskussion zu eröffnen. 


Das russisch-französische Protokoll hatte versucht, die russisch-franzö- 
zösische Entente zur Achse der europäischen Paktpolitik zu machen. Diese 
Politik schien etwas gestört zu werden, als durch das Londoner Communiquä 
vom 3. 2 . 1935 der Schwerpunkt wieder nach dem Westen zu rücken schien. 
In der Rede des Botschafters Maiski und der russischen Note auf das Lon¬ 
doner Communiqud 1 ) betonte daher die Sowjetregierung mit dringlichem 
Nachdruck die ,,Unteilbarkeit des Friedens“. Auf der andern Seite antwor¬ 
tete die baltische Entente auf die Londoner Ver einbar ungen mit einem Be¬ 
kenntnis zum Ostpakt, das wärmer und präziser war als die früheren. Die 
Baltenstaaten schienen stärker in die Bahn des russisch-französischen Spiels 
zu geraten. 

Die Verkündigung der deutschen Wehrhoheit und die Ereignisse, die 
darauf folgten, machten auch allen Zweideutigkeiten um den Östpakt ein 
Ende. In dem Gespräch mit den englischen Staatsmännern 2 ) erhielt Deutsch¬ 
lands Programm für die Friedensordnung im Osten die letzte Präzision. Noch 
einmal ergab sich Gelegenheit, Deutschlands Standpunkt zum 
Ostpakt darzulegen, als der englische Botschafter die deutsche Regierung 
fragte, ob sie dem Ostpakt dann beitreten würde, wenn andere Länder un¬ 
ter sich Beistandsverpflichtungen übernehmen würden, ohne daß Deutsch¬ 
land selbst Verpflichtungen auf sich zu nehmen hätte. Deutschland erwiderte, 
daß es seine Nichtangriffspakte im Osten geschlossen habe und schließen 
werde, ohne sich um Bündnis- und Beistandsverpflichtungen seiner Partner 
zu kümmern. Die deutsche Regierung könne aber nicht einem Pakt beitreten, 
bei dem solche Verpflichtungen einen integrierenden Bestandteil bildeten. Die 
deutsche Regierung umriß — als sie nach einem nicht völlig klaren Com- 
muniq u& der Stresaer Konferenz ihren Standpunkt noch einmal 


i) Dok. 34- 


2 ) Dok. 45, 46 u. 5o. 
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darlegle — ihre grundsätzliche Stellung gegenüber dem großen Paktsystem . 
Die UnterStützungspakte sind — führte die deutsche Note aus — mehr ein 
Element der Friedensstörung als der Friedenssicherung (und die Unteilbar¬ 
keit des Friedens, stand zwischen den Zeilen, ist mehr die Unteilbarkeit 
eines ausbrechenden Krieges). Auf der Völkerbundtagung, die Deutschlands 
Schritt vom 16. 3. 1935 „verurteilte“, prallten die Auffassungen von der 
Friedenssicherung im Osten noch einmal aufeinander. Der Volkskommissar 
des Äußeren Litwinow stieß zu einer wilden heftigen Anklage der Staaten 
vor, die eine Politik „nicht nur der Revanche, sondern der unbegrenzten 
territorialen Eroberungen und der Unterdrückung der Unabhängigkeit ganzer 
Staaten“ verfolgten. Polens Außenminister Oberst Beck dagegen sprach 
demgegenüber seine Überraschung aus, daß soviel davon geredet werde, die 
Sicherheit im Osten zu gewährleisten, während im Osten doch schon wichtige 
und segensreiche Instrumente der Friedenssicherung bestünden. Becks Worte 
unterschieden sich nicht so sehr von denen der deutschen Erklärung: Be¬ 
deutet die „kollektive Friedenspolitik“ für den Osten nicht eher eine Frie¬ 
densstörung? 


Baltische Zustimmung zum Ostpakt 

98 . Communique des französischen Außenministeriums vom 9. 3 . 1935 über 
einen Schritt der estnischen, lettischen und litauischen Regierung 

Das französische Außenministerium teilt mit: 

Die Gesandten von Litauen, Estland und Lettland haben getrennt 
einen offiziellen Schritt bei dem Minister des Äußeren unternommen, 
um der Französischen Regierung die Glückwünsche ihrer Regierung zu 
dem glücklichen Ergebnis der jüngsten französisch-britischen Unterhal¬ 
tungen von London zu übermitteln. 

Die Vertreter der drei Staaten haben auf die Gesamtheit der Be¬ 
stimmungen des französisch-englischen Communiques vom 3 . 2. verwie¬ 
sen, deren integrale Verwirklichung dazu angetan wäre, die allgemeinen 
Bedingungen der Sicherheit und des Vertrauens in Europa zu starken, 
und sie haben im besonderen das Interesse der drei Regierungen an 
der Verwirklichung eines Regionalpaktes gegenseitiger Unterstützung in 
Nordosteuropa dargelegt. 


Friedenssicherung oder Friedensgefährdung durch den Ost¬ 
pakt 

99a. Communique der Konferenz von Stresa vom i 4 . 4 - 1935 über eine 
deutsche Erklärung zum Ostpakt 

Im Laufe des Nachmittags gab Sir John Simon einige Ergänzun¬ 
gen zu seinem am Donnerstag erstatteten Bericht über die Haltung 
Deutschlands, so wie er sie im Verlaufe seiner Berliner Reise kennen- 
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gelernt hat. Er fügte seinem Bericht einige Informationen bei, die ihm 
heute zugekommen sind. Freiherr von Neurath hat den englischen Bot¬ 
schafter in Berlin informiert, daß Deutschland bereit ist, in einen 
Nichtangriffs-Ostpakt einzutreten, auch wenn einige Unterzeichner die¬ 
ses Paktes unter sich Separatabkommen über gegenseitige Beistands¬ 
leistung abschließen würden. 

Communique der deutschen Reichsregierung vom i 5 . 4 - ig 35 über 99 b. 
Deutschlands Haltung zum Ostpakt 

I 

In den Berliner Besprechungen hat der Führer und Reichskanzler 
der britischen Delegation mitgeteilt, daß die Deutsche Regierung zu 
ihrem Bedauern nicht in der Lage sei, zum Ostpakt in der vorgeschla¬ 
genen Form ihren Beitritt zu erklären. Die Deutsche Reichsregierung sei 
demgegenüber aber bereit, einem solchen kollektiven Sicherheitspakte 
ihre Zustimmung zu geben dann, wenn er 

erstens sich aufbaue auf gegenseitigen und allgemeinen Nichtan¬ 
griffsverpflichtungen und Schiedsgerichtsverfahren, 

zweitens im Falle einer Friedensstörung ein konsultatives Verfahren 
vorsehe. 

Drittens sei die Deutsche Reichsregierung bereit — unter Betonung 
der Schwierigkeiten der einwandfreien Feststellung eines Angreifers —, 
sich allgemeinen Maßnahmen der Nichtunterstützung eines solchen an¬ 
zuschließen. 

Zu diesem Angebot steht die Deutsche Reichsregierung auch heute. 

II 

Der Führer und Reichskanzler hat in dieser Besprechung weiter 
mitgeteilt, daß die Deutsche Regierung nicht in der Lage sei, einem 
Paktvorschlag zuzustimmen, der, sei es für alle oder für einzelne, mehr 
oder weniger automatische militärische Beistandsverpflichtungen ent¬ 
halte. Diese sähe darin nicht ein Element der Friedenserhaltung, son¬ 
dern eher noch ein Element der Friedensbedrohung. Die Deutsche 
Reichsregierung bekennt sich auch heute zu dieser Auffassung und zu 
der sich daraus ergebenden Haltung. 

III 

Die Deutsche Reichsregierung hat sofort nach Übernahme der Macht 
ihren Wunsch ausgedrückt, mit den umhegenden Staaten Nichtangriffs¬ 
pakte abzuschließen. Sie machte diesen Vorschlag, ohne eingehende 
Kenntnis bestehender zwei- oder mehrseitiger militärischer Abmachun¬ 
gen einzelner Staaten zu besitzen, und ohne jede Bezugnahme auf sie. 
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Da sie selbst keine aggressiven Absichten hegt, fühlt sie sich von wirk¬ 
lichen Defensivabkommen auch nicht betroffen. Auch zu dieser Auffas¬ 
sung bekennt sich die Deutsche Reichsregierung heute noch. So wenig 
sie daher in der Lage ist, einem Pakt beizutreten, der solche militäri¬ 
schen Verpflichtungen als ein wesentliches Element seines Inhaltes und 
damit seiner Existenz enthält, so wenig können solche außerhalb dieses 
Paktes liegenden Vereinbarungen die Deutsche Reichsregierung behin¬ 
dern, ihrerseits Nichtangriffspakte auf der oben fixierten Basis abzu¬ 
schließen. 

Dies ist der Sinn der Antwort der Deutschen Reichsregierung auf 
die Frage des Kgl. Britischen Botschafters, ob Deutschland bereit sei, 
einen Ostpakt auf der von ihm selbst angedeuteten Grundlage abzuschlie¬ 
ßen, auch für den Fall, daß andere Staaten unter sich noch besondere 
Abmachungen getroffen hätten oder treffen würden. 

Die Deutsche Reichsregierung will aber an dieser Stelle die folgen¬ 
den Bemerkungen nicht unterdrücken: 

Die von den verschiedenen Regierungen als nötig erachtete Ergän¬ 
zung von Nichtangriffs- und Gewaltausschließungspakten durch militäri¬ 
sche Beistandsverpflichtungen beruht auf einem Widerspruch in sich. 
Entweder man glaubt an freiwillig übernommene Verpflichtungen, oder 
man glaubt an sie nicht. Glaubt man an sie, dann ist die Notwendigkeit 
solcher militärischen Abmachungen nicht einzusehen. Zweifelt man aber 
an der aufrichtigen Einhaltung einer übernommenen Nichtangriffsver¬ 
pflichtung, dann ist dieser Zweifel genau so berechtigt gegenüber der 
sinngemäßen Einhaltung der ergänzenden militärischen Verpflichtungen 
solcher Friedenspakte. Wenn es möglich ist, daß aus Nichtangriffspak¬ 
ten Kriege entstehen, ist es ebenso möglich, daß aus defensiven Bei¬ 
standspakten offensive Angriffshandlungen kommen. Nur scheint der 
Deutschen Reichsregierung der Weg vom Gewalt-Ablehnungs- und Aus¬ 
scheidungspakt zum gewalttätigen Friedensbruch ein weiterer zu sein als 
der Weg von militärischen Verpflichtungen defensiver Natur zu einer 
militärischen Haltung offensiver Art. Die Deutsche Reichsregierung sieht 
nach wie vor in dieser Entwicklung militärischer Bündnisse in Europa 
kein Element einer kollektiven friedlichen Entwicklung oder gar einer 
Garantie des Friedens. Sie ist daher auch nicht in der Lage, Pakte zu 
unterzeichnen, in denen solche Verpflichtungen ein integrierender Be¬ 
standteil sind, gleichgültig, ob für alle oder für einzelne Teilnehmer. 

Der vorstehende Standpunkt ist dem Britischen Staatssekretär des 
Äußeren durch Vermittlung der hiesigen Botschaft amtlich mitgeteilt 
worden. 
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Polen und die Sicherheit im Osten 

Rede des polnischen Außenministers Oberst Beck vom 16. 4 - ig 35 über 100 . 
die osteuropäische Sicherheitspolitik vor dem Völkerbundrat 

Ist es zu verwundern, daß die öffentliche Meinung Polens sehr 
überrascht ist, daß so viele dringende Appelle erlassen werden, Schritte 
zur Befriedung Osteuropas zu ergreifen, wo doch zwei wichtige Akte 
gerade einen so wirksamen und bedeutsamen Beitrag zu der Stabilisie¬ 
rung der Beziehungen Polens zu seinen beiden großen Nachbarn gelie¬ 
fert haben? Ich möchte vor meinen Kollegen des Völkerbundrates die 
Tatsache nicht verbergen, daß diese Appelle die polnische öffentliche 
Meinung ernsthaft mißtrauisch gemacht haben und sie veranlaßten, zu 
fragen, ob gewisse vorgeschlagene Vereinbarungen — wenn nicht in der 
Absicht, so zum mindesten in der Wirkung — nicht in aller Wahrschein¬ 
lichkeit jenen Zustand des Friedens untergraben würden, der durch auf¬ 
richtige und loyale politische Bemühungen geschaffen wurde. Besorg¬ 
nisse sind zum Ausdruck gelangt. Die Frage ist zu stellen, ob die neuen 
Formen der Vereinbarung nicht derart sein könnten, daß sie das 
Regime der Nichtangriffspakte, das die Ostgrenze Polens entlang be¬ 
steht, hindern oder schwächen oder auf der andern Seite Polens gute 
nachbarliche Beziehungen zu seinem westlichen Nachbarn gefährden. Vom 
Standpunkt ihrer staatlichen Politik erachtet die Polnische Regierung 
diese beiden Tatsachen als Angelegenheit von erster und überragender 
Bedeutung. Deshalb kann sie sich nicht an das Studium irgendwelcher 
neuer Projekte machen, bevor sie sich nicht überzeugen konnte, daß sie 
keine unerwünschten Ergebnisse haben werden, nicht nur, was Polens 
eigene Lebensinteressen anbelangt, sondern auch was die Aufrechterhal¬ 
tung des Friedens in Nordosteuropa betrifft. 


Der Kampf um den OstpaJct fand seinen Abschluß mit der Unterzeich¬ 
nung des russisch-französischen Paktes vom 2 . 5 . 1935 , mit dem 
Frankreich auf die Wiedererhebung Deutschlands antwortete , d. h. mit der 
Rückkehr zu den „Blocks“ der V orkriegszeit, mit der Rückkehr zu der alten 
Allianz Frankreichs , die in der Tat das neue „europäische Gleichgewicht “ 
schuf , das Benesch gefeiert hatte. (Die Tschechoslowakei schloß sich am 
16. 5. 1935 dem französisch-russischen Pakt durch den russisch-tsche¬ 
choslowakischen Pakt gegenseitiger Hilfeleistung an.) Der 
Vertrag erregte mannigfache Auseinandersetzungen, die in das folgende Jahr 
hineinreichen. Die deutsche Regierung zweifelte seine Vereinbarkeit mit dem 
Locarno-Vertrag und mit der Völkerbundsatzung an. Die juristischen Ver¬ 
klausulierungen des Vertrages, die Umschreibungen der Beistandspflicht, die 
Einschaltung des VÖlkerbundmechanismus bieten ebenso viele Fallstricke als 
Hintertüren des Entweichens dar. Die Beistandsverpflichtung bezieht sich auf 
den Umkreis der Staaten , der durch den ursprünglichen Ostpaktplan festge- 
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legt ist. Für die „ Angriffe* der übrigen Staaten auf die Vertragspartner 
gilt nur die Verpflichtung der Nichtunterstützung. Für die außereuropäischen 
Staaten gilt der Pakt überhaupt nicht. In der europäischen Politik und im 
Kampf um die Ordnung Europas hatte sich mit diesem Pakt ein folgen¬ 
schweres Ereignis vollzogen. 


Die französisch-russische Entente 
101 . Der französisch-russische Pakt vom 2. 5 . ig 35 

Der Zentralvollzugsausschuß der Union der Sozialistischen Sowjet¬ 
republiken und der Präsident der Französischen Republik, 

beseelt von dem Wunsch, den Frieden in Europa zu festigen und 
seine Wohltaten ihren beiden Ländern dadurch zu verbürgen, daß sie 
die genaue Anwendung der zur Aufrechterhaltung der nationalen Si¬ 
cherheit, der gebietsmäßigen Unantastbarkeit und der politischen Un¬ 
abhängigkeit der Staaten dienenden Bestimmungen der Völkerbundsat¬ 
zung in vollkommenerer Weise sicherstellen, 

entschlossen, ihre .Anstrengungen der Vorbereitung und dem Ab¬ 
schluß eines europäischen Abkommens mit diesem Ziele zu widmen und 
einstweilen, soweit es von ihnen abhängt, zur wirksamen Anwendung der 
Bestimmungen der Völkerbundsatzung beizutragen, 

haben beschlossen, zu diesem Zweck einen Vertrag abzuschließen 
und zu ihren Bevollmächtigten bestimmt: 

der Zentralvollzugsausschuß der Union der Sozialistischen Sowjet¬ 
republiken Herrn Wladimir Potemkin, Mitglied des Zentralvollzugsaus¬ 
schusses, außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken beim Präsidenten der Französischen 
Republik, 

der Präsident der Französischen Republik Herrn Pierre Laval, Se¬ 
nator, Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten über folgende Bestimmungen übereingekommen sind: 

Artikel i 

Für den Fall, daß Frankreich oder die UdSSR. Gegenstand einer 
Angriffsdrohung oder einer Angriffsgefahr von seiten eines europäischen 
Staates werden sollte, verpflichten sich die UdSSR, und ebenso Frank¬ 
reich, sich untereinander sofort über die zur Einhaltung der Bestimmun¬ 
gen von Artikel io der Völkerbundsatzung zu ergreifenden Maßnahmen 
zu beraten. 

Artikel 2 

Falls Frankreich oder die UdSSR, unter den in Artikel i 5 Absatz 7 
der Völkerbundsatzung vorgesehenen Bedingungen trotz der aufrichtig 
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friedfertigen Absichten beider Länder Gegenstand eines nicht herausge¬ 
forderten Angriffs von seiten eines europäischen Staates werden sollte, 
werden die UdSSR, und ebenso Frankreich sich unverzüglich Hilfe und 
Beistand gewähren. 

Artikel 3 

In der Erwägung, daß nach Artikel 16 der Völkerbundsatzung je¬ 
des Bundesmitglied, das entgegen den in den Artikeln 12, i 3 oder i 5 
der Satzung übernommenen Verpflichtungen zum Kriege schreitet, ohne 
weiteres so angesehen wird, als hätte es eine Kriegshandlung gegen alle 
anderen Bundesmitglieder begangen, verpflichten sich Frankreich und 
ebenso die UdSSR, für den Fall, daß eines von ihnen unter diesen Be¬ 
dingungen und trotz der aufrichtig friedfertigen Absichten beider Länder 
Gegenstand eines nicht herausgeforderten Angriffs von seiten eines euro¬ 
päischen Staates werden sollte, sich in Anwendung von Artikel 16 der 
Satzung sofort Hilfe und Beistand zu gewähren. 

Die gleiche Verpflichtung wird übernommen für den Fall, daß 
Frankreich oder die UdSSR, unter den in Artikel 17 Absatz 1 und 3 
der Satzung vorgesehenen Bedingungen Gegenstand eines Angriffs von 
seiten eines europäischen Staates werden sollte. 

Artikel 4 

Da die oben festgesetzten Verpflichtungen mit den Pflichten über¬ 
einstimmen, die die Hohen Vertragschließenden Parteien in ihrer Eigen¬ 
schaft als Mitglieder des Völkerbundes haben, soll nichts in diesem Ver¬ 
trag als Einschränkung der Aufgabe des Völkerbundes, die geeigneten 
Maßnahmen zur wirksamen Aufrechterhaltung des Weltfriedens zu er¬ 
greifen, oder als Einschränkung der für die Hohen Vertragschließenden 
Parteien aus der Völkerbundsatzung sich ergebenden Verpflichtungen 
ausgelegt werden. 

Artikel 5 

Dieser Vertrag, dessen französischer und russischer Wortlaut gleiche 
Gültigkeit haben, soll ratifiziert werden und die Ratifikationsurkunden 
sollen in Moskau sobald wie möglich ausgetauscht werden. Er soll beim 
Völkerbundsekretariat eingetragen werden. 

Er wird wirksam mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden und 
bleibt fünf Jahre in Kraft. Wenn er nicht von einer der Hohen Vertrag¬ 
schließenden Parteien mindestens ein Jahr vor Ablauf dieser Zeit ge¬ 
kündigt wird, bleibt er ohne Begrenzung der Vertragsdauer in Kraft, 
wobei jede der Hohen Vertragschließenden Parteien ihn dann durch eine 
entsprechende Erklärung mit einjähriger Frist beendigen kann. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten diesen Vertrag unter¬ 
zeichnet und ihr Siegel beigesetzt. Geschehen zu Paris in doppelter Aus¬ 
fertigung am 2. Mai ig 35 . 


16 Weltgeschichte I 
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Protokoll 

Gleichzeitig mit der Unterzeichnung des französisch-sowjetrussischen 
Vertrages über gegenseitige Beistandsleistung vom heutigen Tage haben 
die Bevollmächtigten das nachfolgende Protokoll unterzeichnet, das in 
den Austausch der Ratifikationsurkunden mit einbegriffen werden soll: 

I. Es besteht Einverständnis, daß Artikel 3 die Wirkung hat, jede 
vertragschließende Partei zu verpflichten, der anderen unverzüglich Bei¬ 
stand zu leisten, indem sie sich unverzüglich nach den Vorschlägen des 
Völkerbundrates richtet, sobald solche auf Grund von Artikel 16 der 
Völkerbundsatzung ergangen sind. 

Es besteht gleichermaßen Einverständnis, daß die beiden vertrag¬ 
schließenden Parteien gemeinsam dahin wirken werden, daß der Rat 
seine Vorschläge mit der ganzen den Umständen nach erforderlichen 
Schnelligkeit ergehen läßt, und daß, wenn der Rat trotzdem aus irgend¬ 
einem Grunde keinen Vorschlag macht oder zu keinem einstimmigen 
Beschluß gelangt, die Beistandsverpflichtung deshalb nicht weniger An¬ 
wendung erfährt. 

Es besteht gleichermaßen Einverständnis, daß die in diesem Ver¬ 
trag vorgesehenen Beistandsverpflichtungen sich nur auf den Fall eines 
Angriffs gegen das eigene Gebiet der einen oder der anderen vertrag¬ 
schließenden Partei beziehen. 

II. Da die beiden Regierungen gemeinsam den Willen haben, durch 
diesen Vertrag in keiner Weise den früher von Frankreich oder der 
UdSSR, auf Grund veröffentlichter Verträge gegenüber dritten Staaten 
übernommenen Verpflichtungen entgegenzuhandeln, besteht Einverständ¬ 
nis, daß die Bestimmungen dieses Vertrages keine Anwendung finden 
können, die als unvereinbar mit den vertraglich übernommenen Ver¬ 
pflichtungen einer vertragschließenden Partei diese letztere internatio¬ 
nalen Sanktionen aussetzen würde. 

III. Da die beiden Regierungen den Abschluß eines regionalen, auf 
die Organisierung der Sicherheit zwischen den vertragschließenden Staa¬ 
ten gerichteten Abkommens für wünschenswert halten, das gegenseitige 
Beistandsverpflichtungen enthalten oder andererseits von solchen beglei¬ 
tet sein könnte, erkennen sich die beiden Regierungen die Befugnis zu, 
in gegenseitigem Einverständnis gegebenenfalls an Abkommen dieser Art 
in unmittelbarer oder mittelbarer Form, je nach der Zweckmäßigkeit, 
teilzunehmen, wobei die Verpflichtungen dieser verschiedenen Abkom¬ 
men an die Stelle der aus dem vorliegenden Vertrag erwachsenden Ver¬ 
pflichtungen treten. 

IV. Beide Regierungen stellen fest, daß die Verhandlungen, die zur 
Unterzeichnung dieses Vertrages geführt haben, anfänglich aufgenom¬ 
men wurden, um ein Sicherheitsabkommen zustande zu bringen, das die 
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Staaten von Nordosteuropa, nämlich die UdSSR., Deutschland, die Tsche¬ 
choslowakei, Polen und die der UdSSR, benachbarten baltischen Staaten 
umfassen sollte; neben diesem Abkommen sollte ein Beistandsvertrag 
zwischen der UdSSR., Frankreich und Deutschland geschlossen werden, 
in dem jeder dieser drei Staaten sich verpflichten müßte, demjenigen 
von ihnen seinen Beistand zu gewähren, der Gegenstand eines Angriffs 
von seiten eines dieser drei Staaten werden sollte. 

Obwohl die Umstände bisher den Abschluß dieser Abkommen, die 
beide Parteien weiterhin als wünschenswert ansehen, nicht gestattet ha¬ 
ben, bleiben die in dem französisch-sowjetrussischen Beistandsvertrag 
enthaltenen Verpflichtungen nichtsdestoweniger so zu verstehen, daß sie 
nur in den Grenzen angewandt werden sollen, die in dem zuvor ge¬ 
planten Dreierabkommen vorgesehen waren. 

Unabhängig von den aus dem vorliegenden Vertrag sich ergebenden 
Verpflichtungen wird gleichzeitig daran erinnert, daß gemäß dem fran¬ 
zösisch-sowjetrussischen Nichtangriffspakt vom 29. November 1982 und 
ohne Beeinträchtigung der Universalität seiner Verpflichtungen für den 
Fall, daß eine der beiden Parteien Gegenstand eines Angriffs von seiten 
einer oder mehrerer dritter europäischer, in dem obenerwähnten Dreier¬ 
abkommen nicht genannter Mächte werden sollte, die andere vertrag¬ 
schließende Partei sich während der Dauer des Konfliktes jeder unmittel¬ 
baren oder mittelbaren Hilfe oder Beistandsleistung für den oder die 
Angreifer zu enthalten hat, wobei überdies jede Partei erklärt, daß sie 
durch kein im Widerspruch zu dieser Verpflichtung stehendes Beistands¬ 
abkommen gebunden ist. 

Geschehen zu Paris am 2. Mai ig 35 . 


DAS KOLLEKTIVSYSTEM DES OSTPAKTES ALS 
KOLLEKTIVE KRIEGSVORBEREITUNG 

Am 21. 5 . 1935 ergriff der Führer und Reichskanzler des Deutschen 
Reiches das Wort zu einem großen Plädoyer gegen jene ,,kollektive Kriegs¬ 
vorbereitung', die sich „kollektive Sicherheit" nennt. Der furchtbare Vor¬ 
gang der Rückkehr zu den Militärallianzen der Vorkriegszeit wurde noch 
einmal Umrissen. 

Kollektivsicherheit als kollektive Kriegsvorbereitung 
Aus der Rede des Führers und Reichskanzlers Adolf Hitler vom 21. 5 . 
1935 über den russisch-französischen Pakt 

Ich muß aber noch einmal betonen, daß mir die Methode falsch zu 
sein scheint, für Konferenzen Programmentwürfe aufzustellen mit der 
Überschrift: Alles oder nichts. 
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Ich halte überhaupt einen solchen Grundsatz im politischen Leben 
für unpraktisch. Ich glaube, daß man in der Befriedung Europas viel 
mehr erreicht haben würde, wenn man sich von Fall zu Fall mit dem 
Erreichbaren begnügt hätte. Es ist in den letzten Jahren kaum ein Pakt¬ 
vorschlag zur Diskussion gestanden, bei dem nicht der eine oder andere 
Punkt ohne weiteres allgemein angenommen worden wäre. Indem man 
aber eine unlösbare Verbindung mit den anderen teils schwierigeren, teils 
für einzelne Staaten überhaupt unannehmbaren Punkten behauptete, ließ 
man lieber auch das Gute ungeschehen und das Gesamte scheitern. 

Ebenso scheint es mir bedenklich, die These der Unteilbarkeit des 
Friedens als Vorwand für Konstruktionen zu mißbrauchen, die weniger 
der kollektiven Sicherheit als vielmehr gewollt oder ungewollt der kol¬ 
lektiven Kriegsvorbereitung dienen. Der Weltkrieg sollte hier eine schrei¬ 
ende Warnung sein. Ich glaube nicht, daß Europa zum zweiten Male 
ohne die furchtbarsten Erschütterungen eine ähnliche Katastrophe über¬ 
dauern würde. Sie kann aber um so leichter eintreten, je mehr durch ein 
Netz internationaler Kreuz- und Querverpflichtungen die Möglichkeit 
einer Lokalisierung kleinerer Konflikte immer schwächer und die Ge¬ 
fahr eines Mitgerissenwerdens zahlreicher Staaten und Staatengruppen 
größer wird. Was Deutschland betrifft, möchte ich hier keinen Zweifel 
über folgendes offenlassen: 

Deutschland hat Frankreich gegenüber feierlich die nach der Saar¬ 
abstimmung sich ergebende Grenze angenommen und garantiert. Deutsch¬ 
land hat mit Polen ohne Rücksicht auf das Vergangene einen Gewalt¬ 
ausschließungsvertrag abgeschlossen, als einen weiteren, mehr als wert¬ 
vollen Beitrag zum europäischen Frieden, den es nicht nur blind halten 
wird, sondern von dem wir nur den einen Wunsch haben nach einer 
stets aufs neue zu erzeugenden Verlängerung und einer sich daraus im¬ 
mer mehr ergebenden freundschaftlichenVertiefung unserer Beziehungen. 
Wir taten dies alles, trotzdem wir z. B. damit endgültig auf Elsaß-Loth¬ 
ringen Verzicht leisten, einem Land, um das auch wir zwei große 
Kriege führten. Wir taten es aber, um besonders dem eigenen deutschen 
Volk für die Zukunft neue blutige Opfer zu ersparen. Wir sind der Über¬ 
zeugung, daß wir damit nicht nur unserm Volk, sondern auch diesem 
Grenzgebiet am meisten nützen. Wir wollen von unserer Seite alles tun, 
um mit dem französischen Volk zu einem wahren Frieden und zu einer 
wirklichen Freundschaft zu kommen. Wir anerkennen den polnischen 
Staat als die Heimstätte eines großen, national fühlenden Volkes mit dem 
Verständnis und der herzlichen Freundschaft aufrichtiger Nationalisten. 
Wenn wir aber dem deutschen Volk ein weiteres Blutvergießen ersparen 
wollen, selbst dort, wo dies mit einem Opfer für uns verbunden ist, dann 
denken wir nicht daran, unser Blut für fremde Interessen zu verpfänden. 
Wir denken nicht daran, für jeden irgendwie möglichen, von uns weder 
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bedingten, noch zu beeinflussenden Konflikt unser deutsches Volk, seine 
Männer und Söhne vertraglich zu verkaufen 1 

Der deutsche Soldat ist zu gut und wir haben unser Volk zu lieb, als 
daß wir es mit unserem Gefühl von Verantwortung vereinbaren könnten, 
uns in nicht absehbaren Beistand Verpflichtungen festzulegen. 

Wir glauben damit auch der Sache des Friedens besser zu dienen, 
denn es kann das nötige Gefühl der Verantwortung jedes einzelnen Staa¬ 
tes nur erhöhen, wenn er nicht von vornherein weiß, in seinem Konflikt 
große und mächtige militärische Verbündete zu besitzen. 

Endlich gibt es auch hier Dinge, die möglich sind, und Dinge, die 
unmöglich sind. 

Ich möchte als Beispiel in aller Kürze auf den uns vorgeschlagenen 
Ostpakt eingehen. Wir haben in ihm eine Beistandsverpflichtung vor¬ 
gefunden, die nach unserer Überzeugung zu überhaupt nicht absehbaren 
Konsequenzen führen kann. Das Deutsche Reich und insbesondere die 
heutige Deutsche Regierung haben keinen anderen Wunsch, als mit allen 
Nachbarstaaten friedlich und freundschaftlich zu verkehren. Wir haben 
diese Gefühle nicht nur gegenüber den uns umgebenden großen, sondern 
auch gegenüber den uns umgebenden kleinen Staaten. Ja, wir sehen ge¬ 
rade in deren Existenz, sofern sie eine wirklich unabhängige ist, einen 
wünschenswerten, friedlichen neutralen Faktor an unseren an sich im 
übrigen militärisch so offenen und ungeschützten Grenzen. So sehr wir 
selbst den Frieden lieben, so wenig aber liegt es in unserer Hand, daß 
nicht und gerade im Osten, zwischen irgendwelchen Staaten, Konflikte 
auszubrechen vermögen. An sich ist die Feststellung des Schuldigen in 
einem solchen Falle unendlich schwer. Jene von göttlicher Einsicht be¬ 
gnadete Stelle, die hier die ewige Wahrheit zu finden und auszusprechen 
vermöchte, gibt es auf dieser Welt nicht. Sowie erst einmal die Kriegs¬ 
furie über die Völker rast, beginnt der Zweck alle Mittel zu heiligen. Und 
bei den Menschen pflegt sich die Erkenntnis über das Recht und die 
Schuld dann schnell zu verdüstern. Mehr als 20 Jahre sind seit Beginn 
des Weltkrieges vergangen, und jede Nation lebt in der heiligen Über¬ 
zeugung, daß das Recht auf ihrer Seite und die Schuld bei den Gegnern 
lag. Ich fürchte, daß bei Beginn eines solchen Konflikts durch die Bei¬ 
stand sverp flieh tun gen weniger der Weg zur Erkenntnis des Angreifers 
als vielmehr zur Unterstützung des den eigenen Interessen nützlichen 
Staates führen wird. Es würde vielleicht der Sache des Friedens dien¬ 
licher sein, wenn im Falle des Ausbruches des Konflikts sich sofort die 
Welt von beiden Teilen zurückzöge, als ihre Waffen schon von vorn¬ 
herein vertraglich in den Streit hineintragen zu lassen . . . 

Deutschland hat bei keinem europäischen Krieg etwas zu gewinnen. 
Was wir wollen, ist Freiheit und Unabhängigkeit. Aus diesen Absichten 
heraus waren wir auch bereit, mit allen unseren Nachbarstaaten Nicht- 
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angriffspakte abzuschließen. Wenn wir davon Litauen ausnehmen, so ge¬ 
schieht dies nicht deshalb, weil wir dort einen Krieg wünschen, sondern 
weil wir nicht mit einem Staat politische Verträge eingehen können, der 
die primitivsten Gesetze des menschlichen Zusammenlebens mißachtet. 
Es ist traurig genug, daß durch die zersplitterte Lagerung der euro¬ 
päischen Völker sich in manchen Fällen eine praktische Grenzziehung in 
den Nationalitäten entsprechenden nationalen Grenzen nur schwer ver¬ 
wirklichen läßt oder daß durch gewisse Verträge auf die nationale Zu¬ 
sammengehörigkeit bewußt keine Rücksicht genommen wurde. Es ist 
dann aber erst recht nicht notwendig, daß man Menschen, die ohnehin 
schon von dem Unglück betroffen sind, von ihrem angestammten Volk 
weggerissen zu sein, außerdem noch quält und mißhandelt. In einer 
großen internationalen Zeitung las ich vor wenigen Wochen die Bemer¬ 
kung, daß Deutschland doch leicht auf das Memelgebiet Verzicht leisten 
könne. Es sei ohnehin schon groß genug. Dieser edle, menschenfreund¬ 
liche Skribent vergißt nur eines, daß i 4 oooo Menschen endlich ja auch 
ein eigenes Lebensrecht besitzen, daß es sich gar nicht darum handelt, 
ob Deutschland sie will oder nicht will, sondern darum, ob sie selbst 
Deutsche oder keine Deutsche sein möchten. Sie sind Deutsche. Man hat 
sie durch einen nachträglich sanktionierten Überfall, der mitten im Frie¬ 
den stattfand, vom Reiche weggerissen, und zur Strafe dafür, daß sie 
nun dennoch am deutschen Volkstum hängen, werden sie verfolgt, ge¬ 
foltert und auf das barbarischste mißhandelt. Was würde man wohl in 
England oder in Frankreich sagen, wenn ein solch trauriges Schicksal 
Angehörigen dieser Nationen zustoßen würde I Wenn das Gefühl der 
Zugehörigkeit zu einem Volk durch Menschen, die man gegen jedes 
Recht und Naturempfinden von einem solchen Volk weggerissen hat, 
als strafwürdiges Verbrechen gilt, dann heißt dies, daß man Menschen 
selbst das Recht bestreitet, das jedem Tier noch zugebilligt wird: das 
Recht der Anhänglichkeit an den alten Herrn und die alte angeborene 
Gemeinschaft. Aber i 4 oooo Deutsche in Litauen werden sogar unter 
diese Rechte gestellt. Wir haben daher keine Möglichkeit, solange es den 
verantwortlichen Garanten des Memelstatuts ihrerseits nicht möglich ist, 
Litauen zum Respekt der primitivsten Menschenrechte zurückzuführen, 
unsererseits mit diesem Staate irgendeinen Vertrag abzuschließen. 

Mit dieser Ausnahme aber, die jederzeit von den dafür verant¬ 
wortlichen Großmächten behoben werden kann, sind wir bereit, jedem 
angrenzenden europäischen Staat durch einen Nichtangriffs- und Ge¬ 
waltausschließungsvertrag jenes Gefühl der Sicherheit zu erhöhen, das 
ja auch uns als Gegenseite zugute kommt. Wir haben aber nicht die Mög¬ 
lichkeit, solche Verträge durch Beistandsverpflichtungen zu ergänzen, die 
weltanschaulich, politisch und sachlich für uns untragbar sind. Der Na¬ 
tionalsozialismus kann nicht die Angehörigen des deutschen Volkes, d. h. 
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seine Anhänger zum Kampf aufrufen für die Erhaltung eines Systems, 
das in unserem eigenen Staat zumindest als unser grimmigster Feind in 
Erscheinung tritt. Die Verpflichtung zum Frieden, ja! Eine Kampfhilfe 
des Bolschewismus wünschen wir selbst nicht und wären auch nicht in 
der Lage, sie zu geben. 

Im übrigen sehen wir in dem Abschluß der uns bekanntgewordenen 
Beistandspakte eine Entwicklung, die sich in nichts mehr unterscheidet 
von der Bildung der früheren militärischen Allianzen. Wir bedauern dies 
besonders deshalb, weil durch das zwischen Frankreich und Rußland ab¬ 
geschlossene Militärbündnis ohne Zweifel in den einzig klaren und wirk¬ 
lich wertvollen gegenseitigen Sicherheitsvertrag in Europa, nämlich den 
Locarno-Pakt, ein Element der Rechtsunsicherheit hineingetragen wird. 
Die wohl aus ähnlichen Befürchtungen heraus in letzter Zeit von ver¬ 
schiedenen Seiten vorgetragenen Interpellationen über die infolge dieses 
neuen Bündnisses gegebenen Rechtsverpflichtungen beweisen, sowohl 
durch die Fragestellungen als auch durch die Beantwortung, wie groß 
die Zahl der dadurch ermöglichten Fälle ist, die jedenfalls zu Meinungs¬ 
verschiedenheiten Anlaß geben können. Die Deutsche Reichsregierung 
wird besonders dankbar sein, eine authentische Interpretation der Rück¬ 
wirkungen und Auswirkungen des russisch-französischen Militärbünd¬ 
nisses auf die Vertragspflichten der einzelnen Vertragspartner des Lo¬ 
carno-Pakts zu erhalten. Sie möchte auch keinen Zweifel über ihre eigene 
Auffassung aufkommen lassen, daß sie diese Militärallianzen als unver¬ 
einbar mit dem Geist und dem Buchstaben des Völkerbundstatuts hält. 








C. KAMPF UM DEN DONAURAUM 
UND SÜDOST-EUROPA 


Nirgendwo haben die Friedensverträge von 1919 mehr Drachenzähne im 
Erdreich hinterlassen als im Donauraum . Mehr als einmal schienen aus ihnen 
die Dämonen des Kriegs zu wachsen. Zwei große gewaltige Probleme hinter¬ 
ließen die Friedensverträge als unseliges Vermächtnis: die österreichische 
Frage und das Problem des ungarischen Revisionismus. Als Österreich- 
Ungarn zerschlagen war und aus der Verfassung der deutsch-österreichi¬ 
schen Republik der Satz gestrichen worden war: Deutsch-Österreich 
ist ein Bestandteil der deutschen Republik, war Deutsch-Österreich die Luft 
zum Atmen genommen, und es war ein lebensunfähiger Staat geworden. Es 
konnte nur mehr leben durch die Unterstützung von außen. Da die natür¬ 
liche Lösung, die Vereinigung mit dem Muttervolk, durch Gewalt und die 
auf die Gewalt gegründeten Friedensverträge unterbunden wurde, lag Öster¬ 
reich inmitten der Mächte — wie ein Zankapfel ins gefährlichste Dickicht 
europäischer Politik gelegt. Österreich brauchte fremde Hilfe; jede fremde 
Hilfe brachte fremden Einfluß; jeder fremde Einfluß weckte das Mißtrauen 
der anderen , die ihren Einfluß wahren wollten, störte das „europäische 
Gleichgewicht“ und setzte damit alle Gegensätze und Spannungen Europas in 
Bewegung. Die österreichische „Unabhängigkeit“ ist eine Kette wechselnder 
Abhängigkeiten und im besten Fall ein Gleichgewicht zwischen den Kräften 
gewesen, die Österreich zu beherrschen trachteten. 

Der Friedensvertrag von Trianon hat das alte Ungarn zerstückelt. Die 
ganze Seele des ungarischen Volkes ist seitdem von dem „Niemals“ durch¬ 
drungen: Niemals werden wir uns damit abfinden. Was Ungarn verloren hat, 
hat die „Nachfolgestaaten“ groß gemacht. Es sind Staaten, die große innere 
Probleme (soziale, nationale) mitbekommen haben, die mit großer innerer 
Anspannung um die Nation- und Staatwerdung ringen, in denen aber immer 
wieder Risse aufbrechen, Risse, die sich zuweilen in Fronten des internatio¬ 
nalen Kampfes verwandeln. Die Machtstellung, das nationale Bewußtsein, das 
Dasein dieser Staaten, so wie sie sind, hängt unlösbar an den Gewinnen der 
Friedensverträge. Das Wort „Revision“ — das den tiefsten Gedanken des un¬ 
garischen Volkes ausspricht — weckt in ihnen allen die Angst um den Bestand 
ihres Staates. So besteht hier ein Herd der Unruhe, aus dem immer wieder 
die Flammen empor schlagen. 


1. Die österreichische Frage 

Die Unabhängigkeit Österreichs ist unabänderlich, es sei denn, daß 
der Rat des Völkerbundes einer Abänderung zustimmt. Daher über¬ 
nimmt Österreich die Verpflichtung, sich, außer mit Zustimmung 
des genannten Rates, jeder Handlung zu enthalten, die mittelbar 
oder unmittelbar oder auf irgendwelchem Wege, namentlich — bis 
zu seiner Zulassung als Mitglied des Völkerbundes — im Wege der 
Teilnahme an den Angelegenheiten einer anderen Macht seine Un¬ 
abhängigkeit gefährden könnte. 

Artikel 88 des Vertrages von St. Germain. 


DIE „LOSUNGEN“ DES ÖSTERREICHISCHEN PROBLEMS 

IM WIDERSTREIT 

Wirr verschlingen sich die Kräfte, die um das deutsche Österreich rin¬ 
gen. Am 30. 1. 193k verkündete Adolf Hitler Deutschlands Haltung zu 
der Frage, die im Laufe des Jahres Europa noch bis in die Tiefe erschüttern 
sollte. Der deutsche Staat — dies ist der Kern der Ausführungen des deut¬ 
schen Reichskanzlers — wird sich der Einmischung enthalten. Aber Blut von 
unserem Blut, Leben von unserem Leben, kann das deutsche Volk Österreichs 
— in tausendjähriger Geschichte dem Deutschen Reiche verbunden — nicht 
anders als miterleben, was die deutsche Nation in ihren Tiefen bewegt. Große 
Bewegungen machen an den Grenzpfählen nicht halt. 

Dieses Übergreifen der Bewegung, die die deutsche Nation ergriffen 
hatte, auf das Volk Österreichs gab den Anlaß zu der Parole der „Nicht¬ 
einmischung^, die bald ein fester Bestandteil der Österreich-Politik der 
Mächte wurde. Am 17. 2. 193k sprachen England, Frankreich und Italien 
ihre Garantieerklärung für das aus, was sie die „Unabhängigkeit und Integri¬ 
tät Österreichs gemäß den geltenden Verträgen * nannten. Diese Garantie¬ 
erklärung war nur eine Abwehr und ein „Nein“ gegen die deutsche Lösung 
des österreichischen Problems. Selbst war sie kein Lösungsversuch, geschweige 
denn eine Lösung selbst. Dagegen schob sich im Verlaufe der nächsten Mo¬ 
nate die ,,italienische Lösung“ des österreichischen Problems immer stärker 
in den Vordergrund. Diese Lösung trägt viele Namen; ihr Inhalt ist die An¬ 
einanderschaltung der italienischen, österreichischen und ungarischen Politik. 
So ist Italien auch zum Verfechter des österreichischen und ungarischen 
,,Revisionismus” geworden, zum Verfechter der Bestrebungen auf Revision 
der Verträge von Trianon und St. Germain. In den Protokollen von 
Rom vom 17. 3. 193k hat diese Politik der italienischen Lösung des oster- 
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reichischen und ungarischen Problems zu einem Versuch wirtschaftlicher Ko¬ 
operation geführt. Die römischen Protokolle sollten der große Auftakt für 
die „italienische Lösung 1 der österreichischen Frage sein. Der Bundeskanz¬ 
ler Deutsch-Österreichs, Dollfuß, konnte beim Abschluß der römischen 
Protokolle sagen, daß sie nicht nur auf eine wirtschaftliche und politische, 
sondern auch geistige Verbundenheit mit Italien gegründet seien. 

Die Kleine Entente (die Tschechoslowakei, Jugoslawien und Rumänien) 
sprach zwar eine reservierte Billigung der römischen Protokolle aus, die der 
Kleinen Entente die Grenzen innezuhalten schienen, die sie selbst gerne setzen 
wollte. Aber sie beobachtete die Versuche einer vorwiegend „italienischen 
Losung“ des österreichischen Problems, die Italien „besondere Verantwort¬ 
lichkeiten“ für Österreich gegeben hätte, mit Aufmerksamkeit. Die Rede von 
B e n e s c h am 21. 3. 193U über das mitteleuropäische Problem umriß alle 
die verschiedenen Tendenzen gegenüber der österreichischen Frage und ver¬ 
kündete ihnen gegenüber die „europäische Losung“ des österreichischen Pro¬ 
blems, die die der Kleinen Entente sei. Alle Kräfte, die um Österreich spiel¬ 
ten, waren damit auf den Plan getreten und hatten sich bekundet. 

Daneben ging der Versuch, der zumeist für die italienische Lösung der 
österreichischen Frage arbeitete, in Österreich selbst ein „Gegenregime“ gegen 
den deutschen Nationalsozialismus aufzubauen und in einem katholisch¬ 
faschistischen Ständestaat der ,,Unabhängigkeit“ Österreichs auch das Funda¬ 
ment einer Ideologie und des radikalen Anderssein gegenüber dem bestehen¬ 
den Deutschland zu geben. Bei der Beratung der Verfassung im April 193A 1 ), 
die den christlich-autoritären Staat in Österreich schaffen sollte, hat der groß¬ 
deutsche Abgeordnete Foppa gegen diese Verfassung das Naturrecht des 
österreichischen Volkes angerufen, „seine Beziehungen zum Deutschen Reich 
so innig zu gestalten, wie es seinen völkischen Zielen und seinem nationalen 
Selbstbestimmungsrecht entspricht“. „Keine Lösung der Österreichischen Frage 
ohne das Deutsche Reich, keine Lösung des mitteleuropäischen Problems ohne 
Deutschlandl“ 

Das deutsche Volk und die österreichische Frage 

Rede des Reichskanzlers Adolf Hitler vom 3 o. i. ig 34 vor dem deut¬ 
schen Reichstag 

Es ist selbstverständlich, daß eine die ganze deutsche Nation er¬ 
fassende und sie auf das tiefste bewegende Idee nicht vor den Grenz¬ 
pfählen eines Landes haltmachen wird, das nicht nur seinem Volke nach 
deutsch ist, sondern seiner Geschichte nach als deutsche Ostmark durch 
viele Jahrhunderte hindurch ein integrierender Bestandteil des Deutschen 
Reiches war, ja dessen Hauptstadt ein halbes Jahrhundert lang die Ehre 
hatte, die Residenz der deutschen Kaiser zu sein und dessen Soldaten 
noch im Weltkrieg Seite an Seite mit den deutschen Regimentern und 
Divisionen marschierten. 

Auch davon abgesehen, ist aber diese Tatsache keine absonderliche, 
wenn man berücksichtigt, daß fast alle europäischen geistigen revolutio¬ 
nären Gedanken und Vorstellungen bisher noch imm er über die Grenzen 
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einzelner Länder hinweg wirksam wurden. So haben die Ideen der Fran¬ 
zösischen Revolution in ganz Europa über die staatlichen Schranken hin¬ 
weg die Völker erfüllt, genau wie heute die nationalsozialistische Idee 
auch vom österreichischen Deutschtum verständlicherweise in natürlicher 
Geistes- und Seelenverbindung mit dem ganzen deutschen Volk aufge¬ 
griffen wurde . . . 

Ich glaube nicht, daß z. B. die Regierung der Schweiz, die auch 
Millionen Bürger deutscher Nationalität besitzt, irgendeine Klage über 
den Versuch einer Einmengung deutscher Kreise in ihre inneren Angele¬ 
genheiten Vorbringen könnte. Der Grund scheint mir darin zu liegen, daß 
dort eine ersichtlich vom Vertrauen des schweizerischen Volkes getragene 
Regierung besteht, die es daher auch nicht nötig hat, innere Schwierig¬ 
keiten auf außenpolitische Motive zurückzuführen. 

Ohne uns im geringsten in die inneren Verhältnisse anderer Staaten 
einmischen zu wollen, glaube ich doch, das eine sagen zu müssen: Nur 
mit Gewalt allein kann auf die Dauer kein Regiment bestehen. Es wird 
auch in der Zukunft daher jederzeit eine ernste Sorge der nationalsozia¬ 
listischen Regierung des Reiches sein, immer wieder von neuem festzu¬ 
stellen, inwieweit sich der Wille der Nation verkörpert in der sie füh¬ 
renden Regierung. Und in diesem Sinne sind wir Wilde doch wirklich 
bessere Demokraten. 

Im übrigen muß ich, der ich mich selbst mit stolzer Freude zum 
Österreichischen Bruderland als meiner Heimat und der Heimat meines 
Vaterhauses bekenne, Protest einlegen gegen die Auffassung, als ob die 
deutsche Gesinnung des österreichischen Volkes überhaupt irgendwelcher 
Aufreizungen aus dem Reiche bedürfte. 

Ich glaube meine Heimat und ihr Volk auch heute noch gut genug 
zu kennen, um zu wissen, daß der Pulsschlag, der 66 Millionen Deutsche 
im Reiche erfüllt, auch ihre Herzen und Sinne bewegt. 

Möchte das Schicksal es fügen, daß aus diesen unbefriedigenden 
Zuständen endlich dennoch der Weg zu einem wirklichen versöhnenden 
Ausgleich gefunden wird. Das Deutsche Reich ist bei voller Respektie¬ 
rung des freien Willens des österreichischen Deutschtums jederzeit be¬ 
reit, die Hand zu einer wirklichen Verständigung zu reichen. 

Die Unabhängigkeit und Integrität Österreichs nach dem Be¬ 
griff der Westmächte 

104 . Communique der englischen, französischen und italienischen Regierung 
vom 17. 2. 1934 über die Wahrung der österreichischen Unabhängigkeit 

Die österreichische Regierung hatte sich an die Regierungen Frank¬ 
reichs, Englands und Italiens gewandt, um ihre Auffassung über die 
Akten einzuholen, die sie vorbereitet hat, um die deutsche Einmischung 
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in die inneren Angelegenheiten Österreichs festzustellen und die sie ihnen 
übermittelte. Die Besprechungen, die zwischen den drei Regierungen 
hierüber stattfanden, haben zu einer übereinstimmenden Auffassung über 
die Notwendigkeit geführt, die Unabhängigkeit und Integrität Österreichs 
gemäß den geltenden Verträgen aufrechtzuerhalten. 


Die italienische Lösung der österreichischen Frage 

Die Protokolle von Rom vom 17. 3 . 1934 über die Vereinbarungen zur 105 . 
Zusammenarbeit zwischen der italienischen, österreichischen und ungari¬ 
schen Regierung 

Protokoll 1 

Der Regierungschef Seiner Majestät des Königs von Italien, 

Der Bundeskanzler der Republik Österreich, 

Der Ministerpräsident von Ungarn, 

von der Absicht durchdrungen, zur Bewahrung des Friedens und 
zum wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas auf der Grundlage der 
Achtung der Unabhängigkeit und der Rechte jedes Staates beizutragen, 
überzeugt, daß die Zusammenarbeit zwischen den drei Regierungen 
in diesem Sinne die tatsächlichen Voraussetzungen einer umfangreicheren 
Zusammenarbeit mit den anderen Staaten bilden kann, 

verpflichten sich zur Erreichung der genannten Ziele: 

Über alle sie besonders interessierenden und die allgemeinen Pro¬ 
bleme einig zu werden, um, im Geist der vorhandenen italienisch-öster¬ 
reichischen, italienisch-ungarischen und österreichisch - ungarischen 
Freundschaftsverträge, die auf die Anerkennung des Vorhandenseins 
zahlreicher gemeinsamer Interessen gegründet sind, zu einer überein¬ 
stimmenden Politik zu kommen, die auf die Förderung einer tatsäch¬ 
lichen Zusammenarbeit zwischen den europäischen Staaten und im be- 
sondem zwischen Italien, Österreich und Ungarn hinzielt. 

Zu diesem Zweck werden die drei Regierungen zu gemeinsamen 
Beratungen schreiten, so oft es wenigstens eine von ihnen für zweck¬ 
mäßig hält. 

Zur Beglaubigung dessen unterzeichnen sie das vorliegende Proto¬ 
koll, das in drei Urschriften, bzw. in italienischer, deutscher und unga¬ 
rischer Sprache ausgefertigt ist. Im Zweifelsfalle ist der italienische Text 
maßgebend. 

Gefertigt in Rom, am 17. März 1934. 

gez. Mussolini gez. Dollfuß gez. Gömbös 
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Protokoll 2 

Vereinbarung zwischen Italien, Österreich und Un¬ 
garn zur Entfaltung der Wirtschaftsbeziehungen 

Die Regierungen von Italien, Österreich und Ungarn, vom Wunsche 
beseelt, die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Italien und Österreich, zwi¬ 
schen Italien und Ungarn und zwischen Österreich und Ungarn zu ent¬ 
falten, indem sie dem Austausch ihrer Erzeugnisse einen neuen Antrieb 
geben, sich so den ungesunden Tendenzen der Wirtschaftsautarkie wider¬ 
setzen, und das Werk des wirtschaftlichen Wiederaufbaus der Donau¬ 
staaten durch konkrete Vorkehrungen begünstigen, die im Einklang mit 
den Beschlüssen der Konferenz von Stresa und den im Donau-Memoran¬ 
dum enthaltenen Prinzipien stehen, das von Italien überreicht wurde und 
das Datum vom 29. September ig 33 trägt, 

sind sich über das Folgende einig: 

Artikel 1 

Die Regierungen von Italien, Österreich und Ungarn verpflichten 
sich, die Reichweite der jetzt geltenden Verträge auszudehnen, indem sie 
immer mehr Erleichterungen für die gegenseitige Einfuhr schaffen und 
auf diese Art immer größeren Nutzen aus der gegenseitigen Ergänzung 
der Nationalwirtschaft des einzelnen Landes ziehen. Zu diesem Zweck 
werden bis zum iS. Mai 1934 neue zweiseitige Verträge geschlossen 
werden. 

Artikel 2 

Die Regierungen von Italien, Österreich und Ungarn werden die 
nötigen Vorkehrungen zur Überwindung der Schwierigkeiten treffen, die 
Ungarn aus dem Sinken der Getreidepreise erwachsen. 

Die entsprechenden Verträge werden sobald wie möglich und auf 
jeden Fall bis zum i 5 . Mai 1934 abgeschlossen werden. 

Artikel 3 

Die drei Regierungen verpflichten sich, den Transitverkehr in den 
Häfen des Adriatischen Meeres soweit wie möglich zu erleichtern und 
auszubauen. Zu diesem Zweck werden baldmöglichst zweiseitige Verträge 
abgeschlossen werden. 

Artikel 4 

Die drei Regierungen werden eine Ständige Kommission mit drei 
Sachverständigen bilden, die damit beauftragt sind, den Verlauf der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen den drei Ländern zu verfolgen und 
konkrete Vorschläge auszuarbeiten, die den Zweck haben, diese Bezie¬ 
hungen entsprechend dem Geist dieses Protokolls noch zu verstärken. 
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Das vorliegende Protokoll ist in drei Exemplaren, bzw. in italieni¬ 
scher, deutscher und ungarischer Sprache ausgefertigt. 

Im Zweifelsfalle ist der italienische Text maßgebend. 

Zur Beglaubigung dessen unterzeichnen die Regierungschefs von 
Italien, Österreich und Ungarn das vorliegende Protokoll. 

Gefertigt in Rom, am 17. Marz 1 g 34 - 

gez. Mussolini gez. Dollfuß gez. Gömbös 

Protokoll 3 

Vereinbarung zwischen Italien und Österreich, Er¬ 
gänzung zu dem am 17. März 1934 in Rom Unterzeich¬ 
neten Protokoll zwischen Italien, Österreich und Un¬ 
garn zur Entfaltung der Wirtschaftsbeziehungen 

Die Königliche Regierung Italiens und die Regierung der Bundes¬ 
republik Österreich haben auf Grund der bisher gemachten Erfahrungen, 
die bewiesen, daß sich ihre Nationalwirtschaft in weitem Maße ergänzt, 
beschlossen, einen weiteren Schritt zu tun, um die Wirtschaftsbeziehun¬ 
gen zwischen den beiden Ländern noch stärker zu entfalten und inten¬ 
siver zu gestalten. 

Zu diesem Zweck haben sie das Folgende vereinbart: 

Artikel 1 

Unterhandlungen werden am 5 . April ig 34 zwischen den beiden 
Regierungen zum Abschluß eines neuen Vertrages beginnen, der darauf 
abzielt, die vorhandenen Wirtschaftsverträge zwischen den beiden Län¬ 
dern auszubauen und den gegenwärtigen Verhältnissen anzupassen. 

Der neue Vertrag wird in kürzester Zeit und auf jeden Fall bis 
zum i 5 . Mai 1934 abgeschlossen werden. 

Artikel 2 

Für den im vorausgehenden Artikel erwähnten Vertrag wird das 
Folgende festgesetzt: 

die Einführung eines Vorzugssystems zugunsten einer möglichst 
großen Anzahl von Erzeugnissen österreichischen Ursprungs und öster¬ 
reichischer Herkunft für die Einfuhr nach Italien; 

hinsichtlich der vorausgehenden Klausel sind sich die beiden Ver¬ 
tragspartner der Notwendigkeit bewußt, die Konzessionen innerhalb ver¬ 
nünftiger Grenzen zu halten, wie es dem Prinzip entspricht, das in dem 
von Italien überreichten und vom 29. September 19 33 datierten Donau- 
Memorandum (Buchstabe c des Art. 11) aufgestellt wurde; 

bis zum i 5 . Mai 1934 werden zwei Listen abgefaßt werden, deren 
eine die Erzeugnisse aufzählt, für welche die Konzession von Zollvergün¬ 
stigungen durch vorherige Verständigung zwischen den interessierten Pro- 
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duzenten der beiden Länder erleichtert werden kann, während die andere 
die Erzeugnisse enthält, für welche Konzessionen unabhängig von einer 
Verständigung zwischen ihren Produzenten angängig sind; 

was die in der ersten Liste aufgeführten Erzeugnisse betrifft, ver¬ 
pflichten sich die beiden Regierungen, die notwendigen Maßnahmen zur 
Beschleunigung und Erleichterung des Abschlusses von Industrieverträ- 
gen zu treffen. 

Das vorliegende Protokoll ist in zwei Exemplaren, bzw. in italieni¬ 
scher und deutscher Sprache abgefaßt. Im Zweifelsfall ist der italienische 
Text maßgebend. 

Zur Beglaubigung dessen haben die Regierungschefs der beiden 
Länder das vorliegende Protokoll unterzeichnet. 

Gefertigt in Rom, am 17. März 1934. 

gez. Mussolini gez. Dollfuß 

Die geistige Verbundenheit zwischen den Teilnehmern der 

römischen Protokolle 

106 . Erklärung des österreichischen Bundeskanzlers vom 1. 3 . 1934 zum 
Abschluß der römischen Protokolle 

Die verschiedenen Veranstaltungen, die aus Anlaß der römischen 
Konferenz stattgefunden haben, gaben mir und den Mitgliedern der 
österreichischen Delegation Gelegenheit zu eingehenden Aussprachen 
mit den führenden Persönlichkeiten der italienischen Politik, der ita¬ 
lienischen Wirtschaft, Geisteswelt und Gesellschaft. In all diesen Unter¬ 
redungen konnten wir die großen Ideen bewundern, von denen das 
moderne Italien unter Führung des Duce getragen wird. Und auch aus 
diesen Unterhaltungen heraus konnte ich die Überzeugung schöpfen, daß 
unsere Arbeiten und Bemühungen nicht nur von den Regierungen ge¬ 
tragen werden, sondern daß sie in ihren Endzielen zutiefst in der mo¬ 
dernen geistigen Entwicklung des italienischen Volkes selbst verankert 
sind und daß so nicht nur eine wirtschaftliche und politische, sondern 
auch geistige Übereinstimmung zwischen den Völkern im Werden ist, 
als deren Träger die verantwortlichen Leiter der drei Regierungen die 
Römischen Protokolle unterzeichnet haben. 

Kleine Entente und die Lösungen der österreichischen Frage 

107 . Rede des tschechoslowakischen Außenministers Benesch vom 21. 3 . ig 34 
über die mitteleuropäische Frage vor der Kammer 

Ich habe die Absicht, mich in meiner heutigen Darlegung nur mit 
dem mitteleuropäischen Probleme vom Standpunkt der österreichischen 
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Frage und der bisherigen Versuche ihrer Lösung zu beschäftigen. Einer¬ 
seits deshalb, weil die internationale europäische Politik in den letzten 
Monaten in bedeutendem Maße mit Diskussionen, Verhandlungen und 
Differenzen über die österreichische Frage ausgefüllt war, andererseits 
deshalb, weil dies in diesen Tagen neben dem Abrüstungsprobleme ein 
Streit ist, in welchem sich die heutigen Beziehungen der einzelnen be¬ 
teiligten Staaten, namentlich der europäischen Großmächte, am besten 
spiegeln, und diese Frage dadurch die heutige internationale Situation 
treffend charakterisiert. Ich tue dies im Geiste wahrhafter Sympathie zu 
Österreich und im Geiste jenes freundschaftlichen Verhältnisses, das bis¬ 
her seit 1919 zwischen Österreich und der Tschechoslowakei geherrscht 
hat . . . 

Die Versuche oder Vorschläge der Lösung des österreichischen Pro¬ 
blems nach dem Kriege lassen sich synthetisch in einer dreifachen Form 
zusammenfassen; die dritte Form selbst läßt sich weiter in mehrere 
selbständige Lösungen gliedern. 

1. Vor allem handelt es sich um die sogenannte deutsche Lösung 
der Frage in der Form des Anschlusses. Die Lösung ist bereits Ende des 
Jahres 1918 hintangehalten worden, als die erste Regierung der öster¬ 
reichischen Republik gleich nach Beendigung des Krieges den Anschluß 
an Deutschland als den definitiven Stand Deutsch-Österreichs verlaut¬ 
barte. Das Anschlußverbot ist sodann in die Friedens Verträge aufgenom¬ 
men worden, womit die Selbständigkeit Österreichs für die Zukunft 
sichergestellt werden sollte. 

2. Die italienische Lösung ist in ihren konkreten Formen weniger 
klar als der Anschluß. Auch heute, wo darüber neuerlich viel gesprochen 
wird, ist es noch nicht genügend klar, worin diese Lösung beruhen soll. 
Bereits im Jahre 1922 hat bei der Reise des Kanzlers Seipel nach Italien 
der italienische Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Schanzer, mit 
Seipel über die Möglichkeit einer italienisch-österreichischen Zollunion 
gesprochen und derart angedeutet, was diese Lösung vielleicht bedeuten 
könnte. Seit dieser Zeit hat die italienische Politik dieses Problem sorg¬ 
fältig verfolgt und hat sich vorerst auf ein konsequentes Durchdringen 
nach Österreich mit seinem politischen und wirtschaftlichen Einflüsse 
beschränkt. Diese italienische Politik ist je nach der internationalen poli¬ 
tischen Situation mehr oder weniger betont worden. Konkret hat sie in 
politisch-rechtlicher Form öffentlich bisher keinen Ausdruck gefunden, 
so daß nicht genau gesagt werden kann, ob das Ziel dieser Politik irgend¬ 
eine rechtlich-politische oder nur eine wirtschaftliche Bindung Österreichs 
an Italien sein soll. 

3 . Die „mitteleuropäische“ Lösung hatte bisher eine rechtliche und 
politische Form auch nicht so konkret gefunden, wie die deutsche Lö- 
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sung. Die verschiedenen politischen Faktoren haben sich dieselbe ver¬ 
schieden vorgestellt und sie ist daher der Öffentlichkeit in verschiedenen 
Formen und Eventualitäten vorgelegt worden. Deshalb ist sie häufig als 
ziemlich unklar und schwer realisierbar zutage getreten. Ich will ver¬ 
suchen, diese verschiedenen Eventualitäten möglichst konkret politisch 
zu formulieren. 

a) Die verbreitetste Ansicht geht bisher dahin, daß sich die kleineren 
Staaten Mitteleuropas gemeinsam mit Österreich zu irgendeiner Form 
einer neuen mitteleuropäischen Föderation zusammenschließen sollten. 
Diese Lösung wird zumeist als die von gewissen französischen und engli¬ 
schen Kreisen geförderte Lösung angesehen. Den Grad dieses Zusam¬ 
menschlusses auf wirtschaftlichem, politischem und rechtlichem Gebiete 
hat bisher kein politischer Faktor anzudeuten versucht. Er ist bisher 
immer durch den Widerstand gegen diese a priori formulierte Kon¬ 
zeption zum Stillstände gebracht worden, einen Widerstand, der ebenso 
verbreitet war wie diese Konzeption selbst. Es wird allzuoft vergessen, 
daß solche politische Gebilde fast niemals durch die aprioristische und 
theoretische Idee des Planes verwirklicht werden, nach welchem die tat¬ 
sächliche politische zwischenstaatliche Konstruktion realisiert werden soll, 
sondern daß gerade das Gegenteil der Fall ist: durch die Praxis bildet 
sich zuerst eine politische und wirtschaftliche Annäherung heraus, welche 
sodann mit der Zeit den Charakter einer bestimmten politischen Kom¬ 
bination erhält, und dieser wird sodann nachträglich ein konstitutioneller 
und international-politischer Rechtsausdruck verliehen. 

b) Die zweite Eventualität der mitteleuropäischen Lösung der öster¬ 
reichischen Frage ist eine Art politisch-rechtliche und wirtschaftliche 
Vereinigung Österreichs und Ungarns. Auch diese Lösung hat bisher 
keine konkretere Form gefunden, einerseits wegen der politischen und 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten in diesen beiden Ländern, andererseits 
wegen des Widerstandes gegen die Lösung in Deutschland und in den 
Staaten der Kleinen Entente. Dieser Widerstand wird namentlich da¬ 
durch verstärkt, daß diese Lösung gleichzeitig die ,,Habsburger“-Lösung, 
oder wenigstens die Gefahr darstellt, daß sie eine Habsburger-Lösung 
werden könnte. 

c) Die dritte Eventualität ist die Lösung in der Form der völligen 
Unabhängigkeit Österreichs von allen seinen Nachbarn mit gewissen 
internationalen Garantien aller oder der Mehrheit der europäischen 
Großmächte und vielleicht auch einiger Nachbarn Österreichs. Neben 
der Anschlußlösung hat die Lösung bisher einzig und allein eine kon¬ 
krete Form und einen ganz klaren internationalen politisch-rechtlichen 
Ausdruck in dem bekannten Genfer Protokoll vom 4 - Oktober 1922 er¬ 
halten, dessen politischer Teil eines der wichtigsten Dokumente der 
Nachkriegszeit bildet . . . 
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Die deutsche Lösung: Der Anschluß 

Es mag scheinen, daß die heutige Zeit zu gespannt ist, als daß 
von tschechoslowakischer Seite mit voller Offenheit über eine politisch 
so heikle Frage gesprochen werden könnte, wie dies der Anschluß Öster¬ 
reichs an Deutschland ist. Trotzdem will ich versuchen, darüber das zu 
sagen, was unter den heutigen Umständen gesagt werden kann. Ich will 
aufrichtig und unvoreingenommen sprechen, auch ohne jede gefühls¬ 
mäßige Voreingenommenheit oder Gegnerschaft, sei es Deutschland, sei 
es jenen gegenüber, welche in Österreich für diese Lösung waren und 
sind. Zwischen uns und Deutschland hat bisher ein gutes Verhältnis be¬ 
standen, weil zwischen uns beiden keine direkten Streitfragen bestehen 
und weil wir uns gegenseitig stets aufrichtig gesagt haben, worin wir 
uns in unseren Ansichten oder Interessen unterscheiden, wobei wir be¬ 
strebt waren, uns darüber vernünftig und würdevoll zu einigen. 

Präsident Masaryk und ich persönlich haben jedoch eine Berechti¬ 
gung, die vielleicht bisher noch nicht genug bekannt ist, dazu, auch über 
diese Frage objektiv und offen sprechen zu können. Während des Krie¬ 
ges, zur Zeit als wir die Westmächte zur Annahme des Planes einer 
Teilung Österreich-Ungarns gewannen, haben wir ganz unvoreingenom¬ 
men die Vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich empfohlen, 
da wir der Annahme waren, daß dies vielleicht auch für die Verbün¬ 
deten die annehmbarste Lösung sein wird, daß damit die für uns un¬ 
günstige Lösung in Form des sog. Klein-Österreich wegfällt und daß 
dies vielleicht sogleich die übrigen selbständigen kleineren Staaten Mit¬ 
teleuropas zu einer engen politischen und wirtschaftlichen Zusammen¬ 
arbeit führen werde. Es war dies damals eine der Eventualitäten unseres 
politischen Programmes und unsere damaligen Propagandalandkarten 
haben dieses neue Europa mit Groß-Deutschland in diesem Sinne gezeigt. 

Wir haben diese Ansichten jedoch bereits 1917 fallen gelassen, als 
wir feststellten, daß sie auf den absoluten Widerstand, damals vor allem 
in Italien und Frankreich, aber auch in England, stießen. Auch Ruß¬ 
land war damals entschieden gegen eine Vereinigung Österreichs mit 
Deutschland. Darin hat schon damals — gleich heute — immer Einig¬ 
keit geherrscht. Auf der Friedenskonferenz ist diese Lösung überhaupt 
nicht in Erwägung gezogen worden, und nach dem Kriege haben sich 
trotz der scheinbaren Indifferenz gewisser Kreise in dem Augenblicke, 
wo diese Frage nur einigermaßen aktuell wurde, die maßgebenden 
Kreise in allen diesen Ländern gegen den Anschluß Österreichs an 
Deutschland mit größter und entschiedenster Unnachgiebigkeit gestellt. 
Und zwar auch dann, wenn aus taktischen Gründen dieser oder jener 
Staat dies nicht zum Ausdrucke gebracht hat, indem er den Kampf dar¬ 
um anderen überließ. Dies gilt namentlich auch von gewissen Staaten, 
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von denen man — neben England — in diesem Zusammenhänge nicht 
immer zu sprechen pflegt, von Belgien, der Schweiz, Ungarn oder Polen 
und von anderen Staaten . . . 

Wenn etwa dieser unser Standpunkt aus der Kriegszeit heute je¬ 
manden überraschen sollte, möchte ich betonen, daß wir uns bereits da¬ 
mals ebenso wie auch heute aller ungünstigen Folgen des Anschlusses be¬ 
wußt waren. Und wenn sich jemand wundern sollte, daß wir selbst unter 
diesen Umständen für unser Volk keine Befürchtungen hatten, würde 
ich ihm heute, ebenso wie damals, darauf antworten: daß wir es zwar 
auch heute als sicherer und richtiger für den europäischen Frieden er¬ 
achten, wenn es nicht zum Anschlüsse kommt, daß wir uns aber auch 
heute vor dieser Eventualität nicht fürchten würden, wenn sie die west¬ 
europäischen Großmächte nicht hintanhalten wollten. Denn wir waren 
seit den ersten Zeiten unserer staatlichen und nationalen Selbständig¬ 
keit, d. i. namentlich von der Mitte des io. Jahrhunderts an, von die¬ 
sem deutschen Meere umbrandet und wir haben es verstanden, uns des¬ 
selben zu erwehren, mag dies in der Form einer Allianz und der 
eigenen militärischen Abwehr oder in Form politischer Übereinkommen 
geschehen sein. 

Heute besitzt unser Volk mehr Kraft, mehr Vitalität, mehr Reife, 
ist zahlenmäßig stärker und wirtschaftlich kräftiger — da es außerdem 
die Slowaken mit sich vereinigt — als wann immer in seiner Vergangen¬ 
heit. In dreißig, vierzig Jahren wird unser Staat ungefähr 20 Millionen 
Menschen und unser Volk ungefähr iS Millionen Tschechoslowaken zäh¬ 
len; und ein solcher Staat muß auch bei unserer heutigen geographi¬ 
schen Situation nicht um sich fürchten, namentlich wenn wir die Po¬ 
sition der übrigen Völker in Mitteleuropa in Erwägung ziehen. Die Tat¬ 
sache, daß es unser Volk und unser Staat verstanden hat, unter unver¬ 
hältnismäßig schwereren Verhältnissen sich, beginnend mit dem 9. Jahr¬ 
hundert, fast ganze sieben Jahrhunderte hindurch aufrechtzuerhalten, 
kann für uns auch heute eine starke Sicherheit, Beruhigung, Stärkung 
und die Gewähr dafür sein, daß wir dies auch weiterhin können wer¬ 
den. Ich bemerke dies deshalb, damit auch im Inlande bei uns sowie 
im Auslande sich jeder gut vor Augen halte, daß wir Vertrauen zu uns 
haben, daß wir uns nicht fürchten und daß wir uns auch heute solchen 
Eventualitäten gegenüber zu erwehren verstehen würden. 

Das jedoch, was ich eben von dem Widerstande des übrigen Europa 
gegen den Anschluß gesagt habe, ist für uns maßgebend. Die Loyalität 
unseren Freunden gegenüber, die internationalen Friedensverpflichtun¬ 
gen und unser eigenes Interesse führen uns dahin, daß wir die Lösung 
des österreichischen Problems durch den Anschluß nicht akzeptieren. 
Wir machen daraus kein Geheimnis und handhaben damit keine Taktik, 



107 ] 


Die österreichische Frage 


26l 


wir sagen darüber Auge in Auge unseren Freunden und Verbündeten 
wie unseren Nachbarn würdig und offen die Wahrheit, und deswegen 
wird daraus weder ein Mißverständnis noch ein Konflikt zwischen uns 
entstehen . . . 

Die italienische Lösung 

Nach dem politischen Protokoll und den beiden wirtschaftlichen 
Protokollen, die am 17. März von den Herren Mussolini, Dollfuß und 
Gömbös unterfertigt worden sind, hat es sich einerseits um die politi¬ 
sche Vertiefung der Beziehungen zwischen Österreich, Ungarn und Ita¬ 
lien, ohne daß angeblich neue politische Blocks gebildet würden, haupt¬ 
sächlich aber um die Schaffung stärkerer wirtschaftlicher Beziehungen 
auf Grund der Entscheidung der Konferenz von Stresa im Jahre 1982 
und des italienischen Memorandums vom September 1933 gehandelt. 

Die Tschechoslowakei und die ganze Kleine Entente betrachten diese 
Versuche a priori nicht ungünstig. Wir müssen mit unserem definiti¬ 
ven Urteil allerdings zuwarten, bis wir ihre konkreten Formen und die 
rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen Folgen völlig klar sehen 
werden . . . 

Demgegenüber würden wir naturgemäß dazu geführt werden, daß 
wir uns entschieden dagegen stellen würden, wenn dies in seinen Konse¬ 
quenzen ein Verlassen, Verletzen, Überschreiten oder Ändern der Politik 
des Protokolls vom Jahre 1922 und ig 32 bedeuten sollte, welches für 
uns alle die Magna Carta der mitteleuropäischen Politik ist und blei¬ 
ben muß. Im übrigen würde jeder derartige Versuch auch auf anderen 
Seiten Widerstand wecken. Gegen die Versuche einer Zollunion, einer 
österreichisch-ungarischen Gemeinschaft, spezieller wirtschaftlicher Be¬ 
günstigungen zugunsten einer Seite wären an erster Stelle Deutschland, 
welches hier dieselben Interessen wie die Kleine Entente haben würde, 
aber allerdings auch Frankreich und möglicherweise auch andere Staa¬ 
ten. Ich glaube nicht, daß unter diesen Umständen ein in diesem Sinne 
aufgefaßter sog. italienischer Plan verwirklicht werden könnte. Und wenn 
vorübergehend dies oder jenes vorgenommen würde, die übrigen Staaten 
würden dies nicht akzeptieren, würden sich dagegen wehren und es wür¬ 
den auf diese Weise für die interessierten Staaten größere wirtschaft¬ 
liche Schwierigkeiten eintreten, als die Vorteile aus einer solchen be¬ 
schränkten mitteleuropäischen Zusammenarbeit sein würden. Der Wider¬ 
stand Frankreichs, Deutschlands und der Staaten der Kleinen Entente 
ließe sich hier nicht für lange Zeit überwinden. Außerdem würde dies 
in naher Zukunft zu einer neuen politischen Spannung zwischen beiden 
Lagern in Mitteleuropa, Deutschland mit eingeschlossen, führen, was das 
mitteleuropäische Problem noch weiter komplizieren würde . . . 
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Die mitteleuropäische Lösung 
A. Föderativpläne 

Ich habe gesagt, daß der Plan einer Donauföderation vielleicht die 
verbreitetste und bekannteste Konzeption einer Möglichkeit der Lösung 
des österreichischen und mitteleuropäischen Problems ist. Sie ist im gan¬ 
zen verständlich, weil jeder weiß, daß der Sturz der Habsburger Mon¬ 
archie vor allem deshalb herbeigeführt worden ist, weil sie nicht zur 
rechten Zeit die Föderalisierung des Reiches vorzubereiten verstanden 
hat. Sie wird als das Natürlichste angesehen, weil sie jedem das Ge¬ 
rechteste und für die kleineren Staaten in der Nachbarschaft der großen 
das Vorteilhafteste zu sein scheint. 

Und trotzdem es den Anschein hat, daß diese Lösung im ganzen 
so naturgegeben, so selbstverständlich und politisch so vernünftig ist, 
herrscht gerade dagegen der meiste Widerstand. Es wird dies als die 
den Konzeptionen einiger französischer oder auch englischer Kreise am 
meisten nahestehende Lösung angesehen. Ganz irrigerweise wird in Un¬ 
garn, manchmal auch in Italien, der Plan einer mitteleuropäischen Fö¬ 
deralisierung als eine Lösung angesehen, welche angeblich von Prag ge¬ 
fördert wurde. Prag hat sich für diese Lösung nicht eingesetzt, aber es 
hat, in genauer Kenntnis aller Schwierigkeiten derselben, keine Initiative 
zum Kampfe gegen dieselbe aus Loyalität zu unseren französischen und 
englischen Freunden ergriffen . . . 

B. Die österreichisch-ungarische Lösung (Die Habsburger Lösung) 

Die Lösung der Österreichischen Frage durch eine politische und 
wirtschaftliche österreichisch-ungarische Gemeinschaft erachte ich für 
ebenso unrealisierbar wie die vorbesprochene Lösung. 

Die Gründe hierfür können ungefähr wie folgt zusammengefaßt 
werden: 

Vor allem werden gegen diese Lösung immer die Staaten der Klei¬ 
nen Entente aus politischen Gründen sein. Diese Gemeinschaft würde 
sich während einer gewissen Zeit vor allem auf Italien stützen, das even¬ 
tuell unter gewissen Bedingungen diese Lösung unterstützen könnte. Es 
würde dies aber eine politische Teilung der Donaustaaten in zwei sich 
dauernd bekämpfende Blocks bedeuten, es würde dies ein stets wieder¬ 
kehrendes Anfachen des revisionistischen Kampfes bedeuten, es würde 
dies ein dauerndes wirtschaftliches Rivalisieren und systematische Kämpfe 
um den Einfluß Italiens oder Deutschlands in Mitteleuropa bedeuten. 
Wenn in Mitteleuropa Frieden herrschen soll, muß man zur Zusam¬ 
menarbeit aller in voller Gleichheit und nicht nur zweier unter dem 
speziellen Einflüsse einer einzigen Großmacht gelangen . . . 
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C. Die europäische Lösung 

Nachdem wir alle möglichen und alle bisher empfohlenen oder ver¬ 
suchten Lösungen durchgegangen haben, sind wir im Wege der elimi¬ 
nierenden Methode zu der letzten und meiner Meinung nach einzigen 
Lösung gekommen: Die von Europa garantierte absolute Selbständigkeit 
und Integrität Österreichs. Die Grundlage hierzu hat das Genfer Pro¬ 
tokoll vom Jahre 1922 gegeben. Dies ist allerdings eine unvollstän¬ 
dige und ungenügende Lösung und es ist daher notwendig, daß sie in 
Übereinstimmung mit allen interessierten Faktoren gehörig angepaßt 
werde . . . 

Jeder der interessierten mitteleuropäischen Faktoren ist für sich 
allein so stark, daß er zwar nicht imstande ist, dem anderen gegenüber 
seine Lösung des österreichischen Problems zu erzwingen, aber dennoch 
genügend stark, um jederzeit eine Lösung hintanzuhalten, welche die 
gegnerischen Staaten beantragen. Im äußersten Falle könnte eine Lö¬ 
sung durch eine gemeinsame Front aller gegen einen einzelnen Gegner 
erzwungen werden. Deshalb wiederhole ich das, was ich in meiner Par¬ 
lamentsrede vom 22. März ig 32 gesagt habe, daß ich mir nämlich 
wärmstens wünsche, daß die Lösung des österreichischen Problems im 
Einvernehmen sowohl von Rom und Paris, als auch von Berlin und der 
Staaten der Kleinen Entente erfolge. Andernfalls wird das bisherige 
Chaos andauern und letzten Endes unaufhaltsam in einem Konflikte 
gipfeln, der zu einer schweren Katastrophe führen wird. Der europäische 
Krieg könnte in der Zukunft seinen Anfang ebenso auf dem Boden 
Österreichs nehmen, wie er im Jahre 1914 auf serbischem Boden sei¬ 
nen Anfang genommen hat. 

Keine Lösung der österreichischen Frage ohne Deutschland 

Rede des großdeutschen Abgeordneten Foppa vom 3 o. 4 * *934 gegen 108 . 
die katholisch-faschistische Verfassung Österreichs in der Nationalver¬ 
sammlung 

Wir stellen feierlich fest, daß die Selbständigkeit Österreichs durch 
die Deutsche Reichsregierung keinen Augenblick bedroht war, und daß 
in dem Schlagwort von der gewaltsamen Gleichschaltung Österreichs — 
gleich der Kriegsschuldlüge — nichts anderes hegt als ein internationa¬ 
ler Kampfruf aller Feinde des Deutschen Reichs. Aus tiefster Verbun¬ 
denheit mit dem gesamten deutschen Volke lehnt die überwältigende 
Mehrheit des deutschen Volkes in Österreich diese Art der Verteidigung 
der Selbständigkeit Österreichs aus dem Geiste des Gewaltdiktates von 
Saint-Germain ab. 

Wir erklären feierlich vor aller Welt, daß es das unveräußerliche 
Naturrecht unseres Volkes ist, seine Beziehungen zum Deutschen Reich 
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so innig zu gestalten, wie es seinen völkischen Zielen und seinem na¬ 
tionalen Selbstbestimmungsrecht entspricht. 

Wir grüßen in dieser entscheidenden Stunde als freigewählte öster¬ 
reichische Volksvertreter mit dem Bekenntnis unserer Treue und leiden¬ 
schaftlichen Liebe zu unserer österreichischen Heimat trotz aller Not 
doch frohen Mutes unsere Brüder im Deutschen Reich und geloben, auf 
unserem völkischen Vorposten auszuharren, bis die Lebensforderung des 
österreichischen Volkes erfüllt ist: 

Keine Lösung der österreichischen Frage ohne das Deutsche Reich, 
keine Lösung des mitteleuropäischen Problems ohne Deutschland. 


DER 25. JULI UND DER GEGENSATZ DER MÄCHTE 

Das politische System der römischen Protokolle — die italienisch-öster¬ 
reichisch-ungarische Koalition—wurde im Verlauf der Frühjahrs- und Som¬ 
mermonate 193U durch wirtschaftliche Sonderverträge und durch gegensei¬ 
tige Besuche ausgebaut. Am 17. 4 . 193 4 weilte der Führer der österreichischen 
Heimwehren Fürst Starhemberg in Rom; am 1U. 5 . 193U wurde ein öster¬ 
reichisch-italienisch-ungarisches Wirtschaftsabkommen ab¬ 
geschlossen. Am 18. 6. 193U besuchte der österreichische Bundeskanzler Doll¬ 
fuß die ungarische Regierung in Budapest. Die Fäden wurden enger geknüpft, 
ohne daß tiefgreifende Geschehnisse stattfanden, bis dann mit den tragischen 
Ereignissen des 25. 7. 193U die ,,italienische Lösung“ des österreichischen Pro¬ 
blems ein kriegerisches Gesicht annahm. Diese Ereignisse interessieren hier 
nur unter dem Gesichtspunkt ihrer außenpolitischen Wirkungen: Sie weckten 
schlummernde außenpolitische Gegensätze, sie stellten das Problem Österreich 
als eine Frage der europäischen Ordnung in schroffer, heftiger Form erneut. 
Dadurch werden sie in unserem Zusammenhang bedeutsam. Die großen inne¬ 
ren Spannungen Österreichs — im Februar erst war der österreichische So¬ 
zialismus in blutigen Kämpfen nieder geworfen worden — zwischen dem 
katholisch-faschistischen Regime, den Heimwehrkräften, die das Regime teils 
trugen, teils mit ihm um den Einfluß rangen, einer latenten sozialistischen 
Strömung und starken nationalsozialistischen Kräften im Lande kamen am 
25. Juli zum Ausbruch. In Wien kam es zu einem Handstreich, der jäh zu¬ 
sammenbrach und dem in einer unseligen Verstrickung der Dinge der öster¬ 
reichische Bundeskanzler Dollfuß zum Opfer fiel. In der Provinz, insbeson¬ 
dere in Kärnten und Steiermark, kam es zu erbitterten Kämpfen. Aus der 
inneren Krise des österreichischen Staates aber schien die große außenpoli¬ 
tische Krise emporzuwachsen . All die außenpolitischen Interessen und Ab¬ 
hängigkeiten, aus denen die österreichische Unabhängigkeit bestand, wurden 
auf den Plan gerufen. Die deutsche Regierung tat mit äußerster Schnelligkeit 
alles, um jede Verstrickung des Deutschen Reiches in diese Krise hintanzu¬ 
halten. Der Wiener Botschafter des Deutschen Reiches Rieth hatte an dem 
Abschluß eines Abkommens über freien Abzug zwischen den Aufständischen 
und der Wiener Regierung ohne Vorwissen der Reichsregierung mitgewirkt. 
Die Reichsregierung berief ihn sofort ab und annullierte seine Abmachungen. 
Landesinspektor Habicht, der für unklare Meldungen des Münchener Rund¬ 
funks verantwortlich war, wurde seines Postens enthoben. Am 26. 7 . 193U be¬ 
auftragte der deutsche Reichskanzler Adolf Hitler den Vizekanzler Franz 
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von Papen mit einer Sondermission als außerordentlichen Botschafter in 
Wien , um die Spannung zu beheben. Inzwischen aber hatten schon die ande¬ 
ren Interessen um Österreich ein kriegerisches aggressives Gesicht angenom¬ 
men, Die anderen „ Lösungen 1 des österreichischen Problems traten militant 
auf den Plan , um abzuwehren, was ihnen als ein militanter Vorstoß der 
„deutschen Lösung“ erschien. Die Beileidstelegramme des italienischen Re¬ 
gierungschefs Mussolini und des französischen Ministerpräsidenten Dou- 
mergue waren über die Beileidsäußerungen hinaus schon politische Kund¬ 
gebungen. Noch am Abend des 25. 7. 193U hat Italien an der österreichi¬ 
schen Grenze militärische Maßregeln ergriffen. Seit dem Ruhrkrieg war in 
Europa wieder die erste militärische Drohung erfolgt. Aber davon erwach¬ 
ten alle Gegensätze im Donauraum und um Österreich. Die Kleine Entente 
verfolgte aufmerksam die Fortschritte der „italienischen Lösung “ und am 
31. 7. kam von der jugoslawischen Gesandtschaft in Berlin 
eine ausdrückliche Warnung gegen die Sonderintervention 
einzelner Staaten , die die Unabhängigkeit Österreichs in die Ab¬ 
hängigkeit von der intervenierenden Macht verwandeln würde. Alle die Ge¬ 
gensätze brachen auf, die bald danach auch die Katastrophe von Marseille 
neu erwecken sollte. 

Deutschland und die Ereignisse des 25 . Juli 1934 
Communique der deutschen Reichsregierung vom 26. 7. ig 34 109 . 

Aus Darstellungen des Wiener Rundfunks bzw. amtlicher öster¬ 
reichischer Nachrichtenstellen geht hervor, daß zwischen den öster¬ 
reichischen Aufständischen und österreichischen Regierungsstellen Ab¬ 
machungen getroffen worden sind für einen freien Abzug der Aufstän¬ 
dischen nach Deutschland. Diese Abmachungen sind für das Deutsche 
Reich belanglos und beinhalten für die Deutsche Reichsregierung kei¬ 
nerlei rechtliche Verbindlichkeit. Die Deutsche Reichsregierung hat da¬ 
her den Befehl gegeben, die Aufständischen im Falle einer Überschrei¬ 
tung der deutschen Grenze sofort zu verhaften. 

Der deutsche Gesandte in Wien, Rieth, hat auf Anforderung öster¬ 
reichischer Regierungsstellen bzw. der österreichischen Aufständischen 
sich bereitfinden lassen, einer zwischen diesen beiden getroffenen Ab¬ 
machung bezüglich freien Geleites und Abzuges der Aufständischen nach 
Deutschland ohne Rückfrage bei der Deutschen Reichsregierung seine 
Zustimmung zu geben. Er wurde daraufhin sofort von seinem Posten 
abberufen. 


Italien und die Ereignisse des 25 . Juli 1934 

Beileidstelegramm des Chefs der italienischen Regierung Mussolini vom 110 . 
26. 7. 1934 an den österreichischen Vizekanzler Fürsten Starhemberg 

Das tragische Ende des Kanzlers Dollfuß versetzt mich in die tiefste 
Trauer. Ihm durch Beziehungen persönlicher Freundschaft und gemein- 
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same politische Anschauungen verbunden, habe ich immer seine großen 
staatsmännischen Tugenden, seine rechtschaffene Einfachheit, seinen 
großen Mut bewundert. 

Die Unabhängigkeit Österreichs, für die er gefallen ist, ist ein 
Grundsatz, der von Italien verteidigt worden ist und jetzt nur noch ent¬ 
schlossener verteidigt werden wird. 

Kanzler Dollfuß hat in außergewöhnlich schwierigen Zeiten dem 
Volke, aus dem er kam, völlig uneigennützig und unter Verachtung der 
Gefahr gedient. Sein Gedächtnis wird nicht nur in Österreich, sondern 
überall in der Kulturwelt geehrt werden, welche bereits mit ihrer 
moralischen Verdammung die unmittelbaren und ferneren Verantwort¬ 
lichen getroffen hat. 

Nehmen Sie den Ausdruck meines Beileids an, das das einstimmige 
Gefühl des Abscheus und des Schmerzes des italienischen Volks ver¬ 
körpert. Mussolini. 

Frankreich und die Ereignisse des 25 . Juli 1934 

111 . Beileidstelegramm des französischen Ministerpräsidenten Doumergue 
vom 26. 7. 1934 an Minister Schuschnigg 

Die Französische Regierung hat mit tiefem Schmerze die Nachricht 
von dem abscheulichen Attentat erhalten, das dem Kanzler Dollfuß das 
Leben gekostet hat. Im Namen der Französischen Regierung spreche ich 
Ihnen das ergriffene Beileid aus. Der Kanzler ist als ein Opfer seiner 
Treue gegenüber dem österreichischen Vaterlande gefallen, dessen Un¬ 
abhängigkeit er bis zum Letzten verteidigt hat. Frankreich, fest der Auf¬ 
rechterhaltung dieser Unabhängigkeit ergeben, schließt sich einmütig der 
Trauer Österreichs an. 


Eine deutsche Sonder- und Friedensmission 

112 . Schreiben des Reichskanzlers Adolf Hitler vom 26. 7. ig 34 an den Vize¬ 
kanzler von Papen 

Sehr verehrter Herr von Papen! 

In Verfolg der Ereignisse in Wien habe ich mich gezwungen ge¬ 
sehen, dem Herrn Reichspräsidenten die Enthebung des deutschen Ge¬ 
sandten in Wien, Dr. Rieth, von seinem Posten vorzuschlagen, weil er 
auf Aufforderung österreichischer Bundesminister bzw. der österreichi¬ 
schen Aufständischen sich bereitfinden ließ, einer zwischen diesen bei¬ 
den getroffenen Abmachung bezüglich freien Geleits und Abzuges der 
Aufständischen nach Deutschland ohne Rückfrage bei der Deutschen 
Reichsregierung seine Zustimmung zu geben. Der Gesandte hat damit 
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ohne jeden Grund das Deutsche Reich in eine interne österreichische 
Angelegenheit hineingezogen. 

Das Attentat gegen den österreichischen Bundeskanzler, das von 
der Deutschen Reichsregierung auf das schärfste verurteilt und bedauert 
wird, hat die an sich schon labile politische Lage Europas ohne unsere 
Schuld noch weiter verschärft. Es ist daher mein Wunsch, wenn mög¬ 
lich zu einer Entspannung der Gesamtlage beizutragen und insbeson¬ 
dere das seit langem getrübte Verhältnis zu dem deutschösterreichischen 
Staat wieder in normale und freundschaftliche Bahnen geleitet zu sehen. 

Aus diesem Grunde richte ich die Bitte an Sie, sehr verehrter Herr 
von Papen, sich dieser wichtigen Aufgabe zu unterziehen, gerade weil 
Sie seit unserer Zusammenarbeit im Kabinett mein vollstes und unein¬ 
geschränktes Vertrauen besaßen und besitzen. 

Ich habe daher dem Herrn Reichspräsidenten vorgeschlagen, daß 
Sie unter Ausscheiden aus dem Reichskabinett und Entbindung von dem 
Amt als Saarkommissar für eine befristete Zeit in Sondermission auf 
den Posten des deutschen Gesandten in Wien berufen werden. In dieser 
Stellung werden Sie mir unmittelbar unterstehen. 

Indem ich Ihnen auch heute noch einmal danke für alles, was Sie 
einst für die Zusammenführung der Regierung der nationalen Erhebung 
und seitdem gemeinsam mit uns für Deutschland getan haben, 

bin ich Ihr sehr ergebener 
gez. Adolf Hitler. 


Militärische Vorbeugungsmaßregeln Italiens 
Communiqu6 der italienischen Regierung vom 26. 7. 1934 113 

Sogleich nach der Nachricht von der Ermordung von Kanzler Doll¬ 
fuß, d. h. um 16 Uhr am 2 5 . Juli, wurden bei der Möglichkeit von 
Komplikationen Bewegungen von Land- und Luftstreitkräften gegen die 
Brennergrenze und Kärnten zu angeordnet. Diese Streitkräfte sind aus¬ 
reichend, um jeglicher Eventualität entgegenzutreten. Trotzdem ist es er¬ 
laubt, in dem Augenblick, da die Situation in Österreich sich normalen 
Verhältnissen anzunähem scheint, anzunehmen, daß es nicht nötig sein 
wird, über jene Maßregeln hinauszugehen, die den Charakter vorbeugen¬ 
der Schritte haben. 


Jugoslawien gegen einseitige Intervention 
Erklärung der jugoslawischen Berliner Gesandtschaft vom 3 i. 7. ig 34 114 

Dei’ Standpunkt der Jugoslawischen Regierung gegenüber den Er¬ 
eignissen in Österreich ist absolut korrekt . . . Die Bewegungen an der 
Grenze Österreichs werden scharf bewacht werden und es ist allen Stel- 
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len zur Pflicht gemacht worden, die Ruhe zu bewahren. Alles Notwen¬ 
dige wird getan, um die Sicherheit der Grenzen zu gewährleisten und 
korrekte Beziehungen mit Österreich aufrechtzuerhalten. 

Obgleich man der Ansicht ist, daß die Ereignisse in Österreich 
wesentlich von innerpolitischem Charakter sind, und alles getan wird, 
um jegliche Beeinträchtigung guter nachbarlicher Beziehungen mit 
Österreich hintanzuhalten, ist die jugoslawische Regierung der Meinung, 
daß der Völkerbund allein und ausschüeßlich das Recht hat, im Falle 
besonderer Verwicklungen Entscheidungen über die österreichische Frage 
als internationales Problem zu treffen. 

Jede einseitige Maßregel, wie etwa eine Intervention, würde eine 
Verletzung der Friedensverträge sein und könnte weitere Konsequenzen 
hervorrufen. 


Nach dem jähen Ausbruch des 25. Juli 193 U verlor die österreichische 
Frage nach und nach den dramatisch-sensationellen Charakter, wenn auch 
in der Stille der Kampf der Geister und der Welten weiter ging. Am 30. 7 . 
193U übernahm Schuschnigg als Kanzler die Nachfolge von Dollfuß. Er setzte 
das Werk von Dollfuß durch den Ausbau des „katholischen Ständestaates“ 
und die Pflege der „geistigen Verbindungen“ nach Italien fort, von denen 
der Begründer des „christlichen Staates“ in Österreich gesprochen hatte. Die 
Fäden wurden enger geknüpft, die auf der Linie der Österreichisch-italienisch¬ 
ungarischen Freundschaft liefen. Sensationelle Entscheidungen gab es keine 
mehr, wenn auch die österreichische Frage mannigfach auf die Wandlungen 
und Wendungen der großen internationalen Politik einwirkte. Am 10. 8. be¬ 
suchte der neue Kanzler Österreichs die ungarische Regierung in Buda¬ 
pest. Am 21. 8. 193U traf er sich mit dem italienischen Regierungschef 
in Florenz. Das Communiqud spricht von einem wirksamen Mittel , die 
„Unabhängigkeit und Integrität“ Österreichs zu sichern , — eine Unabhängig¬ 
keit , zu der auch die völlige „innere Autonomie“ Österreichs gehöre. Auch 
die Erklärungen , die Schuschnigg der Agenza Stefani in Florenz gab , 
sprachen von den unwandelbaren Grundsätzen der Österreichischen Regierung, 
die „auf die tausendjährige Mission der deutschen Nation im Donauraum“ 
gegründet seien. Dies war alles eine Bekundung der sogenannten „Österreichi¬ 
schen Idee“ und des Versuches tiefer „geistiger Verbindung mit Italien“, die 
Dollfuß verkündet hatte. 

Die innere Autonomie Österreichs nach österreichisch-italie¬ 
nischer Auffassung 

115 . Communique vom 21. 8 . 1934 über die Besprechungen zu Florenz zwi¬ 
schen dem Chef der italienischen Regierung Mussolini und dem öster¬ 
reichischen Bundeskanzler Schuschnigg 

Heute fanden in der Villa De Marinis zwei lange Unterhaltungen 
zwischen dem Chef der Italienischen Regierung und dem österreichi¬ 
schen Bundeskanzler statt, die im ganzen drei Stunden dauerten. 
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Im Verlauf dieser Unterhaltungen wurden jene Fragen, die für die 
beiden Länder auf dem politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Ge¬ 
biete von Interesse sind, eingehend 1 erörtert, und es wurde gefunden, 
daß eine lebendige Gemeinschaft der Ansichten über die leitenden Prin¬ 
zipien und die Methoden, die Unabhängigkeit und Integrität des öster¬ 
reichischen Staates betreffend, bestand — eine Unabhängigkeit und In¬ 
tegrität, zu der auch die völlige innere Autonomie gehört und die über¬ 
dies ein konkretes europäisches Interesse und ein günstiges Element für 
die Aufrechterhaltung der Ruhe im Donauraum darstellt. 

Die beiden Staatsmänner haben — was die wirtschaftliche Situation 
anbelangt — die Nützlichkeit der Protokolle von Rom bestätigt, deren 
Reichweite verstärkt und ausgeweitet werden kann. Sie fanden sich in 
Übereinstimmung, daß es opportun sei, eine Aktivität zu entfalten, die 
dazu angetan ist, den Geist der Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Ländern noch mehr zu entwickeln. 

Die Leitgedanken, die von dem verstorbenen Kanzler Dollfuß ins 
Leben gerufen und verfochten wurden, werden auch in Zukunft die Be¬ 
ziehungen zwischen Italien und Österreich bestimmen. 


Nach der Katastrophe waren die großen Mächte an der Arbeit , die 
Garantien für die ,,Unabhängigkeit“ Österreichs neu zu verstärken. Unter der 
Decke rangen aber die italienische Lösung und die europäische Lösung mit¬ 
einander. Italien kämpfte um die Anerkennung gewisser besonderer Verant¬ 
wortlichkeiten und besonderer Rechte für besondere Geschehnisse. Nach lang 
sich hinziehenden Verhandlungen kam schließlich nur eine Erneuerung 
der Erklärung vom 17. 2 . 193U zustande. Die )} europäische Garantie“ 
der österreichischen ,, Unabhängigkeit“ blieb, wie sie war. Der italienische 
Anspruch ,,besonderer Verantwortlichkeiten“ mit all seinen Gefahren inter¬ 
nationaler Verwicklungen war weder verneint noch bejaht. Die Dinge blie¬ 
ben im Zustande des it Nichtanschluß-Kompromisses “, ivie es Benesch genannt 
hatte. 


Dreimächteerklärung für die österreichische „Unabhängig¬ 
keit 66 

Communique vom 27. 9. 1934 über die Vereinbarung der englischen, 116 . 
französischen und italienischen Regierung zur österreichischen Frage 

Die Vertreter Frankreichs, des Vereinigten Königreichs und Italiens 
haben eine erneute Prüfung der österreichischen Situation vorgenom¬ 
men und sind dann im Namen ihrer Regierungen übereingekommen, an¬ 
zuerkennen, daß die Erklärung vom 17. 2. 1934 über die Notwendig- 
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keit, die Unabhängigkeit und Integrität Österreichs in Übereinstimmung 
mit den geltenden Verträgen aufrechtzuerhalten, voll in Kraft bleibt und 
weiterhin ihre gemeinsame Politik inspirieren wird. 


ÖSTERREICHS ROLLE IM EUROPÄISCHEN UND 
DEUTSCHEN SCHICKSAL 

Die europäische Bestätigung besonderer italienischer Rechte in der öster¬ 
reichischen Frage war vor allem unter dem Einfluß der Kleinen Entente 
unterblieben. Das Spiel zwischen Österreich , Ungarn und Italien wurde aber 
doch enger und enger gespielt. Der italienische Regierungschef Mussolini 
verkündete in seiner Rede vom 6. 10. I93U noch einmal den Entschluß Ita¬ 
liens , „die durch den Tod Dollfuß ’ geweihte österreichische Unabhängigkeit“ 
mit allen Mitteln zu verteidigen. Der Konflikt nach dem Mord von Marseille 
brachte Ungarn und Italien noch einmal naher , um sogar die Annäherung 
zwischen Italien und Frankreich etwas zu erschweren. Vom 16. — 18. 11. 193U 
weilte der österreichische Bundeskanzler Schuschnigg in Rom , und bei 
den Trinksprüchen wurde die Verbundenheit der beiden Staaten in der gemein¬ 
samen lateinisch-klassischen Kultur gefeiert. Das Communiqu& wies Öster¬ 
reich die „historische Rolle“ zu , als ausgleichender Faktor im Donauraum 
zu wirken. Gestützt auf die italienische Freundschaft — aber indirekt auch 
an den Erfolgen des reichsdeutschen Kampfes gegen die Ordnung von 1919 
teilhabend —, konnten Österreich und Ungarn dann und wann auch die For¬ 
derung der „Revision“, der Revision auch ihrer Rüstungsbeschränkungen er¬ 
heben. Am 20. 11. 193U formulierte die österreichische Regie¬ 
rung ihr Verlangen „defensiver Gleichberechtigun g“. 
Am 1A./15. 12. 193U besprachen sich die Österreichischen Staatsmänner und 
die ungarische Regierung „im Geist der römischen Protokolle \ wie das Com- 
munique besagte , und Gömbos und Schuschnigg sandten zusammen 
ein Begrüßungstelegramm an den „Urheber und Förderer der römischen 
Protokolle “, den italienischen Regierungschef. 


Italien und die „Unabhängigkeit“ der österreichischen Re¬ 
publik 

117 . Rede des Chefs der italienischen Regierung Mussolini vom 6. 10. i§ 3 li 
in Mailand. 

Wir haben die Unabhängigkeit der österreichischen Republik ver¬ 
teidigt und werden sie verteidigen, eine Unabhängigkeit, die durch das 
Blut ihres Kanzlers geweiht worden ist, der klein an Gestalt, aber groß 
an Geist und Seele gewesen ist. Die, die behaupten, daß Italien aggres¬ 
sive Ziele verfolgt, oder daß es eine Art Protektorat über diese Republik 
errichten will, kennen entweder die Tatsachen nicht oder lügen bewußt. 
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Der österreichisch-italienische Begriff der historischen Auf¬ 
gabe Österreichs 

Communique vom 18. 11. 1 934 über die Besprechungen des Chefs 
der italienischen Regierung Mussolini mit dem österreichischen Bundes¬ 
kanzler Schuschnigg in Rom 

Der Duce hat zwei lange Unterredungen mit dem Kanzler Schusch¬ 
nigg unter Anwesenheit des österreichischen Außenministers Berger- 
Waldenegg und des Unterstaatssekretärs des Äußeren Suvich gehabt. 

In den Unterredungen ist die Politik der engen Zusammenarbeit 
zwischen Italien und Österreich auf der Linie neu bekräftigt worden, 
die schon in den vorhergehenden Unterredungen mit dem verstorbenen 
Kanzler Dollfuß festgelegt worden ist. 

Es sind die notwendigen Bedingungen geprüft worden, damit Öster¬ 
reich — in seiner politischen und ökonomischen Struktur befestigt und 
von der Freundschaft Italiens und Ungarns gestützt — auf das rascheste 
im vollen Umfang seine historische Funktion wieder übernehmen kann, 
die Funktion, zwischen den Kräften als Ausgleich zu wirken, die im 
Donaubecken zusammenlaufen. 

Auch in bezug auf Österreich ist das befriedigende Funktionie¬ 
ren der italienisch-österreichisch-ungarischen Protokolle vom März fest¬ 
gestellt worden, die einen unbezweifelbaren Beitrag zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Bedingungen Österreichs gegeben haben. Es ist auch be¬ 
kräftigt worden, daß die dreiseitigen Vereinbarungen keinen ausschließ¬ 
lichen Charakter tragen und auf andere Staaten ausgedehnt werden kön¬ 
nen, die die Bedingungen annehmen, die die fundamentale Vorausset¬ 
zung der Vereinbarungen bilden. 

Es ist schließlich die Opportunität anerkannt worden, die kulturel¬ 
len Beziehungen zwischen den beiden Staaten mittels des Abschlusses 
neuer Vereinbarungen über die Schaffung von wechselseitigen Kultur¬ 
instituten in Rom und Wien zu fördern. 


Beratungen im Geist der Protokolle von Rom 

Communique vom i 5 . 12. 1 g 34 über die Besprechungen des österreichi¬ 
schen Bundeskanzlers Schuschnigg und des ungarischen Ministerpräsi¬ 
denten Görnbös in Budapest 

Im Verlaufe des Besuches, den Kanzler Schuschnigg und Außen¬ 
minister Berger-Waiden egg in Budapest der Ungarischen Regierung ab¬ 
gestattet haben, haben zwischen den Staatsmännern der beiden Länder 
wiederholte Unterredungen stattgefunden. Diese Unterredungen sind auf 
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das freundschaftlichste verlaufen und haben zum Gegenstand nicht nur 
wirtschaftliche Probleme, sondern auch alle die politischen Probleme 
gehabt, an denen die beiden Staaten interessiert sind. Der Meinungsaus¬ 
tausch hat sich im Geist der römischen Protokolle vollzogen, und man 
konnte die völlige Übereinstimmung der Ansichten feststellen. 

119 b. Telegramm des österreichischen Bundeskanzlers Schuschnigg und des 
ungarischen Ministerpräsidenten Gömbös vom i 5 . 12. ig 34 an den 
Chef der italienischen Regierung Mussolini 

Der Bundeskanzler Österreichs und der ungarische Ministerpräsi¬ 
dent ergreifen mit Freude die Gelegenheit, die ihnen ihre Begegnung in 
Budapest bietet, um Eurer Exzellenz, dem Urheber und dem Hauptför¬ 
derer der Protokolle von Rom, die aufrichtigste und wärmste Versiche¬ 
rung ihrer Freundschaft zu übermitteln. 

Schuschnigg. Gömbös. 


Bei alledem schien das Programm der römischen Protokolle doch nicht 
ausreichend, um dort eine Aushilfslösung zu schaffen, wo die Bande der 
Nation , geistige, historische, völkische und wirtschaftliche Verbundenheit die 
Lösung gleichsam auf die Landkarte Europas zu schreiben schien. Die römi¬ 
schen V ereinbarungen vom 7. 1. 1935 1 ) versuchten denn auch, die österreichi¬ 
sche Frage auf jene ,,europäische Ebene** zu heben, der sie nach den pro¬ 
grammatischen Äußerungen Mussolinis in seiner Rede vom 25. 5. 1933 zu- 
gehort. Es war der Donaupakt, durch den dies geschehen sollte, ein Pakt 
gegenseitiger Garantien und Nichteinmischung , aber er gedieh nicht zur Reife. 
Die Konferenz zu seiner Beratung ist immer wieder verschoben worden, und 
der Kampf um die Gestaltung des Paktes zog sich ziemlich in die Länge. (Am 
6. 3. 1935 übermittelte die italienische Regierung ein bisher noch nicht ver¬ 
öffentlichtes Aide memoire über den Plan an die deutsche Re¬ 
gie r u n g.) Die Österreichische Regierung beriet während eines Besuches 
des österreichischen Bundeskanzlers Schuschnigg in Paris den Plan 
mit der französischen Regierung. Die ,,völlige Gleichberechtigung* machte 
auch die österreichische Regierung zur Voraussetzung, und als in Stresa die 
Konferenz tagte , die in der Theorie die Zurückeroberung der deutschen 
Wehrhoheit zu verdammen und in der Praxis sie als unzerstörbare Tatsache 
hinzunehmen hatte , hat Österreich noch einmal zusammen mit Ungarn die 
Forderung der militärischen Gleichberechtigung aufgestellt. (Es geschah 
durch eine Erklärung des österreichischen Staatssekretärs 
Adam vom 12. 4. 1935.) 2 ) Wie zuweilen die Geschehnisse um Österreich 
nur ein Reflex der großen europäischen Politik gewesen waren, so kehrte 
nun die österreichische Frage in den Zusammenhang der Weltdinge zurück. 


J ) Dok. 27. 


2) Dok. 1 43 , 1 44 . 
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Österreich und der Donaupakt 

Communique vom 2 3 . 2. 1935 über die Besprechungen des österreichi¬ 
schen Bundeskanzlers Schuschnigg und der französischen Regierung in 
Paris 

Die französischen und österreichischen Minister haben gemeinsam 
die gesamte Lage überprüft, wobei sie ihr besonderes Augenmerk auf 
die Bedingungen für die Entwicklung des Vertrauens und der Befesti¬ 
gung des Friedens in Mitteleuropa richteten. 

Sie waren gleicher Meinung darüber, daß alle interessierten Län¬ 
der in völliger Gleichberechtigung zu dem Abschluß eines Vertrages über 
Mitteleuropa kommen müssen, dessen Grundzüge in den Besprechungen 
der Französischen Regierung in Rom festgelegt worden sind. 

Sie stellen mit Freude fest, daß die Französische und Englische Re¬ 
gierung darin eins sind, diesen Pakt als ein Element der Sicherheit auf¬ 
zufassen, das im Zusammenhang mit anderen Verträgen regionalen 
Charakters ein unteilbares Ganzes von Friedensgarantien darstellt, die 
geeignet sind, die noch schwebenden allgemeinen Probleme zu regeln. 

Unabhängig von der günstigen Rückwirkung, die eine derartige 
Regelung auf die wirtschaftliche Weltlage hätte, haben sie die Verein¬ 
barungen auf diesem Gebiete einer Betrachtung unterzogen, die inzwi¬ 
schen zwischen Österreich und verschiedenen Staaten Europas, darunter 
auch Frankreich, abgeschlossen worden sind. 

Von dem Wunsche beseelt, auf geistigem Gebiete die freundschaft¬ 
lichen Beziehungen zwischen Frankreich und Österreich zu fördern, sind 
sie übereingekommen, bald in Verhandlungen einzutreten, die zu einer 
Verstärkung der wechselseitigen Beziehungen auf wissenschaftlichem, 
künstlerischem und literarischem Gebiet führen sollen. 


Wie gesagt, Österreich stand jetzt mehr als je im Zusammenhang der 
Weltdinge. Deutlich ließ dies die Rede des italienischen Regierungschefs Mus¬ 
solini am 25. 5. erkennen, als er die warnte, die auf eine „V ersteinerung” 
Italiens am Brenner hoffen: 

„Auch ist es nötig zu sagen, ein für allemal und so klar wie möglich zu 
sagen, daß das Problem der österreichischen Unabhängigkeit ein öster¬ 
reichisches und ein europäisches Problem ist. Soweit es ein europäisches 
Problem ist , ist es auch ein italienisches Problem, aber es ist nicht nur 
ein italienisches Problem. 

„Mit anderen Worten: Das faschistische Italien hat nicht die Absicht , 
seine historische Mission auf ein einziges politisches Problem, auf eine 
einzige militärische Zone, wie die Verteidigung einer Grenze, selbst wenn 
es eine noch so wichtige Grenze wie die Brennergrenze ist , zu beschrän¬ 
ken, da uns alle unsere Grenzen, die des Mutterlandes und die der Kolo¬ 
nien in aleicher Weise, heilig sind und gegen jede , selbst gegen eine nur 
potentielle Bedrohung , geschützt und verteidigt werden müssen “ 
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ln einem Aufsatz im März noch hat der italienische Regierungschef 
Mussolini ein weitgespanntes Programm der „geschichtlichen Sendung“ 
Österreichs Umrissen. Man muß den Aufsatz gelesen haben , um die geistigen 
und außenpolitischen Fronten Europas von heute zu kennen. 

Der Führer und Reichskanzler des Deutschen Reiches , Adolf Hit¬ 
ler , umriß dagegen in seiner Reichstagsrede vom 21. 5. 1935 noch einmal 
die „deutsche Lösung“ der österreichischen Frage, die Lösung , die sich — 
bei aller Enthaltung von der Einmischung in Österreichs innere Verhält¬ 
nisse — gründet auf „das einfache Solidaritätsgefühl gemeinsamer nationaler 
Herkunft“. 


Die historische Mission Österreichs nach der Auffassung 
Mussolinis 

121 . Aufsatz des Chefs der italienischen Regierung Mussolini vom 6 . 3 . ig 34 
über die „Historische Mission Österreichs“ im Popolo d’Italia 

In dem Communique, das über meine in Rom mit dem Chef 
der österreichischen Regierung gepflogenen Besprechungen ausgegeben 
wurde, wird auf die historische Mission hingewiesen, die Österreich habe 
und in deren Interesse seine Unabhängigkeit und die Unversehrtheit sei¬ 
nes Gebietes bewahrt werden müsse. 

Hat Österreich eine geschichtliche Sendung? Hat es sie auch jetzt, 
da es nicht mehr der zentrale Teil eines großen Reiches ist, das in seinen 
großen Tagen 52 Millionen Einwohner zählte? 

Wenn von einer „geschichtlichen“ Mission gesprochen wird, so han¬ 
delt es sich um eine Sendung, die jahrhundertelang gilt und deren Er- 
gebnis eine Ordnung innerhalb und außerhalb der Landesgrenzen ist. 

Um auf diese Frage zu antworten, muß vor allem festgestellt wer- 
den, daß Österreich ein deutsches Land ist, zumindest so deutsch 
wie Preußen, dessen slawische Bevölkerung durch Germanisierung die 
heutige Form erhalten hat. Niemand stellt den germanischen Charakter 
Österreichs in Frage; trotzdem ist die Erscheinungs- und Ausdrucksform 
des österreichischen Deutschtums von dem preußischen Deutschtum ganz 
verschieden. Diese beiden Länder sind zwei verschiedene Welten; sie ha¬ 
ben sich in den vergangenen Jahrhunderten nach verschiedenen Welt¬ 
richtungen gewendet und standen auch auf dem Schlachtfelde einander 
gegenüber. 

Die erste „geschichtliche“ Aufgabe Österreichs ist daher: die Arbeit 
der vergangenen Jahrhunderte in einer andern Form fortzusetzen und 
aus der neuen Lage, die vom politischen Standpunkte aus sich geändert 
hat, aber geographisch die alte ist, die Konsequenzen zu ziehen. Alle 
Äußerungen des österreichischen Geistes können, von der Politik bis zur 
Literatur, nur die eine Aufgabe haben: im Gegensatz zur preußisch- 
deutschen Art alles auszuschalten, was für andere Völker roh, unannehm- 
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bar und zu eigentümlich-seltsam ist. Gleichzeitig ist Österreich der 
geeignetste Mittler zwischen der im Erstehen begriffenen Kultur des 
Donaubeckens und der deutschen Welt. 

Die zweite historische Aufgabe Österreichs fußt auf dem traditio¬ 
nellen Katholizismus seiner Bevölkerung. Österreich und der Katholizis¬ 
mus sind eins. Der Katholizismus des Kaiserreiches war formelhaft und 
an die politischen Bedürfnisse gebunden; der österreichische Katholizis¬ 
mus der Nachkriegszeit ist ein tiefempfundener Glaube, der in der Seele 
des Österreichers wurzelt. 

Die großen Kanzler der Bepublik, Seipel und Dollfuß, waren Ka¬ 
tholiken, der erste sogar Priester. Dr. Schuschnigg, der jetzige Kanzler, 
ist gläubiger Katholik. Von Born aus und mit den Augen der auslän¬ 
dischen Gläubigen gesehen, erscheint Österreich wie ein großes, in das 
Donaubecken eingekeiltes katholisches Gebiet, das von der slawischen 
Orthodoxie einerseits und von dem evangelischen Deutschland anderseits 
gefährdet wird. Indem Österreich in diesem Teile Europas die vorgescho¬ 
benen Stellungen des Katholizismus verteidigt, verteidigt es gleichzeitig 
fünfzehn Jahrhunderte seiner Geschichte, seiner Tradition und den Sinn 
seines Lebens. 

Die geschichtliche Aufgabe Österreichs ist also eine doppelte: Die 
Errungenschaften der deutschen Kultur, die durch ihre Verbindung mit 
der lateinischen Kultur eine universal-humane Grundlage erhalten hat, zu 
beschirmen und die äußerste Stellung des Katholizismus in Mittel- und 
Nordosteuropa zu verteidigen. Durch die Lösung dieser Aufgaben be¬ 
wahrt Österreich seine Unabhängigkeit, verleiht seiner nationalen Exi¬ 
stenz einen kollektiven Sinn und leistet der europäischen Zivilisation 
einen großen Dienst. 

Unabhängig von Preußen-Deutschland hat Österreich immer seine 
eigene Literatur, Kunst und Musik gehabt. Es hat sich ein österreichischer 
Geist herangebildet, der in der Form nicht deutsch ist, sondern öster¬ 
reichisch. Die künstlerische Form steht in erster Reihe unter dem Ein¬ 
fluß des lateinischen Westens, der hier von Italien vertreten wird. Die 
österreichisch-italienischen Kulturbeziehungen gehen auf Jahrhunderte 
zurück. 

Im Lichte dieser Vergangenheit ist es klar, daß die Möglichkeit 
einer Vertiefung der italienisch-österreichischen Beziehungen und die 
Möglichkeit für Österreich, zwischen den verschiedenen Kulturen 
Europas die Rolle des Mittlers zu spielen, gegeben ist. Ohne Zweifel 
ist es eine wichtige Tatsache, daß die Sprache Österreichs und Deutsch¬ 
lands dieselbe ist, doch ist der Umstand auch nicht weniger erheblich, 
daß Österreich und Italien eine gemeinsame Religion besitzen. Wien hat 
die Möglichkeit, seinen Einfluß nach Norden und Süden, nach Westen 
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und Osten auszubreiten, da doch schon früher sprichwörtlich war, daß 
der Osten beim St. Stephansdom beginnt. 

Ich glaube, daß mit der Zeit, wenn das Land erstarkt und die wirt¬ 
schaftliche Lage sich bessert, ein jeder davon überzeugt sein wird, daß 
Österreich als zweiter deutscher Staat in Europa existieren kann, als ein 
Staat, der zwar deutsch ist, aber trotzdem Herr seines Schicksals. 


Da6 deutsche Volk und das österreichische Schicksal 

122 . Rede des Führers und Reichskanzlers Adolf Hitler vom 21. 5 . ig 35 im 
Deutschen Reichstag 

Daß in Europa die politischen Grenzen nicht die Ideengrenzen sind 
und sein können, kann schwerlich bestritten werden. Seit der Einführung 
des Christentums haben sich in ununterbrochener Folge bestimmte Ideen 
in der europäischen Völker- und Schicksalsfamilie verbreitet und über 
alle staatlichen und nationalen Grenzen hinweg Brücken geschlagen und 
verbindende Elemente geschaffen. Wenn z. B. ein ausländisches Kabi¬ 
ne ttsmitglied bedauert, daß im heutigen Deutschland bestimmte, im 
Westen Europas gültige Vorstellungen zur Zeit nicht mehr anerkannt 
werden, so müßte es eigentlich um so verständlicher sein, wenn um¬ 
gekehrt deutsche Gedanken des Reichs an dem einen oder anderen deut¬ 
schen Land nicht spurlos vorübergehen können. 

Deutschland hat weder die Absicht noch den Willen, sich in die 
inneren Österreichischen Verhältnisse einzumengen, Österreich etwa zu 
annektieren oder anzuschließen. Das deutsche Volk und die Deutsche Re¬ 
gierung haben aber aus dem einfachen Solidaritätsgefühl gemeinsamer 
nationaler Herkunft den begreiflichen Wunsch, daß nicht nur fremden 
Völkern, sondern auch dem deutschen Volke überall das Selbstbestim¬ 
mungsrecht gewährleistet wird. Ich selbst glaube, daß auf die Dauer kein 
Regime, das nicht im Volke verankert, vom Volke getragen und vom 
Volke gewünscht wird, Bestand haben kann. 

Wenn zwischen Deutschland und der zu einem großen Prozentsatz 
auch deutschen Schweiz solche Schwierigkeiten nicht bestehen, dann ein¬ 
fach deshalb, weil die Unabhängigkeit und Selbständigkeit der Schweiz 
eine tatsächliche ist, und weil niemand zweifelt, in ihrer Regierung den 
wirklichen legalen Ausdruck des Volkswillens zu sehen. 

Wir Deutsche haben aber allen Anlaß zufrieden zu sein, daß sich 
an unserer Grenze ein Staat mit einer zu einem hohen Teile deutschen 
Bevölkerung bei großer innerer Festigkeit und im Besitz einer wirklichen 
und tatsächlichen Unabhängigkeit befindet. 



2. Die Revision der Verträge und das Attentat 

von Marseille 


REVISION UND ANTIREVISION IM DONAURAUM 

Die Geschichte des Kampfes Ungarns um die Revision ist nahezu gleich¬ 
bedeutend mit der Geschichte der Kleinen Entente. Die Kleine Entente, das 
Bündnis zwischen der Tschechoslowakei, Jugoslawien, Rumänien — den Staa¬ 
ten, die dem Vertrag von Trianon das Dasein oder die Stellung verdanken —, 
wird am stärksten durch den Gegensatz gegen Ungarn zusammengehalten. 
Jahrzehntelang ist auch der Gegensatz der Kleinen Entente gegen Italien 
ein konstantes Element der europäischen Politik gewesen: der Kampf um 
die Ufer der Adria, um Dalmatien und damit um die Macht im Adriatischen 
Meer brachte ihren Staaten von vornherein das Vermächtnis eines italienisch- 
jugoslawischen Gegensatzes mit. An Ausgleichen und an Ausgleichsversu¬ 
chen hat es nicht gefehlt, aber der Gegensatz blieb als latente Drohung beste¬ 
hen. Mit der Kleinen Entente hat Italien um den Einfluß im Donauraum ge¬ 
rungen. Den ungarischen Revisionismus benutzte Italien als den Hebel sei¬ 
ner Macht im Donauraum. Mit der Annäherung Frankreichs — des Ver¬ 
bündeten der Kleinen Entente — an Italien hat sich auch der Gegensatz zwi¬ 
schen der Kleinen Entente und Italien etwas abgeschwächt, wenn er ande¬ 
rerseits auch eine Belastung der italienisch-französischen Freundschaft blieb. 
Für die Ententestaaten bedeutet die Revision den Inbegriff aller außen¬ 
politischen Gefahren, und ihre politischen Kundgebungen sind eine einzige 
Folge von großen Anklagen gegen die Revisionsbestrebungen Ungarns als 
gegen die böse Kraft Europas schlechthin. Am 5. 4. I93U wandte sich der 
rumänische Außenminister T itulescu in einer heftigen, leidenschaftlichen 
Rede gegen den ungarischen Revisionismus; dagegen erhob der ungarische 
Ministerpräsident Gömbös am 7. 5. I93U noch einmal die unveräußerliche 
Forderung Ungarns. In der Tiefe ging an der Grenze zwischen Ungarn und 
Jugoslawien ein unterirdischer Kampf vor sich; kroatische Emigranten hat¬ 
ten auf ungarischem Boden Zuflucht gefunden. Aus innerer und außenpoli¬ 
tischer Spannung erwuchs hier an der Grenze eine feindselige Stimmung, 
„die zuweilen an den Kriegszustand erinnerte\ Schließungen der Grenze, 
Grenzzwischenfälle waren an der Tagesordnung, und die ungarische Regie¬ 
rung appellierte an den Völkerbund. Die Debatte, die stattfand, mit der Be¬ 
schwerde Ungarns über unerträgliche Grenzzwischenfälle und der Gegenklage 
Jugoslawiens gegen ,,terroristische Aktivitäten kroatischer nach Ungarn ge¬ 
flüchteter und in Ungarn geduldeter Emigranten”, ist ein Wetterleuchten 
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des großen Konflikts vom Oktober und November 193U. Die Angelegenheit 
wurde durch eine Zusicherung der beteiligten Mächte beigelegt , direkte Ver¬ 
handlungen anzubahnen. (Die Verständigung zwischen Ungarn und Jugosla¬ 
wien erfolgte durch das Abkommen von Belgrad vom 2i. 7. 193U.) 
Aber sie hatte die Tiefe des Gegensatzes geoffenbart. 


Grenzkrieg an der ungarisch-jugoslawischen Grenze 

123 . Rede des ungarischen Völkerbunddelegierten Eckhardt vom 5 . 6 . 1934 
vor dem Völkerbundrat über Ungarns Klage gegen die jugoslawische 
Grenzpolizei 

Die ungarische Regierung hat den Völkerbundrat wegen der anor¬ 
malen Situation angerufen, die an der Grenze zwischen Ungarn und Ju¬ 
goslawien besteht. Der Appell Ungarns gründet sich auf Artikel 6 Para¬ 
graph 2 des Völkerbundpaktes, der — der Verfassung des Völkerbunds 
gemäß — als vorbeugende Maßregel wirken soll, um durch rasche Aktion 
den Ausbruch eines Konflikts zu verhindern . . . 

Unser Ziel ist nicht anzuklagen. Unser Ziel besteht vielmehr darin, 
Abhilfe für unsere ernsthaften Beschwerden zu suchen. Ich bin hierher¬ 
gekommen, nicht um Anklage wegen der Vergangenheit zu erheben, son¬ 
dern um zu versuchen, ernsthafte Mißstände zu beseitigen, die sich in der 
Zukunft ergeben könnten. Ich habe nicht den Wunsch, Schwierigkeiten 
zu übertreiben, und noch weniger, aus unangenehmen Problemen eine 
politische Frage zu machen. Mein Zweck ist im Gegenteil, den Umkreis 
zu beschränken, auf den sich unser Appell an den Völkerbund bezieht, 
dadurch zu beschränken, daß alle politischen Motive unberücksichtigt 
bleiben. Unser Appell bezieht sich auf die Beseitigung spezifischer 
Schwierigkeiten von rein administrativem Charakter, die mit dem not¬ 
wendigen guten Willen auf beiden Seiten zur Befriedigung beider Seiten 
in sehr kurzer Zeit beigelegt werden können. 

Ich kann jedoch den Ernst der Situation an der ungarisch-jugo¬ 
slawischen Grenze nicht verbergen, da meine Regierung, bevor sie sich 
zu diesem Schritt entschloß, alle anderen möglichen Mittel erschöpft 
hat, den Zustand der Dinge durch direkte Vereinbarung zu bessern. Un¬ 
glückseligerweise waren diese Bemühungen erfolglos. 

Worum geht es genau? Seit Jahren finden ernsthafte Zwischen¬ 
fälle und systematische Akte der Schikane an der ungarisch-jugoslawi¬ 
schen Grenze statt, die eine Länge von 638 Kilometer hat. Der unga¬ 
rische Appell an den Völkerbund erwähnt 3 i Zwischenfälle, darunter 
i 5 mit tödlichem Ausgang, bei denen Grausamkeiten von den jugosla¬ 
wischen Grenzwachen verübt worden sind. Derartige Akte sind jüngst 
immer häufiger geworden; seit Weihnachten ig 33 , d. h. seit fünf 
Monaten, sind sechs Personen an der jugoslawischen Grenze infolge 
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des unberechtigten Gebrauchs von Feuerwaffen durch jugoslawische 
Grenzwachen getötet worden . . . 

Ungarn und die kroatischen Emigranten 
Rede des jugoslawischen Delegierten beim Völkerbund Fotic vom 5 . 6 . 
1934 vor dem Völkerbundrat über die ungarische Klage und Jugo¬ 
slawiens Gegenbeschuldigungen 

Wie die Jugoslawische Regierung bereits dargelegt hat, gab das Re¬ 
gime an der Grenzzone bis Ende ig 3 i keinen Anlaß zu ernsthaften Kla¬ 
gen. Die ersten Zwischenfälle datieren erst von 1932. Diese Zwischen¬ 
fälle ereigneten sich nicht als isolierte Vorkommnisse, die keine Ursache 
außerhalb ihrer selbst hatten. Das Auftreten der Zwischenfälle fällt 
räumlich und zeitlich mit zwei anderen Serien von Ereignissen zusam¬ 
men — nämlich mit der terroristischen Bewegung, die von gewissen ju¬ 
goslawischen Flüchtlingen geschaffen wurde, die sich auf ungarischem 
Gebiet in unmittelbarer Nähe der jugoslawischen Grenze niedergelassen 
haben, und der Zunahme des geheimen Handels mit Waffen und Muni¬ 
tion und illegaler Grenzüberschreitungen durch verdächtige Individuen. 
Diese Serien von Ereignissen sind eng miteinander verknüpft und stehen 
zueinander in der Beziehung von Ursache und Wirkung. 

Ich muß damit beginnen, daß ich die terroristische Bewegung be¬ 
schreibe, denn hier liegt der wahrhafte Ursprung der gegenwärtigen Ver¬ 
hältnisse. Alle die Einzelheiten, die weiter unten erwähnt werden, sind 
den Urteilen entnommen, die jugoslawische Gerichte gegen zahlreiche 
jugoslawische Flüchtlinge gefällt haben, die nach Verbrechen festgenom¬ 
men und verurteilt wurden, die sie auf jugoslawischem Gebiet begangen 
haben. 

Im Jahre 1931 fand eine Gruppe von jugoslawischen Flüchtlingen, 
die zwei Jahre hindurch, 1930 und I 93 i, verbrecherische Tätigkeit ge¬ 
gen die öffentliche Ordnung und gegen die Sicherheit des jugoslawischen 
Staates betrieben hatten, nach ihrer Ausweisung aus anderen Staaten ein 
sehr hohes Maß von Gastfreundschaft auf ungarischem Gebiet. Im Win¬ 
ter ig 3 i wurde eine Gruppe von Terroristen organisiert, die sich zum 
größten Teil aus kriminellen Abenteurern und aus jugoslawischen 
Flüchtlingen zusammensetzte, die durch falsche Versprechungen ange¬ 
lockt waren. Diese Gruppe beging, wie Sie sehen werden, bald danach 
eine Serie von Verbrechen auf jugoslawischem Gebiet. 

In Janka Puszta, einer Farm, die sechs Kilometer von der jugo¬ 
slawischen Grenze entfernt ist, erfreuten sich die Terroristen — auch in 
diesem Fall ist meine Information auf die Geständnisse der Terroristen 
gegründet, die festgenommen und von jugoslawischen Gerichten abge¬ 
urteilt worden sind — nicht nur der wohlwollenden Duldung der unga- 
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rischen Behörden, sondern, scheint es, in gewissen Fällen auch ihrer 
aktiven Unterstützung . . . Daher liegt Abhilfe für die gegenwärtigen 
Umstände nach der Meinung der jugoslawischen Regierung nicht in 
einer Abänderung der Bestimmungen für die Grenzwachen, sondern nur 
in einem Wandel der Atmosphäre, in der diese Bestimmungen angewandt 
werden. 

Eine große Kundgebung gegen die ,.Revision' wurde der Besuch 
des französischen Außenministers Louis B ar t h o u in 
Bukarest und Belgrad und die Tagung der Kleinen Entente 
zu Bukarest vom 18. — 20.6.193fr. Am 9. 6. 193fr hatte ja auch die Kleine 
Entente (wenigstens Rumänien und die Tschechoslowakei) die Sowjetunion 
anerkannt und damit die große Politik Frankreichs eines „neuen Gleichge¬ 
wichts der Mächte ' (gegen die große europäische „Revision”) gefördert. Die 
Resolution der Bukarester Konferenz der Kleinen Entente ist denn auch ein 
Bekenntnis zur Politik der Sicherheitspakte und gleichzeitig eine Kundgebung 
gegen die Rückkehr der Habsburger. Auf der Tagung wurde ebenso wie wäh¬ 
rend des Besuchs des französischen Außenministers der Abschluß des Bal¬ 
kanpaktes gefördert, der die Kleine Entente über den Balkan hinweg bis zur 
Türkei verlängern sollte. Barthou konnte in seiner Rede triumphierend sagen, 
daß von Prag bis Ankara eine Zone bestehe , die durch Pakte garantiert sei. 
Die Rede von T itulescu beim Empfang des französischen Außenministers 
Louis Barthou war eine Verherrlichung der „heiligen, endgültigen, unberühr- 
baren Einheit” Rumäniens. Rumänien wird nicht einen Quadratkilometer sei¬ 
nes Bodens preisgeben. Barthou hatte zuvor auf einer feierlichen Sitzung der 
rumänischen Kammer gesprochen und versichert, daß Frankreich an der Seite 
Rumäniens sein werde, wenn auch nur ein Quadratzentimeter rumänischen 
Bodens berührt werde. Die gleiche, wenn auch weniger aggressive Apotheose 
der Heiligkeit der Grenzen , die gleiche, wenn auch weniger (leidenschaft¬ 
liche Glorifikation der „endgültigen, heiligen und unberührbarein” Ordnung 
der Verträge, die zur Anklage Ungarns wurde, vollzog sich auch in Belgrad , 
ab Barthou dorthin seine große Reise fortsetzte. Am 26. 6. 193fr hat Göm- 
bös, der ungarische Ministerpräsident, gegen die große Demonstration von 
Bukarest und Belgrad protestiert. Die wirtschaftliche Zusammenarbeit in Mit¬ 
teleuropa (das Bukarester Communiquö hatte Ungarn vorgeworfen , daß es 
sich davon ausschließe) könne, so führte Gömbös aus, nur auf der Grund¬ 
lage der Revision erfolgen. Der tschechoslowakische Außenminister Eduard 
Be ne sch antwortete in seiner Rede vom 2. 1. 193fr 1 ), daß man nicht Ter¬ 
ritorien gegen wirtschaftliche Konzessionen tauschen könne. Die Risse liefen 
nach wie vor über den Donauraum. Die Fronten standen feindselig und er¬ 
bittert gegeneinander. 

Die Kleine Entente und die europäische Politik 

125 . Communique vom 20. 6 . 1934 über die Bukarester Tagung des Stän¬ 
digen Rates der Kleinen Entente 

Die drei Außenminister haben in vertiefter Weise die allgemeine po¬ 
litische Situation geprüft. Sie haben sich nicht verhehlt, daß die intema- 
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tionale politische Situation gewisse beunruhigende Symptome aufweist, 
die die Aufmerksamkeit aller Regierungen wachhalten müssen, die an 
der Aufrechterhaltung des Friedens interessiert sind. Sie haben auch fest¬ 
gestellt, daß gewisse beruhigende Elemente bestehen, die, durch beharr¬ 
liche kollektive Arbeit entwickelt und verstärkt, Europa erlauben werden, 
der politischen Krise zu entgehen, die im Augenblick auf ihm lastet. 

Die beständigen Schwierigkeiten, auf die bisher noch immer der 
Abschluß einer allgemeinen Konvention über Rüstungsbeschränkungen 
gestoßen ist, die Forderung der Revision seitens gewisser Staaten, die 
Gefahr, daß Europa in feindliche Blocks gespalten wird, das Weiter¬ 
bestehen der finanziellen und ökonomischen Krise, die Unsicherheit der 
politischen Verhältnisse innerhalb wie außerhalb Europas — all dies läßt 
fürchten, daß der Friede in Gefahr ist. 

Die ernsthaften und erfolgreichen Anstrengungen Frankreichs, 
Großbritanniens und der Vereinigten Staaten von Amerika, um kürzlich 
das Scheitern der Abrüstungskonferenz zu verhindern, der energische 
Kampf, der geführt wurde, um die Sicherheit in den Vordergrund 
der politischen Bemühungen zu stellen, die Zusammenschlüsse, die mit 
dem Ziel der Aufrechterhaltung des Friedens bereits gebildet wurden 
oder im Begriff sind, gebildet zu werden, die verhängnisvollen sozialen 
Folgen, die sich mit Sicherheit in den Staaten ergeben würden, die das 
Risiko des Angriffs auf sich nehmen — all dies läßt andererseits hoffen, 
daß die Anstrengung zur Aufrechterhaltung des Friedens schließlich den 
Sieg davontragen werde. Die Kleine Entente ist ihrer traditionellen Po¬ 
litik und den Prinzipien, die die Grundlage ihres Organisationspaktes 
bilden, treu und zieht die Linie ihres Verhaltens in Übereinstimmung mit 
den Interessen der Mitgliedstaaten und mit dem allgemeinen Interesse. 

Deshalb hat der Ständige Rat der Kleinen Entente alle notwendigen 
Entscheidungen getroffen, um der Situation ins Antlitz zu sehen. 

In den vier Sitzungen, die er in Bukarest vom 18. bis 20. 6. 1934 
abgehalten hat, hat der Ständige Rat u. a. beschlossen: 

a) Alle Anstrengungen zu machen, daß die Abrüstungskonferenz zu 
einer Konvention führt, die für alle Beteiligten zufriedenstellend ist. 

b) Mit allen Kräften die Organisation der Sicherheit zu unterstützen 
und an den Regionalpakten gegenseitiger Unterstützung mitzuwirken, die 
im Augenblick erörtert werden. 

c) An der wirtschaftlichen Wiederaufrichtung Europas in Überein¬ 
stimmung mit allen interessierten Ländern mitzuarbeiten. Zum großen 
Bedauern des Ständigen Rates der Kleinen Entente erwecken gewisse 
offizielle ungarische Erklärungen den Eindruck, daß sich Ungarn selbst 
von einer derartigen Zusammenarbeit ausschließen wird. 

d) Den Entschluß zu erneuern, sich der Rückkehr der Habsburger 
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durch geeignete Maßregeln zu widersetzen, unter welcher Form auch 
immer diese Rückkehr geschehen möge. 

e) Die bestehenden Beziehungen mit allen Staaten, insbesondere mit 
den Nachbarstaaten und Polen, aufrechtzuerhalten und zu pflegen. 

f) Mit Befriedigung von der Wiederaufnahme der normalen diplo¬ 
matischen Beziehungen zwischen der Union der Sozialistischen Sowjet¬ 
republiken und Rumänien und der Tschechoslowakei gemäß den Be¬ 
schlüssen von Agram Kenntnis zu nehmen, einer Wiederaufnahme von 
Beziehungen, die mit dem Zweck erfolgt ist, an der Aufrechterhaltung 
des Friedens mitzuwirken. 

g) Mit Befriedigung von den Zusicherungen Kenntnis zu nehmen, 
die alle Unterzeichner des Balkanpaktes über dessen integrale Durch¬ 
führung gegeben haben, ebenso wie von der Ratifizierung des Balkan¬ 
pakts am 16. 6. 1934 durch Rumänien und Jugoslawien. 

h) Die Beschlüsse des Wirtschaftsrates während seiner Tagung von 
Bukarest zu ratifizieren und sie den einzelnen Regierungen zur Billigung 
zu unterbreiten. 

i) Die Sympathie gegenüber dem südamerikanischen Vertrage zur 
Verhütung des Krieges auszudrücken, der auf die Initiative der ar¬ 
gentinischen Regierung zurückgeht und am 10. 10. 1933 in Rio de 
Janeiro unterzeichnet wurde, ein Vertrag, den die Kleine Entente be¬ 
schlossen hat, einem vertieften Studium zu unterziehen. 

j) Im September erneut in Genf zusammenzutreten. 

Bevor der Ständige Rat der Kleinen Entente seine Arbeiten abge¬ 
schlossen hat, hat er mit Befriedigung den großen Widerhall festgestellt, 
den die Besuche der auswärtigen Minister der Kleinen Entente in Paris 
ebenso wie der Besuch des auswärtigen Ministers Frankreichs in den 
Hauptstädten der Kleinen Entente gehabt hat, und er drückt seine Freude 
darüber aus, daß die Konferenz von Bukarest dadurch einen besonderen 
Wert erhält, daß sie den Ministern der auswärtigen Angelegenheiten der 
Kleinen Entente erlaubt, erneut ihre Ansichten mit M. Louis Barthou 
auszutauschen. 


Keinen Quadratzentimeter! 

126 . Rede des französischen Außenministers Louis Barthou vom 21. 6 . 1934 
gegen die Revision in Bukarest 

Eure Grenzen sind euer und werden stets euer sein. Wißt, daß 
Frankreich an eurer Seite sein wird, wenn nur ein Quadratzentimeter 
des Bodens eures Landes berührt wird! 
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Die heilige, endgültige und unberührbare Einheit des rumä¬ 
nischen Territoriums 

Rede des rumänischen Außenministers Titulescu vom 21. 6 . 1934 beim 127 . 
Besuch des französischen Außenministers Barthou in Bukarest 

Kaum waren die Verträge unterzeichnet, hörten wir Stimmen, die 
sich erhoben, um aus Gründen der Gerechtigkeit die Zerstückelung un¬ 
seres nationalen Bodens zu verlangen, nicht im Namen des Rechts, son¬ 
dern im Namen eines falschen Anscheins, der eine Tatsache konstruiert, 
die sich die „fortdauernde fremde Unterdrückung“ nennt. Tausend Jahre 
hindurch haben andere das Recht gehabt, unsere nationalen Brüder unter 
dem Joch zu halten, und 16 Jahre nach der Unterzeichnung der diplo¬ 
matischen Instrumente, die sie dem Mutterlande Zurückgaben, kommt 
man, um feierlich zu verkünden, daß die Verträge nicht ewig sind. 

Diesmal ist unsere Geduld zu Ende. Herr Präsident, im Namen der 
rumänischen Nation möchte ich in Ihrer Gegenwart und vor den Augen 
der Welt verkünden, daß, wenn man sich einbildet, einen Quadratmeter 
des nationalen Bodens von uns verlangen zu können, den wir im Augen¬ 
blick besitzen, die unveränderliche Antwort der Rumänen sein wird: Nein, 
nein, niemals 1 

Ich bin glücklich und zutiefst bewegt, Herr Präsident, bei dem Ge¬ 
danken, daß wir von derselben Tribüne herab die Stimme Frankreichs 
vernehmen konnten, von der herab die Worte gefallen sind, die über 
unsere nationale Einheit entschieden haben, die Stimme Frankreichs, die 
nunmehr den heiligen, endgültigen und unberührbaren Charakter dieser 
Einheit verkündet. Denen, die fortan fragen werden, warum die politi¬ 
sche Aktion Rumäniens soviel Identisches mit der Frankreichs hat, wird 
es leicht sein zu antworten: „Wenn man zwischen denen wählen muß, 
die aus der Unberührbarkeit unserer Grenzen ein Dogma machen, und 
denen, die aus der systematischen Verstümmelung Rumäniens ein Dogma 
machen, kann man sich nur für die ersteren entscheiden.“ Das ist um 
so leichter, als seit unserer Geburt als Nation die ersteren einen Platz 
in unserem Herzen haben. 


Im Anschluß an die Völkerhundtagung , die die Aufnahme Sowjetruß¬ 
lands in den Völkerbund vornahm , hat der Ständige Rat der Kleinen Entente 
nochmals getagt. Die Resolution war wiederum eine Kundgebung für das 
große Paktsystem. Für den Donauraum wurde die „europäische Lösung ‘ ver¬ 
kündet, der politischen Selbständigkeit der Staaten und der möglichst engen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit untereinander und mit den Nachbarn, eben 
die Lösung , die auf dem Gleichgewicht der Kräfte beruhte. Dem Einfluß 
der Kleinen Entente war es auch zu danken, daß die Dreimächteerklärung 
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über Österreich am 27. 9. 193b 1 ) eine reine Bekräftigung des Status quo 
wurde. Zu derselben Zeit stellte Ungarn mit fünf Grundsätzen ein 
Gegenprogramm auf , das auf dem System der römischen Protokolle und auf 
der Anlehnung an die Weltfront der Revision (gute Beziehungen zu Deutsch¬ 
land!) ruhte. In einer Rede vom I. 10. I93U vor dem ungarischen Rundfunk 
wandte sich der ungarische Ministerpräsident Gömbös gegen die Forderung , 
Ungarns Politik dem europäischen System Frankreichs anzupassen , was nur 
um den Preis der Annäherung an die Kleine Entente und damit der Preis¬ 
gabe der nationalen Bestrebungen Ungarns geschehen könne. Die Dinge schie¬ 
nen immer noch in einem Zustand der Reibung zu sein , aus dem dann 
in wenigen Tagen — als Folge des Marseiller Attentats — eine bedrohliche 
Flamme schlagen sollte. 


Kleine Entente und mitteleuropäische Frage 

128 . Communique vom i 4 . 9- 1934 über die Tagung des Ständigen Rates 
der Kleinen Entente in Genf 

Der Ständige Rat der Kleinen Entente hat in vertiefter Weise alle 
Fragen geprüft, die auf der Tagesordnung standen, u. a. den Eintritt 
der Sowjetunion in den Völkerbund, den Ostpakt, die Minderheitenfrage, 
die Probleme Mitteleuropas und die Beziehungen der Kleinen Entente 
und Italiens. 

In erster Linie hat der Ständige Rat beschlossen, daß die drei 
Staaten für die Zulassung der Sowjetunion in den Völkerbund stimmen 
werden. 

Was den Ostpakt betrifft, so sieht ihn der Ständige Rat als eine 
Verstärkung der Garantien für die Aufrechterhaltung des Friedens an 
und wünscht, daß er in kürzester Frist abgeschlossen werde. 

Was die Minderheitenverträge angeht, so hält die Kleine Entente 
ihre wohl bekannte Haltung aufrecht, die sie während der Diskussion der 
vergangenen Jahre wiederholt Gelegenheit gehabt hat, zu präzisieren. 

Was die Probleme Mitteleuropas anbelangt, so hat sich der Stän¬ 
dige Rat noch einmal für die vollständige Unabhängigkeit aller Staaten 
des Donauraums ausgesprochen, für die wirtschaftliche Annäherung 
dieser Staaten und für ihre Zusammenarbeit mit allen interessierten 
Staaten. Falls es not tut, erscheint der Völkerbund der Kleinen Entente 
als die sicherste Garantie für die Aufrechterhaltung des Friedens und 
der Ordnung, die durch die Friedensverträge geschaffen wurde. 

Die Politik der Kleinen Entente besteht darin, freundschaftliche Be¬ 
ziehungen mit allen Staaten ohne Unterschied zu pflegen, und der Stän¬ 
dige Rat stellt daher mit Genugtuung die Annäherung zwischen Frank- 
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reich und Italien fest. Diese Annäherung ist dazu angetan, zwischen der 
Kleinen Entente und Italien eine Annäherung zu bewirken, die unter 
allen Gesichtspunkten wünschenswert ist. 


Ungarn und das außenpolitische System Frankreichs 

Rede des ungarischen Ministerpräsidenten Gömbös vom i. 10. 1934 hn 129 . 
ungarischen Rundfunk 

Die Freundschaft Frankreichs und die Resserung unserer Beziehun¬ 
gen zu den Mitgliedstaaten der Kleinen Entente wünsche ich aufrichtig 
herbei. Indessen ist für uns eine franzosenfreundliche Politik nur dann 
richtig und möglich, wenn hierfür die realen sachlichen Vorbedingungen 
gegeben sind. Gegenüber unseren um jeden Preis franzosenfreundlichen 
Politikern, die auch nach den Reden Barthous in Klausenburg und 
Bukarest von mir fordern, ich sollte, sämtliche übrigen Interessen und 
Gesichtspunkte beiseiteschiebend, mich ins französische Fahrwasser be¬ 
geben, muß ich abgesehen von der ungarischen Selbstachtung auch auf 
die mangelhafte realpolitische Begründung dieser Bestrebung hinweisen. 

Die conditio sine qua non dieser Freundschaft wäre nämlich — zumindest 
in dieser Stunde noch — unsere Annäherung an die Kleine Entente um 
den Preis des Verzichts auf unsere berechtigten nationalen Bestrebungen. 

Ich werde der erste sein, der sich einer Annäherung nicht von vornherein 
verschließen wird, sobald dafür die realpolitischen Möglichkeiten oder, 
wie es im Römischen Protokoll hieß, „die sachlichen Vorbedingungen“ 
vorliegen werden. Falls man sich aber sämtlichen berechtigten Ansprü¬ 
chen Ungarns gegenüber aufs starrste ablehnend verhalten, von Ungarn 
dagegen nur Opfer fordern würde, so würde dies lediglich unsere neuer¬ 
liche Erniedrigung von seiten derjenigen bedeuten, denen die Wandel¬ 
barkeit des historischen Geschicks einen Anteil an unserem tausendjäh¬ 
rigen Lande zukommen ließ. 

Bei aller Betonung dieser meiner prinzipiellen Auffassung will ich 
die Hoffnung nicht aufgeben, daß die drei Staaten der Kleinen Entente 
sich einmal doch zu der Warte jener Erkenntnis aufschwingen werden, 
daß unserem Vaterlande vor fünfzehn Jahren eine schwere und unwür¬ 
dige Unbill zugefügt wurde; falls sich diese Erkenntnis dann mit dem 
aufrichtigen Wunsch zur europäischen Kooperation und zum friedlichen 
Zusammenwirken paaren sollte, so wird es Wege der Verständigung und 
Zusammenarbeit geben. 

Übrigens ist es eine falsche Einstellung, daß Ungarn gar keine an¬ 
dere Wahl hätte, als sich in die gegenwärtige Tendenz Frankreichs und 
der Kleinen Entente einzuschalten, und auch diejenigen gehen von irri¬ 
gen Prämissen aus, die, indem sie Resultate der zwischen einzelnen Groß- 
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machten im Gang befindlichen Besprechungen vorwegnehmen, unsere 
Außenpolitik einer eingebildeten Lage anpassen möchten. Die Außen¬ 
politik ist ein außerordentlich kompliziertes und sehr heikles Gebiet, und 
man kann und darf sich auf ihren verschlungenen Pfaden nicht bloß 
auf Grund von Stimmungen und oberflächlichen Eindrücken zurecht¬ 
finden wollen. Die Öffentlichkeit tut gut daran, wenn sie auf die ver¬ 
schiedenen — natürlich nicht von freundschaftlicher Seite verbreiteten — 
Gerüchte nicht hereinfällt; denn diese bezwecken nur die Stiftung von 
Unsicherheit und Unruhe. 

Heute ist Ungarn eine geradezu vorbildliche Insel der Ordnung und 
der Ruhe im europäischen Chaos. Die bedeutsamen moralischen, poli¬ 
tischen und wirtschaftlichen Vorteile dieser Lage genießt das Land be¬ 
reits. Unser Ernst, unsere Friedensliebe, unsere staats- und ordnungs¬ 
erhaltenden Fähigkeiten haben uns bereits die Achtung der Welt ver¬ 
schafft, die uns im weiteren Ausbau der ungarischen Zukunft sicherlich 
große Hilfe leisten wird. Lassen wir die Tatsache dieser inneren Ordnung 
und Ruhe durch keinerlei außenpolitischen Defaitismus, durch keine ten¬ 
denziöse Unruhestiftung oder haltlose Hysterie stören. 


DAS ATTENTAT VON MARSEILLE END DIE 
REVISIONSFRAGE 

Am 9. 10. 193 U sind der König Alexander von Jugoslawien und der 
französische Außenminister Louis Barthou in den Straßen von Marseille 
einem Attentat zum Opfer gefallen. König Alexander war im Begriff, der 
französischen Regierung einen Besuch abzustatten, der die Voraussetzungen 
für die italienisch-französische Annäherung schaffen sollte. Die Vnlersuchung 
ergab, daß kroatische Emigranten, die in Verbindung mit mazedonischen 
Terrorgruppen arbeiteten und zum Teil auf dem Boden Ungarns Zuflucht 
gefunden hatten, in das Attentat verwickelt waren. Jetzt schien der ganze 
große Konflikt des Donauraums auszubrechen. Bald erschien in den Äußerun¬ 
gen der Presse der Kleinen Entente die Behauptung, daß die Revisionsbewe¬ 
gung der wahrhaft Schuldige an dem Attentat sei. Die Tagung der Klei¬ 
nen Entente in Belgrad vom 19. 10. 193U verkündete, daß die Tat 
von Marseille Teil aus einer Kette von Attentaten mit dem Zwecke sei, „ge¬ 
wisse Staaten in ihrer internationalen Stellung zu treffen und die Staaten 
ihrer Führer zu berauben, die erst jüngst zur nationalen Einheit gelangt 
sind“. Dem ,,Bereich der Außenpolitik“ gehöre das Attentat an, sagt das 
Belgrader Communiqui. Es sei ein Attentat, das gegen die neu errungene 
und noch immer ringende nationale Einheit der neuen Staaten im Dienste 
auswärtiger Mächte verübt worden sei. An der Grenze, die sich in den Dis¬ 
kussionen des Völkerbundes vom Juni als eine Grenze des unterirdischen 
Krieges erwiesen hatte, verschärfte sich bald die Spannung. Jugoslawien wies 
eine Masse ungarischer Staatsangehöriger aus. Die englische Regierung hielt 
es bald für angebracht, in den beteiligten Hauptstädten zur Zurückhaltung 
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zu mahnen. In einer Rede des englischen Außenministers Sir John Si¬ 
mon in Northampton wurde Englands Politik gegenüber den Geschehnissen 
um den Mord von Marseille formuliert: Marseille wäre kein zweites Sera- 
jewo und werde keins werden. Schien es einige Zeit , als wollten die Staaten 
der Kleinen Entente den Herd der Bedrohung für sie mit Gewalt vernich¬ 
ten, so hemmten doch die Großmächte. Aber die Gegensätze waren tief auf¬ 
gewühlt. 


Das Marseiller Attentat als Attentat gegen die Staaten der 
Kleinen Entente 

Communique vom 19. 10. 1934 über die Tagung des Ständigen Rates 130 . 
der Kleinen Entente in Belgrad 

Angesichts der tragischen Ereignisse, die in gleicher Weise Frank¬ 
reich und Jugoslawien getroffen haben, hat der amtierende Präsident 
der Kleinen Entente den Ständigen Rat zu einer außerordentlichen 
Sitzung in Belgrad am 19. Oktober 1934 zusammenberufen. 

Der Rat ist der Meinung, daß es seine erste Pflicht sei, der jugo¬ 
slawischen Nation sein tiefes Beileid für das Dahinscheiden ihres großen 
Fürsten, S. M. des Königs Alexander I. von Jugoslawien, zu bezeugen. 

Der Rat sendet gleichzeitig sein bewegtes Beileid der französischen 
Nation zu dem Verlust des großen Arbeiters am Frieden, der Louis 
Barthou gewesen ist. 

Daneben hat sich der Rat mit den Umständen beschäftigt, unter 
denen sich das Attentat von Marseille ereignet hat. Er ist zu folgender 
Schlußfolgerung gelangt: Das Verbrechen ist unter dem Einfluß von 
Kräften erfolgt, die jenseits der Grenze arbeiten, und es fällt daher in 
den Bereich der auswärtigen Politik. 

Es hat sich in der Tat in der letzten Zeit eine große Anzahl von 
terroristischen Akten ereignet, deren Ziel war, bestimmte Länder in ihrer 
internationalen Stellung zu treffen, die sie sich errungen haben, oder 
die Staaten, die jüngst zur nationalen Einheit gelangt sind, ihrer er¬ 
probtesten Führer zu berauben. 

Diese internationale Anarchie findet nun in dem Tod eines großen 
Königs ihren Höhepunkt, der von allen geliebt und geachtet wurde. Da¬ 
her findet es der Ständige Rat der Kleinen Entente angesichts einer 
solchen Situation notwendig, daß alle Staaten ohne Ausnahme in einem 
friedlichen Geiste mit Ruhe und Objektivität Zusammenarbeiten, damit 
die Verantwortlichkeiten festgestellt werden. 

Gleicherweise verlangt der Rat der Kleinen Entente, daß Maßregeln 
ergriffen werden, die in Zukunft die Wiederholung derartiger Akte ver¬ 
hindern. 

Wenn internationale Maßregeln nicht ergriffen oder nicht mit der 
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Loyalität und dem guten Willen angewandt werden, die sie erfordern, 
erachtet der Rat der Kleinen Entente, daß man zwangsmäßig zu ernst¬ 
haften Konflikten gelangen wird. 

Wie dem auch sei, so lassen sich die Staaten der Kleinen Entente 
von ihrer gegenwärtigen Politik nicht durch terroristische Akte ablenken. 

Mehr als jemals macht die tiefe Trauer, die uns getroffen hat, die 
Bande enger, die die Staaten der Kleinen Entente vereint. 

Die Regierungen der Kleinen Entente erklären feierlich ihre ab¬ 
solute Solidarität mit Jugoslawien und verpflichten sich, mit erhöhter 
Strenge alle die vertragsmäßigen Pflichten zu erfüllen, die die Staaten 
der Kleinen Entente verbinden. Sie verpflichten sich, mit unermüdlicher 
Energie die Politik fortzusetzen, die sie bisher geübt haben. 

Im übrigen ist der Ständige Rat der Kleinen Entente entschlossen, 
alle Anstrengungen zu machen, die mit den Interessen der Kleinen En¬ 
tente vereinbar sind, um die Politik der Zusammenarbeit und der An¬ 
näherung zu verwirklichen, die mit so viel Leidenschaft und Opfern von 
S. M. dem König Alexander und dem Präsidenten Barthou verfolgt 
wurde. 

König Alexander hat die nationale Einheit Jugoslawiens verwirk¬ 
licht, und er ist deren Symbol gewesen. Er ist einer der großen Bahn¬ 
brecher der Union der Kleinen Entente gewesen, ebenso wie Präsident 
Barthou für unsere Länder der beredteste Verteidiger der Unverletzlich¬ 
keit unsrer Grenzen gewesen ist. 

Die drei Regierungen der Kleinen Entente werden diesem großen 
Erbe ehrfurchtsvoll treu bleiben . . . 


Englands Mahnung zur Zurückhaltung 

131 . Rede des englischen Außenministers Sir John Simon vom 19. 10. 1934 
in Northampton 

Der Mord ist nicht nur das gemeinste, sondern meistens auch das 
stupideste der politischen Verbrechen. Wie selten hat in der Geschichte, 
von dem Mord an Julius Cäsar bis zur Ermordung von Engelbert Doll¬ 
fuß, der politische Mord sein gewünschtes Ergebnis erreicht. Als die 
erschütternde Nachricht zuerst das Ohr der öffentlichen Meinung er¬ 
reichte, war es unvermeidlich, daß die Menschen sich an den Mord von 
Serajewo vor zwanzig Jahren erinnerten und sich fragten, ob er nicht 
der Schatten sei, den eine neue und ernste Krise Europas vorauswerfe. 
Ich kann nicht scharf genug betonen, daß Serajewo und Marseille nicht 
eine Parallele, sondern einen Gegensatz darstellen. 

Damals rief das Ereignis sogleich einen heftigen Kampf zwischen 
einem großen und einem kleinen Staat hervor, wobei die andern Staaten 
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schnell sich einem der beiden Staaten anschlossen. Nichts Derartiges 
kann heute geschehen. Der Einfluß und der Rat jeglichen Staatsmannes 
in Europa wird, so vertraue ich, dazu verwandt werden, um auch die 
fernste Möglichkeit dieses Geschehens zu beseitigen. Damals bestanden 
bewaffnete und feindselige Nationen, die am Zügel zerrten und bereit 
waren, einander an die Gurgel zu springen. Wir haben die bittere Er¬ 
fahrung eines vierjährigen Krieges gehabt, und wenn wir die gebrochene 
und geschlagene Welt überblicken, können wir nicht nur das Grauen, 
sondern auch die Nutzlosigkeit des Gemetzels des Krieges einsehen . . . 

Jugoslawien ist nunmehr ein großer Staat. Dieser Staat wurde durch 
eine Kombination von Elementen geschaffen, die nach dem Kriege unter 
eine einzige Herrschaft kamen. Wie immer auch die Schwierigkeiten 
und Probleme der innern Regierung und Organisation Jugoslawiens be¬ 
schaffen sein mögen, so wünschen die verschiedenen Völker Jugoslawiens 
doch nicht die Auflösung des Staates. Die britische Politik ist in diesen 
traurigen Tagen stets darauf bedacht gewesen, Geduld und Mäßigung 
nach allen Seiten hin anzuraten, ohne natürlich neue Verpflichtungen 
einzugehen. Denn als feste Freunde des Friedens sind wir sicher, daß 
es im Interesse Europas als eines Ganzen liegt, die schwierige Aufgabe 
zu erleichtern, die vor der neuen Jugoslawischen Regierung steht. Wir 
sind sicher, daß ein starkes, einiges, gedeihendes und zufriedenes Jugo¬ 
slawien wesenhaft im Interesse Europas liegt. 


Schien die eigentliche Kriegsgefahr beseitigt , so gingen die Bemühungen 
mit unverminderter Heftigkeit weiter , die Revision als den großen Schuldi¬ 
gen des Attentats zu brandmarken, die europäische Revisionsbewegung ins¬ 
gesamt als den Muttergrund des politischen Terrorismus darzustellen und 
so die Revision moralisch zu schwächen. Um den ,,politischen Sinn der Mar¬ 
seiller Tragödie 4 ging es jetzt: so nannte Benesch seine Rede vor dem Völ¬ 
kerbundrat, als sie im Druck erschien. Es ging eben der Kampf zwischen 
Revision und Nichtrevision — durch ein tragisches Ereignis zu bedrohlicher 
Heftigkeit entfacht — weiter. Ungarn erhielt auch jetzt wieder die Unter¬ 
stützung, die es bisher im Kampf um die Revision gehabt halte , die Unter¬ 
stützung Italiens. Von der Schlichtung des Streits hing auch das Schicksal 
der V er ständig ung zwischen Italien und Frankreich ab. Am 6. il . weilte der 
ungarische Ministerpräsident Gömbös in Rom. Am 16. 11. 193b trafen sich 
der türkische Außenminister Rüschdü Bey und der jugoslawische Außen¬ 
minister J ef titsch. Die Kleine Entente und der Balkanbund waren nun 
auf geboten. Die Fronten hatten sich abgezeichnet. Als die diplomatische und 
inquisitorische Vorbereitung so nahezu beendet war, sandte Jeftitsch am 
22. 11. 193b die Note ab, in der er den Völkerbund ersuchte, sich mit dem 
Marseiller Attentat zu befassen — als mit einer Angelegenheit, die geeignet 
sei, den Frieden zu gefährden. Eine formulierte Anklage der offiziösen Zei¬ 
tung ,,V re me* von Belgrad einige Tage vorher ließ erkennen , wie die An¬ 
klage gegen Ungarn beschaffen sein würde (es war Anklage und kein Ur¬ 
teil). Die Note J ug oslawiens an den Völkerbund sprach von dem Haß 
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und der Erbitterung des jugoslawischen Volkes gegen die Mörder und von 
den Gefahren , die es mit sich bringen müsse , wenn die schwergeprüfte Na¬ 
tion keine Genugtuung erhalten würde. „Eine Ära der Anarchie und der 
internationalen Barbarei ‘ müßte die Welt überfluten , wenn der Terror ge¬ 
wisser Gruppen nicht gebrochen würde . Am 28. ii. I93U legte dann Jef- 
titsch eines der großen „ Dossiers “ der Anklage vor , eine jener ungeheuer¬ 
lichen Materialsammlungen , die dann und wann als Instrument der Politik 
verwandt werden. Das Dossier sollte die Anklage der jugoslawischen Note 
begründen. Die tschechische und rumänische Regierung unter¬ 
stützten das Ersuchen von Jef titsch an den Generalsekretär des Völkerbunds, 
die Tagung des Rates mit der Beratung der jugoslawischen Beschwerde zu 
befassen. Der ungarische Delegierte beim Völkerbund Eckhardt äußerte 
sich sogleich vor der Presse über die jugoslawische Note. In wirklicher Ge¬ 
fahr, sagte er , sei nur Ungarn, von dem Jugoslawien hoffe, es werde in sei¬ 
nem unbewaffneten Zustand „eine leichte Beute sein \ Die jugoslawische 
Note suche „die Aufmerksamkeit von den wirklichen Ursachen des Verbre¬ 
chens abzulenken und die moralische Integrität Ungarns zu schädigen 4 . Un¬ 
garns Sache wurde dann durch eine Erklärung Italiens gestärkt , die 
sich gegen die moralische Diffamierung Ungarns wandte , und auch die Wei¬ 
gerung Italiens am gleichen Tage , Mitschuldige des Marseiller Attentats aus¬ 
zuliefern , hatte ein Element politischer Demonstration an sich. Ungarn 
wandte sich mit zwei Noten an den Völkerbund , um eine rasche Erledi¬ 
gung und Beratung der jugoslawischen Note zu verlangen und um selbst eine 
Gefährdung des Friedens festzustellen , eine Gefährdung durch die Anklage 
gegen Ungarn , eine Gefährdung durch Ungarns Ohnmacht und deren Ver¬ 
lockungen. Die geschichtlichen Tendenzen: die Revision, an die Ungarn das 
ganze Leben und Hoffen geknüpft hat , und der Kampf gegen die Revision , 
der für die Staaten der Kleinen Entente das ganze politische Wollen um¬ 
schließt, waren aus einem latenten , still wirkenden Zustand aufgescheucht 
und prallten beide wie zwei Offensiven aufeinander. 


Das Ergebnis der Untersuchung der ungarischen Polizei 

132 . Communique der ungarischen Regierung vom 12. ii. ig 34 über die 
Untersuchung der Vorbereitung des Marseiller Attentats 

Im Verlauf der Tage, die unmittelbar dem Attentat von Marseille 
folgten, haben die ungarischen Polizeibehörden eine umfassende Unter¬ 
suchung eingeleitet. Unter anderem haben sie auf die Anregung der Pa¬ 
riser Polizei oder — durch die Vermittlung des Ministeriums für aus¬ 
wärtige Angelegenheiten — auf die Bitte der jugoslawischen Gesandt¬ 
schaft alle Nachforschungen mit der größten Schnelligkeit unternom¬ 
men. Die Polizei ist zu dem Verhör mehrerer hundert Personen geschrit¬ 
ten und 2i Verhaftungen sind vorgenommen worden. Im Laufe der 
Untersuchungen ist festgestellt worden, daß keine der anläßlich des At¬ 
tentats von Marseille verhörten oder verhafteten Personen in Anklage¬ 
zustand versetzt werden kann. Gleichfalls gestattet nichts, zu sagen, daß 
der Mörder des Königs Alexander einmal in Ungarn gewesen oder gar 
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gewohnt habe. Es ist beschlossen worden, daß alle jugoslawischen 
Flüchtlinge, die in Ungarn wohnen und die als politische kroatische 
Emigranten angesehen werden können, in Zukunft unter der Überwa¬ 
chung der Polizei stehen werden. 


Die Beschuldigungen gegen Ungarn 
Resume der offiziösen „Vreme“ vom i 5 . 11. 1934 

Weiß General Gömbös, daß sechs Kilometer von der jugoslawischen 
Grenze eine Farm besteht, die Janka Puszta heißt? Sie ist an Gustav 
Perchetz verpachtet; Perchetz ist als Verbrecher in Jugoslawien abge¬ 
urteilt worden und die ungarischen Behörden haben ihm einen völlig 
ordnungsgemäßen Paß unter dem Namen Josef Steiner und Emil Hor- 
vat ausgestellt. Weiß General Gömbös, daß in dieser Farm die Mörder 
seit ig 3 i gewohnt haben und daß sie als Schießübung auf das Bild des 
verstorbenen Königs Alexander schossen? Weiß er, daß Janka Puszta 
ein wahrhaftes Arsenal war, das Explosivstoffe und Munition enthielt, 
die sich die Terroristen nicht ohne Zustimmung der ungarischen Be¬ 
hörden hätten verschaffen können? Wissen Sie, daß Offiziere der un¬ 
garischen Armee diese Terroristen ausbildeten und daß unter den In¬ 
struktoren sich insbesondere der Husarenhauptmann Endre, der Gene¬ 
ralstabsoffizier Stephan Valer und der Oberst Georg Petrichevitsch be¬ 
fanden? Wissen Sie, daß die ungarischen Generäle Raitsch und Stojako- 
vitsch, ferner die Offiziere des Nachrichtenbüros Joseph Meißner und 
Rudolf Klar, ebenso wie der Gardehauptmann Petkovitsch in enger Ver¬ 
bindung mit den Terroristen waren? 

Eine dritte Frage wollen wir stellen: Wissen Sie, daß sieben At¬ 
tentate in Jugoslawien mit Hilfe von Höllenmaschinen verübt wurden, 
die aus Janka Puszta stammten? Vierte Frage: Wissen Sie, daß die 
ungarischen Behörden all den Terroristen regelmäßige Pässe ausgestellt 
haben und daß dieselben Spezialisten, die falsche französische Bank¬ 
noten herstellten, auch diese falschen Pässe fabrizierten, damit die 
Mörder leicht die französische Grenze überschreiten konnten? 

Fünfte Frage: Kennen Sie Mio Kralj und die diplomatische Korre¬ 
spondenz, die seinetwegen nach einem Attentat in Koprivnica, das er 
verübte, geführt wurde? 

Sechste Frage: Wissen Sie, daß der Mörder des Königs Alexander 
und seine Komplicen in diesen Jahren sich nicht nur des Asylrechts, 
sondern auch der materiellen Hilfe der ungarischen Behörden erfreut 
haben? Wissen Sie, daß sie durch Vermittlung der Verbände Tes und 
Move, deren Ehrenpräsident Sie sind, Gelder erhalten haben, die ihnen 
erlaubt haben, ihr Attentat durchzuführen? 
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Die Klage Jugoslawiens vor dem Völkerbund 

134 . Note des jugoslawischen Außenministers Jeftitsch vom 22. 11. 1934 
an den Generalsekretär des Völkerbundes 

Herr Generalsekretär! 

Das verabscheuenswürdige Verbrechen von Marseille, das das Ge¬ 
wissen aller zivilisierten Völker bewegt hat, verpflichtet die Jugoslawi¬ 
sche Regierung, dem Völkerbund einige besonders ernste Seiten dieser 
Angelegenheit vor Augen zu führen, die durch die Untersuchungen der 
Polizei in mehreren Ländern aufgedeckt worden sind und die geeignet 
sind, das Einverständnis und den Frieden zwischen Jugoslawien und sei¬ 
nem Nachbarn, Ungarn, zu stören. 

Durch die Mitteilung vom letzten 4 - Juni, die an den Völkerbund¬ 
rat kam, hatte die Jugoslawische Regierung die Ehre, die Aufmerk¬ 
samkeit des Rats auf verbrecherische Umtriebe gewisser terroristischer 
Elemente zu lenken, die sich in Ungarn aufhielten, ferner auf die Hilfe 
und das Einverständnis, das diese Elemente bei bestimmten einfluß¬ 
reichen Persönlichkeiten Ungarns gefunden haben. 

Die Jugoslawische Regierung setzte bei der Ratssitzung vom letzten 
4 . Juni 1 ) die Mitschuld ungarischer Organe in dieser Angelegenheit 
auseinander und erklärte sich bereit, durch direkte Unterhandlungen den 
gesamten Fragenkomplex an der ungarisch-jugoslawischen Grenze zu 
regeln. Sie war fest davon überzeugt, daß die Ungarische Regierung — 
so auf ihre Verantwortlichkeit verwiesen — die nötigen Schritte tun 
würde, um der Unterstützung ein Ende zu machen, die die terroristi¬ 
schen Elemente in Ungarn fanden. 

Nur unter diesem Gesichtspunkte wurden mit der Ungarischen Re¬ 
gierung Verhandlungen gepflogen, die zu einem Abkommen führten, das 
in Belgrad am letzten 21. Juli unterzeichnet wurde. 

Indessen haben die Resultate der Untersuchung, die nach der Er¬ 
mordung Seiner Majestät des Königs Alexander von Jugoslawien und 
des französischen Ministers des Auswärtigen, Louis Barthou, in Mar¬ 
seille einsetzte, bewiesen, daß diese verbrecherische Tat unter Beihilfe der 
terroristischen Elemente organisiert und ausgeführt worden ist, die in 
Ungarn Zuflucht gesucht haben. Sie haben in diesem Lande dieselbe 
Unterstützung gefunden wie vorher, und nur dank dieser Hilfe konnte 
diese verabscheuenswürdige Tat in Marseille begangen werden. 

Tatsächlich hat man unter den Komplicen des Mörders Terroristen 
wiedergefunden, die schon einmal den Gegenstand der Beschwerde von 
seiten der Jugoslawischen Regierung bei der Ungarischen Regierung ge¬ 
bildet hatten. Aus ihren Erklärungen wird deutlich, daß sie in Ungarn 


*) Dok. 124. (Die Rede von Fotid ist vom 5.) 




134] 


Die Revision der Verträge und das Attentat von Marseille 


203 


nicht nur ein Asyl gefunden hatten, sondern daß sie sich sogar bis zum 
Vorabend des Attentats auf ungarischem Gebiet in Massen aufhielten. 

Die Resultate der Untersuchung beleuchten in geradezu erschüttern¬ 
der und ernstester Weise die Verantwortlichkeit der ungarischen Autori¬ 
täten für die Hilfe und die Unterstützung, die sie dem terroristischen 
Vorgehen gewisser emigrierter jugoslawischer Untertanen gewährt ha¬ 
ben. (Durch eine detaillierte Darlegung wird die Jugoslawische Regie¬ 
rung dem Rat alle Aufschlüsse und Dokumente verschaffen, die sie über 
diesen Gegenstand zur Verfügung hat.) 

Das jugoslawische Volk, das im Innersten verwundet worden ist, 
glaubt, daß vollständige Klarheit über die Umstände geschaffen werden 
muß, unter denen das verabscheuenswürdige Verbrechen vorbereitet 
und ausgeführt worden ist. Der große Schmerz der jugoslawischen Na¬ 
tion hat sich infolge der weiter oben erwähnten Tatsachen in eine ge¬ 
rechte Entrüstung und einen Haß gegen die verwandelt, die die Aus¬ 
führung des Attentats inspiriert und begünstigt haben, die sich alle 
außerhalb der nationalen Grenzen befinden. Das jugoslawische Volk hat 
nur darum seine Würde und seine Kaltblütigkeit bei der grausamen 
Prüfung, die es durchmacht, bewahren können, weil es den Glauben an 
die Wirksamkeit der Einrichtungen des Völkerbundes, des Schützers des 
Friedens und der internationalen Moral, von der dieser Frieden abhängig 
ist, bewahrt hat. Die Jugoslawische Regierung, die sich ihrer internatio¬ 
nalen Verantwortung bewußt ist, aber auch der Pflichten ihrem Volke 
gegenüber, sieht sich genötigt, sich an den Völkerbundrat zu wenden, 
damit dieser das Vertrauen zur Gerechtigkeit und internationalen Moral 
wiederherstelle, die die tragischen Ereignisse von Marseille in emst- 
lichster Weise erschüttert haben. Es ist durchaus notwendig, daß die be¬ 
stehenden Verantwortlichkeiten vor dem höchsten Organ der internatio¬ 
nalen Gemeinschaft verkündet werden, denn für den Frieden und gute 
internationale Beziehungen gäbe es keine größere Gefahr, als den auf¬ 
gestauten Groll eines Volkes, das in der Person seines glorreichsten Füh¬ 
rers das Opfer verbrecherischer Handlungen geworden ist, bei denen die 
Verantwortlichen der gerechten Strafe entgehen konnten. 

In zweiter Linie werfen die Marseiller Ereignisse mit wachsender 
Schärfe das Problem gewisser Methoden der internationalen Politik auf, 
die nicht nur gegenüber Jugoslawien, sondern gegenüber jedem Kultur¬ 
staat unzulässig sind. 

Es handelt sich nicht um politischen Mord, die Handlung eines 
einzelnen Individuums; es dreht sich auch nicht um das Asyl, das po¬ 
litischen Emigranten gewährt worden ist, es handelt sich vielmehr um 
die Ausbildung berufsmäßiger Verbrecher auf dem Gebiet eines frem¬ 
den Staates, die beauftragt sind, eine Anzahl von Attentaten und Mor¬ 
den mit bestimmtem politischen Zweck auszuführen. Die Ermutigungen 
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und der Schutz, den die Verbrecher während ihrer langen und sorgfälti¬ 
gen Vorbereitung auf ungarischem Boden genossen, sind kaum glaublich. 

Wenn die besten Diener einer Nation und die festesten Stützen des 
internationalen Friedens bei der Erfüllung ihrer Pflichten durch Ver¬ 
brecher getötet werden können, die massenhaft organisiert und gedrillt 
werden, und ferner Entgegenkommen und Unterstützung bei den Behör¬ 
den eines fremden Landes finden, dann gäbe es keine Möglichkeit or¬ 
ganisierter Regierung mehr. 

Dann würde eine Ära der Anarchie und Barbarei auf internatio¬ 
nalem Gebiet für die zivilisierte Welt anbrechen, eine Zeit, in der die 
elementarsten Grundsätze des internationalen Friedens unweigerlich 
Schiffbruch leiden würden. 

Bei dem Ernst dieser Tatsachen sieht sich die Jugoslawische Regie¬ 
rung, der die Aufrechterhaltung des Friedens am Herzen liegt und die 
dem Einfluß des Völkerbundes vertraut, veranlaßt, unter Berufung auf 
den Absatz 2 des Artikels II des Völkerbundpaktes den Rat mit dieser 
Angelegenheit zu befassen, die die Beziehungen zwischen Jugoslawien 
und Ungarn ernstlich gefährdet und die den Frieden und die Harmonie 
zwischen den Nationen zu stören droht. 

Ich wäre Ihnen sehr verbunden, Herr Generalsekretär, wenn Sie 
diese Frage auf die Tagesordnung der nächsten ordentlichen Sitzung 
des Rats setzten. 

Ungarns Bild seiner eigenen Bedrohung 

135 . Note der ungarischen Regierung vom 24. 11. 1934 an den General¬ 
sekretär des Völkerbundes 

Herr Generalsekretär! 

Ich habe im Namen der Königlich Ungarischen Regierung die Ehre, 
Ihnen die folgende Note zu überreichen, die ich durch Ihre gütige Ver¬ 
mittlung an den Völkerbundrat richte, der sich in diesen Tagen zu einer 
außerordentlichen Sitzung in Genf versammeln wird. 

Ein gegen Ungarn gerichteter erbitterter Kampf, der seit dem Tage 
des Marseiller Attentats stattfindet, und die phantastischsten Anklagen, 
die fortwährend gegen Ungarn geschleudert werden, haben bis zur 
gegenwärtigen Stunde eine politische Atmosphäre geschaffen, die ernste 
Gefahren in sich birgt, nicht nur was die normalen Beziehungen zwi¬ 
schen gewissen Staaten Europas anbetrifft, sondern auch hinsichtlich 
des Friedens der Welt. 

Die bestehende Spannung ist durch das Gesuch verschärft worden, 
das die Jugoslawische Regierung am 22. November an den Völkerbund¬ 
rat richtete und das von den beiden anderen Staaten der Kleinen Entente 
unterstützt worden ist. 
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In diesem Gesuch erlaubt sich die Jugoslawische Regierung, Un¬ 
garn in die Angelegenheit zu verwickeln und einflußreiche Persönlich¬ 
keiten Ungarns für das verabscheuenswürdige Marseiller Verbrechen 
verantwortlich zu machen. 

Man übertreibt wohl kaum, wenn man behauptet, daß bei Fortdauer 
dieser Situation, d. h. wenn Ungarn, seine Regierung und seine Behör¬ 
den, auch weiterhin derartigen Kränkungen und verleumderischen An¬ 
klagen ausgesetzt bleiben würde, Kränkungen und Anklagen, die sie seit 
langen Wochen erdulden müssen, ernsthafte Verwicklungen eintreten 
könnten, eine Gefährdung des Friedens, dessen Schutz die vordring¬ 
lichste Aufgabe des Völkerbundes bildet. 

Unter diesen Umständen glaubt die Ungarische Regierung, daß es 
von der größten Bedeutung wäre, wenn der Völkerbundrat, der durch 
die Initiative der Jugoslawischen Regierung in die Angelegenheit hinein¬ 
gezogen worden ist, sich sofort mit der Überprüfung der Sache befaßte. 

Die Ungarische Regierung wünscht zu erklären, daß es für ihr Land 
von größtem Interesse ist, die Ehre Ungarns gegen Umtriebe zu ver¬ 
teidigen, die lediglich den Zweck verfolgen, den Ruf der ganzen un¬ 
garischen Nation zu untergraben. Sie wünscht zum Ausdruck zu brin¬ 
gen, daß es andererseits zu den Obliegenheiten des Rats nach Artikel l\, 
Absatz 4 gehört, sich mit jeder Frage zu befassen, die den Frieden der 
Welt beeinträchtigt, ungeachtet der Bestimmungen von Artikel 11 des 
Vertrages, auf den sich das Gesuch der Jugoslawischen Regierung be¬ 
ruft. Dem Völkerbundrat kommt es zu, die Angelegenheit, um die es 
sich handelt, so schnell wie möglich auf die Tagesordnung der statt¬ 
findenden außerordentlichen Sitzung zu setzen und so den ernsten Ge¬ 
fahren entgegenzutreten, die aus der Situation erwachsen könnten, auf 
die die wohlwollende Aufmerksamkeit des Rats zu lenken die Regierung 
für ihre Pflicht hielt. 


Unterstützung Ungarns durch Italien 
Communique der italienischen Regierung vom 2 4 - 11. 1934 

In verantwortlichen italienischen Kreisen verfolgt man mit vieler 
Aufmerksamkeit die Entwicklungen, die die Vorlage des Anklageaktes 
durch H. Jeftitsch und die Kleine Entente bei dem Völkerbund in Genf 
wohl hervorrufen wird. In diesen Kreisen erkennt man das Recht Un¬ 
garns völlig an, eine sofortige Diskussion im Völkerbund über derartige 
Anklagen zu verlangen, und dieser Gesichtspunkt Ungarns wird von dem 
Vertreter Italiens im Völkerbund völlig unterstützt werden. 

Die verantwortlichen italienischen Kreise sind der Meinung, daß 
eine Nation nicht unter derartig schweren Anklagen bleiben kann, wie 
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sie gegen Ungarn in dem serbischen Memorandum geäußert wurden. 
Die verantwortlichen italienischen Kreise sehen die Lage als schwierig 
an, aber sie glauben nicht, daß sie zu ernsteren unmittelbaren Kompli¬ 
kationen führen kann. 


Nach dem Notenkrieg begann am 7. 12. 193U die Beratung des Völ¬ 
kerbundrats über die Streitfrage, bei der die Leidenschaften hoch genug 
gingen, um es möglich zu machen , daß ein ganzes Volk mit allen seinen 
Zielen als Helfer internationaler Mörder gebrandmarkt wurde. J ef titsch, 
der Außenminister Jugoslawiens, eröffnete die Debatte, um darzulegen, 
daß die jugoslawische Regierung das Verbrechen von Marseille auf fasse: 
als den „Ausdruck einer Verschwörung gegen die Integrität und Sicherheit 
des jugoslawischen Staates, die in Ungarn organisiert und gefördert worden 
ist'*. Er trug das Dossier der jugoslawischen Regierung noch einmal vor. 
Der ungarische Delegierte Eckhardt wandte zur Widerlegung des Dossiers 
ebensoviel Mühe und Zeit auf, wie zur Begründung verwandt worden war. 
Er schloß seine Ausführungen schließlich mit einer Glorifikation der revi¬ 
sionistischen Bewegung, jener Revision, die dem ungarischen Volk „Hoffnung, 
Mut, Stärke und Geduld, auf bessere Zeiten zu warten \ gebe. Nach dem 
türkischen Delegierten R ü s c h d ü B ey, der für die Türkei das Bekenntnis 
zum Belgrader Protokoll vom 19. 10. 193U aussprach, betrat der tschechi¬ 
sche Außenminister Benesch die Tribüne, um, wie er sagte, den „tiefen 
politischen Sinn der Ereignisse** darzulegen. Es war ein historisches Exposi, 
wie es die Stärke des tschechischen Außenministers ist. Der „tiefe politische 
Sinn der Marseiller Tragödie* lag für den tschechischen Staatsmann darin, 
daß die Terroristen von Janka Puszta, die Mörder von Marseille, Kräfte „re¬ 
präsentierten und symbolisierten*, die gegen das Dasein der Kleinen Entente 
gerichtet sind. Mit andern Worten: das Attentat von Marseille wurde als 
„Symbol und Repräsentation 1 des ungarischen Revisionismus dargestellt. Die 
Reden von Benesch und Eckhardt zeichneten so die Kräfte, die miteinander 
rangen, „ln dieser ernsten Debatte ist unser Platz an der Seite Jugoslawiens“, 
erklärte der französische Delegierte , Außenminister Laval. In der konkreten 
Anklage und politischen Frontstellung stand Laval an der Seite Jugoslawiens. 
Der Revisionismus als Störer des Friedens, das war der Grundgedanke seiner 
Rede: „Wer nur einen Grenzstein verrücken will, stört den europäischen 
FriedenWichtig an seiner Rede war, daß Frankreich ein Projekt der 
Bekämpfung des Terrorismus vorlegte. Das Projekt hätte eine weit¬ 
gehende Einengung des politischen Asylrechts bedeutet. Der Völkerbund hätte 
ein Strafgericht bekommen und wäre dadurch zu einer Art Zentraluntersu¬ 
chungsausschuß geworden. Man muß das Projekt im Zusammenhang der fran¬ 
zösischen Versuche der Organisation des Friedens betrachten. Den internatio¬ 
nalen Organen hätte die neue Vereinbarung in einem wahrscheinlich unüber¬ 
sehbaren Maße neue Vollmachten gegeben. Für Frankreich war sie ein Stück 
der „Organisation des Friedens '. Der italienische Delegierte Baron Aloisi 
dagegen stellte sich an die Seite Ungarns: Revisionismus und Terrorismus 
sind zwei verschiedene Dinge. Das war ja die Anklage gegen Ungarn, daß der 
Revisionismus notwendigerweise den Terror, die Gewalt, ja den Krieg aus sich 
hervortreiben müsse. Da das Gesetz gegen den Terrorismus vorwiegend ein 
Gesetz gegen die politischen Emigranten sein würde, fand es — ganz abgese¬ 
hen von der allgemeinen Richtung der sowjetrussischen Politik innerhalb der 



2 97 


137] Die Revision der Verträge und das Attentat von Marseille 

politischen Gruppierungen Europas — die Billigung des Volkskommissars des 
Auswärtigen Litwinow, der dabei eine Vorlesung über Begriff und Wesen 
des Terrors hielt. Der englische Vertreter Eden beanspruchte, der englischen 
Tradition zu folgen, die da Zurückhaltung auf erlegt, wo die Dinge noch vor 
dem Richter sind. Es war eine Rede für den Ausgleich und die Vermittlung. 
In der Rede des rumänischen Delegierten, des Außenministers Titulescu, 
fand dagegen die Tendenz ihren Höhepunkt, die den Terrorismus als Frucht 
des Revisionismus und Marseille als zum mindesten die moralische Schuld 
Ungarns darstellen und die eine große moralische Verdammung einer Po¬ 
litik zum Vorteil einer andern Politik erreichen wollte. Es war ein großer 
,,historischer Prozeß 1 ', der hier durchgefochten wurde. Er ging zu Ende mit 
dem Kompromiß einer Resolution, die gewisse Mißbilligungen der un¬ 
garischen Regierung aussprach, es aber der ungarischen Regierung lediglich 
auf gab, über die Schritte zu berichten, die sie tun werde, um das Versäumte 
nachzuholen. (Ungarn berichtete in seinem Memorandum vom 9 . I. 
1935 .) Die Frage des Gesetzes gegen den Terrorismus wurde einer Kom¬ 
mission überwiesen (die dann am 28 . 4 . 1935 ihr Projekt vorlegte). Die 
Resolution wurde einstimmig (auch von Jugoslawien und Ungarn) angenom¬ 
men. Der akute Konflikt war beigelegt. Aber der „ Prozeß ' hatte mit sel¬ 
tener Eindringlichkeit die ringenden geschichtlichen Kräfte aufgezeigt. 


Die Revision innerer Rückhalt Ungarns 
Rede des ungarischen Völkerbunddelegierten Eckhardt vom 7. 12. 1934 137 . 

vor dem Völkerbundrat 

Es kann nicht geleugnet werden, daß zu Beginn die Diskriminie¬ 
rungen des Vertrages von Trianon in der Seele des ungarischen Volkes 
eine heftige und scharfe Reaktion hervorriefen, dieses ungarischen Vol¬ 
kes, dessen Lebensinteressen ernsthaft beeinträchtigt wurden. Eine irre- 
dentistische Bewegung entwickelte sich dort, wo immer es Ungarn gab. 

Aber selbst in den frühen Tagen der neuen Situation und unter den 
schwierigsten Umständen ist die Ungarische Regierung immer stark, 
mutig und überzeugungskräftig genug gewesen, um jegliches schlecht 
beratene Unternehmen hintanzuhalten. Vom internationalen Standpunkt 
aus muß es für die revisionistische Politik Ungarns sprechen, daß sie 
die irredentistischen Bestrebungen in eine friedliche und konstruktive 
Politik umgewandelt hat und für diese Politik der Mäßigung die not¬ 
wendige Unterstützung des ungarischen Volkes gewann. Die revisionisti¬ 
sche Politik ist die einzige, die den Frieden sichern kann. Sie sucht ihre 
Zwecke durch die internationale Zusammenarbeit zu erreichen. Sie ist 
auf den Völkerbundpakt gegründet und verwirft jede Anwendung von Ge¬ 
walt. Der revisionistischen Politik verdankt Ungarn seine innere Ruhe 
in dieser höchst revolutionären Periode und die unvergleichliche Sta¬ 
bilität, die es inmitten der zahllosen Schwierigkeiten der gegenwärtigen 
Zeit genießt. Diese Politik gibt der Nation die Hoffnung, den Mut, die 
Starke und die Geduld, auf bessere Tage zu warten. Die ungarische Na- 
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tion und all ihre Regierungen sind in einer sehr ernsten Situation in der 
Lage gewesen, das moralische Gleichgewicht des ungarischen Volkes auf¬ 
rechtzuerhalten und den Frieden in dem unruhigen Tal der Donau zu 
erhalten — einen Frieden, von dem die Ruhe und der Friede Europas in 
weitem Maße abhängen. Selbst die Länder, die an Ungarn grenzen, die 
Staaten der Kleinen Entente, haben Grund, Ungarn dafür dankbar zu 
sein, daß es diese Politik verfolgt. Es ist eine Politik, die alle Drohun¬ 
gen übersieht und auf ehrliche Vereinbarungen hofft, die der Unruhe 
des Donautales abhelfen sollen, eine Politik, die allein einen dauernden 
Frieden in diesem Gebiet zum Vorteil aller seiner Völker sichern kann. 

Ich darf zusammenfassen, indem ich erkläre, daß ich die unbe¬ 
gründeten Anklagen, die die Regierungen Jugoslawiens und der Kleinen 
Entente vorgebracht haben, bestreite und daß ich ihre Aktion als einen 
Angriff auf die moralische Integrität Ungarns, als ein politisches Manö¬ 
ver brandmarke, das ich mit gutem Gewissen dem Urteil des Völker¬ 
bundrats überlassen kann. 


Terrorismus und Revisionismus 

138 . Rede des tschechoslowakischen Völkerbunddelegierten Außenministers 
Benesch vom 7. 12. 1 g 34 vor dem Völkerbundrat 

Eines der wichtigsten und tiefgreifendsten Ereignisse des großen 
Krieges von 191 4 ist die Anwendung des Nationalitätenprinzips auf 
Mitteleuropa gewesen. Eine große Anzahl von kleinen und mittleren 
Staaten sind zu einem unabhängigen nationalen Leben gerufen worden. 
Ich glaube nicht, daß es im Völkerbund einen einzigen Politiker gibt, 
der die Nationen der Vorkriegszeit und der Nachkriegszeit in Mittel¬ 
europa wenig genug kennt, um zu sagen, daß das nicht ein Fortschritt, 
nicht eine Wohltat ist. Eine bestimmte Anzahl von Nationen ist zu 
einem unabhängigen Leben gerufen worden und so vollzog sich im In¬ 
nern dieser Länder ein großer und tiefer historischer Prozeß der natio¬ 
nalen Einigung von verschiedenen Zweigen derselben Nation. Dieser Pro¬ 
zeß ist Europa als ein historisches Schicksal auferlegt worden, wie 
ein Geschick, aus natürlichen, unwiderstehlichen und unausweichlichen 
Kräften geboren. 

Der Fall der jugoslawischen Nation gehört zu den typischen Fäl¬ 
len. Die tschechoslowakische Nation ist ein anderes Beispiel dafür, und 
Rumänien vervollständigt diese Serie. Wir sind weit davon entfernt, wir 
drei, in dieser Situation allein zu sein. Sie wissen alle, daß wir hier 
in der Entwicklung den großen europäischen Nationen England, Frank¬ 
reich, Italien und Deutschland und noch anderen in verschiedenen ge¬ 
schichtlichen Epochen folgen. Vor zwanzig Jahren lebten die Jugoslawen 
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noch unter fünf Staaten, die sich zutiefst voneinander unterschieden und 
immer feindselig gegenüberstanden. Jahrhundertelang lebten die Tsche¬ 
chen und Slowaken unter der Fremdherrschaft und seit Jahrhunderten 
kämpften sie für die Unabhängigkeit und Einigkeit ihres Vaterlandes. 
Dieser Kampf für die Schaffung und Einigung der Völker ist eines der 
Gesetze, die die Geschichte Europas bestimmen. Es ist das Schicksals¬ 
gesetz der historischen Entwicklung Europas. Der Weltkrieg hat das 
Schicksal zugunsten der Nationen gewandt, die bis dahin unterdrückt 
waren. Die unausweichliche europäische Evolution hat uns schließlich 
Gerechtigkeit gebracht . . . 

Nun die Kräfte, die in Europa durch die Terroristen von Janka 
Puszta repräsentiert oder symbolisiert werden, sind Kräfte, die die¬ 
sen historischen Prozeß der Einigung der neuen Nationen in Mittel¬ 
europa aufhalten wollen. Der Vertreter Ungarns, Herr von Eckhardt, 
hat erklärt, daß Kroatien nicht das Ziel des ungarischen Revisionismus 
ist. Anscheinend hat er recht, denn dieser Revisionismus sagt, daß er 
nicht irgendeinen beliebigen Teil des kroatischen Gebiets will. In Wirk¬ 
lichkeit will er viel mehr, er will die Trennung Kroatiens von dem ge¬ 
samten Jugoslawien. Das ist gerade das eingestandene Ziel des Terroris¬ 
mus, der in der Tragödie von Marseille seine Krönung fand . . . 

Bei allen diesen Versuchen handelt es sich darum, wie ich schon 
gesagt habe, einem natürlichen historischen schicksalsmäßigen Prozeß 
der nationalen Entwicklung Europas einen tödlichen Schlag zu versetzen. 
Es handelte sich darum, rechtzeitig die nationale Zusammenschmelzung 
zu verhindern, die sich mit Riesenschritten unter den jungen Nationen 
vollzieht, die, wie ich gesagt habe, eine historische unausweichliche 
Schicksalstatsache ist und die durch keine Kraft in Europa trotz aller 
Versuche — kommen sie von welcher Seite sie mögen — aufgehalten 
werden wird. 


Frankreich und der Status quo 

Rede des französischen Völkerbunddelegierten Außenminister Laval vom 
8 . 12. 1934 vor dem Völkerbundrat 

Ich hätte es vorgezogen, über das auf diesem Wege 1 ) verfolgte po¬ 
litische Ziel nichts zu sagen. Da aber der ungarische Delegierte an die 
revisionistische Politik appelliert hat, möchte ich die Erklärung, die ich 
vor einigen Tagen der französischen Kammer gegeben habe, vor dem 
Völkerbundral noch einmal deutlich wiederholen: 

„Wer immer einen Grenzstein in Europa verrücken will, stört den 
Frieden Europas.“ 

t) Gemeint ist: auf dem Wege des Terrorismus. (Anm. d. Hrsg.) 
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Eine Frage stellt sich uns: Konnte sich die Tätigkeit der jugoslawi¬ 
schen Emigranten ohne Wissen der Ungarischen Regierung vollziehen? 
Der Delegierte Ungarns behauptet, ja. Ich möchte feststellen, daß aus 
einer Reihe von diplomatischen Noten, die in dem Aktenstück stehen 
und nicht den unwichtigsten Teil desselben bilden, hervorgeht, daß die 
Jugoslawische Regierung der Ungarischen Regierung schon vor langer 
Zeit das terroristische Wirken der Flüchtlinge bekanntgegeben hatte. Es 
geht gleichfalls daraus hervor, daß diese Schritte praktisch keine Folgen 
zeitigten, es sei denn, man nehme die Note vom 26. 4 * *934 in dem 
Aktenstück, in der sich das Zugeständnis befindet, daß gewisse ungari¬ 
sche Behörden durch Verbrecher „düpiert“ werden konnten. 

Die Ungarische Regierung hatte am 6. Oktober 1982 versprochen, 
daß die dafür zuständigen Stellen wachsam sein würden; zum mindesten 
kann man sagen, daß gewisse Stellen keinen starken Gebrauch von dieser 
Wachsamkeit gemacht haben, die ihnen vorgezeichnet war. 

Es kommt Frankreich nicht zu, diese Auseinandersetzung leiden¬ 
schaftlich zu gestalten. Frankreich wünscht, daß alle Genugtuungen ge¬ 
währt werden, der Gerechtigkeit entsprechend, damit durch guten gegen¬ 
seitigen Willen eine Versöhnung möglich wird. 

Diese Auseinandersetzung kann nicht bei der Diskussion des Ver¬ 
gangenen stehen bleiben, für die Zukunft stellt sich eine wichtige und 
schwierige Aufgabe. 

Für dieses Werk des Friedens und der Gerechtigkeit, das ihm zu¬ 
kommt, wird der Rat in dem Völkerbundpakt selbst einen Grundsatz fin¬ 
den, der ihn zu lenken hat. Dieser Grundsatz ist in Artikel 10 verankert, 
der es allen Mitgliedern des Bundes zur Pflicht macht, die territoriale 
Integrität und die politische Unabhängigkeit der anderen Mitglieder zu 
achten und aufrechtzuerhalten. Dieser Artikel befiehlt sogar den Regie¬ 
rungen, sich jeder Handlung zu enthalten, die geeignet ist, diese terri¬ 
toriale Integrität und diese Unabhängigkeit zu gefährden. Ebenso ent¬ 
hält er für die Regierungen das Verbot, auf ihrem Gebiet irgend¬ 
welche Tätigkeit zu ermutigen oder zu dulden, die auf diese Ziele 
hinausläuft. 

Aus diesem Grundsatz, der im Völkerbundpakt verankert ist, muß 
der Völkerbund alle Folgerungen ziehen. Es handelt sich nicht darum, 
das Asyl zu begrenzen, das man unter Vorbehalt der Verpflichtung, 
die das Asylrecht auferlegt, politischen Flüchtlingen zu gewähren für 
gut findet. Es kann sich auch nicht darum handeln, die öffentlichen 
Freiheiten anzutasten, soweit diese öffentlichen Freiheiten von den ein¬ 
zelnen Staaten anerkannt werden. Aber das Asylrecht und die Freiheiten, 
die es in sich schließt, können nicht so aufgefaßt werden, als trügen sie 
keine Verpflichtungen in sich, Verpflichtungen derer, die die Freiheiten 
genießen, Verpflichtungen der Staaten, die sich darauf berufen. Eine 
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umfangreiche neue internationale Regelung müßte hier eingreifen. Auf 
internationalem Gebiet müßte eine wirksame Unterdrückung politischer 
Verbrechen einsetzen. Meine Regierung unterbreitet dem Rat jetzt die 
Grundideen und behält sich vor. Ihnen in dieser Beziehung konkrete 
Vorschläge zu machen. Der Völkerbund muß sich in dieser Hinsicht 
entschlossen zeigen. 

Aber wie die Sanktionen auch beschaffen sein mögen, die des Ver¬ 
gangenen wegen auferlegt werden, wie die Verpflichtungen auch aus- 
fallen mögen, die für die Zukunft ins Auge gefaßt werden, der Verlust, 
den Jugoslawien erlitten hat, ist leider nicht wieder gutzumachen. Zum 
mindesten muß der Frieden geschützt und befestigt werden. 

Die beteiligten Regierungen dürfen nichts außer acht lassen, um 
die Mitschuldigen des Marseiller Attentats zu entdecken und zu bestra¬ 
fen; vor allem hat die Ungarische Regierung die Pflicht, ihre Unter¬ 
suchung wiederaufzunehmen, um eine gerechte und wirksame Ahndung 
zu sichern. 

Die Jugoslawische Regierung hat dadurch, daß sie sich an Genf 
wandte, bewiesen, daß sie dem gleichen Friedenswillen Treue hält, der 
den König beseelte. Indem das jugoslawische Volk die Ruhe und Würde 
wahrte, erwies es seinem edlen Führer die letzte und rührendste Ehren¬ 
bezeigung. 

Das Verbrechen kann kein Instrument der Politik sein. Diese Morde, 
die seit einiger Zeit häufiger Vorkommen, bilden gleichzeitig eine Zer¬ 
störung der Zivilisation und eine Drohung für den Frieden. Es genügt 
nicht, zu entmutigen, es genügt nicht, sich zu einem Grundgesetz mo¬ 
ralischer Politik zu bekennen; der Völkerbundrat muß handeln; die 
Sanktionierung einer internationalen gesetzlichen Regelung muß einen 
der Beschlüsse dieser Debatte bilden. 


Ein System der Sicherheit gegen den Terrorismus 

Entwurf der französischen Regierung vom io. 12. 1934 für ein System 140 . 
der Bekämpfung des Terrorismus 

Die abzuschließende Konvention soll ausschließlich dem Zweck die¬ 
nen, die Bekämpfung von strafbaren Handlungen zu erleichtern, die ge¬ 
gen Personen oder Güter gerichtet sind und eine terroristische Unter¬ 
nehmung mit politischen Zielen darstellen. 

A. Die in Betracht kommenden Handlungen sind folgende: 
a) der Anschlag auf das Leben oder die Freiheit von Staatsober¬ 
häuptern oder von Mitgliedern der Regierung, der politischen oder Ver¬ 
waltungskörperschaften oder Gerichtshöfe oder von Beamten oder von 
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Privatpersonen, sofern der Anschlag wegen ihrer politischen Haltung 
erfolgt; 

b) der Anschlag gegen öffentliche Gebäude, Eisenbahnen, Schiffe, 
Flugzeuge und andere Verkehrsmittel; 

c) der Zusammenschluß zur Begehung solcher Handlungen; 

d) der Besitz von Waffen, Munition, Explosivstoffen oder Brand¬ 
legungsapparaten zur Begehung solcher Handlungen; 

e) die Aufreizung zur Begehung der oben aufgeführten Handlungen 
oder ihre Verherrlichung, 

Es wäre unter Berücksichtigung des Standes der verschiedenen Ge¬ 
setzgebungen zu untersuchen, ob noch andere Handlungen dieser Liste 
hinzugefügt werden sollen. 

Die vertragschließenden Mächte würden die Verpflichtung über¬ 
nehmen, Handlungen dieser Art, den Versuch sie zu begehen und die 
bloße Mitschuld zu bekämpfen, wenn sich diese Handlungen gegen einen 
anderen Vertragsstaat, seine Behörden oder seine Staatsangehörigen 
richten. 

Weiter würde die Verpflichtung übernommen, dem von den Behör¬ 
den eines Vertragsstaates gelegentlich der Nachforschungen nach den 
obengenannten Handlungen ergangenen Ersuchen um Rechtshilfe nach¬ 
zukommen. 

Für die Einzelheiten könnte man die Konvention vom 20. April 
1929 zur Bekämpfung der Falschmünzerei zum Muster nehmen. 

B. Die Bekämpfung der obengenannten Handlungen bleibt den Ge¬ 
richten jedes Staates überlassen. Jedoch würde ein internationaler Straf¬ 
gerichtshof errichtet, der sich aus fünf Mitgliedern zusanimensetzt und 
der ein ständiges Organ bildet, obwohl er nur bei Erhebung einer in sei¬ 
nen Zuständigkeitsbereich fallenden Klage zusammenzutreten hätte. 

Der internationale Strafgerichtshof hätte die einer der obengenann¬ 
ten Handlungen angeklagten Personen in folgenden Fällen abzuurteilen: 

a) wenn sich der Angeklagte in ein anderes Land als das, welches 
ihn verfolgen will, geflüchtet hat und das Zufluchtsland die Überwei¬ 
sung des Angeklagten an den internationalen Strafgerichtshof einer Aus¬ 
lieferung an den darum ersuchenden Staat vorzieht; 

b) wenn der Staat, auf dessen Gebiet die Handlung begangen wor¬ 
den ist, glaubt, in diesem besonderen Falle darauf verzichten zu sollen, 
sie vor seinen eigenen Gerichten zu verfolgen. 

Die Einrichtung eines derartigen internationalen Strafgerichtshofes 
erfüllt die doppelte Aufgabe, eine unparteiische Rechtsprechung in be¬ 
sonders heiklen Fällen zu gewährleisten und die Verantwortlichkeit dem 
Staate abzunehmen, dessen Gerichtshöfe Verbrechen dieser Art abzu¬ 
urteilen hätten. 
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Das Strafgesetz, das dieser internationale Gerichtshof anzuwenden 
hätte, wird festzulegen sein. 

Bei jedem Urteil würde der Gerichtshof den Vertragsstaat bestim¬ 
men, der die Durchführung der Strafe zu sichern hätte. 

Das Begnadigungsrecht bezüglich der von dem internationalen 
Strafgerichtshof ausgesprochenen Verurteilungen würde von dem Völ¬ 
kerbundrat ausgeübt werden auf Vorschlag entweder des Staates, in dem 
die Strafe vollzogen wird, oder des Staates, gegen den die Handlungen 
gerichtet waren, oder des Heimatstaates des Verurteilten. 

C. Die Konvention müßte Maßnahmen vorsehen, die geeignet sind, 
die Echtheit von Pässen und Identitätsausweisen zu sichern. 

Dazu müßte die Verpflichtung übernommen werden, die Herstel¬ 
lung falscher Identitätsausweise, die Verfälschung von Identitätsauswei¬ 
sen und die Verwendung von falschen oder verfälschten Ausweisen zu 
bekämpfen, auch dann, wenn die Fälschung die Stempel oder Unter¬ 
schriften einer ausländischen Behörde betrifft. 

D. Es müßte vorgesehen und organisiert werden: 

a) die Übermittlung aller Auskünfte über die in einem Lande be¬ 
triebene Vorbereitung von strafbaren Handlungen, die unter die Bestim¬ 
mungen der Konvention fallen, wenn der Verdacht besteht, daß diese 
Handlungen in einem anderen Vertragsstaat ausgeführt werden sollen; 

b) die Übermittlung von Auskünften über die Fälschung von Identi¬ 
tätsausweisen wie über deren Verwendung. 

Neben der geplanten Konvention sollte an die Mitglieder des Völ¬ 
kerbundes die Empfehlung gerichtet werden, in ihre Auslieferungsver¬ 
träge, sofern das nicht schon geschehen ist, eine Klausel aufzunehmen, 
die den Mord aus der Kategorie der politischen Handlungen, die keinen 
Auslieferungsgrund bilden, ausschließt. 


Beilegung des jugoslawisch-ungarischen Konfliktes 
Resolution des Völkerbundrates vom io. 12. 1934 

I. Der Völkerbundrat, im Bewußtsein, die Gefühle des ganzen Völ¬ 
kerbundes zum Ausdruck zu bringen, und einig im Bedauern über das 
Attentat, welches das Leben des ritterlichen Königs Alexander I. von 
Jugoslawien und des Herrn Louis Barthou gekostet hat, brandmarkt die¬ 
ses verabscheuungswürdige Verbrechen, schließt sich der Trauer der ju¬ 
goslawischen und der französischen Nation an und verlangt, daß alle 
Verantwortlichen bestraft werden. 

II. Der Völkerbundrat erinnert daran, daß jeder Staat die Pflicht 
hat, auf seinem Gebiet keinerlei terroristische Tätigkeit mit politischen 
Zielen zu ermutigen oder zu dulden, daß ein Staat nichts vemachlässi- 


141 . 





3o4 


Kampf um den Donauraum und Südost-Europ» 


[141 


gen darf, am Handlungen dieser Art vorzubeugen und sie zu bekämpfen, 
und zu diesem Zweck der Regierung, die ihn darum ersucht, seine Un¬ 
terstützung leihen muß; 

stellt fest, daß diese Pflichten insbesondere den Völkerbundmitglie¬ 
dern gemäß der Satzung obliegen, in der sie die Verpflichtung einge¬ 
gangen sind, die territoriale Unversehrtheit und politische Unabhängig¬ 
keit der anderen Mitgliedstaaten zu achten. 

III. Der Völkerbundrat, darum besorgt, daß zwischen den Bun¬ 
desmitgliedern ein gutes Einvernehmen als Unterpfand des Friedens 
herrscht, und darauf vertrauend, daß sie alles vermeiden, was das gute 
Einvernehmen gefährden könnte, 

stellt fest, daß aus den Verhandlungen vor dem Völkerbundrat und 
aus den ihm vorgelegten Urkunden, insbesondere aus dem zwischen der 
Ungarischen und der Jugoslawischen Regierung von 1981 bis 1934 er¬ 
folgten diplomatischen Schriftwechsel hervorgeht, daß verschiedene Fra¬ 
gen hinsichtlich der Existenz und Tätigkeit terroristischer Elemente 
außerhalb Jugoslawiens nicht in einer für die Jugoslawische Regierung 
befriedigenden Weise geregelt wurden; 

stellt fest, daß diesen Verhandlungen und diesen Dokumenten zu¬ 
folge gewisse ungarische Behörden mindestens fahrlässig eine Verant¬ 
wortung für Handlungen auf sich geladen haben, die mit der Vorberei¬ 
tung des Attentats von Marseille im Zusammenhang stehen; 

ist der Meinung, daß die Ungarische Regierung im Bewußtsein 
ihrer internationalen Verantwortung die Pflicht hat, ohne Verzug alle ge¬ 
eigneten Strafmaßnahmen gegen die Behörden, bei denen ein Verschul¬ 
den festgestellt werden könnte, zu ergreifen oder zu veranlassen, und 
ist überzeugt, daß die Ungarische Regierung willens ist, dieser Pflicht 
nachzukommen; 

richtet an diese Regierung die Bitte, dem Rat von den Maßnahmen 
Kenntnis zu geben, die sie zu diesem Zweck ergriffen hat. 

IV. Der Völkerbundrat ist der Meinung, daß die völkerrechtlichen 
Bestimmungen für die Bekämpfung terroristischer Handlungen zur Zeit 
noch nicht genügend ausgebildet sind, um ein wirksames internationales 
Zusammenarbeiten auf diesem Gebiet zu gewährleisten; 

beschließt, einen Sachverständigenausschuß für die Prüfung dieser 
Frage einzusetzen, der einen Vorentwurf für eine internationale Konven¬ 
tion zur Bekämpfung von Umtrieben oder Verbrechen mit politisch- 
terroristischen Zielen ausarbeiten soll; 

beschließt, daß dieser Ausschuß aus elf Mitgliedern bestehen soll, 
für den die Regierungen von Belgien, Großbritannien, Chile, Spanien, 
Frankreich, Ungarn, Italien, Polen, Rumänien, der Schweiz und der 
Sowjetunion eingeladen sind, je ein Mitglied zu ernennen; 
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überweist diesem Ausschuß die Vorschläge zur Prüfung, die dem 
Völkerbundrat von der Französischen Regierung unterbreitet worden sind, 
und fordert die Regierungen, die gleichfalls Vorschläge zu machen ha¬ 
ben, auf, diese an den Generalsekretär des Völkerbundes zur Prüfung 
durch den Ausschuß gelangen zu lassen; 

fordert diesen Ausschuß auf, dem Rat einen Bericht zu erstatten, 
um den Rat instand zu setzen, das in dem Beschluß der Völkerbund¬ 
versammlung vom 26. September 1981 vorgesehene Verfahren für die 
Ausarbeitung von allgemeinen, im Rahmen des Völkerbundes verhandel¬ 
ten Konventionen zur Anwendung zu bringen. 


DONAURAUM UND EUROPÄISCHE RÜSTUNGS- UND 
SICHERHEITSFRAGE 

Nochmals waren in dieser Debatte Italien und Frankreich gegeneinan¬ 
der gestanden. Da jetzt die Gegensätze sich glätteten, konnte die Politik der 
italienisch-französischen Annäherung ihren Fortgang nehmen, und am 7. I. 
1935 wurde zwischen Mussolini und Laval der Vertrag von Rom geschlos¬ 
sen 1 ). Der „ Donaupakt“ wurde dabei als Programm der beiden Mächte für 
die Lösung der Probleme des Donauraumes aus der Taufe gehoben. Die 
Kleine Entente sprach am 11. 1. 1935 ihre Zustimmung zu dem 
Plan des D o na u pak t s und den römischen Vereinbarungen aus. Ob 
der Donaupakt je Leben bekommen würde, mußte die Zukunft lehren. Die 
Gegensätze im Donauraum waren mitnichten aus der Welt geschafft, die 
Virulenz, die sie in den Tagen der tragischen Ereignisse gehabt hatten, moch¬ 
ten sic verloren haben, aber in der Tiefe bestanden sie fort. In seiner Rede 
vom 24. 1. 1935 verkündete der ungarische Ministerpräsident Gömbös 
noch einmal die Revision als die ewige und unveräußerliche Forderung Un¬ 
garns. Den Grundgedanken der Rede könnte man mit den Worten Gam- 
bettas bezeichnen: Immer daran denken, nie davon reden. Kurz zuvor 
hatte der Außenminister Jugoslawiens, Jeftitsch, der jetzt das neue jugo¬ 
slawische Kabinett gebildet hatte, die jugoslawische Außenpolitik Umrissen 
und dabei so wenig von den alten Grundsätzen der alten jugoslawischen Po¬ 
litik preisgegeben wie Gömbös von den ungarischen. Standen hier die na¬ 
tionalen Forderungen und Bestrebungen unversöhnlich und unversöhnt ge¬ 
geneinander, so dämpften sich die Gegensätze in der weiteren europäischen 
Politik, die gewissermaßen Ausstrahlungen der Spannungen an Ort und Stelle 
gewesen waren. Die Ansprache bei dem Amtsantritt des neuen Gesandten 
Italiens in Belgrad Graf Guido Viola di Campalto 
am 15. 3 . 1935 verriet einen neuen Ton freundschaftlicher Beziehungen 
zwischen Jugoslawien und Italien. Die Wendung in der großen Politik wirkte 
auf den Kampf im Donauraum zurück, ohne daß zunächst die europäischen 
Freunde Frankreich und Italien widersprechende Freundschaften im Do¬ 
nauraum (Italien nicht die enge Bindung an Ungarn und Frankreich nicht 
die an die Kleine Entente) preisgaben, ohne daß schon eine tiefgreifende 
„Umwälzung der Allianzen* im Donauraum erfolgt wäre. 


x ) Dok. 27 . 
20 Weltgeschichte I 
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Jugoslawiens Außenpolitik nach der Krise 

142 . Rede des jugoslawischen Ministerpräsidenten Jeftitsch vom 3 . i. ig 35 
vor dem Parlament 

Meine Herren Abgeordneten! Der jugoslawische nationale Gedanke 
erhält seinen vollen Ausdruck und seine volle Garantie für die Verwirkli¬ 
chung der nationalen Gemeinschaft durch die Verfassung des Königreichs 
Jugoslawien, die der verstorbene König, der ritterliche Führer und der 
Schöpfer der Einheit, dem Staate am 3 . September ig 3 i gegeben hat 
Jugoslawien zu beschützen, die Einheit des jugoslawischen Volkes und 
Staates zu beschützen, das ist das oberste Gesetz für alle und jeden, das 
ist die unverbrüchliche Verpflichtung für unsere ganze Generation und 
für die Zukunft. Das Königreich Jugoslawien ist die territoriale, politi¬ 
sche und moralische Eroberung vieler Generationen. Es ist das heilige 
Erbe des Märtyrerkönigs, das beschützt werden muß und das unsere 
durch Krieg und Unglück geprüfte Generation behüten und den künf¬ 
tigen Generationen gestärkt weitergeben muß . . . 

Niemand wird Grund haben, an dem aufrichtigen Willen unserer 
Regierung zu zweifeln. Andererseits wird die Königliche Regierung von 
den Nachbarn Jugoslawiens entschlossen dieselbe Korrektheit und Loy¬ 
alität verlangen. Terrorismus und Verschwörung dürfen keinesfalls ein 
Mittel internationaler Politik werden. Solche illegalen Handlungen ha¬ 
ben Jugoslawien und der Sache des Friedens die größten Opfer auf¬ 
erlegt. Niemand kann es Jugoslawien verübeln, wenn es sich weigert, 
Opfer dieser Art weiterhin auf sich zu nehmen. Das schmähliche Ver¬ 
brechen von Marseille, das gegen das Königreich Jugoslawien und gegen 
den internationalen Frieden gerichtet war, hat unser Volk in der Person 
seines geliebten und großen Souveräns getroffen. Eingedenk seiner inter¬ 
nationalen Pflichten hat das Königreich Jugoslawien, vom Wunsch be¬ 
seelt, den Frieden zu bewahren, die größten Anstrengungen gemacht und 
sich mit dokumentierten Anklagen an den Völkerbund gewendet, um die 
Feststellung der Verantwortlichkeit und Sanktionen für dieses internatio¬ 
nale Verbrechen zu erwirken. Mit Hilfe von Verbündeten und Freunden, 
die Jugoslawien entschlossen zur Seite standen, und dank der Tatsache, 
daß der Rat des Völkerbunds seiner Pflicht gegenüber dem Frieden und 
der internationalen Moral eingedenk war, hat Jugoslawien vom Völker¬ 
bundrat einen Beschluß und ein Gutachten erlangt, das sonnenklar ist 
und nicht zum Gegenstand verschiedener Auslegungen gemacht werden 
kann. Die aufrichtige und loyale Anwendung dieses Beschlusses ist die 
Voraussetzung für die Erhaltung des Friedens und die guten Beziehun¬ 
gen zwischen den Völkern. Das Verbrechen von Marseille muß vollkom- 



143] 


Die Revision der Verträge und das Attentat von Marseille 


307 

men geklärt werden; gegen die ermittelten Verantwortlichen müssen 
Sanktionen ergriffen werden. In dieser Beziehung wird die Königliche 
Regierung die größten Anstrengungen machen. 


Ungarns Außenpolitik nach der Krise 

Rede des ungarischen Ministerpräsidenten Gömbös vom 2 4- 1 . ig35 in 143. 
Szolnok 

Wenn mich jemand nach dem Wichtigsten auf diesem Gebiet fragt, 
so antworte ich ihm unter dem Einfluß der jüngsten Ereignisse, daß 
das Wichtigste für uns das Schweigenkönnen ist. Man hat bei uns noch 
nicht verstanden, daß die ungarische Außenpolitik nicht mehr von Wien 
gemacht wird, daß das unabhängige, wenn auch verstümmelte Ungarn 
ein selbständiges Leben führt, an das wir uns anpassen müssen. Ein 
guter Politiker in Dingen der Außenpolitik ist nicht der — und viele 
bei uns sind dieser Meinung —, der alle Informationen ausstreut. Das 
Schweigen ist eine ungewöhnlich kostbare Tugend auf diesem Gebiet. 

Die Kunst der Außenpolitik besteht darin, unter Vermeidung der wahren 
Antwort auf die Fragen zu antworten. 

Ich komme zu den römischen Protokollen 1 ), nicht zu denen, die un¬ 
längst in Rom unterzeichnet wurden, sondern zu den vorausgegangenen, 
die zwischen Rom, Wien und Budapest vereinbart wurden und ihre 
Lebensfähigkeit bereits bewiesen haben. Diese Protokolle interessieren 
nicht nur die drei daran beteiligten Staaten, sie sind von europäischem 
Interesse, weil sie eine gewisse Stetigkeit im Umkreis der mitteleuropäi¬ 
schen Fragen bedeuten. Auf wirtschaftlichem Gebiet haben diese Proto¬ 
kolle zu dem Ergebnis geführt, daß unsere Getreidepreise von 6,5o auf 
iS Pengö hinaufgegangen sind. Das ist der neue ungarische Stil, der 
wahrhaftig nicht durch das Monokel betrachtet werden darf sondern 
durch die Brille des Getreidepreises, und der folglich ins wirkliche po¬ 
litische und diplomatische Leben eindringen muß. 

Ich möchte nicht viel zur Marseiller Affäre sagen. Entsprechend 
den Geboten der internationalen Politik werden wir darüber sprechen, 
sobald diese Affäre endgültig von der Tagesordnung abgesetzt ist. Etwas 
möchte ich jedoch sagen: man hat dieses Land, dem die Methoden des 
Verbrechens immer fremd waren, mit politischen Anklagen zu demüti¬ 
gen versucht. Wenn man auf unsere Vergangenheit blickt, so sieht man, 
daß diese Nation, auch in Zeiten größter Unterjochung, eine solche 
Waffe nie geführt hat, weil ihr religiöses Gefühl und ihre Moral es ihr 
untersagen und weil sie unerschütterlich an die Gültigkeit von Wahrheit 
und Gerechtigkeit glaubt. Infolge seines östlichen Ursprungs versteht 
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dieses Volk immerhin eines: es weiß die Bitternis zu empfinden und 
in der Bitternis auszuharren. Das soll jeder begreifen, der das ungari¬ 
sche Leben, sei es vom internationalen, sei es vom nationalen ungari- 
sehen Gesichtspunkt aus, beurteilen will. Wir wissen auszuharren und 
auf Gott zu vertrauen. Wir wissen, daß die geschichtliche Sendung die¬ 
ser Nation von ewiger Dauer ist; einige harte Jahrzehnte, und die Ge¬ 
schichte ist Zeuge davon, zählen wenig im Leben dieser Nation. Auch 
als die Tatarenhorden uns in die Sümpfe drängten, so daß der Groß¬ 
könig fliehen mußte, auch damals hatten wir die Gewißheit, daß der 
Stern Ungarns wieder erglänzen würde, so wie wir heute die Gewißheit 
haben, daß Kabalen diese Nation nicht von ihrer wahren geschicht¬ 
lichen Sendung ablenken können. Weder Wien noch der Türkei, noch 
den Tataren ist es gelungen. Die Gedanken auf Gott und auf Jesus ge¬ 
richtet, leben wir unser tägliches Leben und durcheilen wir den Weg 
der Geschichte: dies tun wir stets uneigennützig auch zum Wohl der 
anderen Nationen, und wir haben schließlich verdient, daß dieser Al¬ 
truismus durch die Gerechtigkeit belohnt wird. 

Auch ein anderes Abkommen ist in Rom getroffen worden. Es ist 
für uns ein Grund zu großer Freude, daß Italien, unser großer Freund, 
und Frankreich, der große Freund der Kleinen Entente, sich be¬ 
gegnet sind, um ungelöste Probleme zu behandeln und die Möglichkeit 
des Versuchs einer Neuordnung des karpathischen Beckens zu bespre¬ 
chen. Wir stellen uns solchen Bestrebungen nicht entgegen. Wir wün¬ 
schen den Frieden, aber auf der Grundlage der Gerechtigkeit und Pari¬ 
tät der Rechte. Unsere Mittel waren immer friedlich und werden es im¬ 
mer sein. Niemand kann von einem jedoch erwarten, daß man sich ruhig 
an den Tisch der Verhandlungen setzen kann, wenn man ein bevormun¬ 
detes Volk ist, das, wie wir, mehr als die anderen ein Recht darauf hat, 
als volljährig betrachtet zu werden. Wenn der Friede wirklich not tut, 
und er tut not, so müssen die, die die Verantwortung für den Frieden 
tragen, auch die Pflicht fühlen, die Atmosphäre und die physische Mög¬ 
lichkeit zu schaffen, die uns erlauben, mit ruhigem Gewissen am Tisch 
der Verhandlungen zu sitzen, um die Freuden und Leiden unserer Völ¬ 
ker zu besprechen. 

Wer behauptet hat, wir hätten unsere revisionistischen Ziele auf¬ 
gegeben, hat sich schwer geirrt. Von hier aus erkläre ich, daß unsere 
revisionistische Politik heute folgendermaßen definiert werden kann: wir 
halten entschlossen an dem Verlangen nach Revision mit friedlichen Mit¬ 
teln fest und hoffen, daß sie das Resultat einer ruhigen Entwicklung 
r■ sein v^ird. Wir wünschen außerdem, daß Rumänien, Jugoslawien und 
die Yschechoslowakei die ungarischen Minderheiten kulturell, wirtschaft¬ 
lich und politisch als gleichberechtigte Teile anerkennen und ihnen alle 
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Möglichkeiten geben, ihre hergebrachte Kultur zum Wohl der gesamten 
Menschheit zu pflegen. 

Drittens verlangen wir Gleichberechtigung in der Rüstungsfrage. Wir 
halten es für unmöglich, nicht frei über diesen Teil unserer Souveräni¬ 
tät verfügen zu dürfen. Wir halten es für undenkbar, uns auf das vom 
Vertrag von Trianon festgesetzte Heer zu beschränken, wenn die fünf¬ 
hunderttausend Mann Heeresmacht der Kleinen Entente das entwaffnete 
Ungarn umkreisen. Die Notwendigkeit unserer Verteidigung läßt uns 
jene Gleichberechtigung fordern, die jedem Kulturvolk gebührt. Und ohne 
diese Gleichberechtigung können wir uns nicht an den Verhandlungstisch 
setzen. Wir haben fünfzehn Jahre hindurch diese Unbilligkeit des in¬ 
ternationalen Lebens ertragen: sie muß beseitigt werden, wenn man den 
Frieden sucht, denn wir haben bewiesen, daß wir trotz der erlittenen Ver- 
stümmelungen Europäer zu bleiben verstehen, daß wir unsere Vitalität 
zu bewahren verstehen, daß die schlechten Gedanken und die schlechten 
Zeiten bei uns nicht Wurzel schlagen können. Die Prüfung ist hart, 
aber wir widerstehen und bieten den Schwierigkeiten mannhaft die Stirn. 
Ohne Klage schreiten wir den dornenvollen Weg des täglichen Lebens 
weiter, in der Gewißheit, daß uns an seinem Ende die Auferstehung 
des ungarischen Volkes erwartet. Die Betreuung unseres Heeres obliegt 
gegenwärtig mir. Dieses kleine Heer verdient alle Achtung der ungari¬ 
schen Bürger. 


Noch einmal erhielten die Dinge im Donauraum einen heftigen An¬ 
stoß, als der deutsche Schritt vom 16. 3. 1935 die europäische Ordnung 
der Verträge von 1919 zutiefst erschütterte. Mit dem Ende der Abrüstungs¬ 
bestimmungen des Versailler Vertrages wurden auch die militärischen Be¬ 
stimmungen der andern Friedensverträge ein Anachronismus. Italien hielt 
die Gelegenheit für günstig, um einen Vorstoß für die Revision und seinen 
Plan im Donauraum zu unternehmen (gegen die Ordnung des Status guo, 
die die militärische Vorherrschaft der Kleinen Entente beschützte). Am 9. 4. 
193b schon veröffentlichte der „Popolo d’Italia“ eine offiziöse Erklä¬ 
rung für die Aufrüstung Ungarns, Österreichs und Bulgariens. Diese Staa¬ 
ten richteten denn auch an die Konferenz von Stresa ein formelles Ersuchen, 
die Revision der militärischen Bestimmungen der Verträge von Trianon, 
St.-Germain und Neuilly zu erwägen. Die Konferenz hat dann in der Tat 
eine „Empfehlung“ ausgesprochen, auch den Staaten des Donauraums und 
Bulgarien die „Gleichberechtigung im Rahmen der Sicherheit“ zu geben 1 ). 
Es war eine Empfehlung an die „beteiligten Staaten“, sich Wege und Mög¬ 
lichkeiten zu überlegen. Falls die Resolution von Stresa überhaupt die Revi¬ 
sion der militärischen Bestimmungen von Trianon, St.-Germain und Neuilly 
anbahnen wollte, so wurde dieser Vorstoß des Revisionsgedankens durch 
die Interpretation der Resolution sofort umgebogen. In einer Erklä¬ 
rung vom 1b. 4. 1935 deutete der Außenminister Frankreichs Laval die 
Resolution als einen „freiwilligen Verzicht“ der Mächte, eine Meinung über 
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die Frage selbst zu äußern und als einen Entschluß , die Frage völlig den „Be¬ 
teiligten“ zu überlassen. Die einzige Empfehlung der Resolution von Stresa, so 
formulierte es dann auch die Kleine Entente, sei, daß jeder andere Weg 
ausgeschlossen sei , die militärischen Bestimmungen zu ändern, als der einer 
Regelung durch Vertrag. Zuvor müßten zudem die Sicherheitsgarantien ver¬ 
stärkt werden. Ungarn hatte sich geweigert , vor der Gleichberechtigung sich 
an den Verhandlungstisch zu setzen; die Kleine Entente wollte die Gleich¬ 
berechtigung nur nach Verhandlungen über die Sicherheit geben. So blie¬ 
ben die Dinge , wie sie waren. Die Mächte standen Gewehr bei Fuß gegen¬ 
einander. 


Die Konferenz von Stresa und die militärische Gleichberech¬ 
tigung im Donauraum 

144. Erklärung des französischen Außenministers Laval vom il\. !\. ig35 
über die Haltung der Stresamächte zu der Aufrüstungsforderung der 
entwaffneten Staaten 

Die Vertreter der Staaten, die in Stresa versammelt waren, haben 
sich entschlossen, den anderen interessierten Regierungen auf diploma¬ 
tischem Wege und durch gesonderte Mitteilung seitens jeder der drei 
vertretenen Regierungen die Information zukommen zu lassen, die ihnen 
selbst über den Wunsch Österreichs, Ungarns und ßulgariens zugegan¬ 
gen ist, eine Änderung ihres militärischen Status, wie er durch die Ver¬ 
träge festgesetzt ist, zu erlangen. Die in Stresa versammelten Vertreter 
der drei Staaten haben sich dabei freiwillig enthalten, irgendeine Mei¬ 
nung über das Wesen der Frage zu formulieren. 

Die einzige Empfehlung, der sie in voller Übereinstimmung mit 
den allgemeinen ßeschlüssen der Konferenz von Stresa gfcgen die ein¬ 
seitige Kündigung von Verträgen glaubten Ausdruck geben zu müssen, 
geht darauf hinaus, für eine eventuelle Lösung des fraglichen Problems 
jeden Versuch einer anderen Regelung als der durch Vertrag aus¬ 
ruschalten; sie empfehlen ein freundschaftliches Vorgehen freier Ver¬ 
handlung, das zunächst von den unmittelbar interessierten Staaten auf 
ihre eigene Verantwortung hin in die Wege zu leiten wäre und dessen 
Möglichkeiten durch die neuen Sicherheitsgarantien, die diese Regierun¬ 
gen in Regionalabkommen wie dem mitteleuropäischen Pakt finden kön¬ 
nen, genau festzulegen wären. 

Sie sind ausdrücklich übereingekommen, diese erste Äußerung den 
Regierungen der direkt interessierten Staaten zu überlassen, denen das 
Recht zukommt, sich frei und in voller Verantwortlichkeit über die Re¬ 
gelungen auszusprechen, die eine gründliche Nachprüfung des in Frage 
stehenden Verlangens rechtfertigen würden. 
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Die Kleine Entente und die Aufrüstung der entwaffneten 

Staaten des Donauraums 

Communique vom i5. 4. 1935 über die Tagung des Ständigen Rates 145. 
der Kleinen Entente und des Balkanbundes 

Als Folge des in Stresa gefaßten Beschlusses über die Aufrüstung 
der Donaustaaten hat der Ständige Rat der Kleinen Entente wie der Bal¬ 
kanentente am i5. April in Genf folgende Entschließung angenommen: 

Der Ständige Rat der Kleinen Entente wie der Balkanentente ist 
heute, am i5. April ig35, unter dem Vorsitz von Herrn Titulescu, dem 
Minister des Auswärtigen von Rumänien, zu einer außerordentlichen 
Sitzung zusammengetreten. 

Die Vertreter der fünf Staaten haben die internationale Lage im 
Licht der letzten Ereignisse einer Betrachtung unterzogen. 

Nach Kenntnisnahme der Ergebnisse der Konferenz von Stresa ha¬ 
ben sie mit Befriedigung festgestellt, daß alles getan worden ist, um die 
Organisation des europäischen Friedens zu verwirklichen. 

Sie hoffen, daß von jetzt ab die internationale Zusammenarbeit und 
die Konsolidierung des Friedens einen günstigen Verlauf nehmen wird. 

Die Kleine Entente und die Balkanentente legen auf den bevorste¬ 
henden Abschluß von Verträgen zu gegenseitigem Beistand in Nordost¬ 
europa und den Erfolg der beabsichtigten Sicherheitspakte in Mittel¬ 
und Südosteuropa besonderes Gewicht. 

Was die Revision des militärischen Status der Signatarmächte der 
Verträge von Saint-Germain, Trianon und Neuilly betrifft, haben die 
Vertreter der fünf Staaten von den von Herrn Laval abgegebenen Er¬ 
klärungen Kenntnis genommen, die besagen: 

a) daß die Regierungen von Frankreich, England und Italien frei¬ 
willig davon Abstand genommen haben, irgendwelche Festlegungen 
über die Materie dieser Frage, die von den direkt an ihr interessierten 
Regierungen in voller Freiheit gelöst werden muß, zu formulieren; 

b) daß die einzige Empfehlung, die die drei in Stresa versammel¬ 
ten Regierungen glaubten aussprechen zu müssen, dahin zielt, jeden Ver¬ 
such einer anderen Regelung als der durch Vertrag auszuschalten, in¬ 
dem sie den Weg der freien Vereinbarung vorschlagen, deren Möglich¬ 
keiten durch neue Sicherheitsgarantien aufs genaueste festgelegt werden 
müßten. 


Der Kampf um die Revision im Donauraum war nicht weitergekommen. 
Die „große” europäische Politik verlangte dort den Status quo. Denn die 
meistinteressierten Mächte , Italien und Frankreich , hatten dort Freundschaf¬ 
ten , die einander entgegenstanden. Brachen die Konflikte im Donauraum hef- 
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tig aus, mußten die beiden Staaten Stellung nehmen, entweder gegeneinander 
oder gegen ihre Freunde und Verbündeten. Die Dinge im Donauraum waren 
mit dem Mord von Marseille durch eine große Krise hindurchgegangen. 
Entspannung der tiefgreifenden Gegensätze hatte die Krise nur wenig ge¬ 
bracht, die Mächte waren, regungslos oder lauernd angespannt, ineinander 
verklammert. Der Donauraum lag mehr als je im Schatten der großen Welt¬ 
dinge und die Entscheidungen der großen Politik müssen die Entscheidung 
auch über sein Schicksal bringen. 



3. Balkan-Probleme 


Zwei der Mitgliedstaaten der Kleinen Entente sind Balkanstaaten. Ist 
in Mitteleuropa die treibende Kraft für die Bildung der Kleinen Entente 
der Kampf gegen die Revisionsforderung Ungarns gewesen, so stehen Jugo¬ 
slawien und Rumänien auf dem Balkan vor der Frage der Revision des Frie¬ 
densvertrages von Neuilly , die Bulgarien nicht aufhört aufzuwerfen. Der 
B alkan pak t, der am 7. 2. 193U zwischen Jugoslawien, Rumänien, Grie¬ 
chenland und der Türkei geschlossen wurde, hat daher viel von einem 
Schutzbund gegen Bulgarien an sich. Der Balkanbund ist in vieler Hinsicht 
nur eine Erweiterung der Kleinen Entente, wobei Rumänien und Jugosla¬ 
wien die Brücke zwischen dem politischen System der Kleinen Entente und 
dem des Balkanbundes bilden. Eine Kette von Pakten, sagte Barthou am 
21. 6. 193h in Bukarest, erstrecke sich von Prag bis Ankara. Wie der Pakt 
der Kleinen Entente ist auch der Balkanpakt ein Vertrag zur Verteidigung des 
Status quo. Er verlängerte das machtpolitische System der Kleinen Entente 
über den ganzen Balkan hinweg und brachte auch für den Kampf um das 
Mittelmeer eine bedeutsame Gruppierung der Mächte. Im großen gesehen, 
bedeutete der Pakt eine Niederlage Italiens. 

Der Hauptinhalt des Balkanpaktes vom 9. 2. 193h ist die gegenseitige 
Garantie der Grenzen und die Verpflichtung einer einheitlichen Haltung ge¬ 
genüber denjenigen Balkanstaaten (hauptsächlich Bulgarien), die nicht zu 
den ursprünglichen Mitgliedern des Bundes gehören. Die Verpflichtungen des 
Vertrages wurden durch ein zunächst geheimgehaltenes Protokoll vom 
9. 2. 193h näher umschrieben. Dieses Protokoll schloß den Balkanbund an 
die große internationale Politik an. Jetzt bezogen sich die Verpflichtungen 
des Balkanpaktes nicht mehr allein auf innere Geschehnisse auf dem Bal¬ 
kan, sondern gingen über die reine Balkanpolitik hinaus. Denn Paragraph 3 
des Protokolls begründet eine Verpflichtung der Hilfeleistung, wenn ein Bal¬ 
kanstaat sofort oder später den Angriff eines Nichtbalkanstaates auf einen 
der Partner des Paktes unterstützt. Dabei übernimmt das Protokoll die De¬ 
finition des Angreifers, wie sie in den Londoner Abkommen vom 3. und 
h. 6. 1933 festgelegt worden ist. Das Protokoll entzieht den Schutz des 
Paktes demjenigen Balkanstaat, der gemäß der Londoner Definition zum 
Angreifer wird. Es proklamiert nachdrücklich die Endgültigkeit der terri¬ 
torialen Ordnung des Balkans, so wie sie aus den Frieclensverträgen hervor¬ 
gegangen ist. Das dichte Netz der europäischen Beistandsverpflichtungen und 
paktmäßigen Bindungen hatte damit ein neues Glied erhalten. Immerhin 
schloß sich Griechenland dem Balkanpakt nur unter Vorbehalten an. Bei der 
Ratifizierung durch Griechenland erklärte nämlich der griechische Außen¬ 
minister M ax im o s, daß der Pakt Griechenland nie in einen Krieg mit 
einer Nicht-Balkanmacht verwickeln dürfe. Aber selbst mit diesem Vorbehalt 
war der Balkanpakt in Griechenland noch heftig umfochten, und in der 



Kampf um den Donauraum und Südost-Europa 


[146 


3i4 

großen inneren Krise Griechenlands vom Herbst I93U hat er keine geringe 
Rolle gespielt. Da sich nämlich Venizelos als erbitterter Gegner des Balkan¬ 
paktes erklärt hatte, erschien sein Aufstand gegen die Athener Regierung 
wie ein Aufstand gegen das System, das durch den Balkanbund begründet 
wurde. 

Inzwischen war zu dem Vertrag noch das Geheimprotokoll 
vom 17. 3. 193Ü hinzugekommen, das aus dem Balkanpakt eindeutig ein 
Instrument des Kampfes gegen die Revisionsbemühungen Bulgariens zu ma¬ 
chen schien. Dies Protokoll legt nämlich fest, daß es einem Angriff durch 
Bulgarien gleich erachtet werden solle, wenn Bulgarien weiterhin die ter¬ 
roristische Aktivität mazedonischer Banden dulde. In dem Protokoll wurden 
Abreden über ein gemeinsames Vorgehen gegen Bulgarien und sogar über 
die Besetzung bulgarischen Bodens getroffen. Bald danach schoben jedoch 
innere Umwälzungen in Bulgarien das mazedonische Problem in den Hin¬ 
tergrund. Der Pakt verlor den Charalcter einer Kriegsmaschine gegen Bul¬ 
garien, wenn er auch ein Bollwerk des antirevisionistischen Blockes blieb. 

Am 2. II. 193U schuf sich der Balkanbund nach dem Vorbild der 
Kleinen Entente ein Organisationsstatut, durch das er ein ständi¬ 
ges Organ der internationalen Politik wurde. Kleine Entente und Balkanbund 
waren von Anfang an eng miteinander verknüpft. Die Resolution der 
Tagung des Ständigen Rates des Balkanbundes vom 1U. 9. 
193U in Genf deckte sich zum Teil wörtlich mit der des Ständigen Rates 
der Kleinen Entente. Die Resolution sprach sich nachdrücklich für die Pakt¬ 
politik aus und trat insbesondere auch für den Mittelmeerpakt ein, der einen 
Bestandteil des großen von Barlhou im Jahre I93U entworfenen Sicherheits¬ 
systems bilden sollte. Die Resolution sprach sich auch über den Besuch 
König Alexanders von Jugoslawien in Sofia günstig aus, der 
bald darauf vom 27. — 30. 9. I93U stattfand und eine Entspannung auf dem 
Balkan ebenso wie eine Annäherung Bulgariens an das außenpolitische Sy¬ 
stem der Kleinen Entente und des Balkanbundes zu bringen schien. Nach 
dem tragischen Ereignis von Marseille hat sich der Balkanbund den Beschlüs¬ 
sen der Belgrader Konferenz der Kleinen Entente angeschlossen 1 ). 

Auf der Tagung des Balkanbundes zu Ankara vom 30. 
10. I93U wurde das bereits erwähnte Organisationsstatut und die Einset¬ 
zung eines wirtschaftlichen Beirates — ebenfalls nach dem Vorbild der Klei¬ 
nen Entente — beschlossen. 

Das Machtgefüge Europas war mit dem Aufbau des BaUcanbundes um 
einen Grad stärker ausgeprägt. In den großen Auseinandersetzungen der 
Folgezeit sollte es seine Probe zu bestehen haben. 


Der Balkanpakt 

146. Vertrag vom 9 . 2 . 1934 zwischen Griechenland, Rumänien, der Türkei 
und Jugoslawien 

In dem Wunsche, zur Befestigung des Friedens auf dem Balkan 
beizutragen, 

beseelt von dem Geiste der Verständigung und Versöhnung, der bei 


i) Dok. i3o. 
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der Schaffung des Briand-Kellogg-Paktes und den Entscheidungen der 
Völkerbundversammlung in bezug auf diesen Pakt geherrscht hat, 

fest entschlossen, die Achtung vor den bereits bestehenden vertrag¬ 
lichen Verpflichtungen und die Aufrechterhaltung der bestehenden ter¬ 
ritorialen Ordnung auf dem Balkan zu sichern, 

haben die Hohen Vertragschließenden Parteien beschlossen, einen 
Verständigungsvertrag zwischen den Balkanstaaten zu schließen, und 
haben zu diesem Behuf zu ihrem Bevollmächtigten ernannt: 

der Präsident der Griechischen Republik: Seine Exzellenz Herrn 
Demetrius Maximos, Minister des Auswärtigen, 

Seine Majestät der König von Rumänien: Seine Exzellenz Herrn 
Nikolaus Titulescu, Minister des Auswärtigen, 
der Präsident der Türkischen Republik: Seine Exzellenz Tewfik 
Rüschdü Bey, Minister des Auswärtigen, 

Seine Majestät der König von Jugoslawien: Seine Exzellenz Herrn 
Bogoljub Jeftitsch, Minister des Auswärtigen. 

Diese haben, nachdem sie ihre Vollmachten ausgetauscht und sie in 
gehöriger Form gefunden haben, folgende Bestimmungen vereinbart: 

1. Griechenland, Rumänien, die Türkei und Jugoslawien garantieren 
sich gegenseitig die Sicherheit aller ihrer Grenzen auf dem Balkan. 

2 . Die Hohen Vertragschließenden Parteien verpflichten sich, sich 
über die zu ergreifenden Maßnahmen angesichts von Vorkommnissen zu 
verständigen, die ihre Interessen, so wie sie durch das gegenwärtige Ab¬ 
kommen definiert sind, berühren könnten. Sie verpflichten sich, gegen¬ 
über keinem anderen Balkanstaat, der das vorliegende Abkommen nicht 
unterzeichnet hat, ohne vorhergehende gegenseitige Beratung eine po¬ 
litische Aktion zu unternehmen, und gegenüber keinem anderen Balkan¬ 
staat ohne die Zustimmung der andern Vertragschließenden Parteien 
irgendeine Verpflichtung zu übernehmen. 

3. Der vorliegende Vertrag tritt mit Unterzeichnung durch alle Ver¬ 
tragschließenden Mächte in Kraft und soll so schnell wie möglich rati¬ 
fiziert werden. Der Vertrag wird jedem anderen Balkanstaat offenstehen. 
Ein derartiger Beitritt wird Gegenstand einer freundschaftlichen Prü¬ 
fung seitens der übrigen Vertragschließenden Parteien sein und wird 
wirksam werden, sobald die anderen Signatarmächte ihr Einverständnis 
mitgeteilt haben. 

Zur Beglaubigung dessen haben die genannten Bevollmächtigten den 
vorliegenden Vertrag unterzeichnet. 

Ausgefertigt in Athen am 9 . Februar 1934 in vier Exemplaren, 
wovon jeder der Hohen Vertragschließenden Parteien eines übergeben 
wurde. 

D. Maximos. N. Titulescu. Dr. T. Rüschdü. B. Jeftitsch. 
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Die Verpflichtungen des Balkanpaktes 

147 . Geheimprotokoll vom 9. 2. 1934 zwischen den Unterzeichnern des 
Balkanpaktes 

Anläßlich der Unterzeichnung des Paktes für die Verständigung auf 
dem Balkan haben die vier Außenminister der Türkei, Jugoslawiens, 
Griechenlands und Bumäniens es für notwendig erachtet, die Bedeutung 
der von ihren Ländern übernommenen Verpflichtungen in folgender 
Weise zu bestimmen, indem sie ausdrücklich Übereinkommen, daß diese 
Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil des Paktes selbst bilden: 

1. Als Angreifer wird jeder Staat angesehen, der eine der im Ar¬ 
tikel 2 des Londoner Abkommens vom 3 . und 4 - 6. 1933 aufgeführten 
Angriffshandlungen begeht 

2. Der Pakt ist nicht gegen irgendeine Macht gerichtet. Er hat den 
Zweck, die Sicherheit der Grenzen auf dem Balkan gegen jeden Angriff 
seitens eines Balkanstaates zu garantieren. 

3 . Wird einer der Vertragschließenden Staaten Opfer eines An¬ 
griffs seitens irgendeiner Nichtbalkanmacht und schließt ein Balkanstaat 
sich einem solchen Angriff, sei es gleichzeitig, sei es später, an, so wird 
der Pakt gegen einen solchen Balkanstaat voll wirksam werden. 

4 . Die Hohen Vertragschließenden Mächte verpflichten sich, Kon¬ 
ventionen zu schließen, die dem von diesem Pakt verfolgten Zwecke ent¬ 
sprechen. Die Verhandlungen über diese Konventionen werden innerhalb 
von sechs Monaten beginnen. 

5 . Der Balkanpakt steht nicht mit früheren Verpflichtungen im Wi¬ 
derspruch. Alle früheren Verpflichtungen, alle Konventionen, die aus den 
Verträgen herrühren, und alle Abmachungen und Verträge behalten, so¬ 
weit sie öffentlich sind, ihre volle Kraft. 

6 . Der in der Präambel des Paktes gebrauchte Ausdruck „fest ent¬ 
schlossen, die Achtung vor den bereits bestehenden vertraglichen Ver¬ 
pflichtungen zu sichern“, bedeutet für die Hohen Vertragschließenden 
Parteien die Respektierung der zwischen den Balkanstaaten bestehenden 
Verträge, die einer oder mehrere der Hohen Vertragschließenden Staaten 
unterzeichnet haben. 

7. Der Pakt über die Verständigung auf dem Balkan ist ein De¬ 
fensivvertrag. Deshalb hören, wenn eine der Hohen Vertragschließenden 
Parteien gemäß Artikel 2 des Londoner Vertrages Angreifer gegen ir¬ 
gendein anderes Land wird, die aus diesem Pakte herrührenden Ver¬ 
pflichtungen seitens der anderen Hohen Vertragschließenden Parteien 
gegen sie auf. 

8 . Die gegenwärtig auf dem Balkan bestehende territoriale Ordnung 
ist für die Hohen Vertragschließenden Parteien endgültig. 
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Was die Paktverpflichtungen anbelangt, so wird ihre Dauer durch 
die Hohen Vertragschließenden Parteien innerhalb oder nach Ablauf der 
der Unterzeichnung des Paktes folgenden zwei Jahre bestimmt werden. 
Innerhalb dieser zwei Jahre ist keine Kündigung des Paktes möglich. 
Die Dauer des Paktes soll auf einen Zeitraum von mindestens fünf oder 
mehr Jahren festgesetzt werden. Wenn nach Ablauf der zwei Jahre, die 
der Unterzeichnung des Paktes folgen, der Endtermin des Paktes nicht 
bestimmt ist, so wird der Pakt ohne weiteres eine Dauer von fünf Jah¬ 
ren, gerechnet von dem Ablauf der zwei Jahre, die der Unterzeichnung 
folgen, haben. Nach Ablauf der fünf Jahre oder nach Ablauf des von 
den Hohen Vertragschließenden Parteien für seine Geltungsdauer be¬ 
stimmten Zeitraumes wird der Pakt über die Verständigung auf dem 
Balkan automatisch kraft stillschweigender Vereinbarung für den glei¬ 
chen Zeitraum, für den er bisher in Kraft war, verlängert, es sei denn, 
daß eine der Hohen Vertragschließenden Parteien ihn ein Jahr vor dem 
Datum seines Ablaufs gekündigt hat. In jedem Fall, sei es, daß es sich 
um den erstgenannten Zeitraum der Geltung des Paktes (sieben Jahre 
oder länger) handelt, sei es, daß es sich um den letztgenannten automa¬ 
tisch kraft stillschweigender Vereinbarung sich bestimmenden Zeitraum 
handelt, ist eine Kündigung oder die Anmeldung der Kündigung nicht 
früher als ein Jahr vor dem Ablauf des Paktes möglich. 


Das Organisationsstatut des Balkanbundes 

Resolution der Tagung des Ständigen Rates des Balkanbundes vom 148 . 
2. ii. 1934 zu Ankara 

Die vertretenen Staaten haben, 

in dem Wunsche, den Frieden zu erhalten und zu organisieren, 
im festen Willen, die wirtschaftlichen Beziehungen zu allen Staaten 
ohne Unterschied und ganz besonders zu den Signatarstaaten des Bal¬ 
kanpaktes intensiver zu gestalten, 

entschlossen, den Freundschafts- und Bündnisbeziehungen zwischen 
den vier Staaten des Balkanbundes eine feste und organische Grundlage 
zu geben, 

überzeugt von der Notwendigkeit, diese Festigkeit durch die Schaf¬ 
fung eines Organes zu verwirklichen, das ihre gemeinsame Politik leitet, 
beschlossen, ihre seit der Unterzeichnung des Balkanpaktes beobach¬ 
tete Gewohnheit gemeinsamer Arbeit zu befestigen und für die Zukunft 
das Folgende zu vereinbaren: 

1. Ein Ständiger Rat der Staaten des Balkanbundes, der aus den 
Außenministern der genannten Staaten gebildet wird, wird als leiten- 
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des Organ der gemeinsamen Politik der vier Staaten eingesetzt. Die Be¬ 
schlüsse des Ständigen Rates müssen einstimmig gefaßt werden. 

2. Der Ständige Rat versammelt sich, abgesehen von den regulären 
Beziehungen auf diplomatischem Wege, obligatorischerweise mindestens 
zweimal im Jahre. Die obligatorischen Tagungen des Jahres finden der 
Reihe nach in jedem der vier Staaten statt. Wenn es notwendig ist, kön¬ 
nen außerordentliche Versammlungen des Ständigen Rates nach Genf 
oder anderswohin vom Präsidenten einberufen werden. 

3 . Präsident des Ständigen Rates ist zur Zeit auf die Dauer 
eines Jahres, vom 9. Februar 1934, dem Datum der Unterzeichnung 
des Balkanpaktes an gerechnet, der Außenminister Griechenlands. Am 
9. Februar ig 35 geht der Vorsitz des Ständigen Rates an den Außen¬ 
minister Rumäniens über, am 9. Februar 1936 an den Außenminister 
der Türkei und am 9. Februar 1937 an den Außenminister Jugosla¬ 
wiens. Später wird die Reihenfolge weiterhin nach dem Alphabet gere¬ 
gelt sein: Griechenland — Rumänien — Türkei — Jugoslawien 1 ), und 
immer für die Dauer eines Jahres vom 9. Februar an gerechnet. Der 
Präsident hat für die Festlegung des Datums und Orts der Tagungen 
des Ständigen Rates die Initiative zu ergreifen, die Geschäftsordnung zu 
bestimmen und die zu fassenden Beschlüsse vorzubereiten. 

4 . Bei allen Fragen, die zur Diskussion stehen, wie bei allen Be¬ 
schlüssen, die gefaßt werden — ob es sich nun um die Beziehungen der 
Staaten des Balkanbundes unter sich oder um ihre Beziehungen zu Drit¬ 
ten handelt —, wird stets der Grundsatz der völligen Gleichberechtigung 
der vier Staaten des Balkanbundes aufs strengste beobachtet werden. 

5 . Ein Wirtschaftsbeirat der Staaten des Balkanbundes wird gegrün¬ 
det werden, um die wirtschaftlichen Interessen der vier Staaten mehr 
und mehr miteinander zu verknüpfen. Er wird sich aus Spezialisten und 
Sachverständigen auf wirtschaftlichem, finanziellem und kommerziellem 
Gebiete zusammensetzen und als beratendes Hilfsorgan des Ständigen 
Rates arbeiten. 

6. Der Ständige Rat hat die Befugnis, andere ständige oder für 
bestimmte Zeit eingesetzte Organe, sowie Ausschüsse entweder für ein¬ 
zelne Fragen oder für Gruppen von Fragen zu bilden, die diese zu prü¬ 
fen und Lösungen für den Ständigen Rat vorzubereiten haben. Alle diese 
Organe sollen beratenden und unterstützenden Charakter haben. 

7. Es wird ein Sekretariat des Ständigen Rates geschaffen. Es wird 
seinen Sitz jeweils ein Jahr in der Hauptstadt des amtierenden Präsiden¬ 
ten des Ständigen Rates haben. 

*) Die Reihenfolge bestimmt sich nach dem Alphabet der französischen Namen 
für die betreffenden Staaten. (Anm. des Herausgebers.) 
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Die Saarfrage im Versailler Vertrag (Teil III, Abschnitt IV) 

Artikel 45 . 

Als Ersatz für die Zerstörung der Kohlengruben in Nordfrankreich 
und als Anzahlung auf den Betrag der von Deutschland geschuldeten 
Wiedergutmachung der Kriegsschäden tritt Deutschland das volle und 
unbeschränkte, völlig schulden- und lastenfreie Eigentum an den Koh¬ 
lengruben im Saarbecken, wie es im Artikel 48 abgegrenzt ist, mit dem 
ausschließlichen Ausbeutungsrecht an Frankreich ab. 

Artikel 46 . 

Zur Sicherstellung der Rechte und der Wohlfahrt der Bevölkerung 
und um Frankreich volle Freiheit bei der Ausbeutung der Gruben zu ver¬ 
bürgen, nimmt Deutschland die Bestimmungen der Kapitel I und II der 
beigefügten Anlage an. 

Deutschland verzichtet zugunsten des Völkerbunds, der insoweit als 
Treuhänder gilt, auf die Regierung des obenbezeichneten Gebietes. 

Nach Ablauf einer Frist von fünfzehn Jahren nach Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Vertrags soll die Bevölkerung dieses Gebietes darüber 
entscheiden, unter welche Souveränität sie zu treten wünscht. 

Artikel 5 o. 

Die Bestimmungen, nach denen die Abtretung der Gruben des Saar¬ 
beckens zu erfolgen hat, sowie die Maßnahmen, die den Schutz der 
Rechte und die Wohlfahrt der Bevölkerung ebenso wie die Regierung 
des Gebietes sicherstellen sollen und die Bedingungen, unter denen die 
oben vorgesehene Volksabstimmung stattzufinden hat, werden in der An¬ 
lage niedergelegt, die als untrennbarer Bestandteil des gegenwärtigen 
Vertrages gilt und die Deutschland anzunehmen erklärt. 

Anlage. 

Kapitel I. 

§ i. Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags erwirbt der 
französische Staat das volle und unbeschränkte Eigentum an sämtlichen 


Artikel 49 * 
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Kohlenfeldern in den Grenzen des Saargebiets, wie sie im Artikel 48 
des gegenwärtigen Vertrages näher umschrieben sind. 

Der französische Staat hat das Recht, diese Gruben auszubeuten 
oder nicht auszubeuten und das Ausbeutungsrecht an Dritte abzutreten, 
ohne vorher eine Ermächtigung dazu einholen oder irgendeine Förm¬ 
lichkeit erfüllen zu müssen. 

Kapitel II. 

§ 16. Die Regierung des Saarbeckens wird einem den Völkerbund 
vertretenden Ausschuß übertragen. Dieser Ausschuß hat seinen Sitz im 
Saarbecken. 

§ 17. Der im § 16 vorgesehene Regierungsausschuß besteht aus 
fünf Mitgliedern, die vom Rat des Völkerbundes ernannt werden. Ihm 
gehören an ein Franzose, ein aus dem Saarbecken stammender und dort 
ansässiger Nichtfranzose und drei Mitglieder, die drei anderen Ländern 
als Frankreich und Deutschland angehören. 

Die Mitglieder des Regierungsausschusses werden auf ein Jahr er¬ 
nannt; ihr Auftrag kann erneuert werden. Der Rat des Völkerbundes 
kann sie abberufen und für ihren Ersatz sorgen. 

Die Mitglieder des Regierungsausschusses haben Anspruch auf ein 
Gehalt, das von dem Rat des Völkerbundes festgesetzt und aus den Ein¬ 
nahmen des Gebietes bezahlt wird. 

§ 18. Der Vorsitzende des Regierungsausschusses wird von dem 
Rat des Völkerbundes aus den Mitgliedern des Ausschusses für die Dauer 
eines Jahres ernannt; er kann wiederemannt werden. 

Der Vorsitzende ist die ausführende Stelle des Ausschusses. 

§ 19. Der Regierungsausschuß besitzt im Saarbecken alle Regie¬ 
rungsbefugnisse, die früher dem Deutschen Reiche, Preußen und Bay¬ 
ern zustanden, einschließlich des Rechts, Beamte zu ernennen und ab¬ 
zuberufen und alle ihm erforderlich scheinenden Verwaltungs- und Ver¬ 
tretungsstellen zu schaffen. 

Er hat volle Freiheit in der Verwaltung und Ausbeutung der Eisen¬ 
bahnen, Kanäle und sonstigen öffentlichen Betriebe. 

Er beschließt mit Stimmenmehrheit. 

Kapitel III. 

§ 34 - Mit Ablauf von fünfzehn Jahren nach Inkrafttreten des ge¬ 
genwärtigen Vertrages wird die Bevölkerung des Saarbeckens berufen, 
ihren Willen, wie folgt, kundzugeben: 

Eine Abstimmung findet gemeinde- oder bezirksweise über folgende 
drei Fragen statt: 

a) Beibehaltung der durch den gegenwärtigen Vertrag und die ge¬ 
genwärtige Anlage geschaffenen Rechtsordnung, 
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b) Vereinigung mit Frankreich, 

c) Vereinigung mit Deutschland. 

Stimmberechtigt ist ohne Unterschied des Geschlechts jede zur Zeit 
der Abstimmung über 20 Jahre alte Person, die bei Unterzeichnung des 
Vertrages in dem Gebiete gewohnt hat. 

Die übrigen Vorschriften, die näheren Einzelheiten und der Zeitpunkt 
der Abstimmung werden von dem Rate des Völkerbundes so festgesetzt, 
daß eine freie, geheime und unbeeinflußte Stimmabgabe gesichert ist. 

§ 35 . Der Völkerbund entscheidet unter Berücksichtigung des durch 
die Volksabstimmung ausgedrückten Wunsches darüber, unter welche 
Souveränität das Gebiet zu stellen ist: 

a) Beschließt der Völkerbund für das ganze Gebiet oder einen 
Teil die Beibehaltung der durch den Vertrag und die gegen¬ 
wärtige Anlage geschaffenen Rechtsordnung, so verpflichtet sich 
Deutschland schon jetzt, zugunsten des Völkerbundes auf seine 
Souveränität, so wie dies der Völkerbund für nötig befindet, zu 
verzichten, und dessen Sache ist es, durch geeignete Maßnahmen 
die endgültig eingeführte Rechtsordnung mit den dauernden In¬ 
teressen des Gebiets und dem allgemeinen Interesse in Einklang 
zu bringen; 

b) Beschließt der Völkerbund für das ganze Gebiet oder einen Teil 
die Vereinigung mit Frankreich, so verpflichtet sich Deutschland 
schon jetzt, in Ausführung der entsprechenden Entscheidung des 
Völkerbundes, alle seine Rechte und Ansprüche auf das von dem 
Völkerbunde näher bezeichnete Gebiet an Frankreich abzutreten; 

c) Beschließt der Völkerbund für das ganze Gebiet oder einen Teil 
die Vereinigung mit Deutschland, so ist es Sache des Völkerbun¬ 
des, für Deutschlands Wiedereinsetzung in die Regierung des 
vom Völkerbund näher bezeichneten Gebiets zu sorgen. 

§ 36 . Beschließt der Völkerbund die Vereinigung des ganzen Saar¬ 
beckens oder eines Teiles mit Deutschland, so hat Deutschland die Eigen¬ 
tumsrechte Frankreichs an den in diesem Gebietsteil gelegenen Gruben 
im ganzen zu einem in Gold zahlbaren Preise zurückzukaufen. Dieser 
Preis wird durch drei nach Stimmenmehrheit beschließende Sachver¬ 
ständige festgesetzt; einer dieser Sachverständigen wird von Deutsch¬ 
land, einer von Frankreich und einer, der weder Franzose noch Deut¬ 
scher sein darf, vom Völkerbund ernannt. 


DER KAMPF UM DIE VOLKSABSTIMMUNG 

Selten ist eine schlichte und einfache Frage mit einem größeren po¬ 
litischen Aufwand angepackt worden als die Saarfrage. Die überwältigende 
Kundgebung des Saarvolkes vom 13. 1. 1935 hat sie mit einer schlichten 
21 Weltgeschichte I 
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Selbstverständlichkeit gelöst und aus der Reihe der großen Fragen der euro¬ 
päischen Politik gestrichen, nachdem ihretwegen ein Jahr zuvor die ganze 
internationale Politik aufgeboten und aufgewühlt worden war. Was ihr zu¬ 
weilen ein so bedrohliches Aussehen gab, war, daß sie inmitten des großen 
Kampfes um die Neuordnung des europäischen Staatensystems einen Punkt 
der Reibung darstellte, an dem sich der größere Gegensatz entzünden konnte. 
Heute gehört die Saarfrage schon der Geschichte an. Alle anderen Fragen 
des Jahres 1934/35 sind — oft in anderer Gestalt, oft in andere Zusammen¬ 
hänge verflochten und in andere Kanäle gedrängt — als Fragen der inter¬ 
nationalen Politik in die folgenden Jahre eingegangen. Die Saarfrage ist 
historische Vergangenheit, fruchtbar nur mehr als eine geschichtliche Lehre 
und ein historisches Beispiel. 

Für die Saarfrage hatte der Versailler Vertrag eine „Spätlösung* fest¬ 
gelegt, so daß sie gewissermaßen ein Überbleibsel der Welt von 1919 dar¬ 
stellte. Auf Grund des Versailler Vertrages übernahm der Völkerbund die 
direkte Verantwortung für die Saar. Die Regierungskommission der Saar 
war unmittelbares Völkerbundorgan. Fünfzehn Jahre nach der Unterzeich¬ 
nung des Versailler Vertrages sollte eine Volksabstimmung im Saargebiet über 
seine endgültige staatliche Zugehörigkeit stattfinden. Wirtschaftlich gesehen, 
übereignete der Vertrag das Saargebiet weitgehend Frankreich: Die Zoll¬ 
grenze zwischen Frankreich und dem Saarland fiel, so daß die Saar in das 
französische Wirtschaftsgebiet eingegliedert wurde. Der französische Fran¬ 
ken wurde Währung des Saarlandes und schließlich wurden — das wichtigste 
von allem — die Kohlengruben der Saar als sogenannte „Reparation“ für 
die im Weltkrieg zerstörten Bergwerke in französischen Staatsbesitz über¬ 
führt. Im Fall einer Rückgliederung der Saar zu Deutschland konnte sie 
das Deutsche Reich zurückkaufen. Das war das Regime der Saar für die 
fünfzehn Jahre nach dem Versailler Vertrag: Regierung durch den Völker¬ 
bund, wirtschaftliche Beherrschung durch Frankreich, das als führende Völ¬ 
kerbundmacht auch genügend politischen Einfluß auf das Saargebiet hatte. 

Den Kampf um die Rückkehr der Saar zu Deutschland führte im Saar¬ 
lande die „Deutsche Front“, die am 1. 3. 1934 durch die Verschmel¬ 
zung aller Parteien und Kräfte entstand , die sich zu der Parole der Wieder¬ 
vereinigung mit dem deutschen Mutterlande bekannten. Die Gegner der Wie¬ 
dervereinigung des Saarlandes mit Deutschland kämpften unter der Parole 
des „Status quo“, der Beibehaltung des Völkerbundregimes. Die Bestimmun¬ 
gen über die Abstimmung ließen noch eine dritte Möglichkeit zu, nämlich 
die der Vereinigung mit Frankreich, der aber von vornherein niemand ernst¬ 
hafte Chancen zubilligte. Am 5. 5. 1934 eröffnete Deutschland den pro¬ 
pagandistischen Kampf mit einer Kundgebung in Zweibrücken, 
auf der Propagandaminister D r. Goebbels Deutschlands Parole zum 
Kampf um die Saar verkündete. 

Dir wichtigste Frage im Saarkampfe war in der ersten Hälfte des Jah¬ 
res 1934 die des Termins der Volksabstimmung. Diese Entscheidung oblag 
dem Völkerbund. Dem Völkerbund fiel in dem Jahre vor der Saarabstim¬ 
mung eine schwere Verantwortung zu, und von der Lösung der Saarfrage 
hing viel für seine Stellung und Geltung ab. Durch Beschluß vom 
20. 1. 1934 setzte der Völkerbundrat ein Dreierkomitee zur Vor¬ 
bereitung der Volksabstimmung an der Saar ein, „entschlossen, alle die 
ihm obliegenden Pflichten für die Vorbereitung und die Durchführung 
der Saarabstimmung so zu erfüllen, daß eine freie, geheime und zuverläs¬ 
sige Wahl gesichert ist“. Das Dreierkomitee bestand aus dem Vertreter lta- 
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liens beim Völkerbund , Baron Aloisi, der als sein Vorsitzender das kritische 
Jahr hindurch eine von allen Seiten anerkannte Leistung vollbracht hat , dem 
Vertreter Spaniens beim Völkerbund , Senor de Madariaga 1 ), und dem Ver¬ 
treter Argentiniens , Senor Cantilo. Durch den Bericht des Dreier¬ 
komitees vom 2. 6 . 1934 , den sich der Völkerbundrat sogleich zu 
eigen machte, war einer der entscheidenden Schritte zur Lösung der Saar¬ 
frage getan. Der wesentlichste Punkt dieses Berichtes war die Festsetzung 
des Abstimmungstermins auf den 13. 1. 1935. Die wichtigste Entscheidung 
war damit gefallen. Das Komitee hatte zuvor den Weg für diese Ent¬ 
scheidung durch diplomatische Verhandlungen mit den beiden am stärksten 
interessierten Mächten Deutschland und Frankreich geebnet. Am 2. 6 . 1934 
gaben die deutsche und die französische Regierung Garantieerklärun¬ 
gen üb e r di e Sicherung der Freiheit und Unabhängigkeit 
der Volksabstimmung ab, die vorher mit dem Dreierkomitee ver¬ 
einbart worden waren. Neben der großen wesenhaften Entscheidung wurden 
in dem Bericht des Dreierkomitees schon die organisatorischen Maßnah¬ 
men für die Volksabstimmung Umrissen. Als erste dieser Maßnahmen er¬ 
folgte die Einsetzung einer Abstimmungskommission. Mit dem Aufruf 
der Abstimmungskommission vom 1. 7. 1934 wurde recht 
eigentlich die Periode des Abstimmungskampfes begonnen. Ferner empfahl 
der Bericht der Dreierkommission die Einsetzung eines Abstimmungsgerich¬ 
tes wie auch die Verstärkung der örtlichen Polizei und Gendarmerie , zu¬ 
nächst durch Rekrutierung im Saarland selbst. Als der französische Außen¬ 
minister Louis Barthou das Wort nahm , um die Zustimmung Frank¬ 
reichs — „das im Saarland mehrere tausend Staatsangehörige besitzt“ — zu 
erklären , hat er die Sicherungen gegen ,, Drohungen , Reden , Rundfunksen¬ 
dungen“ besonders betont. „Sicherheit“ wurde auch in der Saarfrage als 
französische Losung verkündet und auch hier als ein System kollektiver 
Machtanwendung begriffen , das auf einen Anstoß hin eine ganze Kette von 
Interventionen und Hilfeleistungen ins Spiel bringt. Die Anfänge künftiger 
Konflikte wurden sichtbar. 


Die Garantien für die Freiheit und Unabhängigkeit der 
V olksabstimmung 

Schreiben des Vorsitzenden des Dreierkomitees Baron AJoisi vom i. 6 . 
1934 an Reichsaußenminister von Neurath und den französischen 
Außenminister Louis Barthou 

Eure Exzellenz! 

Das Komitee des Völkerbundrates, das damit beauftragt ist, die 
Maßnahmen im Hinblick auf die Organisation der Volksabstimmung im 
Saargebiet zu studieren, 
erwägt, 

daß der Völkerbund die Aufgaben, die ihm der Versailler Vertrag 
hinsichtlich des Saargebietes übertragen hat, auf Grund der Bestimmun¬ 
gen des Abschnitts IV des Vertrages und der angefügten Anlagen, die 

1 ) An seine Stelle trat später Senor Lopez Olivän. 
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sich auf die für die Signatarmächte daraus resultierenden Verpflichtun¬ 
gen beziehen, übernommen hat, 

daß der Versailler Vertrag „die freie, geheime und verlässige 
Stimmabgabe“ bei der Befragung der Bevölkerung des Saargebiets 
sichern wollte, die im Einklang mit § 34 der Anlage zu Artikel 5 o 
dieses Vertrages durchgeführt werden soll, 

daß die Freiheit und Aufrichtigkeit der Abstimmung gefährdet sein 
würde, wenn die daran teilnehmenden Personen Grund hätten, spä¬ 
tere Härten als Folge ihrer politischen Haltung im Zusammenhang mit 
dem Zweck der Abstimmung zu fürchten, die sie in der Zeit der Verwal¬ 
tung des Gebietes durch den Völkerbund eingenommen haben, und daß 
die bloße Möglichkeit einer solchen Härte die Wahrscheinlichkeit einer 
Beeinträchtigung der Freiheit und Aufrichtigkeit der Abstimmung mit 
sich bringen würde, 

daß die Signatarmächte des Vertrages durch die Festlegung, daß 
die Abstimmung unter Bedingungen stattfinden soll, die die freie, ge¬ 
heime, aufrichtige Stimmabgabe sicherstellen, die Verantwortungen über¬ 
nahmen, die diese Festlegung in sich schließt, 

hat mich beauftragt, 

an die Regierungen von Deutschland und Frankreich, als besonders 
beteiligte Signatarmächte des Vertrages, heranzutreten und sie aufzu¬ 
fordern, formell dem Rat zu erklären — unbeschadet solcher Verpflich¬ 
tungen, wie sie sich für jede von ihnen aus jeglicher Maßnahme er¬ 
geben können, die der Völkerbundrat auf Grund von § 39 der Anlage 
treffen könnte —, daß sie fest entschlossen sind, die Verpflichtungen zu 
erfüllen, die sich aus dem Vertrag ergeben, und die praktischen Schritte 
und die besonderen Methoden anzugeben, die sie bereit sind, anzuwen¬ 
den, um die Erfüllung dieser Verpflichtungen zu garantieren. 

Ich habe die Ehre usw. 

gez. Aloisi. 

149 b. Schreiben des Reichsaußenministers von Neurath und des französischen 
Außenministers Louis Barthou vom 2. 6. 1934 an den Vorsitzenden 
des Dreierkomitees Baron Aloisi 

Herr Präsident! 

Mit Beziehung auf Ihr Schreiben vom 1. Juni 1934, betreffend 
die Volksabstimmung im Saargebiet, beehre ich mich, Ihnen namens der 
Deutschen Regierung (Französischen Regierung) folgendes mitzuteilen: 

I. 

Die Deutsche Regierung (Französische Regierung) verpflichtet sich, 
unbeschadet der Bestimmungen des § 39 der Anlage zu Artikel 5 o des 
Vertrages von Versailles, 
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a) sich jedes unmittelbaren oder mittelbaren Drucks zu enthalten, 
der die Freiheit und die Aufrichtigkeit der Stimmabgabe beeinträchtigen 
könnte; 

b) sich ebenso hinsichtlich der abstimmungsberechtigten Personen 
jeder Verfolgung, Vergeltungsmaßnahme oder Schlechterstellung wegen 
der politischen Haltung, die diese Personen während der Verwaltung 
durch den Völkerbund mit Bezug auf den Gegenstand der Volksbefra¬ 
gung eingenommen haben, zu enthalten; 

c) die geeigneten Maßnahmen zu treffen, um jede diesen Verpflich¬ 
tungen zuwiderlaufende Handlung ihrer Staatsangehörigen zu verhindern 
oder ihr Einhalt zu gebieten. 

II. 

Wenn ein Streit zwischen Deutschland (Frankreich) und einem 
Mitglied des Völkerbundrates über die Auslegung oder Anwendung der 
in dieser Erklärung übernommenen Verpflichtungen entsteht, ist die 
Deutsche Regierung damit einverstanden, daß dieser Streit gemäß den 
Bestimmungen des Haager Abkommens zur friedlichen Erledigung in¬ 
ternationaler Streitfälle vom 18. Oktober 1907 vor den Ständigen Ge¬ 
richtshof gebracht wird, damit dieser über die Streitfrage und über die 
zu treffenden Maßnahmen entscheidet, unbeschadet der Rechte des Völ¬ 
kerbundrates, gemäß der ihm anvertrauten Aufgabe auf die Erfüllung 
dieser Verpflichtungen zu achten. 

III. 

Außerdem ist die Deutsche Regierung (Französische Regierung) da¬ 
mit einverstanden, daß für den Zeitraum eines Jahres, gerechnet von 
der Einführung des endgültigen Regimes an, das Abstimmungsoberge¬ 
richt unter folgenden Bedingungen beibehalten wird: 

a) Jede im Saargebiet abstimmungsberechtigte Person kann beim 
Abstimmungsgericht Beschwerde einlegen, wenn sie wegen ihrer während 
der Verwaltung des Gebiets durch den Völkerbund mit Bezug auf den 
Gegenstand der Volksbefragung eingenommenen politischen Haltung 
einen Druck, eine Verfolgung, eine Vergeltungsmaßnahme oder eine 
Schlechterstellung erlitten hat. Die Beschwerde wird nur zugelassen, 
wenn sie sich auf eine im Saargebiet begangene Handlung oder auf eine 
Entscheidung von Behörden bezieht, die im Saargebiet oder in den Be¬ 
zirken bestehen, denen Teile dieses Gebiets angeschlossen werden; 

b) das Gericht ist zuständig, über die Beschwerden zu entscheiden 
und alle Maßnahmen wegen angemessener Wiedergutmachung geldlicher 
oder sonstiger Art anzuordnen; keine Entscheidung, selbst gerichtlicher 
Art, die unter die vorgenannten Bedingungen fällt, kann gegen die Ent¬ 
scheidung des Abstimmungsgerichts Geltung beanspruchen; 

c) falls eine Person, die im Saargebiet abstimmungsberechtigt ist, 
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von einer Strafverfolgungs- oder Verwaltungsbehörde außerhalb des Ge¬ 
biets verfolgt wird, kann sie unter denselben Bedingungen beim Abstim¬ 
mungsgericht eine Entscheidung darüber beantragen, ob die Verfolgung 
in Widerspruch zu den in dieser Erklärung übernommenen Verpflich¬ 
tungen steht; die Verfolgung ist bis zu einer Entscheidung des Abstim¬ 
mungsgerichts auszusetzen und, wenn diese Entscheidung es mit sich 
bringt, einzustellen. 

Die Deutsche Regierung (Französische Regierung) verpflichtet sich, 
alle Vorkehrungen zu treffen, um die Ausführung der Entscheidungen 
zu sichern, die unter den vorstehend festgelegten Bedingungen ergehen. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, die Versicherung meiner ausge¬ 
zeichneten Hochachtung. 

gez. Freiherr von Neurath (Louis Barthou). 


Die Festsetzung der Saarabstimmung 
150 . Beschluß des Völkerbundrates vom 4 • 6. ig 34 

Der Rat, 

zieht im Hinblick auf § 34 der Anlage zu Artikel 5 o des Versailler 
Vertrages in Erwägung, daß er die Aufgaben übernommen hat, die der 
Versailler Vertrag ihm hinsichtlich des Saargebietes auf Grund der Be¬ 
stimmungen von Teil III, Abschnitt 4 des Vertrages übertragen hat, so¬ 
wie auf Grund der beigefügten Anlage, in der die Verpflichtungen auf¬ 
gezählt sind, die sich für die Signatarmächte dieses Vertrages ergeben, 
stellt fest, daß der Versailler Vertrag „die freie, geheime und un¬ 
beeinflußte Stimmabgabe“ bei der Befragung sichern wollte, zu der die 
Bevölkerung des Saargebietes gemäß der Bestimmung von § 34 der An¬ 
lage zu Artikel 5 o dieses Vertrages aufgefordert werden wird, 

zieht in Erwägung, daß die freie und unbeeinflußte Stimmabgabe 
dann gefährdet ist, wenn die daran teilnehmenden Personen Grund ha¬ 
ben, künftige Gewaltmaßnahmen zu befürchten, denen sie wegen der 
politischen Haltung ausgesetzt sein würden, die sie während der Ver¬ 
waltung des Saargebiets durch den Völkerbund hinsichtlich des Gegen¬ 
stands der Vollesabstimmung eingenommen haben, 

zieht in Erwägung, daß die bloße Möglichkeit solcher Maßnahmen 
bereits geeignet wäre, die freie und unbeeinflußte Stimmabgabe zu be¬ 
einträchtigen, 

stellt fest, daß die Signatarmächte des Vertrages, indem sie be¬ 
stimmten, daß die Volksbefragung unter Bedingungen stattfinden sollte, 
welche die freie, geheime und unbeeinflußte Stimmabgabe sicherten, da¬ 
mit auch die Verpflichtungen übernommen haben, welche die Ausfüh¬ 
rung dieser Bestimmung in sich schließt, 
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entscheidet 

im Bewußtsein der Verantwortung, die ihm hinsichtlich der Vorbe¬ 
reitung und Durchführung der Volksbefragung im Saargebiet im Jahre 
1935 obliegt, 

angesichts der Erklärungen der Regierungen Deutschlands und 
Frankreichs, datiert Berlin und Paris, den 2. Juni 1934, 

unbeschadet der Verfügungen, welche der Rat kraft § 3 g der An¬ 
lage zu treffen hat, 

wie folgt: 

1. Der Rat nimmt von den Regierungserklärungen Deutschlands 
und Frankreichs über die Durchführung der sich aus § 34 der Anlage 
zu Artikel 5 o des Versailler Vertrages ergebenden Verpflichtungen 
Kenntnis und behält sich vor, zu gegebener Zeit auf der Grundlage von 
§ 39 die Art und Weise zu prüfen, in der die rechtlichen Vorteile der 
Zusage, welche die beiden Regierungen in den obenerwähnten Erklärun¬ 
gen hinsichtlich der Abstimmungsberechtigten gemacht haben, auf die 
Einwohner des Saargebietes ausgedehnt werden könnten, die kein Stimm¬ 
recht besitzen. 

2. Der Rat wird für die Erfüllung dieser Zusagen Sorge tragen, 
eine Erfüllung, die er als eine wesentliche Voraussetzung für die Volks¬ 
befragung ansieht. 

3 . Der Rat setzt den Tag der Abstimmung auf Sonntag, den i 3 . Ja¬ 
nuar ig 35 fest. 


„Sicherheit 46 und Saarkampf 

Rede des französischen Außenministers Louis Barthou vom 4 - 6* 1934 151 . 

vor dem Völkerbundrat 

Voraussetzung für eine freie und unbeeinflußte Volksabstimmung 
ist ferner die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Ruhe 
im Saargebiet. Das Komitee hat daran erinnert, daß die Verantwortung 
hierfür unter allen Umständen bei der Regierungskommission Hegt. Da¬ 
mit diese imstande ist, ihre schwierige Aufgabe zu erfüllen, ist es wich¬ 
tig, daß ihre Autorität unangetastet bleibt und daß sie stets auf das 
volle Vertrauen des Rates rechnen kann. Im übrigen wird ihre Aufgabe 
durch die Beschlüsse, die wir zu fassen im Begriff sind, und durch die 
Umstände, unter denen sie ausgearbeitet worden sind, erleichtert. Nach¬ 
dem der Tag der Abstimmung bestimmt ist und Garantien festgelegt 
sind, muß die Ruhe im Saargebiet wiederhergestellt werden. Die Geister 
dürfen nicht mehr verwirrt und durch Drohungen, Reden oder Rund¬ 
funksendungen erregt werden, auf deren gefährliche Wirkungen die Re¬ 
gierungskommission den Rat aufmerksam gemacht hat. 
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Wenn man des Erfolges eines Rechtsanspruchs sicher zu sein glaubt, 
gibt es für die Zuflucht zur Gewalt oder zum moralischen Zwang kei¬ 
nerlei Entschuldigung. 

Im Namen einer Nation, die im Saargebiet mehrere tausend Staats¬ 
angehörige besitzt, spreche ich die Hoffnung aus, daß die Regierungs¬ 
kommission auf keine Schwierigkeiten stoßen wird, die Polizei und 
Gendarmerie in dem von ihr selbst für nötig gehaltenen Ausmaß durch 
Anwerbung von Personen zu verstärken, an deren loyaler Gesinnung 
nicht zu zweifeln ist. In dieser Hinsicht wird ihr die Unterstützung des 
Ratsausschusses, die ihr eine der vorgeschlagenen Entschließungen zu¬ 
sagt, besonders wertvoll sein. 

Im gleichen Zusammenhang nehme ich mit Befriedigung von den 
auf die Abstimmungsgerichte bezüglichen Entwürfen Kenntnis; die 
Schaffung dieser Gerichte wird eine Lage bessern helfen, die ernste Be¬ 
sorgnisse erwecken mußte. 

Meine Ausführungen sollen darüber nicht hinausgehen. Es bleibt 
mir zum Schluß nur noch übrig, unserem Komitee für seine so glück¬ 
lich vereinten Bemühungen und besonders seinem hervorragenden Präsi¬ 
denten zu danken, mit dem ich oft heikle Verhandlungen geführt habe. 
Der Bericht ist ein Zeugnis für die Sorgfalt, die Geduld und für die 
Sachkenntnis, mit denen Baron Aloisi, Herr Cantilo und Herr Lopez 
Olivän — man muß sie alle drei nennen — die Methoden gehandhabt 
haben, die seit jeher die Ehre und die Stärke des Völkerbundes aus¬ 
machen. 

Der Ratsbeschluß vom 4. 6. 193U hatte den Weg für die Saarabstim¬ 
mung geebnet. Adolf Hitler nannte in seiner Rede vom 26. 8. 193U auf 
dem Ehrenbreitstein die Festsetzung des Tages der Abstimmung das Glück¬ 
lichste, was Deutschland 193U erlebte. Die Saarfrage sei die einzige terri¬ 
toriale Frage, die zwischen Deutschland und Frankreich stehe. Die Saar¬ 
frage wurde so auf die Ebene der großen europäischen Politik gehoben und 
der Welt die Möglichkeit gezeigt, durch sie einen großen Ausgleich in der 
internationalen Politik zu vollziehen und eine Bereinigung der großen Ge¬ 
gensätze zu bewirken. So war der Appell Adolf Hitlers nicht nur ein Appell 
an das deutsche Herz der Saar , sondern auch ein Appell an das Gewissen 
Europas. 


Saarfrage und europäische Friedenspolitik 

152 . Rede des Reichskanzlers Adolf Hitler vom 26. 8 . 1934 auf dem Ehren¬ 
brei tstein 

Es ist heute wieder schön, im deutschen Volk zu leben, und schön, 
für dieses Volk zu arbeiten. Und das Schönste an allem: die deutschen 
Menschen beginnen sich langsam wieder verstehen zu lernen, sie finden 
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langsam wieder zueinander. Was ihnen im Laufe von Jahrzehnten all¬ 
mählich abhanden gekommen war, das haben sie wiedergewonnen: das 
Gehör und das Auge für den Mitmenschen. Und wenn der eine oder an¬ 
dere Gegner sagt: Ja, sie haben doch noch nicht alles erreicht — Gott 
sei Lob und Dank! Wir wollen uns auch noch nicht zur Ruhe setzen, 
sondern wir wollen ja alle Weiterarbeiten, und was uns nicht gelingen 
sollte, es wird den Kommenden gelingen. 

Das Glücklichste aber, was wir in diesem Jahre erlebten, das war 
die Festsetzung des Abstimmungstermins für die Deutschen an der 
Saar, das Glücklichste, weil es einen Zustand beendet, unter dem nicht 
800000, sondern 67 Millionen Deutsche gelitten hatten. Denn nicht 
nur Sie, meine Volksgenossen von der Saar, leiden und litten unter Ge¬ 
trenntsein vom Vaterlande, nein, Deutschland hat genau so darunter ge¬ 
litten. Deutschland sieht Sie als einen unzertrennlichen Bestandteil sei¬ 
nes eigenen Ichs an. Wir haben Ihren Kampf in Deutschland, im Reiche 
mit der heißesten Anteilnahme verfolgt. Wer Sie geschlagen, hat uns 
geschlagen, wer Sie geschmäht, hat uns geschmäht, wer Sie vergewaltigt 
hat, hat uns vergewaltigt. Ihnen ist nichts zugefügt worden, was man 
nicht ganz Deutschland zugefügt hat . . . 

Zwei Aufgaben haben wir uns gestellt. Die erste ist: Aussöhnung 
und Versöhnung, ohne Rücksicht auf die frühere Parteizugehörigkeit, 
im heutigen Deutschen Reich und in seiner Bewegung. Jeder, der nur 
in dem einen sich als Sohn unseres Volkes erweist, daß er bekennt: Ich 
bin deutsch und ich will deutsch sein, der wird bei uns die offene Hand 
finden. Wir werden ihn aufnehmen in unsere innere Gemeinschaft, und 
er wird es nicht bereuen, wenn er einzieht in die stolzeste Gemeinschaft, 
die Deutschland je gekannt hat. Aus dem Volke gewachsen, vom Volke 
getragen, für das Volk kämpfend, ist diese Gemeinschaft die beste Re¬ 
präsentantin unseres Volkes geworden. Und Sie, die Sie heute hier ste¬ 
hen, Sie werden einmal glücklich sein, in dieser Gemeinschaft aufgehen 
und in ihr mitkämpfen zu können. 

Und zweitens: Wir wollen dann die wirtschaftlichen Wunden hei¬ 
len und alles tun, was getan werden kann, um dieses Gebiet nur noch 
fester in Deutschland aufzunehmen, noch fester an unser Deutsches 
Reich und Volk zu ketten. Die Welt wird erleben, daß, wenn am i 3 . Ja¬ 
nuar 99 v. H. für Deutschland stimmen, zehn Jahre später 100 v. H. 
für Deutschland eintreten werden. 

Aber auch aus einem anderen Grund sind wir glücklich über die¬ 
sen i 3 . Januar. Immer noch ist das Saarproblem das Streitobjekt zwi¬ 
schen Frankreich und uns; wir wollen die Hoffnung nicht aufgeben, 
daß, wenn erst diese Frage gelöst ist, vielleicht doch auch auf der an¬ 
deren Seite die Bereitwilligkeit wachsen wird, die Probleme zu sehen, 
wie sie sind, und mit uns einen aufrichtigen Frieden zu schließen. Die 
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Saarfrage ist die einzige Territorialfrage, die uns heute noch von Frank¬ 
reich trennt. Nach ihrer Lösung besteht kein sichtbarer vernünftiger 
Grund, daß zwei große Nationen sich ewig und in alle Zukunft weiter 
befehden. Vielleicht wird dann doch immer mehr auch bei unseren frü¬ 
heren Gegnern die Einsicht wachsen, daß die Aufgaben, die uns allen 
gestellt sind, so groß sind, daß wir, statt uns zu bekriegen, sie gemein¬ 
sam lösen sollten. Und wenn auch einzelne gewissenlose internationale 
Hetzer, die wir kennen und die wir keinem Volke zurechnen möchten, 
sich bemühen, diese beiden großen Völker in eine dauernde Feindschaft 
hineinzuhetzen, so vertraue ich auf die gesunde Vernunft und auf den 
gesunden Menschenverstand! Ich hoffe, daß einmal doch die Vernunft 
siegreich hervorgehen wird und daß über dem Saargebiet und über dem 

1 3 . Januar eine Verständigung auch auf dieser größeren Ebene erfolgen 
kann und erfolgen wird. 

Und so haben Sie am i 3 . Januar noch eine besondere große und 
friedliche Mission zu erfüllen. Wir würden glücklich sein, daß, wenn am 

1 4 . in ganz Deutschland die Glocken läuten, sie nicht nur die Rückkehr 
unseres verlorenen Gebietes und unserer verlorenen Deutschen, sondern 
die Einkehr des Friedens einläuten würden. 


DIE SAARKRISE 

Während der Kampf um das Saarvolk im Gange war und die wirk¬ 
liche Entscheidung angebahnt wurde, riefen zwei Fragen die große Saarkrise 
des Herbstes 193b hervor. Die erste Frage wurde durch die Denkschrift 
der französischen Regierung vom 31. 8. 193b geschaffen. Der 
Kern dieser Denkschrift war die Forderung, alle Fragen, die die „Folgen, 
die die Abstimmung der Saar nach sich ziehen wird“, betreffen, vor der 
Abstimmung zu regeln. Für Frankreich stand hierbei die Frage der Berg¬ 
werke der Saar im Vordergrund, und die französische Regierung erhob in 
der Denkschrift die Forderung der vollen Bezahlung der Saargruben. Deut¬ 
scherseits wurde die Notwendigkeit angezweifelt, allzuviel für die Zeit 
nach der Abstimmung vor der Abstimmung schon festzulegen. Eine Denk¬ 
schrift der Akademie für deutsches Recht legte dar, daß die 
Aufgaben des VÖlkerbundes mit der Durchführung der Abstimmung beendigt 
seien und daß es ihm nicht zustünde, Bedingungen für die Ausübung der Sou¬ 
veränität über das Saargebiet nach erfolgter Entscheidung zu formulieren 
oder Einschränkungen dieser Souveränität festzulegen. Die Denkschrift der 
französischen Regierung war auch von der Tendenz nicht ganz frei — wie 
das Deutsche Nachrichten-Büro unterstrich —, Prämien für bestimmte Ent¬ 
scheidungen des Saarvolkes zu verheißen (so etwa den teilweisen Betrieb der 
Saargruben durch das Saarvolk selbst im Falle einer Status-quo-Entschei- 
dung). Der Völkerbundrat erkannte die französische These an, daß es emp¬ 
fehlenswert sei, vor der Abstimmung Abmachungen über den Modus des 
Übergangs des Saargebiets zu einer andern staatlichen Zugehörigkeit zu tref¬ 
fen. Unter der Vermittlung des Vorsitzenden des Dreierkomitees, Baron 



Die Saarkrise 


33i 


Aloisi, haben schließlich Verhandlungen zwischen der deutschen und der 
französischen Regierung stattgefunden, die zu dem französisch-deut¬ 
schen Abkommen von Rom vom 3. 12. 193U führten und den 
Bericht des Dreierkomitees vom 5. 12. 193U , den sogenann¬ 
ten Aloisi-Bericht, möglich machten. Zuvor gaben die Reichsre¬ 
gierung und die Regierung der französischen Republik die „G arantie- 
erklärungen* vom 2. 12. 193U ab, durch die die Bürgschaften, die 
beide Regierungen durch ihre Erklärungen vom 2. 6. 193U gegeben hatten, 
erweitert wurden und die Verpflichtung der Regierungen, keine Repressa¬ 
lien wegen der Haltung im Abstimmungskampfe anzuwenden, auch auf die 
nichtabstimmungsberechtigten Bewohner des Saargebiets ausgedehnt wurde. 
Das deutsch-französische Abkommen vom 3. 12. 193U bestimmte, daß 
Deutschland die Saargruben mit Zubehör für 900 Millionen Goldmark zu¬ 
rückkaufen würde und regelte auch die Einzelheiten der Bezahlung und des 
Transfers. Der Aloisi-Bericht vom 5. 12. 193U legte in einem umfänglichen 
Schriftstück den gesamten Übergangsmodus nach der Abstimmung fest, wo¬ 
bei er alle drei Hypothesen über den Ausgang der Saarabstimmung in Be¬ 
tracht zog und für jede Hypothese die notwendigen Modalitäten und Siche¬ 
rungen ausarbeitete. Der Bericht betonte stärker, als es nach der Denkschrift 
der Akademie für Deutsches Recht der Rechtslage entsprach, die Befugnis 
des Völkerbundes, dem Saargebiet im Fall einer Status-quo-Entscheidung 
seine politische Daseinsform zu geben und das bestehende Regime zu diesem 
Zwecke umzugestalten. Einig war der Aloisi-Bericht mit der deutschen Denk¬ 
schrift in der Betonung, daß bei einer Status-quo-Entscheidung die Sou¬ 
veränität von Deutschland, das de jure die Souveränität über das Saargebiet 
behalten hatte, auf den Völkerbund überginge. Die deutsche Denkschrift halte 
das gegen alle jene gesagt, die die Status-quo-Entscheidung zu bagatellisieren 
trachteten und ihr den Charakter der Endgültigkeit nehmen wollten, um sie 
weniger gegen das deutsche Volk gerichtet erscheinen zu lassen, als sie tat¬ 
sächlich war. Der Aloisi-Bericht schloß sich auch darin dem deutschen Stand¬ 
punkt an, daß er Einschränkungen der Ausübung der Souveränität durch die 
künftige souveräne Macht für völkerrechtlich unzulässig erklärte. Der Be¬ 
richt beschränkte sich demgemäß darauf, Vereinbarungen über den Über¬ 
gangsmodus zu empfehlen. Mit den Abkommen vom 2., 3. und 5. 12. 193U 
waren alle Fragen der Durchführung des Saarplebiszits bereinigt, die die 
französische Denkschrift vom 31. 8. aufgeworfen und geschaffen hatte. 

Parallel mit diesen Auseinandersetzungen ging der politische Kampf um 
das Saargebiet, aus dem in erster Linie die Saarkrise entsprang. Was sich die 
Frage der ,,Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Saargebiet“ nannte, 
lebte von dem Mißtrauen, das im Jahre der großen Erschütterung des Ver¬ 
sailler Vertrages in Europa waltete. Das Mißtrauen wurde genährt durch 
Schritte und große Anklageschriften der Regierungskommission der Saar ge¬ 
gen die Deutsche Front. Am 24. 7. 193 4 ließ die Regierungskommission 
eine Haussuchung und Beschlagnahmungen bei der Deut¬ 
schen Front durchführen, die bald darauf durch eine Entscheidung 
des Untersuchungsrichters vom 8. 8. 193 4 als unrechtmäßig er¬ 
klärt wurde. Die Denkschrift der Deutschen Front vom 10. 8. 
193U erhob ihrerseits gegen die Regierungskommission eine detaillierte An¬ 
klage wegen ihrer Parteilichkeit, ihrer Verfolgungen und Verleumdungen 
der Deutschen Front. Am 6. 11. 193U wurde dem Völkerbundrat wie¬ 
derum eine umfängliche Klageschrift der Regierungskom¬ 
mission des Saargebietes vorgelegt, die in sensationeller Weise 
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Anschuldigungen insbesondere gegen die Organisation des Arbeitsdienstes er¬ 
hob. Eine Denkschrift der Deutschen Front vom 13. 11. 193b 
unternahm es, die Beschuldigungen zu widerlegen. 

Auf dem Hintergrund dieser inneren Kämpfe im Saargebiet vollzog 
sich die große internationale politische Auseinandersetzung um das Saarland, 
die manchmal drohte, die großen Spannungen zur Entladung zu bringen, 
die sich in Europa inmitten einer gewaltigen Umwälzung der europäischen 
Dinge angesammelt hatten. Durch eine Resolution des Völkerbundrates vom 
Juni 193b schon war der Regierungskommission der Saar Vollmacht gege¬ 
ben worden, im Falle der Notwendigkeit Rekrutierungen im Ausland für die 
Polizei des Saarlandes vorzunehmen. Jetzt griff die Regierungskommission 
auf die Vollmacht zurück, und am 3. 9. 193b sandte der Völkerbundrat eine 
Aufforderung an die Mitglieder des Völkerbundes, die 
Anwerbungen für die Saarpolizei zu begünstigen. Am 26. 11. 193b ver¬ 
öffentlichte das Völkerbundsekretariat den Bericht über das Ergeb¬ 
nis der Rundfrage bei den Mitgliedstaaten. Bei der Beratung 
dieser Sicherheitsmaßnahme sprach Louis B a r t h o u, Frankreichs Außen¬ 
minister, am 27. 9. 193b das Wort aus, mit dem die Saarkrise in ihr akutes 
Stadium eintrat, das Wort nämlich von den „besonderen Verantwortlich¬ 
keiten Frankreichs* für die Aufrechterhaltung der Ordnung im Saarland. 
Frankreich erklärte damit die Bereitschaft, im Falle der Anforderung durch 
die Regierungskommission mit Truppen in das Saargebiet einzumarschieren, 
eine Eventualität, die die furchtbarsten Möglichkeiten für Europa in sich 
barg. Fast am gleichen Tage, am 30. 10. 193b, als der Marschall Petain die 
Welt durch die Behauptung erschreckte, daß der Krieg wie ein Blitz vom 
Himmel kommen könnte, führte Frankreich gewisse militärische Maß¬ 
nahmen an der Saargrenze durch. Herriot stieß auf dem Parteikongreß 
der Radikalsozialisten einen Alarmschrei aus, Frankreich möge sich für die 
große Entscheidung im Saargebiet bereithalten. Eine wesentliche Ent¬ 
spannung brachte auf diesem Höhepunkt der Krise die Ankündi¬ 
gung des Saarbevollmächtigten der deutschen Reichs¬ 
regierung, die Regierung werde die SA 25 Meilen von der Saar¬ 
grenze zurückziehen, und ihre erneute, im Grunde selbstverständliche 
Zusicherung, sie werde den Saarkampf nur mit gesetzmäßigen Mit¬ 
teln durchführen. Als Sir John Simon am 5. 11. 193b im eng¬ 
lischen Unterhaus sprach, konnte er schon eine Entspannung feststel¬ 
len. Die Übernahme des französischen Außenministeriums durch Pierre 
Laval trug weiterhin dazu bei, die Gegensätze zu mildern. Als Laval am 
30. 11. 193b seine große außenpolitische Programmrede hielt, betonte er 
den internationalen Rahmen der Saarfrage und die V er an tw Ortungen des 
Völkerbundes schon viel stärker als die besonderen Verantwortlichkeiten 
Frankreichs. Auf der Tagung des Völkerbundrates vom Dezember 193b 
wurde denn auch das Problem der „Aufrechterhaltung der Ordnung im 
Saargebiet“ auf eine Art und Weise gelöst, die die gefährliche Möglichkeit 
einer französischen Intervention ausschaltete. Man wollte, anstatt im hypo¬ 
thetischen kritischen Augenblick Hilfe anzufordern (die rasch nur Frankreich 
geben konnte), vorbeugenderweise eine internationale Polizeitruppe bilden, an 
deren Rekrutierung Deutschland und Frankreich keinen Anteil haben sollten. 
Die britische Regierung vollzog dabei eine Revision ihrer bisherigen Haltung, 
indem sie sich bereiterklärte, ein Truppenkontingent (neben einem italieni¬ 
schen und schwedischen) zu entsenden. Sir John Simon gab in seiner 
Rede vom 7. 12. 193b ein Bild der neuen englischen Saarpolitik. Durch 
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den Beschluß des Völkerbundrates vom 8. 12. 1 954, der durch 
den Beschluß des Völkerbundrates vom 11. 12. 193 4 noch er¬ 
gänzt wurde , wie durch den Bericht des Zwölferkomitees vom 
12. 12. 193U, das zur Durchberatung der Probleme der internationalen Poli¬ 
zeitruppe eingesetzt worden war , wurden die Grundlagen für die internatio¬ 
nale Polizeitruppe geschaffen. Konnte der Standpunkt Deutschlands auch nur 
sein , daß man um vager Hypothesen willen hier einen zu großen Aufwand an 
Sicherheitsvorkehrungen treibe , so gab die deutsche Regierung dem Plan doch 
ihre Zustimmung. Die politische Saarkrise war zu Ende. Die Entschei¬ 
dung vom 13. 1. 1935 löschte die Frage als europäisches Problem über¬ 
haupt aus. 

Frankreich und die Durchführung des Volksentscheids im 
Saargebiet 

Denkschrift der französischen Regierung vom 3 i. 8 . 1934 an den Völ¬ 
kerbundrat und an das Dreierkomitee 

In seiner Entschließung vom vergangenen 4 * Jnni hat der Völker¬ 
bundrat im Bewußtsein der ihm zufallenden Verantwortung eine Anzahl 
von Entschließungen angenommen, die die Organisation der Volksab¬ 
stimmung im Saargebiet betreffen. 

Die ausgezeichnete Arbeit des Dreierkomitees hat so die Volksab¬ 
stimmung vorbereitet. Die Folgen, die dieses Plebiszit nach sich ziehen 
wird, verlangen neue Beratungen und neue Entschließungen. Das hat 
der Völkerbundrat im übrigen vorausgesehen und darum das Komitee, 
dessen Vorsitzender Seine Exzellenz Baron Aloisi ist, bestehen lassen. 

Die Regierung der Französischen Republik legt Wert darauf, dem 
Rat über diesen Gegenstand einige Überlegungen und gewisse Vorschläge 
zu unterbreiten. Sie geht dabei hauptsächlich von der folgenden Erwä¬ 
gung aus: Die Umwandlung des gegenwärtigen Regimes in das Regime, 
das nach der Volksabstimmung vom Rate bestimmt wird, wird zahlreiche 
und schwierige Probleme aufwerfen. Die Lösung der meisten von ihnen 
hängt vom Rat ab, dem § 3 g der Anlage zu Teil III, Kapitel 4 des 
Versailler Vertrages in dieser Hinsicht weitgehende Befugnisse gibt. 
Wenn man den Tag nach der Volksabstimmung abwarten wollte, um 
mit dem Studium dieses Problems zu beginnen, so hieße das entweder 
die Zeit, die zwischen der Volksabstimmung und der Inkraftsetzung des 
neuen Regimes liegen würde, unnötig zu verlängern, was mit Unzuträg¬ 
lichkeiten, wenn nicht mit Gefahren verbunden wäre, oder aber es hieße 
sich mit unvollständigen und unreifen Lösungen zu begnügen, die be¬ 
rechtigte Interessen schädigen würden, in erster Linie in vielen Fällen 
die der Einwohner des Saargebiets. 

Es scheint darum der Regierung der Republik außerordentlich wün¬ 
schenswert, daß der Rat schon im Laufe seiner jetzigen Tagung in die 
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Überprüfung der Fragen eintritt, die durch die Liquidierung des gegen¬ 
wärtigen Regimes des Saarlandes entstehen, und in allen Fällen, in denen 
das möglich ist, eine grundsätzliche Lösung beschließt. Diese Prüfung 
— das braucht nicht hervorgehoben zu werden — erstreckt sich auf die 
drei Möglichkeiten, die im Vertrage vorgesehen sind. Der Rat kann sich 
natürlich in keiner Weise in bezug auf die Entscheidungen festlegen, 
die er treffen wird, sobald ihm das Ergebnis der Volksabstimmung mit¬ 
geteilt wird. Aber es ist seine Pf hebt, sich jetzt schon auf die schwie¬ 
rige Aufgabe vorzubereiten, vor der er auf jeden Fall in wenigen Mo¬ 
naten stehen wird, und Lösungen aufzuzeigen, die binnen kurzer Zeit 
durchzuführen sind. Die Aufrichtigkeit der Volksabstimmung kann da¬ 
durch nur gewinnen, wenn die Einwohner des Gebietes nicht in Un¬ 
wissenheit oder Zweifel darüber gelassen werden, von welcher Tragweite 
und von welchen Folgen die Stimmabgabe ist, zu der sie auf gerufen 
werden . . . 

Da der Rat vom Versailler Vertrag mit der Lösung der meisten 
Probleme beauftragt worden ist, die durch die Liquidierung des gegen¬ 
wärtigen Regimes im Saargebiet aufgeworfen werden, scheint es wün¬ 
schenswert, daß der Rat auch die Frage der Saargruben in die Hand 
nimmt. Diese Frage ist allerdings nur in dem Falle gestellt, daß die 
Vereinigung des Saargebietes mit Deutschland erfolgt. Wenn das Koh¬ 
lenrevier mit Frankreich vereinigt wird, werden sich keine juristischen 
oder finanziellen Schwierigkeiten ergeben. Im Falle der Unterstellung 
des Saargebietes unter den Völkerbund würden die Bergwerke im Be¬ 
sitze des französischen Staates bleiben. Die Regierung der Republik legt 
jedoch Wert darauf, dem Rat mitzuteilen, daß sie im letzteren Fall ge¬ 
neigt wäre, dem Saargebiet selbst zu angemessenen Bedingungen einen 
großen Teil der Nutzung der Kohlengruben zu überlassen. Sie geht da¬ 
bei von der Voraussetzung aus, daß die Ausbeutung eines Bergwerks¬ 
rayons, von dem das ganze wirtschaftliche Leben des Landes abhängt, 
durch den französischen Staat mit der freien Ausübung des neuen po¬ 
litischen Status nicht vereinbar wäre. 

Im Falle der Vereinigung des Saargebietes mit Deutschland ob¬ 
liegt Deutschland die Verpflichtung, die Bergwerke mit einer in Gold 
zahlbaren Summe zurückzukaufen. Die Französische Regierung kann auf 
diese Forderung und auf den Besitz der Gruben nicht verzichten, ehe 
eine befriedigende Regelung erfolgt ist. 

Ferner stellt die Regierung der Republik fest, daß die Anwendung 
der Vertragsbestimmungen — vor allem die des § 36 — zu Schwierig¬ 
keiten führen könnte, auf die sie schon jetzt die Aufmerksamkeit des 
Rates lenkt. Die Festsetzung des Preises für den Rückkauf obliegt drei 
Sachverständigen, deren Arbeiten einige Zeit in Anspruch nehmen wür¬ 
den. Ihr Bericht wird dem Rat vorgelegt werden, der eine Zahlungsfrist 
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festsetzen wird, wodurch eine neue Verzögerung entsteht. Wenn schließ¬ 
lich nach dieser Intervention ein Jahr vergeht, ohne daß Deutschland 
seinen Zahlungsverpflichtungen nachgekommen ist, wird der Rat „In¬ 
struktionen“ erteilen, damit Abhilfe geschaffen wird, eine dritte Ver¬ 
zögerung. Schließlich folgt die Periode der Regelung, die den „Instruk¬ 
tionen“ des Rates entspricht, die die völlige oder teilweise Liquidierung 
der Gruben in sich schließen kann: vierte und letzte Verzögerung. 

Während dieser ganzen Zeit — die Texte sind deutlich über die¬ 
sen Punkt — bleibt der französische Staat Besitzer der Bergwerke, deren 
Ausbeutung auch im Interesse der Bevölkerung selbst nicht eingestellt 
werden darf. Das Besitzrecht Frankreichs ist an dem Tage entstanden, 
da der Versailler Vertrag in Kraft trat. Es wird erst an dem Tage sein 
Ende finden, da dieser Besitz von Deutschland en bloc zurückgekauft 
sein wird. 

Soll man nun entweder die Souveränität des deutschen Staates über 
das Gebiet und die Ausbeutung der Bergwerke durch den französischen 
Staat nebeneinander bestehen lassen oder die völlige Wiederherstellung 
der deutschen Souveränität verschieben, bis die Gruben ganz bezahlt 
sind? Beide Lösungen sind, wenn auch in verschiedenem Maße, schwer 
anwendbar und würden ernsthafte Gefahren mit sich bringen . . . 

Es liegt auf der Hand, daß es Deutschlands Sache wäre, hinsicht¬ 
lich der Zahlungsmodalitäten alle ihm zweckmäßig erscheinenden Vor¬ 
schläge zu machen. Sollte es nötig sein, ist die Französische Regierung 
bereit, gewisse Anregungen zu geben, aber sie wünscht keinen Zweifel 
daran zu lassen, daß sie auf jeden Fall den Wert der Gruben voll er¬ 
setzt haben will. 


Sinn und Inhalt der Entscheidung des Saarvolkes 

Bericht des Präsidenten des Dreierkomitees Baron Aloisi vom 5 . 12. 
1934 über die Zukunft des Saarregimes nach der Volksabstimmung 
(Aloisi-Bericht) 

In den Berichten, die ich dem Rat am 8. und 27. September dieses 
Jahres im Namen des Komitees unterbreitet habe, habe ich eine Dar¬ 
stellung der Lage hinsichtlich der vorbereitenden Maßnahmen, die bis 
dahin im Hinblick auf die Volksbefragung im Saargebiet getroffen wor¬ 
den waren, und über den Stand der Arbeiten des Komitees gegeben. Da 
dieses gerade mit verschiedenen Dokumenten befaßt worden war, in de¬ 
nen wichtige Probleme juristischer, wirtschaftlicher und finanzieller Art 
aufgeworfen worden waren, Probleme, deren Prüfung über den Rahmen 
seines Auftrages zu gehen schien, hat der Rat durch seine Entschlie¬ 
ßung vom 8. September das Komitee beauftragt, in die Prüfung dieser 
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sowie aller damit zusammenhängenden Fragen einzutreten, wobei er ihm 
anheimstellte, sich den technischen Rat einzuholen, den es für notwendig 
hält. Unter den genannten Dokumenten sind vor allem das Schreiben des 
Präsidenten der Regierungskommission des Saargebietes vom 2 3. August 
und die Denkschrift der Französischen Regierung vom 3i. August zu 
erwähnen. Das Komitee hat der Prüfung dieser Fragen drei Tagungen 
gewidmet: Am 27 . und 28 . September in Genf, vom 5. November bis 
3. Dezember in Rom und am 4. Dezember in Genf. 

I, A. Zu den Rechtsfragen, mit denen das Komitee befaßt worden 
ist, gehört die Definition des in § 35 des Anhanges (a) vorgesehenen 
Regimes. 

Es scheint weder möglich noch zweckmäßig, daß das Komitee dem 
Rat Vorschläge unterbreitet, die in den Einzelheiten die Organisation des 
Regimes festlegen, das im Saargebiet für den Fall einer Entscheidung 
des Völkerbundes für die in § 35 b vorgesehene Lösung errichtet würde. 
Es genügt hierzu darauf hinzuweisen, daß eine Tatsache, die bei der 
Festsetzung des Regimes des Saargebietes berücksichtigt werden müßte, 
das tatsächliche Ergebnis der Volksabstimmung ist, um so mehr als nach 
§ 35 auf Grund des Abstimmungsergebnisses die Beibehaltung des in¬ 
ternationalen Regimes vom Völkerbund für das ganze Gebiet oder für 
einen Teil des Gebietes beschlossen werden kann. 

Es scheint, daß vor der Volksabstimmung die Definition des in 
§ 35 a vorgesehenen Regimes nur im Sinne einer Klärung der Rechts¬ 
natur der Alternative verstanden werden darf, die die genannte Bestim¬ 
mung mit dem Ausdruck „Beibehaltung des durch den gegenwärtigen 
Vertrag und seine Anlage errichteten Regimes“ bezeichnet. 

Angesichts der Tatsache, daß die Bewohner des Gebietes aufgeru¬ 
fen werden, sich über drei Möglichkeiten auszusprechen und daß im 
Gegensatz zu den beiden andern diejenige, die gemeinhin, aber unzu¬ 
treffend Status quo genannt wird, infolge der Abfassung des Vertrages 
in ihrer rechtlichen Tragweite nicht sehr klar ist, scheint es durchaus 
richtig, daß der Rat unter Auslegung der Vertragsbestimmungen eine 
grundsätzliche Definition der rechtlichen Stellung gibt, in der sich das 
Saargebiet befinden würde, falls der Völkerbund die Beibehaltung des 
durch den Vertrag errichteten Regimes beschließen sollte. 

Die Formel „Beibehaltung des durch den gegenwärtigen Vertrag 
und seine Anlage errichteten Regimes“ muß im Lichte der Gesamtheit 
der Bestimmungen des Vertrages und des Anhanges ausgelegt werden. 
Hierzu ist vor allem darauf hinzuweisen, daß nach Artikel 49 des Ver¬ 
trages den Gegenstand der Abstimmung, zu der die Bevölkerung aufge¬ 
rufen ist, die „Angabe der Souveränität bildet, unter die sie zu treten 
wünscht“. In Anwendung dieses Artikels des Vertrages bestimmt § 35 
des Anhanges, daß „der Völkerbund unter Berücksichtigung des durch 
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die Abstimmung der Bevölkerung ausgedrückten Wunsches die Sou¬ 
veränität bestimmt, unter die das Gebiet gestellt wird“. 

Nach § 35 des Anhanges „verpflichtet sich Deutschland, schon jetzt 
zugunsten des Völkerbundes auf seine Souveränität, soweit es der Völ¬ 
kerbund für notwendig halten wird, zu verzichten“. Der Völkerbund ist 
bisher nur Treuhänder für die Ausübung der „Regierung des Gebiets“ 
gewesen, da Deutschland zugunsten des Völkerbundes auf die „Regie¬ 
rung des Saargebietes“ verzichtet hat. Die Entscheidung des Völkerbun¬ 
des im Sinne der Aufrechterhaltung des durch den Vertrag errichteten 
Regimes hätte die Rechtswirkung, dem Völkerbund die Souveränität über 
das ganze oder einen Teil des Gebietes zu übertragen. Infolgedessen 
würde sich der Rechtstitel, auf Grund dessen der Völkerbund künftig 
die Regierung des Gebietes ausüben würde, ändern. Die Formel „Bei¬ 
behaltung des durch den Vertrag und seine Anlage errichteten Regimes“ 
muß in dem Sinne verstanden werden, der soeben genauer definiert wor¬ 
den ist. Übrigens sieht der gleiche Paragraph 35 vor, daß es Sache des 
Völkerbundes sein wird, „die geeigneten Maßnahmen zu treffen, um das 
endgültig errichtete Regime den dauernden Interessen des Gebietes und 
den allgemeinen Interessen anzupassen“. Damit ist anerkannt, daß im 
Falle der Entscheidung, von der wir sprechen, das gegenwärtige Regime 
des Gebietes die notwendigen Änderungen erfahren könnte und sogar 
müßte, um sich der Umwandlung in ein Regime der Völkerbundsouve¬ 
ränität anzupassen. Der Völkerbund hätte dann die Möglichkeit, in den 
aus dem Vertrag sich ergebenden Grenzen an der Organisation des ge¬ 
genwärtigen Regimes diejenigen Änderungen vorzunehmen, die er im 
Interesse der Bevölkerung des Gebietes und im allgemeinen Interesse für 
nützlich halten würde. Aus der Tatsache, daß in dem besprochenen Fall 
der Völkerbund Inhaber der Souveränität für das Gebiet würde, würde 
sich auch ergeben, daß er in Zukunft die Befugnis hätte, über diese 
Souveränität in dem Maße zu verfügen, wie es mit den Bestimmungen 
des Vertrages vereinbar ist und im Einklang mit den Prinzipien steht, 
auf Grund deren ihm die Souveränität über das Gebiet übertragen wurde 
und auf Grund deren die Souveränität ausgeübt werden muß. 

Absatz I, B behandelt die Frage der Staatsangehörigkeit der Bewohner des Saar¬ 
gebiets jeweils nach den drei Möglichkeiten des Ausgangs der Saarabstimmung. 
Absatz I, C behandelt die Ausdehnung der Garantien, die durch den Notenwechsel 
vom 1. und 2. 6 . ic»34 den Abstimmungsberechtigten im Saargebiet gesichert 
wurden 1 ), auf die nicntabstimmungsberechtigten Einwohner des Saargebietes. 
Absatz I, D behandelt die Stellung der Einwohner des Saargebietes nach der Er¬ 
richtung des endgültigen Regimes, regelt Fragen der Auswanderung und der¬ 
gleichen. Im folgenden ist der grundsätzliche Abschnitt dieses Kapitels wieder¬ 
gegeben: 

Das Komitee sah sich veranlaßt zu prüfen, ob die Bestimmungen 
des Vertrages und seiner Anlage es gestatten, entweder demjenigen Staat, 
A ) Dok. 149 . 
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dem das Saargebiet oder ein Teil zugeteilt werden sollte, gewisse be¬ 
sondere und dauernde Verpflichtungen aufzuerlegen, die ihn in der Aus¬ 
übung seiner Souveränität beschränken würden, soweit es die Behand¬ 
lung der Einwohner oder einiger Kategorien unter ihnen betrifft, oder 
die Zuteilung des Saargebiets von der Annahme derartiger Verpflichtun¬ 
gen durch den betreffenden Staat abhängig zu machen. Auf Grund einer 
gründlichen Prüfung des Vertrages und seiner Anlage im Lichte der 
Grundprinzipien des internationalen Rechts hat das Komitee dies ver¬ 
neinen müssen. 

Andererseits ist das Komitee der Ansicht, daß die Errichtung des 
Regimes, das dem gegenwärtigen folgen würde, sich auf eine Weise 
vollziehen muß, durch die die schweren Folgen eines allzu plötzlichen 
Wechsels der bestehenden Verhältnisse in bezug auf die Rechte und 
Interessen aller Einwohner ohne Unterschied vermieden werden. Falls 
das ganze Gebiet oder ein Teil entweder an Deutschland oder Frankreich 
fällt, kann sich der Völkerbund seiner Verantwortung nicht entziehen, 
die sich daraus ergibt, daß ihm die Regierung des Saargebietes auf der 
Grundlage der Achtung vor dem Recht und dem Wohlergehen der Be¬ 
völkerung sechzehn Jahre hindurch anvertraut war. Schon die Verhält¬ 
nisse, die im Saarland durch das Inkrafttreten des im Abschnitt B und 
C des § 35 vorgesehenen Völkerbundentscheids eintreten müßten, lassen 
es notwendig erscheinen, Maßnahmen zu ergreifen, die dem Übergang 
des gegenwärtigen Regimes in ein neues die Härte nehmen. 


Frankreichs besondere Verantwortlichkeiten für Ruhe und 
Ordnung im Saargebiet 

155 . Rede des französischen Außenministers Louis Barthou vom 27. 9. 1934 
vor dem Völkerbundrat 

Die letzten Mitteilungen der Regierungskommission des Saargebie¬ 
tes haben dem Rat eine ernste Situation enthüllt. Abhilfe ist dringend 
notig. Wenn die für die Aufrechterhaltung der Ordnung verantwortliche 
Regierungskommission nicht binnen kurzem eine Polizei zur Verfügung 
hat, die aus Elementen besteht, auf die sie sich unter allen Umständen 
verlassen kann, besteht die Gefahr, daß die Volksabstimmung durch 
Zwischenfälle gekennzeichnet ist, die ihre Aufrichtigkeit beeinträchtigen 
und dem Ansehen des Völkerbundes schaden würden. 

Der Rat wird verstehen, daß die Französische Regierung ein ganz 
besonderes Interesse an dieser Angelegenheit nimmt. Infolge und auf 
Grund der Resolutionen, die der Rat im Jahre 1926 und 1926 ange¬ 
nommen hat, kann Frankreich aufgefordert werden, besondere Verant¬ 
wortungen zu übernehmen. Frankreich verleugnet diese nicht und wird 
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sich ihnen nicht entziehen, wenn man sich an es wendet. Aber ich bringe 
die einhellige Stimmung meines Landes zum Ausdruck, wenn ich er¬ 
kläre, daß es glühend wünscht, alles vermieden zu sehen, was seine In¬ 
tervention notwendig zu machen droht. 


Frankreich und die Saarkrise 

Rede des französischen Außenministers Laval vom 3o. 11 . ig34 vor 156. 
der französischen Kammer 

Die Saarfrage muß auf eine normale und sowohl für Frankreich 
wie Deutschland befriedigende Art gelöst werden. 

Sie ist durch den Friedensvertrag in einen internationalen Rahmen 
gestellt worden, in dem sie belassen werden muß. Es hängt von Deutsch¬ 
land ab, ob die Abstimmung unter regulären Bedingungen stattfinden 
wird. Wir unsererseits haben keinen anderen Wunsch als den, daß die 
freie und geheime Stimmabgabe wirksam gewahrt bleibt. Wir fügen uns 
von vornherein dem Ergebnis der Abstimmung. 

Wir geben der Hoffnung Ausdruck, daß die Ordnung nicht gestört 
wird. Wenn sie gestört wird, ist Frankreich nach wie vor bereit, allen 
seinen internationalen Verpflichtungen nachzukommen, wie es ihm die 
Pflicht gebietet. Wir fordern fernerhin die übrigen Staaten auf, mit uns 
gemeinsam die Durchführung der polizeilichen Aufgaben bei der even¬ 
tuellen Wiederherstellung der Ordnung sicherzustellen. Wir geben so vor 
Deutschland und vor der öffentlichen Meinung der Welt ohne irgend¬ 
welche Hintergedanken feierlich unserem Bestreben Ausdruck, nichts zu 
tun, was nicht streng im Rahmen der internationalen Bestimmungen 
bleibt. Der Völkerbundrat wird nicht verfehlen, in seiner nächsten Sit¬ 
zung Beschlüsse in dieser Richtung zu fassen und seinen Verantwor¬ 
tungen nachzukommen. Wir werden uns unseren Verpflichtungen nicht 
entziehen. 

Wir haben legitime Interessen zu wahren. Unsere Vertreter im 
Dreierkomitee haben alle notwendigen Instruktionen erhalten. 


Großbritannien und die internationale Truppe für das 
Saargebiet 

Erklärung des englischen Außenministers Sir John Simon vom 7 . 12 . 157. 

ig34 im Unterhaus 

Ich erinnerte das Haus in meiner Erklärung vom 5. 11 . daran, daß 
die Verantwortung für die Aufrechterhaltung der Ordnung im Saargebiet 
in erster Linie bei der Regierungskommission der Saar liegt, und wir 
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haben dankbar den Erfolg anerkannt, mit dem di« Regierungskommis¬ 
sion bisher dieser Verantwortung gerecht geworden ist. Überdies trägt 
der Erfolg der Bemühungen des Dreierkomitees ohne Zweifel dazu bei, 
die Gefahr von Störungen der öffentlichen Ordnung zu verringern. 

Trotzdem liegt die letzte Verantwortung beim Völkerbund, und beim 
Abschluß der Ratstagung setzte Herr Knox, der Vorsitzende der Regie¬ 
rungskommission, den Völkerbundrat davon in Kenntnis, daß die Regie¬ 
rungskommission zwar aufs ernsteste und wärmste hoffe, daß die Ord¬ 
nung unter allen Umstanden aufrechterhalten werden wird, daß aber 
die Mittel, die im Augenblick zur Verfügung der Regierungskommission 
stehen (nämlich eine beschränkte, von ihr aufgestellte Polizeitruppe), 
sie nicht instand setzen, die Versicherung abzugeben, daß sie die Ord¬ 
nung während der kritischen Zeit aufrechterhalten kann. Herr Knox 
erklärte jedoch, die Regierungskommission habe die Gewißheit, daß 
die Ordnung aufrechterhalten werden und die Volksabstimmung und die 
auf sie folgende kritische Periode ohne Störung vorübergehen würde, 
wenn eine internationale Polizeitruppe, wie sie nunmehr vorgeschlagen 
wurde, vor der Abstimmung im Saargebiet stationiert würde. 

Das Haus weiß, daß es in gewissen Augenblicken schien, als ob 
die einzige Seite, von der im Notfall Hilfe von außen her kommen könne, 
Frankreich sei. Aber die Regierung Seiner Majestät hat stets die An¬ 
sicht vertreten, daß angesichts des besonderen Interesses, das sowohl 
Frankreich wie Deutschland natürlicherweise an der Zukunft der Saar 
haben müssen, es nicht wünschenswert sei, Hilfe von dieser Seite zu be¬ 
anspruchen. In meinen früheren Erklärungen vor dem Hause habe ich 
keinen Zweifel daran gelassen, daß sowohl Frankreich wie Deutschland 
hofften, die Volksabstimmung würde ohne eine derartige Intervention 
friedlich vor sich gehen. Herr Laval bestätigte gestern in Genf diese 
Ansicht und betonte, daß die Saar nicht ein französisch-deutsches, 
sondern ein internationales Problem sei. Herr Laval bat den Völker¬ 
bundrat, selbst die schwere Last der Entscheidung auf sich zu nehmen, 
wie die Aufgabe der Aufrechterhaltung der Ordnung im Saargebiet er¬ 
füllt werden könnte. 

Mein ehrenwerter Freund, der Lordsiegelbewahrer (Herr Eden) 
griff hierauf auf Grund seiner Instruktionen durch die Regierung Sei¬ 
ner Majestät auf das glücklichste in die Debatte ein und machte geltend, 
der richtige Weg zur Regelung der Angelegenheit sei nicht, Truppen 
nach dem Saargebiet zu entsenden, nachdem sich Unruhen ereignet ha¬ 
ben, sondern zu prüfen, ob es nicht jetzt möglich wäre, auf Grund der 
Autorität des Völkerbundrates und mit Zustimmung Frankreichs und 
Deutschlands Schritte zu ergreifen, um die Möglichkeit derartiger Ge¬ 
schehnisse überhaupt auszuschalten. Dies könne dadurch geschehen, daß 
unter Verantwortung des Völkerbundrats als eines Ganzen in das Saar- 
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gebiet vor der Abstimmung eine internationale Polizeitruppe geschickt 
würde, der weder Truppen aus Deutschland noch aus Frankreich an¬ 
gehören dürften. Die Regierung Seiner Majestät würde auf Aufforde¬ 
rung hin bereit sein, an einer solchen Aktion teilzunehmen, aber nur 
unter der Voraussetzung, daß andere Staaten, die für diesen Zweck geo¬ 
graphisch günstig gelegen sind, auch bereit sind, ein Kontigent zu stel¬ 
len, und zweitens daß sowohl Frankreich als Deutschland der vorge¬ 
schlagenen Regelung zustimmen. 

Die Regierung Seiner Majestät hat wegen dieses Vorschlages die 
Fühlung mit bestimmten Mächten aufgenommen. Herr Laval, der der 
Völkerbundtagung als Vertreter der Französischen Regierung beiwohnte, 
hat sofort die Zustimmung seiner Regierung ausgesprochen, und es ist 
entschieden, daß die Franzosen keinen Anteil an der Bildung der inter¬ 
nationalen Polizeitruppe haben werden. Ich bin glücklich, dem Haus 
mitteilen zu können, daß ich bereits eine Antwort von der Deutschen 
Regierung erhalten habe, die besagt, daß die Deutsche Regierung es für 
nützlich hält, daß eine solche internationale Truppe vor und unmittel¬ 
bar nach der Volksabstimmung im Saargebiet steht und daß sie die Be¬ 
dingung billigt, daß weder Deutschland noch Frankreich daran Anteil 
haben. Ich kann ferner mitteilen, daß Italien unter denselben Bedingun¬ 
gen wie die Regierung Seiner Majestät mitwirken wird und daß zur Zeit 
Mitteilungen an bestimmte andere Mächte ergehen, über die ich heute 
noch keine Erklärung abgeben kann. 

Ich möchte noch in einem Satz hinzufügen, daß natürlich noch 
sehr viele Einzelheiten zu regeln sind; aber ich hoffe, daß das, was 
ich gesagt habe, das Haus davon überzeugt, daß wir die Angelegenheit 
unter gebührender Berücksichtigung britischer Interessen und zur glei¬ 
chen Zeit in dem ernsten Bestreben behandeln, die Durchführung der 
Volksabstimmung in angemessenen Formen und unter der Autorität des 
Völkerbundes zu gewährleisten, der dafür verantwortlich ist und unter 
dessen Führung England willens und verpflichtet ist, den ihm gebühren¬ 
den Teil beizutragen. 


Die internationale Polizeitruppe für das Saargebiet 
Resolution des Völkerbundrates vom 8. 12. 1934 

Der Rat 

hat angesichts der Diskussion, die auf seiner Tagung vom 5 . De¬ 
zember im Hinblick auf eine internationale Aktion für die Aufrecht¬ 
erhaltung der Ordnung im Saargebiet während der Volksabstimmung 
stattgefunden hat, besonders von den Erklärungen Kenntnis genommen, 
die die Vertreter des Vereinigten Königreiches und Italiens auf das Ex- 
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pose des französischen Delegierten hin im Laufe jener Sitzung abge¬ 
geben haben, nach deren Wortlaut diese beiden Staaten bereit sind, an 
einer solchen Aktion unter der Bedingung teilzunehmen, daß andere 
geographisch günstig gelegene Staaten bereit sind, gleichfalls dazu bei¬ 
zutragen, und daß die Regierungen von Deutschland und Frankreich 
ihr Einverständnis mit der vorgeschlagenen Regelung erklären, 

nimmt ferner Kenntnis davon, daß die letztere Bedingung durch 
die Erklärung des französischen Delegierten in der Ratssitzung vom 
5. 12. ig34 und den Brief des Reichsaußenministers an den Vorsitzen¬ 
den des Dreierkomitees erfüllt ist, 

fordert die Regierungen des Vereinigten Königreiches, Italiens, der 
Niederlande und Schwedens auf, bei der Errichtung der internationalen 
Polizeitruppe mitzuwirken, die damit beauftragt sein wurde, unter der 
Autorität der Regierungskommission die Ordnung im Saargebiet vor, 
während und nach der Abstimmung aufrechtzuerhalten, und dem Völ¬ 
kerbund mitzuteilen, ob sie bereit sein würden, einer derartigen Auffor¬ 
derung nachzukommen, 

und ersucht das Dreierkomitee, ein Unterkomitee bestehend aus je 
einem Vertreter der aufgeforderten Länder und aus dem Vorsitzenden 
der Regierungskommission der Saar einzusetzen, um die Frage der Maß¬ 
nahmen für die Organisation und die Arbeit dieser internationalen Poli¬ 
zeitruppe zu prüfen und diese innerhalb der kürzestmoglichen Frist vor¬ 
zuschlagen. 


DIE RÜCKKEHR DER SAAR 

Die Volksabstimmung vom 13. 1. 1935 brachte ein überwälti¬ 
gendes Bekenntnis des Saarvolkes zu Deutschland. 

Für die Vereinigung mit Deutschland stimmten 477 119 
Für den Status guo bß 513 

Für die Vereinigung mit Frankreich 211b. 

Die Abstimmung war ein nationales Bekenntnis , vielleicht aber auch der 
größte Beitrag zum europäischen Frieden im Jahre 193b/35. Ohne die klare 
Entscheidung des Saarvolkes hätte die Saarfrage , wie Adolf Hitler in seiner 
Rede vom 1. 3. 1935 ausführte , leicht zu einem ewigen Zankapfel zwischen 
den Völkern werden können. 

Die Entscheidung war aber so klar und eindeutig , daß im wesentlichen 
nur mehr Formalitäten zu erfüllen waren. Die nationale und europäische 
Bedeutung der Saarabstimmung legte Adolf Hitler , der von den euro¬ 
päischen Staatsmännern zuerst das Wort ergriff , in seiner Rundfunkansprache 
vom 15. 1. 1935 dar. Einen historischen Beitrag für die Befriedung Europas 
nannte er das deutsche Bekenntnis der Saar , und wiederholte nachdrücklich 
dabei das Friedensangebot seiner Rede auf dem Ehrenbreitstein , daß Deutsch¬ 
land nach der Rückkehr der Saar keine territorialen Forderungen gegenüber 
Frankreich mehr erheben werde. Die Erklärung des Ministerprä- 
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sidenten F landin vom 15. 1. 1935 in der Kammer sprach für Frank¬ 
reich die Anerkennung der Entscheidung des Saarvolkes aus, auch wenn sie 
sich dann sehr mit den Einzelheiten des Übergangs beschäftigte und wenn 
auch der Wunsch, die Losung der Saarfrage möge zur Verbesserung der 
deutsch-französischen Beziehungen beitragen, nicht allzu warm klang. „Die 
Abstimmung ist eindeutig und der Wille, den sie zum Ausdruck bringt, ist 
kategorisch“, hieß es in der Erklärung des französischen A u ßen- 
ministers Laval vom 17. 1. 1935 vor dem Völkerbundrat. Die Saar¬ 
frage als solche war in der Tat entschieden. Es ging jetzt um den Beitrag, den 
die glückliche Lösung der Saar frage dem europäischen Frieden bringen 
konnte. Adolf Hitler wollte der Saarentscheidung den großen historischen 
Sinn geben, den Auftakt für die Bereinigung der Gegensätze in Europa zu 
bilden, auf die allein der Friede und seine Ordnung sich gründen kann. Als 
Laval mit seiner Erklärung vor dem Völkerbundrat auf Deutschlands Frie¬ 
densangebot antwortete, lenkte er aber die Auseinandersetzung wieder auf die 
Frage der „Sicherheit“ zurück. Die französische Politik blieb in ihrem Gleise, 
und die europäischen Dinge nahmen ihren alten Gang. 

Am 17. 1. 1935 faßte der Völkerbundrat die Resolution über 
die ü b e r g ab e der Saar. Er setzte dabei die Übernahme des Saargebiets 
durch Deutschland auf den 1. 3. 1935 fest. Am 19. 2. 1935 wurde der 
Schlußbericht des Dreierkomitees vorgelegt, durch den das 
Dreierkomitee die letzten technischen Fragen regelte und praktisch sein Werk 
liquidierte. Dem Bericht war eine umfangreiche Liste von Spezialabkommen 
sowohl zwischen Frankreich und Deutschland als zwischen Deutschland und 
dem Völkerbund beigegeben. Darunter war das deutsch-französi¬ 
sche Abkommen vom 18. 2. 1935 über die Übertragung des Eigentums 
an den Saargruben. Am 28. 2. 1935 fand noch ein Notenaustausch 
zwischen der deutschen und französischen Regierung 
über die Durchführung der Bestimmungen über die Demilitarisierung des 
linksrheinischen Gebietes auch im Saargebiet statt. Am 1. 3. 1935 fand die 
Wiedervereinigung der Saar mit dem deutschen Mutterlande statt. Das histo¬ 
rische Geschehnis fand seinen Niederschlag in einem Protokoll über 
die Übergabe der Saar, das die Unterschriften der Mitglieder des 
Dreierkomitees und des Reichsinnenministers Frick trägt. Adolf Hitler 
legte in seiner Ansprache an das mit dem Deutschen Reich wiedervereinigte 
Saarvolk dar, was er in jeder seiner Kundgebungen zur Saar frage ausgeführt 
hatte: daß die Lösung der Saarfrage ein Glück für Deutschland und ein 
Segen für Europa sei. 


Die Saarabstimmung, Deutschlands Friedensangebot und 
Frankreich 

Rede des französischen Außenministers Laval vom 17. 1. ig 35 vor dem 159 . 
VöLkerbundrat 

Die Volksabstimmung hat stattgefunden. Die Abstimmung ist ein¬ 
deutig und der Wille, den sie zum Ausdruck bringt, kategorisch. Das 
Saarvolk hat sein Schicksal frei gewählt. Der Völkerbundrat muß die 
Vereinigung der Saar mit Deutschland beschließen. Indem Frankreich 
von vornherein das Ergebnis der Volksabstimmung annahm, legte es, wie 
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ich erklärt habe, Zeugnis dafür ab, daß es seiner Achtung vor den Ver¬ 
trägen treu bleibt. 

Der Völkerbund hat der Sache des Friedens wieder einmal einen 
Dienst erwiesen, indem er im Einverständnis mit Frankreich dieses 
schwierige Problem, das einen Grund zum Streit zwischen zwei großen 
Völkern hätte liefern können, in den ihm gemäßen internationalen Rah¬ 
men stellte und innerhalb dieses Rahmens löste. 

Die Rolle des Rates ist noch nicht beendet. Er muß seine Aufgabe 
erst ganz vollenden. Bevor die Vereinigung mit Deutschland stattfinden 
kann, müssen noch wichtige Fragen geregelt werden. Die Entschließung, 
für die wir stimmen werden, überträgt dem Dreierkomitee eine wichtige 
Aufgabe. 

Das Komitee wird uns im Einverständnis mit den beiden interessier¬ 
ten Regierungen und der Regierungskommission den Modus für den 
Übergang der Souveränität vorschlagen und alle Formen der Liquidie¬ 
rung des gegenwärtigen Systems im einzelnen bestimmen. Der Rat wird 
damit eine der schwierigsten Missionen zu erfüllen haben, die ihm durch 
die Verträge übertragen worden sind. 

Die zu lösenden Fragen sind zahlreich und kompliziert. Die voraus¬ 
gegangenen Verhandlungen aber erleichtern ihre endgültige Lösung. Ich 
hatte schon die Ehre, dem Dreierkomitee genaue Vorschläge in dieser 
Hinsicht zu machen und die Vertreter der Französischen Regierung hal¬ 
ten sich zu seiner Verfügung. 

Dreizehn Jahre lang ist die Ordnung im Saargebiet aufrechterhalten 
worden. Die Volksabstimmung ist ohne ernste Zwischenfälle vor sich ge¬ 
gangen. Das ist ein Resultat, das dem Völkerbund, der von ihm einge¬ 
setzten Regierungskommission und der Saarbevölkerung Ehre macht. Der 
Führer der Reichsregierung hat sich vorgestern an die Saarbewohner 
gewandt und ihnen gesagt, daß auf ihre Rückkehr zum deutschen Va¬ 
terland kein Schatten fallen dürfe und daß sie die höchste Disziplin 
an den Tag legen sollten. 

Mit diesen Worten wollte Reichskanzler Hitler — ich bin dessen 
sicher —seine Absicht kundtun, jede Vergeltungsmaßnahme gegen die zu 
unterlassen, die von der Meinungs- und Abstimmungsfreiheit, die ihnen 
die Verträge gaben, Gebrauch gemacht haben. Es muß ihnen die Sicher¬ 
heit gewährleistet werden, die ihnen durch die Verpflichtungen verbürgt 
ist, die von der Deutschen Regierung im vergangenen Juni und Dezember 
freiwillig und feierlich übernommen und besiegelt worden sind. Die end¬ 
gültige Regelung darf keine Bitterkeit hinterlassen. Sie muß in Würde 
vor sich gehen, das ist die Hoffnung der öffentlichen Meinung der 
Welt . . . 

Reichskanzler Hitler hat, als er die Rückkehr des Saargebiets zu 
Deutschland begrüßte, erneut seinen Friedenswillen betont. Er hat her- 
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vorgehoben, daß das Ereignis des i 3 . Januar einen entscheidenden 
Schritt auf dem Wege der Völkerversöhnung bedeutet und daß das 
Deutsche Reich an Frankreich keine territorialen Rückforderungen stel¬ 
len würde. Ich nehme dies zur Kenntnis. 

Die Annäherung zwischen unseren beiden Ländern ist tatsächlich 
eine der Hauptbedingungen für eine wirksame Sicherung des Friedens 
in Europa. Frankreich ist friedliebend. Es verfolgt keinerlei egoistischen 
Ziele. Es will der berechtigten Sorge eines großen Volkes um seine 
Würde durchaus keinen Eintrag tun, aber die Geschichte hat Frankreich 
gelehrt, daß es in Sicherheit leben muß. Die anderen Nationen haben 
dasselbe Recht, und keine Regierung darf, um die notwendigen Voraus¬ 
setzungen für die Sicherheit zu schaffen, zögern, sich am Abschluß der 
Pakte zu beteiligen, die gerade den Zweck verfolgen, jeder der Signatar¬ 
mächte die notwendigen wechselseitigen Garantien zu sichern. 

Erst gestern hat der französische Botschafter in Berlin der Reichs¬ 
regierung eine Note übergeben, die sich mit dem Ostpakt befaßt, über 
den wir verhandeln. Bald werden wir prüfen, welche konkrete Form den 
Verträgen von Rom gegeben werden kann, damit ihre Wohltaten allen 
interessierten Staaten zugute kommen. Frankreich begreift die Pflicht 
gegenseitiger Solidarität auf diese Weise, und seine Schritte sind von 
dem Bewußtsein dieser Verpflichtung bestimmt. 

Der Friede ist ein Werk der Geduld, der Kühnheit und des Willens. 
Alle Völker fordern ihn. Er ist eine Bedingung, wenn das Elend der Welt 
nicht weiter zunehmen soll. Er schließt den nationalen Stolz nicht aus. 
Frankreich bleibt bereit, seinen Teil der Verantwortung bei der dauer¬ 
haften Organisierung des Friedens zu übernehmen. Es ruft alle zur Mit¬ 
arbeit auf. Es lag mir daran, diese Erklärung vor dem Völkerbundrat 
abzugeben; denn im Rahmen der Genfer Institution und in völliger Über¬ 
einstimmung mit den Grundsätzen, auf denen sie aufgebaut ist, wird 
Frankreich das Friedenswerk fortsetzen, das ihm so am Herzen liegt. 


Die Rückgabe der Saar 

Beschluß des Völkerbundrates vom 17. 1. ig 35 über die Durchführung 160 . 
des Volksentscheids der Saar 

Angesichts der Artikel 49 und 5 o des Versailler Vertrags und von 
Kapitel III des Anhangs zu diesen Artikeln, 

angesichts des Ratsbeschlusses vom 4 - Juni 1934, 
angesichts der Regelungen für die Volksabstimmung im Saargebiet 
vom 7. Juli 1934, 

angesichts des Berichtes vom i 5 . 1. ig 35 , durch den die Abstim- 



346 


Die Saarfrage als europäisches Problem 


[161 


mungskommission dem Rat das Ergebnis der Volksabstimmung vom 
i3. i. 1935 zur Kenntnis gebracht hat, 

angesichts der von Deutschland und Frankreich eingegangenen Ver¬ 
pflichtungen, 

1 . beschließt der Rat die Vereinigung des gesamten Saargebietes 
mit Deutschland gemäß der Definition des Artikels 48 des Versailler 
Vertrages und unter den Bedingungen, wie sie sich aus diesem Vertrag 
ergeben und wie sie aus den besonderen Verpflichtungen anläßlich der 
Volksabstimmung hervorgehen; 

2 . setzt der Rat die Wiedereinsetzung Deutschlands in die Regie¬ 
rung des Saargebietes auf den r. März ig35 fest; 

3. beauftragt der Rat sein Komitee, nach Beratung mit der Deut¬ 
schen und der Französischen Regierung und der Regierungskommission 
des Saargebietes die Dispositionen zu treffen, die angesichts der Ände¬ 
rung des Regimes im Saargebiet und angesichts der Ausführungsmodali¬ 
täten der obenerwähnten Verpflichtungen erforderlich sind. 

Falls diese Dispositionen nicht bis zum iS. Februar ig35 getrof¬ 
fen werden können, wird das Komitee dem Rat seine Vorschläge unter¬ 
breiten, der die nötigen Entscheidungen im Einklang mit den §§ 35 c 
und 39 des Anhangs zu Artikel 5o und den besonderen Verpflichtungen, 
die die beiden Regierungen anläßlich der Volksabstimmung übernom¬ 
men haben, treffen wird. 


Die Heimkehr der Saar 

161. Protokoll vom 1 . 3. ig35 über die Wiedereinsetzung Deutschlands in 
die Regierung des Saargebietes 

Durch Beschluß vom 17 . Januar ig35 hat der Rat des Völker¬ 
bundes den Zeitpunkt der Wiedereinsetzung Deutschlands in die Regie¬ 
rung des Saarbeckengebietes gemäß dem am 28 . Juni 1919 in Versailles 
Unterzeichneten Friedensvertrag auf den 1 . März ig35 festgesetzt. 

In Ausführung dieses Beschlusses hat der mit den Fragen des 
Saargebietes beauftragte Ratsausschuß, bestehend aus den Vertretern 
Italiens, Argentiniens und Spaniens, Seiner Exzellenz Baron Aloisi, Bot¬ 
schafter Seiner Majestät des Königs von Italien, Kabinettschef des ita¬ 
lienischen Ministers der Auswärtigen Angelegenheiten, Seiner Exzellenz 
Herrn Cantilo, Botschafter der Argentinischen Republik in Rom, und 
Seiner Exzellenz Herrn L 6 pez Olivän, spanischer Gesandter in Bern, am 
heutigen Tage im Namen des Völkerbundes die Regierung dieses Ge¬ 
bietes feierlich an Deutschland, das hierbei durch den Reichsminister 
des Innern Herrn Dr. Frick vertreten war, übertragen. 
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Zu Urkund dessen haben die vorerwähnten Vertreter des Völker¬ 
bundes und der Deutschen Regierung das vorliegende Protokoll errichtet. 

Geschehen zu Saarbrücken in doppelter Urschrift am 1. März 1935. 

gez. Aloisi. gez. G. Lopez Olivan. 

gez. Jose Maria Cantilo. gez. Frick. 

gez. Der Sekretär des Ratsausschusses: 

Krabbe. 


Die nationale und europäische Bedeutung der Heimkehr der 

Saar 

Rede des Führers und Reichskanzlers Adolf Hitler vom 1. 3 . 1935 bei 162 . 
der Wiedervereinigung der Saar mit Deutschland in Saarbrücken 

Es ist nicht nur ein Glückstag für Deutschland, ich glaube es ist 
auch ein Glückstag für ganz Europa. Es war ein segensreicher Ent¬ 
schluß, endlich diesen Tag festzusetzen und sein Resultat zu respek¬ 
tieren, dieses Gebiet, das so leicht zu einem ewigen Streitapfel hätte 
werden können, dem Deutschen Reiche wieder zurückzugeben, dem man 
es wider Recht und Vernunft entrissen hatte. Ein Glückstag für Europa 
besonders deshalb, weil durch diese Rückkehr des Saargebietes vielleicht 
gerade die Krise am ehesten behoben werden kann, unter der zwei große 
Nationen am meisten zu leiden haben. 

Wir hoffen, daß durch diesen Akt einer ausgleichenden Gerechtig¬ 
keit, der Wiedereinsetzung natürlicher Vernunft, wir hoffen, daß durch 
diesen Akt das Verhältnis zwischen Deutschland und Frankreich sich 
endgültig bessert. So, wie wir den Frieden wollen, müssen wir hoffen, 
daß auch das große Nachbarvolk gewillt und bereit ist, diesen Frieden 
mit uns zu suchen. Es muß möglich sein, daß zwei große Völker sich 
die Hand geben, um in gemeinsamer Arbeit den Nöten entgegenzutreten, 
die Europa unter sich zu begraben drohen. 

Und dieser Tag soll zugleich eine Lehre sein, eine Lehre für alle 
die, die in Unkenntnis einer ewigen geschiehtlichen Wahrheit sich ein- 
bilden, durch Terror oder Gewalt ein Volk seines innersten Wesens ent¬ 
kleiden zu können, eine Lehre für die, die sich einbilden, aus einer Na¬ 
tion einen Teil herausreißen zu können, um ihm seine Seele zu stehlen. 
Möchten doch alle Staatsmänner aus diesem Ergebnis das eine ersehen, 
daß es zwecklos ist, mit solchen Methoden Völker und Staaten zerreißen 
zu wollen. Am Ende ist das Blut stärker als alle papierenen Dokumente. 

Was Tinte schrieb, wird eines Tages sonst durch Blut wieder aus¬ 
gelöscht. Diese tiefste Stimme wird am Ende alles andere hell und klar 
übertönen. Wehe dem, der aus diesen Tatsachen nicht lernen will. Er 
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wird Not und Sorge über die Menschen bringen, ohne sein Ziel zu er¬ 
reichen. Er wird vorübergehend Leid und Not über die Völker bringen, 
am Ende aber schmählich besiegt sein. 

Ihr habt durch diese feierliche Abstimmung und dieses Bekenntnis 
zum Reich aber auch ein weiteres, großes historisches Verdienst erwor¬ 
ben. In einer schlimmen Periode des Ringens um die Wiederaufrichtung 
des Deutschen Reiches habt Ihr durch dieses Bekenntnis mir meine Ar¬ 
beit erleichtert! Und Gott kann mein Zeuge sein: Diese Arbeit hat kein 
anderes Ziel, als Deutschland wieder frei und glücklich zu machen! 



II. 


DIE MILITÄRISCHE UMWÄLZUNG 
IN DER WELT 
UND DIE WELTRÜSTUNG 



■ I fc«ll 









Das Jahr 1934/35 war Zeuge einer gewaltigen Revolution des Kriegs¬ 
und Heerwesens. Diese Revolution hängt eng zusammen mit der sogenannten 
„Abrüstung“; denn der Kampf um die Abrüstung war in vielen Fällen im 
letzten Grunde nur ein Kampf um den militärischen Vorsprung. Aber diese 
militärische Revolution hat ihre selbständige Bedeutung, so viele Anstöße sie 
auch von dem diplomatischen Kampf um Abrüstung und Rüstung empfing, 
den wir im ersten Abschnitt geschildert haben. Die Völker rangen um eine 
Neugestaltung ihres Heerwesens; die Formen des Kriegs- und Heerwesens 
prägten sich unter dem Einfluß der nationalen Tradition und der politischen 
Umwälzungen neu. Fast in allen Staaten der Erde hat ein tiefgreifender Um¬ 
bau der militärischen Organisation stattgefunden, der durch die Umwälzungen 
in der Kriegstechnik wie durch die politischen und wirtschaftlichen Revo¬ 
lutionen und den weltpolitischen Kampf verursacht und bedingt war. Un¬ 
ter diesem Gesichtspunkt soll in diesem Kapitel die Weltrüstung betrachtet 
werden. Wie die Nationen sich im ganzen Umfange ihres Daseins (des wirt¬ 
schaftlichen, sozialen, staatlichen und politischen Daseins) für den Kampf 
um das Bestehen „rüsten“ und ausrüsten, ist Thema des folgenden Kapitels. 

Da es sich jeweils um eine Schöpfung aus dem geschichtlichen und poli¬ 
tischen Zusammenhang der einzelnen Nationen handelt, da die Formen des 
Heer- und Kriegswesens sich innerhalb jeder Nation kontinuierlich und eigen¬ 
ständig entfalten , ist hier die Entwicklung nach einzelnen Nationen darge¬ 
stellt. Wie die Dinge sich gegenseitig stoßen , sei dem Abschnitt „Die Wieder¬ 
erstehung Deutschlands als Großmacht“ sowie auch der folgenden Chronik 
der militärischen Revolution der Welt entnommen: 


CHRONIK DER WELTRÜSTUNG 

17. 4. 1934: Die französische Note macht der Abrüstung ein Ende (Dok. 5) 

18. 5. 1934: Botschaft Roosevelts an den Senat anläßlich der Einsetzung 

des Untersuchungsausschusses über die Rüstungsindustrie 
20. 5. 1934: Das Luftschutzgesetz Frankreichs 
6. 6. 1934: Erklärung des französischen Kriegsministers Marschall Pötain 
über die Organisation der Kriegführung (Dok. 174) 

15. 6. 1934: Memorandum der amerikanischen Abrüstungsdelegation über 
die'Kontrolle der internationalen Rüstungsindustrie 
15. 6. 1934: Bewilligung von 3,12 Milliarden Franken Kredit für außer¬ 
gewöhnliche Rüstungen durch die Kammer 

19. 6.1934: Die faschistische Jugendorganisation (Balilla) zum Besuch von 

Kasernen ermächtigt 

23. 6. 1934: Vortrag des Beraters Roosevelts Baruch über die Organisation 
der amerikanischen Rüstungsindustrie in Kriegszeiten (der 
kriegswirtschaftliche Plan der amerikanischen Regierung) 
(Dok. 190) 
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2. 7. 1934: Konventionsentwurf des Völkerbundausschusses über die Waf¬ 

fenherstellung und den Waffenhandel 

3. 7. 1934: Erklärung des französischen Kriegsministers Marschall Petain 

über die Auffüllung der französischen Heeresbestände 
5. 7. 1934: Ankündigung neuer Flottenrüstungen durch den französischen 
Marineminister 

19. 7. 1934: Das Luftrüstungsprogramm der englischen Regierung (Verdop¬ 
pelung der englischen Luftflotte binnen fünf Jahren (Dok. 
163) 

22. 7. 1934: Bericht des Luftfahrtkomitees des Senats in Washington (Die 
Weltstellunq in der Luft als Ziel der Vereinigten Staaten) 
(Dok. 185) 

22. 7. 1934: Rede des französischen Kriegsministers Marschall Petain vor der 
Vereinigung der Reserveoffiziere über die Notwendigkeit der 
vormilitärischen Wehrerziehung (Dok. 175) 

30. 7. 1934: Debatte des englischen Unterhauses über das Luftrüstungs¬ 
programm Englands (Dok. 164) 

1. 8. 1934: Debatte des englischen Oberhauses über das englische Luft¬ 
rüstungsprogramm 

24. 8. 1934: Rede Mussolinis über die Erziehung Italiens zu einer „mili¬ 
taristischen Nation f (Dok. 170) 

9. 9. 1934: Rede des französischen Kriegsministers Marschall Petain in 
Meaux über das Verhältnis der deutschen und französischen 
Rüstungen 

11. 9.1934: Tagung der italienischen Divisionskommandeure unter dem 
Vorsitz Mussolinis 

18. 9. 1934: Das italienische Wehrgesetz (Dok. 171) 

29. 9. 1934: Hilfsdienstgesetz in Polen (Dok. 187) 

10. 1934: Bericht der italienischen Militärmission über das sowjetrussische 
Heer 

4. 10. 1934: Debatte über die Rüstung auf dem konservativen Parteitag in 

England 

5. 10. 1934: Aufhebung der Einschränkung für die Rekruteneinziehung 

durch den französischen Kriegsminister Marschall Petain 

19. 10. 1934: Aussprache über die Befestigung des Oeresunds in der däni¬ 

schen Kammer 

28. 10. 1934: Ansprache des belgischen Königs Albert an die Frontkämpfer 
(Dok. 188) 

1. 11. 1934: Alarmruf des französischen Kriegsministers Marschall Petain 
über die Gefahr eines jähen Kriegsausbruchs 
9. 11. 1934: Debatte im englischen Unterhaus über die Nationalisierung der 
Kriegsindustrie (Dok. 165) 

14. 11. 1934: Debatte im englischen Oberhaus über die Rekrutierung für die 
britischen Streitkräfte und über das Verteidigungssystem Groß¬ 
britanniens 

20. 11. 1934: Vorlage eines Projektes zur Kontrolle der Rüstungsindustrie in 

Genf durch die amerikanische Delegation 
22.bis23.ll. Rüstungsdebatte in der französischen Kammer und Rüstungs- 
1934: programm der französischen Regierung — Rede Kriegsmini¬ 

sters Maurin (Verstärkte Materialrüstung) (Dok. 176) 

26. 11. 1934: Rede des Marschalls Petain über die Beziehungen von Heer und 
Universität 
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27. 11. 1931t: Annahme des Flotten- und Luftetats in der französischen 

Kammer 

28. 11. 193Ü: Luftrüstungsdebatte im englischen Unterhaus (Zusammenzie¬ 

hung des englischen Luftrüstungsprogramms auf zwei Jahre 
(Dok. 167) 

1. 12. 193U: Schweizer Wehrgesetz (Erhöhung der Dienstzeit) 

1.12. 1931t: Gesetz über die Erhöhung der Dienstzeit in der Tschechoslo¬ 
wakei 

t. 12. 1931t: Erlaß des italienischen Unterrichtsministeriums über die Rolle 
der Schulen bei der Schaffung des , t Bürger-Soldaten * 

18. 12. 1931t: Rede des französischen Ministerpräsidenten Flandin über das 

Problem der Organisation der Rüstungsindustrie im Kriege 
(Dok. 177) 

19. 12. 1931t: Rede Mussolinis über ,,Spaten und Schwert“ 

29. 12. 1931t: Kündigung des Washingtoner Vertrages durch Japan 

1. 1. 1935: Inkrafttreten der zweijährigen Dienstzeit in der Tschecho¬ 
slowakei (Dok. 189) 

7. 1. 1935: Der amerikanische Wehretat 
18. 1. 1935: Neuorganisation des Obersten Kriegsrates und des Großen Gene¬ 
ralstabes in Frankreich 

28. 1. 1935: Rede des Vorsitzenden des Rates der Volkskommissare Molotow 
über die Bereitschaft der Roten Armee 

30. 1. 1935: Rede des Volkskommissars für Verteidigung Tuchatschewskij 

über Rußlands Heer von 960 000 Mann (Dok. 181) 

1. 2. 1935: Aufsatz (Mussolinis?) im Popolo d'ltalia: Nicht Musikinstru¬ 
mente, sondern Gewehre, Maschinengewehre , Kanonen 
11. 2.1935: Erste Mobilmachung Italiens gegen Abessinien 
18. 2. 1935: Einsetzung einer königlichen Kommission für Rüstungsindustrie 
in England (Dok. 166) 

21. 2. 1935: Erklärung des Obersten V erteidiqungsrates Italiens über die 

kriegswirtschaftliche Autarkie Italiens (Dok. 172) 

22. 2. 1935: Rede des Stabschefs der Luftstreitkräfte Rußlands Chripin über 

die Organisation der russischen Luftflotte 

25. 2. 1935: Rede des Oberkommandierenden der baltischen Flotte Rußlands 

Galler über die Flottenrüstung der Sowjetunion 

26. 2. 1935: Zweite Mobilisation Italiens gegen Abessinien 

1. 3. 1935: Weißbuch der englischen Regierung über die Neugestaltung 
des englischen Wehrsystems (Dok. 168) 

1. 3. 1935: Regierungsvorlage in Frankreich über die Verlängerung der 
Dienstzeit 

1. 3. 1935: Artikel von Marschall Petain in der Revue des Deux Mondes 
für die Wiedereinführung der zweijährigen Dienstzeit (Dok. 
178) 

1f. 3. 1935: Veröffentlichung des britischen Weißbuches vom 1. 3. 1935 
über die nationale Verteidigung (Dok. 168) 

7. 3. 1935: Ernennung von General Graziani zum Oberbefehlshaber in 
Ostafrika 

11. 3. 1935: Erklärung von Reichsluftfahrtminister Göring über die Organi¬ 
sation der deutschen Luftflotte (Dok. 35) 

11. 3. 1935: Debatte im englischen Unterhaus über das britische Weißbuch 
(Dok. 169) 

13. 3. 1935: Debatte im englischen Oberhaus über das britische Weißbuch 
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15. 3. 1935: Rede des französischen Ministerpräsidenten Flandin über die 

Verlängerung der Dienstzeit im französischen Heer (Dok, 179) 

16. 3.1935: Wiedereinführung der deutschen Wehrpflicht (Dok. 36, 37) 

19. 3. 1935: österreichische Erklärung über die Forderungen Österreichs 

auf militärische Gleichberechtigung 

19. 3. 1935: Erklärung des Unter Staatssekretärs Sassoon über die britische 

Luftrüstung 

20. 3. 1935: Rede des französischen Ministerpräsidenten Flandin über Frank¬ 

reichs Rüstungen als Antwort auf Deutschlands Wiedereinfüh¬ 
rung der allgemeinen Wehrpflicht 

20. 3. 1935: Aufsatz des Reichskriegsministers von Blomberg über die deut¬ 

sche Wehrpflicht im „Völkischen Beobachter ‘ (Dok. 190) 

21. 3 . 1935: Rede des italienischen Lnterstaatssekretärs für Kriegswesen 

Baistrocchi über „Italiens dynamischen Krieg* (Dok. 173) 

21. 3. 1935: Reorganisation der französischen Rekrutierung — Bericht des 
Kriegsministers Maurin in der Heereskommission 
23. 3. 1935: Mobilisierung des Jahrgangs 1911 durch Italien 
28. 3. 1935: Annahme einer Vorlage im Repräsentantenhaus über die Be¬ 
festigung der pazifischen Stützpunkte der Ü.S.A. 

2. 4. 1935: Rede des französischen Ministerpräsidenten Flandin über Frank¬ 

reichs Rüstungen vor dem Senat (Dok. 180) 

3. 4. 1935: Bericht des Rüstungsausschusses des Senats der U.S.A. und 

Vorlage der MacSwain Bill (Dok. 186) 

10. 4. 1935: Das Statut der französischen Luftflotte 

11. 4. 1935: Italiens „Plan“ für Stresa: Ein Heer von 600000 Mann 

(Offiziöser Aufsatz [Mussolinis?J im Popolo d’Italia) (Dok. 5U) 
11. 4. 1935: Aufruf des abessinischen Kaisers zur nationalen Verteidigung 

11. 4. 1935: Die amerikanische MacSwain Bill (Gesetz über die wirtschaft¬ 

liche Mobilisierung) (Dok. 186) 

12. U. 1935: Forderungen der österreichischen , ungarischen und bulgari¬ 

schen Regierung auf militärische Gleichberechtigung vor der 
Konferenz von Stresa 

13. 4. 1935: Schlußbericht der Völkerbundkommission für Waffenhandel 

und Rüstungsindustrie 

7. 5. 1935: Mobilisierung der italienischen Division „Sabauda* 

1U. 5. 1935: Rede Mussolinis: Italien zur Übernahme der höchsten Verant¬ 
wortungen bereit 

21. 5. 1935: Wehrgesetz des Deutschen Reichs. 



A. NEUBAU DES BRITISCHEN 
WEHRSYSTEMS 


Vielleicht hat für keinen Staat die militärische Revolution der Welt psy¬ 
chologisch und geistig tiefgreifendere Folgen gehabt als für Großbritannien. 
Mit dem Luftkrieg hört England auf, eine Insel zu sein. Von nun an hat 
Großbritannien die Last der militärischen Wehr voll zu tragen. Das sensatio¬ 
nelle Wort Baldwins vom 30. 7. 1937t, daß Englands Grenze am Rhein liege, 
sprach dies in mißverständlicher, aber dramatischer Form aus. Baldwin sprach 
gegen jene, die „verantwortungsmüde** Europa den Rücken kehren und den 
außenpolitischen Aufgaben und Lasten entweichen wollen. Diese Erklärung 
vom 30. 7. I93U hat historische Bedeutung. Mit ihr kehrte England mit einem 
heftigen Ruck in den Machtkampf der Welt zurück. Seine Rüstungspolitik 
war zwar zu einem guten Teil dem Vorgeben nach — wenigstens in der land¬ 
läufigen Begründung durch die Presse, zuweilen auch durch die Regierung — 
gegen den Aufbau der deutschen Luftflotte gerichtet; aber das war ein An¬ 
laß, den die bleibenden Wirkungen der englischen Rüstungspolitik überdauer¬ 
ten. Gegen wen die neue englische Macht einmal eingesetzt werden würde, 
ist eine Angelegenheit der wechselnden außenpolitischen Konstellationen in 
Europa und der Welt. Hier interessiert uns nur, daß eine neue militärische 
Macht aufgebaut wurde und welche Form und Gestalt sie annahm. 

Das Programm der englischen Luftrüstung wurde durch eine Erklä¬ 
rung des Lordpräsidenten des Rates Baldwin vom 19. 7. 
1937t bekanntgegeben. Die Erklärung proklamierte den ,,Einmacht-Standard ,€ 
als Richtschnur der englischen Luftrüstung, d. h. den Entschluß der engli¬ 
schen Regierung, die Stärke der englischen Luftflotte nicht unter die der 
Luftflotte irgend eines der näheren Nachbarn Englands sinken zu lassen. 
Das Luftbauprogramm sah eine Verstärkung um 4 i Geschwader innerhalb 
der nächsten fünf Jahre vor, was ungefähr eine Verdoppelung der englischen 
Luftflotte bedeutete. Am 30. 7. I93U fand die Debatte über das Luft¬ 
rüstungsprogramm im Unterhaus statt, bei der Stanley Baldwin das 
Wort von der Grenze Großbritanniens am Rhein sprach. „Den Platz ausfüllen, 
an den uns das Schicksal gestellt hat“, verkündete er als die Grundmaxime 
seiner Politik. England fühlte sich wieder von dem großen Kampf der Welt 
ergriffen. Es bekundete, daß es fest entschlossen sei, die Ixist des Machtein¬ 
satzes zu tragen. ,,England ist von den Nationen am spätesten bereit , der 
Wirklichkeit ins Auge zu sehen 1 , sagte der Staatssekretär für Luftfahrt 
Londonderry im Unterhaus zur Verteidigung des englischen Luftrüstungs¬ 
programms. Unauffälliger wie die andern Staaten, aber nicht weniger ent¬ 
schlossen machte sich England an eine große Anstrengung zum Aufbau seines 
Wehrwesens, die bald den ganzen Staat durchdrang. 

23 * 
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Englands Luftrüstungsprogramm 

163. Erklärung des Lordpräsidenten des Rates Baldwin vom 19. 7. 1934 
über das Fünfjahrsprogramm der Luftrüstung Großbritanniens vor dem 
englischen Unterhaus 

Seit dem Kriege sind alle Regierungen Englands tatkräftig für eine 
Politik internationaler Abrüstung eingetreten. In unserem Bemühen, 
diese Politik nicht nur mit Worten, sondern auch durch unser gutes 
Beispiel zu fördern, haben wir unsere Rüstungen auf ein bedrohlich 
niedriges Niveau in der Hoffnung gesenkt, daß die anderen unserem 
Vorbild folgen würden. Die Abrüstungsverhandlungen haben sich jedoch 
länger hingezogen, als man erwartet hat. Die Vorbereitende Abrüstungs¬ 
konferenz tagte von 1926 bis Dezember 1930. Am 2. Februar ig 32 
begann die Abrüstungskonferenz und hat seitdem ununterbrochen getagt. 
In diesen achteinhalb Jahren sind von Zeit zu Zeit in vielen Lagern Be¬ 
sorgnisse über die ständig wachsende Unzulänglichkeit unserer Verteidi¬ 
gungsmittel laut geworden, besonders im Hinblick auf die erhöhten Aus¬ 
gaben für Rüstungen durch viele andere Länder. Den meisten Führern 
aller drei Parteien ist die Lage nicht nur von ihrer eigenen Regierungs¬ 
zeit her, sondern auch aus den Verhandlungen der Drei-Parteien-Kon- 
ferenz über die Abrüstungsfrage im Jahre 1981 bekannt, in der vertrau¬ 
liche Enthüllungen über den wahren Sachverhalt gemacht worden sind. 
Die Regierung vertritt nach wie vor eine Politik der allgemeinen Ab¬ 
rüstung, und wir haben keineswegs die Hoffnung aufgegeben, eine Be¬ 
schränkung der Rüstungen noch zu erreichen. Wie bereits in der De¬ 
batte vom i 3 . Juli erwähnt wurde, machen wir gerade im Augenblick 
erneute Anstrengungen, die Stockung zu beheben, die praktisch in Genf 
herrscht. Leider kann jedoch nach unseren bisherigen Erfahrungen mit 
einem baldigen Erfolg nicht gerechnet werden. Mit Rücksicht aber auf 
die Verpflichtungen, die uns der Völkerbundpakt und der Locarno-Ver¬ 
trag auferlegen, und in Anbetracht der vielen Symptome von Unruhe 
in Europa und anderswo ebenso wie der Tatsache, daß die anderen Re¬ 
gierungen unserem Beispiel nicht durch eine entsprechende Herabset¬ 
zung ihrer eigenen Rüstungen gefolgt sind, haben wir seit einiger Zeit 
das Gefühl, daß es an der Zeit ist, zu erwägen, ob wir das gegenwärtige 
niedrige Niveau unserer Rüstungen weiter beibehalten können, wenn eine 
entsprechende Beschränkung der Rüstungen bei den anderen Mächten 
ausbleibt. Ich glaube, die Führer aller Parteien haben vorausgesehen, 
daß diese Lage früher oder später einmal eintreten mußte. 

Aus diesen Erwägungen heraus hat die Regierung seit einigen Mo¬ 
naten das gesamte Problem der Verteidigung des Britischen Weltreiches 
und der Rolle, die dabei den drei Zweigen der Wehrmacht zufallen soll, 
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einer Prüfung unterzogen. Es erübrigt sich, heute einen vollständigen Be¬ 
richt über unsere Untersuchungen oder über die einzelnen von uns getrof¬ 
fenen Entscheidungen zu geben. Was behoben werden muß, sind haupt¬ 
sächlich Mängel in der Ausrüstung der Armee und im Material, die, wie 
ich in meiner Rede vom 21. März ausführte, durch Sparmaßnahmen 
und im Zusammenhang mit den Abrüstungsverhandlungen entstanden 
sind. Das Ergebnis unserer Feststellungen auf diesem Gebiet wird in den 
Budgetvoranschlägen für die künftigen Jahre zum Ausdruck kommen und 
wird zweckmäßigerweise dann erörtert werden, wenn diese Voranschläge 
zur Debatte stehen. 

Bei der Luftflotte jedoch ist die Lage wesentlich anders. Hier ist 
nicht nur der immer wieder verschobene weitere Ausbau dringend er¬ 
forderlich, sondern es müssen auch ausgesprochene Mängel behoben 
werden. Wir sind zu dem Ergebnis gekommen, daß wir keinen Augen¬ 
blick länger zögern dürfen, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Stärke unserer Luftflotte im Laufe der kommenden Jahre der 
unserer nächsten Nachbarn anzunähern und anzugleichen. So geben wir 
die nachdrückliche Versicherung, daß in bezug auf die Luftflotte 
noch vor Schluß der Sitzungsperiode eine Erklärung abgegeben wer¬ 
den wird. 

Bevor ich auf das von uns beschlossene Programm zu sprechen 
komme, möchte ich nachdrücklich darauf hinweisen, daß viele von den 
Faktoren, die unsere Entscheidung beeinflußt haben, zur Zeit noch 
Schwankungen und Wandlungen unterworfen sind. Dies gilt gleicher¬ 
maßen für das Schicksal der Abrüstungsfrage und die gesamte inter¬ 
nationale Lage. Demgemäß muß unsere Wehrposition einer laufenden 
Kontrolle unterworfen werden, und wir behalten uns das Recht vor, das 
Programm abzuändern, oder es den neuen, vielleicht auf tretenden Fak¬ 
toren anzupassen. 

Unter diesem Vorbehalt haben wir uns für ein Programm entschie¬ 
den, das das laufende Jahr und die vier nächsten Jahre umfaßt und 
durch dessen Durchführung unsere Luftflotte um l\\ neue Geschwader 
verstärkt werden soll. Hierin sind die im Programm von 1934 bereits 
aufgeführten Geschwader mitenthalten. Von diesen l\\ Geschwadern sind 
33 für die Verteidigung des Mutterlandes bestimmt. Dadurch erhöht sich 
die Zahl der Geschwader für die Verteidigung von 4 2 auf 75. Die übri¬ 
gen Geschwader sollen bei der Marineluftwaffe oder in Übersee einge¬ 
setzt werden. In welchen Etappen dieses Programm innerhalb der näch¬ 
sten fünf Jahre durchgeführt werden kann, hängt von den verschiede¬ 
nen Voraussetzungen ab, einschließlich den finanziellen, auf die ich jetzt 
nicht im einzelnen eingehen kann. Wir hoffen aber, das Werk so vertei¬ 
len zu können, daß in keinem Jahre eine untragbare Erhöhung der Bud¬ 
getzahlen vorgenommen zu werden braucht. 
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Großbritanniens Verantwortungen 

164 Rede des Lordpräsidenten des Rates Stanley Baldwin vom 3 o. 7. 1934 
über das englische Luftrüstungsprogramm im englischen Unterhaus 

Als das 5 2-Geschwader-Programm von 1923 angekündigt wurde, 
stellte der damalige Premierminister ausdrücklich fest, daß dieses Pro¬ 
gramm nur einen ersten Schritt zur Beseitigung einer unerträglich ge¬ 
wordenen Unterlegenheit bedeute. Das war die Sprache von 1923. Er 
fügte hinzu, daß diese Geschwader „so schnell wie möglich gebaut wer¬ 
den sollten“ und daß beim Aufbau der Organisation die Möglichkeit einer 
späteren Erweiterung vorgesehen würde, daß jedoch vor der Inangriff¬ 
nahme jedes weiteren Ausbaus die Frage mit Rücksicht auf die dann 
bestehende Stärke der Luftstreitkräfte der anderen Mächte überprüft 
werden solle. 

Es ist mir nicht bekannt, daß eine der folgenden Regierungen mit 
dem damals Beschlossenen nicht einverstanden gewesen wäre; aber jede 
seitherige Regierung hat den gleichen Kurs einer möglichst langsamen 
Durchführung des Programms eingehalten in der Hoffnung, daß die 
Welt unserem Beispiel folgen möchte. Wieder und wieder ist im Inter¬ 
esse der Abrüstung dieses bescheidene Programm aufgeschoben worden. 
Als im Jahre 1932 die Abrüstungskonferenz eröffnet wurde, fehlten an 
der Erfüllung des schon überfälligen Programms von 1923 noch zehn 
Geschwader oder ein Fünftel der Gesamtstärke. Trotzdem haben wir das 
Programm während der nächsten zwei Jahre der Konferenzdauer keinen 
Schritt weiter ausführen lassen. Wir wollen uns fest eiaprägen, was die 
Regierung im Jahre 1923 für notwendig hielt, und uns vergegenwär¬ 
tigen, daß jede Regierung seither der Verzögerung jenes Programms 
zugestimmt hat, nicht etwa deshalb, weil das Programm keine Notwen¬ 
digkeit war, sondern weil wir den anderen Ländern eia Beispiel geben 
wollten. Das war der einzige Grund für die Verzögerung dieses Pro¬ 
gramms . . . 

Obwohl ich nicht vorhabe, auf den Antrag der Opposition im ein¬ 
zelnen einzugehen, so kann ich doch nicht umhin festzustellen, daß er 
— ich weiß nicht aus welchem Grunde, aber das wird uns wahrschein¬ 
lich in der Debatte erklärt werden — mit einem deutlichen Bekenntnis 
zur „Kollektivaktion“ beginnt, und ich für meine Person habe eine Scheu 
vor Verpflichtungen, wenn ich nicht die Mittel in der Hand habe, diese 
Verpflichtungen zu erfüllen. 

Wenn für solche Mittel nicht gesorgt ist, dann ist unser Beitrag 
zur kollektiven Sicherheit nicht nur bedeutungslos, sondern die anderen 
Nationen werden ihn auch als bedeutungslos ansehen. Ich muß gestehen, 
daß ich in der Flüstergalerie Europas habe sagen hören, unsere Vertei- 
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digungsstärke sei gegenwärtig so gering, daß wir nur einen kleinen Bei¬ 
trag zur kollektiven Sicherheit leisten könnten. Der Beitrag, den jede 
Nation zur kollektiven Sicherheit leisten kann, ist kein absoluter, son¬ 
dern ein relativer. Wenn andere Nationen, ob aus guten oder bösen Ab¬ 
sichten, tatsächüch ihre Rüstungen vermehren, dann müssen auch wir, 
wenn unser Beitrag zur kollektiven Sicherheit irgendwelchen Wert als 
Abschreckungsmittel behalten soll, unsere eigene Stärke bis zu einem ge¬ 
wissen Grad erhöhen. Ich bitte das Haus, kurz anzuhören, was die an¬ 
deren Länder unternommen haben. In diesen Jahren hat sich in der 
ganzen Welt die Tendenz bemerkbar gemacht, die Luftrüstungen zu 
vermehren, und allgemein die Neigung zu einer ausgesprochenen Luft¬ 
strategie gezeigt, in der die Luftstreitkräfte als Hauptangriffswaffe 
gelten . . . 

Abgesehen von der Frage der Vermehrung unserer Rüstungen, wenn 
diese von irgendwelchem Wert für die kollektive Sicherheit sein sollen 
— und darauf lege ich Wert, nicht um gewisse Reden, die von der Op¬ 
position über kollektive Sicherheit gehalten worden sind, in die Debatte 
zu ziehen, sondern weil es eine Tatsache ist und vielleicht Tatsache bleibt, 
daß die kollektive Sicherheit vorläufig die letzte Möglichkeit der Sicherheit 
in Europa überhaupt darstellt —, abgesehen also von der Frage der Ver¬ 
mehrung kann ich nur zu erwägen geben, daß, falls die Rüstungen für 
die kollektive Sicherheit von irgendwelchem Wert sein sollen, die Streit¬ 
kräfte genügend ausgerüstet sein müssen. Schaufenstersoldaten werden 
heute niemanden in Europa täuschen, und heute sind alle unsere Streit¬ 
kräfte ungenügend ausgerüstet. Viele Jahre hindurch haben wir zum Teil 
aus finanziellen Gründen, aber hauptsächlich in dem Wunsche, zu einer 
Abrüstung zu gelangen, die Hände in den Schoß gelegt und Rückstände 
aufkommen lassen, die nur durch ernste Anstrengungen beseitigt werden 
können. Der stellvertretende Führer der Opposition 1 ) hat erst kürzlich 
am i 3 . Juli den Gedanken von der Notwendigkeit der Rüstungsgleichheit 
in der Luft mit anderen Nationen abgelehnt. Er führte aus, daß er un¬ 
entwegt zu einem System kollektiver Sicherheit im Rahmen des Völker¬ 
bundes stehe. Ich möchte die Aufmerksamkeit des Hauses auf die Worte 
lenken, mit denen er fortfuhr: „Wir sind uns klar bewußt, daß das die 
Übernahme von Verantwortlichkeiten bedeutet.“ 

Es gibt niemanden in diesem Hause, der an diesen Worten etwas 
auszusetzen hat, und ich kann ganz offen sagen, daß ich froh war, sie 
zu hören, weil ich überzeugt bin, daß eine ungeheure Verantwortung 
für den Frieden Europas auf unserem Lande ruht, und ich hoffe, im 
Laufe meiner Rede zu zeigen, daß die Maßnahmen, die wir ergreifen, 
sich nicht gegen diesen Frieden richten, sondern uns eher dazu helfen, 


x ) Atllee. 
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ihn zu sichern. Die Vorschläge, die ich am 19. Juli angekündigt habe, 
sind ein Schritt, und zwar ein bedeutender Schritt zur Rüstungsgleich¬ 
heit, und ich will versuchen zu zeigen, daß sie soweit gehen, wie zu 
gehen ich in diesem Zeitraum für tunlich und klug halte. Sie werden 
uns nicht die volle Gleichheit geben; aber ohne die vorgeschlagene Ver¬ 
stärkung sind wir zu einer wirksamen Zusammenarbeit in irgendwelchem 
Völkerbundsystem kollektiver Sicherheit ganz gewiß außerstande . . . 

Die von uns angekündigten Zahlen gewähren uns innerhalb der 
nächsten fünf Jahre noch nicht die Rüstungsgleichheit, die unser letztes 
Ziel bleibt. Wir würden sie, wenn es möglich wäre, viel lieber im Ver¬ 
gleichswege auf einem niedrigeren Stand erreichen, für den wir uns in 
Genf so sehr eingesetzt haben. Aber bedenken Sie folgendes: Wenn wir 
warten sollen, bis die Gefahr da ist — und ich sage wiederum, zum zwei¬ 
tenmal, daß sie noch nicht da ist —, aber wenn wir, wie es viele Leute 
möchten, bis zu diesem Zeitpunkt warten würden, dann würden wir Ge¬ 
fahr laufen, gerade in die Gefahr zu stürzen, die wir zu vermeiden 
trachten. Kein Gegner, der darauf lauert, uns anzugreifen, würde uns 
Zeit lassen; die Verteidigung im Luftkrieg aber kann, wie ich ausge¬ 
führt habe, nicht improvisiert und auch nicht in Kürze eingerichtet wer¬ 
den. Sie nimmt Zeit in Anspruch, und so muß, wenn wir die Abrüstung, 
um die wir uns bemüht haben, nicht erreichen können, einmal der 
Augenblick kommen, wo es für unser Land notwendig wird, seine Ver¬ 
teidigung in Ordnung zu bringen. In der Welt, wie sie heute ist, kann 
keine Regierung es verantworten, das Land in einen verteidigungslosen 
Zustand sinken zu lassen, und wir sind durch sorgfältige Prüfung 
der Gesamtlage und der Informationen jeder Art, die uns zur Verfügung 
stehen, zu der Überzeugung gelangt, daß wir unsere Pflicht gegenüber 
der Bevölkerung des Landes vernachlässigen würden, wenn wir länger 
zögerten, die gemachten Vorschläge einzubringen . . . 

Ich will mich nunmehr dem Vorwurf zuwenden, daß das, was 
wir tun, unzureichend ist. Denen, die dieser Ansicht sind, möchte ich 
klarmachen, daß die Vorschläge, die wir für die Luftverteidigung ein¬ 
gebracht haben, nur Teile eines umfassenden Planes sind, der sich auf 
die Reichsverteidigung als Ganzes erstreckt. Wir haben nicht nur für 
die Sicherheit dieser Inseln zu sorgen, sondern für die eines weit aus¬ 
gedehnten Reiches mit Handelswegen, die von Land zu Land führen. 
Ein Blick auf die Weltkarte zeigt jedem, daß auf diesen Handelswegen 
die Beherrschung der Luft, abgesehen von dem Luftraum über den 
Planken des einzelnen Schiffes, eine geringe Rolle spielt und daß die 
meisten Handelswege auf der offenen See liegen, wo sie nur von Schif¬ 
fen angegriffen und durch Schiffe verteidigt werden können . . . 

Eine weitere Frage, zu der ich noch ein Wort sagen möchte, be¬ 
trifft die Zivilbevölkerung. Es sind aus dem Hause Anfragen an mich 
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gerichtet worden darüber, was wir zum Schutz der Zivilbevölkerung im 
Falle von Luftangriffen tun, ob wir uns um seine Organisierung küm¬ 
mern usw., und ich habe schon mehr als einmal geantwortet, daß diese 
Frage seit vielen Jahren Gegenstand gründlicher und sorgfältiger Un¬ 
tersuchungen ist. Das ist, soviel ich weiß, in jedem Lande Europas der 
Fall; aber die andern sind in ihren Maßnahmen sehr viel weitergegan¬ 
gen, als wir es getan haben. Wir haben das Bewußtsein, hinsichtlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung unsere Vorkehrungen soweit getrieben zu 
haben, wie es ohne eine allzu große Behelligung der Öffentlichkeit mög¬ 
lich war, die bisher nicht im öffentlichen Interesse zu liegen schien. Der 
nächste Schritt besteht in einem Gedankenaustausch mit den örtlichen 
Behörden, den gemeinnützigen Gesellschaften usw. und mit allen, denen 
die Verantwortung zum Handeln zufällt, wenn der vorgesehene Fall ein- 
tritt; demnächst werden auch Schritte unternommen werden, um der 
gesamten Bevölkerung die notwendigen Verhaltungsmaßregeln bekannt¬ 
zugeben. 

„Wir wünschen die Rüstungen und die Rüstungsausgaben herab¬ 
zusetzen, aber wir können mit einer Diplomatie, die lahmgelegt ist, 
weil keine Macht hinter ihr steht, nichts zustande bringen.“ 

Das sind nicht meine Worte; das hat Lord Haldane an den jetzi¬ 
gen Premierminister nach der Niederlage der Konservativen im Winter 
1928 geschrieben. Lord Haldane war ein Mann, der über Verteidigungs¬ 
und Rüstungsfragen so viel, wenn nicht mehr wußte als irgend jemand 
in der damaligen oder in einer anderen Regierung seit dem Krieg. Das 
war Haldanes wohlüberlegte Meinung, ausgesprochen in einem Privat¬ 
brief und veröffentlicht in seiner Selbstbiographie, und ich meine, diese 
Worte sind es wohl wert, daß man sie beachtet. 

Ich möchte Sie an noch etwas erinnern. Ich glaube nicht, daß es 
in diesem Hause überhaupt Anhänger einer Isolierung gibt. Sie begeg¬ 
nen ihnen bisweilen in unserer Presse; sie mögen Anhänger einer Iso¬ 
lierung sein, aber sie sind keine Kenner der Geschichte. Es gab nie¬ 
mals einen Minister, der sich den Frieden mehr zum Ziel gesetzt hätte 
als Robert Walpole. Ich erlaube mir, eine kurze Stelle aus Olivers gro¬ 
ßem Werk über Robert Walpole zu verlesen, weil ich glaube, daß sie 
klarer und mit weit besseren Worten, als sie mir zu Gebote stehen, aus¬ 
spricht, worin der Trugschluß der Isolierungstheorie besteht. Walpole 
verlor bei all seinen Bemühungen um Frieden in seinem Lande, bei 
allen Anstrengungen, das Land vom Kriege femzuhalten, niemals den 
Blick für die Tatsache, daß das Wohlergehen seines Landes von dem 
Wohlergehen und der Sicherheit ganz Europas abhängt. Er verlangte 
nach einem dauernden Frieden, aber er glaubte nicht, daß ein solcher 
durch einen insularen Frieden erreicht werden könnte, sondern nur 
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durch einen europäischen Frieden, und das ist es auch, wofür wir alle 
in diesem Hause arbeiten und was wir zustande zu bringen hoffen. 
Oliver schreibt folgendes: 

„Menschen, deren Heimat Großbritannien ist, können ihrer beson¬ 
deren Umwelt nicht entrinnen. Isolierung ist der Auswuchs einer 
kranken Phantasie, überdrüssig der augenscheinlich unlösbaren Ver¬ 
wirrung, heimgesucht durch endlose Herausforderungen, verfolgt 
von der Erinnerung an tausend Kränkungen der Vergangenheit, 
sind britische Staatsmänner bisweilen versucht gewesen, die ande¬ 
ren Nationen Europas zu heißen, ihre Wege zu gehen und uns die 
unsem in Frieden gehen zu lassen. Aber der Kern der Dinge ist, 
daß keiner von uns seinen eigenen Weg gehen kann. Einzelmen¬ 
schen können fortgehen, wie die Pilgerväter ausgezogen sind, aber 
Nationen können nicht fortgehen; und es sind nicht die schlechte¬ 
sten Menschenkinder, die es vorgezogen haben, da zu bleiben, wo 
sie geboren sind, und da wir nun einmal gezwungen sind dazublei¬ 
ben, müssen wir unsere verschiedenen Rollen mannhaft spielen 
oder untergehen. Wenn wir zulassen, daß unser Ansehen sinkt, 
wenn wir der Verantwortung ausweichen und die Dinge ohne uns 
geschehen lassen, mit anderen Worten, wenn wir aufhören, uns 
darum zu kümmern, ob unsere Stärke anerkannt wird oder nicht, 
ob unsere Stimme im Rat Europas gehört wird oder nicht, dann 
büßen wir die wesentliche Gewähr unserer Unabhängigkeit ein. Wir 
laufen die Gefahr des eigenen Untergangs, wir schädigen das ganze 
Gefüge des Kontinents. Verwirrung und Unheil werden so sicher 
folgen, wie wenn einer der Planeten des Sonnensystems aufhören 
würde, seine Bahn zu ziehen. Ist das Sichfernhalten unvereinbar 
mit unserer eigenen Sicherheit, so steht es im gleichen Gegensatz 
zur öffentlichen Moral. Ein guter Europäer zu sein ist kein schlech¬ 
ter Patriotismus/ 1 

Ich denke, das sind große Worte. Noch etwas anderes. Das größte 
Verbrechen an unserem eigenen Volke ist die Scheu davor, die Wahr¬ 
heit zu sagen. Ich stelle mit großem Bedauern fest, daß in einem guten 
Teil der Propaganda in unserem Lande die Wahrheit nicht gesagt wird. 
Wir sind hierzulande allzu sehr geneigt anzunehmen, daß alle Völker 
von den gleichen Idealen beseelt sind wie wir. Das trifft gegenwärtig 
nicht zu. Es sind in der Welt Anzeichen für eine Art der Machtaus¬ 
übung vorhanden, die einen Geist atmet, der im Falle seines Erstarkens 
das Ende alles dessen bedeuten würde, was wir in unserm Lande hoch- 
halten und was in unserem Sinne das Leben lebenswert macht. 

Lassen Sie uns niemals folgendes übersehen: Seit die Luft eine 
Rolle spielt, gibt es die alten Grenzen nicht mehr. Wenn Sie an die Ver- 
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teidigung Englands denken, dann denken Sie nicht mehr länger an die 
Kalkfelsen von Dover, Sie denken an den Rhein. Dort liegt unsere 
Grenze . . . 

Großbritannien stand vor einer entscheidenden Frage seiner Wehrpolitik, 
als unter dem Eindruck der Enthüllungen des amerikanischen Untersuchungs- 
ausschusses über die Rüstungsindustrie die Arbeiterpartei einen Vorstoß für 
die Sozialisierung der Rüstungsindustrie machte. Die Frage der Organisation 
der Rüstungsindustrie — und aller für den Krieg wichtigen Industrien — ist 
zur gleichen Zeit in vielen Ländern gestellt worden. Die Auseinandersetzung 
darüber ist zeitweise völlig im Dunst politischer Agitation unter getaucht. Die 
Entrüstung gegen die „Kriegsprofite “ hat oft die größte Rolle gespielt. Aber 
inmitten der Auseinandersetzungen vollzog sich doch die Gestaltung einer der 
wichtigsten Grundlagen des Wehrwesens und der Kampf um die Organisation 
der Kriegswirtschaft. ln Amerika z. B. hat der Kampf um die ,,Ausschaltung 
des Profites aus dem Kriege“ zu einem Gesetzentwurf geführt, dessen Durch¬ 
führung ganz einfach die radikale wirtschaftliche Mobilisierung und die 
Unterstellung der ganzen Wirtschaft unter den Kriegszweck bedeuten würde. 
Sir John Simon hatte in der Debatte des englischen Unterhauses vom 
8. 11. 193U auf den Vorschlag einer Untersuchung über die private Rüstungs¬ 
industrie zunächst negativer geantwortet, als der öffentlichen Stimmung ent¬ 
sprach, gereizt wie er wohl durch die Propaganda der Arbeiterpartei gegen 
die Regierung als Beschützerin der „Geschäfte mit dem Tod* war. Einige 
Tage nachher hat er seine erste Rede korrigiert und sich für einen Unter¬ 
suchungsausschuß mit beschränkter Aufgabe eingesetzt. Er und der Lordpräsi¬ 
dent des Rates Stanley B a l dw i n haben bei der Aussprache das bestehende 
System Englands verteidigt — es ergab sich dabei ein plastisches Bild der 
kriegswirtschaftlichen Organisation Großbritanniens —, ein System, das um 
einen Kern staatlicher Rüstungsbetriebe herum die Privatindustrie . die zum 
Teil erst Kriegsindustrie im Kriege wird, bestehen läßt. Auf die Frage, wie 
sich England zum Kampf rüsten muß, hat Baldwin die Aussprache zum 
Schluß zurückgelenkt, als er das Parlament an die große Aufgabe mahnte, 
ein großes und kostbares Erbe inmitten einer Welt zu bewahren , in der vom 
westlichen Europa bis Asien die letzten Ideen über Leben und Kultur oft 
durch Abgründe getrennt sind. 

Am 18. 2. 1935 hat die englische Regierung eine Königliche 
Kommission zur Untersuchung des Waffenhandels und 
der Rüstungsindustrie eingesetzt. Im Zusammenhang mit seiner gro¬ 
ßen wehrpolitischen Anstrengung hat damit Großbritannien die Frage der 
kriegswirtschaftlichen Organisation neu gestellt. 


Um die Organisation der britischen Kriegswirtschaft 

Rede des Lordpräsidenten des Rates Stanley Baldwin vom 8 . ii. ig 34 165 . 
über die Organisation der Rüstungsindustrie vor dem Unterhaus 

Will die Opposition die Rüstungsindustrie loswerden, nur weil sie 
Anlaß zu angeblichen Skandalen gibt? Das wäre ein vertretbares Argu¬ 
ment. Aber ich möchte versuchen nachzuweisen, daß diese Skandale 
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durch internationale Kontrolle gründlich beseitigt werden können. Ich 
war gespannt, ehe die Debatte anfing, gespannt, weil ich auf Grund 
der mir zugegangenen Propagandaliteratur erwartete, einige Mitglieder 
des Hauses würden sich für die Abschaffung der privaten Rüstungs¬ 
industrie mit der Begründung einsetzen, daß diese Abschaffung dem 
Frieden diene. Ich glaube, niemand hat dieses Argument vorgebracht. . . 

Mein ernsthaftester Einwand gegen den Vorschlag ist dies: Ich bin 
überzeugt, daß ein Verbot privater Waffenherstellung samt der notwen¬ 
dig damit verbundenen staatlichen Rüstungsproduktion zu einer riesi¬ 
gen Zunahme der Rüstungen nicht nur in England, sondern in der 
ganzen Welt führen würde, so wie die Prohibition in den Vereinigten 
Staaten Folgen hatte, die von Millionen anständiger und überlegter 
Leute nicht vorhergesehen wurden, und eine Menge neuer Arten von 
Verbrechen und neuer Arten der Trunksucht mit sich brachte . . . Das 
einzige Land, das im Augenblick die Rüstungsindustrie vollkommen na¬ 
tionalisiert hat, ist Rußland, und seine Produktion von Waffen, insbe¬ 
sondere Tanks und Flugzeugen, ist ungeheuerlich. Ich erhebe gegen nie¬ 
manden Vorwürfe. Was ich aber klarstellen möchte, ist, daß die staat¬ 
liche Produktion der Rüstungen nicht notwendigerweise zur Verminde¬ 
rung der Rüstungen führt . . . 

Die Arbeit in der Industrie ist sehr häufig zwischen Rüstungs- und 
Friedensarbeit geteilt. Für das Luftfahrtministerium wird alles von pri¬ 
vaten Firmen hergestellt. Wer kann immer Voraussagen, ob ein Flug¬ 
zeugmotor für ein Militärflugzeug oder ein anderes Flugzeug Verwen¬ 
dung finden wird? Es ist aber ein Vorteil, daß die Konkurrenz tüchtiger 
Köpfe in diesem Zweige der Technik, der noch in den Kinderschuhen 
steckt, einen rascheren Fortschritt verbürgt als staatliche Betriebe. 

Wir suchen den Frieden und ich sehe keinen Grund, warum der 
Friede nicht aufrechterhalten werden soll. Ich bin kein Alarmist und kein 
Kriegsprophet. Aber wir haben ein großes Erbe zu verwalten. Wir stehen 
in einer Welt, wo vom westlichen Europa bis zum großen Kontinent 
Asien große Völker leben, deren kulturelle Ideale von den unseren zu¬ 
tiefst sich unterscheiden. Während wir den Frieden suchen und, wie ich 
glaube, den Frieden sichern, dürfen wir in einer Zeit wie der gegen¬ 
wärtigen niemals vergessen, daß wir, auch wenn wir niemand angreifen 
wollen, ein wunderbares Erbe zu verteidigen und unserer Nachwelt zu 
überliefern haben, und wir dürfen unter keinen Umständen dieser Pflicht 
gegenüber versagen. 
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Untersuchungskommission über die Rüstungsindustrie 

Erklärung des englischen Ministerpräsidenten MacDonald vom 18. 2. 
1935 über die Aufgabe der Könighchen Kommission zur Untersuchung 
des Waffenhandels und der Rüstungsindustrie 

Ich freue mich, mitteilen zu können, daß die Königliche Unter¬ 
suchungskommission soeben ernannt worden ist . . . 

Der Auftrag der Untersuchungskommission wird sein: 

1. die praktische Durchführbarkeit und Wünschbarkeit (sowohl 
vom nationalen als internationalen Standpunkt aus) eines Ver¬ 
botes privater Herstellung von Waffen und Munition und des 
privaten Handels damit, sowie eines Staatsmonopols für beide 
zu erwägen und darüber zu berichten, 

a) für das Vereinigte Königreich allein, 

b) für das Vereinigte Königreich in Zusammenarbeit mit ande¬ 
ren Ländern der Welt; 

2. zu erwägen und darüber zu berichten, ob zweckmäßigerweise 
Schritte unternommen werden können, um die Einwände zu be¬ 
seitigen oder zu verringern, die nach Artikel 8 des Völkerbund¬ 
paktes gegen die private Rüstungsindustrie erhoben werden 
können; 

3 . die gegenwärtige Regelung, die im Vereinigten Königreich für 
die Kontrolle der Waffen- und Munitionsausfuhr getroffen wor¬ 
den ist, zu überprüfen und zu berichten, ob diese Regelung einer 
Revision bedarf, und wenn ja, in welcher Richtung. 


Englands militärische Anstrengung nahm gegen Ende des Jahres 193 k 
nur noch zu. Auf dem Parteitag der Konservativen im Oktober 
193 U hatte schon eine bewegte Debatte über Englands unzulängliche Rüstung 
stattgefunden . Der Führer des rechten Flügels, Lord Lloyd , hatte davon 
gesprochen , daß die Abrüstungskonferenz, „die Konferenz zur Entwaffnung 
Englands ... tot wie Königin Anna sei“. Das Oberhaus diskutierte am lk. 11. 
193k die Zukunft der Rekrutierung für das britische Heer. Lord Motti- 
stone (General Seely), der als einer der großen nichtbeamteten Berater des 
Landes sprach, zeichnete dabei ein Bild der militärischen Stellung Englands 
im modernen Kriege. Der Staatssekretär für das Kriegswesen Hailsham 
entwickelte die Auffassungen der einzelnen Zweige der englischen Wehrorga¬ 
nisation von ihrer strategischen Funktion, offenbar auf Grund von Gutachten 
der Stäbe des Heeres, der Flotte und der Luftflotte. Die einzelnen Zweige 
des Verteidigungssystems Englands (die ja nicht durch ein einziges Ministe¬ 
rium zusammengefaßt sind), sind gerade in dieser Zeit darangegangen, ihre 
Forderungen undAuffassungen schärfer zu formulieren , und manche gedank- 


166. 



366 Die militärische Umwälzung in der Welt und die Weltrüstung 

liehe Arbeit ist darauf verwandt worden. In dem Weißbuch vom i . 3. 1935 
hat manches seinen Mederschlag gefunden. Auf dem Großkampf schiff, über 
dessen Bedeutung in England viel gestritten worden ist, beruht nach der Auf¬ 
fassung der englischen Admiralität, die Hailsham wiedergab, nach wie vor 
das Gebäude der englischen Seestrategie. Die Territorialarmee, die Hailsham 
eingehend behandelte, erhält allmählich durch die Aufgaben der Flugzeug¬ 
abwehr eine erneute Bedeutung. Zudem wird sie in dem Maße wieder wich¬ 
tig, als die Kriegsgeneration dahingeht, und Großbritannien nicht mehr 
daran denken kann, das Heer des Weltkrieges einfach wieder aufzustellen. 

Eine nicht weniger wichtige Kundgebung der englischen Auffassung von 
den militärischen Aufgaben der Nation wurde die Debatte im Unter¬ 
haus vom 28. 11. 193U. Die Aussprache war Ausdruck einer tiefen Be¬ 
sinnung Englands auf seine militärische Stellung. Sir John Simon konnte 
am Schluß der Debatte sagen, daß sich das Parlament während der Aussprache 
wahrhaftig in einen Staatsrat verwandelt habe. Die Regierung gab bei dieser 
Gelegenheit durch den Lordpräsidenten des Rates Stanley B a l dw i n 
ihren Entschluß bekannt, das Bauprogramm für die Luftflotte wesentlich zu 
beschleunigen und praktisch von fünf auf zwei Jahre zusammenzudrängen, 
und im übrigen durchgreifende Reorganisationsmaßnahmen am Material der 
Flotte, Flugplätzen und dergleichen durchzuführen. Der Blick Stanley Bald- 
wins war dabei zuweilen starr und einseitig auf Deutschland gerichtet. Der 
Lordpräsident des Rates beschwor Deutschland leidenschaftlich, „den Schleier 
des Geheimnisses zu lüften \ (Die Begründung für die Verkündigung der 
deutschen Wehrpflicht nahm auf diese Mahnung Baldwins Bezug.) Lloyd 
George fragte deshalb mit vielem Recht Baldwin, ob seine Mahnung nicht 
auch an andere Mächte gerichtet werden könnte, ob Deutschland nicht 
1U Jahre vergeblich auf die Abrüstung der Welt gewartet habe und ob es 
nicht auch andere Mächte verstünden, einen Schleier zwischen ihre Rüstungen 
und die Blicke der Welt zu ziehen. Zum Teil war die Debatte ein Rätselraten 
um die Stärke der deutschen Luftflotte. W i n st o n Churchill gab sie 
als der englischen weit überlegen an; Baldwin schätzte sie auf 50<Yo der eng¬ 
lischen. Lloyd George konnte feststellen , daß die Debatte wenigstens den 
Himmel von den dunklen Schwärmen deutscher Flugzeuge gereinigt habe, 
die nach den Legenden eines Teiles der Presse nur darauf warteten, London 
in Schutt und Asche zu legen. Alles in allem aber war die Debatte eine große 
Auseinandersetzung um Englands Stellung im modernen Krieg, um Form 
und Stärke der englischen Verteidigung. Während Winston Churchill ein 
Bild der tödlichen Bedrohung durch feindliche Luftübermacht zeichnete, ent¬ 
wickelten Baldwin und Lloyd George, welche Stellung das englische Vertei¬ 
digungssystem bei einer Gesamtbetrachtung des Kriegswesens der Gegenwart 
einnehme, und führten aus, daß die Luftflotte nur e\nTeil der Gesamtorgani¬ 
sation des Krieges sei und allein die Entscheidung nie zu bringen vermöge. 
Lloyd George legte dabei einen großen Plan der Reichsverteidiqunq dar und 
verkündigte die Notwendigkeit planmäßiger Entwicklung der Wehrkräfte des 
Britischen Reiches. Die Aussprache bedeutete zweifelsohne eine Etappe in der 
Entwicklung des britischen Verteidigungssystems. 
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Englands Verteidigungssystem 

Rede des Lordpräsidenten des Rates Stanley Raldwin vom 28. 11. 1934 167 . 

bei der Debatte des Unterhauses über die Organisation der britischen 
Verteidigung 

Ich hoffe sehr, daß die deutschen Staatsmänner, wenn sie diese 
Debatte lesen, mir die Ehre erweisen werden, das, was ich sagen werde, 

Wort für Wort zu lesen und es nach seinem allgemeinen Sinn und Geist 
zu beurteilen und nicht nach herausgerissenen Worten . . . 

Wir haben in diesem Jahre Zeichen von Nervosität in Ländern ge¬ 
sehen, die im großen und ganzen gar nicht betroffen sind: in der 
Schweiz und Skandinavien. Wir haben erlebt, daß in Frankreich für 
die Vermehrung der Befestigungen im Norden, für eine Reorganisation 
der Luftstreitkräfte und für Ausgaben für Ausrüstungen und Munition 
Kredite bewilligt und vorgeschlagen worden sind. Wir haben gesehen, 
wie Italien sich jenseits der Alpen über die nationalsozialistische Pro¬ 
paganda in Österreich beunruhigte, und wir hörten eine Rede von Mus¬ 
solini selbst, die, wenn man sie wörtlich nehmen will, recht alarmie¬ 
rend war. Es war die Rede, in der er davon sprach, daß der Krieg nahe 
bevorstände . . . 

Ich will es für den Augenblick dabei bewenden lassen und nur die 
Hoffnung aussprechen, daß, wenn in Deutschland die Probleme erwo¬ 
gen werden, über die wir hier diskutieren, man sich dort fragen wird, 
ob der Preis, den Deutschland in der Form dieser geistigen Einstellung 
Europas Deutschland gegenüber zahlt, wirklich die Geheimhaltung und 
die Zerreißung des Genfer Bandes zwischen ihm und seinen europäi¬ 
schen Schwestemationen wert ist . . . 

Ich behaupte, daß kein Grund für unangebrachte Aufregung vor¬ 
liegt und noch weniger für eine Panikstimmung. Weder wir noch ir¬ 
gend jemand sonst in Europa sind augenblicklich unmittelbar bedroht 

— eine unmittelbare Gefahr besteht nicht. Aber wenn wir vorausschauen 

— und das müssen wir —, so haben wir Grund zu sehr ernster Besorg¬ 
nis, und deswegen haben wir schon seit vielen Monaten die Lage mit 
Aufmerksamkeit verfolgt, tun es jetzt und werden es weiterhin tun. Es 
liegt aber im Interesse Europas und der ganzen Welt, daß diese Unter¬ 
suchung mit der größten Genauigkeit geführt wird, deren wir fähig 
sind. Wir müssen sie unparteiisch vornehmen und dabei unsere Lage, 
unsere Stellung in Europa sowie unsere Stellung als Mitglied des Völ¬ 
kerbundes und Unterzeichner des Locarno-Vertrages berücksichtigen. Aus 
dieser Einstellung heraus handelt die Regierung und wird sie in Zukunft 
handeln. Und sollte eine Katastrophe eintreten — wofür ich vorläufig 
keine Anzeichen sehe —, wird sie uns nicht unvorbereitet finden. 
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Das Haus wird wissen wollen, was wir in den letzten Monaten ge¬ 
tan haben, und wenn ich dabei auch ein bißchen ins einzelne gehen 
muß, so denke ich doch, daß es Ihnen auf fünf Minuten mehr oder 
weniger nicht ankommen wird. Am 19. Juli habe ich im Namen der 
Regierung dem Haus die Ankündigung gemacht, daß das Programm in 
diesem oder irgendeinem späteren Jahre beschleunigt oder verlangsamt 
werden könne, je nachdem wie die Lage in der ganzen Welt sich ge¬ 
stalten wird. Unser laufendes, bewilligtes Programm sieht vor, daß ein 
sehr wesentlicher Teil des ganzen Programms innerhalb der nächsten 
beiden Jahre durchgeführt werden soll. Wir schlagen vor, in den Jahren 
ig 35 und ig 36 22 Luftgeschwader zur Verteidigung des Mutterlandes 
aufzustellen und außerdem 3 Geschwader für die Marineluftstreitkräfte, 
die ein fester Bestandteil der königlichen Luftstreitkräfte sind. Diese 
26 Geschwader kommen zu den 4 Geschwadern hinzu, die bereits im 
laufenden Jahr aufgestellt werden. Das bedeutet, daß bis ig 36 unser 
Bestand an kriegsverwendungsfähigen Maschinen dem jetzigen Bestand 
gegenüber um etwa 3 oo Flugzeuge vermehrt sein wird. 

Churchill: — wann im Jahre 1936 — Ende 1936? 

Baldwin: Es wird im Laufe der nächsten beiden Jahre geschehen. 
Das bedeutet, wie gesagt, daß unsere Kriegsluftflotte um 3 oo Stück ver¬ 
mehrt wird; aber um auf das zurückzukommen, worauf es mir ankam: 
das sind dann unmittelbar kriegsverwendungsfähige Maschinen und da¬ 
hinter steht noch die große Anzahl, die wir als Reserve für normalen 
Abgang und zum Gebrauch in den Fliegerschulen für nötig halten. Ich 
möchte lieber nicht angeben — und ich bin sicher, das Haus wünscht 
das auch gar nicht —, welche Zahlen wir unter dem Gesichtspunkt der 
Kriegsstärke für diese Reserve für ausreichend ansehen. Ich kann dem 
Haus versichern, daß es als Friedensreserve durchaus dem entspricht, 
was die Leitung der Luftstreitkräfte selbst für reichlich ausreichend hält, 
und die Regierung stimmt darin mit ihr überein . . . 

Es gibt schließlich im Leben aller Staaten Zeiten, wo ihnen die 
größte Gefahr daraus erwächst, daß sie nicht rechtzeitig für ihr eigenes 
Volk gesorgt haben. Ich hoffe und glaube, daß diese Debatte — die 
nicht aus solchen Gedankengängen heraus eröffnet worden ist, sondern 
in dem aufrichtigen und berechtigten Wunsch, die Wahrheit über Eu¬ 
ropa zu erfahren — weittragendere und erfreulichere Konsequenzen ha¬ 
ben wird, als jemand von uns erwarten konnte. Vielleicht ist damit die 
Möglichkeit für einen ersten Schritt gegeben, um die Nationen Europas 
zusammenzubringen. Und vielleicht ist der Niedergang und die Entar¬ 
tung in Europa in den letzten Jahren ein Lehrmeister gewesen, so daß 
nun die Stimme der Vernunft und des Friedens sich durchsetzen kann. 
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ln der Debatte vom 28. 11. 193U war von der Regierung eine große 
Überholung des britischen Verteidigungssystems zugesagt worden, ln dem 
Weißbuch vom 1. 3. 1935 fanden die Überlegungen und Beratungen 
der einzelnen Abteilungen des britischen Wehrmechanismus ihren Nieder¬ 
schlag. Das Weißbuch sollte der Debatte vom 11. 3. 1935 im engli¬ 
schen Unterhaus als Grundlage dienen und sollte für die Berliner 
Verhandlungen des englischen Außenministers Simon und des Lordsiegel¬ 
bewahrers Eden die Forderungen Englands auf den Tisch legen. Was die 
Stäbe der einzelnen Zweige des britischen Wehrsystems als ihre Auffassung 
von der Organisation der britischen Verteidigung vortrugen , ist daher in dem 
Weißbuch in umfangreiche apologetische Erklärungen gehüllt , die zum Teil 
gegen das Deutsche Reich gerichtet waren. Snowden konnte sagen, das Doku¬ 
ment mache den Eindruck , als sei es im französischen Außenministerium 
abgefaßt worden . Auch die „Times“ erklärten , daß das Argument für die bri¬ 
tische Rüstungspolitik „viel objektiver hätte dargelegt werden könnenund 
der Redner der Opposition in der Unterhausdebatte stellte fest, daß die 
„ganze furchtbare Geschichte des Fehlschlags der Abrüstung“ ausgelassen wor¬ 
den sei. Von diesen Vorwürfen und Beschuldigungen, Rechtfertigungen und 
Entschuldigungen abgesehen, die inzwischen längst gegenstandslos geworden 
sind, hat das Weißbuch als dauerndes Ergebnis eine zusammenfassende Dar¬ 
legung des britischen Verteidigungssystems gebracht. Dies geschah seit Jahren 
zum erstenmal wieder und war etwas Neues. Das Weißbuch unterstrich noch 
einmal die aus der Rede Hailshams schon bekannte Auffassung, daß Groß¬ 
britannien auch im Zeitalter des Luftkrieges die Flotte als das Fundament 
seiner Verteidigung und seiner Stellung in der Welt ansieht. Für alle Zweige 
der Verteidigung wurden Reorganisationsmaßnahmen angekündigt. Der Luft¬ 
schutz sollte im Land gefördert werden. Das Weißbuch spiegelt die ernsthafte 
wehrpolitische Anspannung Großbritanniens wider. Es bedeutete die eindeu¬ 
tige Abkehr Englands von der Abrüstungspolitik. Das tragischste Dokument 
konnte es Snowden nennen. Sicher aber hatte Stanley B a l d w i n recht, 
wenn er in seiner Rede am 11. 3. 1935 die „Erklärung über die nationale 
Verteidigung“ ein Dokument von großem historischen Interesse nannte. Die 
Rede Baldwins versuchte die wehrpolitische Anstrengung Großbritanniens und 
den Aufbau seiner Rüstungen aus der außenpolitischen Einseitigkeit zu lösen, 
in die sie das Weißbuch gestellt hatte, und die englische Rüstung gegen den 
Hintergrund der Weltrüstung, nicht nur der deutschen Rüstung zu stellen. 
„Der Demokratie die Wahrheit zu sagen“, formulierte Baldwin als die Auf¬ 
gabe seiner Rede. Mit dem „historischen Dokument“ kehrte Großbritannien 
zur „nationalen Verteidigung“ als einer bewußten und ernsten Aufgabe 
zurück. 


Großbritanniens wehrpolitisches Programm 
Weißbuch vom i. 3 . ig 35 

i. Seit einer Reihe von Jahren ist bei der Aussprache über die ein¬ 
zelnen Wehrhaushalte im Unterhaus angeregt worden, diesen Debatten 
eine solche über die Verteidigung des Britischen Reiches im ganzen 
vorausgehen zu lassen. Die Regierung stand diesem Vorschlag immer 
günstig gegenüber, fand es aber bisher nicht möglich, ihn anzunehmen. 
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In diesem Jahre liegt jedoch mehr Veranlassung für ein solches Vor¬ 
gehen vor als in den vergangenen Jahren, weil der Gang der Ereignisse 
eine Erhöhung der gesamten Voranschläge für die Landesverteidigung 
unvermeidlich gemacht hat und man hoffen kann, eine Gelegenheit für 
eine Aussprache über die Verteidigung des Britischen Reiches zu finden. 
Die nachstehenden Aufzeichnungen werden jedoch nicht in Umlauf ge¬ 
setzt, um die Weißbücher zu ersetzen, die den Voranschlägen der ein¬ 
zelnen Wehrministerien beigegeben sind; sie sollen vielmehr allgemein 
die Politik der Regierung gegenüber der Reichsverteidigung und die 
Gründe für die Erhöhung erläutern. 


I. 

2. Die Sicherung des Friedens auf einer dauerhaften Grundlage ist 
das Hauptziel der britischen Außenpolitik. Die vornehmlichste und 
stärkste Verteidigung der zum Britischen Empire gehörigen Völker, 
Gebiete und Städte, seines Überseehandels und seiner Verbindungslinien 
besteht in der Aufrechterhaltung des Friedens. Wenn der Krieg aus der 
Welt geschafft werden kann, werden unsere großen und weltweiten In¬ 
teressen frei von Angriffsgefahren bleiben und das Werk der Zivilisa¬ 
tion und der Handel werden sich ungehemmt von den Befürchtungen 
entfalten können, die ihren Fortschritt von den frühesten uns bekann¬ 
ten Zeiten bis zum heutigen Tag behindert haben. Aus diesen Gründen 
muß jede Britische Regierung die äußersten Anstrengungen für die Auf¬ 
rechterhaltung des Friedens machen. 

4 - Bisher hat die öffentliche Meinung Englands, trotz aller Rück¬ 
schläge, zu der Annahme geneigt, daß neben den bestehenden internatio¬ 
nalen Einrichtungen nichts für die Aufrechterhaltung des Friedens er¬ 
forderlich sei und daß die älteren Verteidigungsmittel, wie Flotten, 
Armeen und Luftstreitkräfte, auf die wir uns für unsere Sicherheit bis¬ 
her verlassen haben, als letzte Zuflucht nicht länger nötig seien. Die 
Macht der Ereignisse in der Welt hat jedoch bewiesen, daß diese Auf¬ 
fassung verfrüht ist und daß wir noch einen langen Weg vor uns haben, 
ehe wir eine absolute Sicherheit finden können, die nicht letzten Endes 
auf den Verteidigungsmitteln gegen Angriffe beruht, die wir hinter uns 
haben. Nationen sind verschieden in ihrem Temperament, ihren Bedürf¬ 
nissen und dem Stand ihrer Zivilisation. Unzufriedenheit kann aus ver¬ 
schiedenen Ursachen entstehen: Aus der Erinnerung an vergangenes Un¬ 
glück, aus dem Wunsche, früher Verlorenes zurückzugewinnen oder aus 
dem durch Bevölkerungszuwachs entstandenen Druck. Dies alles sind er¬ 
giebige Quellen für Reibungen und Streitigkeiten, und die Ereignisse 
in den verschiedenen Teilen der Welt haben gezeigt, daß die Nationen 
immer noch bereit sind, unter dem Antrieb dessen, was sie als nationale 
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Lebensnotwendigkeiten empfinden, Gewalt anzuwenden oder damit zu 
drohen; und es hat sich herausgestellt, daß, wenn einmal eine Aktion 
im Gange ist, kein Verlaß auf den internationalen Mechanismus für die 
Aufrechterhaltung des Friedens als Schutz gegen den Angreifer ist. 

5 . Die Nationale Regierung beabsichtigt, nach wie vor die nationale 
Friedenspolitik durch jedes zweckdienliche Mittel unablässig weiter zu 
verfolgen, jede Gelegenheit zu ergreifen und Gelegenheiten zu schaf¬ 
fen, den Frieden zu sichern. Sie kann aber nicht länger ihre Augen vor 
der Tatsache verschließen, daß angemessene Verteidigungsmittel immer 
noch notwendig sind, um Sicherheit zu schaffen und auch um dem Bri¬ 
tischen Reich die Möglichkeit zu geben, die ihm zukommende Rolle bei 
der Erhaltung des Weltfriedens zu spielen. 

II. 

6. Während der Jahre, in denen alle Parteien Englands danach 
strebten, die oben skizzierte Politik durchzuführen, hat die effektive 
Stärke unserer Land- und Seerüstungen ständig abgenommen. In der 
Luft führten wir 1919 gleichsam eine praktische Entwaffnung durch 
und vertagten in der Folgezeit von einem Termin zum andern den Aus¬ 
bau der Luftrüstung bis zu dem Minimum, das für unsere Sicherheit, 
angesichts der Entwicklung der Luftwaffe auf dem Kontinent, als not¬ 
wendig erachtet wurde. Nicht als ob die Britischen Regierungen versäumt 
hätten, sich über die Lage auf dem laufenden zu halten. Jedes Jahr 
wurde der Stand unserer Rüstungen sorgfältig geprüft, und wenn ein 
Risiko übernommen wurde, so geschah dies wohlüberlegt im Verfolg 
des einen Zieles: des dauernden Friedens. Immer wieder haben unsere 
Regierungen, nur um ja nicht Gefahr zu laufen, irgendeine vielverspre¬ 
chende Entwicklung in dieser Richtung durch die Erhöhung von Rü¬ 
stungsausgaben zu gefährden, Maßnahmen vertagt, die, unter dem Ge¬ 
sichtspunkt der nationalen Verteidigung allein betrachtet, dringend er¬ 
forderlich waren. Auf diese Weise haben wir für den Frieden viel ge¬ 
wagt; aber, wie der Staatssekretär des Auswärtigen in der Debatte über 
die Botschaft an die Krone vom 28. November 193/4 erklärte, „hat es 
unsere Position in den Genfer Abrüstungsverhandlungen nicht verstärkt“, 
daß wir selbst als Beispiel vor den anderen abgerüstet haben. 

7. Parlament und Volk sind jedoch immer wieder warnend darauf 
hingewiesen worden, daß in allen Zweigen unseres Wehrsystems ernst¬ 
hafte Mängel Zunahmen und daß unser Wunsch, die Welt durch unser 
Beispiel einseitiger Abrüstung zur Abrüstung zu führen, erfolglos ge¬ 
blieben ist. Wir haben auf diese Weise nicht zu einer allgemeinen Ab¬ 
rüstung beigetragen und sind jetzt einem Punkte sehr nahe, wo wir 
nicht mehr im Besitze der notwendigen Mittel sind, uns gegen einen An¬ 
greifer zu verteidigen. 
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III. 

8. Im letzten Sommer sah die Lage folgendermaßen aus: 

a) Die Abrüstungskonferenz war praktisch zu einem Stillstand ge¬ 
kommen. Es war klar, daß weitere Verhandlungen durch die Tatsache 
behindert wurden, daß Deutschland, trotz der in Teil V des Versailler 
Vertrages enthaltenen Bestimmungen, nicht nur offen in großem Maß¬ 
stab wieder aufrüstete, sondern daß es auch seinen Austritt aus dem 
Völkerbund und der Abrüstungskonferenz erklärt hatte. Japan hatte 
ebenfalls seinen Austritt aus dem Völkerbund erklärt. Alle größeren 
Mächte, mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs, waren im Begriff, 
ihre bewaffneten Streitkräfte zu erhöhen. 

b) Ins Einzelne gehende andauernde Untersuchungen über die 
ernsthaften Mängel in unseren Verteidigungsstreitkräften und in unse¬ 
rem Verteidigungssystem waren unternommen worden. Es wurde fest¬ 
gestellt, daß England und das Empire sich nicht mehr länger in einem 
angemessenen Verteidigungszustände befänden, wenn nicht ein Pro¬ 
gramm in Angriff genommen würde, um diese Mängel zu beheben und 
die Streitkräfte zeitgemäß auszubauen. Wenn daher, trotz aller unserer 
Bemühungen, den Frieden aufrechtzuerhalten, ein Angriff gegen uns er¬ 
folgen sollte, würden wir nicht in der Lage sein, unsere Seeverkehrswege, 
die Grundlage der Ernährung unseres Volkes oder die Verteidigung un¬ 
serer wichtigsten Städte und ihrer Einwohner gegen Luftangriffe zu 
sichern. Zudem besteht der große Wert der Locarno-Verträge für unser 
Land in ihrer abschreckenden Wirkung auf einen etwaigen Angreifer. 
Dieser Wert wird jedoch ernsthaft vermindert durch die von allen Un¬ 
terzeichnerstaaten geteilte Erkenntnis, daß unsere Mitwirkung — im 
Falle, daß wir die Verpflichtung zur Mitwirkung für gegeben ansehen — 
nur von wenig entscheidender Wirkung sein würde. Die gleichen Erwä¬ 
gungen würden selbstverständlich für alle anderen Methoden der kollek¬ 
tiven Sicherheit gelten, an denen wir teilnehmen könnten. 

9. Unter obigen Umständen würde die Britische Regierung es als 
Pflichtversäumnis empfinden, wenn sie bei uneingeschränkter Fortset¬ 
zung ihrer Bemühungen um den Frieden durch Beschränkung der Rü¬ 
stungen die Einleitung von Maßnahmen verzögerte, die unsere eigenen 
Rüstungen auf einen Stand bringen, der uns gegen mögliche Gefahren 
sichert. Ein entsprechendes Programm wurde für die Organisation un¬ 
serer Verteidigungsstreitkräfte und unseres Verteidigungssystems auf¬ 
gestellt. Bei der Flotte (deren Stärke vertraglich begrenzt ist) und beim 
Heer will dieses Programm hauptsächlich technische Mängel beheben, 
wobei die Beschaffung moderner Ausrüstung, geschulter Mannschaften, 
sowie von Kriegsmaterialreserven vorgesehen ist, ohne die unsere Streit¬ 
kräfte unsere lebenswichtigsten Interessen gegen einen Angreifer nicht 



168 ] Neubau des britischen Wehrsy^ems 3^3 

verteidigen and in keinem System kollektiver Sicherheit mitwirken 
könnten. 

10. Allein bei den Königlichen Luftstreitkräften wurde eine merk¬ 
liche Vermehrung der Einheiten für sofort notwendig erachtet und des¬ 
halb dem Parlament am 19. Juli 1934 angekündigt und sodann im Un¬ 
terhaus am 3 o. Juli und im Oberhaus am i 4 - November 1934 disku¬ 
tiert. Verstärkungen werden ebenfalls bei der Flugzeugabwehr, die der 
Armee obliegt, erfolgen müssen. 

11. Am 28. November 1934 lenkte die Regierung Seiner Majestät 
die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf die vor sich gehende Auf¬ 
rüstung Deutschlands und verkündete eine Beschleunigung der bereits 
beschlossenen Verstärkung der Luftstreitkräfte. Dieser Schritt der Regie¬ 
rung Seiner Majestät schloß natürlich keine Billigung eines Bruchs des 
Versailler Vertrages in sich. Sie nahm damit nur von einem bereits be¬ 
kannten Vorgang Kenntnis und gab ihn offiziell bekannt. 

12. Wenn diese Aufrüstung in ihrem gegenwärtigen Tempo unver¬ 
mindert und unkontrolliert fortgesetzt wird, wird sie die bestehenden 
Besorgnisse der Nachbarn Deutschlands verstärken und ein Zustand wird 
die Folge sein, bei dem der Friede in Gefahr ist. Die Regierung Seiner 
Majestät hat von den Erklärungen der Führer Deutschlands, daß sie 
den Frieden wünschen, Kenntnis genommen und sie begrüßt. Sie kann 
jedoch nicht umhin festzustellen, daß nicht nur die Rüstung, sondern 
auch der Geist, in dem die Bevölkerung und vor allem die Jugend des 
Landes organisiert werden, das allgemeine Gefühl der Unsicherheit, das 
unbestreitbar bereits zugenommen hat, noch verstärkt und nährt. Außer¬ 
dem beschränkt sich die Erhöhung der Rüstungen nicht auf Deutsch¬ 
land. In der ganzen Welt, in Rußland, Japan, den Vereinigten Staaten 
von Amerika und anderswo wird aufgerüstet. Wir konnten es uns nicht 
leisten, alle diese Verstärkungen unbeachtet zu lassen und mußten des¬ 
halb mit der Beseitigung der Mängel unserer Rüstung beginnen. Wir 
waren dabei bemüht, die Vorkehrungen für die notwendige Verteidigung 
nicht zu einem Rüstungswettlauf werden zu lassen. 

IV. 

1 3 . Sollte der Friede gebrochen werden, wird die Flotte wie immer 
die erste Verteidigungslinie für die Aufrechterhaltung unserer wesent¬ 
lichsten Seeverbindungen sein. Unsere besonderen Verteidigungsprobleme 
entstehen in erster Linie durch die Abhängigkeit unserer Existenz von 
überseeischen Nahrungsmitteln und Rohstoffen, zweitens aus den einzig¬ 
artigen Lebensbedingungen des Britischen Weltreiches, seiner Ausdeh¬ 
nung über die ganze Welt und der Tatsache, daß alle seine Teile für 
ihr Wohlsein, zum Teil auch für ihr Sein mehr oder weniger abhängig 
von Seeverbindungen sind. Außerdem hängt es schließlich vom Seetrans- 
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port ausreichender Streitkräfte samt ihrer Versorgung ab, ob die ver¬ 
schiedenen Teile des Reiches Angriffen zu widerstehen, die Sicherheit 
ihrer Interessen und die Unverletzbarkeit ihrer Gebiete zu gewährleisten 
vermögen. Deshalb bildet die Sicherheit der Seeverbindungen mit unse¬ 
rem Lande, sowie derjenigen, die von uns zu allen Teilen des Reiches 
führen, die Grundlage und die Basis unseres Verteidigungssystems, ohne 
die alle anderen Maßnahmen nur von geringem Wert sein können. 

1 4 . Solange die Flotte stark genug für die Durchführung dieser 
Aufgabe ist und die anderen Verteidigungsstreitkräfte genügend ausge¬ 
rüstet sind, um bei der Verteidigung der Häfen und der Meerengen mit¬ 
zuwirken, wird unsere Nahrungszufuhr gesichert sein. Die Mitgliedstaa¬ 
ten des Britischen Reiches werden dann in der Lage sein, sich gegen¬ 
seitig in dem Ausmaße zu unterstützen, das sie für angemessen halten, 
und der Handel der verschiedenen Teile des Empire sowohl untereinander 
als auch mit der übrigen Welt wird aufrechterhalten bleiben. Wird nicht 
genügend für die Flotte und für die anderen Verteidigungsstreitkräfte 
vorgesorgt, so wird im Falle eines Krieges die Versorgung in einem 
Maße sinken, daß die Gefahr einer Hungersnot entstünde. Es würde 
die gegenseitige Unterstützung innerhalb des Britischen Reiches unmög¬ 
lich gemacht, dem Handel ein Ende gesetzt und unserem Gemeinwesen 
unberechenbare Leiden auferlegt werden. 

1 5 . Fortschritte in der Leistungskraft sowie im Aktionsradius der 
Luftstreitkräfte haben die Verwundbarkeit unseres Landes erhöht. Dies 
bedeutet eine zusätzliche Verteidigungslast. Wenn wir sie jedoch auf uns 
genommen haben, bleibt immer noch der Schutz der Seeverbindungen 
unserer Insel und der übrigen Teile des Empire. Wie sehr auch die 
wachsende Schlagkraft der Luftstreitkräfte gewisse Bedingungen der 
Kriegführung verändert haben mag, unsere Handelsschiffe bleiben weiter¬ 
hin auf den großen Ozeanstrecken Angriffen zur See ausgesetzt. Die Er¬ 
fordernisse der Seeverteidigung bleiben daher unverändert. 

16. Die Schlachtflotte bleibt die Grundlage unserer Seestrategie. Die 
Deckung aber, welche sie gewähren kann, ist selten vollständig, und man 
muß immer damit rechnen, daß detachierte feindliche Einheiten, unter 
Umgehung der Hauptflotte, sporadische Angriffe auf einzelne Gebiets¬ 
teile und auf den Handel unternehmen. Um diesem zu begegnen ist eine 
beträchtliche Anzahl von Kreuzern, über die zur Hauptflotte gehören¬ 
den hinaus, erforderlich. 

17. Bei der Schlachtflotte bleibt das Großkampf schiff das wesent¬ 
liche Element, von welchem der ganze Aufbau unserer Flottenstrategie 
abhängt. Das Alter unserer Schlachtschiffe macht es notwendig, daß mit 
ihrem Ersatz baldigst begonnen wird. Die Ausdehnung der Neubauten 
wird jedoch vor allem von den Vereinbarungen abhängig sein, die auf 
der bevorstehenden Flottenkonferenz erreicht werden. Luftangriffe in 
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ihrer heutigen Form wurden nicht in Anschlag gebracht, als unsere 
jetzt vorhandenen Schlachtschiffe entworfen wurden, aber ihre Flugzeug¬ 
abwehrausrüstung wird jetzt erhöht, um ihnen die Erfüllung ihrer Haupt¬ 
funktionen zu ermöglichen. 

18. Die Stärke der Flotte ist, wie bereits erwähnt, zur Zeit durch 
die Verträge von Washington und London festgelegt, die in diesem Jahre 
überprüft werden sollen. Die Abweichungen der Standpunkte der ver¬ 
schiedenen Nationen haben seit dem Abschluß dieser Verträge zugenom¬ 
men, wie deutlich aus der neuerlichen Kündigung des Washingtoner 
Vertrages durch Japan und aus den von einigen europäischen Mächten 
entworfenen und durchgeführten Programmen hervorgeht. 

19. Die Regierung Seiner Majestät hofft trotzdem eine Vereinba¬ 
rung zu erreichen, die einen Wettlauf der Flottenrüstungen verhindert, 
uns aber die Freiheit läßt, die Flotte in der für unsere unbedingten Be¬ 
dürfnisse nötigen Stärke aufrechtzuerhalten. Dies erfordert eine Berech¬ 
nung der Anzahl der Schiffe jeder Klasse, die zusammen unsere Flotte 
ausmachen, wobei es wesentlich ist, daß die so berechneten Mindestzah¬ 
len aufrechterhalten bleiben. Es ist ebenfalls wesentlich, daß unsere 
Flotte in jeder Beziehung den modernsten Anforderungen entspricht, 
einschließlich einer ausreichenden und gut geschulten Mannschaft, an¬ 
gemessener Ausrüstung mit Flugzeugen (die bei der Flotte mehr und 
mehr Bedeutung gewinnen), modernster Waffen, Reparaturwerkstätten 
und der nötigen Reserven an Brennstoff, Munition und Vorräten aller 
Art an geeigneten Stützpunkten. Ohne diese Verbesserungen, d. h. wenn 
unsere Schiffe weniger gut ausgerüstet sind als die des möglichen Fein¬ 
des, wird alles ausgegebene Geld verschwendet sein, da die Schiffe ihre 
Verteidigungsaufgaben nicht wirksam erfüllen können. Unzulängliche 
Verteidigung bedeutet aber nicht nur Verschwendung, sondern auch 
Niederlage. 


V. 

20. Die Flottenstützpunkte und Ölversorgungsstationen sowie die 
Häfen, in denen Handelsschiffe laden und ausladen, brauchen gegen An¬ 
griffe, die von der See und aus der Luft kommen, Verteidigungsmittel 
in einem Ausmaß, das nach der geographischen Lage und den Erfor¬ 
dernissen eines jeden Hafens wechselt. Ohne diese Verteidigungsmittel 
sind Docks, Reparaturwerkstätten, Brennstoff, Magazine sowie die in den 
Häfen befindlichen Handelsschiffe der Zerstörung oder der Eroberung 
ausgesetzt und ist die Aktionsfähigkeit der Flotte gelähmt. 

21. Zur Zeit bedürfen die Verteidigungsmittel unserer Häfen einer 
Modernisierung. Unter den heutigen Bedingungen erfordert die Verteidi¬ 
gung der Häfen eine Zusammenarbeit zwischen den drei Zweigen der 
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Wehrmacht. Doch entfallen die größten Ausgaben für die genannte Mo¬ 
dernisierung auf den Etat des Kriegsministeriums. 

22. Der Voranschlag für die Armee sieht, neben der Verbesserung 
und Einrichtung der Küstenverteidigung in wohlerwogener Abstufung 
der Priorität, einen starken Ausbau der Flugzeugabwehr vor. Außerdem 
muß die Armee durch moderne Ausrüstung, Mechanisierung, Transport 
und Reserven an Kriegsmaterial jeder Art, die unter das erforderliche 
Niveau gesunken sind, modernisiert werden. Wenn für diese wesentlichen 
Dinge nicht Vorsorge getroffen wird, wird unsere Armee, wenn sie je 
eingesetzt wird, sich in einem unzulänglichen Ausrüstungszustand befin¬ 
den, ungenügende Munitionsreserven besitzen und schwere Verluste er¬ 
leiden und der Möglichkeit eines Zusammenbruchs ausgesetzt sein, wäh¬ 
rend all das bei vernünftiger Voraussicht und angemessenem Aufwand 
von Geldmitteln hätte vermieden werden können. 

VI. 

2 3 . Die wichtigste Aufgabe der Königlichen Luftflotte ist es, in 
Zusammenarbeit mit der Flugzeugabwehr für den Schutz des Vereinigten 
Königreichs und besonders Londons gegen Luftangriffe zu sorgen. Sie 
muß außerdem Luftstreitkräfte für allgemeine Verteidigungszwecke im 
Mittleren Osten, in Indien und im Fernen Osten stellen, sowie auch für 
die Zusammenarbeit mit der Küstenverteidigung (eine Angelegenheit, die 
gegenwärtig von den drei Zweigen der Wehrmacht gemeinsam eingehend 
geprüft wird). Außerdem stellt sie besonders ausgebildete und ausge¬ 
rüstete Geschwader für die Zusammenarbeit mit der Armee und einen 
Teil der Mannschaften des Marineflugwesens für die Zusammenarbeit 
mit der Flotte. Die Luftgeschwader in der Heimat stellen darüber hin¬ 
aus Reserveluftgeschwader zum Einsatz in irgendeinem Teile der Welt, 
falls sich die Notwendigkeit dazu ergibt. 

24. Die technische Entwicklung des Luftwesens schreitet sehr rasch 
vorwärts, z. B. was Geschwindigkeit, Höhe, Flugdauer, Tragfähigkeit 
und Zerstörungsvermögen betrifft. Die Entfernung der Gebiete des euro¬ 
päischen Kontinents, von denen aus Luftangriffe gegen unser Land un¬ 
ternommen werden können, nimmt ständig zu und wird noch weiter zu¬ 
nehmen. Wenn im Kriegsfall ein Feind im Besitze der an den Kanal 
grenzenden Länder wäre, so würde das seinen Angriffen ausgesetzte Ge¬ 
biet Großbritanniens noch größer sein. Die Schwere des Angriffs würde 
zunehmen durch die schnelleren Hin- und Rückflüge der Bombenflug¬ 
zeuge und ihre erhöhte Tragfähigkeit für Bomben bei kürzerer Flug¬ 
dauer. Die Erhöhung der Geschwindigkeit, Reichweite und Gipfelhöhe 
steigert die Schwierigkeit rechtzeitiger Warnung, um die Luftverteidi¬ 
gung unter günstigen Bedingungen für die Erwiderung eines Angriffs 
einzusetzen. Aus diesen Gründen wächst für uns die Bedeutung der Un- 
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Verletzbarkeit gewisser Gebiete auf der anderen Seite des Kanals und 
der Nordsee, die seit Jahrhunderten vom flottenpolitischen Standpunkt 
aus von lebenswichtigem Interesse für unser Land waren und es noch 
heute sind und bedeutungsvoller erscheinen denn je, wenn man auch 
die Luftverteidigung in Betracht zieht. 

2 5 . Das Problem der Luftverteidigung erfährt die volle Aufmerk¬ 
samkeit des Luftfahrtministeriums und der anderen zuständigen Stellen. 
Bis jetzt erscheint jedoch als das einzige Abschreckungsmittel gegen¬ 
über einem gerüsteten Angreifer der Besitz gleichwertiger Mittel für den 
Gegenangriff. In Anbetracht der für die Beschaffung der notwendigen 
Streitkräfte erforderlichen Zeit und der Undurchsichtigkeit der interna¬ 
tionalen Lage kann keine verantwortungsbewußte Regierung versäumen, 
diejenigen Verteidigungsmittel zu beschaffen, die sie für die Sicherheit 
des Landes notwendig erachtet. 

26. Wie im Unterhaus am 3 o. Juli 1934 erklärt wurde, beabsich¬ 
tigt die Regierung Seiner Majestät, gleichzeitig mit der defensiven Vor¬ 
bereitung der gesamten Wehrmacht vorbeugende Maßnahmen zu för¬ 
dern, die speziell für den Schutz der Zivilbevölkerung und der lebenswich¬ 
tigen Betriebe gegen die Wirkung von Bombenangriffen aus der Luft 
bestimmt sind. Entsprechende Maßnahmen sind bereits in den meisten 
Ländern des europäischen Kontinents ergriffen worden und nach über¬ 
einstimmender Meinung aller, die sich mit der Sache beschäftigt haben, 
ist dies eine wesentliche Ergänzung der Verteidigungsmaßnahmen, um 
soweit wie möglich die unvermeidlichen Verluste und Leiden zu ver¬ 
mindern, die sich aus einem Luftangriff ergeben müssen. 

27. Die Regierung wünscht zu betonen, daß die heute vorgeschla¬ 
genen Maßnahmen elastisch sind. Sie werden nicht nur Gegenstand stän¬ 
diger Überprüfung im Lichte der jeweiligen Lage sein, sondern sollen 
von Zeit zu Zeit, wenn die Umstände nach der Meinung der Regierung 
Seiner Majestät es erfordern sollten, entsprechend abgeändert werden. 

28. Zusammenfassend sei gesagt, daß der Friede das Hauptziel der 
britischen auswärtigen Politik ist. Die Nationale Regierung beabsichtigt 
die Erreichung dieses Zieles nicht nur durch die in den letzten Jahren 
angewandten Methoden zu fördern, wie durch Unterstützung des Völker¬ 
bundes, durch Sicherheitsvereinbarungen, durch internationale Verstän¬ 
digung und internationale Regelung der Rüstungen, sondern auch durch 
jedes andere geeignet erscheinende Mittel. Ungeachtet ihres Vertrauens 
auf den endlichen Sieg friedlicher Methoden hält die Regierung bei der 
gegenwärtigen unruhigen Weltlage Rüstungen für unerläßlich. Sie sind 
erforderlich, um den Frieden zu wahren, die Sicherheit aufrechtzuerhal¬ 
ten und von Angriffen abzuschrecken. Die wohlerwogene Verzögerung 
unserer Rüstungen als Teil unserer Friedenspolitik hat sie — vor allem 
wenn man die unsichere internationale Lage und die erhöhten Rüstun- 
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gen in allen Teilen der Welt in Betracht zieht — unter das Niveau 
sinken lassen, das für die Erfüllung dieser Politik erforderlich ist. Zu¬ 
sätzliche Ausgaben für die Rüstungen der drei Zweige unserer Wehr¬ 
macht können daher nicht mehr länger hinausgeschoben werden. 

i. 3 . ig 35 . 1 . R. M. 1 ) 


Großbritanniens wehrpolitische Verpflichtung 
169 . Rede des Lordpräsidenten des Rates Stanley Baldwin vom 11. 3 . 1935 
über das britische Weißbuch vor dem Unterhaus 

Wenn das Haus von mir erwartet, daß ich heute wegen des Weiß¬ 
buches im Armensünderhemd dastehe, täuscht es sich stark. Ich glaube, 
daß dieses Dokument von großer historischer Bedeutung sein wird. Es 
ist ein Dokument, in dem eine demokratische Regierung der Demokratie 
nach bestem Wissen die Wahrheit sagt. Ich hoffe, daß es mir gelingen 
wird, in meiner Rede zu zeigen, daß eine der größten Gefahren für die 
Demokratie in der Vergangenheit und in der Gegenwart darin besteht, 
daß ihre Führer nicht den Mut haben, ihr die Wahrheit zu sagen . . . 

Wir dürfen nicht vergessen — und die Menschen vergessen es so 
leicht, wenn sie obenhin über kollektive Sicherheit, Sanktionen, den 
Völkerbundpakt und ähnliches reden — daß die Mitgliedschaft des Völ¬ 
kerbundes nicht universal ist. Das Kollektivsystem ist daher nicht voll¬ 
ständig. Zwei große Mächte haben ihren Austritt aus dem Völkerbund 
erklärt. Sie haben dadurch dem Kollektivsystem einen schweren Schlag 
versetzt. Ein großes Land hat die Verpflichtungen des Völkerbundes 
überhaupt nie auf sich genommen. Wir wünschen aus vollem Herzen 
die Universalität des Völkerbundes. Aus diesem Grunde begrüßen wir 
den Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund. Aus diesem Grunde 
haben unsere Bemühungen nie aufgehört, Deutschland zu überzeugen, 
seinen Entschluß rückgängig zu machen und erneut Mitglied des Völ¬ 
kerbundes zu werden. 

Man muß im Gedächtnis behalten, daß wir alle unsere Rolle zu 
erfüllen haben — die Länder, die eine Änderung der bestehenden Ver¬ 
träge wünschen, nicht weniger als die, die um die Zustimmung zu die¬ 
ser Änderung ersucht werden. Wenn die ersteren — niemand kann ihnen 
das verübeln — Verständnis für ihre Lage und für die Gründe erwar¬ 
ten, aus denen sie eine Änderung der gegenwärtigen Situation verlan¬ 
gen, so können die letzteren mit nicht weniger gutem Grunde fordern, 
daß die Änderungen, an denen sie freiwillig mitwirken sollen, von Zu¬ 
sicherungen begleitet sind, welche die Ruhe und Sicherheit aller ver¬ 
bürgen. Deshalb hielten wir es für besser, ganz offen zu Ihnen zu spre- 


*) James Ramsay MacDonald. Das Weißbuch ist wie oben gezeichnet. 
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chen, nicht in einem destruktiven, sondern in einem aufbauenden Sinne. 
Das Weißbuch führt eine offene Sprache, aber es ist nicht einseitig. 
Es ist in einigen Kreisen behauptet worden, daß in dem Weißbuch nur 
auf Deutschland angespielt wird. Das ist nicht der Fall. Im wesent¬ 
lichen sagt das Weißbuch nichts anderes, als was ich im letzten No¬ 
vember unter allgemeiner Zustimmung gesagt habe. Das Weißbuch ist 
in bezug auf Deutschland wie auch auf die andern Länder aus einer 
durchaus freundlichen Einstellung heraus abgefaßt und von der Über¬ 
zeugung getragen, daß volles Verständnis für den Standpunkt des an¬ 
deren der beste und in der Tat einzig wirksame Auftakt für jede Art 
von Verhandlungen ist. Ich bin mehr als je davon überzeugt, daß wir 
diesen Schritt mit Recht taten. Ohne Offenheit wird man niemals eine 
Unterhandlung beginnen, geschweige denn zu einem gedeihlichen Ab¬ 
schluß bringen können. Je schneller man über dieses Stadium hinweg¬ 
kommt, desto besser. Ich glaube, daß wir jetzt darüber hinweg sind, 
und ich hoffe, daß wir jetzt zu positiven Verhandlungen bereit sind . . . 

Unsere Luftflotte steht unter den Luftflotten der Welt noch immer 
an fünfter Stelle. Wir erstreben nicht Parität mit der stärksten Luftflotte 
der Welt. Wir halten aber an der Forderung fest, die ich mehr als ein¬ 
mal im Unterhaus ausgesprochen habe, der Forderung der Parität mit 
jeglicher Macht nämlich, die sich in Kampfweite befindet. 

Zum Schluß möchte ich ein paar Bemerkungen über die allgemeine 
Lage machen. Seit dem Kriege haben wir viele Wandlungen, nicht nur 
in der Mentalität der Einzelnen, sondern in der Mentalität der Nationen 
erlebt. Das Umsichgreifen des Nationalismus oder des Willens zur Selbst¬ 
bestimmung oder wie immer man es nennen mag, ist unverkennbar ge¬ 
wesen. Aber etwas anderes ist mir daran noch aufgefallen, und ich 
glaube, daß es eine gewisse Bedeutung hat. Es ist das Wort „Status“, 
das man immer häufiger hört. Nun sehe ich, daß mein ehrenwerter 
Freund, das Mitglied für Epping 1 ), die Ohren spitzt. Aber ich meine es 
ernst. Vor dem Kriege hat man nicht viel davon gehört; aber wie ein 
demokratisches Empfinden den einzelnen Menschen oft an seinen „Sta¬ 
tus“ denken läßt, nicht aus irgendwelcher Eitelkeit, sondern aus dem 
Gefühl heraus, daß seine Menschenwürde etwas ist, worauf er stolz zu 
sein hat, und daß Menschen, die ihre Pflicht in dieser Welt tun, wo 
immer es sei, Brüder allzumal und eine Gemeinschaft sind, und alle 
einen „Status“ haben, so hat der Status auch in nationalen Dingen eine 
bedeutende Rolle gespielt. Man kann ihn nicht definieren, aber wir alle 
wissen, was damit gemeint ist. Es ist das Gefühl für den Status, das 
eine gewisse Stimmung in allen Dominions hervorruft, die dann ihrer¬ 
seits, als ich Ministerpräsident war, zu Diskussionen mit Lord Balfour 


x ) Winston Churchill. 
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und schließlich zum Westminsterstatut und allem führte, wozu uns dies 
in Zukunft noch führen kann. Ob es uns angenehm ist oder nicht, so 
ist dieser Status die Wurzel des größten Teils der Unzufriedenheit, die 
wir in Indien zu beheben suchen. Es ist die Frage des Status, die große 
Nationen in der Welt fordern läßt, in ihren Rüstungen hinter keiner 
anderen großen Nation in der Welt zurückstehen zu müssen. Ich will 
keinen Namen nennen; aber so liegen die Dinge, und der klügste Staats¬ 
mann ist der, der dies Gefühl anerkennt, dies Verlangen nach vollkom¬ 
mener Freiheit und Gleichberechtigung zwischen den Nationen — einer 
Gleichberechtigung, bei der alle Fragen mit vollem Verantwortungsbe¬ 
wußtsein erörtert werden. Alle diese Dinge haben ihr Gutes, und wir 
müssen sie bei den Verhandlungen, die vor uns liegen, im Gedächtnis 
behalten. 

Ich möchte noch etwas sagen. Der größte Irrtum, der in der Nach¬ 
kriegszeit begangen wurde, — ich weiß nicht, ob es wirklich jemand be¬ 
stimmt ausgesprochen hat, aber ich weiß, daß die Hoffnung im Kriege 
geäußert worden ist, — aber wenn jemand wirklich nach dem Kriege 
gesagt hat, daß der Krieg die „Welt für die Demokratie sicherer ge¬ 
macht“ hat, so hat er den größten Irrtum seines Lebens begangen. Die 
Welt ist für die Demokratie niemals ein unsichererer Platz gewesen als 
heute, und die Demokratie wird vielfach von außen und von innen be¬ 
droht. Wie ich es vor Ihnen und wie ich es in Versammlungen im gan¬ 
zen Lande wiederholt gesagt habe: die Demokratie ist die schwierigste 
Regierungsform. Sie kann nur funktionieren, wenn das ganze Volk ver¬ 
nünftig ist und zu denken und wohlerwogene Meinungen zu bilden ver¬ 
mag und nicht durch Propaganda und durch Gefühle sich mitreißen 
läßt. Ich glaube felsenfest, daß England das letzte Land in der Welt 
sein wird, das die Flagge der Demokratie einholt, oder in dem die De¬ 
mokratie Schiffbruch erleidet. Aber das ist nur ein Grund mehr, warum 
das englische Volk die Probleme erwägen soll, die wir heute erörtern. 
Gerade aus dem Grunde bin ich immer dafür gewesen, dem Volke die 
ganzen Tatsachen vorzulegen, und ich bin völlig sicher, daß es, wenn es 
einmal die Tatsachen kennt, auch diesmal wie immer vernünftig, klug 
und gerecht entscheiden wird. Ich bin aber auch fest davon überzeugt, 
wenn unser Volk als ganzes der Meinung ist, daß selbst die bescheide¬ 
nen Forderungen des Weißbuches, die nur die bestehenden Streitkräfte 
ausreichend machen sollen — keine Verstärkung der Armee, keine Flot¬ 
tenverstärkung, eine Angleichung der Luftflotte an die nächststarke Luft¬ 
flotte in Kampfweite — wenn das Volk nicht willens ist, das zu tun, 
dann glaube ich in der Tat, daß die Chancen dafür, daß unsere Demo¬ 
kratie zugrunde geht, sehr groß sind. Ich bin überzeugt, daß das Volk 
dies nicht tun wird, und ich bin auch davon überzeugt: Die Durchfüh¬ 
rung der Vorschläge des Weißbuches wird, anstatt dem Frieden zu 
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schaden, im Gegenteil in den kommenden Zeiten helfen, den Frieden 
zu sichern. 

Ein Land, das nicht bereit ist, die notwendigen Vorbereitungen für 
seine Verteidigung zu treffen, wird niemals moralische oder materielle 
Macht in dieser Welt besitzen. Geben Sie uns heute abend einen mög¬ 
lichst einstimmigen Beschluß des Hauses, und wir wollen alle wün¬ 
schen, daß unsere Vertreter, die in den nächsten Wochen die Haupt¬ 
städte Europas besuchen, in ihrem Werke Glück und Erfolg haben und 
uns jener Sicherheit näher bringen, um die wir nun schon so lange 
kämpfen. 



B. ITALIEN AUF DEM WEGE ZUR 
KRIEGERISCHEN NATION 


Für Italiens Wehrpolitik war das Jahr 1934/35 das Jahr einer revolu¬ 
tionären Wende. In seiner Rede vom Januar 1934 hatte Mussolini das große 
Ziel Italiens verkündet: „Die historischen Ziele Italiens heißen Asien und 
AfrikaIm Jahre 1934/35 mußte Italien eine gewaltige Anstrengung 
machen , um für sein gigantisches Ziel stark genug zu werden. 

Die Rüstungsanstrengung Italiens trägt einige eigentümliche Züge. Das 
Wehrsystem Italiens ist neben dem russischen das revolutionärste der Gegen¬ 
wart; denn Italien hatte in seiner militärischen Geschichte ein gutes Stück 
Weg aufzuholen, da es noch nie völlig für den Krieg erzogen worden ist. 
Revolutionär an dem italienischen Wehrsystem ist der Einsatz der faschisti¬ 
schen Formationen, der Versuch , das gesamte Dasein der Nation auf die krie¬ 
gerischen Notwendigkeiten abzustimmen, und die bewußte Organisation der 
italienischen Wirtschaft mit dem Ziele der kriegswirtschaftlichen Autarkie. 

Am25. 7.1934 nahm Italien von einer Kette aktiver militärischer Maß¬ 
nahmen die erste vor , die dann bald rasch auf einanderfolgen sollten. In einer 
Rede vom 24.8. 1934, die die außenpolitischen Spannungen des Herbstes 1934 
widerspiegelte , verkündete Mussolini als das fundamentale Ziel der faschisti¬ 
schen Wehrpolitik, aus dem italienischen Volk eine soldatische, ja militaristi¬ 
sche Nation zu machen und das „ganze Leben der Nation, das politische, wirt¬ 
schaftliche und geistige Dasein den militärischen Notwendigkeiten unterzuord¬ 
nen *. Am 18.9. 1934 schuf der Faschismus ein Wehrgesetz, das der Parole 
Mussolinis von der Ausrichtung des gesamten Daseins der Nation auf den Krieg 
die juristische Form gab. Die zweite Phase des Faschismus hatte damit begon¬ 
nen. „Die Funktionen des Bürgers und des Soldaten sind im faschistischen 
Staat untrennbar *, verkündete das Gesetz als Grundmaxime der faschistischen 
Wehrpolitik. Das Gesetz soll gewährleisten, daß das ganze Leben der Nation 
von der militärischen Erziehung durchdrungen ist, die sich vom Knabenalter 
bis ins hohe Mannesalter fortsetzt. Die vormilitärische und nachmilitärische 
Erziehung wird von den faschistischen Formationen unter Leitung von 
aktiven Offizieren der Armee durchgeführt. Der nationale Verteidigungsrat 
faßt Heer und halbmilitärische Formationen zusammen. General Grazioli 
wurde von Mussolini zum Vorsitzenden dieses Rates bestellt. General Grazioli 
war im Sommer 1934 Führer einer Militärmission, die zum Studium des 
sowjetrussischen Heeres nach Rußland ging, und der Bericht, den er darüber 
erstattet hat, ist nicht nur für das russische Wehrsystem aufschlußreich, son¬ 
dern auch für die italienische Auffassung des Heerwesens. Das neue italieni¬ 
sche Wehrsystem sucht mit kaum übertroffener Radikalität die Idee der 6e- 
waffneten Nation und des Bürger-Soldatentums zu verwirklichen. 
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Die Unterordnung des gesamten Daseins der Nation unter 

die militärischen Notwendigkeiten 

Rede des Chefs der italienischen Regierung Benito Mussolini vom 24. 8 . 170 . 

1934 beim Abschluß der Herbstmanöver 

Kein Land Europas will heute den Krieg, am wenigsten Italien, 
das von seiner Friedfertigkeit zahlreiche positive Beweise gegeben hat. 
Trotzdem liegt ein Krieg durchaus im Bereich der Möglichkeit, und er 
kann überraschend in jedem Augenblick ausbrechen. In gewissen fernen 
Ländern ist man schon mitten im Kriege. Auch in Europa ergab sich 
Ende Juli überraschend und dramatisch plötzlich eine Lage, die merk¬ 
würdig an die von igi 4 erinnerte. Man kann noch hinzufügen, daß, 
wenn wir nicht vorsichtshalber schnell einige Divisionen an unsere Nord- 
und Nordostgrenze geschickt hätten, Verwicklungen zu befürchten gewe¬ 
sen wären, die von einem bestimmten Augenblick ab nur noch durch be¬ 
waffnetes Dazwischentreten hätten gelöst werden können. Ich füge auch 
noch hinzu, daß diese Divisionen wunderbar marschiert sind, in Tage¬ 
märschen von 60 und sogar 70 Kilometern. Ihre Haltung hat ihnen die 
Bewunderung und die Achtung der Grenzbevölkerung eingetragen. 

Man muß also für den Krieg bereit sein, nicht für morgen, son¬ 
dern schon für heute. Wir sind im Begriff, eine militärische Nation 
zu werden, und wir wollen es immer noch mehr werden. Und da ich 
keine Furcht vor Worten habe, füge ich hinzu, eine militaristische Na¬ 
tion, d. h. eine kriegerische Nation, die in immer steigendem Maße die 
Tugenden des Gehorsams, der Opferbereitschaft und der Hingabe ans 
Vaterland besitzt. Das bedeutet, daß das ganze Leben der Nation, das 
politische, wirtschaftliche und geistige Leben auf unsere militärischen 
Notwendigkeiten ausgerichtet sein muß. Der Krieg ist als die höchste 
gerichtliche Instanz zwischen den Völkern bezeichnet worden, und da die 
Völker in ihrer Entwicklung nicht stehen bleiben, sondern den Gesetzen 
ihrer Kraft und ihrer historischen Dynamik folgen, wird trotz aller Kon¬ 
ferenzen, trotz aller Protokolle und trotz aller mehr oder weniger guten 
Absichten der Krieg bleiben, so wie der Krieg am Anfang der mensch¬ 
lichen Geschichte steht und sie auch in den künftigen Jahrhunderten 
begleiten wird. 


Das Bürger-Soldatentum des faschistischen Staates 
Italienisches Wehrgesetz vom 18. 9. 1934 171 . 

1. Die Funktionen des Bürgers und Soldaten sind im faschistischen 
Staate untrennbar. 

2. Die militärische Ausbildung ist ein integrierender Teil der natio- 
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nalen Erziehung; sie beginnt, sobald der Knabe fähig ist, zu lernen; sie 
geht weiter, solange der Bürger in der Lage ist, die Waffen zur Vertei¬ 
digung des Vaterlandes zu führen. 

3 . Die militärische Ausbildung geht in drei Phasen vor sich. Die 
erste Phase: die vormilitärische Erziehung, die das Ziel hat, für die 
geistige, physische und technische militärische Vorbereitung des Bür¬ 
gers in der Zeit zu sorgen, die seiner Eingliederung in die Wehrmacht 
der Nation vorangeht. Die zweite Phase: die militärische Ausbildung, die 
das Ziel hat, die vormilitärische Erziehung zu vervollständigen oder zu 
ergänzen, um im Rahmen der Heeresformationen aus dem Bürger einen 
Soldaten zu machen. Die dritte Phase: die nachmilitärische Erziehung, die 
das Ziel hat, den verabschiedeten Soldaten auf einem Ausbildungsniveau 
zu erhalten, das seiner Verwendung im Kriege angepaßt ist. Besondere 
Bestimmungen tragen den besonderen Erfordernissen derjenigen Streit¬ 
kräfte Rechnung, die einer weitgehenden und komplizierten Spezialaus¬ 
bildung bedürfen (Marine, Luftwaffe). 

4 . Die vormilitärische und nachmilitärische Erziehung wird im Rah¬ 
men des nationalen Lebens von den Jugendorganisationen des Regimes 
(ONB 1 ) und FGC 2 )) und von der MVNF 3 ) in engster Zusammenarbeit 
mit der Wehrmacht und mit dem Bildungsministerium erteilt . . . Die 
militärische Ausbildung erfolgt im Rahmen der Wehrmacht. 

5 . Leitende Gesichtspunkte der militärischen Vorbereitung sind: 
a) gegenseitige und harmonische Ergänzung der Tätigkeit und der 
Mittel der verschiedenen Organisationen des Regimes untereinander und 
mit der Wehrmacht; b) ein Programm der militärischen Einheitserzie¬ 
hung, das auf die technischen und beruflichen Ziele der Armee ausge¬ 
richtet ist, die von dem Geist der Kontinuität und des Fortschritts be¬ 
stimmt sind. 

6. Die Kompetenz und die Rangfolge der Organisationen des Re¬ 
gimes bei der Durchführung des skizzierten Programms der militäri¬ 
schen Einheitserziehung werden wie folgt festgelegt: a) Die vormilitäri¬ 
sche Erziehung wird ohne Unterbrechung allen Jungen von Vollendung 
des 8. Lebensjahres an bis zu der Vollendung des 21. zuteil, b) Diese 
Erziehung umfaßt zwei Perioden. Die erste reicht vom 8. bis zum 
18. Lebensjahr, die zweite von der „faschistischen Einberufung“ im 
18. Lebensjahr bis zum 21. Lebensjahr, c) Die erste Periode gehört 
der ONB 1 ), die zweite Periode der MVSN 4 ) und den FGC 2 ), denen die 
Vorbereitung der Spezialisten für die Wehrmacht, insbesondere für 
die Marine und die Luftfahrt, anvertraut ist. 

7. Die Ausbildungsprogramme sind, was die moralische Erziehung 

*) Opera nazionale Balilla. 2 ) Fasci giovanili di combattimento. 

3 ) Milizia volontaria nazionale fascista. 

4 ) Milizia volontaria di sicurezza nazionale. 
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angeht, von totalitärem Charakter, was dagegen die physische und tech¬ 
nische Ausbildung angeht, von progressivem Charakter. Die qualitative 
und quantitative Vorbereitung, die die Organisationen des Regimes auf 
Grund des Programmes für die vormilitärische Erziehung durchführen, 
ist die folgende: a) Vom vollendeten 8. bis zum Beginn des 1 4 - Lebens¬ 
jahres: wesentlich moralische Vorbereitung zur Entwicklung des mi¬ 
litärischen Geistes der Nation. Das Ziel ist, die Jungen für das militäri¬ 
sche Leben durch häufigen Kontakt mit der Wehrmacht zu begeistern 
und ihnen Ruhm und kriegerische Tradition der Armee ins Gedächt¬ 
nis zu rufen, b) Vom Beginn des Jahres, in dem die Jungen das 
i 4 -, bis zu dem, in dem sie das 18. Lebensjahr vollenden (Avant¬ 
gardisten), militärische Vorbereitung im Einklang mit der gymnastisch¬ 
sportlichen Erziehung. Das Ziel ist, dem Avantgardisten das Maß mili¬ 
tärischer Erziehung (individuelle und kollektive) beizubringen, das er 
braucht, um in die Formationen der faschistischen Nationalmiliz und 
in die Spezialistenformationen der Jungfaschisten einzutreten. c) Vom 
Beginn des Jahres, in dem die Jungen das 18. Lebensjahr vollenden, 
bis zu dem, in dem sie das 21. Lebensjahr vollenden, d. h. bis zur Ein¬ 
berufung zur Armee (M.V.S.N. und F.G.C.): militärische Vorbereitung 
von technisch-beruflichem Charakter. Das Ziel ist, die geistige und sport¬ 
liche militärische Ausbildung des Jungen zu vollenden, um aus ihm einen 
Soldaten zu bilden, der als Individuum physisch und technisch vorbe¬ 
reitet und zum persönlichen Dienst innerhalb der Jugend forma tio ne n 
(Freiwillige Miliz für nationale Sicherheit) fähig ist, oder ihn als einen 
der Spezialisten auszubilden, an denen alle Zweige der Wehrmacht (ins¬ 
besondere die Marine und die Luftfahrt) großen Bedarf haben. 

8. Der italienische Bürger, der in den Stammlisten geführt wird 
und zum Soldaten tauglich ist, wird Soldat mit dem Akt der faschisti¬ 
schen ,,Einberufung“ in dem Jahr, in dem er das 18. Lebensjahr voll¬ 
endet. Von diesem Tage an ist er zum Dienst mit der Waffe verpflich¬ 
tet .. . Dieser erfolgt in zwei Abschnitten: i. vom 18. bis zum 21. Le¬ 
bensjahr oder von der faschistischen „Gestellung“ bis zur Einziehung 
zur Armee innerhalb der Organisationen des Regimes, 2. vom 2 i. Lebens¬ 
jahr oder von der Einziehung zur Armee ab bis zur Vollendung der 
Dienstpflicht innerhalb der Kaders der Wehrmacht .... 

9. Die militärische Vorbereitung wird von anderen gesetzlichen Be¬ 
stimmungen ergänzt und vollendet, die den Zweck haben: a) die mili¬ 
tärische Bildung in allen Mittelschulen und Universitäten zu lehren und 
die allgemeine Bildung damit in Einklang zu bringen, b) die vor- und 
nach militärische Erziehung zu regeln. 

10. Unter der direkten Leitung des Chefs der Regierung wird ein 
Organ geschaffen, das die Zusammenarbeit der Wehrmacht mit allen 
Formationen sichert, die bei der Erziehung zur militärischen Nation mit- 
25 Weltgeschichte I 
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wirken. Das Ziel ist, die Zusammenarbeit aller politischen Institutionen, 
aller Jugendverbände und aller Bildungsinstitute des Regimes unterein¬ 
ander und mit der Wehrmacht so zu lenken, daß organischer Zusammen¬ 
hang, Kontituität, gegenseitige Unterstützung und Ergänzung bei der Ver¬ 
wirklichung der vor- und nach militärischen Erziehung gewonnen wird. 
Dieses Organ besteht aus einem Generalinspektor von Generalsrang, dem 
zwei Sekretäre zur Seite stehen (höhere Beamte), und aus sechs Mitglie¬ 
dern (von Rang 5 oder 6), die die Aufgabe haben, die Verbindung unter 
den vorgenannten Institutionen herzustellen, vier Vertretern der Wehr¬ 
macht (Armee, Marine, Luftwaffe, Freiwillige Miliz für nationale Sicher¬ 
heit) von Oberst- oder Generalsrang, zwei Vertretern der Jugendorgani¬ 
sationen (Balilla und Jung-Faschisten), einem Vertreter des Ministeriums 
für nationale Erziehung . . . 

Am 11. 2. 1935 und 26. 2. 1935 erfolgten die ersten Mobilisationen 
Italiens für die ostafrikanische Expedition. „Schwarzhemdenbataillone ‘ wur¬ 
den neben dem regulären Heer nach Ostafrika entsandt: ein kriegsgeschicht¬ 
lich interessantes Experiment. In diesem Augenblick hat der „Popolo 
d’Italia“ in einer autoritativen Äußerung, vermutlich aus der Feder des 
Regierungschefs selbst, das neue kriegerische Ideal Italiens nochmals verkün¬ 
det: „Keine Musikinstrumente mehr , sondern Bajonette, Maschinengewehre , 
Kanonen \ Am 21. 2. 1935 ist mit einem Bericht des Obersten 
Verteidigungsrats über die wirtschaftliche Mobilisie¬ 
rung Italiens eine neuerliche Kundgebung erfolgt , die die Architektur 
des italienischen Wehrsystems deutlich macht. Die „Knechtschaften des Krie- 
ges (% zu beseitigen, d. h. die Hemmungen, die Italiens schmale Rohstoff grund- 
lage für die volle Entfaltung der kriegerischen Anstrengung mit sich bringt, 
zu vermindern, bezeichnet der Oberste Verteidigungsrat als seine Aufgabe. 
Er berichtet über die Anstrengungen des Regimes zur bewußten Organi¬ 
sation kriegswirtschaftlicher Autarkie Italiens. Er verkündet in seinem 
Manifest, daß die Aufgabe im wesentlichen gelöst sei. Am 8. 3. 1935 wurde 
General Graziani zum Oberbefehlshaber der ostafrikanischen Streit¬ 
kräfte ernannt. Dabei wurde der Grundsatz verkündet, daß die Lücken, die 
die ostafrikanische Expedition in die Wehrkräfte der Heimat rissen, sofort 
wieder auf gefüllt werden sollten. Am 21. 3. 1935 sprach der italienische 
Unterstaatssekretär für Kriegswesen Baistrocchi über die Kriegsidee Ita¬ 
liens. Er trug die alte klassische Auffassung von Clausewitz und Schlieffen 
vom Kriege vor, die Auffassung des dynamischen Krieges der Bewegung, der 
absoluten Entscheidung, der Vernichtung, des totalen Sieges. Die europäi¬ 
sche Krise nach dem 16. 3. 1935 nahm Italien zum Anlaß der Einberu¬ 
fung der Jahresklasse 1911, und zur Konferenz von Stresa brachte 
es den „Plan‘ eines 600 000-Mann-Heer es für Italien mit. Am 7. 3. 1935 
kam noch einmal eine Mobilisierungswelle und am 25. 5. 1935 verkündete 
der italienische Regierungschef Italiens Bereitschaft, auch die ,,höchsten Ver¬ 
antwortungen " zu übernehmen, und vervollständigte damit das Bild einer 
militärischen und kriegerischen Vorbereitung des Landes. Italien konnte in 
der Tat auf ein Jahr der militärischen Revolution zurückblicken. 
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Italiens Kampf gegen die „Knechtschaften des Krieges“ 

Erklärung des Obersten Verteidigungsrats vom 21. 2. 1935 über die 172 . 
kriegswirtschaftliche Organisation Italiens 

Der Oberste Verteidigungsrat hält es am Schluß der 12. Session 
des Jahres XIII, d. h. bei Abschluß eines ersten organischen Zyklus sei¬ 
ner Tätigkeit, für notwendig, die Nation darüber zu unterrichten, wie 
er seine Aufgabe gelöst hat, die in der rechtzeitigen Bereitstellung der 
Mittel besteht, welche einer eventuellen kriegerischen Anstrengung zum 
Siege verhelfen. 

Nachdem der Oberste Verteidigungsrat alle Erfordernisse geprüft 
hat, mit denen bei kritischen entscheidenden Umständen gerechnet wer¬ 
den muß — handle es sich um die Ausrüstung der mobilisierten Trup¬ 
pen oder um Arbeits- und Lebensmittel für die gesamte Nation —, griff 
er systematisch auf alle ursprünglichen Hilfsquellen zurück, um deren 
Überleitung zu endgültigen und unmittelbaren Verwendungs- und Ver¬ 
brauchsformen zu organisieren und festzulegen. 

Insbesondere werden alle Erzeugnisse und Arbeiten der einzelnen 
Fabriken bis ins kleinste auf ihre besondere qualitative und quantitative 
Bestimmung hin, die von den Militärbehörden und zuständigen Mini¬ 
sterien festgelegt wird, überprüft und in Auftrag gegeben. Wenn im 
Umkreis einer solchen weitgehenden Vorbereitung auch mit Ergänzungs¬ 
und Tauschlieferungen aus dem Ausland gerechnet werden muß, wie 
das bei allen Völkern und in jedem Krieg stets der Fall war, so wird 
gerade durch die nunmehr durchgeführte Untersuchung der nur allzu¬ 
oft wiederholte Gemeinplatz von unserer Armut an Rohstoffen entschei¬ 
dend widerlegt, die so groß sein soll, daß sie unsere Handlungs- und 
Entscheidungsfreiheit in Dingen der Außenpolitik beeinträchtigt. 

In Wahrheit hat die dreizehnjährige Tätigkeit des Regimes die Na¬ 
tion von den schwersten der sogenannten „Knechtschaften des Krieges“ 
befreit. 

Vom Standpunkt der „Ernährung“ aus, d. h. was Weizen, Reis, 

Mais und andere Getreidesorten betrifft, ist der Bedarf in Kriegszeiten 
durch die nationale Landwirtschaft vollkommen gesichert. Für den Fehl¬ 
bedarf an Fleisch ist noch Sorge zu tragen. Auf dem Gebiete des „flüs¬ 
sigen Brennstoffs“ ist der Oberste Verteidigungsrat bestrebt, für den 
Kriegsfall die restlose Autonomie zu sichern, indem er die Hilfsquellen 
unseres Bodens in Landwirtschaft und Bergbau durch jene wissenschaft¬ 
lichen Verfahren auswerten läßt, die uns demnächst den nationalen 
Brennstoff aus einheimischen Rohstoffen bringen werden. Auf dem be¬ 
nachbarten Gebiet der „Schmiermittel“ werden das Rizinus- und das 
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Olivenöl die Nation der Notwendigkeit jeglicher Einfuhr vom Ausland 
entheben. 

Auf dem Gebiet der „Förderung und Verarbeitung von Bodenschät¬ 
zen“, d. h. von Metallen, die am meisten gebraucht werden, wie Eisen, 
Blei, Zink, Aluminium, besitzt Italien beträchtliche Hilfsquellen, und die 
Industrie wird sie auswerten und ausbauen können. 

Was den „Brennstoff“ anlangt, so sind wir in Friedens Zeiten vom 
Ausland abhängig; aber die Nation hat ihre hydroelektrischen Kräfte 
entwickelt, und der Oberste Verteidigungsrat hat in Kriegszeiten mit un¬ 
seren Steinkohlenvorkommen (La Thuile, Arsa, Bacu, Abis usw.) und 
Braunkohlenvorkommen zu rechnen. Bezüglich der „Braunkohle und 
ihrer industriellen Auswertung“ wartet der Oberste Verteidigungsrat die 
Ergebnisse bedeutsamer Experimente ab, die zur Zeit durchgeführt wer¬ 
den. Was das lebenswichtige Problem des „Stickstoffs“ betrifft, so darf 
daran erinnert werden, daß Anlagen, die im Ausland auf italieni¬ 
sche Patente hin errichtet worden sind, mit durchaus zufriedenstellen¬ 
den Ergebnissen in Betrieb sind. 

Wie im Sektor der „Ernährung“, so ist auch im Sektor der „Be¬ 
kleidung“ jede Abhängigkeit vom Ausland beseitigt. Der Hanf u. a. kann 
ein vielversprechendes Hilfsmittel auf dem Gebiete der Textilindustrie 
werden und ist es schon heute. Weitere Untersuchungen und Experi¬ 
mente werden unter der Leitung des Obersten Verteidigungsrates durch 
den nationalen Forschungsausschuß (Consiglio Nazionale delle Ricerche) 
vorgenommen, um in den Grenzen des Möglichen die noch verbleibende 
Abhängigkeit vom Ausland auszuschalten. 


Italiens „dynamischer Krieg“ 

173 . Rede des Unterstaatssekretars für Kriegswesen Baistrocchi vom 21. 3 . 
1935 in der italienischen Kammer 

Die Armee erfüllt in Zusammenarbeit mit den anderen Streitkräften 
der Nation die erhabenste und lebenswichtigste der nationalen Aufgaben: 
die Verteidigung der Grenzen, der Zukunft und der Ehre des Vater¬ 
lands. Das Mittel, um dieses Ziel zu verwirklichen, ist die Gewalt ihrer 
Waffen, ist vor allem der kriegerische Geist, der sie beseelt, ist ihre 
gute innere Ordnung, die organische Festigkeit ihrer Kriegsvorbereitung, 
die in Friedenszeiten mit hartnäckiger und methodischer Ausdauer be¬ 
trieben wird. 

Ein Krieg kann statisch oder dynamisch sein. Charakteristisch für 
den statischen Krieg ist der Krieg von 1914 bis 1918, ist die entner¬ 
vende Stockung, die dann und wann von einer blutigen Schlacht unter¬ 
brochen wurde, die wenig oder nichts entschied. Die geistige Bereit- 
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Schaft, das Genie der Führer, die moralische und technische Vorberei¬ 
tung der Truppen, alles brach sich an den furchtbaren Kampfmitteln. 
Sonderbestrebungen der einzelnen Verbündeten in beiden Lagern und 
die daraus folgende Erschwerung der sogenannten Einheitsfront ver¬ 
hinderten, daß jene wesenhafte kriegerische Aktion erfolgte, von der 
man den endgültigen Sieg erhoffen konnte, die Aktion der Masse und 
der Überraschung, 

Unser Krieg muß ein Krieg der Bewegung sein; ein solcher wird 
uns durch die materiellen Bedingungen unseres Landes aufgezwungen; 
aber er entspricht auch dem neuen Geist Italiens, den der Sieg und das 
Regime geschaffen haben. Um diese Form des Krieges zu verwirklichen, 
genügt es nicht, sie zu wünschen oder sie gegenüber Doktrinen, die man 
mehr oder weniger ablehnt, zu verkünden, man muß sie vorbereiten und 
organisieren. Wir sind im Begriff, das zu tun. Wir sind dabei von der 
Heeresorganisation von 1926 ausgegangen, die sich im Laufe der sie¬ 
ben Jahre allmählich entwickelt hat ... So hat sich allmählich eine 
neue Atmosphäre gebildet, die aus konkreten Tatsachen entstanden ist. 
Es war nicht schwer, sie zu erzeugen, denn grundsätzlich war sie im 
Gefühl aller schon vorhanden. Aus ihr entspringt die neue geistige Hal¬ 
tung, die dem Geist der Zeit und dem Regime besser entspricht. Sie 
führt zum Bewegungskrieg und deshalb erscheint sie uns als die Grund¬ 
lage unserer ganzen militärischen Vorbereitung. 



C. MATERIALRÜSTUNG UND 
EFFEKTIVENFRAGE IN FRANKREICH 


Art. 1: Allgemeine Grundsätze. Im Kriege sind alle Franzosen und 
französischen Staatsangehörigen ohne Unterschied des Alters und 
Geschlechts , ebenso alle gesetzmäßig gebildeten Verbände unter 
den in Artikel 5 bis 16 dieses Gesetzes festgelegten Bedingungen 
verpflichtet, an der Landesverteidigung und an der Erhaltung des 
materiellen und moralischen Lebens des Landes teilzunehmen. 

Art. 2: Für die Gesamtheit der Maßnahmen, die von der Organi¬ 
sation des Friedens zur Kriegsorganisation überleiten sollen, ist je¬ 
derzeit Vorsorge zu treffen. Die Verwirklichung dieser Maßnah¬ 
men stellt die nationale Mobilmachung dar. Sie ivird angeordnet 
entweder im Falle eines offenkundigen Angriffes, der die Nation 
in die unmittelbare Notwendigkeit der Verteidigung versetzt , oder 
in den im Völkerbundpakt vorgesehenen Fällen. 

Art. 3: Die für die Landesverteidigung verantwortliche Regierung 
bereitet die Mobilmachung aller Kräfte und Hilfsquellen des Lan¬ 
des vor. Sie ergreift zur gegebenen Zeit ohne Aufenthalt und Ver¬ 
zug die zu ihrer Durchführung geeigneten vorbereitenden Maß¬ 
nahmen. Zu diesem Zweck stehen ihr in Friedenszeiten schon der 
Oberste Rat der Landesverteidigung und seine Organe zur Ver¬ 
fügung; diese Organe unterstehen unmittelbar dem Ministerpräsi¬ 
denten. Ihre Zusammensetzung wird durch Verordnung geregelt. 
In jedem Ministerium wird ein besonderes Dezernat mit der Vor¬ 
bereitung jenes Teils der Arbeiten der Landesverteidigung betraut, 
der dieser Abteilung obliegt. 

Jedes Ministerium, jede öffentliche Dienststelle, jedes private 
Organ, dessen Einsatz in Kriegszeiten unter die Kontrolle oder 
Verwaltung des Ministeriums fällt, legen Mobilmachungspläne und 
Mobilmachungsjournale an. 

Art. 4: Die Mobilisierung der Land- und Seestreitkräfte wird als 
Hauptakt der Gesamtmobilmachung durch den Kriegs- und Marine- 
minister vorbereitet und durchgeführt. 

Die nationale Mobilmachung bringt außerdem mit sich: 

1. Die Bereitstellung aller Verkehrs- und Nachrichtenmittel für 
die militärischen Notwendigkeiten einerseits und die Gesamtheit 
der Bedürfnisse des Landes andererseits; 

2. in der Wirtschaft: die Maßnahmen, die dazu dienen, in erster 
Linie alle irgendwie gearteten materiellen Bedürfnisse der Wehr¬ 
macht, dann aber auch die allgemeinen Bedürfnisse des Landes 
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und die dringendsten Bedürfnisse der Zivilbevölkerung zu be¬ 
friedigen; 

3. in der sozialen Ordnung: Maßnahmen, die auf die im Kriege 
notwendige Änderung der Gesetze und VorSchriften über die Be¬ 
ziehungen der Bürger untereinander und zum Staat zielen; 

4. im geistigen Leben: Ausrichtung aller Kräfte des Landes auf 
die Interessen der Landesverteidigung; 

5. alle Maßnahmen endlich, die zur Sicherung der Moral des 
Landes nötig sind. 

Art. 17: Die mit der Leitung des Krieges betraute Regierung be¬ 
stimmt die durch die Gewalt der Waffen zu erreichenden Ziele, 
stellt den Oberbefehlshabern der Land- und Seestreitkräfte die 
nötigen Mittel zur Verfügung und überwacht die Verwendung 
dieser Machtmittel. 

Art. 20: Die Oberbefehlshaber der Land- und Seestreitkräfte leiten 
die militärischen Operationen. 

Aus dem Gesetz über die nationale Verteidigung 
vom Jahre 1928. 

Das Fundament der französischen Rüstungen und Frankreichs Rüstungs¬ 
plan waren längst fertig, als mit der Wiedererstehung Deutschlands als euro¬ 
päischer Großmacht die europäischen Dinge erneut in Bewegung gerieten. 
Das Wehrgesetz von Paul-Boncour vom Jahre 1927 hatte die ,,Nation in 
Waffen * im Rahmen französischer Tradition verwirklicht und ein Heer mit 
einjähriger Dienstzeit geschaffen, das Frankreich in den Nachkriegsjahren 
sein großes Reservoir ausgebildeter Reserven gab. Dann kam das zweite große 
Werk französischer Wehrpolitik, der ungeheure Wall von Befestigungen, der 
unter der Ägide Maginots angelegt wurde. Das Problem: Material oder 
Menschen, das sich durch die ganze Rüstungsdiskussion Frankreichs im 
Jahre 1934/35 zieht, war mit diesen riesigen Festungsbauten gestellt. Die 
französische Kolonialarmee, die innerhalb der Wehrorganisation Frankreichs 
eine wachsende Bedeutung gewann, stellte ein weniger sichtbares, aber nicht 
weniger bedeutsames Problem dar. In der Abrüstungsdiskussion spielte es 
eine große Rolle 1 ). Beide Probleme wurden zeitweise von dem Problem der 
„hohlen Jahrgänge“, wie man es in Frankreich nannte, zurückgedrängt, von 
dem Problem der durch den Geburtenausfall der Kriegsjahre geschaffenen 
rekrutenarmen Jahre. 

Frankreichs Wehrpolitik in dem Jahre 1934/35 ist zunächst eine Kette 
von Verstärkungen der Materialrüstungen und von Maßnahmen zurAufrecht- 
erhaltung und Erreichung des Höchstbestandes der Effektiven. Am 9. 3. 
1934 wurde der Auftakt für ein Jahr der Rüstungen mit einer großen 
Rüstungsvorlage der Regierung gemacht. Im Mai wurde ein 
Gesetz über den Luftschutz und am 19. 6. 1934 ein Gesetz 
über die Organisation der französischen Luftflotte be¬ 
schlossen. Dieses Gesetz sollte der französischen Luftflotte nach den Absichten 
der Gesetzgeber ,,organische Einheit“ geben. Bei der Diskussion über das Ge¬ 
setz wurde das Problem der einheitlichen Führung des Krieges überhaupt 
aufgeworfen, das sich sogleich mit dem Problem der Führung der Nation 
verband, das gerade durch das Projekt der Staatsreform durch Doumergue 
gestellt war. Am 3. 7. 1934 warf Marschall P 6 tai n, der damalige 
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Kriegsminister, schon das Problem der Effektiven auf. Er hielt zwar die 
Erhöhung der einjährigen Dienstzeit noch nicht für geboten; er wollte 
durch Anwerbung zu dauerndem berufsmäßigen Heeresdienst eine Erhöhung 
der Mannschaftsstärke, insbesondere der spezialistischen Formationen, errei¬ 
chen. Das hatte, wie aus der Rede seines Nachfolgers Maurin im November 
hervorging, keinen großen Erfolg. Damit war die Frage der „Werkmeister“ 
der Armee gestellt, wie es Maurin später nannte, die Frage nämlich, wie der 
Armee ein Rückgrat des bleibenden und spezialistisch geschulten Personals, 
ein Stamm von Berufssoldaten und Soldatentechnikern gesichert werden 
könnte, wodurch der Armee die Kontinuität ihrer Entwicklung gewährleistet 
werde. Von jetzt an wurden die häufig abgegebenen Versicherungen, die ein¬ 
jährige Dienstzeit beizubehalten, immer mit einem Vorbehalt versehen. Im 
Oktober 193k wurden dann schon nicht mehr bloß sechs, sondern acht Mo¬ 
natskontingente eingezogen. 

Im Sommer des Jahres I93k nahm Marschall Pätain in einigen 
bedeutsamen Kundgebungen die Propaganda für eine umfassendere und 
tiefer dringende Wehrerziehung der Nation auf. Er ist auch nach seinem 
Rücktritt ein Wortführer des totaleren Wehrgedankens geblieben. In seiner 
Rede vor der Vereinigung der Reserveoffiziere am 22. 7. 
193k hat er die Forderung der vor- und nachmilitärischen Ausbildung er¬ 
hoben, die allein es rechtfertigen könne, bei der kurzen Dienstzeit zu blei¬ 
ben. Die Neugestaltung dieser Dinge müßte „kühn und neuartig“ sein. Am 
9. 9. 193k sprach Petain in Meaux bei einer Gedenkfeier für die 
Marneschlacht, um dabei Deutschland des Kults der Gewalt anzukla¬ 
gen, um aber auch erneut den Franzosen den Gedanken der Rüstung und 
Sicherheit einzuprägen. Am 5. 10. 193k hob er als Kriegsminister alle bis¬ 
herigen Vergünstigungen und Ausnahmen bei den Rekruteneinziehungen 
auf. Das bestehende Wehrsystem sollte bis aufs äußerste ausgenutzt werden. 
Schließlich kündete Marücliall Pitain am 1. 11. 193k inmitten einer bedroh¬ 
lichen Krise der Saarfragt mit einer sensationellen Erklärung und sensatio¬ 
nellen Demonstration gegen die Rüstungen Deutschlands eine neue Welle 
der Materialrüstung Frankreichs an, das 800-Millionen-Projekt nämlich, das 
dann sein Nachfolger General Maurin durchführte. Als Petain mit dem 
,,Kabinett der Staatsreform“ Doumergue zurücktrat, hatte man die Reform 
und Intensivierung des französischen W ehr Systems schon so weit getrieben, 
daß die Schranken der alten Wehrverfassung erreicht waren. 


Die Führung der Nation in Krieg und Frieden 

174 . Erklärung des Kriegsministers Marschall Petain vom 6. 6. 1 g 34 über 
die Oberste Führung im Kriege vor der Heereskommission der Kammer 

Ich bin gestern, zusammen mit einigen meiner Mitarbeiter, vor einer 
Kommission gestanden, der wir Auskunft über die industrielle Mobilisie¬ 
rung geben sollten. Es war natürlich die Rede von vielen Dingen, ins¬ 
besondere von den verschiedenartigsten Metallen, von der Versorgung mit 
Benzin, Kohle und Eisen, kurzum von allen möglichen Gegenständen. 
Bei einer passenden Gelegenheit hat mich der Präsident der Kommission, 
nämlich Herr Caillaux, gefragt: „Wer soll nur das alles miteinander in 
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Einklang bringen?“ Ich habe ihm folgendes geantwortet: Was Industrie 
und Handel betrifft, muß die Koordinierung durch den Obersten Rat für 
die nationale Verteidigung gewährleistet werden, dem der ganze Minister¬ 
rat angehört und dem der Ministerpräsident selbst vorsitzt. Diesem ist 
das Generalsekretariat des Obersten Rats für die nationale Verteidigung 
beigegeben, das unter der Leitung eines Generalsekretärs die Vorarbei¬ 
ten macht. 

Notwendig ist ferner eine Koordinierung der Zweige der Wehr¬ 
macht. Durch wen soll diese Zusammenfassung durchgeführt werden? 
Wiederum durch den Ministerpräsidenten. Für diese Aufgabe ist ihm 
das Oberste Kriegskomitee beigegeben worden, dem, wie Herr Messimy 
schon ausführte, die drei Minister der nationalen Verteidigung mit ihren 
Stabschefs angehören. 

Drittens ist für die Einheit der eigentlichen Kriegführung Sorge 
zu tragen. Während des Kriegs — Herr Messimy hat eben daran erin¬ 
nert — hat ein sehr großer alter Mann die Oberleitung gehabt, die 
übrigens im wesentlichen auf ein Kontrollrecht beschränkt war, und wir 
wissen, daß dieser Führer wahre Wunder vollbracht hat. In Zukunft 
würde diese Aufgabe wiederum dem Ministerpräsidenten obliegen. Die¬ 
ser wäre also: Ministerpräsident und Präsident des Obersten Rats für 
die nationale Verteidigung; gleichzeitig damit beauftragt, die verschie¬ 
denen Zweige der Wehrmacht in Einklang zu bringen und die aktive 
Kriegführung zu kontrollieren. 

Das bedeutet eine erdrückende Last von Pflichten. Setzen Sie den 
Fall, daß er auch noch ein Portefeuille hatl Wie soll er seinen Pflich¬ 
ten nachkommen? Ohne irgendeinen politischen Gesichtspunkt anzufüh¬ 
ren — davon verstehe ich nichts —, erscheint mir das unmöglich. 

Der gegenwärtige Ministerpräsident hat kein besonderes Portefeuille. 
Er erscheint daher verhältnismäßig frei. Warum habe ich ihm unter 
diesen Umständen das Dekret, von dem Herr Messimy sprach, noch nicht 
vorgeschlagen? Zunächst einmal, weil die Aufgaben des neuen Ministe¬ 
riums bei seinem Amtsantritt so sehr schwer waren. Der zweite Grund 
ist, daß die Ministerpräsidentschaft organisatorisch eigentlich noch gar 
nicht existiert; man muß sie erst schaffen. 

Der Ministerpräsident hat sein Amt übernommen, ich möchte nicht 
sagen: mit den Händen in den Taschen, vielleicht eher: ohne etwas in 
den Taschen zu haben. Er hat die Gastfreundschaft des Außenministe¬ 
riums in Anspruch nehmen müssen. Er hat selbst nur ein sehr be¬ 
schränktes Personal zur Verfügung. 
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Eine Kundgebung für die totale Wehrerziehung 

175 . Aus der Rede des Kriegsministers Marschall Petain vom 22. 7. ig 34 
in St. Malo vor der Nationalen Vereinigung der Reserveoffiziere 

Die vormilitärische Ausbildung wird bei uns viel zu sehr vernach¬ 
lässigt, und doch hat man 1927 bei der Debatte über die Einführung 
der einjährigen Dienstzeit keinen Zweifel daran gelassen, daß man die 
militärische Ausbildung der Jugend stärken müsse, um die Kürze der 
Dienstzeit wieder wettzumachen. 

Dieser Zusicherung ist in keiner Weise entsprochen worden. Wir 
halten immer nur den laufenden Jahrgang unter den Fahnen. Die Re¬ 
kruten stoßen zu ihrem Truppenteil ohne vorherige Ausbildung, und 
wir sind gezwungen, Wochen, ja Monate für die Anfangsgründe der 
Ausbildung zu opfern, die die Kompliziertheit des modernen Kriegs¬ 
materials so ungeheuer schwierig macht. Und was bleiben für Lücken! 
Wie unzulänglich ist die Ausbildung der Unteroffiziere, die mit kaum 
mehr als rudimentären Kenntnissen zur Reserve abgehen. 

Wenn wir uns innerhalb des bestehenden Wehrgesetzes halten wol¬ 
len, so müssen wir dem Übel dadurch abhelfen, daß wir die Mittel für 
die Verbände für militärische Vorbildung erhöhen, daß wir die Zahl 
der ausbildungsfähigen jungen Leute vergrößern, daß wir all diese 
Probleme kühn und neuartig zu lösen versuchen . . . 

Worum handelt es sich für uns Franzosen in einer Zeit, in der 
die Welt von den kühnsten Versuchen widerhallt? Unser Ideal zu wah¬ 
ren und unser Erbe, das wir nach unglaublichen Prüfungen wieder auf¬ 
gebaut haben. Wir wollen mit Würde den Frieden, der Unrecht wieder¬ 
gutmachte, erhalten, den Frieden, den uns unsere eineinhalb Millionen 
Tote erkämpft haben. 


Die neue Regierung Flandin und der neue Kriegsminister General 
Maurin setzten die Politik des Marschalls fort, der im übrigen fortfuhr , das 
„militärische Gewissen * der Nation zu sein. In seiner Programmrede vom 
23. II. I93U verkündete Maurin die Notwendigkeit der „moralischen und 
materiellen Vorbereitung auf den Krieg“ (er unterschied dies von der Vor¬ 
bereitung des Krieges). Beruhigend wie die Reden Maurins und des Luft¬ 
fahrtministers Denains wirken sollten, so spiegelten sie doch die ganze Ner¬ 
vosität dieser Tage wider. ,,Schutz gegen einen plötzlichen Überfall“ wurde 
für nötig erachtet. Die ,,V orweg nähme“ von Monatskontingenten — eine Po¬ 
litik, die Petain eingeleitet hatte , und die zum Teil die Lücken in den fol¬ 
genden Jahren erklärt — wurde weiterhin durchgeführt. Die Frage der 
Armeespezialisten, des Mechanikerkorps für Frankreichs Sperrmechanismus 
von Festungen, die Frage der „Werkmeister der Armee“, wie es der Kriegs¬ 
minister nannte, sollte mit verstärkter Energie angefaßt werden. Der Nach - 
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druck lag dabei noch vorwiegend auf der Materialrüstung. Der Berichterstat¬ 
ter des Heeresausschusses Archimbaud, der bei diesem Anlaß das berühmte 
Wort von der russisch-französischen Entente aussprach, erklärte, daß eine 
Politik der „Rüstung“ besser sei als eine der Effektiven. Die Luftflotte er¬ 
hielt einen zusätzlichen Kredit von einer Milliarde, und der Luftfahrtminister 
Denain erklärte, daß 3y 2 Milliarden neben dem regulären Etat für die Er¬ 
neuerung der französischen Luftflotte nötig seien. Panzer und Beton genügen 
nicht, hatte aber bei alledem der Kriegsminister Maurin erklärt, und Petain , 
das militärische Gewissen der Nation, stellte in einer bedeutsamen Kundge¬ 
bung, die in Frankreich ein gewaltiges Echo fand, die Frage der Wehrerzie¬ 
hung im Ganzen. Frankreich, rief der Marschall aus, besitzt kein wahrhaftes 
System einer nationalen Erziehung. Es erwies sich wie immer, daß das Wehr¬ 
problem von den großen Problemen nationaler Führung überhaupt untrenn¬ 
bar war. Schon in seiner Rede über die Organisation der Kriegführung hatte 
der Marschall das Problem der Staatsreform mit dem Problem der einheit¬ 
lichen Führung des Krieges in Zusammenhang gebracht. Die geistige Spal¬ 
tung der Nation, die Schwächung der Autorität durch den Parteienkampf, 
die Krise der Staatsidee hatten ja auch auf die militärische Organisation des 
Landes einen verhängnisvollen Einfluß. 

Wie in England, unternahm — ebenfalls unter dem Eindruck der ameri¬ 
kanischen Untersuchungskommission über die Rüstungsindustrie — die Linke 
unter Führung des früheren Luftfahrtministers Cot einen Vorstoß für die 
Sozialisierung der Rüstungsindustrie. Das Problem der wirtschaftlichen Or¬ 
ganisation des Krieges war damit gestellt, wenn man durch die Oberfläche 
der parteipolitischen Entrüstung hindurchsieht. Die ,,moralische und ma¬ 
terielle Vorbereitung auf den Krieg“, wie sie der Kriegsminister General 
Maurin gefordert hatte, war also in allen Bereichen des nationalen Lebens 
angepackt. 


Die moralische und materielle Vorbereitung Frankreichs auf 
den Krieg — Materialrüstung und Dienstzeitfrage 

Programmrede des Kriegsministers Maurin am 2 3 . 11. ig 34 in der 176 . 
französischen Kammer 

Für mich gibt es keine untergeordneten Details in den nationalen 
Fragen. Ein Gebäude wirkt nicht nur durch die schönen Formen des 
Gesamtbaues, sondern dadurch, daß jeder Stein am rechten Platz steht. 
Deshalb: Es gibt keine Details; denn alle Fragen sind wichtig. Eine Lan¬ 
desverteidigung wäre nicht möglich, wenn wir die einzelnen Interessen, 
die zusammengenommen eben das Nationalbewußtsein ausmachen, ver¬ 
letzen würden . . . 

Ich habe gestern abend das alte Sprichwort „Si vis pacem, para 
bellum“ zitieren hören; ich bitte die Lateinkundigen um Entschuldigung, 
aber ich werde dieses Sprichwort in besonderer Weise übersetzen. Ich 
werde nicht sagen: „Wenn du den Frieden willst, bereite den Krieg 
vor“, sondern einfach: „Bereite dich auf den Krieg vor“, und dies ist 
für mich ein wichtiger Unterschied. 



[176 


396 Die militärische Umwälzung in der Welt und die Weltrüstung 

Man muß sich auf den Krieg vorbereiten, und zwar — man hat es 
heute morgen in ausgezeichneten Worten hervorgehoben — moralisch 
und materiell. Moralisch, dies geht die gesamte Nation an. Hier gibt es 
Fragen, die der Kriegsminister nicht allein entscheiden kann. Die Gei¬ 
stesverfassung der Armee aber werde ich nach meinen Möglichkeiten 
schützen . . . 

Man hat Ihnen heute morgen mit Recht gesagt, daß man auf alles 
gefaßt sein muß, weil jeder Funken das Pulverfaß zum Explodieren 
bringen kann. 

Seien Sie überzeugt: wir sind uns ebenso wie Sie über die Gef alu- 
klar, daß die deutschen Mobibnachungsmethoden durch übereifrige Ele¬ 
mente, vielleicht sogar gegen den Willen der Reichsregierung, über den 
Haufen geworfen werden. Mit anderen Worten: wir müssen uns gegen 
einen plötzlichen Angriff schützen können. 

Mein Kollege, General Denain, wird Ihnen mit seiner gewohnten 
Klarheit und Offenheit über die Luftflotte Rede und Antwort stehen. 

Es genügt wohl, Ihnen zu sagen, daß wir alle Vorkehrungen tref¬ 
fen werden, damit eine solche Überraschung bei dem Landheer niemals 
zu der Verwirrung führt, deren Gefährlichkeit Ihnen bereits heute vor¬ 
mittag mit größter Offenheit vor Augen geführt wurde. 

Es ist jedoch unmöglich, die ganze französische Armee in Friedens¬ 
zeiten an die Grenze zu legen. Dies ist nicht nur eine Frage der verfüg¬ 
baren Effektiven, sondern eine Mobilmachungsfrage. 

Im Inneren des Landes müssen genügend Truppen vorhanden sein, 
um als Kerntruppen für unsere Kampfformationen zu dienen, die dann 
die Grenzschutztruppen verstärken müssen. 

Man hat Ihnen von der Notwendigkeit gesprochen, die Festungen 
mit Mannschaften zu belegen, und ich habe in diesem Zusammenhang 
äußern hören: ,,Wir haben Festungen gebaut, um zu sparen, und jetzt 
verlangt man von uns Truppen, um sie zu bemannen.“ 

Selbstverständlich haben Beton und Panzer keinen Wert für sich. 
Sie bekommen ihren Wert durch den Mann, und zwar den ausgebilde¬ 
ten Mann, der sie schützt. Ebenso ist es aber selbstverständlich, daß ein 
durch Beton oder durch Stahl geschützter Mann größeren Kampfwert 
hat nicht nur, weil er länger standhält, sondern weil er das Gefühl 
hat, daß sein Leben geschützt ist. Worin besteht denn die Moral einer 
Truppe, meine Herren? Immer nur in einem: in der Hoffnung zu sie¬ 
gen, und fügen wir hinzu, in der Hoffnung heimzukehren . . . Ich will 
schließen mit Worten, die zwar nicht in allen Herzen die Ruhe erstehen 
lassen mögen — die Ruhe, die nötig ist, um endlich die Wirtschaft wie¬ 
der zur Blüte zu bringen — die aber doch manche Befürchtungen be¬ 
schwichtigen können: Wir haben keinen Grund, in mihtärischer Hin¬ 
sicht besorgt zu sein. Wir sind stark genug, um allen Möglichkeiten ins 
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Auge zu sehen. Ich vertraue darauf, daß die Völker vernünftig genug 
sind, um jeden Gedanken an einen Konflikt von sich zu weisen. Die, 
die den Krieg mitgemacht haben, verspüren kein Verlangen nach einem 
neuen. Der überspannte Nationalismus junger Generationen, die die 
Greuel des Krieges nicht kennengelemt haben, darf nicht eine Geißel 
entfesseln, die noch viel schlimmer wäre als im Jahre 1914, weil man 
über vollkommenere Waffen verfügen wird, eine Plage, die diesmal die 
Zivilisation Europas vernichten würde. Es wäre jammervoll, wenn zwei 
große Völker, bisher Leuchten des Geistes und der Wissenschaft, sich 
um Fragen willen zerfleischen wollten, deren Lösung auf andere Weise 
möglich sein könnte. 

Schließlich ist die Frage der Dauer der Dienstzeit angeschnitten 
worden. Ich kann in dieser Hinsicht nur die vor der Heereskommission 
gesprochenen Worte von Marschall Petain wiederholen, die schon ein¬ 
mal im Laufe dieser Debatte angeführt worden sind: „Wir werden die 
einjährige Dienstzeit nur dann aufgeben, wenn besondere Umstände uns 
dazu zwingen.“ Ich bin gefragt worden, ob die im April und Mai 191 4 
geborenen jungen Leute im Frühjahr ig 35 eingezogen werden. Die Ant¬ 
wort hierauf will ich mir Vorbehalten. 

Ich will erst warten, bis ich über die äußere Lage im Bilde bin, um 
zu entscheiden, ob ich auf die letzte Reserve verzichten soll, die wir aus 
Gründen der Vorsicht vorgesehen haben und auf die zurückzugreifen 
mich nur die Notwendigkeit zwingen könnte. Ich behalte mir daher 
vor, nach aufmerksamem Studium diese Frage der Einberufung der im 
April und Mai 19 14 geborenen jungen Leute zu prüfen. Dagegen werde 
ich, um das Tempo der Einstellungen und Kapitulationen zu beschleu¬ 
nigen, alle notwendigen Anstrengungen machen, und zwar in Zusammen¬ 
arbeit mit dem Finanz- und Arbeitsministerium, die in gleichem Maße 
an der Verminderung der Arbeitslosigkeit interessiert sind. 

Ich werde das nicht nur aus der Sorge heraus tun, dem ganzen 
Volke die Belastungen, die diese Verlängerung der Dienstzeit mit sich 
bringt, zu ersparen, sondern aus der Notwendigkeit heraus, auf die der 
Abgeordnete Fabry heute morgen so richtig hingewiesen hat, nämlich 
der der Kaders. 

So kann man sagen, wenn man die Armee mit der Industrie ver¬ 
gleicht: Wir haben ein wunderbares Ingenieurkorps, nämlich unser Offi¬ 
zierkorps, aber wir besitzen nicht genügend Werkmeister. Nun ist aber 
der Werkmeister in der Armee wie in der Fabrik von der größten Be¬ 
deutung. 

Es fehlt uns auch an Facharbeitern. Ich gehöre zu denen, die sich 
am meisten für die Einstellung von Spezialisten eingesetzt haben. Ich 
muß Ihnen zugeben, daß das erste hierüber erlassene Rundschreiben uns 
nichts oder fast nichts gegeben hat. Ich will nicht hinzufügen, daß man 
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es vorhersehen konnte, da ich nicht die Gewohnheit habe, mich in un¬ 
fruchtbarer Kritik zu ergehen, besonders wenn der Fehler zum Teil 
schon wieder gutgemacht worden ist. Dank den neueren Maßnahmen 
können wir schon bessere Erfolge feststellen. Wenn diese Maßnahmen 
ungenügend sind, werden wir andere ergreifen. 

Wir würden die von Ihnen bewilligten Kredite für die Material¬ 
rüstungen vergeuden, wenn dieses Material, statt der Mobilisierung zu 
dienen, ständig bei der Ausbildung verwendet und infolgedessen immer 
in neue und manchmal ungeeignete Hände gelegt würde. 


Die industrielle Mobilmachung Frankreichs 

177 . Erklärungen des Ministerpräsidenten Flandin vom 18. 12. ig 34 zur 
Frage der Kontrolle und Sozialisierung der Rüstungsindustrie vor der 
Kammer 

Wenn es wahr ist, daß in Kriegszeiten ganz Frankreich an der na¬ 
tionalen Verteidigung teilzunehmen hat, ist es nicht tragbar, daß ein 
Teil des Volkes durch Hingabe seines Blutes daran teilnimmt und der 
andere nur dadurch, daß er Geld verdient. 

Deshalb — und ich gebe in diesem Punkte M. Pierre Cot eine förm¬ 
liche Zusicherung — darf es in Kriegszeiten Profite einer Industrie, die 
für die nationale Verteidigung arbeitet, nicht mehr geben. 

Ich bin kürzlich in meiner Eigenschaft als Regierungschef und Vor¬ 
sitzender des Obersten Heeresrates über dieses Problem, das als Grund¬ 
lage der wirtschaftlichen Mobilmachung gelöst werden muß, befragt 
worden. Ich habe geantwortet, daß alle Arbeit für die wirtschaftliche 
Mobilmachung auf dem Grundsatz zu beruhen hat: Es darf für die zu 
diesem Zweck mobilisierten Industrien keinen Profit geben . . . 

Ich glaube damit M. Pierre Cot die Frage nach dem Profit genau 
und endgültig beantwortet zu haben. 

Allerdings könnte er einwenden: Sie haben nur vom Profit in 
Kriegszeiten gesprochen; aber es gibt Industrien, die im Frieden für 
die nationale Verteidigung arbeiten, und diese sollten nach dem gleichen 
Grundsatz behandelt werden. Ich habe dargelegt, wie schwierig es war, 
eine Unterscheidung zwischen Kriegs- und Friedensfabrikation bei dem 
größten Teil der französischen Industrie zu machen. Wie können wir 
z. B. feststellen, was in einer Leinwandfabrik zum normalen Verbrauch 
des Landes und was vielleicht für die Bespannung von Flugzeugen be¬ 
stimmt ist? 

Davon abgesehen, hat M. Pierre Cot vor allem ausgeführt, daß Be¬ 
triebe, die unter Staatsaufsicht stehen, zu niedrigeren Preisen produzie¬ 
ren könnten als die Privatindustrie . . . 
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Ich glaube nicht, daß die Lösung durch Nationalisierung, ich 
möchte fast sagen durch Arsenalisierung — an Stelle der Methode gleich¬ 
zeitig Aufträge an Staatsbetriebe und an die Privatindustrie zu geben —, 
zu wesentlichen Ersparnissen für den Staat führen könnte . . . 

Ich verwerfe aber deswegen — ich möchte nicht, daß da ein Irr¬ 
tum entsteht — das Prinzip der Staatsbetriebe nicht absolut. Ich glaube, 
daß es für den Staat nützlich sein kann, gleichsam einen Zeugen zu 
haben, der ihm ermöglicht, durch ein vertieftes Studium der Preise den 
wirklichen Kostenaufwand festzustellen, den eine bestimmte Fabrikation 
verlangt. 


Der große entscheidende Schritt, der über das Gesetz von 1927 hinaus¬ 
führte, wurde im März 1935 getan. Die große Auseinandersetzung über ste¬ 
hendes Heer, den ewigen Soldaten, Berufsarmee oder Volk in Waffen wurde 
erneut eröffnet. Marschall P6tain gab mit einem Aufsatz in der „Revue des 
deux mondes“ im ersten Märzheft 1935 das Stichwort für die Wiederein¬ 
führung der zweijährigen Dienstzeit. Frankreich — führte der Marschall aus 
— könne nicht noch mehr die Eingeborenendivisionen an die Stelle der 
französischen Armee treten lassen. Quantität und Qualität eines Heeres von 
280000 Mann, das die vorgesehene Heeresverstärkung schaffen wolle, könn¬ 
ten allein durch die zweijährige Dienstzeit gewährleistet werden. Das ernste 
Problem des Spezialistenkorps für die Befestigungen — noch fehlten sie zum 
größten Teil — klang in dem Aufsatz noch einmal an. 

Wie gesagt, die grundsätzliche Form des französischen Verteidigungs¬ 
mechanismus stand zur Diskussion. Die Änderungen, die an dem alten Wehr¬ 
system vorgenommen wurden , schienen gering. Auch wurde die Begründung 
stets in den Vordergrund geschoben, daß es sich wesentlich um die Aufrecht¬ 
erhaltung des Mannschaftsbestandes handle, der sonst während der hohlen 
Jahrgänge sinken müsse. Aber diese kleinen Änderungen zeigten doch die 
Richtung der Entwicklung an. Petain umschrieb in seinem Aufsatz das Sy¬ 
stem des Wehrgesetzes von 1927 folgendermaßen: 

Das Gesetz von 1927 setzt die Form unseres aktiven Heeres fest und 
regelt den Mechanismus unserer nationalen Verteidigung folgender¬ 
maßen: Die aktive Armee des Mutterlandes sichert die Deckung der 
Grenze. Im Schutz dieser Deckung wird die Hauptmasse unserer Streit¬ 
kräfte mobilisiert werden. Diese wird den stehenden Divisionen zahlen¬ 
mäßig weit überlegen sein. Sie setzt sich vor allem aus Reservisten zu¬ 
sammen und umfaßt nur wenige der Mannschaften und Kaders, die 
zur aktiven Armee gehören. 

Als die Voraussetzung für das Funktionieren dieses Systems bezeichnete 
der Marschall die Möglichkeit einer langen Mobilmachungszeit. Die Reform 
sollte also das Moment der unmittelbaren Bereitschaft und des aktiven ste¬ 
henden Heeres innerhalb des Gesamtorganismus des französischen Wehr¬ 
systems stärken. Es drehte sich somit nicht bloß um die Frage der Effek¬ 
tiven, eine neue Form des französischen Wehrsystems schien im Entstehen. 
Ferner kämpfte man — auch ein Anzeichen dafür, daß um die innere Ge¬ 
staltung des Wehrorganismus gerungen wurde — gregen das ,,ausschließliche 
System " des Befestigungsgürtels an. „Als das Römerreich, die größte Macht 
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der antiken Welt“, schrieb Tardieu in der Liberte vom 7. 3. 1935, „seine 
Verteidigung Befestigungen anvertraute und die Feldarmee beseitigte , ist es 
sehr rasch zur Beute der Barbaren geworden“ 

Am 1. 3. 1935 legte die französische Regierung ihr Reformprojekt vor. 
Das Projekt bestand aus einer Reihe von Autorisierungen für die Regierung, 
einer Autorisierung, die zweimalige Einberufung und die dadurch hervor¬ 
gerufene Spaltung des Jahreskontingents abzuschaffen (dagegen hatte P6tain 
als gegen eine Durchbrechung der Kontinuität im Heere angekämpft; eine 
Forderung des Marschalls wurde also erfüllt), eine Autorisierung, den im 
April 1935 eingezogenen Jahrgang sechs Monate länger und die folgenden 
Jahrgänge bis 1939 ein Jahr länger unter den Waffen zu halten, als es das 
Rekrutierungsgesetz von 1928 bestimmte. Es war der Übergang zur zwei¬ 
jährigen Dienstzeit. In der Begründung stand die Aufrechterhaltung des Be¬ 
standes an Effektiven voran. In Wahrheit handelte es sich um mehr, näm¬ 
lich um die Form des französischen Wehrorganismus. Am 
15. 3. 1935 begründete Ministerpräsident Flandin das Projekt in der Kam¬ 
mer. (In der Rede vom 20. 3. im Senat, die eine leidenschaftliche Anklage 
gegen die Wiedereinführung der deutschen Wehrpflicht brachte, wiederholte 
er im wesentlichen die Argumente der Kammerrede.) Die Regierung ver¬ 
wechsle, sagte er halb entschuldigend, das Problem der Effektiven nicht mit 
dem der nationalen Verteidigung insgesamt. Aber die Befestigungen und das 
moderne Rüstungsmaterial verlangten ein Minimum der Effektiven (zwischen 
den Zahlen stand: auch ein Minimum der Kontinuität). Man muß dem die 
Rede von Lion Blum, dem Sozialistenführer, gegenüber stellen, um den gei¬ 
stigen Kampf um die Form und die Gestalt des französischen Wehrwesens 
zu erfassen. Aus Lion Blum sprach die alte Ideologie der spontanen Mas¬ 
senerhebung, der „levie en masse“, der schlagartigen Volksbewaffnung ja¬ 
kobinischen Stils (die „Bewaffnung des allgemeinen Stimmrechts“ nannte 
es die ,,Action Fran^aise“). Die alte Ideologie des Kampfes gegen das Prin¬ 
zip des stehenden Heeres und des soldatischen „Berufes“ durchdrang die 
ganze Rede. Die Militär Spezialisten der Radikalsozialisten , der ehemalige 
Kriegsminister Daladier und der Luftfahrtminister Cot setzten sich in der 
Presse für die Verstärkung des Materials, insbesondere der Luftflotte an¬ 
statt der Effektiven ein. Maschinen und Grenzwälle, statt Armeen, würde 
Tardieu diese Theorie umschreiben. Die Fronten der Ideen über die Wehr¬ 
organisation Frankreichs standen sich so schroff gegenüber. 

Nach der Einführung der deutschen Wehrpflicht am 16. 3. 1935 hat 
am 2. 4. 1935 der französische Ministerpräsident Flandin, als er nach einem 
legalistischen Protest gegen die deutsche Wiederaufrüstung auf die „Tat¬ 
sachenfrage“ zu sprechen kam, auf die Frage der „Gegenmaßnahmen“ Frank¬ 
reichs nämlich, ein Reorganisationsprogramm des gesamten französischen 
Verteidigungssystems angekündigt, einen großen Plan französischer Wehr¬ 
politik. „Eine ausdauernde und hartnäckige Anstrengung“ für den Aufbau 
seiner Rüstungen wurde von Frankreich gefordert. Die Umwälzung der fran¬ 
zösischen Wehrpolitik wurde deutlich sichtbar. 
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Der Vorstoß des Marschalls für die zweijährige Dienstzeit 

Aufsatz von Marschall Petain vom i. 3 . ig 35 in der „Revue des Deux 178 . 
Mondes“ 

Die unentrinnbare Notwendigkeit der zweijährigen Dienstzeit ergibt 
sich aus einem Vergleich zwischen unseren Quellen und den Anforde¬ 
rungen, denen sie genügen müssen. Normalerweise beträgt unser jähr¬ 
liches Kontingent, das einem Jahrgang der Geburten entspricht, 2 4 o ooo 
Mann. Aber im Verlauf des Zeitraumes von 191 5 bis 1919 ist die Zif¬ 
fer der Geburten um 5 o<>/o zurückgegangen. Mit anderen Worten: die 
Zahl der jungen Menschen von 21 Jahren, die zwischen ig 36 und ig 4 o 
zu den Waffen gerufen werden können, ist auf einen Jahresdurchschnitt 
von 120000 gesunken. Das Parlament und die Oberste Heeresleitung 
haben nicht verfehlt, diese Krise durch alle möglichen Aushilfsmittel 
zu bekämpfen, um eine Erhöhung der Dienstzeit zu vermeiden. Eines der 
Aushilfsmittel bestand darin, zwischen 1932 und ig 34 Ersparnisse an 
Effektivbeständen der normalen Kontingente zu machen, d. h. an Stelle von 
12 Monatskontingenten nur 11 Monate unter die Fahne zu rufen. Diese 
Politik ist im Jahre 1932 und ig 33 gepriesen und angewandt worden. 

Ein Monatskontingent entspricht etwa 20000 Mann, d. h. jedes so ein¬ 
gesparte Monatskontingent erlaubt, die „hohlen Jahrgänge“ um 20000 
Mann aufzufüllen. Wenn man dies auf die fünf Krisenjahre verteilt, 
wird jährlich eine Vermehrung um 45 oo Mann erzielt, und bei der Ein¬ 
sparung eines Monats drei Jahre hindurch um i 3 5 oo Mann jährlich. 

Man wird sich klar sein, daß dieses Aushilfsmittel kaum als etwas an¬ 
deres als eine schwache Ergänzung gelten kann, keinesfalls als Beseiti¬ 
gung der Schwierigkeit. Denn das jährliche Defizit jedes rekrutenarmen 
Jahrgangs beträgt allein 120000 Mann. Angesichts der Zunahme der 
deutschen Rüstungen war zudem dies Verfahren nicht mehr möglich, 
denn es ließ die Armee des Mutterlandes auf 200000 Mann sinken und 
schuf somit zu Beginn des Jahres ig 35 eine außerordentlich gefahr¬ 
volle Situation. 

Ein anderer Kunstgriff besteht darin, während der rekrutenarmen 
Jahre das Rekrutierungsalter von 21 auf 20 Jahre zu senken. Das würde 
eine Zunahme bedeuten, die bei Verteilung auf die einzelnen „hohlen 
Jahrgänge“ ein Mehr von jährlich 4 o 000 Mann ausmacht. Das wäre 
aber gleichbedeutend damit, daß zu gewissen Zeiten Leute eingestellt 
werden, die erst 191/2 Jahre alt sind. Wir würden daher, wenn es wäh¬ 
rend dieser Periode zum Krieg kommt, unsere Reserven an jungen Men¬ 
schen vorzeitig verbraucht haben. Bei Anwendung dieser Methoden er¬ 
gibt die Rekrutierung zwischen 1936 und 1940 ein Maximum von 
160000 Mann jährlich. Unsere gegenwärtige Effektivstärke beträgt je- 

26 Weltgeschichte I 




402 


[179 


Die militärische Umwälzung in der Welt und die Weltrüstung 

doch 240000 Mann und sie soll, wie schon ausgeführt, im Verlauf der 
nächsten Heeresverstärkung auf 280000 bis 290000 Mann gebracht 
werden . . . 

Nur die zweijährige Dienstzeit versetzt uns in die Lage, den Wie¬ 
deraufbau unserer Armee wirklich zu sichern und das Problem der ak¬ 
tiven Effektiven zu lösen, ebenso wie das Problem der Ausbildung und 
das der Verbesserung der Reserven, mit einem Wort: das Problem der 
Qualität sowohl wie das der Quantität . . . 

Die Erhöhung der Dienstzeit bis zur Dauer von zwei Jahren ist 
nur eine vorübergehende Maßnahme. Wenn wieder volle Jahrgänge an 
der Reihe und gewisse Pläne, wie die obligatorische vormilitärische Aus¬ 
bildung, durchgeführt sind, wenn ferner das Befestigungsnetz nörd¬ 
lich von Montmedy verbessert ist, kann die Entwicklung der Dinge in 
Deutschland und die der Weltsituation um 1940 andere Lösungen 
zweckmäßig erscheinen lassen. Für den Augenblick muß vom Frühjahr 
ig 35 ab unser militärischer Wiederaufbau durchgeführt werden. Die 
Erfordernisse unserer Sicherheit schreiben uns dieses Datum vor . . . 

Wir werden den Frieden solange aufrechterhalten, solange es uns 
gelingt, denen Respekt einzuflößen, die dem Traum der Vorherrschaft 
nachjagen. „Bereit sein, stark sein“, sagte M. Doumergue in seinem 
Nachruf auf M. Barthou, „ist für Frankreich eine unausweichliche Not¬ 
wendigkeit.“ Dieser Satz kann ergänzt werden: „Ein schwaches Frank¬ 
reich — und der Krieg ist nur eine Frage der Zeit.“ 

Um den Krieg zu vermeiden, gibt es nur eines: Stark sein. Unser 
Land ist das einzige der großen Länder des Kontinents, das die ein¬ 
jährige Dienstpflicht hat; es ist auch das einzige, das die obligatorische 
vormilitärische Erziehung nicht organisiert hat. Die Tschechoslowakei 
hat soeben die Dauer der militärischen Dienstzeit von i 4 auf 24 Mo¬ 
nate erhöht. Frankreich wird nach dem Beispiel dieser demokratischen 
Nation, da es das Risiko einer neuen Invasion nicht tragen will, ent¬ 
schlossen eine Erhöhung seiner militärischen Verpflichtungen bewilligen. 

Das Gesetz über die zweijährige Dienstzeit allein kann dem fran¬ 
zösischen Volk Ruhe verleihen, unseren Verbündeten Vertrauen einflö¬ 
ßen, den Gegner entmutigen und eine wirkliche Dauer des europäischen 
Friedens verbürgen. 


Der Übergang Frankreichs zur zweijährigen Dienstzeit 

179 . Erklärung der französischen Regierung vom i 5 . 3 . ig 35 vor der fran¬ 
zösischen Kammer 

Das Problem der „hohlen Jahrgänge“ hat den aufeinanderfolgen¬ 
den Regierungen seit langem Sorge bereitet, und sie haben nach Aus- 
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hilfsmittein gegenüber diesem heftigen Rückgang unserer Kontingente 
gesucht. Die Zahl der Eingezogenen, die normalerweise 2 3 oooo Mann 
beträgt, fällt im Jahre ig 36 und bis ig 4 o auf eine Durchschnittsziffer 
von 118 ooo Mann. 

Es handelt sich für Frankreich keineswegs darum, eine Erhöhung 
seiner Effektiven vorzunehmen, sondern nur darum, die Verminderung 
der Kontingente durch eine provisorische Verlängerung der Dienstzeit 
auszugleichen. 

Als am 3 i. März 1928 das Gesetz verkündet wurde, das die Grund¬ 
lage unserer militärischen Organisation darstellte und noch heute dar¬ 
stellt, konnte man hoffen, daß vor der Zeit der „hohlen Jahrgänge“ die 
internationale Organisation der Sicherheit die Beschränkung und Herab¬ 
setzung der Rüstungen möglich gemacht haben würde, die heute so 
schwer auf den schon durch den Krieg verarmten Völkern lasten. Diese 
Hoffnung ist nicht nur nicht verwirklicht worden, sondern die Situation 
Frankreichs hat sich vollkommen gewandelt, als nach dem Austritt 
Deutschlands aus dem Völkerbund diese benachbarte Großmacht unter 
den verschiedensten Formen und in gewaltigem Ausmaß, entgegen den 
Bestimmungen des Teils V des Versailler Vertrages, aufgerüstet hat . . . 

Die Regierung wird die Tatsache nicht aus dem Auge verlieren, daß 
ausreichende Rüstungen noch immer nötig sind, um die Sicherheit zu 
garantieren und um Frankreich zu erlauben, zur Aufrechterhaltung des 
Friedens in der Welt in vollem Maße beizutragen. 

Unter diesen Umständen hat die Regierung, die sich ihrer Verant¬ 
wortlichkeiten bewußt ist und im Rahmen des Gesetzes vom 3 i. März 
1928 bleiben will, sich entschlossen, auf Grund von Artikel 4 o dieses 
Gesetzes zeitweilig den Teil der Jahresklasse unter den Fahnen zu be¬ 
halten, der im nächsten April und Oktober eingezogen werden wird. Der 
gleiche Beschluß gilt für die Kontingente, die bis ig 3 g einschließlich 
unter die Fahnen gerufen werden, sofern nicht eine günstige Entwick¬ 
lung der Verhandlungen über die Organisation der allgemeinen Sicher¬ 
heit und über die Rüstungsbeschränkung Erleichterungen erlaubt. 

Der Teil der Jahresklasse, der im April 1936 ein Jahr Dienst ge¬ 
tan haben wird, wird sechs Monate länger unter den Fahnen bleiben, 
und für die anschließenden Jahresklassen wird die Verlängerung der 
Dienstzeit ein Jahr betragen. 

Gemäß Artikel 4 o des Gesetzes vom 3 i. März 1928 gibt die Re¬ 
gierung hiermit den beiden Kammern Rechenschaft über den Beschluß 
des Minis terra tes. 

Im übrigen hat der Herr Kriegs minister am heutigen Tage beim Büro 
des Abgeordnetenhauses ein Gesetz hinterlegt, das ihn ermächtigt, das 
durchschnittliche Rekrutierungsalter fortschreitend bis auf 20 Jahre her- 
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abzusetzen und im Bedarfsfälle auch die zweimalige Rekrutierung im 
Jahre abzuschaffen. 

Dasselbe Gesetz sieht innerhalb von jährlich durch das Finanzge¬ 
setz festzulegenden Grenzen die Erhöhung der Zahl der Berufssoldaten 
vor. Die Anwerbungen und die Kapitulationen stellen in der Tat ein 
wirksames, wenn auch kostspieliges Mittel dar, die Effektiven zu er¬ 
höhen. Die gesetzliche Maximalziffer von 117 000 Berufssoldaten ist 
nahezu erreicht; denn die Ziffer derjenigen, die über die gesetzliche 
Dienstzeit hinaus dienen, beträgt im Augenblick io3ooo. 

Die Regierung hat diesen Beschluß gefaßt und macht dem Parla¬ 
ment diesen Vorschlag, um die normale Effektivstärke des Gesetzes über 
die einjährige Dienstzeit während des Zeitraums der „hohlen Jahr¬ 
gänge“ aufrechtzuerhalten. 

Die Regierung hat niemals das Problem der Effektiven mit dem 
größeren Problem der nationalen Verteidigung verwechselt und verwech¬ 
selt es auch jetzt nicht. 

Aber sie unterstreicht, daß schon die Bemannung der Befestigun¬ 
gen, die das Land gegen die Invasion schützen, ebenso wie die Indienst¬ 
stellung und der Unterhalt des modernen Rüstungsmaterials ein Mini¬ 
mum an Effektiven erfordern, wie es im Gesetz über die einjährige 
Dienstzeit vorgesehen ist, wie es aber in der Zeit der „hohlen Jahrgänge“ 
ohne die vorgeschlagenen und ergriffenen Maßnahmen nicht mehr ge¬ 
sichert wäre. 

Die Regierung appelliert, um Frankreichs Sicherheit zu gewähr¬ 
leisten, an die patriotische Mitwirkung des Parlaments, das sich der na¬ 
tionalen Verteidigung nie versagt hat. 

Die Regierung verkündet noch einmal den Friedenswillen eines Lan¬ 
des, das im Verlauf eines Jahrhunderts viermal eine Invasion erlebt hat. 
Sie ist überzeugt, der Wortführer einer Nation zu sein, die ihre Rüstun¬ 
gen nur in dem Maße aufrechterhält, als sie notwendig sind, um den 
Frieden zu verteidigen, die Sicherheit aufrechtzuerhalten und den An¬ 
greifer abzuschrecken. 

Ein Plan der Reorganisierung des Verteidigungssystems 

Frankreichs 

180. Rede des französischen Ministerpräsidenten Flandin vom 2 . 4- *9^5 vor 
dem französischen Senat 

Zur Rechtsfrage kommt die Tatsachenfrage: Die Aufrüstung 
Deutschlands, das Heer von 36 Divisionen, gegründet auf die allgemeine 
Wehrpflicht, Ausbildungsperioden von acht Wochen bis sechs Monaten, 
der Arbeitsdienst, die Wiederherstellung der militärischen Luftflotte und 
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die Organisation eines Luftschutzes, dessen Effektiven zweifelsohne nicht 
in den angekündigten 36 Divisionen inbegriffen sind. 

Gegenüber dieser in einem so gefährlichen Ausmaß neu geschaffe¬ 
nen Armee muß Frankreich für seine Sicherheit sorgen. Das wird ihm 
durch militärische Maßnahmen und Übereinkommen gelingen, die es mit 
in gleichem Maße an der Aufrechterhaltung des Friedens interessierten 
Nationen schließt. 

Die wesentliche Pflicht der öffentlichen Gewalten ist, jeden plötz¬ 
lichen Angriff aus der Luft oder zu Lande zu verhindern. Gewisse Trup¬ 
penbewegungen sind gleich nach dem Zusammentritt des Heeresaus¬ 
schusses vom 22 . März beschlossen worden. Die Regierung ist in keinem 
Augenblick untätig gewesen, und die ergriffenen Maßregeln sind zwar 
nicht mit großer Reklame der Öffentlichkeit zur Kenntnis gebracht wor¬ 
den, sie sind deshalb aber nicht weniger nützlich gewesen. Wenn ich bei 
diesen Details verweile, so deshalb, um die Bevölkerung zu beruhigen, die 
zweifelsohne beunruhigt ist, die aber bereits viele Proben ihrer Kalt¬ 
blütigkeit und ihrer Ruhe gegenüber gewissen Herausforderungen und 
Übertreibungen gegeben hat. 

Wir haben beschlossen, die Garnisonen unserer Befestigungen auf 
ihre Sollstärke zu bringen. Frankreich hat in den letzten Jahren schwere 
Opfer gebracht, um einen Gürtel von Befestigungen zu schaffen, der ihm 
die Garantie der Sicherheit gibt, die es nicht entbehren kann. Es ist 
nun aber nötig, diese Befestigungen mit denen zu bemannen, die sie 
gegen jede Gefahr eines jähen Angriffs benützen sollen. Das ist gesche¬ 
hen, und Sie können in dieser Beziehung Ihre Wähler beruhigen. 

Die Frage ist, ob gegenüber einer Bedrohung — die ich ausschal¬ 
ten will, da ich keinen Grund habe, die offiziellen Erklärungen des 
Oberhauptes eines Nachbarstaates in Zweifel zu ziehen — die Regierung 
nicht auf Grund von Artikel 4o des Wehrgesetzes provisorisch jenen 
Teil der Jahresklasse unter den Fahnen behalten soll, der in den näch¬ 
sten Tagen zur Entlassung kommen sollte. 

Die Regierung hat nicht erst auf Vorschläge hin, die ihr von allen 
Seiten zugegangen sind, diese Frage geprüft. In der Sitzung des Wehr¬ 
ausschusses vom 22 . März ist sie aufgeworfen worden. Aus Gründen, 
die mit der Politik nichts zu tun haben, ist die Entscheidung zurück¬ 
gestellt worden. Eine neue Sitzung des Wehrausschusses wird zum 
5. April einberufen werden. Sie wird die Frage von neuem prüfen. 

Die Regierung wird in Sachen der nationalen Verteidigung ihre 
Pflicht bis zum äußersten zu erfüllen wissen. Sie braucht dazu niemandens 
Belehrungen! Sie wird sich in ihren Entschlüssen allein von der Notwen¬ 
digkeit leiten lassen, die territoriale Integrität Frankreichs zu erhalten, 
und dabei ohne Beeinflussung durch politische Überlegungen nur von 
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technischen Gründen bestimmt werden. Die Regierung legt Wert darauf, 
daß darüber kein Zweifel bleibt. 

Wegen der Frage der Möglichkeit eines Luftangriffs ist der Herr 
Minister für Luftfahrt von den zuständigen Kommissionen gehört wor¬ 
den. Die Luftflotte hat Vorkehrungen getroffen, die die dauernde Be¬ 
reitschaft und die Möglichkeit, jederzeit plötzlich einzugreifen, sichern. 
Was die Frage der Verteidigung von der Erde aus gegen einen Bomben¬ 
angriff aus der Luft betrifft, haben Sie in der laufenden Session das 
Gesetz beschlossen, das den passiven Luftschutz organisiert. 

Die Maßnahmen auf längere Sicht betreffen die Effektiven, die 
Materialrüstungen und die notwendigen Ergänzungen zu dem Programm 
der Befestigungen. Über die Effektiven ist in beiden Kammern eine Aus¬ 
sprache gepflogen worden. Eine unverzügliche, notwendige, provisorische 
Lösung ist in dem Augenblick beschlossen worden, wo sie beschlossen 
werden mußte. Weil sie keine Verzögerung ertrug, hat man die Debatte 
vermieden, die langwierig geworden wäre, da dabei mit Recht das ganze 
Problem der Organisation der Armee aufgeworfen worden wäre. Es war 
eine notwendige Lösung, denn niemand hat bestritten, daß es ein Gebot 
der einfachen Loyalität ist, im Augenblick, wo man eine halbe Jahres¬ 
klasse einstellt, den Rekruten mitzuteilen, daß ihre Dienstzeit verlängert 
werden wird. Es war ajuch eine provisorische Lösung, denn niemand kann 
nach meiner Meinung im guten Glauben behaupten, daß unsere militäri¬ 
sche Organisation nicht revidiert werden muß, und zwar einerseits im Zu¬ 
sammenhang mit der Reorganisation der deutschen Armee, andererseits 
im Zusammenhang mit möglichen internationalen Vereinbarungen. Erst 
im Augenblick, wo der neue Aufbau der deutschen Armee festgelegt sein 
wird, wird Frankreich vielleicht an Stelle seiner gegenwärtigen militäri¬ 
schen Organisation eine neue Organisation zu setzen haben. Wenn diese 
Notwendigkeit einträte, wäre es ein grober Irrtum zu glauben, daß die 
Schwierigkeiten allein durch die Verlängerung der Dienstzeit gelöst wer¬ 
den können. In Wirklichkeit wird die ganze Organisation der Armee 
revidiert werden müssen. 

Was die Materialrüstung angeht, so haben wir auch hier nicht die 
guten Ratschläge anderer abgewartet, um unsere Pflicht bis zum äußer¬ 
sten zu tun und um Sie zu bitten, die Ihre zu tun. Sie haben im Dezem¬ 
ber 800 Millionen Zusatzkredit für Materialrüstungen bewilligt. Im Ver¬ 
laufe dieser Session haben Sie die neue Rate für die Flottenrüstung be¬ 
willigt. Für die Luftrüstungen haben die Kammern schon im Juli 1934 
auf Veranlassung der Regierung eine erste Rate von 980 Millionen Kre¬ 
dite bewilligt. Es ist darauf hingewiesen worden, daß diese Kredite not¬ 
wendig waren, um die Durchführung eines ig 33 von dem Obersten Rat 
für Luftflotte beschlossenen Planes, der ursprünglich auf drei Jahre be¬ 
rechnet war, zu beschleunigen. Der Luftfahrtminister hat den zuständi- 
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gen Kommissionen mitgeteilt, daß es seine Absicht sei, ein Programm 
durchzuführen, das auf eine Luftflotte von 1000 Flugzeugen berechnet 
ist. Die zweite Rate der Kredite wird fällig werden, wenn das Programm 
des Luftfahrtministeriums in seinen Einzelheiten feststeht. Das Gesetz 
vom Jahre 1922 gibt übrigens der Regierung die Vollmacht, während der 
Ferien der Kammern die nötigen Kredite aufzunehmen. Die Regierung 
wird von ihrem Recht Gebrauch machen. Es ist sehr wahrscheinlich, daß 
auch für die Materialrüstungen ein Ergänzungsprogramm notwendig sein 
wird, sei es, um neues Material zu beschaffen, sei es um gewisse Organi¬ 
sationen zu vervollständigen. Die Regierung wird, falls sie es für un¬ 
umgänglich nötig erachtet, die Vollmacht des Gesetzes vom Jahre 1922 
gebrauchen, aber sie legt Wert darauf, zu erklären, daß sie bei der Auf¬ 
nahme von Krediten stets den zwei Faktoren Rechnung tragen wird, die 
sich überstürzten Entscheidungen entgegenstellen. Sie wird stets der nor¬ 
malen Produktionskapazität unserer Industrie Rechnung tragen, denn 
nichts würde für die nationale Verteidigung verhängnisvoller sein, als 
wenn diese Produktionskapazität unserer Industrie überschritten würde. 
Andererseits wird die Regierung mit wachsamer Sorge darüber wachen, 
daß in Zukunft Verschwendungen durch unüberlegte Bestellungen ver¬ 
mieden werden. Es sind in der Vergangenheit zuviel Flugzeugmotoren 
und -teile bestellt worden, die dann nicht zu verwenden waren. Die Re¬ 
gierung wird sich den Druck der Fabrikanten nicht gefallen lassen. 

Was die Befestigungen angeht, so erinnere ich die Kammer daran, 
daß sie im Juli ig 3 /| i ,3 Milharden dafür bewilligt hat. Das Programm 
wird im Augenblick durchgeführt . . . 

Es ist also auf allen Gebieten alles im Gange. Nichts ist vernach¬ 
lässigt worden und nichts wird in Zukunft vernachlässigt werden, um 
die Sicherheit Frankreichs zu gewährleisten. Das ist die wirkliche und 
endgültige Situation. Ich habe auf die leidenschaftlichen Interventionen, 
die in den letzten Monaten an mich herangetragen worden sind, dem 
Lande die ganze Wahrheit sagen wollen. Ich kann das Land mit Recht 
auffordern, das Vertrauen in seine Zukunft zu bewahren, kaltblütig zu 
bleiben und sich nicht unnütz zu beunruhigen. Frankreich steht vor Ta¬ 
ten. Wir haben gehandelt, und Sie haben mit uns gehandelt. 

Wenn wir das alles in Ruhe und Schweigen getan haben — man 
hat es uns vorgeworfen —, so geschah das deshalb, weil das Land vor 
einer großen, langandauernden und hartnäckigen Anstrengung steht, die 
es in den nächsten Jahren auf sich wird nehmen müssen, wenn es seine 
Sicherheit gewährleisten will. Wenn gewisse theatralische Akte aber auch 
die Leidenschaft entflammen mögen, so bezweifle ich doch, daß sie da¬ 
zu, angetan sind, in den Geistern jene kalte Entschlossenheit hervorzu¬ 
rufen, die allein erlaubt, den Notwendigkeiten, vor denen die Nation 
steht, bis zum Letzten gewachsen zu sein . . . 




D. RUSSLANDS ROTER MILITARISMUS 


Nirgends hat die Tendenz zusammengeballter Rüstungen unheimlichere 
Formen angenommen als in der Sowjetunion . Die Grundlinien für die 
Struktur der Sowjetrüstungen lagen mit den Tendenzen des Sowjetregimes 
und den großen Fünfjahrsplänen fest. Diese Fünfjahrspläne waren we¬ 
sentlich Projekte riesiger Materialrüstungen und der Industrialisierung Ruß¬ 
lands zu wehr politischen Zwecken. Die Piatiletka gab der sowjetrussischen 
Armee auch den technologisch-mechanisierten Charakter , der sie kennzeich¬ 
net. Im Jahre 1934/35 ist in der Rüstung der Sowjetunion vorwiegend der 
Ausbau dieser Grundlagen und eine ungemessene Steigerung der Maße und 
Zahlen erfolgt. Der Rechenschaftsbericht des stellvertre¬ 
tenden Kriegskommissars Tuchatschewsky auf dem VII . 
Allrussischen Rätekongreß war eine große Manifestation der Tendenzen der 
Sowjetrüstungen. Der Volkskommissar für Verteidigung verherrlichte den 
Klassencharakter und die Klassenkampfziele des Sowjetheeres, die ft unüber¬ 
windliche revolutionäre Gewalt'* und die offensive Wucht der Sowjetrüstun¬ 
gen. Der schneidend aggressive Charakter der Sowjetrüstungen wurde in allen 
Erklärungen des Rätekongresses scharf unterstrichen. Tuchatschewsky schil¬ 
derte eingehend die Anlage großer, selbstgenügsamer militärischer Rayons, 
ein eigentümlicher Zug des Wehrsystems der Sowjetunion. Das Anwachsen 
der Sowjetarmee auf nahezu eine Million wurde triumphierend von ihm mit¬ 
geteilt. (Diese Verkündigung konnte auf den Entschluß der deutschen Reichs¬ 
regierung vom 16. März 1935 nicht ohne maßgeblichen Einfluß bleiben.) 
Am 22. 2 . 1935 verkündete der Stabschef der Luftstreitkräfte 
Chripin, daß die Sowjetunion die größte Luftmacht der Welt werden 
wolle, und am 25. 2. 1935 gab der Oberbefehlshaber der bal¬ 
tischen Flotte der Sowjetunion G aller die A bsichten neuer 
maritimer Rüstungen des Sowjetstaates bekannt. Die Welt sah hier die Rü¬ 
stung eines Staates zu unheimlichen und bedrohlichen Dimensionen wachsen. 

Rußland auf dem Wege zum Millionenheer 

181 . Rede des stellvertretenden Kriegskommissars M. N. Tuchatschewsky vom 
3 o. i. 1935 auf dem VII. Allrussischen Rätekongreß 

Die Rote Armee besteht zu 4 5,5 0/0 aus Arbeitern. Unter ihren bäuer¬ 
lichen Mitgliedern befinden sich 900/0 Kolchosbauern. Unter diesen Um¬ 
standen versteht sich die Feinfühligkeit, die Aufmerksamkeit, mit der 
die Rote Armee alle Beschlüsse der Partei, ihrer Kongresse und der Ple¬ 
narsitzungen des Zentralkomitees verfolgt, von selbst. Die Rotarmisten 
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sind die ersten, die diese Beschlüsse zur Durchführung bringen. Wir 
können mit Bestimmtheit sagen, daß der politisch-moralische Zustand 
der Roten Armee so gesichert ist wie noch nie. 

Dies kommt nicht allein in dem hohen politischen Niveau und dem 
Klassenbewußtsein der Rotarmisten zum Ausdruck, sondern unter an¬ 
derem auch darin, daß die Rote .Armee buchstäblich Tag und Nacht an 
der Verstärkung der Landesverteidigung, an der Aneignung der gewal¬ 
tigen technischen Ausrüstung arbeitet, die unser Land dem Sowjetheer 
gegeben hat. Das ist, Genossen, eine äußerst schwierige und kompli¬ 
zierte Arbeit. Das Kriegswesen sieht ganz neu aus. Die taktischen Nor¬ 
men und Formen verändern sich. Die Schulungsmethoden und die Un¬ 
terrichtsformen entwickeln sich gleichfalls Jahr für Jahr und nur mit 
Hilfe des größten Enthusiasmus für die kriegerische Ausbildung der 
Roten Armee können diese Aufgaben rechtzeitig gelöst werden. Es ver¬ 
steht sich von selbst, daß als grundlegendes Moment, das unsere Kom¬ 
mandeure und Rotarmisten zur Erlernung des Kriegshandwerks und zur 
Schaffung und Ausbildung neuer Formen des bewaffneten Kampfes be¬ 
wog, in erster Linie die Klassenzusammengehörigkeit, das Verstehen der 
Klassenkampfziele und der Aufgaben, die vor unserer Räteunion hegen, 
anzusehen ist. 

Wir haben in der Armee eine breite Schicht von Parteimitgliedern 
und Jungkommunisten, 49 , 3 °/o. Unter den Offizieren ist diese Zahl be¬ 
deutend höher, sie erreicht 68 ,3 0/0. Prüfen wir die einzelnen Ränge der 
militärischen Führung, so ist ersichtlich, daß unter den Regimentskom¬ 
mandeuren fast 720/0, unter den Divisionskommandeuren 90% und den 
Korpskommandanten ioo°/o der Partei angehören. Zudem hat auch der 
Anteil des proletarischen Elements in allen Rängen der militärischen 
Führung zugenommen. Unsere militärischen Befehlshaber arbeiten Tag 
und Nacht nicht nur an der Hebung ihrer militärischen Ausbildung, son¬ 
dern auch an der Hebung ihrer allgemeinen Bildung. Auch darin haben 
wir bedeutende Resultate erzielt. Über rund i 5 o/o unserer Regiments¬ 
kommandeure und über 5 o% unserer Divisionskommandeure und Korps¬ 
kommandanten haben ihr Studium auf den Kriegsakademien abge¬ 
schlossen . . . 

Wenn wir von der Schulung der Rotarmisten sprechen, so können 
wir nicht umhin, auch von der Arbeit zu reden, die von der Ossoaviachim 
(Gesellschaft zur Förderung der Verteidigung) geleistet wird. Durch sie 
werden Millionen von Arbeitern und Bauern zum Eintritt in die Rote 
Armee vorbereitet, damit sie im Kriegsfall mit guten militärischen Vor¬ 
kenntnissen in die Armee ein treten können. Diese Vorbereitung ist eine 
Aufgabe von hervorragender Bedeutung, und sie wird von unserer Osso- 
aviachim von Jahr zu Jahr mit immer größerer Intensität durchge¬ 
führt. Die Ossoaviachim und die Rote Armee arbeiten Hand in Hand ohne 
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Unterlaß an den Fragen der körperlichen Ausbildung. Diese Frage ist 
außerordentlich wichtig. Es hatte zwar den Anschein, als ersetze die 
Technik die physische Leistung, aber Praxis und Erfahrungen lehren, 
daß sie geistige Beweglichkeit erfordert. Will man ein guter Tankkämp¬ 
fer oder ein guter Flieger sein, muß man Ausdauer haben und physisch 
gestählt sein, und in dieser Hinsicht leisten sowohl die Armee wie die 
Ossoaviachim hervorragende Arbeit . . . 

Genosse Molotow wies in seinem Bericht darauf hin, daß wir „ge¬ 
nötigt waren, die Effektivstärke der Roten Armee zu erhöhen“. Auf wel¬ 
chen Gebieten des Aufbaues der Roten Bauern- und Arbeiterarmee sind 
Änderungen vor sich gegangen, die eine Verstärkung der Effektiven er¬ 
fordern ch machten? 

„Erstens errichteten wir in den letzten Jahren“, so sagte Genosse 
Molotow, „an unseren westlichen und östlichen Grenzen mehr befestigte 
Rayons mit der erforderlichen Ausrüstung.“ Schon auf dem 17. Partei¬ 
kongreß berichtete Woroschilow, daß wir durch befestigte Rayons „un¬ 
sere Westgrenze vom Ladogasee bis zum Schwarzen Meer“ geschützt 
haben, ebenso wie die „gefährdeten Gegenden in unserem Fernen Osten 
in Ostsibirien“. Der Aufbau und die Ausrüstung des größten Teiles die¬ 
ser befestigten Rayons wurden im Jahre 1934 beendet. Die Begehrlich¬ 
keit der Imperialisten, die besonders im Osten sich daran machten, eine 
plötzliche Eroberung unseres Gebietes, insbesondere des Küstengebietes, 
vorzubereiten, nötigte uns, mit allem Ernst an die Frage der Schaffung 
von Garnisonen zum Schutze der befestigten Rayons heranzugehen. Wel¬ 
che Bedeutung hätten die Eisenbetonausrüstungen und gewaltigen Ge¬ 
schütze, wenn es in ihnen keine Menschen gäbe, die die Geschütze bedie¬ 
nen und die Befestigungen verteidigen. Diese Befestigungen sind nahe 
an der Grenze gelegen. Wir waren gezwungen, damit unsere Feinde nicht 
ungestraft ein fallen können, zahlreiche Garnisonen anzulegen, sie in den 
befestigten Rayons unterzubringen und mit Kasernen und den elemen¬ 
taren Notwendigkeiten des kulturellen Lebens zu versehen. Diese be¬ 
festigten Rayons mußten oft in unbevölkerten, öden Gegenden erbaut 
werden. Es versteht sich von selbst, daß die Schaffung solcher besonde¬ 
rer Garnisonen bei der großen Ausdehnung unserer Grenzen einmal eine 
erhebliche Stärkung der Armee und zweitens einen großen Geldaufwand 
erforderlich machte. Leider hinderte uns die Lage der Dinge, den Zeit¬ 
punkt für die Fertigstellung dieser Verteidigungsmittel hinauszuschieben. 

Zudem erforderte der Abschluß des Ausbaues einer Reihe von Stütz¬ 
punkten des Küstenschutzes im Baltischen und Schwarzen Meer ,,im 
Rayon Murmansk und insbesondere im Fernen Osten“ — worüber Wo¬ 
roschilow auf dem 17. Parteikongreß berichtete — im Jahre 1934 einen 
bedeutenden Aufwand an Menschen und Geld. 

Ferner „wird unsere Marine vermehrt, und zwar an Schiffstypen, 
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vor allem Unterseebooten, deren militärischer Zweck eindeutig ist“, wie 
Genosse Molotow sagte. Die größte Anzahl der Unterseeboote wurde 
1934 fertiggestellt, was nicht nur die Aufstellung von Besatzungsmann¬ 
schaften, sondern auch eine Vermehrung der U-Boot-Häfen erforderte. 
Auch dies erforderte wieder Menschen und Geld. 

Endlich erforderte auch die Entwicklung der Luftflotte, der Tanks 
und Artillerie die zahlenmäßige Verstärkung der Armee. 

Konnten wir uns denn mit der alten Verteilung der neuesten tech¬ 
nischen Waffen begnügen, mit der Verteilung, wie sie noch vor den 
Komplikationen im Fernen Osten bestand? Natürlich nicht. Angesichts 
der ungeheuren Ausdehnung unseres Gebiets ist es uns nicht möglich — 
wie z. B. Deutschland in den Jahren 1914 bis 1918 —, zwischen der 
östlichen und westlichen Front zu manövrieren. 

Im Jahre 191 4 warf das deutsche Armeekommando im Laufe von 
sechs bis sieben Tagen sechs Infanteriedivisionen von der französischen 
Front nach Ostpreußen. In zehn bis fünfzehn Tagen hat die deutsche 
Heeresleitung ganze Armeen von einer Front zur andern geworfen. 

Anders ist es bei uns. Wenn z. B. die Deutschen beim Transport einer 
Infanteriedivision durch die Eisenbahn bis Lüttich ungefähr i 5 Milho¬ 
nen Kilometertonnen brauchten, so brauchen wir für die Verschiebung 
einer gleichen Division aus Moskau nach Wladiwostok 200 Millionen 
Kilometertonnen. Daher können wir mit schnellen Verschiebungen gro¬ 
ßer Heeresmassen auf den inneren Linien nur in sehr beschränktem 
Maße rechnen. Sowohl unsere östlichen wie westlichen Grenzgebiete müs¬ 
sen ihre eigene starke Stellung haben. 

Nicht einmal die Luftwaffe, diese beweglichste und in der Bewe¬ 
gung selbständigste Waffengattung erlaubt, die Flugzeuge je nach Be¬ 
darf von der einen Front nach der andern Front, vom Westen nach 
Osten zu werfen. Wir haben daher im Fernen Osten vollständig selb¬ 
ständige Flugzeug-, Tank-, Artillerie- und sonstige Formationen schaf¬ 
fen müssen. Der Aufbau der Kaders solcher neuer Formationen ist etwas 
sehr Schwieriges und verlangt große Sorgfalt. Wir haben viel Arbeit 
daran gewandt und waren schließlich 1934 so weit, daß wir eine Beihe 
von neuen Formationen einsetzen konnten. Bei der Unterbringung die¬ 
ser Formationen im Fernen Osten begegneten wir ungeheuren Schwie¬ 
rigkeiten. Im vergangenen Jahre mußten wir eine ganze Reihe von 
Gamisonstädten bauen und ein kompliziertes Verteidigungssystem or¬ 
ganisieren. 

Es versteht sich von selbst, daß die Effektivstärke der Roten Armee 
von etwas unter 600 000 Mann, über die wir in den letzten Jahren nicht 
hinausgingen, den neuen Anforderungen des Grenzschutzes nicht mehr 
genügen konnte. Unter diesen Umstanden ist von der Regierung die 
Effektivstärke der Roten Armee auf 940 000 Mann festgesetzt worden 
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und die Rote Armee hatte Ende 1934 diese Stärke auch erreicht. Nur 
die Entwicklung der Technik, die Mechanisierung einer ganzen Reihe 
von Prozessen erlauben uns die Beschränkung auf die genannte Effek¬ 
tivstärke. Die Zarenarmee z. B. zählte vor dem Kriege im Jahre igi 4 
1 458 762 Mann . . . 

An Stelle der für 1934 vorgesehenen i 665 Millionen Rubel be¬ 
trugen die Ausgaben des Volkskommissariats für Verteidigung 5 Mil¬ 
harden Rubel. Für das Jahr 1935 beträgt der Voranschlag des Volks¬ 
kommissariats für Verteidigung 6,5 Milliarden Rubel. Obwohl diese Zah¬ 
len hoch sind, verbrauchen wir für die Stärkung der Verteidigung 
einen weitaus geringeren Teil des gesamten Staatsbudgets als jedes der 
großen kapitalistischen Länder. Unsere Wehrausgaben machen 10% des 
gesamten Staatsbudgets 1 ) aus, während sie in Japan 46 , 5 0/0, in Polen 
4 o% usw. betragen . . . 

In ihrer ganzen Größe erhebt sich vor uns die Frage der Führung. 
Es genügt nicht, einen beweglichen Apparat zu haben, und Leute, von 
denen jeder einzelne ihn technisch anzuwenden versteht; man braucht 
auch noch Menschen und Organisationen, die vorbereitet sind, die Füh¬ 
rung der Kämpfe und militärischen Operationen zu übernehmen; man 
braucht Menschen, die angesichts einer ganz neuen Technik, in einem 
bisher ungekannten Tempo, sozusagen blitzartig, umlernen. Diese Auf¬ 
gabe ist nicht einfach 1 Wir haben uns in der Zeit des Bürgerkrieges 
daran gewöhnt, die Kavallerie als die schnellste Waffengattung zu be¬ 
trachten; bis dahin war die Mehrzahl von uns nur mit den Operationen 
der Infanterie vertraut; es ist schwer, sich umzustellen und die Beweg¬ 
lichkeit der Flugzeuge und unserer mechanisierten Truppen richtig aus¬ 
zunutzen. Das ist ein sehr schweres Problem und wir arbeiten mit be¬ 
sonderer Intensität an den Fragen der Kampfführung, der organischen 
Zusammenfassung und des Zusammenwirkens der einzelnen Waffengat¬ 
tungen, von denen keine für sich allein einen vollen Effekt erzielen kann. 

Das Hauptaugenmerk unserer Kampfausbildung im Jahre 1935 ist 
auf die Bewältigung der Technik und auf die Kunst der beweglichen 
Führung der gesamten Truppe während des Kampfes gerichtet. Wir 
haben infolgedessen schon heute nichts mehr mit der unelastischen 
schwerfälligen, plumpen Zarenarmee gemein. Von ihrer Unvollkommen¬ 
heit ist unsere Armee weit entfernt. Aber das bisher Erzielte befriedigt 
uns noch ganz und gar nicht. Wir haben uns für das Jahr ig 35 zur 
Aufgabe gemacht, den technischen Apparat, über den wir verfügen, zu 
100 0/0 auszunutzen, alle die Kraft aus ihm zu schöpfen, die er zu geben 
vermag. Darin besteht der Haupteinsatz für unseren Sieg. 

Unsere Rote Arbeiter- und Bauernarmee ist stark. Ihre politische 


*) das ganz anderen Charakter hat als das der anderen Staaten. (Anm. d. Hrsg.) 
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Macht und ihre revolutionäre Gewalt ist unüberwindlich, und das er¬ 
fordert, daß wir den Kampf so führen und die Technik so auszunutzen 
verstehen, daß es in der Welt keine andere Armee mehr gibt, die ihr 
gleichkommt . . . 

Der Krieg gegen uns, Genossen, wird in verstärktem Tempo vor¬ 
bereitet. Wir in der Roten Armee wissen das, wir sind voller Wachsam¬ 
keit und bereiten uns auf die Verteidigung vor. Mögen unsere Feinde 
die Festigkeit unserer Grenzen auf die Probe stellen. Unser Bauern- und 
Arbeitervolk wird sich wie ein Mann zur Verteidigung des Landes er¬ 
heben; unsere mächtige Rote Armee aber, mächtig durch ihren revolu¬ 
tionären Enthusiasmus, unter der eisernen Führung Klim Woroschilows, 
unter der Fahne der Kommunistischen Partei, mit unserem großen 
Stalin an der Spitze, wird die Interventionisten zuschanden machen und 
den Sieg über die Feinde der Oktoberrevolution davon tragen. 



E. JAPANS SYSTEM DER TOTALEN 
NATIONALEN VERTEIDIGUNG 


Das japanische Reich hat mit der Begründung des Kaiserreichs Man- * 
dschukuo, das unter seinem Schutz steht, den großen Einsatz gewagt und ist 
seitdem in einer ungeheuren Anstrengung begriffen, um sich eine über¬ 
ragende Machtstellung im Fernen Osten aufzubauen. ,,Japan lebt unter dem 
Ausnahmezustand“: so versuchte eine Broschüre des japanischen Kriegs¬ 
ministeriums „Die Bedeutung der nationalen Verteidigung“, die im Oktober 
193U veröffentlicht wurde , die Situation zu umschreiben. Mit dieser 
Broschüre wollte das Kriegsministerium das Volk auf rufen, alle Kräfte 
in einer großen Anspannung der nationalen Energien zusammenzufassen . 
Die Broschüre hat den Unwillen „der Politiker“ erregt, die über die „Ein- 
mischung“ der Militärs in die Politik klagten. Es wäre ein Irrtum, die 
Broschüre als die einheitliche Auffassung des japanischen Volkes und der 
japanischen Staatsführung aufzufassen. Aber sie bleibt eine bedeutsame Kund¬ 
gebung für eine totale Wehrpolitik, das heißt für die Ausrichtung des ge¬ 
samten Daseins der Nation auf die kriegerischen Notwendigkeiten und auf 
die großen Ziele, die Japan in der Anspannung der Jahre des „Ausnahme¬ 
zustandes“ erreichen will. „Die nationale Verteidigung und die allgemeine 
Politik sind unauflöslich miteinander verbunden“, stellt die Broschüre als 
leitenden Grundsatz fest. Sie zeichnet das Bild der internationalen Lage vom 
Gesichtspunkt der Forderungen Japans als Vormacht des Fernen Ostens; sie 
verlangt die organisatorische Vorbereitung der Kriegswirtschaft, ja die Um¬ 
bildung des ganzen nationalen Lebens um der Stärkung der nationalen Ver¬ 
teidigung willen. In der militärischen Revolution der Welt , die im Jahre 
193h — 35 statthatte , nimmt diese Broschüre des japanischen Kriegsministe¬ 
riums einen wichtigen Platz ein. 

Krieg und nationale Politik 

182 . Die Broschüre des japanischen Kriegsministeriums vom Oktober ig 34 
über die Bedeutung der nationalen Verteidigung 

Als Ursprung der Schöpfung und Erzeuger der Kultur bestimmt 
der Kampf die Quellen und die Entwicklung des Lebens. Er gibt der 
Kultur, die Einzelwesen und Völker hervorbringt, die Impulse. Der 
Kampf, wie wir ihn auffassen, ist nicht die Zerstörung des Menschen 
durch den Menschen, nicht die gegenseitige Zerfleischung von Völkern 
und Staaten und erst recht nicht eine brutale Schlächterei. In diesem 
Sinn ist er lediglich die unausweichliche Konsequenz despotischer Ge- 
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walt. Aber unser Volk, das das Lebensrecht aller Wesen anerkennt und 
an der unendlichen Schöpfung und ihrer Entwicklung teilhat und es 
als eine ihm vom Himmel auferlegte Pflicht ansieht, am Fortschritt der 
Menschheit mitzuwirken, würde sich niemals bereit finden, einen Kampf 
in diesem Sinne zu führen. Der Anspruch auf Gerechtigkeit und das 
Bestreben, die despotischen Tendenzen, die die schöpferische Arbeit hin¬ 
dern, außer Kraft zu setzen und den Lebensprinzipien, die das Weltall 
beherrschen, unterzuordnen: das sind die unserem Reich gesetzten Auf¬ 
gaben, für deren Erfüllung die kaiserliche Armee volle Verantwor¬ 
tung trägt. 

Die Verteidigung unseres Landes macht es uns zur Aufgabe, dem 
Kampf diesen Sinn wiederzugeben. 

Die Verteidigung des Landes stellt den ursprünglichen vitalen Pro¬ 
zeß dar, auf dem die Entwicklung und Entstehung des Staates beruht. 
Die nationale Politik der Verteidigung des Landes muß daher auf eine 
Organisation des Staates und der Gesellschaft hinzielen, die ermöglicht, 
die lebendigen Kräfte des Volkes bis zum Äußersten zu steigern. 

Bis zum Weltkrieg war die Vorstellung von der nationalen Vertei¬ 
digung außerordentlich eng begrenzt. Sie beschränkte sich auf die Vor¬ 
stellung des bewaffneten Kampfes. Der Krieg wurde daher lediglich als 
eine Angelegenheit der militärischen Streitkräfte angesehen; die Bevöl¬ 
kerung nahm an der nationalen Verteidigung lediglich als Stützpunkt 
für die Etappe teil. 

Die außerordentlichen Fortschritte in Wissenschaft und Technik 
zusammen mit der zunehmenden Verwirrung der internationalen Bezie¬ 
hungen haben den Maßstab des Krieges vergrößert und das Gebiet der 
Kriegführung erweitert. Parallel mit den Dimensionen des rein militäri¬ 
schen Krieges haben sich die des diplomatischen, wirtschaftlichen und 
ideologischen Kampfes entwickelt. Will man also siegen, so erscheint 
die Vereinigung aller Elemente, die den Zwecken des Krieges dienen, 
und die Vorbereitung eines Systems einheitlicher Lenkung all dieser 
Elemente schon in Friedenszeiten als eine unausweichliche Notwendig¬ 
keit. Zu diesen Elementen muß auch die allgemeine Mobilisierung der 
lebendigen Kräfte des Staates gerechnet werden. Diese Idee wurde un¬ 
mittelbar nach dem Weltkrieg mit Nachdruck propagiert; auf ihr be¬ 
ruht das Prinzip, daß Volk und Armee gleichermaßen am kriegerischen 
Kampfe teilnehmen. 

Die Weltwirtschaftskrise und die im Gefolge des Weltkrieges ent¬ 
standene Verwirrung der internationalen Beziehungen haben in einem 
solchen Maße zur politischen und wirtschaftlichen Blockbildung zwischen 
einzelnen Staaten geführt, daß der internationale Existenzkampf einen 
Zustand äußerster Anspannung hervorgerufen hat. 

Überall werden schon in Friedenszeiten heftige wirtschaftliche und 
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ideologische Kämpfe ausgetragen; ohne den Zusammenschluß aller le¬ 
bendigen Kräfte des Landes ist die Niederlage nicht nur auf den eigent¬ 
lichen Schlachtfeldern, sondern auch auf dem Gebiet des internationalen 
Wirtschaftskampfes unausweichlich. Daher müssen die alten Vorstellun¬ 
gen in dieser Hinsicht aufgegeben und neue Wege eingeschlagen werden. 
Unsere Führer sind sich auch über die Notwendigkeit tiefgreifender Um¬ 
wälzungen klar; die alte Auffassung des Wehrsystems, lediglich als be¬ 
waffnete Verteidigung, gehört zu den überlebten Vorstellungen . . . 

Seit einiger Zeit haben manche Menschen sich an die Vorstellung 
gewöhnt, daß internationale Konflikte keineswegs unvermeidbar sind 
und daß die Situation auf rein diplomatischem Wege verbessert wer¬ 
den könnte. Diese optimistischen Anschauungen stammen von Menschen, 
die sich über die wirkliche Weltlage nicht klar sind, und das Volk darf 
sich von diesen, milde ausgedrückt, illusorischen Vorstellungen nicht 
irreführen lassen. 

Will man die Kräfte der nationalen Verteidigung wirksam gestal¬ 
ten, hat man zwischen zwei Lösungen: der passiven und der aktiven Ver¬ 
teidigung zu unterscheiden. 

Man kann sich leicht klarmachen, was passive nationale Verteidi¬ 
gung ist, wenn man sich daran erinnert, daß zu Beginn der Ereignisse 
in der Mandschurei das Gewicht der zur Verteidigung bereiten Kräfte 
unseres Reiches die Sowjetunion, die in der Verwirklichung ihres Fünf¬ 
jahresplans begriffen war, abgehalten hat, einzugreifen. Ebenso haben 
dank der bloßen Existenz unserer Flotte die Drohungen Stimsons zu 
keinem praktischen Ergebnis geführt. 

Man begreift in diesem Zusammenhang, warum Amerika soviel dar¬ 
an Hegt, eine Flotte zu schaffen und zu erhalten, die der japanischen 
überlegen ist, und warum Sowjetrußland danach strebt, die größte 
Armee der Welt zu haben. 

Der Wunsch der Vereinigten Staaten, eine große Flotte zu haben 
und zu erhalten, erklärt sich vor allem aus der Tatsache, daß sie um 
jeden Preis die Monroedoktrin aufrechterhalten und das Prinzip der 
,,Offenen Tür“ in China verteidigen wollen. Die amerikanische Diplo¬ 
matie könnte mit einer Flotte, die imstande wäre, die unsere zu vernich¬ 
ten, über die Probleme des Fernen Ostens mitreden. Auch Japan muß, 
wenn es seine Sendung der Bewahrung des Friedens in Ostasien ehren¬ 
voll erfüllen will, über ausreichende Seestreitkräfte verfügen, um jeden 
schlagen zu können, der den Versuch macht, es an der Erfüllung dieser 
Sendung zu verhindern. 

Die Sowjetunion verfügt über eine ungeheuer große „Rote Armee' 4 . 
Sie benötigt sie, um ihre Politik der Verbreitung des Weltbolschewismus 
durchführen zu können. Da es sich zudem in letzter Zeit erwiesen hat, 
daß die mit Macht betriebenen Anstrengungen zur Verstärkung ihrer 
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Rüstungen in erster Linie gegen unser Land gerichtet sind, ist Japan 
genötigt, seinerseits alle Verteidigungsmöglichkeiten so zu verstärken, 
daß es in der Lage ist, alle Versuche der Bolschewisierung des Fernen 
Ostens vereiteln zu können. 

Der Einsatz der Wehrkräfte eines Landes setzt die Verwendung der 
tatsächlich vorhandenen, nicht nur der potentiellen Kräfte voraus. In 
den Fällen, wo der bloße Besitz der nationalen Verteidigungsmittel nicht 
ausreicht, das Ziel zu erreichen, die übrigen Länder nämlich in Schach 
zu halten, und eine andere Macht zur Herausforderung übergeht, folgt 
daraus zwangsläufig die aktive Verteidigung, d. h. der Krieg. 

Der Schwerpunkt des Krieges liegt naturgemäß bei dem bewaffne¬ 
ten Kampf. Aber, wie wir schon dargelegt haben, ist der moderne Krieg 
kein einfaches Unternehmen mehr, das lediglich durch den Einsatz der 
militärischen Kräfte entschieden werden kann. Um den Feind zu schla¬ 
gen, muß man ihn in seinen gesamten Lebensenergien treffen. Daher 
spielt der politische, wirtschaftliche und ideologische Kampf als Mittel 
der Kriegführung keine geringere Rolle als der Einsatz der bewaffneten 
Streitkräfte . . . 

Das menschliche Element ist unter den Elementen der Kriegfüh¬ 
rung von allergrößter Wichtigkeit und nimmt unter den Elementen des 
Wehrsystems den ersten Platz ein. Es bedarf keiner näheren Erklärung, 
wie beim menschlichen Element geistige und materielle Kräfte Zusam¬ 
menwirken. 

Im internationalen Kampf um das Dasein bekommt das mensch¬ 
liche Element seine Bedeutung durch seinen Glauben an die Gerechtig¬ 
keit und einen unausbleiblichen Sieg. ,,Der Sieg ist immer bei den¬ 
jenigen, die ihre Sache gerecht führen und von ihrem Sieg überzeugt 
sind.“ Diese Worte sind das Glaubensbekenntnis des wahren Soldaten, 
und dieses Prinzip muß unter allen Umständen den Kampf der Länder 
der Welt miteinander erfüllen . . . 

Will man, daß der Soldat mutig in den Kampf zieht, so darf er 
durch keine Sorgen belastet sein. Es ist daher unerläßliche Notwendig¬ 
keit, das materielle Existenzniveau der Bevölkerung zu stabilisieren, da¬ 
mit der Kampf für die Interessen des Vaterlandes mit Selbstaufopferung 
geführt werden kann. Daraus geht hervor, daß die nationale Verteidi¬ 
gung und die allgemeine Politik des Landes unauflöslich miteinander 
verbunden sind. 

Wie wir im Vorhergehenden schon ausgeführt haben, kann man 
vom Gesichtspunkt der modernen nationalen Verteidigung die Sowjet¬ 
republik nicht ohne Bewunderung betrachten, vor allem, wenn man den 
beträchtlichen Umfang ihrer Organisation und ihrer potentiellen Ener¬ 
gien berücksichtigt. Und doch setzen die mangelnde Stabilität der Le¬ 
benshaltung des Volkes in der Sowjetunion, seine Armut, die sich auf 
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die dem Kommunismus innewohnenden Mängel zurückführen läßt, und 
die ungerechte Herrschaft über das Land, seine nationalen und geisti¬ 
gen Kräfte im Wert herab. Die Unzufriedenheit der Massen vernichtet 
das Zusammengehörigkeitsgefühl innerhalb des Volkes und zerstört — 
was außerordentlich wichtig ist — den Glauben an den sicheren Sieg . . . 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt beziffert sich die Bevölkerung des 
eigentlichen Japan auf 62 Millionen Menschen. Das gesamte japanische 
Reich ist von nicht weniger als 92 Millionen Menschen bewohnt, und 
wenn man den Plan eines gemeinsamen militärischen Vorgehens mit 
Mandschukuo ins Auge faßt, kommt man auf die Zahl von 120 Millio¬ 
nen. Das bedeutet, daß Japan ein großes Land ist, das im Hinblick auf 
das verfügbare Menschenmaterial weder Sowjetrußland noch Amerika 
nachsteht, und daß es sich, unter diesem Gesichtspunkt betrachtet, in 
einer sehr günstigen Lage befindet. 

Der Sowjetstaat besteht aus etwa 180 verschiedenen Nationalitäten, 
zwischen denen ein heftiger Nationalhaß besteht. Die Ukraine mit ihrer 
Bevölkerung von 3 o Milhonen ist von dem Wunsch beseelt, bei gün¬ 
stiger Gelegenheit ihre Selbständigkeit wiederzuerlangen. Was die Schwie¬ 
rigkeiten betrifft, die die Juden in Deutschland verursachen — Insekten 
auf einem Löwenkörper —, so genügt eine Betrachtung der Politik, die 
Hitler in dieser Beziehung mit Konsequenz durchführt, um sich über 
die Bedeutung dieser Schwierigkeiten klar zu werden. Auch die Vereinig¬ 
ten Staaten stellen ein Völkergemisch dar, und die 12 Millionen Neger 
bedeuten unter diesem Gesichtspunkt die größte Belastung für sie. 

Man darf nicht außer acht lassen, daß es in einem modernen Kriege 
zur ideologischen Strategie gehört, den Haß unter den einzelnen Volks¬ 
schichten eines Landes zu schüren und die partikularen Bestrebungen 
und die Strömungen, die auf die Zerstörung der Einheit des Staates 
hinarbeiten, zu unterstützen. Es kommt daher in der Politik der na¬ 
tionalen Verteidigung auf nichts so sehr an als auf das vitale Element 
des Staates . . . 

Die gegenwärtige Periode ist durch die Bildung mehr oder weniger 
geschlossener Wirtschaftsgebiete charakterisiert. Der Übergang der an¬ 
deren Mächte zum Protektionismus macht eine Politik unsererseits zur 
Notwendigkeit, die sich auf Repressalien gründet. Es ist daher notwendig, 
die Ein- und Ausfuhr zu kontrollieren und sogar gelegentlich gewisse 
Einschränkungen in bezug auf Preis und Menge vorzunehmen. 

Die Versorgung mit guten Waren zu angemessenen Preisen ent¬ 
spricht den Bedürfnissen der Masse der Verbraucher, und diese machen 
den größten Teil der Weltbewohner aus. Von diesem Gesichtspunkt aus 
befindet sich unser Land mit seinem verhältnismäßig niedrigen Lebens- 
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Standard in einer günstigen Lage. Ganz anders liegt der Fall zum Bei¬ 
spiel bei England und Holland, die uns gegenüber in dieser Hinsicht 
offenkundig im Nachteil sind. Um der sie beherrschenden Oligarchie 
einen Profit zu sichern, zwingen diese Länder die eingeborene Bevöl¬ 
kerung ihrer Kolonien, sehr teuere Lndustrieprodukte zu kaufen. Dies 
widerspricht ganz offenkundig den alle rein fachsten Grundsätzen der 
Moral. In dieser Hinsicht decken sich die Interessen des japanischen Rei- 
ches mit den Interessen der breiten Massen der ganzen Welt, und so 
kommt auch vom Standpunkt der Moral zweifelsohne Japan der schließ- 
liche und endgültige Sieg zu. 

Wenn in Zukunft die Mächte weiter ihren unredlichen Konkurrenz¬ 
kampf fortsetzen, würde sich das Reich dazu gezwungen sehen, unter 
gewissen Umständen zu den Waffen zu greifen, sei es auch nur, um 
der Ausbeutung ein Ende zu bereiten und die Gerechtigkeit wiederher¬ 
zustellen. 

Betrachten wir die Wirtschaft von innen, so ergibt sich für sie die 
Aufgabe, durch die ausreichende Versorgung mit Gütern die Verteidi¬ 
gung mit den Waffen und alle anderen Formen der nationalen Ver¬ 
teidigung zu sichern. Ein besonderer Hinweis darauf ist überflüssig, daß 
in dieser Hinsicht der Wirtschaft in Ergänzung der geistigen Faktoren 
eine außerordentlich große Bedeutung zukommt. 

Zur Aufrechterhaltung und Hebung des Lebensstandards der Bevöl¬ 
kerung, zur Aufstellung der unentbehrlichen Streitkräfte müssen unge¬ 
heure Mittel zur Verfügung stehen. Daher erweist sich die Schaffung 
eines Wirtschaftssystems, das imstande ist, eine derartige Belastung zu 
ertragen, von außerordentlicher Bedeutung. Hierauf muß in dem Aus¬ 
nahmezustand, in dem wir gegenwärtig leben, ganz besondere Aufmerk¬ 
samkeit verwandt werden. Dank den freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen Japan und Mandschukuo ist Japan gegenwärtig in der Lage, 
jeder internationalen Rivalität die Stirn zu bieten. Wie bereits ausge¬ 
führt, verfügt unser Land, was das Menschenmaterial betrifft, über bei¬ 
spiellose tatsächliche und potentielle Kräfte. Die Organisation und Lei¬ 
tung dieser Masse von 120 Millionen Menschen, die effektive Ausnüt¬ 
zung der vorhandenen natürlichen Hilfsquellen zum Zwecke einer wirk¬ 
samen Vorbereitung des Wirtschaftskrieges müssen daher im Mittelpunkt 
unserer Verteidigung auf wirtschaftlichem Gebiet stehen . . . 

Die Aufgabe der bewaffneten Macht, die die Grundlage der Ver¬ 
teidigung des Landes darstellt, besteht darin, die Welt mit dem Grund¬ 
gesetz der Bestrebungen des Reichs bekannt zu machen. Dieses Gesetz ist 
das Schwert, das das Böse bestraft und das Gute triumphieren läßt. 
Dieses Schwert, das Symbol der Gerechtigkeit, duldet keinen Vergleich 
mit den Prinzipien gewisser anderer Länder, deren Handlungen auf einer 
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egoistischen Gewaltherrschaft und dem Wunsch, über Schwächere zu 
herrschen, beruhen . . . 

Das Reich steht im Augenblick vor der Schwelle dessen, was wir 
die Krise von 1 935/36 nennen wollen; bei der Flottenkonferenz darf 
uns kein Opfer davon abhalten, die absolute Souveränität des Landes 
zu sichern; es darf auf keinen Fall geschehen, daß ein Abkommen auf 
der Grundlage einer bestimmten Proportion zwischen den Flottenstär¬ 
ken der einzelnen Staaten getroffen wird. 

Die nationale Verteidigung ist, wie wir nicht müde werden zu wie¬ 
derholen, die Grundlage des Lebens und der Entwicklung des Staates; 
sie bedeutet daher, um es anders auszudrücken, eine absolute Notwen¬ 
digkeit. Daher ist die Einmischung anderer Staaten völlig unzulässig. 
Allein vom Gesichtspunkt des Prestiges eines unabhängigen Staates ist 
die Anmaßung fremder Staaten abzulehnen, uns eine bestimmte Ver¬ 
hältniszahl für unsere Land- oder Seestreitkräfte vorzuschreiben. Außer¬ 
dem würde die Vermehrung oder Verminderung dieser Kräfte für uns 
den Charakter eines Sieges oder einer Niederlage in unserer China- und 
pazifischen Politik bedeuten. 

Es ist überflüssig, sich weitschweifig über die Ursachen dieser Lage 
zu verbreiten. Alles in allem erklärt sich der Anspruch der Vereinigten 
Staaten auf eine der unseren überlegene Flotte daraus, daß die Ver¬ 
einigten Staaten an der Schaffung einer Seemacht arbeiten, die die un¬ 
sere zu schlagen in der Lage ist, was ihnen ermöglichen würde, in der 
chinesischen Politik ihren Willen durchzusetzen. Diese Behauptung be¬ 
ruht weder auf einem Gerücht, noch auf einer Hypothese. Hat nicht 
Flottenkommandeur Ebery öffentlich erklärt, „daß zur Verteidigung der 
Monroedoktrin der Besitz einer defensiven Flotte genügt, daß aber 
Amerika eine offensive Flotte braucht, um die Politik der ,Offenen Tür* 
in China durchzusetzen"? 

China hat seine Politik noch nicht aufgegeben, deren Grundsatz ist, 
„Barbaren durch andere Barbaren mattzusetzen". Es versteht die wahren 
Beweggründe des japanischen Reiches nicht, das nur den Frieden im 
Fernen Osten will. Seine Politik besteht mit anderen Worten darin, bei 
anderen Mächten Hilfe zu suchen und Japan weiter zu boykottieren . . . 

Aus den Erfahrungen früherer Konferenzen geht eindeutig hervor, 
daß bei jedem Zurückweichen Japans vor dem Druck Englands oder 
Amerikas eine antijapanische Bewegung in China zum Ausbruch kam, 
so daß jedesmal ein Eingreifen des japanischen Reiches notwendig 
wurde. 

Anschließend sei festgestellt, daß die zukünftige Haltung Chinas 
gegenüber Japan davon bestimmt sein wird, ob die Forderungen des ja¬ 
panischen Reiches bei der nächsten Flottenkonferenz durchgesetzt wer- 



182] Japans System der totalen nationalen Verteidigung l\2\ 

den. Im Grunde hängt die Erhaltung des Friedens im Fernen Osten 
völlig vom Ausgang dieser Verhandlungen ab . . . 

Das Jahr 1987 ist das Jahr der Verwirklichung des zweiten Fünf¬ 
jahrsplans. In den letzten Jahren hat die Sowjetunion mit all ihren 
Nachbarn mit Ausnahme von Japan und China Nichtangriffspakte ge¬ 
schlossen. Sie ist dem Völkerbund beigetreten und arbeitet gegenwärtig 
auf ein Ostlocamo hin. Das bedeutet, daß sie von Westen her kaum 
mehr einen Angriff zu fürchten hat. Das erlaubt ihr, ihre gesamten 
Kräfte zur Durchführung ihrer Politik in Ostasien einzusetzen . . . 

Trotz der von allen Völkern nach dem Kriege gemachten Anstren¬ 
gungen steht die Welt nach dem Willen eines unerbittlichen Geschicks 
am Anfang außergewöhnlich schwerer Zeiten. Infolge der Vorgänge in 
der Mandschurei und des Ausscheidens Japans aus dem Völkerbund ist 
das Japanische Reich in diese Schwierigkeiten mit hereingezogen wor¬ 
den. Dieser Ausnahmezustand ist eine Japan auferlegte Prüfung, die es 
glorreich bestehen wird. 

Wir müssen mit größter Aufmerksamkeit darüber wachen, daß wir 
nicht in eine unentschiedene und nur mit Behelfsmaßnahmen arbeitende 
Politik hineingleiten, die nur zu einer vorübergehenden Beruhigung füh¬ 
ren könnte. Wir müssen freudig unser Schicksal auf uns nehmen und 
bereit sein, die großen Pläne für die Politik des Japanischen Reiches 
auf Jahre im voraus zu umreißen. 

Als Folge der Fortschritte der Wissenschaft in den letzten Jahren 
ist der Krieg als solcher wie der internationale Kampf ums Dasein im¬ 
mer mehr zu einer Angelegenheit der technischen Organisation geworden. 

Wir müssen daher danach streben, daß unsere nationale Verteidi¬ 
gung alle Defensivkräfte des Landes wirksam einsetzt . . . 

Betrachtet man alle Kriege des 20. Jahrhunderts, so gelangt man 
zur Feststellung, daß sie in dem Wirtschaftssystem der betreffenden 
Staaten keine allzu großen Veränderungen mit sich brachten, auch wenn 
sie von der ganzen Nation geführt wurden. Der Grund hierfür ist, 
daß es bei diesen Kriegen nur auf die militärischen Streitkräfte und 
einen verhältnismäßig geringen Rüstungsbedarf ankam. Nur der Welt¬ 
krieg bildet in dieser Beziehung eine Ausnahme. Er unterscheidet sich 
von den vorhergegangenen Kriegen besonders dadurch, daß der Rü- 
stungs- und Armeebedarf in ihm ein bisher unbekanntes Ausmaß er¬ 
reicht hat. Außerdem wurden jeder Art von Austausch zwischen den 
kriegführenden Ländern und der ganzen übrigen Welt Hindernisse ent¬ 
gegengestellt, die in gewissen extremen Fällen zur Verwirklichung einer 
vollkommenen Blockade führten. 

Aus diesen Betrachtungen geht hervor, daß es unbedingt nötig ist, 
schon vor dem Ausbruch eines bewaffneten Konfliktes die vorhandenen 
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oder potentiellen Kräfte, die für den Krieg unentbehrlich sind, in Be¬ 
reitschaft zu halten. Die Veränderungen, die sich hieraus für die Or¬ 
ganisation der Wirtschaft ergeben, sind nicht unbedeutend . . . 

All die Erfahrungen des Weltkrieges zeigen eindeutig, daß und auf 
welche Weise die nationale Wirtschaft vom militärischen Standpunkt aus 
und in Hinsicht auf einen künftigen Krieg vorbereitet werden muß. 
Wenn es an dieser Vorbereitung fehlt, wird das Land nicht nur in große 
Schwierigkeiten geraten, sondern auch Gefahr laufen, besiegt zu werden. 
Aus diesem Grunde müssen Regierung und Volk schon in Friedenszeiten 
gemeinsam an dem Aufbau der nationalen Verteidigung arbeiten. 

Die wesentlichen Elemente dieser Vorbereitung sind: Unterstützung 
aller Unternehmungen, die Güter hersteilen, die im Kriegsfall knapp 
werden können, — Aufstapelung solcher Waren, — Prüfung der Mög¬ 
lichkeiten, Ersatzstoffe herzustellen, — Ausarbeitung von Plänen, die es 
ermöglichen, auch im Kriegsfall über ausländische Hilfsquellen zu ver¬ 
fügen, — Durchführung einer entsprechenden internationalen Politik 
schon in Friedenszeiten, — Maßnahmen aller Art, die dazu dienen, die 
Ausfuhrüberschüsse der Erzeugnisse zu steigern, — Maßnahmen aller 
Art in finanzieller Hinsicht, die für die nationale Verteidigung günstig 
sind, und deren Anwendung schon im Frieden notwendig ist, — schließ¬ 
lich alle Maßnahmen, die sich auf den Außenhandel und die Ordnung 
der Arbeit innerhalb des Landes erstrecken. 

Es kommt mit anderen Worten darauf an, alles Erforderliche vor¬ 
zubereiten, um im Falle eines plötzlichen Ausbruchs eines bewaffneten 
Konflikts ohne die geringste Verzögerung zur militärischen Planwirt¬ 
schaft überzugehen . . . 

Das Japanische Reich tut gegenwärtig einen entscheidenden Schritt 
vorwärts. Aber der Druck, der von den Mächten auf uns ausgeübt wird, 
vergrößert sich von Tag zu Tag. Die gegenwärtigen Schwierigkeiten, die 
einen in der Geschichte der Menschheit bisher unbekannten Umfang an¬ 
genommen haben, bedeuten eine glorreiche und entscheidende Probe für 
unser Reich. 

Werden sie unserem Lande die Möglichkeit geben, in aller Ewig¬ 
keit zu gedeihen? 

Pflicht und Interesse des japanischen Volkes fordern, daß es diese 
Probe glorreich besteht und seiner dreitausendjährigen Geschichte ein 
neues Ruhmesblatt hinzufügt. Das ganze Volk muß sich der tiefen Be¬ 
deutung der nationalen Verteidigung bewußt werden und nach neuen 
Grundlagen seines Lebens streben. Das Volk muß aus dem Ausnahme¬ 
zustand, durch den Japans Reich jetzt hindurchgeht, siegreich hervor¬ 
gehen und durch den Einsatz des japanischen Geistes den ewigen Frie¬ 
den der ganzen Welt sichern. 



F. DIE VORBEREITUNG DER 
WIRTSCHAFTLICHEN MOBILMACHUNG 
IN DEN VEREINIGTEN STAATEN 


In den Vereinigten Staaten stand im Jahre 193 4 —35 der Ausschuß zur 
Untersuchung der Tätigkeit der Rüstungsindustrie , der nach seinem Vor¬ 
sitzenden so genannte Nye-Ausschuß im Vordergrund. Die oft sensationellen 
Enthüllungen des Ausschusses haben ihre Wirkung über die ganze Welt hin- 
weg getan; unter ihrem Eindruck ist in Frankreich und England die Frage 
der Nationalisierung der Rüstungsindustrie aufgeworfen worden 1 ). In den 
Vereinigten Staaten selbst machte die propagandistische Wirkung einer ver¬ 
wirrenden Folge von „Enthüllungen“ die „Ausschaltung des Profits aus dem 
Kriege“ zum beherrschenden Schlagwort der Tagespolitik. Für die oberfläch¬ 
liche Betrachtung mag es scheinen, als sei mit der Bewegung zur „Ausschal¬ 
tung des Profits aus dem Kriege“ eine gewaltige pazifistische Welle über 
die Vereinigten Staaten hinweggegangen. Das Ergebnis der Bewegung aber 
war die Schaffung einer furchtbaren Kriegsmaschine — eine wehrpolitische 
Revolution. 

Am 23. 4 . 193h v)urde der Untersuchungsausschuß zur 
Untersuchung der Tätigkeit der Rüstungsindustrie unter 
dem Vorsitz des Senators Nye eingesetzt. Der Ernennungsbeschluß be¬ 
tonte einerseits den „Einfluß wirtschaftlicher Motive bei allen Erwägungen , 
die die nationale Verteidigung betreffen“, das heißt den Gesichtspunkt der 
wirtschaftlichen Rüstung, andererseits den Einfluß der wirtschaftlichen Mo¬ 
tive bei der Anstiftung und Verlängerung von Kriegen, das heißt den pazi¬ 
fistischen Gesichtspunkt , der die „Ausschaltung des Profits aus dem Kriege“ 
als einen Beitrag zur Ausschaltung des Krieges aus dem Völkerleben über¬ 
haupt ansieht. Die Botschaft des Präsidenten Roosevelt 
vom 18. 5. 193 4 aus Anlaß der Einsetzung des Untersuchungsausschusses 
legte den Nachdruck auf den letzteren Gesichtspunkt. „Die private und un¬ 
kontrollierte Herstellung von Rüstung und Munition und der private und 
unkontrollierte Handel damit ist eine ernste Quelle internationalen Zwie¬ 
spalts und Streites geworden“ Die schwere Bedrohung des Friedens in 
gegenwärtiger Stunde geht in nicht geringem Maße auf die „unkontrollierte 
Tätigkeit der Hersteller und Händler der Werkzeuge der Zerstörung“ zu¬ 
rück. Der Präsident empfiehlt daher internationales Vorgehen, die Ratifizie¬ 
rung des Genfer Abkommens vom 17. 6. 1925 über den internationalen 
Handel mit Rüstungen und Munition und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß 


*) Dok. i65, 166 und 167 . — Die Tätigkeit des Nye-Ausschusses insgesamt wird 
im nächsten ßand dargestellt werden. 
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die auf den 29. 5. 193k anberaumte Tagung der Abrüstungskonferenz eine 
noch weitergehende Konvention über die Kontrolle der Rüstungsindustrie 
und des Waffenhandels bringen werde. 

Das Doppelgesicht der Gesetzgebung zur „Ausschaltung des Profits aus 
dem Kriege ‘ zeigte sich mit voller Deutlichkeit in einer Ansprache des 
Beraters des Präsidenten Roosevelt B e r nar d M. B a r u c h 
vom 26. 6. 193k vor dem Army Industrial College. Der Nach¬ 
druck der Rede lag weit mehr als auf der Kriegsverhütung auf der Organisa¬ 
tion des Krieges, wenn Krieg doch ausbrechen sollte. Bernard M. Baruch war 
einer der maßgebenden Berater des Präsidenten Roosevelt bei der N.R.A. und 
insbesondere bei allen kriegswirtschaf tlichen Maßnahmen. In seiner Rede ent¬ 
hüllte sich als eines und nicht das letzte der Ziele der „Ausschaltung des Pro¬ 
fits aus dem Kriege“ die Vorsorge, daß „im Notfall aus einem in Frieden ar¬ 
beitenden Volke unverzüglich ein gut ausgerüstetes Volk in Waffen werden 
kann*. Diese offiziöse Theorie der Gesetzgebung zur Ausschaltung des Pro¬ 
fits aus dem Kriege war von der Erwägung geleitet, „daß der moderne Krieg 
ein Ringen auf Leben und Tod zwischen Völkern und wirtschaftlichen 
Systemen ist und nicht nur ein Kampf zwischen Armeen*, ebenso wie von 
der Überlegung , daß es zur Praxis des modernen Krieges gehöre , den Feind 
„durch eine allmähliche und insgeheim wirkende wirtschaftliche Abdrosse¬ 
lung und politische Isolierung zu bekämpfen *. Sie berief sich auf ein 
Wort Feldmarschall von Hindenburg$ y daß im Weltkrieg auch im Lande der 
Freiheit „unter dem Zwange der Kriegsnotwendigkeiten mit Recht eine 
rücksichtslose Gewalt“ geherrscht habe. Eben mit dieser Organisation „rück- 
sichtsloser Gewalt“ beschäftigte sich der Vortrag. Als Ziel wurde verkündet: 
durch die Ausrichtung des ganzen Lebens der Nation auf die kriegerischen 
Notwendigkeiten Staat, Wirtschaft und soziales Leben zu einem einzig großen 
Mechanismus zu gestalten , damit „jeder Mensch, jede Sache und jeder Dollar 
in Reih und Glied steht“. 

Am 22. 7. 193k veröffentlichte der Sonderausschuß des 

Kriegsministeriums für Luftfahrt seinen Bericht über den 
Ausbau der Luftflotte der V er einigten Staaten. Als Ziel verkündete der Be¬ 
richt eine Weltstellung der militärischen Luftflotte der U.S.A., die der der 
Flotte der Vereinigten Staaten gleichkomme. Der Ausschuß prüfte das ge¬ 
samte Problem der Organisation der Luftflotte: die Frage ihrer wirtschaft¬ 
lichen Fundamente (Staats- oder Privatindustrie), der Verbindung von Zivil¬ 
und Militärluftfahrt, der Stellung der Luftflotte im Gesamtmechanismus des 
amerikanischen Verteidigungssystems. Der Ausschuß lehnte u. a. Vorschläge 
der engeren Verbindung zwischen Zivil- und Militärluftfahrt ab, widerriet 
eine Sonderorganisation der Luftflotte innerhalb des amerikanischen Ver¬ 
teidigungssystems, streifte das Problem der Führung im Kriege. Der Bericht 
bedeutet eine Etappe in dem Aufbau des großen militärischen Mechanismus, 
der mit all den Rüstungsmaßnahmen des amerikanischen Staates (u. a. auch 
dem Wehre tat vom 17. 1. 1935) im Entstehen war. 

Am 3. k. 1935 wurde die M a c S w ai n Bill, die der Politik der 
„Ausschaltung des Profits aus dem Kriege“ Ausdruck geben sollte, im 
Repräsentantenhaus eingebracht. „Das Gesetz wird“, heißt es in der Er¬ 
klärung des Senatsausschusses für die Rüstungsindu¬ 
strie, mit der das Gesetz vorgelegt wurde, „die nationale Verteidigung 
durch den universalen Gebrauch aller unserer Reichtümer unbesieglich 
machen“. Als allgemeine Maxime der Kriegswirtschaftspolitik der Vereinigten 
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Staaten stellt die Erklärung den Grundsatz auf , daß der Krieg aus Steuern 
zu finanzieren sei. Die in der Akte vorgesehenen Steuern nähern sich in 
bestimmten Fällen der reinen Konfiskation: individuelle Einkommen über 
10000 Dollar unterliegen einer Einkommensteuer bis zu 94o/ 0 . Gesellschaften 
wird ein Gewinnsatz von 6 o/ 0 des Kapitals zugestanden; darüber hinaus tritt 
eine Besteuerung des Gewinnes um 50 o/o ein, die sich auf 100 o/o, das heißt 
zur völligen Beschlagnahme steigert, wenn der Gewinn das Kapital über¬ 
steigt (Titel 1 , Sektion 3 — 5). Damit soll den Vereinigten Staaten ein riesiger 
Kriegsfonds geschaffen werden. Beim Ausbruch des Krieges soll fernerhin 
ein Industrial Management Board (ein Amt für die Leitung der Industrie) 
begründet werden , der die Vollmacht hat , alle leitenden Personen in Indu¬ 
striebetrieben von militärischer Bedeutung „einzuziehen“ (Titel 2). Diese 
Personen behalten ihren Platz in ihrem Betriebe , erhalten aber den Rang 
und die Bezahlung von Armeeoffizieren (bis zum Rang eines Brigade¬ 
generals) und unterstehen der militärischen Disziplin und Rechtsprechung. 
Die innere Verwaltung der Industrie dagegen bleibt außerhalb der Kom¬ 
petenz von Regierung und Armee. Durch die Schaffung eines Ausschusses 
zur Überwachung von Waren und Gütern der Nation , eines weiteren Aus¬ 
schusses zur Kontrolle und Regelung der Kreditquellen, durch die Voll¬ 
macht des Präsidenten des Staates , die Preise festzusetzen, wird der Ausbau 
dieser Kriegsmaschine vollendet. Die MacSwain Bill sieht die wirtschaft¬ 
liche Mobilisierung der Nation in einer kaum übertroffenen Radikalität 
vor. Die Wirtschaft soll der Wehrpflicht nicht weniger unterstehen als die 
Kampfkraft des Menschen. Die Bewegung zur „Ausschaltung des Profits aus 
dem Kriege“ hatte so zur allumfassenden Vorbereitung Amerikas auf den 
totalen Krieg geführt. 


Rüstungsindustrie und nationale Verteidigung 

Der Auftrag für die Senatskommission zur Untersuchung der Rüstungs- 183 . 
Industrie vom 2 3 . 4 - 1934 

Da der Einfluß wirtschaftlicher Motive ein nicht auszuschaltender 
Faktor bei allen Erwägungen ist, die die Aufrechterhaltung der natio¬ 
nalen Verteidigung betreffen; und 

da der Einfluß wirtschaftlicher Motive oft für einen der Faktoren 
gehalten wird, die mit Notwendigkeit zum Kriege oder zu seiner Ver¬ 
längerung antreiben; und 

da der 71. Kongreß durch seine Public Resolution Nr. 98, die am 
27. Juni ig 3 o gebilligt wurde — entsprechend der langjährigen For¬ 
derung der amerikanischen Kriegsveteranen, die durch den Mund der 
amerikanischen Legion eine Gesetzgebung verlangten, die die Kriegsge¬ 
winne ausschaltete —, eine War Policies Commission geschaffen hat, die 
am 7. Dezember ig 3 i und am 7. März 1932 Empfehlungen einreich¬ 
ten, den Krieg zu entkommerzialisieren und seine Lasten gleichmäßiger 
zu verteilen; und 
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da diese Empfehlungen niemals gesetzlichen Ausdruck gefunden 
haben, 

möge beschlossen werden, eine besondere Senatskommission, beste¬ 
hend aus sieben Senatoren, einzusetzen und besagte Kommission hier¬ 
mit anzuweisen und zu bevollmächtigen: 

a) eine Untersuchung einzuleiten 

der Tätigkeit von Individuen, Gesellschaften, Körperschaften und 
aller Arten von Unternehmungen in den Vereinigten Staaten, die an 
der Herstellung, dem Verkauf, der Verteilung, dem Import und 
Export von Waffen, Munition oder anderem Kriegsbedarf betei¬ 
ligt sind; 

des Charakters derjenigen Industrien und Handelsunternehmun¬ 
gen, die sich mit der Herstellung von oder dem Handel mit Waf¬ 
fen, Munition oder anderem Kriegsbedarf befassen; 

der Methoden, die angewandt werden, um den Verkauf von Waf¬ 
fen, Munition und anderem Kriegsbedarf zu fördern oder durch¬ 
zuführen; 

der Mengen an Waffen, Munition und Kriegsbedarf, die in die 
Vereinigten Staaten eingeführt werden, und ihrer Ursprungsländer 
sowie der aus den Vereinigten Staaten ausgeführten Mengen und 
ihrer Bestimmungsländer; und 

b) die Zweckmäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit der bestehenden Ge¬ 
setze und der von den Vereinigten Staaten Unterzeichneten Verträge 
in bezug auf die Regulierung und Kontrolle der Herstellung von 
und des Handels mit Waffen, Munition und anderem Kriegsbedarf 
innerhalb der Vereinigten Staaten, sowie des Waffenhandels zwi¬ 
schen den Vereinigten Staaten und anderen Ländern zu prüfen und 
darüber zu berichten; und 

c) die Ergebnisse der War Policies Commission zu überprüfen und 
solche Spezialgesetze vorzuschlagen, die geeignet erscheinen, den 
sich aus den Arbeiten der Kommission und aus der Präambel dieser 
Resolution ergebenden Zwecken zu dienen; und 

d) zu untersuchen, ob die Schaffung eines Staatsmonopols für die 
Herstellung von Waffen, Munition und anderem Kriegsbedarf wün¬ 
schenswert ist und gegebenenfalls entsprechende Vorschläge einzu¬ 
reichen. 
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„Ausschaltung des Profits aus dem Kriege“ und die wirt¬ 
schaftliche Mobilisierung 

Absprache des Beraters des Präsidenten Roosevelt, Bernard M. Baruch, 184 . 
vom 23 . 6 . 1934 vor dem Army Industrial College in Washington 

„Ausschaltung des Profits aus dem Kriege“ ist ein Wort, das sehr 
volkstümlich geworden ist, das aber wie so viele Schlagworte, die zu 
oft von Menschen wiederholt werden, für die sie keinen wirklichen Sinn 
haben, Gefahr läuft, seine Bedeutung zu verlieren. 

Meiner Meinung nach ist die Gesellschaft heute nicht bereit, das 
Profitmotiv auszuschalten, aber die Gesellschaft ist für Ausschaltung des 
privaten Kriegsgewinnes und fordert vor allem die Ausschaltung der Pro¬ 
fi tmöglichk eiten, die zum Kriege treiben. Der Faktor des Profits ist selbst 
unter dem feurigen Zauber des Patriotismus, selbst wenn der Krieg die 
Wogen des Gefühls hochgehen läßt, noch spürbar. Ich predige nicht das 
tausendjährige Reich. Für mich bedeutet das Wort „Ausschaltung des 
Profits aus dem Kriege“ nicht die völlige Beseitigung des individuellen 
Gewinns; es bedeutet nicht, daß wir ohne die Hoffnung auf Gewinn als 
Ansporn zur Tat auskommen können. Diejenigen, die in den Industrien 
arbeiten, die aus privaten Händen in die öffentliche Hand übergehen, 
müssen eine wenn auch stark reduzierte Gewinnspanne zwischen Ein¬ 
nahmen und Ausgaben zugebilligt erhalten. Wie patriotisch ihre Beweg¬ 
gründe auch sein mögen, so wird die Möglichkeit persönlichen Profits 
sie im Dienst für die Allgemeinheit doch noch eifriger machen. 

Nachdem ich dies negativ formuliert habe, erscheint es mir not¬ 
wendig darzulegen, was die Formel positiv bedeutet. Sie bedeutet, wenig¬ 
stens für mich, Beschlagnahme jeglichen Gewinnes aller Kriegsbedarf 
herstellenden Industrien, der eine geringe angemessene Verzinsung des 
investierten Kapitals überschreitet. Diese Beschlagnahme kann nur mit¬ 
tels einer Kontrolle der Preise, verbunden mit erhöhten Steuern in 
Kriegszeiten erfolgen. Wenn das Geld überhaupt arbeiten soll, muß ihm 
eine Gewinnchance gegeben werden, aber die Gewinnchance muß kleiner 
sein als in Friedenszeiten und einen Vergleich mit den Opfern, die von 
den Männern im Felde gebracht werden, aushalten können . . . 

Sie, meine Herren vom Army Industrial College, stellen ein Para¬ 
doxon dar. Sie sind Männer des Krieges und führen allem Anschein 
nach ein ruhiges, friedliches Leben, während Ihre Genossen vom Zivil, 
theoretisch Männer des Friedens, einen heftigen Krieg gegen die De¬ 
pression führen. Aber Sie stehen auf dem gleichen Boden, denn der 
Kampf, den jene jetzt führen, ist aus dem Kriege entstanden, in dem 
Sie vor sechzehn Jahren gekämpft haben. In der heutigen Welt ist die 
Erhaltung des Friedens vielleicht die schwierigste Aufgabe. In jedem 
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Augenblick können die feinen Fäden, die man für die Erhaltung des 
Friedens spinnt, zerrissen werden und kann das Chaos über uns her¬ 
einbrechen . . . 

Während wir Zivilisten jetzt kämpfen, bereiten Sie sich darauf vor, 
später zu kämpfen, wenn es nötig sein sollte. Sie müssen die Pläne 
machen, damit die Nation vorbereitet ist, im Ernstfall um ihr Dasein 
zu kämpfen. 

Es ist Ihre Pflicht, den militärischen Mechanismus in solch 
enger Fühlung mit der Industrie zu erhalten, daß die Industrie in der 
Lage ist, mit allen Kräften zur Verteidigung des Staates beizutragen, 
wenn sie dazu aufgerufen wird. Sie müssen prüfen und planen, so daß 
im Notfall aus einem in Frieden arbeitenden Volke unverzüglich ein gut 
gerüstetes Volk in Waffen werden kann. 

Wir sind alle überzeugt, daß der Krieg unter allen Umständen ver¬ 
hindert werden muß, aber wir müssen darauf hinarbeiten, daß wir, 
wenn es zum Kriege kommt, dem Feind so wirksam wie nur möglich 
entgegentreten und Unglück und Bedrohung für unser Land möglichst 
gering bleiben. Pläne zur Ausschaltung des Profits im Kriege müssen 
dafür sorgen, daß jedermann, jedes Unternehmen, jede Sache und jeder 
Dollar seinen Anteil an der Last trägt. Diese Pläne müssen darauf 
abzielen, die vernichtenden wirtschaftlichen und sozialen Folgen des 
Krieges zu vermeiden und müssen in der vollen Erkenntnis dessen auf¬ 
gestellt werden, daß der moderne Krieg ein Ringen auf Leben und Tod 
zwischen Völkern und wirtschaftlichen Systemen ist und nicht nur ein 
Kampf zwischen Armeen. Zu diesem Endzweck sollte das industrielle 
Amerika sich dessen ein wenig würdig erweisen, was Feldmarschall von 
Hindenburg in seinen Erinnerungen an den Weltkrieg von der ameri¬ 
kanischen Leistung im Kriege 1918 gesagt hat: 

,,Das glänzende, wenn auch mitleidslose Kriegsgeschäft ist in den 
Dienst des Patriotismus getreten, und dieser versagt nicht. Auch in die¬ 
sem Lande, an dessen Eingangspforte die Statue der Freiheit ihr blen¬ 
dendes Licht dem Fremden entgegensendet, herrscht unter dem Zwange 
der Kriegsnotwendigkeiten mit Recht eine rücksichtslose Gewalt. Man 
begreift den Krieg . . .“ 

Ihre Studien haben Ihnen schon gezeigt, daß bei jedem größeren 
Konflikt alle Teile der Bevölkerungen aufhören müssen, als eigenwillige 
Individualitäten zu bestehen und den selbstbestimmten Weg zu gehen. 
Alle müssen zu einer großen mechanischen Einheit werden, die aus mit¬ 
einander in Beziehung stehenden Teilen besteht, die alle darauf hin¬ 
arbeiten, alle wirtschaftlichen Kräfte des Landes dem einen Ziel des 
Sieges dienstbar zu machen. Die moderne Kriegführung verlangt, daß 
die ganze Kraft der Nation in der kürzestmöglichen Zeit dafür einge¬ 
setzt wird, den Feind nicht nur durch materielle Kräfte zu vernichten, 
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sondern ihn durch eine allmähliche und oft insgeheim wirkende wirt¬ 
schaftliche Abdrosselung und politische Isolierung zu bekämpfen. 

Wir müssen alle Möglichkeiten des Transports, der Verkehrswege 
und der Zufuhr benützen, um unsere ungeheuren Menschen- und Ma¬ 
terialmengen zu einem gegebenen Zeitpunkt an einem gegebenen Ort 
zum Einsatz zu bringen. Die Wissenschaft schafft zerstörerische Kräfte, 
zu deren Anwendung oder Bekämpfung die Produktion der gesamten 
Industrie in einem Ausmaß nötig ist, der den Friedensbedarf um ein 
Vielfaches übersteigt. 

Ich brauche Sie kaum darauf hinzuweisen, was ein Staat in Waf¬ 
fen zu leisten hat — Disziplinierung und Mobilisierung seiner morali¬ 
schen und materiellen Kräfte. Das auf Erfahrung gegründete allgemeine 
Urteil geht darauf hin, daß die moralische oder geistige Kraft die ge¬ 
waltigere von den beiden ist. Die Zerstörung der Moral hat viel dazu 
beigetragen, Deutschland zu besiegen. Ludendorff hat bitter festgestellt, 
daß seine militärische Front unüberwindlich geblieben ist, lange nach¬ 
dem das, was er die Heimatfront nennt, zusammengebrochen war. Na¬ 
poleon sagte: „Im Kriege verhält sich die Moral zu den Körperkräften 
wie 3 zu i." Die Zivilmoral ist daher genau so wichtig wie die Moral 
der Truppe. Um diese Zivilmoral zu schaffen, müssen wir dafür sor¬ 
gen, daß alle gleichen Anteil an den Lasten haben. 

Der Krieg in seinem heutigen Ausmaße bringt, wie wir heute wis¬ 
sen, eine Störung der normalen wirtschaftlichen Struktur mit sich, 
so daß die Folgen des Krieges den Besiegten und den Sieger treffen, 
gleichgültig wer gewinnt. Wir müssen die Kriegsfolgen so in unsere 
Pläne einbeziehen und so weitgehend vorher bedenken, daß wir nicht 
noch einmal etwas erleben wie die letzten 16 Jahre, die keinem der 
Kriegsjahre an Schwere etwas nachgaben. Nach meiner Erfahrung bin 
ich davon überzeugt, daß es durchaus mögüch ist, jetzt schon Pläne 
für die reibungslose Überführung der Friedensindustrie in die Kriegs¬ 
industrie festzulegen, die Kriegsindustrie unter sehr geringer Gefähr¬ 
dung der Zivilmoral zu betreiben und in der wirtschaftlichen Organisa¬ 
tion des Kampfes alles zu tun, was von uns getan werden muß, um die 
gefährlichen Nachwirkungen eines großen Konfliktes zu vermindern. Für 
all dies ist das Industrial War College verantwortlich . . . 

Es ist Ihre Aufgabe, dafür zu sorgen, daß die Wehrmacht des Lan¬ 
des bekommt, was sie braucht und wann sie es braucht, und daß jeder 
Mensch, jede Sache und jeder Dollar in Reih’ und Glied steht und so 
geführt und geleitet wird, daß er seine Pflicht tut. 

Wenn es zum Kriege kommt, lassen Sie uns vorbereitet sein und 
über einen beweglichen Mechanismus verfügen, der es uns ermöglicht, 
offensiv und defensiv vorzugehen. Aber man kann von Männern nicht 
verlangen, daß sie kämpfen — und sie werden tatsächlich nicht kämp- 
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fen —, wenn andere in der Heimat bleiben und sich bereichern. Das 
Beste, was ein Volk aus einem Kriege zurückbringt, ist das Bewußtsein, 
daß es sein Bestes getan hat, daß es für das Recht gekämpft hat und 
daß jeder seinen Mann gestellt und seine Last getragen hat. 

Auf Grund unserer im Feuer erprobten Mobilisierung für den Welt¬ 
krieg haben wir die gegenwärtigen Pläne des Kriegsdepartements und 
die Zusammenfassung unserer wirtschaftlichen Kräfte zur Bekämpfung 
der Depression aufgebaut. Vom wirtschaftlichen Standpunkt machen wir 
etwas Ähnliches wie eine gewaltige Anstrengung im Kriegsfall. Man 
macht sich allgemein nicht klar, wie tief im Kriege die Welt heute 
steckt. Zwar ist der eigentliche Zweck des gegenwärtigen Kampfes nicht, 
zu töten und zu verstümmeln, sondern sein Ziel ist die Einschränkung 
des internationalen Handels mit unmittelbarer Auswirkung auf das Le¬ 
ben und das Glück der anderen. 

Abgesehen davon, daß die Männer nicht in Waffen stehen und aus 
weniger Fabriken Munition hervorquillt, ist die Welt ebensosehr ein gro¬ 
ßes Kriegslager, wie sie es im Weltkrieg war. Jede Regierung ist hinter 
einer Festung verschanzt, die anstatt nur mit Geschützen, mit schreck¬ 
lichen wirtschaftlichen Waffen von großer zerstörender Gewalt ausge¬ 
rüstet ist. Es werden keine Geschosse abgefeuert, aber von dem Frie¬ 
den der Harmonie sind wir weiter entfernt, als wenn Blut vergossen 
würde . . . 

Die Nationalwirtschaft ist weitgehender durchorganisiert, als sie 
es je vorher war, und zwar auf der Grundlage von Angriff und 
Repressalie. Sie hat ihre Zölle, ihre Import- und Exportquoten, Kapi¬ 
talbeschränkung, entwertete Währung, Devisenkontrolle, verleugnete 
Schulden, eingeschränkte landwirtschaftliche Erzeugung, Organisation 
der Wirtschaft unter Kontrolle der Regierung, Beschränkung der Er¬ 
richtung neuer Unternehmungen. Die Zahl der Flugzeuge und Schiffe 
ist erhöht und aus der Ferne hören wir undeutlich den Schritt wachsen¬ 
der bewaffneter Massen. Gewiß müssen Sie unter diesen Umständen die 
Kräfte, die am Werke sind, ernsthaft studieren, und wenn der schreck¬ 
liche Tag kommt, bereit sein, ihm ins Auge zu sehen . . . 

Zum Schluß möchte ich Ihnen dafür danken, daß Sie mir die Mög¬ 
lichkeit gegeben haben, vor Ihnen über einen Gegenstand zu sprechen, 
auf den ich soviel Nachdenken und Zeit verwandt habe. Ich wiederhole, 
daß alle für den Frieden kämpfen sollten. Wenn es aber zum Kriege 
kommen sollte, dann müßte die Hauptsache sein, daß er so geführt 
wird, daß kein Kriegsprofit möglich ist und daß jede Sache und jeder 
Dollar, jeder Mann und jede Frau ihren Teil an den Lasten tragen. Jede 
Möglichkeit einer Anstachelung zum Kriege durch den Kriegsprofit muß 
zerstört werden. 
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Weltstellung für die Luftflotte der Vereinigten Staaten 
Bericht des Sonderausschusses des Kriegsministeriums für die Luftflotte 185 . 
vom 22. 7. 1934 

Seit dem Bericht des Morrow-Ausschusses und seit der Kongreß¬ 
akte von 1926 hat sich die Luftfahrt in den Vereinigten Staaten her¬ 
vorragend und durchaus befriedigend entwickelt. Dies trifft für alle 
Zweige der Luftfahrt zu, und zwar nicht nur was die Konstruktion und 
ihre Verbesserungen und die Herstellung betrifft, sondern auch was die 
Leistungen im Betrieb transkontinentaler oder sonstwie ausgedehnter 
Luftschiffahrtslinien angeht. In der allgemeinen Luftfahrt sind die Ver¬ 
einigten Staaten führend in der Welt, sie sind überlegen in der Handels¬ 
luftfahrt; ihre Seeluftstreitkräfte sind stärker als die irgendeiner ande¬ 
ren Macht und ihre Heeresluftstreitkräfte können durch größere finan¬ 
zielle Unterstützung eine Weltstellung erreichen, die der unserer Flotte 
gleichkommt. 

Dieser Erfolg ist dem Interesse und der Unterstützung seitens der 
ganzen Nation zuzuschreiben, die eine gesunde Gesetzgebung, Organisa¬ 
tion und finanzielle Unterstützung begünstigt und die wesentlichen Mög¬ 
lichkeiten für die zukünftige Entwicklung vorausgeahnt und geschaf¬ 
fen hat. 

Unsere nationale Wehrpolitik schließt keinerlei Angriffsabsichten 
gegen irgendeine Nation in sich; sie ist einzig und allein auf die Ver¬ 
teidigung unseres Mutterlandes und unserer überseeischen Besitzungen 
einschließlich des Schutzes unseres Handels zur See und zur Luft ge¬ 
gründet. Über das Minimum hinaus, das für diese Zwecke notwendig 
erachtet wird, befürworten wir keine Verstärkung unserer Rüstungen. 

Die Armee braucht in erster Linie ein stehendes Berufsheer, das im¬ 
stande ist, eine feindliche Invasion aufzuhalten und unsere überseeischen 
Besitzungen zu schützen für die Zeitspanne, die zur Mobilisierung eines 
Bürgerheeres notwendig ist. Dieses Grenzschutzheer und die Übersee- 
streilkräfte müssen beide sowohl Land- wie Luftstreitkräfte umfassen, 
müssen unmittelbar verfügbar sein und sich durch große Beweglichkeit 
und Schlagkraft auszeichnen; ihr Vorhandensein ist ebenso lebenswichtig 
wie das von Seestreitkräften. 

Die Luftwaffe hat die Offensivkraft überall da verstärkt, wo krieg¬ 
führende Länder aneinander grenzen oder sich doch räumlich nahe sind, 
sie hat die Defensivkraft dort verstärkt, wo die Gegner weit voneinander 
entfernt sind, sie ist daher für unsere nationale Politik vorteilhaft. Die 
Luftwaffe hat aber wesentliche Schranken und innere Schwächen. Sie 
kann Gebiete nicht einschließen oder besetzen; Operationsbasen, seien sie 
auf festem Lande oder seien sie schwimmend, sind ihr unentbehrlich, 
und diese müssen gegen Angriffe zu Lande, zur Luft und zur See ge- 
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schützt werden; Operationen von großen Luftflotten sind von halbwegs 
gutem Wetter abhängig; unter den gegenwärtigen Bedingungen wird bei 
Langstreckenflügen über das Meer die ganze Tragfähigkeit von der Be¬ 
förderung von Brennstoff in Anspruch genommen, so daß wenig Raum 
für Munition mehr bleibt. Bis heute ist noch kein Typus eines Flug¬ 
zeuges geschaffen worden, das fähig wäre, den Atlantischen oder Pa¬ 
zifischen Ozean mit einer wirksamen militärischen Last zu überqueren, 
unsere lebenswichtigen Gebiete anzugreifen und zu seiner Basis zurück¬ 
zukehren. Die Luftflotte ist eine so teuere Waffe, daß keine Nation es 
sich leisten kann, ihre Organisation und Ausrüstung auf visionäre Vor¬ 
stellungen zu gründen, sie muß sich vielmehr auf bewiesene Tatsachen 
und Möglichkeiten gründen. „Die Invasion der Vereinigten Staaten aus 
der Luft“ und die „Flugabwehr der Vereinigten Staaten“ sind Vorstel¬ 
lungen von Menschen, die die inneren Beschränkungen der Luftwaffe 
nicht sehen und die die Schranken der Ozeane übersehen. Gegen uns 
können Luftschiffe in ausreichender Zahl, die uns ernsthaften Schaden 
zufügen könnten, nur in Verbindung mit Seestreitkräften oder Land¬ 
heeren eingesetzt werden, denen identische Streitkräfte entgegengesetzt 
werden müssen, Streitkräfte, die in gleicher Weise einer ausdauernden 
und anhaltenden Anstrengung fähig sind . . . Die Einheiten der Luft¬ 
streitkräfte des Grenzschutzheeres und der Überseestreitkräfte müssen je¬ 
derzeit für den Kriegsdienst bereit sein. Der nächste große Krieg wird 
wahrscheinlich mit Kämpfen der feindlichen Luftflotten beginnen — seien 
es nun See- oder Landluftflotten — und eine frühzeitige Überlegenheit 
in der Luft wird, aller Wahrscheinlichkeit nach, ein bedeutsamer Faktor 
sein. Hierzu sind viele Dinge von Belang, vor allem aber eine überlegene 
Versorgung mit hochwertigen Flugzeugen und ihren Ersatzteilen. Eine 
leistungsfähige Flugzeugindustrie ist daher für die nationale Verteidi¬ 
gung wesentlich. Die Militärluftfahrt ist im Kriege in erster Linie auf 
im Kriege gebaute Flugzeuge angewiesen, der allgemeine Zustand und 
die Produktionskapazität der Flugzeugindustrie im Frieden sind daher 
von nationalem Interesse. Innerhalb der ersten wenigen aber ausschlag¬ 
gebenden Monate würde die ständige Flugzeugindustrie die volle Last 
der Ersatzbeschaffung allein zu tragen haben; später würde sie über¬ 
dies die im Kriegsfall geschaffene Industrie mit Ingenieuren und leiten¬ 
den Kräften versorgen müssen. 

Es ist schwer, die maximale Produktionskapazität der amerikani¬ 
schen Flugzeugindustrie in Kriegszeiten genau abzuschätzen und auch 
für die anderen Länder lassen sich keine zuverlässigen Angaben über 
diese maximale Produktionskapazität beschaffen. Es ist jedoch anzuneh¬ 
men, daß keine andere Macht die Produktionskapazität der hochindu¬ 
strialisierten Vereinigten Staaten übertreffen kann. Während jedoch die 
Entwicklung der Handelsluftfahrt in den Vereinigten Staaten schneller 
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vor sich gegangen ist als in irgendeinem anderen Lande, ist nichtsdesto¬ 
weniger die Zahl der bei uns hergestellten Zivil- und Handelsflugzeuge 
nicht groß genug, um einen ausreichenden Kern für eine Flugzeugindu¬ 
strie am Leben zu erhalten. 

Nach Ansicht der Kommission wäre es eine der wesentlichsten Maß¬ 
nahmen zur Sicherung des Bestandes eines ausreichenden Kerns für eine 
Flugzeugindustrie in den Vereinigten Staaten, wenn, mit Zustimmung 
des Präsidenten, ein Jahreslieferungsprogramm für die Armee und die 
Flotte aufgestellt würde. Wenn diese Programme auf einen normalen 
Jahresersatz des Armeeflugzeugbestandes, wie er in diesem Bericht emp¬ 
fohlen wurde, plus dem Ersatz für die Flotte berechnet würden, so 
würde, nach Ansicht der Kommission, die Flugzeugindustrie der Ver¬ 
einigten Staaten auf einer gesunden Grundlage und für den Zweck der 
nationalen Verteidigung leistungsfähig erhalten werden . . . 

Die Anwendung des Prinzips der „Einheit des Oberbefehls“ ist 
ebenso wesentlich im Kriegsministerium wie bei einer im Feld stehen¬ 
den Armee. Der militärische Berater des Präsidenten als des Oberbefehls¬ 
habers und des Kriegsministers als Leiter des Kriegsministeriums ist 
der Generalstabschef. Mit dem Amt des Generalstabschefs ist gesetz¬ 
mäßiger- wie zweckmäßigerweise die Pflicht des Oberbefehls über die 
Armee und alle ihre Teile und die rein militärische Kontrolle über sie 
verbunden. Die Kommission kann sich daher keinen der verschiedenen 
Vorschläge zu eigen machen, die den Versuch machen, die Luftstreit¬ 
kräfte der Überwachung und Kontrolle des Generalstabschefs zu ent¬ 
ziehen. 


Wehrpflicht der Wirtschaft 

Die MacSwain Bill vom 3 . 4 . *935 (Emergency War Time Act) 

Erklärung der Senatskommission zur Untersuchung der Rüstungsindu- 186 a. 
strie über die Grundsätze des Gesetzes 

Das Komitee hat vor sich ein ausgearbeitetes Gesetz, das die Be¬ 
zahlung der Kriegskosten im Verlaufe des Krieges sichern will, anstatt 
große Anleiheoperationen in Gang zu setzen. Das Gesetz beabsichtigt, 
das Kriegsgewinnlertum zu verhüten, das bei einer Kriegsinflation mög¬ 
lich wäre, ebenso wie das Chaos hintanzuhalten, das sicher bei einer 
Nachkriegsdeflation kommen würde. 

Das Gesetz beginnt mit einer Willenskundgebung des Kongresses, 
daß niemand auf irgendeine Weise Profit aus der Kriegführung ziehen 
soll . . . 

Das Gesetz möchte den Kriegsgewinnlern Einhalt gebieten und 
habgierige Wirtschaftsgruppen, die sich in der Wirtschaft in einer gün- 
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stigen strategischen Lage befinden, daran hindern, ein nationales Un¬ 
glück dazu auszubeuten, die ungeheure Konzentration des Reichtums, 
die die Nation bedrückt, noch weiter zu treiben. Das Gesetz ist mehr 
als dies. Es ist ein Plan, die wirtschaftliche Gemeinschaft — Reich und 
Arm — vor den wirtschaftlichen Störungen zu sichern, die aus dem 
Kriege folgen. Zu gleicher Zeit macht das Gesetz durch den univer¬ 
salen Einsatz all unserer Reichtümer die nationale Verteidigung un- 
besieglich. 

Die Vorschläge des Gesetzes gründen sich auf die Erkenntnis der 
Tatsache, daß der Krieg nicht nur ein Unglück, sondern eine große 
und ausgedehnte Industrie ist. Er ist eine Industrie, die bisher stets 
mit geborgten Milliarden betrieben worden ist. Diese ungeheuren An¬ 
leihen strömen in unser Wirtschaftssystem ein und rufen eine riesige 
und unkontrollierbare Inflation hervor. 

Die Inflation legt Milliarden fiktiver Kaufkraft in die Hände von 
Unternehmern, Arbeitern und Regierungsangestellten. Diese aufgeblähte, 
falsche Kaufkraft drückt auf unser Wirtschaftssystem, treibt die Preise 
in die Höhe, die Verdienste, dann die Löhne, dann wieder die Preise und 
so in einer endlosen und verhängnisvollen Spirale weiter. 

Schließlich zwingen diese Kräfte zu neuem Borgen und daher zu 
neuer Inflation. Und wenn am Ende der Krieg aus ist, hinterläßt er eine 
wirtschaftlich wie physisch erschöpfte Nation, so daß sogar ein Erfolg 
auf dem Schlachtfeld einen fruchtlosen Sieg bedeuten kann, und auf 
alles folgt eine entsetzliche Katastrophe in der Heimat, wenn die Infla¬ 
tion zusammenbricht . . . 

Das Gesetz ist drastisch, weil der Krieg etwas Drastisches ist. Der 
Steuereinnehmer, der um Geld kommt, ist ein nicht annähernd so ma¬ 
jestätischer und unheimlicher Gast wie der Rekrutierungsoffizier, der 
am Tor des anderen klopft, um dessen Sohn zu holen. Niemand darf 
mehr als das Gehalt eines Generalmajors im Felde verdienen. Keiner 
Gesellschaft wird es erlaubt werden, mehr als 3o/ 0 Profit vom Kapital 
zu erzielen, nachdem Zinsen und Hypotheken bezahlt sind. Alles übrige 
wird weggenommen werden, um für die Bezahlung des Krieges zu sor¬ 
gen. Die Steuern für den Einzelnen in Kriegszeiten werden weit höher 
sein, als sie jemals zuvor gewesen sind, und die Befreiungen werden 
nur für weit niedrigere Summen gegeben werden. Es ist der Zweck 
dieses Gesetzes, jedem Menschen klar und ehrlich zu sagen, daß man 
von ihm erwartet, daß er weitgehend an der Last eines jeden Krieges 
teilnimmt. 

Mit solch einem Programm kann die Regierung nicht zulassen, daß 
Industrielle in Streik treten, die arbeitsunwillig sind, weil ihnen die Pro¬ 
fite gekürzt werden. Sofort nach der Kriegserklärung werden daher alle 
leitenden Angestellten lebenswichtiger Betriebe der Aushebung durch das 
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Amt für die Leitung der Industrie unterworfen sein. Wenn ihre Un¬ 
ternehmen als wesenhaft notwendig für den Krieg angesehen werden, 
kann sie der Präsident in die Heeresorganisation einreihen, mit einem 
Rang, der nicht über dem eines Brigadegenerals steht und mit entspre¬ 
chender Entlohnung. Sie werden von ihren industriellen Posten nicht weg¬ 
genommen werden. Die Regierung wird sich in den inneren Betrieb der 
so betroffenen Gesellschaften nicht einmischen. Wenn aber der so seines 
hohen Einkommens beraubte Industrielle sich nicht willens zeigt, an der 
Anstrengung des Krieges teilzunehmen, wenn er versucht, die Kriegs¬ 
zwecke der Regierung oder ihre fiskalische Politik und Gesetze zu durch¬ 
kreuzen, kann er von seinem Unternehmen weg in die Fronttruppen ge¬ 
steckt werden, und wenn seine Widerspenstigkeit schuldhaft genug ist, 
kann er vor ein Kriegsgericht gestellt und bestraft werden. 

Die Präambel der MacSwain Bill 

Es ist der Wille des Kongresses, daß keine der Hoheit der Ver¬ 
einigten Staaten unterstehende Person in irgendeiner Weise aus der 
Führung eines Krieges, an dem die Vereinigten Staaten beteiligt sind, 
Vorteil ziehen soll. 

Der Kongreß will die Wirtschaftsorganisation des Landes vor den 
durch den Krieg verursachten Störungen schützen, damit sie die höch¬ 
sten Leistungen hervorbringen und dadurch die bewaffneten Streitkräfte 
und die anderen an der Führung des Krieges beteiligten Organisationen 
unterstützen kann. 

Der Kongreß will die Wirtschaftsorganisation des Landes vor der 
Inflation der Preise, Löhne, Einkommen, Gewinne und dem sich daraus 
ergebenden vernichtenden inflationistischen Zusammenbruch bewahren, 
der der tatsächlichen Einstellung der Feindseligkeiten zu Lande und zur 
See zu folgen pflegt. 

Der Kongreß will, daß die Ausgaben für eine erfolgreiche Führung 
des Krieges und der Schutz der Wirtschaftsorganisation im Ernstfall aus 
laufenden Einnahmen bestritten werden und daß jedes Privatinteresse, das 
den Kriegszielen und Handlungen der Regierung zuwiderläuft, für die 
Dauer des Krieges hinter den vordringlichen Erfordernissen des gemein¬ 
samen Interesses an einer erfolgreichen Führung des Krieges zurück¬ 
stehen soll. 

Es ist ferner der Wille des Kongresses, daß im Kriegsfall alle tech¬ 
nischen und wirtschaftlichen Hilfskräfte des Landes für die erfolgreiche 
Durchführung dieses Krieges mobilisiert werden sollen und daß die In¬ 
dustrie zum Zwecke der erfolgreichen Führung des Krieges ebenso¬ 
sehr der allgemeinen Wehrpflicht unterliegt, wie die Kampfkraft des 
Menschen. 
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G. RÜSTUNGSPROBLEME 
POLENS, BELGIENS UND DER 
TSCHECHOSLOWAKEI 


Von dem Rüstungsfieber wurden alle — große und kleine Staaten — 
ergriffen. Von den außenpolitischen Ursachen dieser Rüstungen , von den 
Begründungen , die man gab und vorgab, soll hier nicht die Rede sein. Wir 
haben hier Ergebnisse und Fakten zu registrieren. 

Am 24. 9. 1934 führte eine Verordnung des Staatspräsidenten die 
Hilfsdienstpflicht in Polen ein. Der Hilfsdienstpflicht unter¬ 
stehen alle Männer vom 17. bis 60. Lebensjahr und alle Frauen , die die 
Vorbereitung für den militärischen Hilfsdienst beendet haben. Die Maß¬ 
nahme gehört der großen militärischen Revolution des Jahres 1934/35 an. 

Die Auseinandersetzung , die im Jahre 1934 über das strategische 
System der belgischen Landesverteidigung statthatte , be¬ 
rührte das gesamte außenpolitische System Belgiens. Der aus Anlaß der Aus¬ 
einandersetzung zurückgetretene Generalstabschef Nuyten hatte ein elasti¬ 
sches System der belgischen Verteidigung vorgeschlagen , das die Möglichkeit 
eines Zurückweichens von der Grenze offen ließ. Das andere sowohl strategi¬ 
sche wie außenpolitische System wurde von dem Kriegsminister Deveze ver¬ 
treten. Sein strategisches System ist ein System der starren „Verteidigung 
der Grenze", das auf der Anlehnung an das Festungssystem der französi¬ 
schen Ostgrenze beruht. Dies strategische System bedeutet Starrheit und Ge¬ 
bundenheit auch in der Außenpolitik Belgiens. Die Richtung Devezes hat 
schließlich die Oberhand behalten. In der Rede des Königs der Bel¬ 
gier vom 28. 10. 1934 aus Anlaß des 20. Jahrestages der Schlacht an 
der Yser wurde ziemlich deutlich gegen Nuyten Stellung genommen. Für 
Belgien falle der Schutz der Grenze mit dem Schutz des Landes zusammen. 
Der Kampf um das strategische und außenpolitische System der belgischen 
Landesverteidigung ivar nach der einen Richtung entschieden. 

Am 6. 12. 1934 wurde eine Verlängerung der Dienst¬ 
pflicht in der Schweiz beschlossen. Fast zur gleichen Zeit wurde 
in der Tschechoslowakei ein Gesetz über die Verlängerung der Dienstzeit 
im Heere eingebracht. Am 1. 1. 1935 trat die Einführung der 
zweijährigen Dienstzeit in der Tschechoslowakei in 
Kraft. Der Aufruf des Präsidenten Masaryk an die Armee aus diesem An¬ 
laß betont die Bedeutung des „aktiv dienenden Heeres “ im modernen Kriege. 
Dieser Schritt der Tschechoslowakei ging der Einführung der zweijährigen 
Dienstzeit in Frankreich voraus , um dort häufig als gutes Beispiel eines Ver¬ 
bündeten angeführt zu werden. In der Tschechoslowakei wie in Frankreich 
schien sie die gleiche Strukturveränderung im Wehrsystem hervorzubringen. 
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Militärische Hilfsdienstpflicht in Polen 
Verordnung des Staatspräsidenten der Polnischen Republik vom 2 4- 9 . 187. 

1934 

Auf Grund des Art. i 4 , Ahs. 6 der Verfassung und des Gesetzes 
vom i 5 . 3 . 1934, betreffend die Ermächtigung des Staatspräsidenten 
zum Erlaß von Verordnungen mit Gesetzeskraft (Dz.U.R.P. Nr. 28, 

Pos. 221) bestimme ich folgendes: 

Art. 1. (1) Mit dem Zeitpunkt des Kriegsausbruchs oder der Mo¬ 
bilmachungsanordnung entsteht für die Staatsbürger von Rechts wegen 
die Pflicht zur Erfüllung eines militärischen Hilfsdienstes. 

(2) Der Ministerrat kann die militärische Hilfsdienstpflicht durch 
eine Verordnung gleichfalls einführen, wenn das Interesse der Staats¬ 
verteidigung, das durch einen auf Grund eines Antrages des Kriegs¬ 
ministers gefaßten Beschluß des Ministerrates festgestellt wird, diese 
Hilfsdienstpflicht erfordert. 

Art. 2. (1) Der Ministerrat kann schon in Friedenszeiten den Män¬ 
nern, die zur Erfüllung der militärischen Hilfsdienstpflicht verpflichtet 
sind, die Pflicht zur Ableistung einer Vorbereitung für diesen Dienst in 
der vom Kriegsminister bestimmten Weise auf erlegen. 

(2) Eine Verordnung des Ministerrates bestimmt die Pflichten und 
Rechte, die sich durch die Ableistung und Beendigung der Vorbereitung 
ergeben. 

Art. 3 . (1) Die militärische Hilfsdienstpflicht besteht in der Er¬ 
füllung von Wachdienst, Verbindungsdienst, passiver Abwehr von Luft- 
und Gasangriffen, technischem Dienst, Feuerwehrdienst, Sanitätsdienst, 
Transportdienst, Bürodienst oder in der Erfüllung anderer Tätigkeiten 
und Arbeiten, die für die Verteidigungszwecke des Staates notwen¬ 
dig sind. 

(2) Die Art der Erfüllung des militärischen Hilfsdienstes und die 
Organisation dieses Dienstzweiges bestimmt der Kriegsminister. 

Art. 4 - (1) Die militärische Hilfsdienstpflicht besteht während der 
Dauer eines Krieges oder für die Zeitdauer, in welcher das Heer oder 
die Kriegsmarine oder ihre Teile im Kriegszustände verbleiben. 

(2) Den Termin, an welchem die militärische Hilfsdienstpflicht auf¬ 
hört, gibt der Kriegsminister durch eine Bekanntmachung bekannt. 

( 3 ) In dem im Art. 1, Abs. 2 vorgesehenen Falle besteht die mili¬ 
tärische Hilfsdienstpflicht bis zum Zeitpunkt ihrer Aufhebung durch 
eine Verordnung des Ministerrates. 

Art. 5 . Der militärischen Hilfsdienstpflicht unterliegen alle Männer 
vom vollendeten 1 7. Lebensjahre bis zum vollendeten 60. Lebensjahre, 
die nicht im aktiven Heeresdienst stehen und auch nicht zur Ableistung 
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des aktiven Militärdienstes bzw. des Dienstes in der Reserve oder im 
Landsturm verpflichtet sind. 

Axt. 6. (i) In den militärischen Hilfsdienst können auch Frauen 
vom vollendeten 19. Lebensjahre bis zum vollendeten 45 . Lebensjahre 
einberufen werden, die in Friedenszeiten zufolge einer freiwilligen Mel¬ 
dung die Vorbereitung für den militärischen Hilfsdienst beendet haben 
oder die sich unter den im Axt. 1 vorgesehenen Bedingungen freiwillig 
zum militärischen Hilfsdienst melden. 

(2) Die Bedingungen für die freiwillige Meldung von Frauen zur 
Vorbereitung für den militärischen Hilfsdienst, den Umfang sowie die 
Axt und Weise der Durchführung dieser Vorbereitungen und die Be¬ 
dingungen für die freiwillige Einberufung bestimmt eine Verordnung 
des Kriegsministers. 

( 3 ) Die Pflichten und Rechte, die sich aus der Ableistung und Be¬ 
endigung der Vorbereitung für den militärischen Hilfsdienst ergeben, 
regelt eine Verordnung des Ministerrates. 

Axt. 7. Die Vorschriften des Axt 8 des Gesetzes über die allge¬ 
meine Wehrpflicht werden auf den militärischen Hilfsdienst entspre¬ 
chend angewandt. 

Art. 8. (1) Der militärische Hilfsdienst wird auf Grund einer Ein¬ 
berufung erfüllt. 

(2) Die Einberufung in den militärischen Hilfsdienst bewerkstelli¬ 
gen die Kxeisbehörden der allgemeinen Verwaltung, hingegen in den Ort¬ 
schaften, die sich auf dem unter Kriegszustand stehenden Gebiete be¬ 
finden, in denen diese Behörden nicht amtieren, die vom Obersten Heer¬ 
führer bezeichneten Militärbehörden. 

( 3 ) Die Einberufungen erfolgen nach Maßgabe der von den Militär¬ 
behörden angemeldeten Anforderungen der Hilfsdienstpflichtigen. 

( 4 ) Das Verfahren für die Anmeldung der Anforderungen der 
Hilfsdienstpflichtigen und für die Durchführung der Einberufungen 
bestimmt eine Verordnung des Kriegs- und Innenministers. 


Der Kampf um das strategische und außenpolitische System 
der belgischen Landesverteidigung 

188 . Rede des Königs der Belgier vom 28. 10. ig 34 vor der Versammlung 
der Frontkämpfer in Brüssel bei der Feier des 20. Jahrestages der 
Schlacht an der Yser 

Liebe Frontkämpfer, 

Ich danke Euch für die großartige Kundgebung, die sich vor un¬ 
seren Augen entfaltet, und beglückwünsche Euch dazu. Die dichte Masse 
Eurer Scharen, Euer soldatischer Vorbeimarsch in Reih’ und Glied, das 
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Funkeln der Kreuze und Feldzeichen, das sich mit dem Leuchten der 
Bücke vereint, läßt die herrüche belgische Armee von 1918, die Armee 
des Sieges, durch Euren Willen und Eure Treue Wiedererstehen. 

Wenn wir uns wie damals in den Schützengräben Aug’ in Auge 
gegenüberstehen, so spüren wir wieder diese Gemeinschaft des Denkens 
und Fühlens, die nur der Frontkämpfer begreifen kann und die uns 
bis zum letzten Atemzug in der restlosen Hingabe an den Dienst für das 
Vaterland verbinden wird, für dieses Vaterland, das mein Vater und Ihr 
gerettet habt 

Während hier jede Meinungsverschiedenheit verstummt und Eure 
Reihen sich kameradschaftÜch schließen, um ein wunderbares Treuebe¬ 
kenntnis zu der Zukunft Belgiens abzulegen, werden um geheime Fra¬ 
gen der Landesverteidigung Streitigkeiten entfesselt, die sie einer Erörte¬ 
rung in breitester öffenüichkeit preisgeben und einen innerpoütischen 
Zwist hervorzurufen drohen. Sie können vor dem Lande selbst und vor 
dem Auslande nicht ohne Gefahr fortgesetzt werden. 

In dieser gefährüchen Verwirrung, die die Einheit des Vaterlandes 
erschüttern kann, wendet sich das Oberhaupt des Staates an die gesamte 
Nation, um das Bild der Einigkeit, das Ihr heute mit soviel Kraft und 
Würde versinnbildücht, als Beispiel hinzustellen. 

Die Regierung hat ein Programm beschlossen und das Parlament 
hat es genehmigt, das die Verstärkung unserer Wehrorganisation vor¬ 
sieht und das ohne Einschränkung durchgeführt wurde, wird und wer¬ 
den soll. Was hat es da für einen Sinn, durch einen Streit um Formeln 
die Gemüter irrezumachen? 

Es ist Pfücht, der Grenzbevölkerung die Schrecken eines Einmar¬ 
sches zu ersparen; aber wie gewaltig wird diese Sorge erst, wenn man 
an die Bewegüchkeit motorisierter Heere denkt und an die MögÜchkeit 
für Flugzeuge, in weniger als einer Stunde nach Beginn der Feindselig¬ 
keiten gleichzeitig Brüssel, Antwerpen, Gent und Lüttich anzugreifen! 
Für einen Staat wie Belgien, dessen Umfang nicht größer ist als der 
Aktionsradius der heutigen Kampfmaschinen, fällt der Schutz der Grenz¬ 
gebiete tatsächüch mit dem des ganzen Landes zusammen. 

Es gibt dafür nur ein einziges Mittel, ein einfaches und radikales: 
den Krieg vermeiden. Zu diesem Zweck müssen wir einen starken Wehr¬ 
apparat besitzen, der sich als gewaltiger Bogen auf die großen natür- 
üchen Hindernisse stützt und dessen Widerstandsfähigkeit und Stoß¬ 
kraft Achtung erzwingt, weil man Scheu hat, sich seinen Streichen aus¬ 
zusetzen. Wir müssen entschlossen sein, diesen Wehrapparat mit der 
größten Energie einzusetzen, und zwar „von den Grenzmarken aus ,# . 
Das hat schon König Albert vor mehr als zwanzig Jahren der Re¬ 
gierung anempfohlen und erneut im Jahre 1981 bei der Aussprache 
über das jetzt im Bau befindüche Befestigungsprogramm betont. 
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Ein solcher Plan entspricht, unter Anpassung an unsere finanziellen 
Kräfte, den Interessen des Landes. Er nimmt unter einem von jeder Be¬ 
vormundung befreiten internationalen Statut und im Rahmen der gel¬ 
tenden Verträge die Tradition wieder auf, der wir durch vierundachtzig 
Jahre der Unabhängigkeit einen ununterbrochenen Frieden zu verdan¬ 
ken hatten. 

Liebe Frontkämpfer, 

Wenn wir unsere Unabhängigkeit erhalten wollen, ohne die wir 
nicht in Ehren leben können, wenn wir wirklich unsere Heimat vor dem 
Unglück eines neuen Krieges bewahren wollen, dann müssen wir unser 
Selbstvertrauen wiedergewinnen, müssen würdig, stark und vor allem 
einig sein. 


Zweijährige Dienstzeit in der Tschechoslowakei 

189 . Aufruf des Präsidenten der Tschechoslowakischen Republik Masaryk 
vom 28. 12. 1934 an die Armee 

Soldaten! 

Die Verhältnisse im Auslande haben die Tschechoslowakische Re¬ 
publik zur Einführung der zweijährigen Militärdienstzeit gezwungen. Es 
ist dies eine ausgesprochene Schutzmaßnahme. Sie ermöglicht die He¬ 
bung der Tüchtigkeit der Armee, sie ermöglicht die Erhöhung der Stände 
der Wehrmacht und verbürgt die Sicherheit des Staates. Das aktiv die¬ 
nende Militär hat eine außerordentliche Bedeutung und Wichtigkeit für 
den Schutz des Staates. Die große Entwicklung und der Fortschritt des 
Flugwesens und der Motorisierung der Armee macht heute dem Gegner 
einen raschen Überfall, das Eindringen in feindliches Gebiet, die Ver¬ 
nichtung von Fabriken und Lagerstätten, das Hervorrufen von Verwir¬ 
rungen und Paniken viel leichter möglich als ehedem. Das aktiv dienende 
Militär steht als Wache gegen ähnliche plötzliche Überfälle und Unruhen 
bereit. Je größer die Gefahr eines Überfalles ist, um so größer, gehalt¬ 
voller und achtsamer müssen die Wachen des Staates und die Sicher¬ 
heitsvorkehrungen sein. 

Nur aus diesem Grunde wurde die zweijährige Dienstzeit eingeführt. 
Ich weiß, daß viele von Euch diese Maßnahmen aus persönlichen oder 
Familiengründen hart treffen wird, und ganz besonders Euch, die Ihr 
gerade Euren Präsenzdienst ableistet, da Ihr mit der Verlängerung nicht 
gerechnet habt und vielleicht vielfach verschiedene Pläne und Disposi¬ 
tionen gemacht hattet. Der Grund, warum die Verlängerung nicht be¬ 
reits erfolgt ist, war hauptsächlich der: die entscheidenden Funktionäre 
haben im Bewußtsein ihrer Verantwortung bis zum letzten Momente ge- 
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zögert, diese Erhöhung der Wehrpflicht ernzuführen, die eiserne Not¬ 
wendigkeit jedoch hat uns letzten Endes dazu gezwungen. Das Interesse 
der Sicherheit des Staates muß allem vorangehen. Wenn wir diese Sicher¬ 
heitsmaßnahmen nicht treffen würden, könnte den Staat und seine Ge¬ 
samtbevölkerung nicht gutzumachendes Unheil treffen. 

Offiziere, Rottmeister, Unteroffizierei 

Wenn der Staat genötigt war, die erhöhte Wehrpflicht einzufüh¬ 
ren, liegt es an Euch, diese Verlängerung der Dienstzeit emsig und ge¬ 
wissenhaft derart zur Vertiefung der Ausbildung auszunützen, daß un¬ 
sere Armee zu den besten gehören und in der Qualität wettmachen möge, 
was vielleicht an numerischer Stärke fehlt. Handelt so, damit Ihr dem 
Volke und dem Staate mit reinem Gewissen sagen könnt, daß Ihr jeden 
Tag so gut wie möglich für die Sicherstellung des Schutzes des Staates 
ausgenützt habt. Dann wird niemand die gebrachten Opfer bedauern. 

Ich hebe gerne hervor, daß das heurige Jahr ein Jahr fleißiger 
Arbeit und des Fortschritts in der Armee war. Die im heurigen Jahr 
durchgeführten großen Manöver haben hiervon ein erfreuliches Zeug¬ 
nis abgelegt. Ich danke allen, die sich dabei verdient gemacht haben und 
wünsche der ganzen Armee, der aktiven und der nichtaktiven, 

das Allerbeste im neuen Jahrei 

Läny, am 28. Dezember 1934* 

Bradac, m. p. T. G. Masaryk, m. p. 



H. DEUTSCHLAND UND DIE 
ALLGEMEINE WEHRPFLICHT 


Deutschland ist in der wehr politischen Revolution der Welt ein Nach¬ 
zügler gewesen. Sein „Wehrgesetz“ ist lange Abschnitt V des Versailler Ver¬ 
trages gewesen. Erst am 21. 5. 1935 hat sich Deutschland wieder aus eigener 
Verantwortung ein Grundgesetz über die Ordnung seines Wehrwesens ge¬ 
schaffen. Die ausgesprochene und formulierte Wehrpolitik Deutschlands be¬ 
ginnt erst wieder mit dem 16. 3. 1935. Der Aufruf der deutschen Reichs¬ 
regierung vom 16. 3. 1935 bei der Wiedereinführung der deutschen Wehr¬ 
pflicht umreißt schon die Grundzüge der neuen deutschen Wehrpflicht 1 ). 
Am 20. 3. 1935 legte ein Aufsatz des Reichswehrministers von 
Blomberg die Grundideen der allgemeinen Wehrpflicht in Deutschland 
dar. Der Artikel begründet, wie Deutschland am 16. 3. 1935 wieder in die 
große Bahn seiner geschichtlichen Entwicklung zurückkehrt und wie die all¬ 
gemeine deutsche Wehrpflicht — weit davon entfernt, ein Instrument der 
Eroberung zu sein — Ausdruck des deutschen Wesens und die Erfüllung 
einer nationalen Idee des deutschen Volkes ist. 


Sinn und Ideal der Allgemeinen Wehrpflicht Deutschlands 
190 . Aufsatz des Reichs weh rministers von Blomberg vom 20. 3 . ig 35 

Als der Führer und Reichskanzler am 16. März ig 35 die Wahrung 
der deutschen Ehre und die Sicherheit des Reiches wieder in die Hand 
des deutschen Volkes selbst legte, geschah das als Abschluß einer Ent¬ 
wicklung, die sich vor aller Öffentlichkeit des In- und Auslandes in 
selbstverständlichem Ablauf vollzogen hatte und daher für niemand eine 
Überraschung bedeuten konnte. 

Diese Entwicklung wurde von zwei verschiedenen Seiten her maß¬ 
gebend bestimmt: Einmal hatte sie ihre Grundlage in der gesunden Kraft 
eines trotz Kriegsverlusts und Zusammenbruchs in seinem inneren Kern 
ungebrochenen Volkes, das nicht bereit war, auf die freie Gestaltung 
seines eigenen Lebens zu verzichten. Von der anderen Seite her kam der 
würgende Druck eines einseitigen Diktatfriedens, dessen Anspruch durch 


i) Dok. 3 7 . 
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das Ausbleiben der verbrieften Gegenleistung von Jahr zu Jahr fragwür¬ 
diger wurde und damit immer herabsetzender empfunden werden mußte. 
Ein Volk, das im Kriege gegen eine Welt seine Ehre behauptet hatte, 
fand für die heranwachsende Generation die Tore zum Waffendienst 
verschlossen. Rings um die Verbotstafeln, die das kleine Berufsheer eines 
uns auf gezwungenen Wehrsystems umgaben, wuchs der Wunsch der 
Ausgeschlossenen und steigerte sich zur politischen Tat. Er wurde da¬ 
mit zu einem Anspruch des ganzen Volkes, der bald nicht mehr zu über¬ 
hören war. Ein neues Deutschland entstand und brach sich Bahn durch 
Schwäche und Verzicht hindurch. Im Reich Adolf Hitlers gewann es 
lebendige Gestalt. 

Es wäre falsch, die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, in 
der dieses Streben jetzt seine Erfüllung gefunden hat, für ein Ereignis 
zu halten, das in erster Linie die Wehrmacht und ihre Interessen be¬ 
rührt. In keinem anderen der großen Länder ist der Gedanke Scharn¬ 
horsts, daß alle Bewohner des Staates seine geborenen Verteidiger sind, 
in einer jahrhundertelangen Geschichte so im Herzen und Bewußtsein 
des ganzen Volkes verwurzelt wie in Deutschland. Das hat seinen beson¬ 
deren Grund. Man kann ein Volk nur aus seinem geschichtlichen Wer¬ 
den und den Gegebenheiten seiner Grenzen und Landschaft begreifen. 
Die Wehrverfassung eines Staates ist letzten Endes nicht das Ergebnis 
eines freien Entschlusses, der willkürlich so oder so gefaßt oder ab¬ 
geändert werden kann. Sondern sie muß im inneren Einklang stehen 
mit den nationalen und sozialen Voraussetzungen, sie wächst heraus aus 
den Kräften der Rasse und des Blutes, die in ihr zur lebendigen Wirk¬ 
samkeit gelangen. 

Der Übergang von dem im Waffenhandwerk vollendet ausgebilde¬ 
ten Berufskämpfer zum Soldaten der alle erfassenden Wehrpflicht ent¬ 
spricht so dem innersten Wesen des deutschen Menschen, der sich stets 
als der geborene Verteidiger seines Volkes und Landes gefühlt hat. Für 
ihn war es auf die Dauer ein unerträglicher Zustand, dieses vornehmste 
Recht des freien Mannes einer Minderheit überlassen zu müssen, mochte 
sie durch Übung und Auslese dazu noch so berufen sein. 

Im Zeitalter der sich immer noch steigernden technischen Entwick¬ 
lung und der zunehmenden Verfeinerung der Waffe und ihrer Bedie¬ 
nung aber bedeutet die Rückkehr zum kürzerdienenden Soldaten der all¬ 
gemeinen Wehrpflicht ein klares Bekenntnis, das durch kein Urteil, mag 
es noch so voreingenommen sein, wirksam entkräftet werden kann: 
Deutschland beweist damit — durchaus im Sinne der früher an uns ge¬ 
stellten Forderung nach Umgestaltung des Berufsheeres —, daß es im 
Waffendienst seiner wehrfähigen Mannschaft nur das Mittel sieht zur 
Verteidigung seiner Grenzen und seines Lebensraumes. Die Geschichte 
lehrt, daß Erobererheere andere Wesenszüge tragen. 
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Hinzu kommt, daß das deutsche Volk in der Wehrpflicht stets die 
durch nichts zu ersetzende Schule der Nation gesehen hat, die Schule der 
Disziplin, der Kameradschaft und der praktischen Volksgemeinschaft. In 
ihr wurde der Charakter der jungen Generation geformt. Und zwar blie¬ 
ben ihre Auswirkungen nicht auf die Dienstzeit selbst beschränkt, son¬ 
dern setzten sich in allen Berufen und Lebensaltern befruchtend fort. 
Wir haben ihr Fehlen in den Jahren nach dem Zusammenbruch bitter 
erfahren müssen. Dem deutschen Volke wäre manches erspart gebhe¬ 
ben, manche Entwicklung hätte einen anderen Gang genommen, wenn 
die straffe Schule des Dienstes in der Wehrmacht sich in weiteren Krei¬ 
sen hätte auswirken können. 

Die damalige Generation hat an diesem Mangel selbst schwer ge¬ 
litten. Ihre innere Zerrissenheit im rück liegenden Jahrzehnt hatte hier 
ihren letzten Ursprung. Die gesunde Jugend will das Recht haben, in 
freier Entfaltungsmöglichkeit in den Staat hineinzuwachsen, den sie einst 
tragen soll. Da sie dort, wo ihre Wesensart sie hin drängte, verschlossene 
Türen fand, suchte sie sich ihre eigenen Wege. Damit ging ein Teil von 
ihr der Zukunft und dem Staat verloren, der ihr männliches Sehnen 
nicht begriff oder ihm nicht Rechnung zu tragen vermochte. Heute 
Öffnen wir unsere Tore weit. Die kommende Generation wird sich des 
Rechtes zur Waffe, das ihm das neue Deutschland wiedergegeben hat, 
im Geist ihrer Väter wert erweisen. Sie wird in der Wehrmacht eine 
Pflegestätte nationalsozialistischen Geistes und echter Volksgemein¬ 
schaft finden. 

Eine Wehrmacht kann stark und geschlossen nur auf dem Boden 
des Volkes wachsen, dem sie entstammt und der sie trägt. Sie ist nicht 
denkbar ohne engste innere Verbundenheit mit den Kräften und Ideen, 
die in der Gesamtheit des Volkes wirksam sind. Daher bedeutet die Rück¬ 
kehr zur allgemeinen Wehrpflicht keineswegs ein Rückwärtsdrehen der 
Entwicklung auf irgendeinem Gebiet. Die Wehrmacht dient der Gegen¬ 
wart und fühlt sich als Wegbereiter am Werk der deutschen Zukunft. 
Sie sieht den Sinn der Tradition, die sie als verpflichtendes Erbe trägt, 
im Geist der gleichen Pflichterfüllung. Die Dienstpflicht, die wieder alle 
umfassen soll, wird auf der Grundlage der Anschauungen des national¬ 
sozialistischen Staates aufgebaut werden. Sie wird keine Privilegien mehr 
kennen. Höhere Bildung gibt nicht mehr wie einst das Recht zu einer 
Abkürzung der Dienstzeit. Lediglich Charakter und Leistungen sollen, 
wie bereits in den „Pflichten des deutschen Soldaten“ ausgesprochen 
worden ist, den Weg und Wert des einzelnen bestimmen. 

So steht die deutsche Wehrmacht heute an einem entscheidungs¬ 
vollen Einschnitt ihrer Entwicklung. Der mannhafte Entschluß des Füh¬ 
rers hat die Bahn freigemacht zu der wahren Erfüllung des Wortes, das 
noch die Unterschrift des verehrten Generalfeldmarschall-Reichspräsi- 



190] Deutschland und die allgemeine Wehrpflicht 445 

denten trägt: Der Dienst in der Wehrmacht ist Ehrendienst am deut¬ 
schen Volk. 

Das höchste Gut des Staates, die junge waffenfähige Mannschaft, 
wird wieder durch ihre Schule der Wehrhaftigkeit gehen. Ich weiß, daß 
sich die Wehrmacht des in sie gesetzten Vertrauens weiter würdig er¬ 
weisen wird, getreu ihrem Eide, der sie an Adolf Hitler, den Schöpfer 
und Führer des neuen Deutschland, auf Leben und Tod bindet. 













III. 

DER KAMPF UM DEN FERNEN 
OSTEN UND DEN STILLEN OZEAN 
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Wenige Jahre nach dem Versailler Vertrag sind im Jahre 1922 die 
Washingtoner Verträge geschlossen worden, die als eine weltpolitische Er¬ 
gänzung und Fortsetzung der Versailler Ordnung erschienen. Die Washing¬ 
toner Verträge schienen das weltpolitische Kräfteverhältnis im Stillen Ozeafi 
und im Fernen Osten festzulegen. Sie legten einmal durch den Neunmächte¬ 
vertrag das Prinzip „der Offenen Tür* in China fest. Dieser Vertrag hat das 
Jahr 193U nur sehr zerlöchert erreicht. Dann wollte das Washingtoner Flot¬ 
tenabkommen die Machtverhältnisse im Stillen Ozean und die Relation der 
Flottenmächte überhaupt stabilisieren und zwischen dem Britischen Reich, 
den Vereinigten Staaten und Japan eine Verhältniszahl der Flottenmacht von 
5:5:3 begründen und erhalten. 

Fast gleichzeitig mit dem Erlöschen der „machtpolitischen Norm* des 
Versailler Vertrages, mit dem Erlöschen seines Abrüstungsdiktats ging auch 
der Washingtoner Vertrag zu Ende. Gegen Ende 193U hat Japan den 
Washingtoner Vertrag gekündigt. Der große Machtkampf im Stillen Ozean 
und das Ringen um die Flottenmacht war neu eröffnet. 

Die Washingtoner Abmachungen über die Gleichberechtigung der Mächte 
in China waren, wie gesagt, im Jahre 193U schon sehr ausgehöhlt. In den 
Jahren 1932 und 1933 hat Japan von China Jehol und die Mandschurei 
losgerissen. 1933 hat Japan aus der Mandschurei ein Kaiserreich unter dem 
Erben des altchinesischen Kaiserhauses gemacht . Im gleichen Jahre trat es 
aus dem Völkerbund als dem Schutzkomitee des weltpolitischen Status quo 
aus. Jetzt war die große fernöstliche Frage unausweichlich auf gerollt. Ja¬ 
pan stand vor dem ungeheuren Problem China. Würde China aus eigener 
Kraft oder mit Hilfe fremder Mächte zu einem Machtgebilde (von 4 00 Mil¬ 
lionen MenschenI) werden, könnten die Weltmächte hier einen Sturmbock 
gegen Japan mit furchtbarer Gewalt ansetzen. Das Bewußtsein darum trieb 
Japan vorwärts. Das Jahr 193Ü/35 begann darum auch mit der Ver¬ 
kündigung einer Art wirtschaftlicher Blockade über China seitens Japans, 
fürchtete Japan doch die wirtschaftliche, eben auch wehrwirtschaftliche 
„Verproviantierung“ Chinas, die Organisation Chinas zum unabhängigen und 
möglicherweise feindseligen Machtfaktor. Würde es andererseits Japan selbst 
gelingen, die Hand auf das unermeßliche Menschenreservoir Chinas zu le¬ 
gen und die Hunderte von Millionen chinesischer Menschen in Marsch zu 
setzen, würde ein Weltmachtgebilde von unübersehbarer dynamischer Gewalt 
in Asien entstehen und eine nie dagewesene Revolution der Weltordnung 
sich vollziehen? Würden sich wiederum das britische Weltreich oder die 
Vereinigten Staaten in der Abwehr des japanischen Vormarsches in China 
89 Weltgeschichte I 
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als Organisatoren Chinas festsetzen, würden sie Verantwortungen überneh¬ 
men, die sie unentrinnbar auf den Weg eines Weltreiches von unabschätz- 
barer Macht stoßen würden. Diese Fragen waren alle mit dem Ringen um 
China gestellt. Sie klangen immer wieder an. Offensive und Defensive schlang 
sich ineinander. Eines rief das andere hervor, und immer wieder war die 
ungeheure Frage der Weltmacht gestellt. 

Die Besitzergreifung der Mandschurei durch Japan brachte für Ruß¬ 
land die Drohung einer Umklammerung seiner fernöstlichen Provinz, sei¬ 
nes pazifischen Hafens Wladiwostok. In fieberhafter Rüstung hat die Sowjet¬ 
union die „fernöstliche Armee* geschaffen, die ihr eigenes wehrwirtschaft¬ 
liches Fundament im Fernen Osten haben sollte, um von dem Nachschub 
unabhängig zu sein. Durch Japans Herrschaft über die Mandschurei war ja 
auch die alte Verbindung mit Wladiwostok über die Ostchinesische Eisen¬ 
bahn durchschnitten. Im Jahre 193U/3Ö hat dann Rußland preisgegeben, was 
es nicht zu halten vermochte, und die Ostchinesische Eisenbahn an Man- 
dschukuo-Japan verkauft. Die Europapolitik der Sowjetunion ist in ihrer 
folgenschweren Wendung nicht zuletzt durch den Gang der Ereignisse im 
Fernen Osten bestimmt worden. Der unterirdische Kampf im Fernen Osten 
aber ging weiter. Die Sowjetunion und Japan haben vor allem in der Mon¬ 
golei gekämpft; die Sowjetunion hat ihre Stellungen in der äußeren, Japan 
die seinen in der inneren Mongolei vorgetrieben. Unter scheinbar unbeweg¬ 
ter Oberfläche vollzog sich ein erbittertes Ringen um die Machtstellung im 
Fernen Osten . Ein Kampf von weltgeschichtlichem Ausmaß ist dort im Gange . 

Zu alledem kommt ein ungeheurer Wirtschaftskampf, die gewaltige Ex¬ 
portoffensive Japans, die im ganzen Umkreis des Stillen Ozeans Erschütte¬ 
rungen, Auseinandersetzungen, Verhandlungen und Diskussionen hervorge¬ 
rufen hat und die die Geschichte des Fernen Ostens in den letzten Jahren 
zu einem guten Teile ausfüllt. Neben dem politischen Vormarsch Japans ist 
eine stillere wirtschaftliche Expansion und Eroberung des Kaiserreichs vor 
sich gegangen, die einen wesentlichen Bestandteil des Machtkampfes im Fer¬ 
nen Osten darstellt. Der große Kampf um die Märkte, der in der Krise der 
W eltwirtschaft hart und verbissen durchgekämpft wird , hat im Fernen Osten 
und im Umkreise des Stillen Ozeans besondere und eigentümliche Formen 
angenommen. Denn hier vollzieht er sich auf dem Hintergründe eines gro¬ 
ßen Kampfes um die Weltmacht. Verhandlungen über die Aufteilung der 
Märkte, über die Abgrenzung globaler Wirtschaftsinteressen und Wirtschafts¬ 
sphären haben wiederholt stattgefunden. Neben dem Ringen um die Welt¬ 
macht schien ein Ringen um Wirtschaftsimperien vor sich zu gehen. 

Die Ordnung des Status quo für den Fernen Osten 
191 . Der Neunmächtevertrag vom 6. 2. 1922 über die Gleichberechtigung 
und die Offene Tür für alle Mächte in China 

Art. I. Die Vertragschließenden Mächte mit Ausnahme von China 
kommen überein: 

1. die Souveränität, die Unabhängigkeit und die Unversehrtheit des 
Gebietes und der Verwaltung Chinas zu achten; 



191] 


Vorspiel 


4 51 


2. China die vollständigste und uneingeschränkteste Möglichkeit zu 
geben, sich die dauernden Vorteile einer gefestigten und erfolg¬ 
reichen Regierung zu sichern; 

3 . ihren Einfluß dahin geltend zu machen, daß auf dem ganzen 
Gebiet Chinas der Grundsatz der gleichen Möglichkeit für In¬ 
dustrie und Handel aller Länder tatsächlich aufgerichtet und an¬ 
gewendet werde; 

4 . davon Abstand zu nehmen, die Verhältnisse in China zur Er¬ 
reichung von besonderen Rechten oder Privilegien auszunutzen, 
die geeignet wären, den Rechten der Angehörigen befreundeter 
Staaten Abbruch zu tun; sie werden gleichfalls davon Abstand 
nehmen, irgendeine die Sicherheit dieser Staaten bedrohende 
Haltung zu begünstigen. 

Art II. Die Vertragschließenden Mächte kommen überein, daß sie 
weder untereinander, noch einzeln oder zusammen mit einer Macht oder 
mehreren Mächten an einem Vertrag, einer Vereinbarung, einer Abma¬ 
chung oder einer Verständigung sich beteiligen werden, die die in Art. I 
angeführten Grundsätze gefährden oder ihnen widersprechen würde. 

Art. III. Um die Grundsätze der Offenen Tür oder der gleichen 
Möglichkeiten für Handel und Industrie aller Länder in China mit grö¬ 
ßerer Wirksamkeit in Anwendung zu bringen, kommen die Vertrag¬ 
schließenden Mächte mit Ausnahme von China überein, die nachstehend 
genannten Schritte weder selbst zu unternehmen, noch ihre Staatsange¬ 
hörigen darin zu unterstützen, und zwar: 

a) den Abschluß von Übereinkommen, die zugunsten ihrer Inter¬ 
essen auf die Begründung von allgemeinen Vorzugsrechten be¬ 
züglich der kommerziellen und wirtschaftlichen Entwicklung in 
einem bestimmten Gebiet Chinas abzielen; 

b) die Erlangung von Monopolen oder die Erlangung einer Vor¬ 
zugsbehandlung, die geeignet wäre, die Staatsangehörigen ande¬ 
rer Mächte ihres Rechtes zu berauben, in China rechtmäßig 
Handel oder Industrie zu betreiben, desgleichen die Beteili¬ 
gung, sei es mit der chinesischen Regierung, sei es mit örtlichen 
Behörden, an irgendeinem Unternehmen öffentlichen Charakters 
oder an Monopolen oder Vorzugsrechten, die angesichts ihrer 
Bedeutung, ihrer Dauer oder ihrer territorialen Ausdehnung ge¬ 
eignet wären, in ihrer Anwendung eine Verletzung des Grund¬ 
satzes der gleichen Möglichkeit zu bewirken. Indessen soll dieses 
Übereinkommen nicht dahin ausgelegt werden, daß dadurch der 
Erwerb von solchen Gütern oder Rechten untersagt wird, die 
zur Führung von besonderen Handels-, Industrie- und Finanz¬ 
unternehmungen oder zur Förderung von Erfindungen und For¬ 
schungen notwendig sind. 


29 * 
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China verpflichtet sich, bei Behandlung von Gesuchen um wirt¬ 
schaftliche Rechte und Privilegien seitens der Regierungen und Staats¬ 
angehörigen aller fremden Länder, mögen sie Partner dieses Vertrages 
sein oder nicht, sich die hier niedergelegten Grundsätze zu eigen zu 
machen. 

Art. IV. Die Vertragschließenden Mächte kommen überein, keinen 
Abmachungen ihrer Staatsangehörigen Unterstützung angedeihen zu las¬ 
sen, die dazu dienen sollen, in bestimmten Teilen des chinesischen Ge¬ 
bietes zu ihrem Vorteil Interessensphären zu begründen oder ihnen aus¬ 
schließliche Vorzüge zu sichern. 

Art. V. China verpflichtet sich, auf chinesischen Eisenbahnen eine 
unbillige unterschiedliche Behandlung irgendwelcher Art weder anzu¬ 
wenden, noch zu gestatten. Insbesondere soll weder mittelbar noch un¬ 
mittelbar eine unterschiedliche Behandlung irgendwelcher Art bezüglich 
der Tarife oder Transporterleichterungen stattfinden, die zur Grund¬ 
lage hätte 

die Staatsangehörigkeit der Reisenden; 

die Länder, aus denen sie kommen oder nach denen sie reisen; 

die Herkunft, den Eigentümer oder das Herkunfts- oder Bestim¬ 
mungsland der Waren; 

die Staatsangehörigkeit oder den Charakter des Eigentümers des 
Schiffes oder jedes anderen Verkehrsmittels für Reisende und 
Waren, das vor oder nach dem Transport auf einer chinesischen 
Eisenbahn benutzt wird. 

Die übrigen Vertragschließenden Mächte übernehmen ihrerseits eine 
entsprechende Verpflichtung bezüglich der chinesischen Eisenbahnlinien, 
über die sie selbst oder ihre Staatsangehörigen auf Grund einer Konzes¬ 
sion, einer Sonderabmachung oder auf anderer Grundlage eine Kontrolle 
ausüben können. 

Art. VI. Die Vertragschließenden Mächte mit Ausnahme von China 
kommen überein, im Verlauf von Kriegen, an denen China nicht betei¬ 
ligt ist, dessen Rechte als neutrale Macht voll zu achten. China seiner¬ 
seits erklärt, falls es neutral sein wird, die Verpflichtungen der Neu¬ 
tralität beachten zu wollen. 

Art. VII. Die Vertragschließenden Mächte kommen überein, daß 
sie, sollte sich eine Lage ergeben, die nach der Ansicht einer von ihnen 
die Anwendung der Bestimmungen des vorliegenden Vertrages erforder¬ 
lich und eine Aussprache darüber wünschenswert erscheinen ließe, in 
einen freimütigen und vollständigen Meinungsaustausch eintreten werden. 

Art. VIII. Die Mächte, die den vorliegenden Vertrag nicht unter¬ 
zeichnet haben, deren Regierungen von den Signatarmächten anerkannt 
sind und die zu China durch Verträge in Beziehungen stehen, werden 
aufgefordert werden, dem vorliegenden Vertrag beizutreten. Zu diesem 
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Zweck wird die Regierung der Vereinigten Staaten den Nichtsignatar- 
mächten die nötigen Mitteilungen machen; sie wird die Vertragschlie¬ 
ßenden Mächte über die empfangenen Antworten unterrichten. Der Bei¬ 
tritt einer jeden Macht wird mit dem Empfang der diesbezüglichen An¬ 
meldung durch die Vereinigten Staaten wirksam werden. 

Art. IX. Der vorliegende Vertrag soll von den Vertragschließenden 
Mächten ratifiziert werden, gemäß dem verfassungsmäßigen Verfahren, 
das für jede von ihnen verbindlich ist. Er tritt in Kraft an dem 
Tage der Hinterlegung aller Ratifikationsurkunden, die in Washington 
sobald als möglich erfolgen soll. Die Regierung der Vereinigten Staaten 
wird den andern Vertragschließenden Mächten eine beglaubigte Abschrift 
des Protokolls über die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden über¬ 
mitteln. Der vorliegende Vertrag, für den sowohl der französische als 
der englische Text maßgebend ist, wird in den Archiven der Regierung 
der Vereinigten Staaten hinterlegt bleiben; beglaubigte Ausfertigungen 
werden von dieser Regierung den andern Vertragschließenden Mächten 
übermittelt werden. 

Zu Urkund dessen haben die obengenannten Bevollmächtigten den 
vorliegenden Vertrag unterzeichnet. 

Geschehen zu Washington, am 6. 2. 1922. 

Charles Evans Hughes, Henry Cabot Lodge, Oscar W. Under- 
wood, Elihu Root, Baron de Cartier de Marchienne, Arthur 
James Balfour, Lee of Fareham, A. C. Geddes, R. L. Borden, 
G. F. Pearce, John W. Salmond, V. S. Srinivasa Sastri, Sao 
Ke Alfred Sze, V. K. Wellington Koo, Chung-Hui Wang, 
A. Sarraut, Jusserand, Carlo Schanzer, V. Rolandi Ricci, 
Luigi Albertini, T. Kato, K. Shidehara, M. Hanihara, Beelaerts 
van Blokland, W. de Beaufort, Alte, Ernesto de Vasconcellos. 


JAPANS KAMPF UM DIE FÜHRUNG IN OSTASIEN 

Am 23. 1. 193h umriß der im September 1933 neuernannte Außen¬ 
minister Japans Hirota das außenpolitische Programm Japans und schlug 
damit gleichsam das Leitmotiv für die Kämpfe des kommenden Jahres an. 
Grundgedanke der Rede war die VerantwOrtung Japans für den Frieden im 
Fernen Osten , seine Mission , Ruhe und Ordnung des Ostens zu gewährleisten. 
„Den einzigen Eckpfeiler des Friedens im Fernen Osten * nannte der Außen¬ 
minister das japanische Reich. Diese Verantwortungen Japans — die in ihrer 
letzten Konsequenz ein umfassendes Interventionsrecht des fernöstlichen In¬ 
selreiches bedeuteten , wenn immer der Friede gefährdet erschien — waren 
noch in allgemeinen und eher ideologischen Wendungen formuliert. Aber 
dahinter war doch schon die konkrete Anwendung sichtbar , deren das Prin¬ 
zip fähig war. Besorgnisse über die innere bedrohliche Entwicklung Chinas 
wurden geäußert; das besondere Interesse Japans an der Ruhe im Korden 
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wurde verkündet. (Im Jahre 1935 sollte dann Japan die ersten Grundlagen 
für die nordchinesische Autonomie — mit der alten Kaiserstadt Peking als 
Zentrum — unter japanischer Führung legen.) Gegenüber Sowjetrußland 
gab der Außenminister farblose Zusicherungen der Loyalität und des korrek¬ 
ten Verhaltens; eben waren die Verhandlungen über den Verkauf der ost¬ 
chinesischen Eisenbahn angebahnt worden. Keine wesentliche Frage, verlau¬ 
tete in dem Programm des Ministers, trenne die Vereinigten Staaten und 
Japan, und es sei zu hoffen, daß die Vereinigten Staaten das japanische Reich 
doch noch als „stabilisierenden Faktor * in Ostasien anerkennen würden. Noch 
betonter wurde die japanische Forderung nach der Anerkennung seiner Rolle 
als des Garanten des Friedens und des Wächters der Ordnung im Fernen 
Osten ausgesprochen, als die Beziehungen zu Großbritannien erörtert wur¬ 
den. Großbritannien und Japan hätten die gleiche ,,geographische Schlüssel¬ 
stellungGroßbritannien im Westen und Japan im Osten. Es schien wie 
ein Versuch weltpolitischer Sphärenabgrenzung. 

Mit dem amerikanischen Staatssekretär Cordeil Hüll hat der Außen¬ 
ministerjapans Hirota im Laufe des Februar und März einen ,,persönlichen 
und nicht formellen* Briefwechsel geführt, in dem sich die beiden Staats¬ 
männer ihrer Freundschaft versicherten. Der amerikanische Staatssekretär 
erklärte sich bereit, Vorschläge entgegenzunehmen, die zur Aufrechterhal¬ 
tung der Freundschaft und herzlicher Beziehungen zwischen den beiden Staa¬ 
ten geeignet wären. Es war ein tastender Versuch, der noch konkrete Ergeb¬ 
nisse zu zeitigen hatte. 

Inzwischen gingen in Ostasien selbst die Dinge ihren Lauf. Am 1 . 3. 
i93U erhielt der neue Staat Mandschukuo sein Staatsgrundge¬ 
setz. Dieses Staatsgrundgesetz interessiert weniger als verfassungsrechtliches 
Dokument denn als außenpolitische Demonstration des Staates Mandschukuo, 
als Daseinsbekundung des neuen Staatsgebildes. Mit seinem neuen Staats¬ 
grundgesetz wollte Mandschukuo der Welt alle Attribute staats - und völker¬ 
rechtlicher Existenz vorzeigen. Am 19. 3. I93b wiederholte China vor dem 
Völkerbund seinen alten Protest gegen die Losreißung der 
Mandschurei. Der Protest verhallte wie die früheren auch. Die Man¬ 
dschurei bestand als ,,Mandschukuo “ und gab unentrinnbar der japanischen 
Politik ihre Richtung an. 


Japans Verantwortung für Frieden und Ordnung 
im Fernen Osten 

192. Rede des japanischen Außenministers Hirota vom 23. i. 1934 vor dem 
japanischen Parlament 

Die Japanische Regierung trägt eine ernste Verantwortung für die 
Aufrechterhaltung des Friedens in Ostasien und ist fest entschlossen, 
sie zu erfüllen. Aber was in der ganzen Angelegenheit am wichtigsten 
ist, das ist die Stabilisierung von China selbst. Unsere Regierung hofft 
ernstlich auf die politische und wirtschaftliche Wiederherstellung Chinas. 
Sie hofft, daß es in der Lage sein wird, seine Bemühungen mit denen 
Japans zu vereinen, um die wahre Mission Japans und Chinas zu erfül¬ 
len, die in der wechselseitigen Hilfe und Zusammenarbeit zum Zweck 
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der friedlichen Entwicklung in diesem Teil der Welt besteht. Leider wi¬ 
derspricht die tatsächliche Lage im heutigen China allen solchen Hoff¬ 
nungen. Es ist berichtet worden, daß die Chinesische Regierung in der 
Erkenntnis, daß es verkehrt sei, in ihrer antijapanischen Haltung zu 
verharren, sich kürzlich dazu entschlossen hat, Schritte zu einer Besse¬ 
rung der chinesisch-japanischen Beziehungen zu tun. Aber bis jetzt ist 
noch kein konkreter Fall zu unserer Kenntnis gekommen, der die Richtig¬ 
keit dieses Berichts bestätigt. Sollte China unsere wahren Motive einsehen 
und sichtbare Zeichen seiner Aufrichtigkeit geben, so würde Japan froh 
sein, ihm in gleicher Gesinnung zu begegnen und im Geist guten Willens 
China mehr als auf halbem Weg entgegenzukommen. Es ist erfreulich 
festzustellen, daß Nordchina unter der Kontrolle des politischen Aus¬ 
schusses in Peiping verhältnismäßig ruhig bleibt. Mit Rücksicht auf die 
wichtigen Rechte und Interessen Japans in dieser Gegend und auf ihren 
territorialen Zusammenhang mit Mandschukuo wie unter dem Gesichts¬ 
punkt des Waffenstillstandsabkommens von Tangkau ist die Frage der 
Aufrechterhaltung des Friedens und der Ordnung in Nordchina für Ja¬ 
pan von besonderer Bedeutung. Es erwartet von der Wachsamkeit Chinas, 
daß nichts geschehen wird, was Unordnung in jenes Gebiet bringen 
könnte. Einstweilen beobachten wir nicht ohne ernste Beunruhigung die 
Tätigkeit der kommunistischen Partei und das wachsende Umsichgreifen 
„roter Armeen“ in China . . . 

Es kann mit aller Entschiedenheit erklärt werden, daß es zwischen 
Japan und den Vereinigten Staaten keine Frage gibt, die an sich schwer 
zu lösen ist. Es liegt Japan fern, mit Amerika Streit anzufangen; es 
trachtet vielmehr aufs innigste nach der amerikanischen Freundschaft. 
Ich bin aber auch überzeugt, daß die Vereinigten Staaten nicht verfeh¬ 
len werden, die Stellung Japans in Ostasien richtig zu würdigen. Nur 
während der Zeit nach dem Ausbruch des mandschurischen Zwischen¬ 
falles war die öffentliche Meinung in Amerika gegen Japan gerichtet 
und brachte so etwas wie zeitweilige Entfremdung zwischen den beiden 
Ländern zustande. Es ist kaum nötig zu wiederholen, daß Japan von 
keinem anderen Motiv geleitet wird als von dem Wunsch, einen dauern¬ 
den Frieden in Ostasien herzustellen. Wenn daher Amerika die gegen¬ 
wärtige Lage im Osten nur klar erkennt und Japans Rolle als stabili¬ 
sierende Kraft in Ostasien begreift, so muß jede zwischen den beiden 
Völkern etwa noch bestehende gefühlsmäßige Spannung verschwinden. 
Ich hoffe ernstlich, daß die beiden großen Nationen des Pazifik ange¬ 
sichts ihrer wichtigen Handels- und sonstigen Beziehungen fortfahren 
werden, ihre Kräfte zur Pflege ihrer historischen Freundschaft und ihres 
guten Einvernehmens zu vereinen, damit der Ozean seinen Namen mit 
Recht führen kann. 

Die traditionelle Freundschaft Japans mit dem Britischen Reich 
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bleibt selbst in diesen Zeiten unerschütterlich. Ich bin überzeugt, daß 
die beiden Seemächte, die geographisch die gleichen Schlüsselstellungen, 
die eine im Osten, die andere im Westen, einnehmen, dem allgemeinen 
Frieden wirksam dienen können durch verständnisvolle Würdigung 
ihrer beiderseitigen Standpunkte und durch großherzige Zusammenarbeit 
in allen Teilen der Welt. In diesem Sinne bemüht sich unsere Regie¬ 
rung, jeden etwa bestehenden lnteressenkonflikt über Handelsfragen zu 
regeln und die Freundschaftsbande, die unsere Reiche verbinden, zu 
festigen. Daß unsere Verhandlungen mit Indien, einem wichtigen Glied 
des Britischen Reiches, über verwickelte Handelsprobleme jetzt in der 
Hauptsache zum Abschluß gelangt sind, ist eine Quelle der Befriedigung 
für beide Teile. 

Ein Überblick über die Welt als Ganzes enthüllt eine traurige Lage, 
in der wirtschaftliche Unordnung, politische Unruhe und Verwirrung 
und Ideenkonflikte das internationale Gleichgewicht jeden Augenblick 
zu zerstören drohen, während das wechselseitige Vertrauen der Nationen 
zueinander beträchtlich geschwunden zu sein scheint. Ich bin der Mei¬ 
nung, daß man keine unübersteigbaren Schwierigkeiten bei der Lösung 
irgendeiner Frage zu erwarten braucht, falls die Nationen sich aufrich¬ 
tig zeigen und mit wahrem Verständnis für die Lage der andern sich 
in einem reinen und edlen Geist allgemeiner Brüderschaft finden. Was 
not tut, ist der Verzicht auf haltlosen Neid und Widerstreit und die 
Stärkung des Gefühls der Einheit und wechselseitigen Abhängigkeit. 
Trotzdem aber nehmen die internationalen Handelsschranken ständig zu 
statt ab. Die Weltwirtschaftskonferenz sah sich zur Vertagung gezwun¬ 
gen, ohne die gewünschten Ergebnisse erzielt zu haben. Unsere Indu¬ 
strien haben kürzlich bedeutende Fortschritte Hand in Hand mit einer 
Ausdehnung unseres Überseehandels gemacht, während dank dem vor¬ 
herrschenden wirtschaftlichen Nationalismus ein Land nach dem andern 
angefangen hat, neue Widerstände gegen den Fortschritt unserer Ex¬ 
portindustrie zu schaffen. Unsere Regierung macht ernste Anstrengun¬ 
gen, dieser Lage wirksam zu begegnen. Da das wechselseitige Verständ¬ 
nis für die besondere nationale Kultur jedes Volkes von nicht geringem 
Wert für die Entwicklung des guten Willens zwischen den Nationen ist, 
so plant unsere Regierung in Verbindung mit privaten Institutionen ge¬ 
eignete Maßnahmen, um die kulturelle Verbindung unserer Nation mit 
der übrigen Welt zu fördern. 

Im Lichte dessen, was ich bereits erklärt habe, kann ich nicht um¬ 
hin, zu gestehen, daß unsere auswärtigen Beziehungen voll ernster Pro¬ 
bleme sind und sein werden. Aber der Weg einer aufsteigenden Nation 
ist immer mit Problemen besät. Solange unser Volk einig und wohl vor¬ 
bereitet ist, jeder sich ergebenden Schwierigkeit mutig zu begegnen, und 
solange wir unsere Ruhe und Gelassenheit bewahren und „vom Pfade 
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der Rechtmäßigkeit nicht abweichen und bei unseren Handlungen immer 
den goldenen Mittelweg einschlagen“, bin ich sicher, daß Japan nichts 
zu fürchten hat und daß seine Zukunft voller Hoffnung sein wird. Wir 
sollten keinen Augenblick vergessen, daß Japan den einzigen Eckstein 
für das Gebäude des Friedens in Ostasien bildet und die volle Last der 
Verantwortung trägt. In dieser wichtigen Stellung und in dieser großen 
Verantwortung hegen die Aufgaben von Japans Diplomatie und natio¬ 
naler Verteidigung. Unsere nationale Verteidigung ist ihrer ganzen Na¬ 
tur nach für defensive und zum eigenen Schutz bestimmte Zwecke or¬ 
ganisiert. Aber auch unsere Diplomatie hat nicht die Absicht, etwas an¬ 
deres zu unternehmen, als was rechtmäßig, vernünftig und unserer na¬ 
tionalen Mission angemessen ist. Daß diese Lage, in der sich Japan 
naturgemäß und tatsächlich befindet, von anderen Mächten schließlich 
recht verstanden werden wird, das glaube ich von vornherein annehmen 
zu dürfen. 


Die Organisation der Souveränität Mandschukuos 
Das Staatsgrundgesetz Mandschukuos vom 1. 3 . 1934 

Durch Gnade und Wille des Himmels haben wir den Thron bestie¬ 
gen und die Grundlinien der souveränen Organisation des Reiches in 
diesem Gesetze festgelegt. 

I. Der Kaiser 

1. Das Mandschurische Reich wird von einem Kaiser regiert. Über 
die Thronfolge werden besondere Bestimmungen erlassen. 

2. Die Würde des Kaisers ist unverletzlich. 

3 . Der Kaiser ist das Haupt des Reiches, das die souveränen Rechte 
vereinigt und sie im Einklang mit den Bestimmungen dieses Gesetzes 
ausübt. 

4 . Der Erstminister soll den Kaiser beraten und dafür verantwort¬ 
lich sein. 

5 . Der Kaiser soll die gesetzgebende Gewalt im Einvernehmen mit 
dem Gesetzgebenden Rat ausüben. 

6 . Der Kaiser soll die Gerichtshöfe zur Ausübung der richterlichen 
Gewalt im Einklang mit dem Gesetz veranlassen. 

7. Der Kaiser soll Edikte zur Erhaltung des öffentlichen Friedens 
und der Ordnung und zur Förderung der öffentlichen Wohlfahrt sowie 
zur Durchführung der Gesetze erlassen oder für den Erlaß Sorge tragen. 
Aber kein Edikt darf die bestehenden Gesetze irgendwie ändern. 

8 . Der Kaiser ist, wenn die dringende Notwendigkeit zur Aufrecht¬ 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit oder zur Abwendung außerordent¬ 
licher Notstände es erfordert, ermächtigt, mit Zustimmung des Gehei- 
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men Rates (falls es unmöglich ist, die Zustimmung des Gesetzgebenden 
Rates einzuholen). Kaiserliche Edikte zu erlassen, die Gesetzeskraft haben 
sollen. Derartige Edikte sollen jedoch dem Gesetzgebenden Rat in der 
nächsten Tagung vorgelegt werden. 

9. Der Kaiser soll die Organisation der verschiedenen Verwaltungs¬ 
zweige bestimmen, die Regierungsbeamten ernennen oder entlassen und 
ihre Gehälter festsetzen, falls nicht in diesem Gesetz oder in anderen 
Gesetzen besondere Bestimmungen getroffen werden. 

10. Dem Kaiser steht die Macht zu, Krieg zu erklären, Frieden zu 
schließen und Verträge einzugehen. 

11. Der Kaiser hat die höchste Gewalt über Heer, Flotte und Luft¬ 
streitkräfte. 

12. Der Kaiser verleiht Orden und andere Auszeichnungen. 

1 3 . Der Kaiser hat das Recht der Amnestie, der Begnadigung, der 
Aussetzung von Strafen und der Rehabilitierung. 

II. Der Geheime Rat 

1 4 - Der Geheime Rat setzt sich zusammen aus den Geheimen 
Staatsräten. 

1 5 . Der Geheime Rat soll, wenn er vom Kaiser um Rat gefragt 
wird, seine Ansichten über folgende Angelegenheiten äußern: 1. Gesetze; 
2. Kaiserliches Hausgesetz; 3 . Kaiserliche Edikte; 4 - Staatshaushalt und 
Angelegenheiten, die zwar keine Budgetverpflichtungen, aber doch Ver¬ 
pflichtungen für das Schatzamt enthalten; 5 . Verträge und Abkommen 
mit fremden Staaten und Erklärungen, die im Namen des Kaisers ge¬ 
geben werden; 6. Ernennung und Entlassung wichtiger Regierungsbeam¬ 
ten; 7. sonstige wichtige Staatsangelegenheiten. 

16. Der Geheime Rat darf dem Thron seine Ansichten über wich¬ 
tige Staatsangelegenheiten unterbreiten. 

III. Der Gesetzgebende Rat 

17. Die Zusammensetzung des Gesetzgebenden Rates regelt ein be¬ 
sonderes Gesetz. 

18. Die Zustimmung des Gesetzgebenden Rates ist erforderlich für 
alle Gesetze, die die Gesetzgebung, den Staatshaushalt und solche Ab¬ 
machungen betreffen, die Verpflichtungen des Schatzamtes begründen. 

19. Der Gesetzgebende Rat kann dem Staatsrat Vorschläge in 
Staatsangelegenheiten unterbreiten. 

20. Der Gesetzgebende Rat kann Eingaben aus dem Volk entgegen¬ 
nehmen. 

21. Der Gesetzgebende Rat soll vom Kaiser alljährlich einberufen 
werden. Eine ordentliche Tagung des Gesetzgebenden Rates soll einen 
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Monat dauern, kann aber vom Kaiser, wenn eine Notwendigkeit vorliegt, 
verlängert werden. 

22. Keine Tagung des Gesetzgebenden Rates darf eröffnet werden, 
wenn nicht mehr als ein Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder anwe¬ 
send ist. 

2 3 . Beschlüsse des Gesetzgebenden Rates werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vor¬ 
sitzende. 

24. Die Verhandlungen des Gesetzgebenden Rates sind öffentlich. 
Auf Verlangen des Staatsrats oder Beschluß des Gesetzgebenden Rates 
können auch geheime Sitzungen abgehalten werden. 

2 5 . Alle Gesetze über Gesetzgebung und Staatshaushalt und Ab¬ 
machungen, die Verpflichtungen für das Schatzamt begründen, müs¬ 
sen bestätigt, veröffentlicht und vom Kaiser in Kraft gesetzt werden. 
Wird ein Gesetz vom Gesetzgebenden Rat abgelehnt, so soll die Regie¬ 
rung das Gesetz mit entsprechender Begründung dem Gesetzgebenden 
Rat erneut vorlegen. Wird es wiederum abgelehnt, so soll die Entschei¬ 
dung des Geheimen Rates herbeigeführt werden. 

26. Kein Mitglied des Gesetzgebenden Rates darf außerhalb des 
Rates für seine im Gesetzgebenden Rat geäußerten Ansichten oder für 
seine Stimmabgabe zur Verantwortung gezogen werden. 


IV. Der Staatsrat 

27. Der Staatsrat hat die Aufgabe, alle Verwaltungsangelegenhei¬ 
ten zu erledigen. 

28. Der Staatsrat besteht aus dem Innenministerium, dem Ministe¬ 
rium des Auswärtigen, dem Verteidigungsministerium, dem Finanzmini¬ 
sterium, dem Industrieministerium, dem Verkehrsministerium, dem Ju¬ 
stizministerium und dem Ministerium für Unterricht. 

29. Der Staatsrat hat einen Erstminister und einen Minister für 
jedes einzelne Ministerium. Der Minister jedes Ministeriums ist für alle 
Angelegenheiten seines Ministeriums verantwortlich. 

3 0. Der Erstminister und die einzelnen Fachminister können jeder¬ 
zeit den Sitzungen des Gesetzgebenden Rates beiwohnen und sich zu den 
Verhandlungen äußern, sie haben aber kein Stimmrecht. 

3 1. Alle Kaiserlichen Erlasse, Botschaften, Edikte und Gesetze in 
Staatsangelegenheiten müssen vom Erstminister und den betreffenden 
Fachministem gegengezeichnet werden. 


V. Die Gerichtshöfe 

32 . Die Gerichtshöfe sollen gemäß den Gesetzen Zivil- und Straf¬ 
sachen erledigen. In Verwaltungs- und anderen besonderen Streitigkeiten 
werden besondere gesetzliche Bestimmungen erlassen werden. 
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33 . Die Zusammensetzung der Gerichtshöfe und die Qualifizierung 
der Justizbeamten wird durch Gesetz besonders geregelt. 

34 . Die Justizbeamten sollen ihre Ämter in voller Unabhängigkeit 
ausüben. 

35 . Kein Justizbeamter kann anders als durch Straf- oder Diszi¬ 
plinarverfahren entlassen werden, auch darf er gegen seinen Willen nicht 
vom Amt entfernt, suspendiert, versetzt oder im Gehalt gekürzt werden. 

36 . Prozeß und Urteilsverkündigung sind öffentlich. Wird aber 
dadurch die öffentliche Sicherheit, Ordnung und Ruhe oder die 
öffentliche Moral gefährdet, können sie unter Ausschluß der Öffentlich¬ 
keit gemäß Gesetz oder auf Grund eines Beschlusses des Gerichtshofes 
stattfinden. 

VI. Der Überwachungsrat 

37. Der Überwachungsrat übt Kontroll- und Revisionsbefugnisse 
aus. Seine Zusammensetzung wird durch Gesetz bestimmt. 

38 . Der Rat hat Inspektoren und Revisoren. 

39. Kein Inspektor oder Revisor darf, außer in Straf- oder Diszi¬ 
plinarverfahren, gegen seinen Willen entlassen, suspendiert, versetzt oder 
im Gehalt gekürzt werden. 

Ergänzende Bestimmungen 

4 0. Dieses Gesetz tritt am i. März des i. Jahres Kangte in Kraft. 

4 1. Der Kaiser ist ermächtigt, mit Genehmigung des Geheimen Ra¬ 
tes vorerst Kaiserliche Edikte und Verordnungen mit Gesetzeskraft zu 
erlassen und den Staatshaushalt festzusetzen und Abmachungen zu tref¬ 
fen, die Verpflichtungen für den Staatshaushalt begründen. 

42. Alle früheren Edikte, Ratsverordnungen und sonstigen Ver¬ 
fügungen, ganz gleich welchen Inhalts und Titels, sollen auch weiterhin 
in Kraft bleiben. 


Chinas Protest gegen das mandschurische Kaiserreich 
194 . Note der Chinesischen Regierung vom 19. 3 . ig 34 an den General¬ 
sekretär des Völkerbunds 

Die Annahme des kaiserlichen Titels durch Pu Yi, ein neuerlicher 
Akt des Hochverrates gegen die Chinesische Republik, ist seit langem 
vorbereitet gewesen und erregte in China Entrüstung über die ganze 
Nation hinweg. 

Wenn wir die Situation betrachten, so ist der Status der drei öst¬ 
lichen Provinzen und Jehols kein anderer als der einer illegalen militäri¬ 
schen Besetzung, während Pu Yi und andere Mitglieder seiner Theater¬ 
truppe bloße Marionetten sind, deren Fäden von ihrem Herrn gezogen 
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werden und die keine unabhängige Persönlichkeit haben. Ob Pu Yis 
Name „Haupt der Exekutive“ oder „Kaiser“ ist, oder ob sein illegales 
Regiment „republikanisch“ oder „monarchisch“ ist, berührt nicht im 
mindesten die innere Natur der Marionette; die Wandlungen sind bloßer 
Szenerien Wechsel in der Rolle, die die Marionette spielt Wenn man die 
Sache von diesem Gesichtswinkel ansieht, braucht man über die Farce und 
Komödie gar nicht erstaunt zu sein, die in Changchun aufgeführt wird. 

Die Haltung Chinas gegen das Marionettenregiment ist immer die 
gleiche gewesen und wird gleich bleiben, was immer für Änderungen in 
dem Kostüm der Marionette eintreten werden. Dasselbe kann von den 
europäischen und amerikanischen Mächten gesagt werden, bei denen der 
Grundsatz der Nichtanerkennung von „Mandschukuo“ ein eisernes Ge¬ 
setz internationaler Moral geworden ist und bei denen die Übertretung 
oder die Verletzung dieses Gesetzes Rückwirkungen auf den internatio¬ 
nalen Status des betreffenden Staates haben würde. Durch diesen letzten 
Akt in Changchun wird der Ernst des fernöstlichen Problems zweifels¬ 
ohne verschärft werden, während die internationale Nebenbuhlerschaft 
und die internationalen Reibungen im Femen Osten noch mehr erhöht 
werden. Alles weist auf eines hin: nämlich erhöhte Unsicherheit im Welt¬ 
frieden. Das ist sehr zu beklagen. Aber die Welt wird wissen, wo die 
Verantwortung liegt. 

Am 17. 4 . 193U kam aus dem Munde des Sprechers des japanischen 
Außenministeriums die Erklärung — man kann sagen — der wirtschafts¬ 
politischen Blockade über China. Japan verkündete — auch so hat man 
es bezeichnet — seine Monroedoktrin für den Fernen Osten. 
Die Verantwortung Japans für den Frieden und die Ordnung Ostasiens 
wurde noch einmal feierlich proklamiert. So erhob Japan seinen Ein¬ 
spruch gegen die großen Organisationspläne für China, von denen vor 
und hinter den Kulissen die Rede war. Der Völkerbund hatte eine Kom¬ 
mission zum Studium der technischen Organisation Chinas nach dem 
Fernen Osten gesandt. Um die wirtschaftliche, soziale, staatliche Organi¬ 
sation Chinas handelte es sich; aber daraus erwächst doch die Organi¬ 
sation der Macht, die Organisation des militärischen pouvoir poteniiel 
der chinesischen Nation. Von der Anlage von Flugplätzen in China spricht 
die japanische Erklärung ; von ,,Baumwollkrediten“ meldete die japanische 
Presse, die zu Rüstungszwecken verwandt würden. Die finanzielle und tech¬ 
nische Unterstützung Chinas habe die Tendenz, politische Bedeutung zu er¬ 
langen, hieß es in der zweiten Erklärung des Sprechers des Außenministe¬ 
riums. Unter wessen Führung — schien die Frage zu lauten — wird China 
geeint werden, dessen eigene Kraft doch anscheinend für die Aufgabe der 
nationalen Einigung nicht ausreicht? Unter wessen Führung werden die MX) 
Millionen chinesischer Menschen marschieren? Die Zukunft der Welt wird 
dadurch entschieden. Japans Gedeih und Verderben hängt daran. So hat 
Japan in seiner Erklärung eine gemeinsame finanzielle und technische Hilfe 
für China ab eine Bedrohung der Friedensordnung des Fernen Ostens be¬ 
zeichnet, jener Friedensordnung, deren Verwirklichung Japan als seine Mis¬ 
sion ansieht, ab deren Schiedsgewalt und Hüter es sich fühlt. 
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Auf die Erklärung folgte eine Kette diplomatischer Schritte und auch 
eine Kette von Interpretationen und Abschwächungen seitens der japanischen 
Regierung selbst, wobei von allen Seiten der Neunmächtevertrag des Jahres 
1922 als gültig anerkannt wurde. Eine Erklärung der chinesischen 
Regierung vom 19. b. 193b negierte das Recht irgendeines Staates, sich 
besondere V er an tw Örtlichkeiten für den Frieden in irgendeiner Region der 
Welt zuzuschreiben. Hier wurde also gegen die grundsätzliche Auffassung Ja¬ 
pans von einem besonderen Friedenssystem des Fernen Ostens unter dem be- 
sondern Schirm Japans angekämpft, einem Friedenssystem, das nicht auf dem 
Völkerbund, sondern auf den VerantwÖrtlichkeiten und der Mission Japans 
ruhe. Die europäischen Gesandtschaften Chinas, die mit einer Erklärung ge¬ 
gen den japanischen Schritt beauftragt wurden, sprachen schon eine weit 
undiplomatischere Sprache und redeten von dem Versuch Japans, die Hand 
auf die Reichtümer Ostasiens zu legen. Als Wettrennen um den Markt und 
die Reichtümer Chinas erschien so der Schritt Japans. Am 23. b. 193b er¬ 
klärte der englische Außenminister S i r J o h n Simon, daß sich die engli¬ 
sche Regierung nicht von der Beschuldigung getroffen fühlen könne, daß sich 
Mächte mit ihrem Einfluß in China festsetzen wollen. Die englische Regie¬ 
rung wolle in freundschaf tlicher Weise um nähere Erläuterungen der japani¬ 
schen Erklärung bitten. Am 25. 4 . 193b ergriff die chinesische Regie¬ 
rung noch einmal das Wort, um zu bestreiten, daß die Hilfe der Mächte 
für China eine Beeinträchtigung der chinesischen Selbständigkeit bedeute und 
daß China als Sturmbock der Mächte gegen Japan angesetzt werde. Die Zu¬ 
sammenarbeit mit dem Völkerbund wurde unterstrichen und eben dadurch 
Japan wieder eine andere Ordnung insgesamt entgegengestellt. Am 27. 4 . 
193b gab Japan gegenüber Großbritannien und den U.S.A. eine Inter¬ 
pretation seiner Erklärung, erkannte dabei den Neunmächtevertrag 
und den Grundsatz der Offenen Tür für China an, wandte sich aber gegen 
die Intervention Dritter in Gebieten, in denen Japan lebenswicht ge Interessen 
habe, und gegen die „Ausbeutung chinesischer Probleme durch die Interessen- 
politik“ gewisser Mächte. Im Grunde war die japanische Stellung kaum ver¬ 
ändert. Am 30. 4 . 193b erfolgte die endgültige Stellungnahme Eng¬ 
lands. In der freundschaftlichen Form einer Erklärung, nicht glauben zu 
wollen, daß Japan etwas derartiges mit seiner Kundgebung sagen wollte, 
wurde der grundsätzliche Standpunkt Japans (sein Anspruch auf das Schieds¬ 
richteramt in Ostasien) als unannehmbar abgelehnt, nämlich — das waren 
die Worte von Sir John — „das Recht Japans, allein zu entscheiden, ob eine 
bestimmte Aktion, wie die Stellung technischer oder finanzieller Hilfe, eine 
derartige Gefahr darstellt*'. Die amerikanische Erklärung vom 
30. b. 193b besagte mit ein wenig anderen Worten dasselbe. Niemand dürfe, 
da wo ein Netz von Interessen der Staaten besteht, seinen eigenen Willen 
zum Beschluß erheben. Die französische Regierung stellte in ihrer 
Mitteilung an den japanischen Botschafter vom 3. 5. 
193b, die eine Note Japans vom 1. 5. 193b beantwortete, den Grund¬ 
satz auf , daß Bedrohungen des Friedens und der Integrität Chinas, von 
denen die japanische Regierungserklärung spreche, im Rahmen des Neun¬ 
mächtevertrags geregelt werden müssen. Die Erklärungen der drei Mächte 
gingen in der Tat alle darauf hinaus, für den Fernen Osten den Rahmen 
des Neunmächtepakts und die Schiedsgewalt des Konzerts der Mächte auf¬ 
rechtzuerhalten. Hinter den Erklärungen und Beruhigungen, Bechtsver- 
wahrungen blickte aber doch immer wieder der ungeheure Konflikt hervor, 
bei dem es um das Geschick von Hunderten von Millionen Menschen und 
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um das Machtgefüge des Erdballs geht, ln seiner Rede vor den Gouverneuren 
der japanischen Provinzen am 4 . 5 . 1931t wiederholte der japanische Außen¬ 
minister Hirota die Verkündigung der Mission Japans , den Frieden Ost¬ 
asiens kraft eigener ausschließlicher Verantwortung zu wahren. „Diplomatie 
ist die Widerspiegelung der nationalen Stärke”, sagte der Außenminister da¬ 
bei. Hinter dem Kampf um die Monroedoktrin Japans, die am 17. 4 . 1931t 
verkündet wurde, war der Widerstreit weltpolitischer Kräfte in der Tat 
deutlich genug sichtbar. 

Japans Monroedoktrin 

Erklärung des Sprechers des japanischen Außenministeriums vom 17. 4 - 

1934 

Wegen der besonderen Lage Japans in seinem Verhältnis zu China 
können seine Ansichten und seine Haltung in den China berührenden 
Angelegenheiten nicht in jedem Punkt mit denen fremder Nationen über¬ 
einstimmen; aber man muß sich darüber klar sein, daß Japan dazu 
gezwungen ist, die größte Anstrengung zur Durchführung seiner Mis¬ 
sion und zur Erfüllung seiner besonderen Verantwortlichkeiten in Ost¬ 
asien zu machen. Japan hat sich vom Völkerbund zurückziehen müssen, 
weil man sich über die Ansichten hinsichtlich der Grundprinzipien der 
Friedenserhaltung in Ostasien nicht einigen konnte. Obschon Japans Hal¬ 
tung gegenüber China von derjenigen fremder Länder mitunter ab wei¬ 
chen mag, so kann doch eine solche Abweichung wegen Japans Stellung 
und Mission nicht vermieden werden. 

Es braucht nicht erst erwähnt zu werden, daß sich Japan stets be¬ 
müht, seine freundschaftlichen Beziehungen zu fremden Nationen auf¬ 
rechtzuerhalten und zu fördern; aber wir halten es zu gleicher Zeit nur 
für natürlich, daß wir, um in Ostasien Frieden und Ordnung zu halten, 
auch allein und unter unserer eigenen Verantwortung handeln müssen 
und daß es unsere Pflicht ist, das zu tun. Es gibt außer China kein 
Land, das in der Lage ist, mit Japan die Verantwortung für die Auf¬ 
rechterhaltung des Friedens in Ostasien zu teilen. 

Japan wünscht daher leidenschaftlich die Einigung Chinas, die Auf¬ 
rechterhaltung seiner territorialen Unversehrtheit und die Wiederherstel¬ 
lung der Ordnung in China. Die Geschichte zeigt, daß dies nicht anders 
als durch das Erwachen und die freiwilligen Anstrengungen Chinas selbst 
erreicht werden kann. 

Wir widersetzen uns daher jedem Versuch Chinas, den Einfluß 
irgendeines andern Landes zu benutzen, um Japan Widerstand zu 
leisten; ebenso widersetzen wir uns jeder Handlung Chinas, die darauf 
ausgeht, eine Macht gegen die andere auszuspielen. Jede gemeinsame 
Handlung fremder Mächte, auch wenn sie nur in Form einer technischen 
oder finanziellen Beihilfe erfolgt, muß nach den Zwischenfällen in der 
Mandschurei und in Schanghai politische Bedeutung erhalten. Wenn Un- 
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ternehmungen solcher Art bis zu Ende durchgeführt werden, so müssen 
Komplikationen entstehen, die unter Umstanden eine Diskussion über 
Probleme notwendig machen wie die Teilung Chinas, die das größte Un¬ 
glück für China wäre und die ernsteste Rückwirkung auf Japan und 
Östasien hätte. 

Japan muß sich daher solchen Unternehmungen grundsätzlich wi¬ 
dersetzen, obschon es eine Intervention nicht für nötig hält, wenn ir¬ 
gendein fremdes Land für sich mit China über Finanz- oder Handels¬ 
fragen verhandelt und solange solche Verhandlungen China Vorteil brin¬ 
gen und den Frieden in Ostasien nicht gefährden. 

Wenn man indessen China mit Flugzeugen versorgt, Flugplätze in 
China anlegt und militärische Erzieher oder militärische Berater nach 
China entsendet oder ihm eine Anleihe für politische Zwecke gewährt, 
so würde das dazu führen, die freundschaftlichen Beziehungen zwischen 
Japan, China und anderen Ländern zu stören und den Frieden und die 
Ordnung in Ostasien zu gefährden. Japan wird solchen Versuchen ent¬ 
gegentreten. 

Diese Haltung Japans sollte sich eigentlich aus der Politik erklären, 
die es in der Vergangenheit getrieben hat; aber in Anbetracht der Ge¬ 
rüchte, daß positive Schritte fremder Mächte zu einer gemeinsamen 
Aktion unter diesem oder jenem Vorwand in China bevorstehen sol¬ 
len, schien es nicht unangebracht zu sein, auf seine Politik heute erneut 
hinzuweisen. 


Der Protest Chinas gegen Japans fernöstliches Schieds¬ 
richteramt 

196 . Erklärung der Chinesischen Regierung vom 19. 4 - 1 934 zu der japani¬ 
schen Monroedoktrin 

China hat immer die Meinung vertreten, daß der Friede nur durch 
die gemeinsamen Anstrengungen aller Mitglieder der Völkerfamilie auf¬ 
rechterhalten werden kann. Insbesondere ist es notwendig, daß die Na¬ 
tionen den echten Geist gegenseitigen Verstehens pflegen und die Grund¬ 
ursachen der Reibungen unter den Völkern beseitigen, um einen dauern¬ 
den Frieden zu errichten. 

Kein Staat hat ein Recht, ausschließliche Verantwortlichkeit für die 
Aufrechterhaltung des Friedens in einem bestimmten Teile der Welt zu 
fordern. Als Mitglied des Völkerbundes hält es China für seine Pflicht, 
die internationale Zusammenarbeit zur Verwirklichung des Friedens und 
der Sicherheit zu fördern. Bei dem Bemühen, diese Ziele zu verwirk¬ 
lichen, hat China niemals die Absicht gehegt, die Interessen eines beson¬ 
deren Landes zu verletzen, und noch weniger, eine Störung des femöst- 
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liehen Friedens zu verursachen. Die Beziehungen Chinas mit anderen 
Nationen in dieser Hinsicht sind stets so gewesen, wie es die Bezie¬ 
hungen zwischen unabhängigen und souveränen Staaten kennzeichnet. 

Im besonderen wünscht China zu unterstreichen, daß die Zusam¬ 
menarbeit zwischen China und anderen Ländern, sei es in der Form von 
Anleihen oder in der Form technischer Unterstützung, stets auf Formen 
nichtpolitischen Charakters beschränkt gewesen ist und daß der Ankauf 
militärischer Ausrüstungsgegenstände und von Flugzeugen und die Ver¬ 
wendung von militärischen Instruktoren keinen anderen Zweck gehabt 
haben, als die nationale Verteidigung Chinas zu sichern, die hauptsäch¬ 
lich die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung in China bezweckt. 
Keine Nation, die gegen China keine verborgenen Ziele verfolgt, braucht 
wegen Chinas Politik des nationalen Wiederaufbaus Furcht zu hegen. 

Was die Situation zwischen China und Japan angeht, so muß un¬ 
terstrichen werden, daß der echte und dauernde Friede nur auf Grund¬ 
lagen guten Willens und gegenseitigen Verstehens errichtet werden kann, 
und daß viel für die Schaffung dieser Grundlagen getan werden könnte, 
wenn der bestehende unglückliche Zustand der Dinge geändert und die 
Beziehungen zwischen China und Japan so gestaltet werden könnten, 
daß sie auf einer neuen Grundlage ruhen und mehr mit den Bestrebun¬ 
gen der beiden Länder in Einklang stehen würden. 


Japan und die Kontrolle der Reichtümer des Fernen Ostens 

Erklärung der europäischen Gesandtschaften Chinas vom 21. 4 - 1934 197 . 

zu der japanischen Monroedoktrin 

Die Erklärung der Regierung von Tokio über ihre Politik gegenüber 
China zeugt wieder von der traditionellen Angriffs- und Expansionspoli¬ 
tik Japans in Ostasien und im besonderen von seinen Absichten gegen 
China; sie ist ein neuer Beweis für die Wünsche dieses Landes — unter 
Außerachtlassung der Souveränitätsrechte Chinas und unter Ausschluß 
der legitimen Interessen anderer Mächte —, die ungeheuren natürlichen 
Reichtümer Ostasiens und die enormen Möglichkeiten des chinesischen 
Marktes unter seine Kontrolle zu bringen. 

Eine solche Politik widerspricht den Interessen der Aufrechterhal¬ 
tung von Frieden und Ordnung im Fernen Osten. 

Das chinesische Volk, das sich seiner Rechte und Verpflichtungen 
als souveräner und unabhängiger Staat bewußt ist, wird diesen Grund¬ 
satz der japanischen Hegemonie in Asien nicht anerkennen und ist da¬ 
von überzeugt, daß sich die andern Mächte nicht dazu zwingen lassen, 
ihn anzuerkennen. 


30 Weltgeschichte I 



466 


[198 


Der Kampf um den Fernen Osten und den Stillen Ozean 

Die Chinesische Regierung hat ihrem Geschäftsträger in Tokio 
schon Instruktionen gegeben und ihn angewiesen, diese Angelegenheit 
bei der Japanischen Regierung vorzubringen und eine Erklärung zu 
fordern. 

Seit dreißig Jahren ist der Friede im Fernen Osten nur durch die 
kontinentale japanische Expansionspolitik, wie sie im Tanaka-Memoran- 
dum niedergelegt ist, gestört worden, die zu zahlreichen Zwischenfällen 
und vor allem zu dem plötzlichen Angriff auf Mukden im Dezember 
iq 3 i, zum Bombardement von Schanghai im Januar 1982 und seitdem 
zur Besetzung der ganzen Mandschurei und der Provinz Jehol ge¬ 
führt hat. 

Die sicherste Garantie des Friedens im Fernen Osten besteht nicht 
in der Beendigung der freundschaftlichen und nützlichen Zusammen¬ 
arbeit der Westmächte mit China, sondern im Verzicht Japans auf seine 
imperialistische Politik in Asien und in einer getreuen Einhaltung sei¬ 
ner durch Verträge festgelegten Verpflichtungen. 


Großbritannien fordert Aufklärung 

198 . Erklärung des englischen Außenministers Sir John Simon vom 2 3 . 4 - 
ig 34 über die japanische Monroedoktrin im Unterhaus 

Die Erklärung Japans scheint davon auszugehen, daß gewisse Hand¬ 
lungen anderer Mächte den Frieden, die guten Beziehungen zwischen 
Japan und China oder die Integrität Chinas gefährden könnten. Keine 
dieser Gefahren kann aus der Politik der Regierung Seiner Majestät ge¬ 
folgert werden, die tatsächlich das Ziel verfolgt, diese Gefahren zu ver¬ 
meiden. Andererseits sind der allgemeine Charakter der Erklärung und 
gewisse Einzelheiten der Verlautbarung über technische und finanzielle 
Hilfeleistung für China so, daß ich es für notwendig gehalten habe, 
mich mit der Japanischen Regierung in Verbindung zu setzen, um die 
Haltung der Regierung Seiner Majestät zu klären. 


Die politische Bedeutung wirtschaftlicher Hilfe für China 

199 . Communique der offiziellen Telegraphenagentur Rengo vom 2 4 . 4 . 
1934 zur Interpretation der japanischen Erklärung vom 17. 4 * 1 934 

Die letzte offizielle Erklärung war nichts weiter als eine Darstellung 
der Politik, die Außenminister Hirota dem Parlament dargelegt hat. Folg¬ 
lich steht ihr Inhalt nicht zu dem Grundsatz der Offenen Tür in Wider¬ 
spruch und berührt die territoriale Integrität Chinas nicht im geringsten. 
Die Japanische Regierung hat gegen die nichtpolitische Unterstützung 
Chinas durch die Mächte ebenso wie gegen die Verwendung des Boxer- 
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fonds and bestimmte wirtschaftliche, mit der Politik nicht zusammen¬ 
hängende Beziehungen nichts einzuwenden. Japan billigt die kulturelle 
Unterstützung Chinas. 

Aber Japan ist der Meinung, daß die wirtschaftliche und technische 
Unterstützung Chinas durch das Ausland die Tendenz hat, politische Be¬ 
deutung zu gewinnen; die Regierung protestiert auf Grund ihrer Bezie¬ 
hungen zu China und in ihrer Eigenschaft als wichtigster Hüter des 
Friedens im Osten auf das ausdrücklichste gegen eine solche Unter¬ 
stützung. 

Japan kann nicht ohne Protest der Einfuhr von Militärflugzeugen 
und fremden Waffen nach China zusehen, denn diese Vorgänge wer¬ 
den eines Tages dazu führen, den Frieden und die Einheit Chinas zu 
stören. 


Japan oder der Völkerbund als Hüter des fernöstlichen 

Friedens? 

Erklärung der Chinesischen Regierung vom 2 5 . 4 - 1 934 

Eine Einmischung in Chinas Souveränität und Unabhängigkeit sei¬ 
tens irgendeiner Macht und aus irgendeinem Grunde wird nicht gedul¬ 
det werden. Außerdem sind Chinas Beziehungen zu anderen Mächten 
und dem Völkerbund von Gesetzen bestimmt, die auf der Berücksichti¬ 
gung von Chinas Entwicklung und Sicherheit beruhen. Daher kann sich 
kein Staat aus irgendwelchen Gründen in Chinas Beziehungen zu an¬ 
deren Staaten einmischen. 

Die Japanische Regierung scheint die Haltung der Mächte gegenüber 
China als Zwangsmaßnahmen aufzufassen, aber weder die betreffenden 
Mächte noch der Völkerbund haben die Absicht, gegen China so vorzu¬ 
gehen, daß es zu Schwierigkeiten mit Japan führen könnte. China behält 
seine Souveränität als unabhängiger Staat, und eine Einflußnahme, die 
dazu bestimmt ist, Chinas Handlungsfreiheit zu beschränken, wird nicht 
geduldet werden. 

Es ist unverkennbar, daß dieser Anspruch nur gerecht ist. Als China 
mit dem Völkerbund zusammenarbeitete, hatte die Japanische Regierung 
Japans Austritt noch nicht mitgeteilt, das heißt, Japan hatte Chinas Zu¬ 
sammenarbeit mit dem Völkerbund zugestimmt. Vom rechtlichen Ge¬ 
sichtspunkt ist Japan noch heute Mitglied des Völkerbunds. Es hält den 
Grundsatz der Offenen Tür und der gleichen Möglichkeiten in China 
aufrecht. 

Diese Politik hat das Ziel, jede Macht daran zu hindern, die Inter¬ 
essen der anderen Mächte durch die Erwerbung von Vorrechten auf wirt¬ 
schaftlichem oder sozialem Gebiet zu verletzen. Nun ist die japanische 
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Erklärung nichts anderes als der Versuch, andere Mächte von den Vor¬ 
teilen gesetzmäßig begründeter Interessen in China auszuschließen. So 
muß die Verantwortung für die Gefährdung des Grundsatzes der Offe¬ 
nen Tür und der gleichen Möglichkeiten Japan und nicht China zuge¬ 
schoben werden. 

China ist seinerseits augenblicklich bestrebt, das Land vom Räu¬ 
berunwesen zu befreien und seine Wirtschaft aufzubauen. Außerdem 
ist es bestrebt, seine internationalen Beziehungen und die verschie¬ 
denen internationalen Verträge, wie den Völkerbundpakt, den Neun¬ 
mächtevertrag usw., zu befestigen. Es wird keine fremde Einmischung 
in seine inneren Angelegenheiten dulden. Aber mit Rücksicht auf die Ver¬ 
wirklichung seiner internationalen politischen Ziele strebt es Zusammen¬ 
arbeit mit anderen Staaten an. Es ist unsere aufrichtige Hoffnung, daß 
alle Staaten mitwirken werden, um die Unverletzlichkeit der Beziehungen 
Chinas zu anderen Staaten und die Heiligkeit der Verträge zu schützen. 


Die „Ausbeutung chinesischer Fragen“ durch die Mächte 

201 . Note der japanischen Regierung vom 27. 4 * 1934 an die Regierungen 
Großbritanniens und der U.S.A. 

Japan hat weder die Unabhängigkeit Chinas noch seine Interessen 
angetastet und hat nicht die Absicht, es zu tun. Japan wünscht vielmehr 
aufrichtig die Erhaltung der territorialen Unversehrtheit, die Einigung 
und das Gedeihen Chinas. Diese Ziele müssen grundsätzlich von China 
selbst dank dem Erwachen seiner nationalen Energien und dank seiner 
eigenen Bemühungen erreicht werden. 

Japan hat nicht die Absicht, die Rechte anderer Mächte in China 
zu verletzen. Mit ehrlichen Absichten unternommene finanzielle und ge¬ 
schäftliche Maßnahmen können auf China nur eine günstige Wirkung 
ausüben, ein Ergebnis, das Japan mit Genugtuung betrachtet. Japan 
unterschreibt natürlich die Prinzipien der Offenen Tür und gleicher 
Möglichkeiten in China. Es hält alle in Kraft befindlichen Verträge und 
Abkommen, die dieses Land betreffen, genau inne. 

Japan kann aber nicht gleichgültig bleiben gegenüber der mög¬ 
lichen Intervention Dritter, die, unter welchem Vorwand sie auch immer 
unternommen wird, der Aufrechterhaltung von Ordnung und Recht im 
Fernen Osten abträglich sein könnte, in Gebieten also, wo Japan, sei 
es auch nur wegen seiner geographischen Lage, lebenswichtige Inter¬ 
essen besitzt. 

Infolgedessen kann Japan nicht zulassen, daß die chinesischen Fra¬ 
gen von Dritten zu einer Interessenpolitik ausgenutzt werden, welche die 
oben erwähnten Voraussetzungen nicht in Betracht zieht. 
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Großbritannien gegen einseitige Entscheidungen Japans 

Erklärung des englischen Außenministers Sir John Simon vom 3 o. 4 - 202 . 

1934 im Unterhaus 

Die Mitteilung des Botschafters Seiner Majestät in Tokio an den 
japanischen Außenminister vom 2 5 . April, die, wie ich dem Hause neu¬ 
lich sagte, eine freundschaftliche Anfrage war, ging darauf hinaus, daß 
das Prinzip gleicher Rechte in China durch den Neunmächtevertrag von 
1922, zu dessen Partnern Japan gehört, sehr ausdrücklich garantiert ist, 
und daß die Regierung Seiner Majestät natürlich weiterhin alle Rechte 
haben müsse, die allen Unterzeichnern des Vertrages gemeinsam oder 
sonst ordnungsgemäß sind, außer insoweit, als diese Rechte durch Ver¬ 
einbarungen wie den Konsortiumvertrag beschränkt sind, oder insoweit, 
als Japan besondere Rechte hat, die von anderen Mächten anerkannt 
werden und die sie nicht teilen. 

Sir Francis Lindley fügte hinzu, daß sich die Besorgnisse wegen 
China, die die japanische Erklärung zum Ausdruck bringt, nicht auf 
das Vereinigte Königreich beziehen könnten, da es das Ziel der britischen 
Politik sei, die Gefahren für den Frieden und die Integrität Chinas zu 
vermeiden, auf die die Erklärung verweist. Die Regierung Seiner Ma¬ 
jestät könne natürlich das Recht Japans nicht anerkennen, allein zu ent¬ 
scheiden, ob eine bestimmte Aktion wie die Stellung technischer oder 
finanzieller Hilfe eine derartige Gefahr bewirkt, wenn dies in der Erklä¬ 
rung der Japanischen Regierung enthalten sein sollte, was die Regie¬ 
rung Seiner Majestät nicht glaubt. Japan hat unter Artikel 1 und 7 des 
Neunmächtevertrags das Recht, die Aufmerksamkeit der andern Unter¬ 
zeichner auf jegliche Aktion in China zu lenken, die ungünstige Wir¬ 
kungen auf Japans Sicherheit hat. Dies Recht gibt Japan Sicherungen, 
und die Regierung Seiner Majestät nahm daher an, daß die Erklärung 
in keiner Weise die gemeinsamen Rechte der anderen Mächte in China 
beeinträchtigen oder Japans eigene vertragliche Verpflichtungen ab¬ 
schwächen sollte. 

In seiner Antwort gab Herr Hirota, der japanische Außenminister, 
zu verstehen, daß die Regierung Seiner Majestät in ihrer Annahme recht 
habe. Er versicherte dem Botschafter Seiner Majestät, daß Japan die 
Bestimmungen des Neunmächtevertrags beobachten würde und daß die 
Politik der Japanischen Regierung und der Regierung Seiner Majestät, 
was diesen Vertrag betrifft, übereinstimmten. Seine Exzellenz erklärte 
zusammenfassend, daß Japan weiterhin der Aufrechterhaltung der Offe¬ 
nen Tür in China die größte Bedeutung zumesse und erneut die Zu¬ 
stimmung zu dieser Politik bekräftige. 

Ich glaube, daß die Erklärung des japanischen Außenministers 
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ziemlich klar ist und die Regierung Seiner Majestät begnügt sich damit, 
es für diese besondere Frage dabei bewenden zu lassen. Ich möchte hin¬ 
zufügen, daß die Regierung Seiner Majestät entschlossen ist, soweit als 
nur möglich den Geist internationaler Zusammenarbeit beim Fortschrei¬ 
ten Chinas auf dem Weg des Friedens und des Gedeihens zu fördern 
und an der Aufrechterhaltung des Geistes der Harmonie und des guten 
Willens im Femen Osten mitzuwirken. 

Die Vereinigten Staaten gegen einseitige Akte Japans 
203 . Erklärung der Regierung der Vereinigten Staaten vom 3 o. 4 - ig 34 

Die letzten Mitteilungen über die Haltung der Japanischen Regie¬ 
rung hinsichtlich der Rechte und Interessen Japans und anderer Län¬ 
der in China und in Beziehung zu China stammten aus so autoritativen 
Quellen, daß sie nicht unbeachtet bleiben können, und es erscheint daher 
notwendig, daß die Amerikanische Regierung der traditionellen Aufrich¬ 
tigkeit gemäß, die für die Beziehung zwischen ihr und der Japanischen 
Regierung maßgebend war, die Stellung der Vereinigten Staaten zu den 
Interessen und Rechten, um die es sich hier handelt, erneut darlegt. 

Die Beziehungen der Vereinigten Staaten zu China sind ebenso wie 
unsere Beziehungen zu Japan und unsere Beziehungen zu anderen Län¬ 
dern durch die allgemein gültigen Grundsätze des internationalen Rech¬ 
tes und durch die Bestimmungen der Verträge, die die Vereinigten Staa¬ 
ten unterzeichnet haben, bestimmt. In bezug auf China haben die Ver¬ 
einigten Staaten gewisse Rechte und gewisse Pflichten. Außerdem haben 
sich die Vereinigten Staaten mit Japan und China und, zusammen mit 
beiden Ländern, mit anderen Staaten in mehrseitigen Verträgen, die die 
Rechte und Pflichten im Fernen Osten regeln, und in einem großen 
mehrseitigen Vertrag, an dem praktisch fast alle Staaten der Welt be¬ 
teiligt sind, vereinigt. 

Verträge können auf legale Art nur durch Verfahren geändert oder 
gelöst werden, die vorgeschrieben oder von den Vertragspartnern an¬ 
erkannt oder vereinbart sind. 

Die Amerikanische Regierung ist darauf bedacht, bei den internatio¬ 
nalen Abmachungen und Beziehungen der Vereinigten Staaten die Rechte, 
Verpflichtungen und legitimen Interessen anderer Staaten gebührend zu 
beachten und sie erwartet seitens der andern Regierungen gebührende 
Beachtung der Rechte, Verpflichtungen und legitimen Interessen der 
Vereinigten Staaten. Nach der Meinung der Amerikanischen Regierung 
und des amerikanischen Volkes kann kein Staat ohne Zustimmung der 
anderen beteiligten Staaten rechtmäßig seinen Willen zum Beschluß er¬ 
heben, wenn es sich um Situationen handelt, in denen es auch um die 
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Rechte, Verpflichtungen und legitimen Interessen anderer souveräner 
Staaten geht. 

Die Amerikanische Regierung hat sich für die Vereinigten Staaten 
zur Politik des guten Nachbarn entschlossen und sie will weiter allein 
und im Bunde mit anderen Staaten alle ihre Bemühungen an die Ver¬ 
wirklichung dieser Politik wenden. 


Der eherne Rahmen des Neunmächtevertrags 

Note des französischen Außenministers Louis Barthou vom 3 . 5 . ig 34 204 . 
an den japanischen Botschafter in Paris 

Die japanische Gesandtschaft hatte die Freundlichkeit, dem Außen¬ 
ministerium eine Abschrift der Note zu übermitteln, in der die Kaiser¬ 
liche Regierung die offizielle Interpretation gibt, die den Erklärungen 
zugrunde gelegt werden muß, die der Sprecher des Außenministeriums 
über die japanische Politik gegenüber chinesischen Fragen am 17. April 
abgegeben hat. 

Aus dieser Mitteilung geht hervor, daß Japan, weit davon entfernt 
die Unabhängigkeit oder die Interessen Chinas anzutasten, nur aufrichtig 
die Erhaltung der territorialen Integrität, die Einheit und den Wohlstand 
dieses Landes wünscht. Da sie nicht die Absicht hat, die Rechte der an¬ 
dern Mächte außer acht zu lassen, ist die Kaiserliche Regierung außer¬ 
dem der Meinung, daß finanzielle und wirtschaftliche Betätigungen nur 
günstige Wirkungen auf China haben können. Sie bestätigt gleichzeitig 
ihr Festhalten am Grundsatz der Offenen Tür und der gleichen Möglich¬ 
keiten und ihre Achtung vor den in Kraft befindlichen Verträgen und 
Abmachungen über China. 

Die Französische Regierung stellt mit Befriedigung fest, daß die 
Japanische Regierung auf diese Weise nicht nur ihre Treue gegenüber 
den allgemeinen Grundsätzen des internationalen Rechts erneut bekundet, 
sondern auch gegenüber den Konventionen 1 ), die gegenwärtig die Bezie¬ 
hungen Chinas zu den auswärtigen Mächten regeln. 

Aus dem letzten Teil der erwähnten Note geht hervor, daß Japan 
gegenüber Interventionen, die der Erhaltung der Ordnung und Gerech¬ 
tigkeit im Fernen Osten schädlich wären, nicht gleichgültig bleiben 
würde. Wenn es in China zu dergleichen käme, so ist die Französische 
Regierung der Überzeugung, daß die Kaiserliche Regierung in Über¬ 
einstimmung mit den übrigen Mächten versuchen würde, in Anwendung 
der Grundsätze, auf denen das Washingtoner Abkommen beruht, und 
vor allem durch Anwendung der freundschaftlichen Regelung, die in 
Artikel 7 des Vertrages vom 6. Februar 1922 vorgesehen ist, eine 

x ) Statut conventionel. 
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rechtmäßige Lösung zu finden. Nach Meinung der Französischen Re¬ 
gierung kann nur innerhalb dieses Rahmens und auf diese Art eine 
billige und befriedigende Lösung für die chinesischen Fragen gefunden 
werden. 

Japans Mission im Fernen Osten 

205 . Rede des japanischen Außenministers Hirota vom 4 - 5 . 1934 vor der 
Gouverneurkonferenz 

Wenn wir auch bestrebt sind, unsere freundschaftlichen Beziehun¬ 
gen zu anderen Ländern zu fördern, so dürfen wir doch für keinen 
Augenblick die Mission unseres Landes in Ostasien vergessen. Worin be¬ 
steht diese Mission? Sie besteht in der Verpflichtung, die Japan zusam¬ 
men mit anderen ostasiatischen Staaten für die Aufrechterhaltung von 
Frieden und Ordnung in diesem Teil der Welt trägt. Die wahre Bedeu¬ 
tung Japans als einer Großmacht liegt im wesentlichen in seinem Wissen 
um diese Mission und in seiner Bereitschaft für sie. Je mehr wir diese 
Mission erfüllen, desto klarer tritt die Größe unserer Verantwortung und 
die Notwendigkeit der äußersten Kraftanstrengung unsererseits zutage. 

Japan wünscht ernstlich die Erhaltung der Integrität Chinas, seine 
Einigung und sein Wachsen und Gedeihen. Aber die Erreichung dieser 
Ziele ist grundsätzlich eine Angelegenheit, die der freien Kraft eines 
von selbst erwachten China überlassen bleiben muß. Die aus selbstsüch¬ 
tigen Absichten gewährte sogenannte freie Unterstützung durch Außen¬ 
stehende wird, wie ich glaube, China nicht bei der Verwirklichung seiner 
Pläne helfen. Es würde natürlich für Japan unmöglich sein, gegenüber 
irgendeiner solchen Handlung seitens einer dritten Partei, welche die 
chinesisch-japanischen Beziehungen trübt, oder gegenüber einem gegen 
den Frieden und die Ordnung in Ostasien gerichteten Anschlag gleich¬ 
gültig zu bleiben. Die von China selbst gegen Japan gerichteten Hand¬ 
lungen und Pläne werden, wie durchaus zu erwarten steht, aufhören. Es 
ist beruhigend, daß die jüngste Entwicklung in China ein wachsendes 
Verständnis Chinas für unsere wahren Absichten zu zeigen scheint, wo¬ 
durch unsere beiden Länder einem grundsätzlichen Verständnis für ihre 
Beziehungen näher kommen. 

Ich bin der Ansicht, daß wir in dieser Hinsicht unsere Anstren¬ 
gungen verdoppeln müssen, um China und Japan das wahre Glück zu 
bringen, und daß beide Länder gemeinsam alles zur Aufrechterhaltung 
von Frieden und Ordnung in Ostasien tun müssen. 

Ich brauche nicht zu wiederholen, daß Japan unbedingt alle zwi¬ 
schen ihm und anderen Mächten bestehenden Verträge und Verpflich¬ 
tungen voll achtet und daß es nicht die Absicht hat, die aus den be¬ 
stehenden Verträgen sich ergebenden Rechte und Interessen zu beein- 
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trächtigen. Wir haben auch andererseits nichts dagegen, mit jeder ein¬ 
zelnen Macht über die Vertragsrechte und Interessen nötigenfalls in 
einen Meinungsaustausch einzutreten. Aber angesichts der Tatsache, daß 
in den ostasiatischen Fragen unsere Ansichten, wie gesagt, von den Mäch¬ 
ten auf der Genfer Tagung des Völkerbundes verworfen wurden, wo¬ 
durch unser Entschluß, den Völkerbund zu verlassen, hervorgerufen wor¬ 
den ist, wäre es sicher unklug, eine Situation wie die auf der Völker¬ 
bundtagung in Genf wiederherzustellen. Wir werden also an unseren 
Verpflichtungen festhalten und versuchen, um Verständnis bei anderen 
interessierten Nationen zu werben . . . 

Jede im Aufstieg begriffene Nation oder Rasse muß sich darauf 
gefaßt machen, Widerständen zu begegnen, die eher als Zeugnis für 
ihren Fortschritt gelten können. Wir brauchen sie nicht zu fürchten, so¬ 
lange wir den festen Willen haben, sie zu überwinden. Gleichzeitig aber 
sollte sich unser Volk immer bescheiden und zurückhaltend zeigen. 

Diplomatie ist kurz gesagt die Widerspiegelung der nationalen 
Stärke. Es ist die grundsätzliche Vorbedingung für den Aufstieg der Na¬ 
tion, daß sie ihre Stärke durch Hebung der nationalen Moral und durch 
Anspannung der vereinten Kräfte aller Klassen mehrt, wofür ich um Ihre 
eifrige Mitarbeit ersuche. 

Ich hoffe, daß meine Ausführungen über unsere Außenpolitik für 
Sie, meine Herren, in Ihrer Verwaltung von Nutzen sein werden. 


JAPANS KAMPF UM DIE WIRTSCHAFTLICHE 
VORMACHT IM FERNEN OSTEN 

Die Besetzung der Mandschurei durch Japan hatte auch über das Schick¬ 
sal der Ostchinesischen Eisenbahn entschieden , die einstmals Besitz Rußlands 
gewesen war und das Zentrum Russisch-Sibiriens mit Wladiwostok verband. 
Als militärische Verbindungsstraße war nun die Bahn absolut wertlos gewor¬ 
den. Sie wurde jetzt zu einem Instrument beiderseitiger Sabotage und Schi¬ 
kanen und schließlich dann zu einem offenen Handelsobjekt. Was sich 
193U/35 abspielte und schließlich mit dem Verkauf der Eisenbahn an Man- 
dschukuo-Japan endete , war ein Nachklingen , ein Nachspiel zu der großen 
Entscheidung , die Japan in den Jahren 1932 und 1933 die mandschurische 
Schlüsselstellung gegeben hatte. Aber in dem Nachspiel flammten doch die 
großen Gegensätze immer wieder auf , und manchmal schien es, als sollte 
der Kampf um die Stellung in der Mandschurei doch wieder auf genommen 
werden. Das japanische Ccm muniquö vom 22. 8. 193U, das die 
Geschichte der Verhandlungen um die Ostchinesische Eisenbahn , die Ge¬ 
schichte eines großen Feilschens, erzählte , zeigte , wie die Spannung zunahm. 
Am gleichen Tage überreichte der sowjetrussische Botschafter in Tokio einen 
scharfen Protest der Sowjetunion gegen die Verhaftungen sowjet¬ 
russischer Beamter der Ostchinesischen Eisenbahn. Die japanisch-mandschuri¬ 
schen Behörden sahen in diesen Beamten die Schürer der inneren Unruhen in 



4v4 


Der Kampf um den Fernen Osten und den Stillen Ozean 


der Mandschurei, und das beständige Vorgehen gegen die sowjetrussischen 
Funktionäre sollte auch bewirken, daß Sowjelrußland des Besitzes der Bahn 
in der Mandschurei nicht froh wurde. Die japanische Antwort ver¬ 
schanzte sich hinter der formalen Souveränität der Mandschurei und erwi¬ 
derte im übrigen Anklage mit Anklage. Am 5. 10. 193U erneuerte die 
Sowjetunion ihren Protest. Aber an dem großen Rückzug der Sowjet¬ 
union, durch den die mandschurische Stellung 1933 preisgegeben worden 
war, änderte dies nicht mehr viel. Eben hatte Sowjetrußland versucht, sich 
durch den Eintritt in den Völkerbund europäische Rückendeckung zu si¬ 
chern. Die Schwierigkeiten und Reibungen aber, unter denen sich Sowjet¬ 
rußland von seinem verlorenen Posten in der Mandschurei löste, zeigten 
klar, daß der alte weltpolitische Gegensatz ungeschwächt fortbestand. 

Die Besitznahme der mandschurischen Eisenbahn sollte die Besitzergrei¬ 
fung der Mandschurei durch Japan krönen. War dies mehr ein formeller 
Akt, so fand der Machtbau Japans durch die Verkündigung eines Ölmono¬ 
pols seitens Mandschukuos eine wesentliche wirtschaftliche Krönung. In 
seinen großen Programmschriften hatte das Kriegsministerium soeben ein 
Bild der totalen Wehrorganisation des Reiches entwickelt 1 ): die kriegswirt¬ 
schaftliche Autarkie und die Organisation des Wirtschaftslebens unter Aus¬ 
richtung auf die kriegerischen Notwendigkeiten war dabei verkündet wor¬ 
den. Japan war durch das Ölmonopol Mandschukuos, d. h. der 
praktischen Kontrolle Japans über die Ölvorräte der Mandschurei, diesem 
Ziel beträchtlich nähergekommen. Das Machtsystem , das mit der mandschu¬ 
rischen Eroberung gebildet war, das auf weltweite Verantwortungen deutete, 
die es tragen sollte und das einen großen imperialen Machtkampf erkennen 
ließ, hatte sich noch klarer abgezeichnet. 

Das, was mit der Verkündigung des mandschurischen Ölmonopols ge¬ 
schah, war ein Teil aus dem großen weltwirtschaftlichen Kampf des Fernen 
Ostens überhaupt. Die Proteste der alten Mächte gegen die Verletzung der 
Offenen Tür im Fernen Osten fehlten nicht, aber fruchteten nicht viel. Zwi¬ 
schen Großbritannien und Japan haben das ganze Jahr 193U hindurch offi¬ 
zielle und inoffizielle Versuche gespielt, einen Waffenstillstand in dem ge¬ 
waltigen Wirtschaftskampf durch die Abgrenzung weltwirtschaftlicher Inter¬ 
essenprovinzen zu schließen. Im Januar 193U kam der offene Kampf zwi¬ 
schen Indien-England und Japan zu Ende. Der Boykott der indischen 
Baumwolle durch Japan, Prohibitivmaßnahmen Indiens gegen die japanische 
Textileinfuhr wurden kraft dieses Abkommens eingestellt. Umfassendere Ver¬ 
handlungen dagegen, ein großes Abkommen über den Welttextilmarkt und 
seine Aufteilung gleichsam zu schließen, scheiterten. Zu der gleichen Zeit 
wurden auch in Batavia Verhandlungen zwischen Japan und den Nieder¬ 
landen über ein Wirtschaftsabkommen gepflogen, das in dem großen Wirt¬ 
schaftskampf und dem Waffenstillstand eine Abgrenzung der Interessen¬ 
gebiete hätte bringen können. Die Verhandlungen zogen sich über das ganze 
Jahr hinweg, ohne zu einem definitiven Ergebnis gelangen zu können. Im 
April 193U schuf sich die japanische Regierung durch ein Gesetz zum 
Schutz des japanischen Außenhandels eine neue Waffe im 
Wirtschaftskampf. Das Gesetz ermächtigte die Regierung, als wirtschaftliche 
Kampfmaßnahmen Zölle auch außerhalb des normalen Zollsystems zu ver¬ 
hängen und gab ihr das Recht, Einsicht in Bücher und Bilanzen der Wirt¬ 
schaftsunternehmungen zu nehmen, um sich die Grundlagen für derartige 
Schritte zu verschaffen. Im Sommer des Jahres 193U tagte in China eine 
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Produktionskonferenz, die ein ehrgeiziges Programm eines plan¬ 
mäßigen industriellen Aufbaues des chinesischen Reiches entwickelte. Ein 
Programm mit viel Zukunftsmusik, das aber doch politische und wirtschaft¬ 
liche Möglichkeiten von unübersehbarem Ausmaße erkennen ließ. Diese Mög¬ 
lichkeiten standen als ungewisses Element — wer würde diese Möglichkeiten 
für sich nützen? — hinter dem Kampf, der sich zunächst zwischen der ja¬ 
panischen Wirtschaft und den alten weltwirtschaftlichen Mächten abspielte. 
Im Herbst 193U weilte eine Delegation der Federation o f Bri¬ 
tish Industries in der Mandschurei und in Japan. Der Bericht über 
die Mission wurde im Dezember I93U veröffentlicht. Er ist ein wichtiges 
Dokument, das die Linie der großen Wirtschaftspolitik des Britischen Rei¬ 
ches oder jedenfalls einige ihrer wichtigen Tendenzen deutlich hervortreten 
läßt. Der Bericht ist wichtig wie etwa ein Expose eines Generalstabs über 
die Armee eines anderen Landes. Es ist ein Messen der Kräfte des Geg¬ 
ners und ein Umriß der eigenen Politik und des eigenen Vorgehens in 
einer Frage von weltpolitischer Bedeutung. Der Bericht sprach sich für 
Verständigung und eine Vereinbarung zwischen den beiden weltwirt¬ 
schaftlichen Mächten aus. Die Gefahr der japanischen Wirtschaftsoffen¬ 
sive hielt er nicht für übermächtig und er redete den globalen Interessen¬ 
abgrenzungen das Wort. Während das große Programm des japanischen 
Kriegsministeriums 1 ) von der Notwendigkeit der großen Oligarchien der alten 
Welt sprach, um des eigenen übersteigerten Profites willen überteuerte Wa¬ 
ren der Welt aufzuzwingen (wogegen Japans Nationalindustrie eine unwider¬ 
stehliche Angriffskraft entfalten könne), gibt der Bericht der Föderation der 
britischen Industrien ein Bild und die Vorstellung davon, wie die alten welt¬ 
wirtschaftlichen Mächte den Kampf führen wollten und wie sie ihn zu be¬ 
stehen glaubten. Er zeigt Formen und Möglichkeiten des Wirtschaftskamp¬ 
fes, der schließlich den Weltmachtskampf entscheidend und bestimmend be¬ 
einflussen muß. 


Die Kontrolle Mandschukuo-Japans über die Ölvorräte 
der Mandschurei 

Communique der Regierung von Mandschukuo vom 3 o. 10. 1934 über 206 . 
ein Gesetz für ein mandschurisches Erdölmonopol 

Es ist überflüssig zu sagen, daß das öl eine der Notwendigkeiten 
des nationalen Lebens und für den Fortschritt unserer hochmodernen 
Zivilisation unentbehrlich ist. So kann gesagt werden, daß Niedergang 
oder Gedeihen eines Staates mit von der Zweckmäßigkeit seiner Ölpolitik 
abhängen, und es ist nur natürlich, daß die Mächte im Augenblick alle 
darauf bedacht sind, eine wirksame Ölpolitik durchzuführen. 

Mandschukuo jedoch hat bis jetzt keine bestimmte nationale Politik 
in der ölfrage durchgeführt und die Situation in der Ölgewinnung ist 
ohne Rücksicht auf die Folgen völlig sich selbst überlassen worden. Mit 
anderen Worten: Bisher hat es keinen bestimmten Plan weder für die 
Erforschung der Ölquellen noch für die Regulierung von Angebot und 
Nachfrage gegeben, mit dem Ergebnis, daß die Situation ernstlich die 
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Stabilität des nationalen Lebens und den kulturellen Fortschritt be¬ 
hindert. 

Unter diesen Umständen hat die Regierung eine nationale ölpolitik 
ausgearbeitet, um eine Organisation für positive Unterstützung und Be- 
schützung der Entwicklung der Ölquellen und der Ölherstellung ins Le¬ 
ben zu rufen. Die Regierung macht den Verkauf des Öles zu einem 
Staatsmonopol und beabsichtigt damit eine gerechte und zweckmäßige 
Kontrolle über das Angebot auszuüben und zur gleichen Zeit eine all¬ 
mähliche und rationelle Verbesserung der Preissituation herbeizuführen. 
Die Regierung hofft dadurch die Nachteile und Widerwärtigkeiten für 
das tägliche Leben des Volkes zu beseitigen, die sich aus dem gegen¬ 
wärtigen System ergaben, und den kulturellen Fortschritt der Nation und 
das Wachstum des nationalen Reichtums zu fördern. 

Unter dem neuen System wird das öl für den heimischen Gebrauch 
weiterhin vom Ausland eingeführt werden wie bisher. Was den Verkauf 
des Öles anbelangt, so plant die Regierung die bestehenden Verkaufs¬ 
organisationen und die Interessen der bestehenden Firmen so weit als 
möglich gebührend zu berücksichtigen. Damit beabsichtigt die Regierung 
zu erreichen, daß die Errichtung und das Funktionieren des geplanten 
Monopolsystems nichts zu wünschen übrig läßt. 

Das vorgeschlagene Monopol wird nach den folgenden Linien funk¬ 
tionieren : 

1. Monopolprodukte werden Gasolin, Kerosen, leichte und schwere 
öle, Benzol und Ersatzstoffe für Brennöl sein. 

2. Die Herstellung, die Einfuhr und die Ausfuhr der Monopolpro¬ 
dukte werden nur denen gestattet sein, die dafür die Erlaubnis und Auto- 
risierung seitens der Regierung erhalten haben. 

Monopolprodukte, die mit der Erlaubnis der Regierung hergestellt 
oder eingeführt worden sind, werden von der Regierung gekauft. 

3 . Das Land wird in zehn Verkaufsgebiete eingeteilt, und in jedem 
Verkaufsgebiet wird ein Verkaufsbüro der Regierung bestehen. Unter 
jedem Verkaufsbüro wird ein offizieller Generalverkäufer arbeiten, unter 
dem eine Anzahl von Groß Verkäufern stehen werden. Die Letzteren wer¬ 
den direkt an die Kleinverkäufer und an die Konsumenten verkaufen. 

4 . Der Verkaufspreis für das Regierungsöl wird an jedem Ort der 
Auslieferung gesondert festgesetzt werden. Der Verkaufspreis eines Ge¬ 
neralverkäufers wird von der Regierung gesondert an jedem Platz der 
Auslieferung festgesetzt werden. Der Verkaufspreis eines Großhändlers 
dagegen wird nicht offiziell festgesetzt werden, aber die Regierung kann, 
wenn es ihr nötig erscheint, anordnen, daß der Preis geändert wird. 

5 . Soweit als möglich wird Rücksicht auf die bestehenden Impor¬ 
teure genommen werden. Ihre augenblickliche Einrichtung und Aus¬ 
rüstung wird auf Ersuchen von der Regierung aufgekauft werden. Was 
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Rohöl und raffiniertes öl anbelangt, so wird es den bestehenden Impor¬ 
teuren erlaubt sein, auf Grund eines Quota-Systems innerhalb der Gren¬ 
zen, die die Regierung für nötig erachtet, die Einfuhr vorzunehmen. 

6 . Was die bestehenden Großhändler anbelangt, so wird die Re¬ 
gierung zum Schutz ihrer Interessen zulassen, daß sie so viel als 
möglich entweder als Generalverkäufer oder als Großverkäufer bleiben. 

Den augenblicklichen Großverkäufern, die unter dem bestehenden System 
ihr Geschäft nicht fortführen können, wird ihre Einrichtung und Aus¬ 
rüstung, wie die der Importeure, von der Regierung abgekauft werden. 

7 . Was die bestehenden Fabrikationsunternehmungen anbelangt, so 
ist, um die Beeinträchtigung ihrer Interessen auf ein Minimum herab¬ 
zusetzen, die Regel, daß sie ihre Unternehmen fortführen können und 
die Fabrikation des Öles weiterführen dürfen, vorausgesetzt, daß sie sich 
bei der Regierung innerhalb einer bestimmten Frist eintragen lassen. 

8 . Was die Erlaubnis und die Autorisierung für den Import und 
Export von öl anbelangt, so wird selbst im Falle der offiziellen General¬ 
verkäufer allen gleiche Behandlung ohne Rücksicht auf die Nationalität 
gesichert sein. 

Die Zukunft des Wirtschaftskampfes im Fernen Osten 
Bericht der Delegation der „Federation of British Industries“ vom De- 207. 
zember ig34 über eine Studienreise im Fernen Osten 

Wenn Japan auch durch die Abwertung des Yen und sein an west¬ 
lichen Währungen gemessen niedriges Lohnniveau große Vorteile hat, 
ist es doch wichtig, sich klarzumachen, daß ein großer Teil seines Er¬ 
folgs auf der Leistung seiner Organisation und dem Geist des Volkes 
beruht. Die Japaner arbeiten nicht nur für sich selbst, sondern auch 
für ihr Volk. 

Die Einrichtung japanischer Fabriken ist modern und auf der Höhe, 
und man zögert nicht, vorhandene Maschinen durch leistungsfähigeres 
Betriebsmaterial zu ersetzen. Dies beruht zum Teil auf der überlegten 
Politik der Führer der japanischen Industrie, vor allem aber darauf, daß 
die japanische Industrie, als Ganzes genommen, aus der Vergangenheit 
her nicht so verschuldet ist wie die britische. Es sind nicht nur die 
Kapitalschulden der Industrie geringer, sondern auch die Höhe von Ab¬ 
gaben und Steuern geben der japanischen Industrie einen großen Vor¬ 
sprung vor der britischen. So ist zum Beispiel auf den Kopf der Bevölke¬ 
rung umgerechnet die Höhe der Staatsschulden in Japan verglichen mit 
Großbritannien außerordentlich niedrig, und das trotz des wesentlichen 
Ansteigens der japanischen Inlandsschulden in den letzten Jahren. Man 
kann die Schuldenlast der beiden Staaten im Verhältnis zu ihrem Ge¬ 
samteinkommen nur schätzungsweise miteinander vergleichen, trifft aber 
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wahrscheinlich nicht wesentlich daneben, wenn man annimmt, daß sie 
in Japan nur etwa ein Fünftel so groß wie in Großbritannien ist. 

Abgesehen von seinem modernen Betriebsmaterial und seiner mo¬ 
dernen Organisation, besitzt Japan in seinem nationalen Geist einen gro¬ 
ßen Aktivposten. Von frühester Kindheit an wird jeder japanische Knabe 
und jedes japanische Mädchen zu Treue, Fleiß und Disziplin erzogen. 
Jeden Morgen, ehe sie zu ihrer Arbeit gehen, erweisen alle japanischen 
Schulkinder dem Bilde ihres Kaisers und dem Symbol ihrer Religion 
ihre Ehrerbietung. Ihre Treue und ihre Religion sind ein Teil ihres täg¬ 
lichen Lebens, und der Geist, der die japanische Industrie beseelt, ist 
der der Treue gegen die Heimat. Der japanische Arbeiter weiß, daß seine 
Arbeit nicht nur ein Mittel ist um seinen Lebensunterhalt zu verdienen, 
sondern auch der Beitrag, den er der Größe Japans zollt. Dieser Geist 
nationaler Solidarität, der an den Geist erinnert, der während des Krie¬ 
ges die Bevölkerung Großbritanniens beseelte, ist eine der mächtigen 
Triebkräfte der japanischen Industrie. Das darf von niemand übersehen 
werden, der sich ein zutreffendes Bild von Japans künftiger Entwick¬ 
lung machen will . . . 

Die Japanische Regierung spielt eine große Rolle, indem sie der 
Industrie die Richtung gibt und sie fördert. Sie besitzt große Macht¬ 
befugnisse, um ein Zusammenwirken verschiedener Industrien dort, wo 
ein gemeinsames Vorgehen für notwendig gehalten wird, zu sichern. Von 
diesen Befugnissen ist bis jetzt noch nicht viel Gebrauch gemacht wor¬ 
den, aber es ist jedes Anzeichen dafür vorhanden, daß sie in Zukunft 
weitgehend zur Anwendung kommen werden . . . 

Obgleich die japanische Industrie die Vorteile genießt, die wir auf¬ 
gezählt haben, und verglichen mit den Industrien der meisten anderen 
Staaten in einer besonders günstigen Lage ist, muß darauf hingewiesen 
werden, daß auch ungünstige Faktoren am Werk sind, die schneller als 
viele Menschen in Japan erwarten, zerstörerisch zu wirken beginnen 
können. 

i. In erster Linie steht hier die Finanzlage des japanischen Staates. 
Das Budget ist nicht im Gleichgewicht, und Japan hat in den vergan¬ 
genen Jahren sein jährliches Defizit durch Anleihen ausgeglichen. Ein 
unverhältnismäßig großer Teil der nationalen Steuern wurde für die Be¬ 
dürfnisse von Armee und Marine verbraucht. (Wir sprechen hier lediglich 
vom wirtschaftlichen Standpunkt aus. Es ist selbstverständlich, daß wir 
nicht das Recht haben, eine Meinung über die Flotten- und Militärpoli¬ 
tik Japans zu äußern.) Große Geldsummen wurden zur Aufrechterhal¬ 
tung von Recht und Ordnung und für die Entwicklung des Landes in 
Mandschukuo investiert. Zweifellos werden sich im Verlauf der Zeit diese 
Ausgaben bezahlt machen, aber es wird Zeit darüber hingehen, ehe 
es so weit ist. Soweit es um die Staatsfinanzen Japans geht, muß eine 
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Zeit kommen, und wir glauben, daß das bald sein wird, in der es sich 
entscheiden wird, daß den Ausgaben laufende Einnahmen entsprechen 
müssen. 

2. Wie bereits dargelegt, ist Japan weitgehendst von eingeführten 
Rohstoffen abhängig und tatsächlich kauft es auf dem Weltmarkt mehr, 
als es dort verkauft. Früher hat es die Kosten seiner Einfuhr durch die 
Ausfuhr seiner Industrieprodukte und vor allem durch die Ausfuhr von 
Rohseide, die das wichtigste Erzeugnis des Landes ist, gedeckt. Der ka¬ 
tastrophale Fall der Seidenpreise und der Kaufkraft Amerikas, das Ja¬ 
pans größter Kunde ist, haben die Grundlage der wichtigsten Ausfuhr¬ 
industrie erschüttert. Wenn Seide nicht gewinnbringend erzeugt und in 
genügendem Ausmaße verkauft werden kann, erscheint es zweifelhaft, ob 
die verarbeitenden Industrien und Dienste Japans genügen werden, um 
Japans Wirtschaftssystem im Gleichgewicht zu halten. Die Erzeuger von 
Rohseide sind nicht der einzige Teil der Landwirtschaft treibenden Be¬ 
völkerung, der hart betroffen worden ist. Im ganzen ist die Landwirt¬ 
schaft nicht einträglich und hat viel Schwierigkeiten durchzumachen ge¬ 
habt. Die Wiederherstellung einer gesunden Landwirtschaft ist ein drin¬ 
gendes und lebenswichtiges Problem für Japan. Es ist schwer zu sehen, 
welche wirksamen Maßnahmen im Augenblick in dieser Richtung unter¬ 
nommen werden können, es sei denn die Gewährung hoher Zuschüsse, 
die eine große Belastung der japanischen Finanzen bedeuten würden. 

Was wird schließlich die Wirkung der japanischen Industrie auf 
die Welt sein? Haben diejenigen recht, die glauben, daß sie eine Be¬ 
drohung für die industriellen Systeme des Westens darstellt? 

Wir halten es für notwendig, dieses Problem mit viel Sinn für das 
Verhältnis der Dinge zueinander zu betrachten. Japan hat in manchen 
Ausfuhrindustrien große Fortschritte gemacht und bewiesen, daß es eine 
beachtliche Konkurrenz darstellt. Wir müssen aber darauf hinweisen, 
daß selbst heute sein Anteil am Welthandel verhältnismäßig gering ist 
und daß die Wirkung seiner Bemühungen um den Weltmarkt durch 
das schwere Darniederliegen des ganzen internationalen Handels begün¬ 
stigt wurde. Seine Konkurrenzfähigkeit wird sich auf manchen indu¬ 
striellen Gebieten (Textilindustrie, Zement, Porzellan, manche Arten von 
Gummiwaren, Fahrräder, Galanteriewaren usw.) aufrechterhalten lassen. 
Es ist sehr wahrscheinlich, daß die japanische Ausfuhr an Wollwaren, 
manchen Chemikalien, leichten Präzisionswaren und anderen Maschinen 
wachsende Bedeutung erhalten wird. Wir glauben hingegen nicht einen 
Augenblick, daß Japan die Möglichkeit hat, den Welthandel aller Märkte 
und aller Warengattungen an sich zu reißen und die hochentwickelten 
Industrien des Westens, vor allem die unseres eigenen Landes, zu zer¬ 
stören. Viele Menschen in Japan, die ernsthaft nachdenken, sehen 
Schwierigkeiten in der Zukunft und sind sich klar darüber, daß der 
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japanischen Industrie schwerere Zeiten bevorstehen als in den letzt¬ 
vergangenen Jahren. Wenn sie auch glauben, daß die japanische Indu¬ 
strie weitere Fortschritte machen wird, und entschlossen sind, daß sie 
Fortschritte machen soll, hegen sie doch nicht die Illusion, daß Japan 
jedes andere Land von den Märkten vertreiben wird. 

Was soll nun, wenn unsere Auffassung der Lage zutreffend ist, die 
industrielle Politik unseres Landes gegen Japan sein? Eine Möglichkeit 
wäre, daß wir Maßnahmen ergreifen, unsere industriellen Interessen in 
den Gebieten, in denen wir die Macht dazu haben, zu schützen, Die Ja¬ 
paner sind ein praktisches Volk, und es ist zu hoffen, daß sie begreifen 
würden, daß wir im Interesse unserer eigenen Arbeiter gezwungen sein 
könnten, zu sehr scharfen Maßnahmen zu greifen, um ein Absatz¬ 
gebiet für unsere Waren zu erhalten. Wir haben das Gefühl, daß 
weder das Volk Großbritanniens noch das Volk Japans etwas wie 
einen Handelskrieg zwischen den beiden Ländern wünscht. Die letz¬ 
ten Auswirkungen eines Handelskrieges wären bestimmt für keines 
der beiden Länder günstig. Er würde im besonderen ungünstige Aus¬ 
wirkungen auf die Produzenten von Rohstoffen haben, die Japan in so 
reichem Maße von Staaten kauft, die wichtige Märkte für britische Wa¬ 
ren sind und deren Kaufkraft von der Höhe ihres Rohstoffverkaufs ab¬ 
hängig ist. Wir haben das Gefühl, daß der Versuch, eine Möglichkeit 
des Zusammenwirkens zwischen britischer und japanischer Industrie zu 
finden, eine bessere und staatsmännischere Methode wäre, die auch mehr 
im Einklang mit der traditionellen Freundschaft der beiden Staaten steht. 
Bei gutem Willen auf beiden Seiten liegt das nicht jenseits der Grenzen 
des Möglichen. Jede solche Vereinbarung kann ihrer Natur nach nur 
gegenseitig sein und jeder Partner müßte die legitimen Forderungen 
und die Schwierigkeiten des anderen anerkennen. 

Es gibt viele verschiedene Wege, auf denen ein solches Zusammen¬ 
wirken verwirklicht werden kann: durch bewußte, richtunggebende Kon¬ 
trolle der Ausfuhr, durch die Aufteilung der Märkte nach einem pro¬ 
zentualen Verhältnis oder auf einer anderen quantitativen Grundlage, 
durch ein entsprechendes Übereinkommen auf territorialer Grundlage, 
durch gegenseitige Hilfe bei der gemeinsamen Entwicklung der vernach¬ 
lässigten Weltmärkte, durch eine gewisse Rationalisierung der Produk¬ 
tion nach Qualität und Typen, durch gemeinsame Produktion. 

Wir sind der Meinung, daß die Zeit, in der ein Zusammenwirken 
möglich ist, gekommen ist. Es ist wahr, daß in Großbritannien das Ge¬ 
fühl herrschen mag, daß auf Grund des bemerkenswerten Aufstiegs, den 
unser Land in den allerletzten Jahren genommen hat, und der wachsen¬ 
den Bedeutung unserer industriellen Produktion und der Mittel, die wir 
jetzt in der Hand haben, um unsere industriellen Interessen zu schützen, 
kein Bedürfnis zu Verhandlungen besteht. In Japan mag es Menschen 
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geben, die der Meinung sind, daß die Welt ihnen schon zu Füßen liegt 
und daß von einem Bedürfnis nach einer Kompromißlösung keine Rede 
sein kann. Wir sind der Ansicht, daß diese beiden Anschauungen falsch 
sind. Die britische und die japanische Industrie sind zwei große Mächte 
in der Welt. Wenn sie es vorziehen, weiter einen mörderischen Kon¬ 
kurrenzkampf zu führen, kann niemand den Ausgang Vorhersagen. Wir 
sind gewiß nicht der Meinung, daß die britische Industrie unfähig 
ist, ihre Stellung im Welthandel im Konkurrenzkampf mit Japan zu 
behaupten. Aber wir sind trotzdem der Meinung, daß ein vernünftiges 
Abkommen zwischen den Industrien beider Länder nicht nur zu ihrem 
eigenen Vorteil sein, sondern auch zur Wiederherstellung des Welthan¬ 
dels beitragen wird. 


JAPANS KAMPF UM DIE FLOTTENÜBERMACHT 
IM STILLEN OZEAN 

Im Frühjahr 193U hatte Japan seine Monroedoktrin des Fernen Ostens 
verkündet und den Mächten sein ,,Hände weg von China1“ zugerufen. Das 
Ölmonopol von Mandschukuo, die Liquidation des sowjetrussischen Einflusses 
in der Mandschurei, die mit den Verhandlungen über den Verkauf der Ost¬ 
chinesischen Eisenbahn im Gange war und die eine Phase fernöstlicher Welt¬ 
politik abschloß, zeigten, wie Japan auf dem Wege der Befestigung jenes 
Machtsystems war, das aus dem großen revolutionären, von weitgespannten 
imperialen Zielen getragenen Vorstoß Japans im Jahre 1932/33 erwachsen 
war. Daneben ging die große Wirtschaftsoffensive Japans vor sich, die man¬ 
chen als eine furchtbare Bedrohung der industriellen Systeme des Westens 
erschien. Auf diesem Hintergrund fanden im Herbst 193U die Verhand¬ 
lungen über die Verlängerung der bestehenden Flottenverträge statt. Der 
Washingtoner Vertrag von 192 2 über die Begrenzung der Schlachtkreuzer 
konnte zum 31. Dezember 1936 gekündigt werden, und auch der Lon¬ 
doner Vertrag von 1930 über die Begrenzung der Kreuzer und U-Boot¬ 
flotten konnte 1936 ein Ende finden. Die Möglichkeit für den Aufbau eines 
neuen Machtsystems für die pazifische Welt war damit gegeben. Japan 
nützte auch die Gelegenheit, um den letzten Schritt für den Ausbau seiner 
neuen Großmachtwenn nicht Weltmachtstellung im Fernen Osten zu tun. 
Es erklärte seinen Entschluß, von der Möglichkeit Gebrauch zu machen , zum 
31. Dezember 1936 den Washingtoner Vertrag zu kündigen . Das alte Ver¬ 
hältnis von 5 zu 5 zu 3 als das Verhältnis der Flottenmacht der Vereinig¬ 
ten Staaten, Großbritanniens und Japans, diese Norm für das „Konzert der 
Mächte des Pazifischen Ozeans“ (ein Ausdruck des Generals Smuts), er¬ 
klärte Japan als veraltet und überholt. Der neue Vertrag über das Mächte¬ 
system des Fernen Ostens — den Japan sich bereit erklärte abzuschließen — 
müsse auf eine gleiche gemeinsame obere Grenze für die Flottenstärke ge¬ 
gründet sein. Japan hatte nun seine Forderung der „Gleichberechtigung“ 
verkündet und noch einmal den Anspruch erhoben , als aufstrebende , stei¬ 
gende Macht gleichberechtigt neben den alten Mächten zu stehen. Eine große 
Umwälzung des Wellstaatensystems schien sich anzukündigen. 

31 Weltgeschichte I 
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lm Juni 193h begannen die Verhandlungen, die den großen Entschlüs¬ 
sen und V er einbar ungen den Weg ebnen sollten, die angesichts des Ablaufs 
der großen Flottenverträge notwendig wurden. Die Verhandlungen zogen 
sich das ganze Jahr hindurch hin und fanden erst am 19. 12. 193h mit einem 
„Agreement to disagree \ einer Übereinstimmung, daß man nicht überein¬ 
stimme, ein provisorisches Ende. Die Beratungen gingen in der Stille vor sich; 
sie waren ein vorsichtiges Abtasten des Terrains. Der Anlaß für große nach¬ 
drückliche Kundgebungen des eigenen Standpunkts oder für eine Bekannt¬ 
gabe von Verständigungen und Abschlüssen fehlte daher. Der englische Außen¬ 
minister Sir John Simon und der Staatssekretär der Vereinigten Staaten 
Cordeil Hüll äußerten sich am 22. und 23. 11. öffentlich zu den Fra¬ 
gen, um die hinter verschlossenen Türen gerungen wurde. Beide Staatsmän¬ 
ner vermieden eine scharf umrissene Stellungnahme. Das Bekenntnis zur 
Weltordnung der Washingtoner Verträge war mehr zwischen den Zeilen zu 
lesen. Scharf, hart und bestimmt dagegen war Japans Stellungnahme. Aus 
dem Munde des japanischen Botschafters in Washington H ir o s hi Sa i t o 
gab Japan der Welt einen scharf formulierten Umriß seiner Forderungen 
und Ziele in der Flottenfrage. Gleichberechtigung Japans, Begrenzung und 
Abschaffung der schweren Schiffs- und Waffentypen, möglichst niedriges 
Niveau der Rüstungen, auf dem die Gleichberechtigung verwirklicht werden 
sollte. Die Kündigung des Washingtoner Abkommens durch Japan war nun 
feststehende Tatsache. Japan versuchte auch noch andere beteiligte Mächte 
zum Anschluß an seinen Schritt zu bewegen, ohne Erfolg. Frankreich lehnte 
— hier mochten die Hoffnungen Japans am stärksten geioesen sein — am 
3. 12. 1931t ab, zusammen mit Japan den Washingtoner Vertrag zu kündi¬ 
gen. Am 6. 12. 193b erfolgte aus dem Munde des amerikanischen Bevoll¬ 
mächtigten für die Rüstungsfragen Norman Davis eine Kundgebung für 
das System der „Relation“ der Flottenstärken. 

Am 19. 12. 1931t ging die Londoner Vorbesprechung schließlich 
zu Ende. Eine Brücke war noch nicht gefunden. Noch stand weltpolitisches 
System gegen weltpolitisches System. Das System der Washingtoner Verträge 
aber war im Wanken. Das Communiquä über den Abschluß der Beratungen 
verriet zwar von den gewaltigen Problemen, die gestellt waren, nicht viel. 
Deutlicher erhellte der konkrete Gegensatz schon aus einer Rede, die der 
englische Außenminister Sir John Simon zu dem Abschluß der Bera¬ 
tungen hielt. Großbritannien könne nie hoffen, so führte Sir John Simon 
aus, seine ganze Flotte im Stillen Ozean zu konzentrieren. Gleiche Flotten¬ 
stärke, wollte dies besagen, bedeutet das Übergewicht Japans in den ostasiati¬ 
schen Gewässern. Darum ging es aber eben. Für Ostasien forderte ja Japan 
diese Vormachtstellung und Saito hatte es ziemlich deutlich ausgesprochen, 
daß dem Kampf der alten Mächte gegen die Flottenparität ihre Weigerung 
zugrunde liege, Japans Schlüsselstellung im Fernen Osten anzuerkennen. Von 
der Verkündigung der fernöstlichen „Monroedoktrin * bis zum Kampf um 
die Flottenstärke der Weltmächte behielten die Dinge ihren unerbittlichen 
Zusam menhang. 

Am 29. 12. 1931t vollzog dann Japan die Kündigung des Wa¬ 
shingtoner Abkommens. Die Begründung Japans für die Kündi¬ 
gung umriß den japanischen Standpunkt noch einmal, so wie ihn schon Bot¬ 
schafter Saito entwickelt hatte. Ein weltpolitisches System war zu Ende. 
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Japan und das weltpolitische System des Washingtoner Ab¬ 
kommens 

Rede des japanischen Botschafters in Washington Hiroshi Saito vom 208 . 
2 3 . ii. 1934 vor der „Academy of Political and Social Science“ in 
Philadelphia 

Wir haben das Stadium noch nicht erreicht, in dem Flotten nur 
als Polizeikräfte angesehen werden können. Solange die Flotte den Cha¬ 
rakter als Kampfeinheit beibehält, ist Japan nicht in der Lage, seinen 
Anspruch auf Gleichheit in der Flottenstärke aufzugeben. Das würde 
das Gefühl der Sicherheit des Volkes verletzen, wie jüngste Entwicklun¬ 
gen zeigen. 

Es ist oft gesagt worden, daß mit der gegenwärtigen Proportion 
5 : 5:3 in großen Schlachtschiffen und Flugzeugmutterschiffen und 
10:10:7 in Hilfsfahrzeugen Japan die Gleichheit der Verteidigung in 
seinen Heimatgewässern besitze. Das setzt voraus, daß die amerikani¬ 
sche Flotte im westlichen Pazifischen Ozean kämpfen würde, nie aber 
die japanische im östlichen Pazifischen Ozean. Die ausreichende Stärke 
der Verteidigung der Vereinigten Staaten ist nie in Frage gestellt 
worden. Wie einer unserer Delegierten zu der Londoner Flottenkon¬ 
ferenz vom Jahre 1930 Gelegenheit hatte zu sagen, ist es stets die 
Flotte mit der Stärke 10, die die Offensive ergreifen kann, niemals aber 
die Flotte mit der Stärke 7. Die Forderung, daß die schwächere Flotte 
schwächer bleibe, kann nur durch den Wunsch seitens der stärkeren, 

Flotte motiviert werden, eine Offensive gegen die schwächere Flotte 
leichter zu machen oder mit anderen Worten die Defensivstärke der 
letzteren zu schwächen. So kann man sich leicht vorstellen, daß die 
Japaner die Empfindung haben, daß etwas in dem Verhältnissystem 
nicht fair ist. 

Überdies wird bei dem Verhältnissystem die Frage der nationalen 
Würde und des nationalen Prestiges aufgeworfen. Niemand ist je auf 
den Gedanken gekommen, daß die Vereinigten Staaten oder das Briti¬ 
sche Reich Besorgnisse für ihre eigene Sicherheit hegen könnten, wenn 
man Japan die Gleichheit in der Flottenstärke bewilligte. Das steht nicht 
in Frage. Die Befürchtungen scheinen dahin zu gehen, daß man in die¬ 
sem Falle nicht wissen könne, wie dann Japan gegen China und andere 
Teile des Fernen Ostens Vorgehen würde. 

Es besteht eine Tendenz, Japan als ein Enfant gate anzusehen, 
das in jedem Augenblick zum Amokläufer werden kann. Zu oft haben 
die Japaner folgendes Argument anzuhören: Wenn wir die Stärke 10 
haben, dann werden wir uns stets gut betragen. Aber wenn Ihr mehr 
als 6 oder 7 habt, dann ist es höchst wahrscheinlich, daß Ihr fehlgehen 
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werdet. Klingt das nicht, als ob man eine moralische Überlegenheit 
behaupten wolle? Das ist etwas, was das japanische Gefühl nicht er¬ 
trägt; das ist etwas, womit sich kein Mensch mit Ehrgefühl abfin- 
den kann. 

Es ist ernsthaft zu hoffen, daß das wirkliche und aufrichtige Ziel 
der japanischen Nation im Fernen Osten von anderen Nationen klar ver¬ 
standen werden wird. Dieses Ziel besteht in nichts anderem als in der 
Errichtung der Herrschaft von Ruhe und Ordnung und der Förderung 
von Frieden und Wohlergehen in diesen Gebieten. Was Japan im Augen¬ 
blick in dem neuen Kaiserreich Mandschukuo vollbringt, ist ein beredter 
Beweis für die Ehrlichkeit der japanischen Absicht. 

Es gibt noch einen anderen zwingenden Grund, warum das System 
der Gleichheit dem Verhältnissystem vorzuziehen ist. Unter dem System 
der Gleichheit kann nämlich die Herabsetzung der Flottenstärke sehr 
viel leichter durchgeführt werden als unter dem Verhältnissystem. Gleich¬ 
heit wird Gleichheit bleiben, wie immer auch die Flottenstärke herab¬ 
gesetzt wird. Aber ein Verhältnis von sagen wir 10:6 wird je nach der 
Gesamttonnage eine ganz verschiedene verhältnismäßige Flottenstärke 
bedeuten. Man kann zum Vergleich den Fall nehmen, wo zwei Menschen 
einmal 1000 und 600 Dollar im Monat und im andern Fall 100 und 
60 Dollar im Monat verdienen. Der Unterschied zwischen den zwei Men¬ 
schen im letzteren Fall ist viel größer als im ersteren. Das Verhältnis¬ 
system ist ein Hemmnis für die Herabsetzung der Flottenstärke. 

Aus diesen Gesichtspunkten wird Japan seine Absicht verkünden, 
den Washingtoner Vertrag gemäß der Methode zu kündigen, die im 
Artikel 2 3 des genannten Vertrages vorgesehen ist. Dies wird ohne 
Rücksicht auf den Gang der Londoner Vorkonferenz geschehen. Japan 
will, daß eine neue Formel der Flottenbegrenzung anstatt des Verhält¬ 
nissystems gefunden wird. Japan hofft, daß ihm auf einer angemesse¬ 
neren Grundlage als früher ein neues Recht zuteil wird . . . 

Es ist im Augenblick zu bedauern, daß weder die amerikanische 
noch die britische Flotte willens erscheint, jene Waffen des Krieges 
abzuschaffen, die am kostspieligsten sind und die den Kern der eigent¬ 
lichen Kriegsflotte darstellen, die eine ungewöhnliche Last auf die 
Schultern der Steuerzahler der betroffenen Länder legen. Diese Flot¬ 
ten scheinen unter keinen Umständen willens, auf diese Waffen zu 
verzichten. 

Sind nicht die Flottenstärken bei alledem relativ? Warum können 
wir uns nicht zusammensetzen und beschließen, sie gleichzeitig abzu¬ 
schaffen? Natürlich bestehen auch andere Flotten als die der Vereinigten 
Staaten, Großbritanniens und Japans. Warum können wir aber dann nicht 
die Entscheidung treffen und sie nur noch von der Zustimmung dieser 
anderen Flotten abhängig machen? Wenn nicht der Wunsch besteht, 
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die Kriegsflotte als ein Instrument der nationalen Politik zu gebrauchen, 
ist nicht einzusehen, warum man die Notwendigkeit betont, eine 
derartige kostspielige Kriegswaffe zu unterhalten. Ein Schlachtkreuzer 
kostet die ungeheure Summe von 80 Millionen Dollar in Amerika 
und in Japan, wo die Preise niedriger sind, nahezu die Hälfte dieser 
Summe. 

In diesem Zusammenhang wird oft argumentiert, daß die Vereinig¬ 
ten Staaten große Schiffstypen mit einem großen Aktionsradius für 
transozeanische Operationen brauchen. Ein derartiges Bedürfnis kann 
dann ganz gut gerechtfertigt werden, wenn man eine Kriegführung in 
fernen Gewässern ins Auge faßt. Wenn man aber nur Sicherheit in den 
Heimatgewässern will, ist ein derartiges Bedürfnis schwer zu rechtfer¬ 
tigen. Diese Schiffe sind unentbehrlich für den Angriff, aber nicht für 
die Verteidigung. 


Das Ergebnis der Londoner Flottenverhandlungen 

Communique der amerikanischen, britischen und japanischen Delegierten 209 . 
zur Londoner Flottenkonferenz vom 19. 12. ig 34 

Die Flottenverhandlungen, die im vergangenen Juni begonnen ha¬ 
ben und nach einer Unterbrechung seit dem 2 3 . Oktober fortgeführt 
wurden, haben sich nach einmütiger Ansicht der Delegierten der drei be¬ 
teiligten Regierungen als nützlich erwiesen. Die auf dem Boden des Lon¬ 
doner Flottenvertrags von ig 3 o eingeleiteten Verhandlungen haben ihren 
Aufgabenkreis durch spätere Vorschläge und Anregungen erweitert. 

Alle Seiten des Flottenproblems sind offenherzig, ausführlich und 
in freundschaftlichem Geist von den Teilnehmern erörtert worden. Es 
war von Anfang an nicht Zweck dieser Vorverhandlungen, irgendein so¬ 
fortiges und endgültiges Ergebnis herbeizuführen; ihr einziger Sinn war 
vielmehr, den Boden für künftige Verhandlungen und für einen Vertrag 
vorzubereiten. 

Die Französische und die Italienische Regierung, die ebenfalls Un¬ 
terzeichner der geltenden Flottenabkommen sind und an den Bespre¬ 
chungen dieses Sommers teilgenommen hatten, sind über alle Einzel¬ 
heiten auf dem laufenden gehalten worden. 

An dem Grundsatz der Begrenzung der Flottenstärken, verbunden 
mit Herabsetzungen, die unter den beteiligten Mächten vereinbart sind, 
halten die drei bei diesen Verhandlungen vertretenen Regierungen fest, 
das System aber und die Methoden, die seine künftige Anwendung 
sichern, müssen noch bestimmt werden. 

Gegenwärtig sind die Verhandlungen, nachdem die verschiedenen 
Gesichtspunkte entwickelt und im einzelnen erörtert wurden, an einem 
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Punkt angelangt, an dem eine Vertagung zweckmäßig erscheint, um den 
Delegierten die persönliche Fühlungnahme mit ihren Regierungen zu er¬ 
möglichen und die gewonnenen Ergebnisse eingehender zu prüfen und 
zu überlegen. Man ist daher übereingekommen, die Verhandlungen in 
diesem Stadium zu vertagen. 

Die an den Londoner Verhandlungen beteiligten Regierungen wer¬ 
den in enger Verbindung untereinander und mit den Regierungen blei¬ 
ben, die Vertragspartner der Londoner und Washingtoner Flottenabkom¬ 
men sind. Die Vertagung wird auch der Regierung Seiner Majestät im 
Vereinigten Königreich Gelegenheit zu weiterem Meinungsaustausch mit 
den Regierungen der Dominien geben. 

Es steht zu hoffen, daß auf Grund der in den bisherigen Verhand¬ 
lungen geleisteten Vorarbeit die Lage sich so zufriedenstellend entwic¬ 
kelt, daß in einem günstigen Augenblick die Einberufung einer neuen 
Tagung sich rechtfertigen wird. In diesem Fall wird die Regierung des 
Vereinigten Königreichs, die zu den gegenwärtigen Verhandlungen ein¬ 
geladen hat, die geeigneten Schritte unternehmen. 


Gleichheit der Flotten und Gleichheit der Sicherheit 

210 . Rede des englischen Außenministers Sir John Simon vom 19. 12. 1934 
über das Ergebnis der Flottenkonferenz im englischen Rundfunk 

Während der jüngsten Verhandlungen hat Japan gewisse Vorschläge 
gemacht. Der allgemeine Zweck dieser Vorschläge geht darauf hinaus, 
als Ersatz für das gegenwärtige Vertragssystem ein System aufzubauen, 
unter dem jede Macht in der Lage ist, bis zu einer gemeinsamen oberen 
Grenze, wie man es genannt hat, zu rüsten, d. h. bis zu einer gewissen 
Gesamttonnage, über die hinaus keine Macht rüsten darf. Es wird uns 
zu verstehen gegeben, daß es keineswegs das natürliche Ergebnis dieses 
Vorschlags sein müßte, daß Japan seine Flotte bis zu diesem gemein¬ 
samen Maximum aufbauen würde. .Aber Japan möchte das Recht fest¬ 
gelegt haben, dies tim zu können, wenn es dies als zweckmäßig ansieht. 
Unsere Ansicht ist, daß die Gleichheit der Sicherheit nicht notwendi¬ 
gerweise durch eine derartige Regelung erreicht wird. Wir haben das 
Gefühl, daß angesichts der größeren Reichweite unserer Verantwortlich¬ 
keiten, die sowohl Europa wie Asien einschließen, von anderen Teilen 
der Welt, auf die sich das Britische Reich erstreckt, zu schweigen, und 
angesichts der großen Ausdehnung unserer Verbindungswege zur See 
eine relativ stärkere britische Flotte notwendig ist, um in der Praxis 
die Gleichheit der Sicherheit herzustellen. So würde es z. B. niemals 
möglich sein, daß die ganze britische Flotte im Stillen Ozean kon¬ 
zentriert wird, so sehr es auch vielleicht die Flotten einiger anderer 
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Länder zu tun vermögen. Ich gebe dies als eine einfache Illustration 
für die Probleme, die wir mit unseren japanischen und amerikanischen 
Freunden diskutiert haben. 

Dies ist der britische Gesichtspunkt. Wir haben aber auch sorgfäl¬ 
tig und verständnisvoll den Gesichtspunkt der anderen zu berücksichtigen. 
In einer komplizierten und umstrittenen Sache wird man niemals eine 
Vereinbarung erzielen, wenn man nicht versucht, sich in die Lage des 
anderen zu versetzen. Einer der großen Vorteile der Verhandlungen, an 
denen ich einen so stetigen Anteil in den letzten Wochen genommen 
habe, besteht darin, daß er jede Seite instand setzt, die Schwierigkei¬ 
ten und die Absichten der anderen abzuschätzen. Ich wünsche meinen 
Landsleuten und anderen, die mich hören können, mitzuteilen, daß in 
diesen Unterhandlungen Fortschritte erzielt worden sind. Eine Verständi¬ 
gung kann nie erzielt werden, wenn wir einander nicht verstehen. Wir 
haben die Schwierigkeiten zusammen ruhig und freimütig und freund¬ 
schaftlich erörtert. Niemals ist von Anfang bis zu Ende die gute 
Stimmung gestört worden. Zweifelsohne ist noch ein langer Weg, bis 
man sagen kann, die Grundlage für eine neue Vereinbarung wäre ge¬ 
legt. Aber ich kann Ihnen sagen, daß wir uns bemüht haben — ohne von 
irgend jemand zu verlangen, Grundsätze preiszugeben, an denen er 
hängt —, eine annehmbare Grundlage für eine Regelung zu finden, die 
der Welt die Übel eines hemmungslosen Wettrüstens zur See ersparen 
wird, wenn die gegenwärtigen Verträge zu Ende gehen. 


Kündigung des Washingtoner Abkommens durch Japan 

Note der japanischen Regierung vom 29. 12. 1934 an die amerikanische 211 a. 
Regierung 

In Übereinstimmung mit Artikel 2 3 des Vertrages über die Be¬ 
schränkung der Seerüstungen, der in Washington am 6. Februar 1922 
unterzeichnet wurde, teilt die Regierung Japans hierdurch mit, daß sie 
die Absicht hat, den besagten Vertrag ablaufen zu lassen, der demgemäß 
am 3 i. Dezember ig 36 außer Kraft treten wird. 

Die Begründung (Das pazifische Rüstungs- und Sicherheitssystem 211 b. 
Japans) 

In den Vorverhandlungen zur Seeabrüstung hat die Japanische Re¬ 
gierung, in Zusammenarbeit mit den anderen interessierten Mächten, sich 
in aufrichtigster Weise um das Zustandekommen einer neuen Verein¬ 
barung bemüht, die geeignet wäre, die nationale Verteidigung Japans 
zu sichern und ein wirkliches Maß an Abrüstung zu erreichen, indem sie 
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zwischen den großen Seemächten alle Möglichkeiten eines Angriffs aus¬ 
schaltet und die Steuerlasten, die auf den Völkern ruhen, möglichst ver¬ 
mindert. Die Japanische Regierung ist nach sorgfältiger Erwägung von 
diesem Gesichtspunkt aus zu der Überzeugung gelangt, daß der Sache 
der Abrüstung am besten gedient wäre und daß die Sicherheit der Mächte 
dauernd gewährleistet werden kann durch den Abschluß eines gerech¬ 
ten Abkommens, das sich auf die nachfolgenden, den anderen Mächten 
bereits unterbreiteten Grundsätze stützt: 

1. In Anbetracht der Tatsache, daß sich die Kriegsschiffe, Luft¬ 
fahrzeuge und anderen Kriegswaffen gegenwärtig in einem Stadium 
außerordentlicher Entwicklung befinden, vermögen die bestehenden See¬ 
rüstungsabkommen, die eine Rüstungsungleichheit zwischen den Mäch¬ 
ten festlegen, der nationalen Verteidigung Japans keine Sicherheit mehr 
zu geben. Aus diesem Grunde soll der neue Vertrag nicht auf einer Ver¬ 
hältnisformel beruhen, sondern auf der Vereinbarung einer gemeinsamen 
oberen Grenze der Rüstungen, die jede Macht einhalten soll. 

2. a) Im Einklang mit dem Geist der Abrüstung soll besagte ge¬ 
meinsame obere Grenze so niedrig wie möglich angesetzt werden. 

b) Um jeder Macht den Angriff auf eine andere zu erschweren, 
die Verteidigung aber zu erleichtern, sollen die Angriffswaffen völlig 
abgeschafft oder wesentlich eingeschränkt und dementsprechend Vertei¬ 
digungswaffen vorgesehen werden. 

Angesichts dieser Grundprinzipien ist es der Japanischen Regie¬ 
rung unmöglich, sich zu einer Verlängerung des Seeabrüstungsabkom¬ 
mens von Washington zu verstehen, das nicht nur die Beibehaltung der 
Angriffswaffen erlaubt, sondern mit der Verhältnisformel eine Ungleich¬ 
heit der Seestreitkräfte festlegt. Darüber hinaus muß die Zuteilung einer 
geringeren Verhältnisziffer, die unserem nationalen Ansehen so schäd¬ 
lich ist, eine Quelle dauernder und tiefer Unzufriedenheit für unser Volk 
sein. Unsere Regierung hat sich infolgedessen seit langem für verpflich¬ 
tet gehalten, von ihrer Absicht Kenntnis zu geben, den besagten Vertrag 
gemäß seinen Bestimmungen mit dem Ende des Jahres 1036, d. h. mit 
dem Ablauf der in ihm festgesetzten Geltungsdauer, außer Kraft treten 
zu lassen. Von dieser Absicht ist frühzeitig der Britischen und der Ameri¬ 
kanischen Regierung unmißverständlich klare Mitteilung gemacht wor¬ 
den. Die Japanische Regierung hätte es freilich in ihrem Bestreben, die 
Verhandlungen so freundschaftlich und wirkungsvoll wie möglich zu 
führen, für wünschenswert gehalten, im Einverständnis mit den in Frage 
stehenden Mächten eine gemeinsame Notifizierung des Vertragsablaufs 
vorzunehmen, und hat sie alle zu einer solchen gemeinsamen Erklärung 
eingeladen. 

Erst als jene Mächte die Einladung ablehnten, entschied sich un¬ 
sere Regierung, allein vorzugehen, und notifizierte der Regierung der 
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USA. ihre Absicht, den Washingtoner Vertrag entsprechend der Bestim¬ 
mung von Artikel 2 3 ablaufen zu lassen. Jede beteiligte Macht besitzt 
vertragsmäßig das volle Recht, eine solche Ankündigung auszusprechen, 
die ausdrücklich in dem Vertragsinstrument vorgesehen ist. 

Dieser von der Japanischen Regierung getane Schritt ergibt sich 
einfach und logisch aus unserer grundsätzlichen Politik, die nach dem 
Abschluß eines neuen Paktes strebt, der den Washingtoner Vertrag er¬ 
setzen soll. Unsere Regierung wünscht aufrichtig zu einem Abkommen 
zu gelangen, welches für alle beteiligten Parteien angemessen und ge¬ 
recht ist und mit dem Geist der Abrüstung vollkommen in Einklang 
steht. Sie ist trotz der Beendigung des Washingtoner Vertrages bereit, 
mit unvermindertem Eifer die freundschaftlichen Verhandlungen mit den 
anderen Mächten weiterzuführen. 

Weit entfernt von jeglichem Wunsch, seine Rüstung zu er¬ 
höhen, bemüht sich Japan, die Sache des Friedens dadurch zu fördern, 
daß es das Prinzip der Nichtbedrohung und des Nichtangriffs durch 
Abschaffung oder wesentliche Verminderung der Angriffswaffen zu 
verwirklichen sucht. Es ist seine feste Überzeugung: wenn die übrigen 
Mächte in Würdigung der wirklichen Angemessenheit des japanischen 
Anspruchs bereit sind, eine durchgreifende Verminderung der Kampf¬ 
kraft in der von unserer Regierung vorgeschlagenen Richtung vorzuneh¬ 
men, dann wird den Mächten durch die Einschränkung jeder möglichen 
Bedrohung durch eine andere Macht ein volles Maß von Sicherheit zu¬ 
fallen und ein dauernder Friede auf fester Grundlage geschaffen. 

General Smuts mar in der europäischen Rüstungsfrage als „Sprecher * 
des Britischen Reiches aufgetreten . Seine Rede war ein Ereignis im Kampf 
um die europäische Ordnung gewesen 1 ). Er wollte einem Europa , das unter 
dem Versailler Vertrag erstickte , den Blick auf die großen Weltprobleme 
eröffnen , zu deren Lösung ein in ein kleines Familiengezänk verstricktes 
Europa auf gerufen wurde. Die Rede , die General Smuts am 9. 2 . 1935 
hielt , war nicht weniger ein großes Dokument der internationalen Politik. 
Smuts wollte ein Bild der ungeheuren weltgeschichtlichen Umwälzung ver¬ 
mitteln, die sich im Fernen Osten anzubahnen schien. „Hunderte von Mil¬ 
lionen Menschen sind auf dem Marsche. Wer weiß wohin?" Er sprach für 
V er ständig ung und Ausgleich, aber auch für die Schärfung des Bewußtseins 
um weltgeschichtliche Verantwortungen und Lasten , weltpolitische Gefahren; 
er sprach auch für die innere Vorbereitung auf große Entscheidungen , für 
die Anspannung der Geister und Herzen inmitten gewaltiger schwerwiegen¬ 
der Geschehnisse. Mit dieser Rede hat das Britische Reich in dem Kampf 
um den Fernen Osten geistig Posten bezogen. 


i) Dok. 24. 
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Die weltpolitische Situation nach dem Ende des Washing¬ 
toner Abkommens 

212 . Rede von General Smuts vom 9. 2. 1935 in Capstadt 

Europa ist verarmt und durch den großen Krieg geschwächt. Es 
ist unfähig, zu einem stabilen Frieden zu gelangen. Es ist zerrissen durch 
einen Konflikt fundamentaler Ideen. Inzwischen taucht in Asien eine 
neue Tatsache erster Ordnung empor — in einem Bereich der Welt, 
aus dem so viele der großen historischen Umwälzungen Europas in der 
Vergangenheit gekommen sind. Das schlafende Asien erwacht und ist 
von einem Ende zum andern aufgerüttelt. Zwei Drittel der Menschheit 
sind auf dem Marsche — niemand weiß wohin. Die Tatsache, daß das 
britische Parlament in diesem Jahr seine meiste Zeit dazu verwenden 
wird, eine Verfassung für Indien zu schaffen, ist ein klarer Fingerzeig 
für die Situation, die durch die Kräfte geschaffen worden ist, die all¬ 
überall in Asien in Bewegung sind. 

An der Spitze dieser Bewegung steht eine Großmacht, die bereits 
die maritime Gleichberechtigung mit den beiden größten Seemächten der 
Welt verlangt. In inspirierten Erklärungen von offiziellem oder halboffi¬ 
ziellem Charakter ist der Anspruch auf eine Monroedoktrin für Asien 
erhoben worden, wobei Japan die Stelle der Vereinigten Staaten auf dem 
asiatischen Kontinent übernehmen soll. Japan hat dem Kelloggpakt 
und dem Washingtoner Vertrag zum Trotz China durch Waffengewalt 
die Mandschurei und Jehol entrissen und aus ihnen einen Staat ge¬ 
macht, der von Japan abhängig ist. Dies ist auch dem Völkerbund zum 
Trotz geschehen, aus dem Japan ausgeschieden ist. Schließlich hat Ja¬ 
pan den Washingtoner Flotten vertrag gekündigt und hat so praktisch 
das Konzert der Mächte des Pazifischen Ozeans zerstört, das für die 
Aufrechterhaltung des Friedens in diesem ungeheuren Bereich des Erd¬ 
balls gegründet worden war. 

Inzwischen schickt sich Japan zur ökonomischen Durchdringung 
nicht nur Asiens, sondern anderer Kontinente in einem bisher nicht 
für möglich gehaltenen Maße an. Insbesondere fühlt jeder Teil Afrikas 
den Druck dieser ungeheuren Wirtschaftsoffensive. Ich sage das nicht, 
um Japan zu verdammen, sondern nur, um eine Tatsache festzustellen, 
die das sichtbar macht, was geschieht. Selbst gemessen an dem ungeheu¬ 
ren Maßstab der Ereignisse, an den wir uns mit dem Kriege gewöhnt ha¬ 
ben, stehen wir hier einer der großen Entwicklungen der Geschichte ge¬ 
genüber. Gegenüber dieser schicksalhaften Situation im Fernen Osten 
sind die Streitigkeiten Europas, die für uns so mächtig erscheinen, nicht 
mehr als Familiengezänk. 
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Das Vorgehen Japans in der Mandschurei hat zutiefst beunruhigt. 
Seine Kündigung des Washingtoner Flottenvertrags am Ende des letz¬ 
ten Jahres ist ein noch bedeutsameres Ereignis gewesen. Die Washing¬ 
toner Verträge waren im wesentlichen ein Versuch, einen Friedensmecha- 
nismus für die friedliche Schlichtung von zukünftigen Streitigkeiten 
im Stillen Ozean zu schaffen. Dieses Vertragswerk setzte nicht nur 
die Verhältniszahlen für die Flottenstärke der einzelnen Nationen fest, 
sondern es garantierte auch die Unversehrtheit des chinesischen Ge¬ 
biets und die Politik der Offenen Tür. Sie sahen vor allem ein System 
der Konferenz und der Beratung im Falle von Konflikten im Stillen 
Ozean vor. In loserer Form versuchten die Verträge von Washington, 
das für den Stillen Ozean zu leisten, was der Völkerbund für die ganze 
Welt leisten sollte. Mit der Politik, die Japan nunmehr eingeleitet hat, 
besteht ein ernsthaftes Risiko, daß dieser Mechanismus des Friedens 
zerstört werden wird und daß der Stille Ozean in einem ungeheuren 
Maßstab zum Gefahrenherd der Welt werden wird. Japan, Rußland, 
China, die Vereinigten Staaten, Großbritannien und die Dominien des 
Britischen Reichs, die am Rande des Pazifischen Ozeans hegen (Kanada, 
Australien, Neuseeland und Indien), können alle in diesen Konflikt hin¬ 
eingezogen werden, der zu guter Letzt die ganze Menschheit umspannen 
kann. Die Verträge von Washington waren ein ungeheurer Schritt vor¬ 
wärts, da sie ein System der Konferenz unter diesen Mächten zwecks 
Vermeidung dieser Gefahren begründeten. Nach dem Vorgehen Japans 
besteht die ernsthafte Gefahr, daß das System der Auflösung verfällt. 

Eine völlig neue Situation entsteht damit in der Welt und einige 
der Mächte, die sich bisher in ihrer Isolierung und in ihrer Ferne von 
dem alten europäischen Schauplatz des Streits völlig sicher gefühlt ha¬ 
ben, sind nun innerhalb der Reichweite dieser neuen Gefahren. Ich bin 
überzeugt, daß in dem Maße, als dies von den beteiligten Mächten klar 
erkannt wird, wir eine völlige Umschichtung der alten internationalen 
Situation und eine Umwälzung der Gruppierungen erleben werden, an 
die wir in der Vergangenheit gewöhnt gewesen sind. Europa wird auf- 
horen, der Unruhenherd der Welt zu sein, und der Schwerpunkt der 
Weltpolitik wird nach dem Pazifischen Ozean und nach den Ländern, 
die am Stillen Ozean liegen oder von ihm umgeben werden, wandern. 
Wir werden die alte Karte der Weltpolitik zusammenrollen und wir wer¬ 
den eine neue Karte entrollen, die der neuen Situation entspricht, die 
vor uns steht. Ich sage nicht, daß diese Umwälzung heute oder übermor¬ 
gen eintreten wird. Wir erörtern eines der Probleme in der Weltpolitik, 
die auf ganz lange Sicht sich abspielen. 
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RÜCKZUG DER SOWJETUNION AUS DER MANDSCHUREI. 
DER VERKAUF DER OSTCHINESISCHEN EISENBAHN 

Am 23. 3. 1935 kamen die lang hingezogenen Verhandlungen über 
den Verkauf der Ostchinesischen Bahn zu einem Ende. Eine 
Epoche der fernöstlichen Politik fand damit ihren Abschluß. Der letzte 
Posten Rußlands war nun eingezogen und seit den Tagen von Port Arthur 
war ein beständiges Zurückweichen der russischen Front erfolgt. War jetzt , 
da nun Wladiwostok wie umklammert schien , der Endpunkt erreicht? Oder 
würde Rußland völlig vom Stillen Ozean abgedrängt werden? Neu standen 
nach der Preisgabe der mandschurischen Eisenbahn auch hier die Fronten. 


Aufgabe der Ostchinesischen Eisenbahn durch die Sowjet¬ 
union 

213 a. Vertrag vom 23 . 3 . ig 35 über den Verkauf der Ostchinesischen Eisen¬ 
bahn an Mandschukuo 

Mandschukuo und die UdSSR., von dem Wunsche beseelt, die 
Frage der Nordmandschurischen Eisenbahn (Chinesische Ostbahn) zu 
erledigen und so zur Erhaltung des Friedens im Fernen Osten beizutra¬ 
gen, haben beschlossen, ein Übereinkommen über die Abtretung der 
Rechte der UdSSR, an der Nordmandschurischen Eisenbahn (Chinesi¬ 
sche Ostbahn) an Mandschukuo abzuschließen und zu diesem Zwecke 
folgende Bevollmächtigten ernannt: 

Die Regierung von Mandschukuo: 

Generalleutnant W. S. Y. Tinge, a. o. Gesandter und bevoll¬ 
mächtigter Minister in Japan; 

Herrn Chiuchi Ohashi, Vizeminister für äußere Angelegen¬ 
heiten ; 

Herrn Wu Tse-sheng, Ratgeber der Generaldirektion der Nord- 
mandschurischen Eisenbahn (Chinesische Ostbahn). 

Die Regierung der UdSSR.: 

Herrn Konstantin Konstantinowitsch Jurenew, Mitglied des 
Zentralen Exekutivkomitees der UdSSR, und bevollmächtig¬ 
ter Vertreter der UdSSR, in Japan; 

Herrn Benedikt Ignatiewitsch Koslowsky, Chef der zweiten öst¬ 
lichen Abteilung der Chinesischen Ostbahn (Nordmandschu¬ 
rische Eisenbahn); 

Herrn Stephan Matveiewitsch Kusnetsow, Vizepräsident des 
Verwaltungsrats der Chinesischen Ostbahn (Nordmandschu¬ 
rische Eisenbahn); 
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die, nachdem sie sich gegenseitig ihre Vollmachten überreicht, geprüft 
und für richtig befunden haben, das folgende Übereinkommen abge¬ 
schlossen haben: 

Artikel 1 

Die Regierung der UdSSR, tritt der Regierung von Mandschukuo 
alle ihre Rechte an der Nordmandschurischen Eisenbahn (Chinesische 
Ostbahn) ab, wogegen die Regierung von Mandschukuo der Regierung 
der UdSSR, die Summe von i 4 o Millionen Yen japanischer Währung 
bezahlen wird. 

Artikel 2 

Alle Rechte der UdSSR, an der NME. gehen beim Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Übereinkommens an die Regierung von Mandschukuo 
über, und zur selben Zeit wird die NME. in den vollständigen Besitz 
und die alleinige Verwaltung der Regierung von Mandschukuo gestellt. 

Artikel 3 

Mit dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens werden die Senior¬ 
mitglieder der Verwaltung der NME., die Bürger der UdSSR, sind, von 
ihren Posten enthoben. Die besagten Seniormitglieder der Verwaltung 
der Eisenbahn werden alle Archive, Aufzeichnungen, Papiere und Doku¬ 
mente aller Art, die sich in ihren Händen befinden, ihren Nachfolgern 
in der neuen Verwaltung der Eisenbahn übergeben . . . 

Es folgen nähere Bestimmungen über das sowjetrussische Personal. 

Artikel 4 

Die Regierung von Mandschukuo übernimmt die Aktiva und Passiva 
der NME. laut Liste der Aktiva und Passiva der Eisenbahn vom 3 i. 12. 
1933, die am 22. 3 . 1 g 34 durch die Delegation der UdSSR, der Dele¬ 
gation der Regierung von Mandschukuo durch Vermittlung des japani¬ 
schen Außenministers überreicht wurde und die durch die Listen vom 
17. 3 . und 21. 3 . ig 35 ergänzt worden sind, worin die Änderungen 
in den Aktiva und Passiva seit der Aufstellung der ersten Liste ebenso 
wie die neuen Aktiva und Passiva seit dem 1. 1. 1934 ausgewiesen 
werden. 

Es ist vereinbart, daß die Bestimmungen der Abteilung 4 des Ar¬ 
tikels 4 des Übereinkommens über die allgemeinen Prinzipien für die 
Erledigung der Fragen zwischen der UdSSR, und der Republik China 
vom 3 i. 5 . 1924 in Peking und die Bestimmungen der Abteilung 3 
des Artikels 1 des Übereinkommens zwischen der Regierung der UdSSR, 
und der Regierung der Selbständigen drei östlichen Provinzen der Re¬ 
publik China vom 20. 9. 1924 in Mukden in Kraft bleiben. 

Artikel 5 

Die Regierung der UdSSR, hat das Recht, das folgende Eigentum 
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für den Gebrauch ihres Generalkonsulats in Charbin zu behalten, und 
zwar in Gestalt einer dauernden abgabenfreien Pacht: 

A. Das Grundstück und die Gebäude, die zur Zeit von besagtem 
Generalkonsulat benutzt werden . . . 

B. Das Grundstück und Gebäude, das zur Zeit im Gebrauch der 
Beamten des besagten Generalkonsulats ist . . . 


Artikel 6 

Alles Eigentum, das von der NME. benutzt wird, aber von der Re¬ 
gierung der UdSSR, als Eigentum beansprucht wird, sowie das Eigen¬ 
tum innerhalb des Gebietes der UdSSR., das von der Regierung von 
Mandschukuo als der NME. gehörend beansprucht wird, wird von jeder 
der beteiligten Regierungen gegenseitig als aufgegeben betrachtet, und 
in Zukunft wird wegen dieses Eigentums keine Regierung gegen die 
andere irgendwelche Ansprüche erheben. 

Diese Bestimmung gilt jedoch nicht für das Eigentum (Gebäude 
und ihre Grundstücke und anderes Eisenbahneigentum) der Transbaikal¬ 
bahn in Manchouli und das Eigentum der Ussuribahn in Suifenho, das 
von den beiden Eisenbahnen benutzt wird und ihr Eigentum und unter 
ihrer Verwaltung bleibt. 

Artikel 7 

Von der in Artikel 1 dieses Übereinkommens genannten Summe von 
i4o Mill. Yen japanischer Währung wird die Summe von 46,7 Mill. 
Yen in Übereinstimmung mit Artikel 8 dieses Übereinkommens in bar 
bezahlt und die Bezahlung der Restsumme von 93,3 Mill. Yen erfolgt 
von seiten der Regierung von Mandschukuo in der Form von Waren, 
die der Regierung der UdSSR, in Übereinstimmung mit Artikel 4 dieses 
Übereinkommens ausgeliefert werden. 

Artikel 8 und 9 regeln die Zahlungsmodalitäten, Artikel 10 und 11 die Entschä¬ 
digung für die sowjetrussischen Angestellten der Ostchinesischen Eisenbahn. 

Artikel 12 

Es wird festgelegt, daß der Ausdruck „Nordmandschurische Eisen¬ 
bahn (Chinesische Ostbahn)“ alle Rechte, Unternehmungen und Besitz¬ 
tümer umfaßt, die dazu gehören. 

Artikel i 3 

Um die Verbindungen und den Verkehr zwischen den beiden Län¬ 
dern zu fördern und zu erleichtern, werden die Regierungen von Man¬ 
dschukuo und der UdSSR, innerhalb von drei Monaten nach dem In¬ 
krafttreten dieses Übereinkommens ein besonderes Abkommen über die 
Regelung der Fragen schließen, die die Beförderung von Passagieren, 
Gepäck und Gütern im Transitverkehr, den direkten Verkehr für Passa¬ 
giere, Gepäck und Güter zwischen Eisenbahnstationen der UdSSR, und 
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der NME. ebenso wie die technischen Bedingungen eines direkten Ver¬ 
kehrs ohne Umladen zwischen der Ussurieisenbahn und der NME. über 
die Station Suifenho betreffen. 

Innerhalb der besagten Frist von drei Monaten werden die beiden 
Regierungen ein weiteres besonderes Abkommen über eine direkte Ver¬ 
bindung zwischen den bisher von der NME. betriebenen Telegraphen¬ 
linien und denen der UdSSR, schließen. 

Artikel i 4 

Das vorliegende Übereinkommen tritt mit dem Tage der Unterzeich¬ 
nung in Kraft. 

In zweifacher Ausfertigung in englischer Sprache gegeben in der 
Stadt Tokio am dreiundzwanzigsten Tage des dritten Monats im zweiten 
Jahre Kangte bzw. den 2 3 . März ig 35 . 

gez. W. S. Y. Tinge 
gez. Chiuchi Ohashi 
gez. Wu Tse-sheng 

gez. Konstantin Konstantinowitsch Jurenew 
gez. Benedikt Ignatiewitsch Koslowsky 
gez. Stephan Matveiewitsch Kusnetsow. 

Bürgschaftserklärung der japanischen Regierung vom 2 3 . 3 . 1935 213 b. 

(Schreiben des japanischen Außenministers Hirota an den russischen 
Botschafter in Tokio Jurenew) 

Tokio, 2 3 . März i g 3 5 . 

Herr Botschafterl 

In Übereinstimmung mit dem im Laufe der Verhandlungen über 
den Abschluß eines Übereinkommens zwecks .Abtretung der Rechte der 
UdSSR, in der Nordmandschurischen Eisenbahn (Chinesische Ostbahn) 
an Mandschukuo geäußerten Wunsch Eurer Exzellenz beehre ich mich, 

Ihnen folgendes mitzuteilen: 

In Anbetracht der engen und besonderen Beziehungen, die zwischen 
Japan und Mandschukuo bestehen, garantiert die Japanische Regierung 
die genaue Erfüllung aller Zahlungsverpflichtungen durch die Regie¬ 
rung von Mandschukuo innerhalb der im obengenannten Übereinkommen 
festgesetzten Fristen, sowohl in Geld wie in Gütern, welche die Regie¬ 
rung von Mandschukuo als Folge dieser Abtretung in Übereinstimmung 
mit Artikel 7 des genannten Übereinkommens zugunsten der Regierung 
der UdSSR, auf sich genommen hat. 


gez. Hirota. 
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Tokio, 2 3 . März 193 5 . 

Herr Botschafterl 

In Verfolg der Garantie, die die Japanische Regierung heute der 
Regierung der UdSSR, gegeben hat und die sich auf die Leistung aller 
Zahlungen seitens der Regierung von Mandschukuo bezieht, die diese 
der Regierung der UdSSR, zu machen hat, gemäß den Bestimmungen 
des heute von den Bevollmächtigten der UdSSR, und Mandschukuos Un¬ 
terzeichneten Vertrages über Abtretung der Rechte der Regierung der 
UdSSR, an der NME. an Mandschukuo, habe ich die Ehre, Euer Ex¬ 
zellenz folgendes mitzuteilen: 

Falls in bezug auf die seitens der Regierung von Mandschukuo zu 
leistenden Zahlungen irgendwelche Schwierigkeiten entstehen sollten, so 
wird die Japanische Regierung alle unter den gegebenen Umständen nö¬ 
tigen Anstrengungen machen, damit die Regierung der UdSSR, alle ihr 
seitens der Regierung von Mandschukuo zustehenden Zahlungen in 
vollem Umfang und innerhalb der vorgesehenen Fristen erhält, so daß 
die Regierung der UdSSR, unter keinen Umständen irgendwelche Ver¬ 
luste erleidet. 

Ich benütze die Gelegenheit, Herr Botschafter, Euer Exzellenz 
meine vorzügliche Hochachtung zu versichern. 

gez. Koki Hirota. 


Die Fronten standen neu; der Kampf aber ging weiter. Mitte 1935 
schienen die Erdmassen erneut in Bewegung zu geraten , als Japan auf Nord¬ 
china mit seiner alten Kaiserstadt Peking , dem Rom Chinas, seinen Ein¬ 
fluß auszudehnen versuchte. Der Flottenvertrag von Washington ging sei¬ 
nem Ende entgegen , und in dem Vakuum, das er hinterließ, mußte eine 
neue machtpolitische Ordnung erst noch begründet werden. Große Aufgaben, 
die über das Schicksal der Welt entscheiden, waren dem neuen Jahre 
1935/36 gestellt. 
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